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Chronik 
der wichtigſten Ereigniſſe des Jahres 1905. 


Januar. 


2. Dftafiatifher Krieg. Fall Port Arthurs. 

9. Deutſches Reich. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” demen— 
— Nachrichten über Spannung zwiſchen England und Deutſch— 
land. 

Mitte. Deutfches Reich. Bergarbeiterausftand. 

22. Rußland. Niederwerfung einer Demonftration in Petersburg. 

24. Franfreidh. Kabinettämwechjel. 

25. Deutſches a und Dejterreih-Ungarn. Handelsvertrag. 

25. Dftafiatifher Krieg. Angriff Ruropatfins. 

26. Ungarn. Reicdhstagswahlen. 

Großbritannien. Diskuſſion über den Ausbau der deutjchen 
lotte. 


Februar. 


1. Deutſches Reich. Der ug begründet die Handeläverträge. 

9. J * 2 i n. Der Miniſter des Auswärtigen über die auswärtige 
olitik. 

10. Italien. Begründung des internationalen agrariſchen Inſtituts. 

14. Großbritannien. Parlamentseröffnung. 

22. Deutſches Reich. Annahme der Handelsverträge. 

24. Oſtaſiatiſcher Krieg. Beginn der Schlacht bei Mukden. 

25. Großbritannien und Rußland. Schiedsſpruch in der Hullfrage. 


März. 


März. Deutfhes Reich, Großbritannien, Frankreich. Deffentliche 
Diskuſſion der Maroffofrage. 

4. u Staaten. Beginn der zweiten Amtsperiode Rooſe— 
velts. 

10. Oſtaſiatiſcher Krieg. Niederlage der Ruſſen bei Mukden. 

25./27. Italien. Bildung des Kabinetts Fortis. 

31. Deutſches Reich. Beſuch de3 Kaijerd in Tanger. 

31. Rußland. Der Zar verfpricht eine Volfsvertretung. 


VI Algemeine Chronik. 


April. 


2. Schweiz und Italien. Eröffnung bes Simplontunnels. 
Mitte. Italien. Erjenbahneritreif. 
25. Großbritannien. Erlaß einer Verfafjung für Transvaal. 
29. Rußland. Berkfündigung der Religionzfreiheit. 


Mai. 


Mai. Großbritannien und Deutſches Reich. Preßdiskuſſion über 
die Gefährdung Englands durch die deutiche Flotte. 

8 Spanien. Feier zum Gedächtnis Gervantes’. 

9. Deutſches Reich. eier zum Gedächtnis Schillers. 

10. Italien. Senatödebatte über Tripolis. 

27.28. Dftafiatifher Krieg. Seeſchlacht bei Tchufima. 

30. Marokko. Der Sultan lädt die Mächte zu einer Konferenz ein. 


Juni. 


6. Deutſches Reich. Hochzeit des Kronprinzen. 

6. Frankreich. Rücktritt Delcafjes. 

7. Schweden und Norwegen. Norwegen fündigt die Union. 

8. Vereinigte Staaten. Rooſevelt jchlägt in Tokio und Petersburg 
Friedensverhandlungen vor. 

13. Ungarn. Ernennung Fejervarys zum Minifterpräfidenten. 

19. Römifche Kurie. Enzyflifa über Beteiligung der italienischen Katho— 
Iifen am öffentlichen Leben. 

21.—25. Rußland. Straßenfämpfe in Lodz. 

27. Rußland. Meuterei in der Schwarzen Meer-Flotte. 

28. Deutjhes Reid. Annahme der Berggejege in Preußen. 


Juli. 


6. Oeſterreich. Annahme der Handelsverträge. 
8. Deutſches Reich und Frankreich. Vertrag über Berufung der 


Marokkokonferen 
16.23. Italien. Erfolge der Katholiken und Konfervativen bei den 
Wahlen. 


17. Deutſches Neid. Landtagswahlen in Bayern. 

23.24. Deutſches Reich und Rußland Monardienzufammenkunft. 

Ende, Großbritannien. Preßnachrichten über baltiiche Pläne des 
Deutſchen Kaifers. 


Anguft. 


Anfang. Ungarn. Ankündigung des allgemeinen Wahlrechts. 

5. Dftafiatiiher Krieg. Beginn der DEI ERDEENONKINNER. 

12. Großbritannien und Japan. Bündni 

27.31. Großbritannien und Deutſches Neid. Oſtſeefahrt des Kanal- 
eſchwaders. 

29. Oftafiatif her Krieg. Einigung über die Yriedensbedingungen. 

Ende. Japan. Unzufriedenheit mit den Yriedensbedingungen. 


Allgemeine Ehronik. VII 


September. 


September. Deutſches Reich. Choleragefahr. 

5. Oſtaſiatiſcher Krieg. Unterzeichnung des Friedens. 

10. Spanien. Corteswahlen. 

23. Schweden und Norwegen. Bertrag über die Löſung der Union. 

28. Deutihes Reih und Franfreid. Bertrag über die Marokko— 
fonferenz. 


Oftober. 


5./6. Oeſterreich. Debatte über allgemeines Stimmrecht. 
6./13. Frankreich. Enthüllungen des „Matin” über einen angeblichen 
engliſch⸗franzöſiſchen Kriegsplan gegen Deutichland. 
12.115. Deutſches Reich. Dffiziöje Kundgebungen über die Enthüllungen 
des „Matin“. 
Mitte. Rukland. Generalftreit, 
27. Schweden und Norwegen. Norwegen ald unabhängiger Staat 
anerkannt. 
30. Rußland. Erweiterung der Volksrechte. 


Kodember. 


10.111. Frankreich. Umbildung des Kabinetts. 

Mitte. — ches Reich. Angebliche Einmiſchung in ruſſiſche Verhält— 
niſſe. 

17. Japan und Korea. Vertrag. 

18. Norwegen. Königswahl. 

28. Deutſches Reid. Eröffnung des Reichstags. 

Ende. red Maffendemonftrationen für das allgemeine Wahl- 
re 


Dezember. 


Dezember. Rußland. Aufftand der Letten. 
a Großbritannien und Deutihland. Sympathielundge- 
bungen. 
er Großbritannien. Kabinettswechſel. 
He Deutſches Reid. Der Reichskanzler über auswärtige Politik. 
Deutiches Reich. Genehmigung der Bahn Lüderitzbucht-Kubub. 
16. Frankreich. Rouvier über die Maroffofrage. 
16. Türfei. Annahme der makedoniſchen Finanzkontrolle. 
19. Ungarn. ®Borlegung des Gejeges über das allgemeine Wahlrecht. 
27. Italien. Umbildung des Kabinetts. 
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2 Bas Deutfche Reid; und feine einzelnen Glieder. (Januar 8.) 


Fortjichreiten der Volksbildung und des Schulmejens, alfo für die grund- 
legenden Erfordernifje des mirtichaftlichen Gedeihens und der Volkswohl— 
fahrt. Der Ultramontanismus verneint grundjäglich Die Gleichberechtigung 
der Konfefjionen und die Gemifjensfreiheit, welche Hohen Güter ſich die 
Deutjchen erjt nach jchweren Leiden und Kämpfen errungen haben. Der 
Ultramontanismu3 vermengt die Religion, welche Sache innerer Ueber— 
zeugung jedes einzelnen jein joll, ſyſtematiſch mit politiſch-klerikalen Macht- 
zweden. Er organifiert daher die Angehörigen einer beftimmten Konfeffion 
zu einer politiihen Partei und erweitert dadurch die religiöfen Unterjchiede 
zu einer fürmlichen Volksſpaltung, die fih in das gejamte Fulturelle, 
ftaatliche und bürgerliche Leben überträgt und das friedliche Zujammen- 
leben der Bevölkerung auf die Dauer untergraben muß. Landtagsmwähler! 
Die größten liberalen Errungenjchaften, die Einheit und der innere Friede, 
die Freiheit und der Fortſchritt unſeres Volkes und damit die glüdliche 
Zukunft des Vaterlandes ftehen aljo auf dem Spiele. Wer es ernft meint 
mit diefer, breche mit uns die Macht des NRüdjchritts! Dazu ift nötig, 
daß ihr Wähler alle, Mann für Mann, jeder an feinem Teil, eure ge- 
famten Kräfte einfegt im fommenden Wahlkampf, damit freiheitlich ge- 
ſinnte Männer in da3 bayerische Parlament fommen. Dieje jollen in 
eriter Linie die mächtigfte Aufgabe des nächſten Landtages löſen Helfen, 
das ift die Reform des Landtagswahlreht3. Wir find prinzipiell für das 
gerechteite Wahliyitem, das jeder Stimme im Lande ihren Wert fichert, 
nämlich für die Broportionalwahl mit allgemeinem, gleichem, geheimem 
und direftem Stimmredt. Sollte jedoch dad Zentrum die liberalen An- 
träge auf Einführung der PBroportionalwahl abermals aus eigenfüchtigen 
Beweggründen zu Fall bringen, wie das im legten Landtage gefchehen ift, 
jo jollen unfere Vertreter mit allen Mitteln ein direktes Wahlreht mit 
einer nach der Bevölkerungszahl zu bemefjenden Wahlfreiseinteilung er- 
ftreben. Landtagsmwähler! Es ift aljo ein durchaus unberechtigter Vor— 
wurf, wenn man die Liberalen als Gegner de3 direkten Wahlrecht3 ver- 
ichreit! Unjere Abgeordneten jollen weiterhin eintreten für eine freiheit- 
liche Entwidlung des Verfaſſungslebens und der Verwaltung, fie jollen 
eine ebenjo offene wie jachliche Kritik üben, um überall den Grundjägen 
der Gerechtigkeit und Freiheit zum duͤrchbruch zu verhelfen. Sie ſollen 
Einfluß üben darauf, daß die Stimme Bayerns im Reiche in dieſem Sinne 
geltend gemacht werde. In allen mwirtjchaftlichen und fozialen Fragen 
jollen unjere Vertreter den Fortſchritt und das Gedeihen der Gejamtheit 
des Volkes als Höchftes Ziel im Auge behalten. Unter diefem Gefichts- 
punkt jollen jie die Intereſſen aller Erwerbszweige, der Landwirtſchaft, der 
Induftrie, des Handwerkes und Gewerbes, des Handels und Verkehrs, die 
berechtigten Intereſſen der jelbftändigen Unternehmer jomwie die Beftrebungen 
der Arbeiter auf Beſſerung ihrer mwirtichaftlichen und fozialen Lage vor- 
urteilöfrei und mit auögleichender Gerechtigkeit berüdjichtigen. Wir wollen 
eine Wirtſchaftspolitik, welche der gejamten heimijchen Produktion ebenjo 
dienlih ift wie der Aufwärtsentwidlung der wirtihaftlih und jozial 
ihwächeren Volksſchichten, denen die Selbjthilfe durch Staatshilfe erleichtert 
werden muß. Wir mollen zum Nupen des ganzen Volkes eintreten für 
alle Maßregeln und Einrichtungen, welche joziale und wirtjchaftliche Zer— 
Hüftungen beheben können. Als eine hauptſächliche Grundlage hierfür for- 
dern wir die vollftändige Umgejftaltung unjeres Steuerſyſtems unter Zu- 
grundelegung der allgemeinen NTONCENTDER Einfommenfteuer. Landtags- 
wähler! Sämtliche auf liberalem und demokratiſchem Boden ftehende Partei- 
— haben ſich auf ein Programm geeinigt, das dieſe eben gezeichneten 

ichtlinien in Anwendung auf die einzelnen Aufgaben der Geſetzgebung 
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und Verwaltung, de3 geiftigen, wirtichaftlihen und fozialen Lebens aus- 
führlicher darlegt. Daraus mögt ihr erfehen, welcher Geift unjere Ver— 
einigung bejeelt! So rufen wir denn in der Stunde der Gefahr alle frei 
gejinnten Männer auf, mit uns in den Kampf zu gehen! 1. Gejamt- 
vorftand der liberalen Bereinigung der bayerijhen Abgeordbnetenfammer, 
2. Nationalliberale Yandespartei in Bayern rechts des Rheins, 3. Deutjch- 
freifinnige Partei in Bayern, 4. Deutjche Volkspartei in Bayern, 5. Yung- 
liberaler Landesverband in Bayern recht3 des Rheins, 6. Süddeutſcher 
Verband nationaljozialer Vereine in Bayern, 7. LXiberaler Kreisverband 
für Schwaben und Neuburg. 


9. Januar. (München) Auf dem Parteitage des bayeri- 
jchen Zentrums proflamiert Abg. Heim ein Zufammengehen mit 
den Sozialdemokraten für die Landtagswahlen, um ein befjeres 
Mahlgejeg zuftande zu bringen. 

I. Januar. (Berlin) Eine Konferenz jämtlicher deutjchen 
Eijenbahnverwaltungen berät über die Betriebsmittelgemeinfchaft. 


9. Januar. Die „Norddeutiche Allg. Ztg.“ jchreibt über- die 
Beziehungen zu England: 

In den letzten Tagen find wieder Gerüchte über eine angebliche 
politiihe Spannung zwiſchen Deutichland und England aufgetaucht. Unter 
vager Berufung auf auswärtige Blätter wurde jogar behauptet, e3 hätte 
ein gewiſſer Notenmwechjel zwiſchen London und Berlin ftattgefunden. 
Mehrere deutiche Zeitungen haben fich bereitd das Verdienft erworben, die 
Ausftreuung al3 jeder Begründung entbehrend zu bezeichnen. Bu einer 
Verwidlung mit Großbritannien fehlt jeder Anlaß. Auf publiziftifchem 
Gebiet haben allerdings gewiſſe auffällige Aeußerungen, wie fie vereinzelt 
in der englijchen Preſſe aufgetaucht find — wir denken an die Army and 
Navy Gazette und Banily Fair —, bei uns Aufmerkſamkeit erregt. Dieje 
aggrejjiv Hingenden Bemerkungen waren aber doch nicht imftande, eine 
Spannung zwiſchen Deutichland und England zu erzeugen. 

10. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Vor— 
legung des Etats. Finanzen jeit 1903. Beziehungen zum Reich. 

Die Einnahmen de3 Etats 1905 betragen 2713505707 Marf, die 
Ausgaben im Drdinarium 2514195427 Mark; im Ertra-Ordinarium 
199311280 Marf. 

Finanzminifter Frhr. v. Aheinbaben wirft zunächſt einen Rüd- 
blid auf den Etat von 1903. Er fei pejfimiftiich aufgeftellt worden, habe 
ji aber günftiger gejtaltet. Das Rechnungsjahr 1903 jchließt mit einem 
Ueberjhuß von 63578032,89 Mark ab. Die Ueberjchüfje jeien hHauptjäch- 
lich von der Eifenbahnverwaltung verdient und würden zunächſt auch wieder 
der Eijenbahnverwaltung äugute fommen. Befanntlicy jei aus dem leber- 
ſchuß zunächſt der 30-Millionen-Fonds zu ergänzen, der dem Eijenbahn- 
minifter für unvorhergejehene Ausgaben zur Verfügung ftehe. Diejer Fonds 
habe noch 16 Millionen enthalten, jo daß von den Ueberſchüſſen 14 Mil- 
lionen dazu hätten genommen werden müfjen. Der Reft von 49 Millionen 
fließe in den Ausgleichsfonds, der helfend einzugreifen habe, wenn er zur 
Balancierung des Etat3 notwendig jei. Der Etat 1904 jei ein Spiegel- 
bild der auffteigenden wirtjchaftlihen Entwidlung, obwohl die ange 
Trodenheit alle Wirtjchaftszweige gejhädigt Habe. Er werde Hoffentlich 
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einen Ueberjhuß von 40 Millionen bringen. Auch das Jahr 1905 werbe 
vorausfichtlic eine günftige Entwidlung bringen, und der Abſchluß der 
Handel3verträge würde dazu beitragen. Ueber das Verhältnis zu den 
Neichsfinanzen jagt er: Scheinbar im Widerjpruch mit den günftigen Aus- 
fihten, die ich eröffnet Habe, fteht feit, da der Etatdentwurf niedrigere 
Biffern in den Einnahmen und Ausgaben aufmweift als der von 1904. 
Während jener mit 2 Milliarden 800 Millionen Mark balanciert, fieht 
der Etat für 1905 für Einnahmen und Ausgaben nur 2 Milliarden 
713 Millionen dor. Der niedrigere Sa ift eine Folge der jogenannten 
feinen Finanzreform. Das Mißverhältnis zwijchen dem Reihe und den 
Einzelftaaten, das letztere ſchwer bedrüdt, bleibt beftehen. Wenn das Reich 
ganz unvorhergejehene Anſprüche an die Einzelftaaten ftellte, würden dieje 
dadurd in große Schwierigkeiten fommen, die um fo größer wären, je 
fleiner die davon betroffenen Länder wären, und je weniger die Staaten 
in der Lage jeien, aus Eijenbahnen, Domänen und Forſten jich die Hilfs- 
mittel zu beichaffen, um die Anjprüche des Neiches zu deden. Der Reichs- 
etat für 1905 fordert eine Zujchußanleihe von 51 Millionen. Wird fie 
vom Neichdtage nicht bewilligt, jo würden 30 Millionen jofort auf den 
preußijchen Etat fallen. Wo joll er eine jolche erhebliche Summe her— 
nehmen? Die Folge wäre, daß der Etat mit einem Defizit abjchlöffe, und 
man müßte eine Anleihe machen. Preußen würde dann eine Aufgabe 
ausführen müfjen, die dem Reiche zunächft zufalle, nämlich eine fefte Ab— 
grenzung des Finanzverhältniſſes zwiſchen Reich und Einzelftaaten. Dies 
jei feine reine Finanz, jondern eine hochpolitifche Frage. ..... Neue 
Koften würde das BVBolksichulgejeg bringen. Eine Reform des Einfommen- 
fteuergejeßes jei in Vorbereitung. ... Es wäre nicht möglich gemejen, 
den Etat zu balancieren, wenn nicht die Finanzverwaltung eine jehr energiiche 
Einwirkung auf einzelne Reſſorts ausgeübt hätte, die Forderungen auf das 
Notwendigite zu bejchränfen, und wenn fie dabei nicht durch die allgemein 
günftige Entwidlung der wirtjchaftlichen hen dh unterftüßt worden 
wäre. Ich Fann daher nur mit der Bitte jchließen, Maß zu halten in den 
Ausgaben, um den preußiſchen Finanzen dadurch ihre alte, geficherte und 
fefte Grundlage zu geben. ch jpreche die Erwartung aus, daß es diesmal 
möglich jein wird, den Etat rechtzeitig zu verabjchieden. (Beifall.) 

11.116. Januar. (Reich3tag.) Beratung des Reichsjuſtizetats. 
Schwurgerichte. Auslieferung. 

E3 wird u. a. getadelt, daß Schwurgerichtspräfidenten häufig Wahr- 
ſprüche von Gejchworenen fritifieren. Staatsjefretär Nieberding miß- 
billigt dieje Vorfommnifje. Freiſinnige Abgeordnete verlangen die Auf- 
hebung de3 Gottesläfterungsparagraphen (5 166); Mitglieder des Zentrums 
erklären jich jcharf dagegen. Sozialdemofratiichen Behauptungen gegenüber 
betont Abgeordneter Lenzmann (fr. Vp.) die Unparteilichfeit der Richter; 
eine Klajjenjuftiz Herriche in Deutjchland nicht. — Auf Antrag des Ab- 
geordneten Müller- Meiningen (fr. Bp.) wird eine Rejolution angenommen, 
den Reichskanzler zu erjuchen, dafür zu forgen, daß die Gegenfeitigfeit 
gemäß 88 102 und 103 des Reichsftrafgejegbuches nur nach ordnungsmäßig 
veröffentlichten und genehmigten Staatsverträgen und nur foldhen Staaten 
gewährt wird, welche nad) ihrer eigenen inneren Berfafjung und ihren 
Rechtseinrichtungen eine „Verbürgung” der Gegenjeitigfeit im Sinne der 
erwähnten Beftimmungen gewährleijten können. Werner follen über die 
Auslieferung fremder Staatdangehöriger nur Staatsverträge gemäß Ar- 
tifel 11 der Reichsverfaſſung, d. h. mit Zuftimmung des Bundesrat3 und 
Genehmigung des Reichstags, zwijchen dem Deutjchen Reiche und den aus- 
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wärtigen Regierungen abgejchlofjen werden. Die bisher zwiſchen einzelnen 
Bundesftaaten und auswärtigen Regierungen abgefchloffenen Verträge jollen 
alsbald gekündigt werden. 


11. Januar. (Braunfchweig.) Bertreter von preußifchen 
und braunjchweigifchen Behörden und Körperjchaften beraten über 
die Anlegung von ZTalfperren im Harz. 


12.13. Januar. (Reichstag.) Budgetlommiffion. Beratung 
über Südweſtafrika. Indemnitätsfrage. 


Am 12. erklärt die Kommiſſion einſtimmig, daß die beiden Nachtrags— 
etat3 über die in Südweſtafrika gemachten Ausgaben nicht in Beratung 
genommen werden können, wenn nicht der Reichskanzler vorher beim Reichs— 
tage formell dafür Indemnität nachſucht, daß diefe Ausgaben gemacht 
worden find, ohne vorher den Reichstag zu befragen. — Vertreter der 
Linken greifen die Regierung jcharf an, daß der NReichdtag im Sommer 
zur Bewilligung der Ausgaben nicht berufen ei. 

Am 13. erfucht Schabfefretär Frhr. dv. Stengel mit folgender Er- 
Härung um S$ndemnität: „Der Nachtragsetat für Südweftafrifa enthält 
zweierlei: einerjeit3 die bisher entjtandenen über- und außeretat3mäßigen 
Ausgaben, andrerjeit3 den Voranſchlag Fünftiger, im Rechnungsjahr 1904 
noch erwachjender Ausgaben. Für die nachträgliche Genehmigung des 
Neichstagd kommen nur erftere in Betracht. Bei der Vorberatung der 
Gejepesvorlage durch die Kolonialabteilung und das Reichsſchatzamt war 
davon ausgegangen worden, daß die gejeggebenden Faktoren die Erteilung 
einer förmlichen Indemnität wegen jener Ausgaben im Hinblid auf die 
vom Reichölanzler am 9. Mai 1904 im Plenum des Reichstags abgegebene 
Erklärung nicht geboten erachten würden. Nachdem bei der geftrigen Kom— 
miffionsberatung der Meinung Ausdrud gegeben worden war, daß beziig- 
fi jener Ausgaben e3 der fürmlichen Erteilung der Indemnität bedürfe 
und dieſe Auffafjung der Kommiſſion zur Kenntnis des Reichskanzlers ge- 
bracht worden ift, trägt diefer fein Bedenken, dem geäußerten Verlangen 
ftattzugeben. Der Reichskanzler würde ſchon in der gejtrigen Sitzung der 
Kommiffion eine entjprechende Erklärung haben abgeben laſſen, wenn es 
fi) nit um eine Menderung der Gejegesvorlage handelte, die der Zu— 
ftimmung des Bundesrat3 bedürfte. Dieſe Zuftimmung Habe ich im Auf- 
trage des Reichskanzlers in der geftrigen Sigung des Bundesrat3 ein- 
geholt. Indem ich daher namens des Reichskanzlers für jene über- und 
außeretatömäßigen Ausgaben um Jndemnität nachjuche, erkläre ic) zugleich 
das Einverftändnis des Bundesrat3 damit, daß in den Gejeßentwurf fol- 
gende, dem 86 des Geſetzes vom 25. Februar 1901, betr. die oſtaſiatiſche 
Erpedition, nachgebildete Beftimmung eingejchaltet werde: $ 3. ‚Für alle 
Ausgaben, welche auf den in $ 1 bezeichneten Betrag zu den angegebenen 
Berwendungszweden und in den zugehörigen Nachtragsetat3 bereits ge- 
leiftet find, wird dem Reichskanzler Indemnität erteilt.‘ Die bereitö ge- 
leifteten Ausgaben kommen auf den im $2 bewilligten Kredit in An— 
rechnung.“ 

Ueber die Stärfe der Erpeditiondtruppe und die Koften erklärt 
Direktor Stübel: Mit den Verftärfungen, die noch auf dem Meere 
ſchwimmen, feien 519 Offiziere, 154 Beamte, 11068 Mann, 9987 Pferde, 
54 Geſchütze und 16 Maſchinengewehre auf dem SKriegsichauplag. Bis 
Ende Dezember waren verausgabt 42 Millionen Marf. Sehr viel höher 
al3 bei der oftafiatijchen Expedition und der englijchen Expedition würden 
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die Koſten pro Mann nicht werden. Was die Behandlung der Hereros an- 
lange, fo jei General v. Trotha von dem Reichöfanzler telegraphiich angewieſen 
worden, allen freiwillig fich ergebenden Hereros, abgejehen von den un- 
mittelbar Schuldigen und den Führern, Aufnahme zu gewähren. Auch 
die guten Dienfte der Miffionen für die Unterbringung der Hereros foll 
er annehmen. 


12. Januar. (Reihstagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Galbe-Ajchersleben erhält Albrecht (Soz.) 19013, Blade (ntl.) 
11785, Rahardt (Mittelftandspartei und Bund der Handwerker) 
8147, Dr. Fleischer (Zentr.) 454 Stimmen. Bei der Stichwahl 
am 24. erhält Albrecht 21719, Plade 19433 Stimmen. 


13. Januar. (Lippe- Detmold.) Fürſt Alerander, 73 Jahre 
alt, in der Heilanftalt St. Gilgenberg bei Bayreuth }. — Die 
Regentſchafts- und Thronfolgefrage wird hierdurch nicht berührt; 
bi3 zur Entjcheidung des Bundesrats führt Graf Leopold die Regent- 
jchaft weiter (vgl. 1904 ©. 149). 


Januar/Februar. (Preußen.) Bergarbeiterftrei. 


Seit Anfang Januar zeigt fich eine ftarfe Gärung unter den Berg- 
arbeitern, befonders im Ruhrrevier, die hervorgerufen it durch Zechenftill- 
legungen, Wrbeiterentlafjungen, LZohnftreitigfeiten, Arbeitsverlängerungen. 
Die Arbeiter beſchweren fich über die Praris, die Ein- und Ausfahrt in 
die Arbeit3zeit nicht miteinzurechnen, über das Sinfen der Löhne feit 1900, 
über hohe Gelditrafen, rigorojes Wagennullen und ſchlechte Behandlung 
durch Vorgeſetzte. Mitte Januar bricht der Streif aus im Nuhrrevier, 
am 14. ftreifen 60000, eine Woche jpäter 200000 Dann von 270000. — 
Die Regierung weijt das Oberbergamt in Dortmund an, zu vermitteln; 
Oberberghauptmann v. Velſen reift ind Streifgebiet, findet aber bei den 
Bechenbefigern fein Entgegenfommen. Die Arbeitgeber wollen nicht eine 
Verhandlung mit der Gejamtheit der Arbeiter, jondern nur zwischen ein- 
zelnen Zehen und einzelnen Arbeitern. — Die öffentliche Sympathie fteht 
großenteil3 auf der Geite der Arbeiter infolge der Haltung der Arbeit- 
geber. In den weitfäliichen Städten wird für die Ausftändigen gefammelt, 
Erzbifchof Fiſcher von Köln jchenkt den chriftlichen Gewerfichaften 1000 Mark, 
der evangelifch-joziale Kongreß fordert zur Unterftüßung der Arbeiter auf, 
ohne alle ihre Forderungen billigen zu wollen. 

Am 9. Februar beantragten die Führer der Arbeiter (eine Kom- 
miſſion von fieben Mitgliedern) die Wiederaufnahme der Arbeit, obgleich 
die Mittel noch nicht erichöpft jeien. Man müſſe die Sympathie der öffent- 
lichen Meinung behalten, um mit ihrer Hilfe die verfprochenen Regierungs— 
maßregeln zur Bejlerung der Lage der Bergarbeiter durchzufegen. Der 
Streif wird beendet gegen den Willen einer tadifal-fogialiftiichen Minder- 
heit, die die Führer des Verrats bejchuldigt und einige perjönlich bedroht. 
— Nach dem allgemeinen Urteil hätte der Streit 1—2 Wochen jpäter 
aus Mangel an Mitteln aufhören müſſen. 


14.117. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Erite 


Lejung des Etat3. Eijenbahnen, Handelöverträge, Bergarbeiterftreif, 
Polenfrage. 
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Abgeordneter Graf Limburg-Stirum (fonj.) wünſcht den Ber- 
handlungen über Eifenbahnbetriebsmittelgemeinichaft guten Erfolg, erklärt 
fi) aber gegen die Reichsbetriebsmittelgemeinſchaft. In der Polenpolitif 
jei daS Berbot der polniihen Sprache in öffentlichen VBerfammlungen zu 
empfehlen. Die Landwirtichaft habe zwar im preußifchen Staat3minifterium 
warme Freunde, werde aber von der Reichdregierung vernadjläjligt. Durch 
rechtzeitige Kündigung der beftehenden Handelsverträge hätten beſſere er- 
zielt werden fönnen. Abgeordneter Herold (Bentr.) fieht den Etat als 
günftig an. Insbeſondere jeien die Eijenbahneinnahmen mit 6'/s Prozent 
Berzinjung ſachgemäß. Man folle nicht auf Ermäßigung, jondern Verein- 
fahung der Berjonentarife Hinarbeiten. Das Eifenbahnet müſſe nod) 
ichneller al3 bisher ausgebaut werden, um entlegene Gebiete wirtjchaftlich 
zu erjchließen. Die Landwirtichaft müfje gefördert werden, denn wie die 
Bevölferungsftatiftif zeige, liege in ihr die Wurzel unferer Kraft. Der 
Bergarbeiterftreif jei betrübend, dürfe aber den Arbeitern nicht allein zur 
Laſt gelegt werden, denn Mißftände jeien vorhanden, wie das Haus jchon 
1892 anerkannt habe. Der Kampf gegen das Polentum entfremde die 
Polen den Deutjchen und ftärfe fie innerlich. 

Minifterpräfident Graf Bülow jagt über die Handeläverträge: Seit- 
dem ich zum legten Male hier über die Handelöverträge jprad), ift es uns 
gelungen, nicht ohne Ueberwindung größerer Schwierigkeiten mit ſechs aus- 
wärtigen Staaten Handeldverträge zu vereinbaren, ein Erfolg, der von 
mancher Seite für ausgeichloffen gehalten wurde. Mit Defterreich-Ingarn 
find die Verhandlungen joweit gefördert, daß es ſich in den allernächiten 
Tagen entjcheiden muß, ob wir im allgemeinen zu dem erwünjchten Er- 
eigni3 fommen. Würden wir die jechd Verträge dem Reichdtage vorlegen, 
jo würden unfere Verhandlungen mit Defterreich in hohem Grade erjchwert. 
Wenn ich die Angelegenheit lediglich au8 dem Grunde gefährdet hätte, um 
die parlamentarifchen Verhandlungen um acht bis zehn Tage früher zu 
ermöglichen, jo wäre da3 unverantwortlich gemwejen. Die eo wegen 
der Kündigung der Handel3verträge wird, wie ich hoffe, ihre Löjung da— 
durch finden, daß wir ſechs Verträge fertiggeftellt Haben und hoffentlich 
auch den fiebenten in kürzeſter Frift einbringen werden. ch möchte noch 
eins hinzufügen: Handelsverträge raſch abzufchließen, ift fein diplomatiſches 
Kunftftüd. Dazu braucht man nur Konzefjionen zu machen. Wenn wir 
aber Handel3verträge zuftande bringen wollen, mit denen unjere Land- 
wirtſchaft und auch unjere Erportinduftrie leben fann, jo mußte das 
Terrain Schritt für Schritt erobert werden. Die mirtjchaftlichde Politik 
der verbündeten Regierungen ift aucd in den Handelövertragsverhandlungen 
von dem Beftreben geleitet, fejtzuhalten an den beiden mohlbewährten 
Grundſätzen einerjeit3 des Schußes der nationalen Arbeit, andrerjeit3 der 
Erneuerung langfriftiger Handelsverträge. Die Erfahrung der legten zehn 
Sahre hat bewiejen, daß diefes Ziel im wejentlichen für Handel und In— 
duftrie erreicht ift, nicht aber für die Landwirtichaft (Sehr richtig! rechts!), 
und daß für die Landwirtjchaft eine Erhöhung des Schußes unbedingt 
notwendig ift. Dieſer verftärktte Schuß für die Landwirtihaft joll nad) 
der Anficht der föniglichen Staatsregierung die Signatur der neuen Handel3- 
verträge bilden. Wir durften aber dabei nicht die Möglichkeit aus dem 
Auge verlieren, auch die Intereffen unferes Handels und unjerer Jnduftrie 
entiprechend wahrzunehmen. Ich glaube, daß die Schwierigfeiten jolcher 
Bertragsverhandlungen von manden Stellen doch erheblih, daß fie an 
mancden Stellen ungeheuer unterjhägt werden. Ich kann Sie verfichern, 
daß die mit den Handelävertragsverhandlungen betrauten Reſſorts, Die 
daran beteiligten Männer, insbeſondere die beiden Herren Staatsjefretäre 
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April. 


2. Schweiz und Italien. Eröffnung be Simplontunnels. 
Mitte. Italien. Eijenbahnerftreik. 
25. Großbritannien. Erlaß einer Verfafjung für Transvaal. 
29. Rußland. Berkündigung der Neligionsfreiheit. 


Mai. 


Mai. Großbritannien und Deutfhes Reich. Preßdiskuſſion über 
die Gefährdung Englands durch die deutſche Flotte. 

8. Spanien. eier zum Gedächtnis Cervantes’. 

9. Deutſches Reich. eier zum Gedächtnis Schillers. 

10. Italien. Senat3debatte über Tripofis. 

27.28. DOftafiatiiher Krieg. Seeſchlacht bei Tchufima. 

30. Marokko. Der Sultan lädt die Mächte zu einer Konferenz ein. 


Juni. 


Deutſches Reich. Hochzeit des Kronprinzen. 

Frankreich. Nüdtritt Delcafies. 

Schweden und Norwegen. Norwegen Fündigt die Union. 

Bereinigte Staaten. Rooſevelt jchlägt in Tokio und Peterdburg 
Friedensverhandlungen vor. 

13. Ungarn. Ernennung Fejervarys zum Minifterpräfidenten. 

19. Römiſche Kurie. Enzyflifa über & eteiligung der italienifchen Katho— 

Iifen am öffentlichen Leben. 

21.—25. Rußland. Straßenfämpfe in Lodz. 

27. Rußland. Meuterei in der Schwarzen Meer-Tlotte. 

28. Deutihes Reid. Annahme der Berggejege in Preußen. 


annmn 


Zuli. 


6. Defterreih. Annahme der Handelöverträge. 
8. Deutſches Reih und Frankreich. Vertrag über Berufung der 


Maroffofonferenz. 
16.23. Stalien. Erfolge der Katholifen und Konjervativen bei ben 
Wahlen. 


17. Deutjches Neih. Landtagswahlen in Bayern. 

23.24. Deutſches Reih und Rußland. Monarchenzuſammenkunft. 

Ende. Großbritannien. Preßnachrichten über baltiſche Pläne des 
Deutſchen Kaifers. 


Auguſt. 
Anfang. Ungarn. Ankündigung des allgemeinen Wahlrechts. 


5. Oſtaſiatiſcher Krieg. Beginn = AU 

12. Großbritannien und Japan. 

27.31. Großbritannien und ————— Reich, Dftjeefahrt des Kanal- 
eſchwaders. 

29. Oſtaſiatiſcher Krieg. Einigung über die Friedensbedingungen. 

Ende. Japan. Unzufriedenheit mit den Friedensbedingungen. 
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September. 


September. Deutiches Reich. Choleragefahr. 

5. DOftajiatijher Krieg. Unterzeihnung des Friedens. 

10. Spanien. Eorteswahlen. 

23. Schweden und Norwegen. Bertrag über die Löſung der Union. 

28. Deutihes Reich und Franfreidh. Bertrag über die Maroffo- 
fonferenz. 


Ottober. 


5./6. Oeſterreich. Debatte über allgemeines Stimmrecht. 
6.13. Frankreich. Enthüllungen des „Matin“ über einen angeblichen 
englijch-franzöftichen Kriegsplan gegen Deutichland. 
12.115. Deutihes Reid. DOffiziöje Kundgebungen über die Enthüllungen 
des „Matin“. 
Mitte. Rußland. Generalitreif. 
27. Schweden und Norwegen. Norwegen al3 unabhängiger Staat 
anerkannt. 
30. Rußland. Erweiterung der Volksrechte. 


Rovember. 


10.111. Frankreich. Umbildung des Kabinett3. 
Mitte. Deutſches Reich. Angeblide Einmiihung in ruſſiſche Berhält- 


niſſe. 

17. Japan und Korea. Vertrag. 

18. Norwegen. Königswahl. 

28. Deutſches Reich. Eröffnung des Reichstags. 

Ende. O 5 ſterreich. Maſſendemonſtrationen für das allgemeine Wahl— 
re 


Dezember. 


Dezember. Rußland. NAufftand der Letten. 
= Großbritannien und Deutihland. Sympathiefundge- 
bungen. 
4. Großbritannien. Kabinettswechſel. 
. Deutihes Reih. Der Reichskanzler über auswärtige Bolitif. 
Deutiches Reich. Genehmigung der Bahn Lüderigbucht-Hubub. 
16; Frankreich. Rouvier über die Maroflofrage. 
16. Zürfei. Annahme der mafedoniichen Finanzkontrolle. 
19. Ungarn. Borlegung des Gejeges über das allgemeine Wahlrecht. 
27. Italien. Umbildung des Kabinetts. 





I. 
Das Dentihe Reich und jeine einzelnen Glieder. 


1. Januar. (Berlin) Der Kaifer jchlägt dem amerifani- 
ſchen Botjchafter vor, amerikaniſche Gelehrte ſollten nach Deutjch- 
land kommen und an den deutjchen Univerfitäten Vorlefungen 
halten, während umgekehrt deutjche Profefforen die amerifanijchen 
Univerfitäten befuchen und dort deutjches Wiflen verbreiten jollten. 
Die Ausführung diejes Planes würde dazu beitragen, daß die beiden 
Völker fich befjer verjtehen würden. 


Anf. Januar. Der Kaijer teilt dem Zaren und dem Mikado 
mit, daß er dem General Stöfjel und dem General Nogi den Orden 
pour le merite verleihen wolle. Beide Monarchen jtimmen 
danfend zu. 


6. Januar. Württemberg.) In der Landesverfammlung 
der Volkspartei proflamiert Abg. Payer einen Zufammenjchluß der 
Linken unter Ausſchluß der Sozialdemokratie. Deren gehäjfige 
Taktik und einficht3lofe Politif mache ein Zujammengehen un= 
möglich. 

8. Januar. (Bayern.) Bereinigung der Liberalen ‘Barteien 
gegen das Zentrum und die Sozialdemokratie. 

Eine Verſammlung von Delegierten aller liberalen Parteien in 
Nürnberg beichließt, bei den Landtagswahlen nach einem gemeinjfamen 
Programm vorzugehen. Der Wahlaufruf lautet: Landtagswähler! Eine 
ihwere Gefahr bedroht die politiihe und fulturelle Entwidlung unjeres 
Baterlandes. Bayern fteht unter dem Drude einer ultramontanen Kammer— 
mehrheit. Jedermann weiß, daß diefe mit allen Mitteln bejtrebt ift, ihre 
Stellung im nädjften Landtag noch zu verftärfen. Das Zentrum will 
Gejeßgebung, Verwaltung und öffentliches Leben unter die Elerifale Herr- 
ihaft zwingen. Man will den Liberalismus in feiner Gejamtheit aus der 
Landesvertretung wie aus den öffentlichen Körperjchaften bejeitigen, Frei— 
heit und Fortichritt aus dem Leben des Volkes ausichalten. Wähler! Ihr 
alle wißt, was das zu bedeuten hat! Ihr wißt, daß der Ultramontanismus 
ein Hemmnis ift für die Entfaltung von Wifjenjchaft und Kunft, für das 
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Fortjchreiten der Volksbildung und des Schulmejens, aljo für die grund«- 
fegenden Erfordernifje des wirtjchaftlichen Gedeihens und der Volkswohl— 
fahrt. Der Ultramontanismus verneint grundjäglich die Sleichberechtigung 
der Konfefjionen und die Gemwifjensfreiheit, welche Hohen Güter jich Die 
Deutjchen erft nach jchweren Leiden und Kämpfen errungen haben. Der 
Ultramontanismus vermengt die Religion, welche Sache innerer leber- 
zeugung jedes einzelnen fein joll, ſyſtematiſch mit politijch-Flerifalen Macht- 
zweden. Er organifiert daher die Angehörigen einer beftimmten Konfeſſion 
zu einer politifchen Partei und erweitert dadurch die religiöfen Unterjchiede 
zu einer förmlichen Volksſpaltung, die fi in das gejamte Fulturelle, 
jtaatliche und bürgerliche Leben überträgt und da3 friedliche Zufammen- 
leben der Bevölkerung auf die Dauer untergraben muß. Landtagsmwähler! 
Die größten liberalen Errungenschaften, die Einheit und der innere Friede, 
die Freiheit und der Fortichritt unferes Volkes und damit die glüdliche 
Bufunft des Vaterlandes ftehen alſo auf dem Spiele. Wer e3 ernſt meint 
mit diefer, breche mit uns die Macht des Rückſchritts! Dazu ift nötig, 
daß ihr Wähler alle, Mann für Mann, jeder an jeinem Teil, eure ge- 
famten Kräfte einfegt im fommenden Wahlfampf, damit freiheitlich ge— 
innte Männer in das bayerische Parlament fommen. Dieje follen in 
erfter Linie die mächtigfte Aufgabe des nächſten Landtages löſen helfen, 
das ift die Reform des Landtagswahlrechts. Wir find prinzipiell für das 
gerechtefte Wahliyitem, das jeder Stimme im Lande ihren Wert fichert, 
nämlich; für die Proportionalwahl mit allgemeinem, gleichem, geheimem 
und direftem Stimmredt. Sollte jedoch das Zentrum die liberalen An— 
träge auf Einführung der Proportionalwahl abermals aus eigenfüchtigen 
Beweggründen zu Fall bringen, wie das im letzten Landtage gejchehen ift, 
jo jollen unjere Vertreter mit allen Mitteln ein direktes Wahlrecht mit 
einer nad) der Bevölkerungszahl zu bemeſſenden Wahlfreiseinteilung er- 
ftreben. Landtagsmwähler! E3 iſt alfo ein durchaus unberedhtigter Vor— 
mwurf, wenn man die Liberalen ald Gegner des direkten Wahlrechtd ver- 
ichreit! Unſere Abgeordneten jollen weiterhin eintreten für eine freiheit- 
liche Entwidlung des Berfafjungslebend und der Verwaltung, fie jollen 
eine ebenjo offene wie ſachliche Kritif üben, um überall den Grundjägen 
der Gerechtigkeit und Freiheit zum Durchbruch zu verhelfen. Sie jollen 
Einfluß üben darauf, daß die Stimme Bayerns im Reiche in diefem Sinne 
geltend gemacht werde. In allen wirtjchaftlichen und fozialen Fragen 
jolfen unjere Vertreter den Fortjchritt und das Gedeihen der Gejamtheit 
des Volkes als höchſtes Ziel im Auge behalten. Unter dieſem Gefichts- 
punkt jollen fie die Intereſſen aller Erwerbszweige, der Landwirtichaft, der 
Industrie, des Handwerfed und Gewerbes, de3 Handels und Verkehrs, die 
berechtigten Intereſſen der jelbjtändigen Unternehmer jomwie die Beſtrebungen 
der Arbeiter auf Beſſerung ihrer mwirtjchaftlichen und fozialen Lage vor» 
urteilsfrei und mit ausgleichender Gerechtigkeit berüdfichtigen. Wir wollen 
eine Wirtjchaftspolitif, twelche der geſamten heimijchen Produktion ebenjo 
dienlich ift wie der NAufwärtsentwidlung der mwirtichaftlih und fozial 
ihwächeren Volksſchichten, denen die Selbjthilfe durch Staatshilfe erleichtert 
werden muß. Wir mollen zum Nuten de3 ganzen Volkes eintreten für 
alle Maßregeln und Einrichtungen, welche joziale und wirtichaftliche Zer- 
Hüftungen beheben fünnen. Als eine Hauptjächliche Grundlage Hierfür for- 
dern wir die vollftändige Umgeftaltung unjeres Steuerſyſtems unter Zu— 
grundelegung der allgemeinen ante Einfommenfteuer. Landtags- 
wähler! Sämtliche auf liberalem und demofratijchem Boden ftehende Partei- 
gruppen haben jich auf ein Programm geeinigt, das dieſe eben gezeichneten 
Richtlinien in Anwendung auf die einzelnen Aufgaben der Gejeßgebung 
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und Verwaltung, de3 geiftigen, wirtjchaftlichen und fozialen Lebens aus- 
führlicher darlegt. Daraus mögt ihr erjehen, welcher Geift unfere Ber- 
einigung bejeelt! So rufen wir denn in der Stunde der Gefahr alle frei 
gejinnten Männer auf, mit uns in den Kampf zu gehen! 1. Gejamt- 
vorftand der Liberalen Bereinigung der bayerischen Abgeordnnetenfammer, 
2. Nationalliberale Zandespartei in Bayern recht3 des Rheins, 3. Deutjch- 
freifinnige Partei in Bayern, 4. Deutjche Volkspartei in Bayern, 5. Jung— 
liberaler Landesverband in Bayern recht des Rheins, 6. Süddeutjcher 
Berband nationaljozialer Vereine in Bayern, 7. Xiberaler Kreisverband 
für Schwaben und Neuburg. 


9. Januar. (München) Auf dem Parteitage des bayeri- 
ichen Zentrums proflamiert Abg. Heim ein Zufammengehen mit 
den Sozialdemokraten für die Landtagswahlen, um ein befferes 
Wahlgeſetz zuftande zu bringen. 

9. Januar. (Berlin.) Eine Konferenz ſämtlicher deutfchen 
Eijenbahnverwaltungen berät über die Betriebsmittelgemeinschaft. 


I. Januar. Die „Norddeutjche Allg. Ztg.“ fchreibt über- die 
Beziehungen zu England: 

In den legten Tagen find wieder Gerüchte über eine angebliche 
politiiche Spannung zwiſchen Deutjchland und England aufgetaudht. Unter 
vager Berufung auf auswärtige Blätter wurde jogar behauptet, e3 hätte 
ein gewiſſer Notenmwechjel zwiichen London und Berlin ftattgefunden. 
Mehrere deutiche Zeitungen haben ſich bereit3 das Verdienft erworben, die 
Ausftreuung als jeder Begründung entbehrend zu bezeichnen. Zu einer 
Berwidlung mit Großbritannien fehlt jeder Anlaß. Auf publiziftifchem 
Gebiet haben allerdings gewiſſe auffällige Aeußerungen, mie fie vereinzelt 
in der englifchen Preſſe aufgetaucht find — mir denfen an die Army and 
Navy Gazette und Banily Fair —, bei ung Aufmerkjamfeit erregt. Dieje 
aggrejjiv Elingenden Bemerkungen waren aber doch nicht imftande, eine 
Spannung zwiichen Deutichland und England zu erzeugen. 


10. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Vor— 
legung des Etats. Finanzen feit 1903. Beziehungen zum Reich). 


Die Einnahmen de3 Etat3 1905 betragen 2713505707 Mark, die 
Ausgaben im Ordinarium 2514195427 Mark; im Ertra-Ordinarium 
199311280 Marf. 

Yinanzminifter Frhr. v. Rheinbaben wirft zunächſt einen Rüd- 
blid auf den Etat von 1903. Er jei peſſimiſtiſch aufgeftellt worden, habe 
ſich aber günftiger geftaltet. Das Rechnungsjahr 1903 ſchließt mit einem 
Ueberjhuß von 63578032,89 Mark ab. Die Ueberſchüſſe jeien Hauptjäch- 
lich von der Eifenbahnverwaltung verdient und würden zunächft auch wieder 
der Eijenbahnvermwaltung zugute fommen. Befanntlic) ei aus dem Ueber- 
ſchuß zunächſt der 30-Millionen-Fonds zu ergänzen, der dem Eijenbahn- 
minifter für unvorhergefehene Ausgaben zur Verfügung ftehe. Dieſer Fonds 
habe noch 16 Millionen enthalten, jo daß von den Ueberſchüſſen 14 Mil- 
lionen dazu hätten genommen werden müfjen. Der Reit von 49 Millionen 
fliege in den Ausgleichsfonds, der helfend einzugreifen habe, wenn er zur 
Balancierung des Etat3 notwendig jei. Der Etat 1904 jei ein Spiegel- 
bild der auffteigenden wirtfchaftlihen Entwidlung, obwohl die lange 
Trodenheit alle Wirtjchaftszweige gejchädigt habe. Er werde Hoffentlich 
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einen Ueberſchuß von 40 Millionen bringen. Auch da3 Jahr 1905 werde 
vorausfichtli eine günftige Entwidlung bringen, und der Abſchluß der 
Handelöverträge würde dazu beitragen. Ueber das Verhältnis zu den 
Reichsfinanzen jagt er: Scheinbar im Widerfpruch mit den günftigen Aus- 
fichten, die ich eröffnet Habe, fteht feit, daß der Etat3entwurf niedrigere 
Biffern in den Einnahmen und Ausgaben aufweiſt als der von 1904. 
Während jener mit 2 Milliarden 800 Millionen Mark balanciert, fieht 
der Etat für 1905 für Einnahmen und Ausgaben nur 2 Milliarden 
713 Millionen vor. Der niedrigere Saß iſt eine Folge der jogenannten 
Heinen Finanzreform. Das Mißverhältnis zwijchen dem Reiche und den 
Einzelftaaten, da3 letztere ſchwer bedrückt, bleibt beftehen. Wenn das Reich 
ganz unvorhergejehene Anjprüche an die Einzeljtaaten ftellte, würden diefe 
dadurch in große Schwierigkeiten fommen, die um jo größer wären, je 
Heiner die davon betroffenen Länder wären, und je weniger die Staaten 
in der Lage jeien, aus Eijenbahnen, Domänen und Forften fich die Hilfs- 
mittel zu beichaffen, um die Anjprüche des Reiches zu deden. Der Reichs— 
etat für 1905 fordert eine Zuſchußanleihe von 51 Millionen. Wird fie 
vom Reichstage nicht bewilligt, jo würden 30 Millionen fofort auf den 
preußifchen Etat fallen. Wo joll er eine ſolche erhebliche Summe her- 
nehmen? Die Folge wäre, daß der Etat mit einem Defizit abjchlöffe, und 
man müßte eine Anleihe machen. Preußen würde dann eine Aufgabe 
ausführen müfjen, die dem Reiche zunächft zufalle, nämlich eine fefte Ab— 
grenzung des Finanzverhältniſſes zwiſchen Reich und Einzelftaaten. Dies 
jei feine reine Finanze, ſondern eine hochpolitiſche Frage. .. ... Neue 
Koften würde das Bolksichulgefeg bringen. Eine Reform des Einfommen- 
fteuergejeßes jei in Worbereitung. . . . Es wäre nicht möglich gemejen, 
den Etat zu balancieren, wenn nicht die Finanzverwaltung eine jehr energijche 
Einwirkung auf einzelne Reſſorts ausgeübt hätte, die Forderungen auf das 
Notwendigite zu bejchränfen, und wenn fie dabei nicht durch die allgemein 
günftige Entwidlung der wirtichaftlichen Verhältniſſe unterftügt worden 
wäre. Ich kann daher nur mit der Bitte ſchließen, Maß zu halten in den 
Ausgaben, um den preußifchen Finanzen dadurch ihre alte, geficherte und 
fefte Grundlage zu geben. Ich jpreche die Erwartung aus, daß e3 Diesmal 
möglich fein wird, den Etat rechtzeitig zu verabjchieden. (Beifall.) 

11.16. Januar. (Reichdtag.) Beratung des Reichsjuſtizetats. 
Schwurgerichte. Auslieferung. 

Es wird u. a. getadelt, daß Schwurgerichtöpräfidenten Häufig Wahr- 
jprüche von Gejchworenen fritifieren. Staatsfefretär Nieberding miß- 
billigt dieje Vorfommnijje. Freifinnige Abgeordnete verlangen die Auf- 
hebung des Gottesläfterungsparagraphen ($ 166); Mitglieder des Zentrums 
erklären fich jcharf dagegen. Sozialdemokratiſchen Behauptungen gegenüber 
betont Abgeordneter Lenzmann (fr. Vp.) die Unparteilichfeit der Richter; 
eine Klafjenjuftiz herrſche in Deutjchland nicht. — Auf Antrag des Ab- 
geordneten Müller- Meiningen (fr. Vp.) wird eine Rejolution angenommen, 
den Neichöfanzler zu erjuchen, dafür zu forgen, daß die Gegenfeitigfeit 
gemäß $$ 102 und 103 des Reichsitrafgejeßbuches nur nach ordnungsmäßig 
veröffentlichten und genehmigten Staat3verträgen und nur ſolchen Staaten 
gewährt wird, welche nach ihrer eigenen inneren Berfafjung und ihren 
Rechtseinrichtungen eine „Verbürgung“ der Gegenfeitigfeit im Sinne der 
erwähnten Beſtimmungen gewährleiften fönnen. Werner jollen über die 
Auslieferung fremder Staatsangehöriger nur Staatsverträge gemäß Ar— 
tifel 11 der Neichsverfaffung, d. h. mit Zuftimmung des Bundesrat3 und 
Genehmigung des Reichstags, zwiichen dem Deutjchen Reiche und den aus- 
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wärtigen Regierungen abgeichlofien werden. Die bisher zwiichen einzelnen 
Bundesftaaten und auswärtigen Regierungen abgeichlofienen Verträge jollen 
al3bald gefündigt werden. 


11. Januar. (Braunfchweig.) Bertreter von preußiichen 
und braunjchweigiichen Behörden und Körperichaften beraten über 
die Anlegung von ZTalfperren im Harz. 


12.13. Januar. (Reich3tag.) Budgetlommiifion. Beratung 
über Südweltafrifa. Indemnitätsfrage. 


Am 12. erflärt die Kommiſſion einftimmig, daß die beiden Nachtrags- 
etat3 über die in Südweltafrifa gemachten Ausgaben nicht in Beratung 
genommen werden können, wenn nicht der Reichskanzler vorher beim Reichs— 
tage formell dafür Indemnität nachſucht, dab diefe Ausgaben gemadıt 
worden find, ohne vorher den Reichstag zu befragen. — Bertreter der 
Linken greifen die Regierung jcharf an, daß der Reichstag im Sommer 
zur Bewilligung der Ausgaben nicht berufen jet. 

Am 13. erfuht Schagjefretär Frhr. v. Stengel mit folgender Er- 
Härung um Indemnität: „Der Nachtragsetat für Südweſtafrika enthält 
zweierlei: einerjeitö die bisher entftandenen über- und außeretatsmäßigen 
Ausgaben, andrerjeit3 den Voranſchlag fünftiger, im Rechnungsjahr 1904 
noch erwacdjender Ausgaben. Für die nachträgliche Genehmigung des 
Reichstags kommen nur erftere in Betradht. Bei der Borberatung der 
Gejegesvorlage durch die Kolonialabteilung und das NReihsihagamt war 
davon ausgegangen worden, daß die gejeßgebenden Faktoren die Erteilung 
einer förmlichen Jndemnität wegen jener Ausgaben im Hinblid auf die 
vom Reichsfanzler am 9. Mai 1904 im Plenum des Reichstags abgegebene 
Erflärung nicht geboten erachten würden. Nachdem bei der gejtrigen Kom- 
mifjionsberatung der Meinung Ausdrud gegeben worden war, daß bezüg- 
lid) jener Ausgaben es der förmlichen Erteilung der Indemnität bedürfe 
und diefe Auffafjung der Kommiſſion zur Kenntnis des Reichskanzlers ge- 
bracht worden ift, trägt diefer fein Bedenken, dem geäußerten Berlangen 
ftattzugeben. Der Reichskanzler würde ſchon in der gejtrigen Sigung der 
Kommiffion eine entiprechende Erflärung haben abgeben lafjen, wenn e3 
fih nit um eine Aenderung der Gejegesvorlage handelte, die der Zu- 
ftimmung des Bundesrats bedürfte. Dieſe Zuftimmung habe ich im Auf- 
trage des Reichskanzlers in der geftrigen Sitzung des Bundesrat ein- 
geholt. Indem ich daher namens des Reichskanzlers für jene über- und 
außeretat3mäßigen Ausgaben um Jndemnität nachjuche, erkläre ich zugleich 
das Einverftändnis des Bundesrat damit, daß in den Gejegentiwurf fol- 
gende, dem 86 des Geſetzes vom 25. Februar 1901, betr. die oftafiatijche 
Erpedition, nachgebildete Beftimmung eingejchaltet werde: $ 3. ‚Für alle 
Ausgaben, welche auf den in $ 1 bezeichneten Betrag zu den angegebenen 
Verwendungszweden und in den zugehörigen Nachtragsetat3 bereit3 ge- 
feiftet find, wird dem Neichdfanzler Indemnität erteilt.‘ Die bereit ge- 
leifteten Ausgaben kommen auf den im $2 bewilligten Kredit in An— 
rechnung.“ 

Ueber die Stärke der Erpeditionstruppe und die Koften erklärt 
Direktor Stübel: Mit den Verftärfungen, die noch auf dem Meere 
ſchwimmen, feien 519 Offiziere, 154 Beamte, 11068 Mann, 9987 Pferde, 
54 Geſchütze und 16 Majchinengewehre auf dem Kriegsichauplag. Bis 
Ende Dezember waren verausgabt 42 Millionen Mark. Sehr viel höher 
al3 bei der oftafiatischen Expedition und der englijchen Expedition würden 
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die KRoften pro Mann nicht werden. Was die Behandlung der Hereros an— 
lange, fo jei General dv. Trotha von dem Reichskanzler telegraphijch angemwiejen 
worden, allen freiwillig fich ergebenden Hereros, abgejehen von den un— 
mittelbar Schuldigen und den Führern, Aufnahme zu gewähren. Auch 
die guten Dienfte der Mifjionen für die Unterbringung der Hereros fol 
er annehmen. 


12. Januar. (Reichstagswahl.) Bei der Erjawahl in 
Galbe-Afchersleben erhält Albrecht (Soz.) 19013, Blade (ntl.) 
11785, Rahardt (Mittelftandspartei und Bund der Handwerker) 
8147, Dr. FFleifcher (Zentr.) 454 Stimmen. Bei der Stichwahl 
am 24. erhält Albrecht 21719, Plade 19433 Stimmen. 


13. Januar. (Lippe- Detmold.) Fürſt Alerander, 73 Jahre 
alt, in der Heilanftalt St. Gilgenberg bei Bayreuth }. — Die 
Regentſchafts- und Thronfolgefrage wird Hierdurch nicht berührt; 
bi3 zur Entfcheidung des Bundesrats führt Graf Leopold die Regent- 
ichaft weiter (vgl. 1904 ©. 149). 


Sanuar/ebruar. (Preußen.) Bergarbeiterftreif. 


Seit Anfang Januar zeigt fich eine ftarfe Gärung unter den Berg- 
arbeitern, befonder3 im Ruhrrevier, die hervorgerufen it durch Zechenſtill⸗ 
legungen, Wrbeiterentlafjungen, Zohnftreitigfeiten, Arbeitsverlängerungen. 
Die Arbeiter bejchiweren fich über die Praris, die Ein- und Ausfahrt in 
die Arbeitäzeit nicht miteinzurechnen, über das Sinfen der Löhne feit 1900, 
über hohe Geldftrafen, rigorojes Wagennullen und jchlehte Behandlung 
durch Vorgeſetzte. Mitte Januar bricht der Streik aus im Ruhrrevier, 
am 14. ftreifen 60000, eine Woche jpäter 200000 Mann von 270000. — 
Die Regierung weiſt das Oberbergamt in Dortmund an, zu vermitteln; 
Oberberghauptmann dv. Belfen reift ind Streifgebiet, findet aber bei den 
Bechenbefigern fein Entgegenfommen. Die Arbeitgeber wollen nicht eine 
Verhandlung mit der Gejamtheit der Arbeiter, jondern nur zwijchen ein» 
zelnen Zechen und einzelnen Arbeitern. — Die öffentliche Sympathie fteht 
großenteil3 auf der Seite der Arbeiter infolge der Haltung der Arbeit- 
geber. In den weftfälischen Städten wird für die Ausftändigen gefammelt, 
Erzbiſchof Filcher von Köln jchenkt den chriftlichen Gewerfichaften 1000 Marf, 
der evangelifch-joziale Kongreß fordert zur Unterftüßung der Arbeiter auf, 
ohne alle ihre Forderungen billigen zu wollen. 

Am 9. Februar beantragten die Führer der Arbeiter (eine Kom— 
mijfion von fieben Mitgliedern) die Wiederaufnahme der Arbeit, obgleich 
die Mittel noch nicht erichöpft jeien. Man müſſe die Sympathie der öffent. 
lihen Meinung behalten, um mit ihrer Hilfe die verfprochenen Regierungs- 
maßregeln zur Bejlerung der Lage der Bergarbeiter durchzufegen. Der 
Streit wird beendet gegen den Willen einer tadifol-fogiatiftzichen Minder- 
heit, die die Führer des Verrats bejchuldigt und einige perſönlich bedroht. 
— Nad) dem allgemeinen Urteil Hätte der Streit 1—2 Wochen jpäter 
aus Mangel an Mitteln aufhören müfjen. 


14.117. Januar. Preußiſches Abgeordnetenhaus.) Erfte 


Leſung des Etat3. Eijenbahnen, Handelverträge, Bergarbeiterftreif, 
Polenfrage. 
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Abgeordneter Graf Limburg-Stirum (fonj.) wünjcht den Ber- 
handlungen über Eifenbahnbetriebsmittelgemeinjchaft guten Erfolg, erklärt 
fi) aber gegen die Reichsbetriebsmittelgemeinſchaft. In der Polenpolitif 
jei das Berbot der polniihen Sprade in öffentlihen Berfammlungen zu 
empfehlen. Die Landwirtichaft Habe zwar im preußifchen Staatsminijterium 
warme Freunde, werde aber von der Reichsregierung vernachläſſigt. Durch 
rechtzeitige Kündigung der beftehenden Handelöverträge hätten bejjere er- 
zielt werden fönnen. Abgeordneter Herold (Zentr.) fieht den Etat als 
günftig an. Insbeſondere jeien die Eifenbahneinnahmen mit 61/ Prozent 
Berzinjung ſachgemäß. Man jolle nicht auf Ermäßigung, jondern Verein- 
fahung der PBerjonentarife Hinarbeiten. Das Eijenbahnneg müſſe noch 
ichneller al3 bisher ausgebaut werden, um entlegene Gebiete wirtichaftlich 
zu erichließen. Die Landwirtichaft müfje gefördert werden, denn wie die 
Bevölferungsftatiftit zeige, liege in ihr die Wurzel unjerer Kraft. Der 
Bergarbeiterftreif jei betrübend, dürfe aber den Arbeitern nicht allein zur 
Laft gelegt werden, denn Mißftände feien vorhanden, wie dad Haus ſchon 
1892 anerkannt habe. Der Kampf gegen das Polentum entfremde die 
Polen den Deutichen und ftärfe jie innerlich. 

Minifterpräfident Graf Bülow jagt über die Handeläverträge: Seit— 
dem ich zum legten Male hier über die Handelöverträge ſprach, ift e8 uns 
gelungen, nicht ohne Ueberwindung größerer Schwierigkeiten mit ſechs aus- 
wärtigen Staaten Handel3verträge zu vereinbaren, ein Erfolg, der von 
mancher Seite für ausgeichloffen gehalten wurde. Mit Defterreich-Ungarn 
find die Verhandlungen joweit gefördert, daß es fih in den allernächſten 
Tagen entjcheiden muß, ob wir im —— zu dem erwünſchten Er— 
eignis kommen. Würden wir die ſechs Verträge dem Reichstage vorlegen, 
jo würden unſere Verhandlungen mit Oeſterreich in hohem Grade erſchwert. 
Wenn ich die Angelegenheit lediglich aus dem Grunde gefährdet Hätte, um 
die parlamentarishen Verhandlungen um acht bis zehn Tage früher zu 
ermöglichen, jo wäre das unverantwortlic” gewejen. Die Frage wegen 
der Kündigung der Handel3verträge wird, wie ich Hoffe, ihre Löſung da— 
durch finden, daß wir jechs Verträge fertiggeftellt Haben und Hoffentlich 
auch den fiebenten in kürzeſter Frift einbringen werden. Ich möchte noch 
eins hinzufügen: Handelsverträge raſch abzufchliegen, ift Fein diplomatijches 
Kunftftüd. Dazu braucht man nur Konzejfionen zu machen. Wenn wir 
aber Handelsverträge zuftande bringen wollen, mit denen unjere Land- 
wirtfchaft und auch unjere Erportinduftrie leben kann, jo mußte das 
Terrain Schritt für Schritt erobert werden. Die wirtichaftliche Politik 
der verbündeten Regierungen ift auch in den Handelövertragsverhandlungen 
von dem Bejtreben geleitet, feftzuhalten an den beiden mwohlbewährten 
Grundjägen einerſeits des Schußes der nationalen Arbeit, andrerjeit3 der 
Erneuerung langfriftiger Handelsverträge. Die Erfahrung der letzten zehn 
Sahre hat bewiejen, daß dieſes Ziel im wejentlichen für Handel und In— 
duftrie erreicht ift, nicht aber für die Landwirtichaft (Sehr richtig! rechts!), 
und daß für die Landwirtichaft eine Erhöhung des Schutzes unbedingt 
notwendig if. Diejer verftärktte Schuß für die Landwirtichaft joll nach 
der Anficht der königlichen Staatöregierung die Signatur der neuen Handels- 
verträge bilden. Wir durften aber dabei nicht die Möglichkeit aus dem 
Auge verlieren, auch die Intereſſen unferes Handels und unjerer Jnduftrie 
entjprechend wahrzunehmen. Ich glaube, daß die Schwierigkeiten jolcher 
Bertragsverhandlungen von manchen Stellen doch erheblih, daß fie an 
manchen Stellen ungeheuer unterfchäßt werden. Ich kann Sie verfichern, 
da die mit den Handelövertragsverhandlungen betrauten Reſſorts, Die 
daran beteiligten Männer, insbefondere die beiden Herren Staatsſekretäre 
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de3 Innern und des Auswärtigen, summam diligentiam präftieren, daß 
fie mit voller Dampffraft arbeiten und für ihre Arbeit Anerkennung ver- 
dienen, und deshalb möchte ich an diejes hohe Haus die Bitte richten, Die 
ohnehin ſchwierigen Verhandlungen nicht noch ſchwieriger zu geftalten durch 
ein zu jchroffes Drängen oder durd Erörterung der Einzelheiten, auf die 
ich in der gegenwärtigen Lage unmöglich eingehen fann. ch bitte Sie, 
zu der königlichen Staatdregierung und zu den verbündeten Regierungen 
das Vertrauen zu haben, daß fie in diefer für unjere Zukunft jo hoch— 
wichtigen Frage die Intereffen des Landes und aller Erwerbsftände ge- 
wiflenhaft wahrnehmen werden... . . Ueber die Oftmarfenfrage jagt er: 
Sobald uns die großpolnische Agitation in Ruhe läßt, wird der Kampf 
aufhören und wird Ruhe jein in den gemijchtiprachigen Provinzen. Wenn 
uns bewiefen wird, daß die großpolnifche Agitation in danfbarer Würdigung 
der Wohltaten des preußiichen Staate® und der preußijchen Verwaltung, 
daß fie in der Erfenntni3 der Unmöglichkeit, die legten Biele der groß- 
polnischen —— zu verwirklichen, auf den Kampf verzichtet und die 
Waffen ſtreckt, dann wird Frieden in den gemiſchtſprachigen Provinzen 
herrſchen. Solange aber auf uns geſchoſſen wird, werden wir weiter— 
ſchießen, und zwar mit um ſo ſchärferer Munition, je klarer die groß— 
polniſche Agitation ihre deutſch- und preußenfeindlichen letzten Ziele ent— 
hüllt. Der Herr Abgeordnete Herold hat weiter gemeint, wir müßten der 
polniſchen Bevölkerung gegenüber mehr Entgegenkommen zeigen. Meine 
Herren, eine hundertjährige Geſchichte beweiſt, daß, ſobald der preußiſche 
Staat dieſen Weg der Schwäche gegenüber der großpolniſchen Agitation 
eingejchlagen hat, das immer zu feinem größten Schaden ausgejchlagen 
ift, und deshalb werden wir in eine jolche Politik der Nachgiebigfeit, der 
Schwäche gegenüber der großpolniichen Agitation nicht wieder verfallen... . 
Ueber den Bergarbeiterausftand jagt er: Bei Streif3 haben nad) meiner 
Anficht die Behörden eine doppelte Pfliht. Sie haben vor allen Dingen 
die Aufgabe, dafür einzuftehen, daß unter allen Umftänden die Ordnung 
und Ruhe aufrechterhalten bleibt, dafür zu jorgen, daß die Geſetze gleich- 
mäßig und gerecht zur Anwendung gebracht werden. Sie Haben ferner 
alles zu tun, was in ihren Kräften fteht, um eine Einigung herbeizuführen 
zwijchen den Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Intereſſe des jozialen 
Friedens, im Intereſſe des Gedeihens der Induſtrie und des Wohles der 
Arbeiter. Deshalb bin ich gern bereit geweſen, die Behörden zu einer 
ſolchen vermittelnden Tätigkeit zu veranlafien, und ich Hoffe, daß alle 
Beamten diejen meinen Weifungen im vollen Maße und mit Eifer voller 
Unparteilichfeit nachfommen werden. Das ſetzt voraus, daß fich die Arbeit- 
nehmer von Ausjchreitungen fernhalten, daß fie ſich ftreng im Rahmen 
der bejtehenden Gejege halten. Ich erwarte aber auch von den Arbeit- 
gebern, daß fie den Bejchwerden und Wünjchen der Arbeitnehmer gegen- 
über Verftändnis und Entgegenfommen zeigen. Ein allgemeiner Ausftand 
würde für unjere deutjche Kohleninduftrie, die für unſer wirtfchaftliches 
Leben eine jo große Bedeutung hat, eine jo große Rolle jpielt, ſchwere 
Nachteile nach fich ziehen. Ein folcher Ausftand würde unjere Konkurrenze 
fähigfeit gegenüber dem Wuslande beeinträchtigen und den nationalen 
Wohlitand jchädigen. Auf der anderen Seite wird jeder wahre Freund 
de3 Arbeiterftands die fchweren Folgen beklagen, welche ein Ausftand 
zweifellos für die Arbeiter nach fich ziehen müßte. Bei jeder folchen 
Kraftprobe, möge fie nun von der einen oder anderen Seite herbeigeführt 
oder provoziert jein, ift in der Regel oder im beften Fall der Erfolg nur 
von ziweifelhafter Dauer; ficher aber der augenblidliche große Schaden, 
die großen Opfer eines foldhen Kampfes, hier in dem Berluft großer 
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im Einverftändnis mit dem Landtage eine Enquete über die einjchlägigen 
Berhältnifie veranftalten wollte, zu der die Mitglieder des bergbaulichen 
Vereins Aufklärung zu geben bereit wären. M. H., ich habe daraufhin 
zu erflären, daß der ver Minifter des Innern einverftanden mit mir ift, 
morgen jofort Kommifjare in das Revier zu entjenden zur Einleitung einer 
Unterfuhung, wie fie von dem Bergbauverein gewünjcht wird. Ach glaube, 
mit dem hohen Haufe im Einverftändnis mich zu befinden, wenn ich auch 
heute darauf verzichte, nach irgend einer Seite hier Stellung zu nehmen, 
da dadurd die Verhandlungen nur erichwert werden dürften, und ich bitte 
wiederholt das Haus, fich auch jeinerjeit3 diefer Auffaſſung anzujchließen. 
(Beifall.) 

Abg. Wiemer (fr. Bp.) erwartet von den Handelöverträgen nur 
einen Nuten für den Großgrundbejiß; Kleingrundbefig, Induſtrie und 
Handel würden darunter leiden. Die Erhöhung der Zuſchüſſe für länd- 
liche gewerbliche Fortbildungsichulen jei lobenswert, der geforderte Dis- 
pojitionsfonds für Prämien für Pferderennen überflüſſig. Die Regierung 
hätte dem Ausbruch des Bergarbeiterftreif3 zeitig entgegenwirken müſſen. 
Abg. Dr. v. Jazdzewski (Pole) bejchwert ih, daß die Danziger und 
Poſener Regierung den Lehrern verboten hätten, in ihrer Familie polnisch 
zu Sprechen. Die Unabhängigfeitsidee, welche in der polnischen Bevölkerung 
herrſcht, kann die Regierung als ſolche nicht befämpfen, fie kann nur dahin 
ftreben, daß dieſe Idee durch Gerechtigkeit der beftehenden Regierung ein— 
gedämmt wird. Die Polen in öſterreichiſch Galizien find von derjelben 
Unabhängigfeitsidee durchdrungen, aber man hört dort nie, daß fie daran 
denken, En von Defterreich loszureißen. Die polniiche Bevölkerung ift dort 
eben zufrieden mit der Regierung, weil dieje ihren berechtigten Wünſchen 
und Eigentümlichkeiten Rechnung trägt. Wir polnischen Abgeordneten 
wünjchen dringend einen Ausgleich mit der Regierung. Wenn man aber 
verlangt, daß wir vor Ausnahmegejegen die Waffen ftreden, dann tariert 
man den Berftand und die Art des polnischen Volkes zu gering. Minifter 
ded Innern Frhr. vd. Hammerftein: Die polniihe Sprache ſolle nicht 
unterdrüdt werden, aber die Polen müßten den Gejegen gehorhen. Das 
Streben nad) Unabhängigkeit ſei das Zeichen der großpolnijchen Bewegung, 
und diefe müßte entjchieden befämpft werden. Die Spradenfrage in den 
Berfammlungen jei außerordentlich jchwierig; der Ausſchluß der polnischen 
Sprache, wie Abg. Graf Limburg wünjche, werde faum zu erreichen fein. 
Kultusminifter Dr. Studt: Die beiden Regierungen forderten nur, daß 
die Lehrer durch ihre ganze Haltung das Deutſchtum förderten. Ein Ein- 
griff in die Familien Tiege ihnen fern. 

Am folgenden Tage fritifiert Abg. Bruſt (8.) ſcharf die Haltung 
der Bechenbefiger und der Regierung, die die Bergwerksbeſitzer nicht ge— 
nügend fontrolliert habe. Handelsminifter Möller weiſt die Angriffe gegen 
die Regierung ab, verjpricht aber, einzelne Bejchwerden zu unterfuchen. 
Abg. Hirsch (nl.): Die Zechenbefiger hätten mit Recht eine Unterhandlung 
mit den Wrbeiterdelegierten abgelehnt, denn diefe hätten feine Autorität 
bei den Arbeitern gehabt. Der unter Kontraftbruch begonnene Streik jei 
ganz ungerechtfertigt. 

Der Etat wird an die Budgetfommiffion verwieſen. 

17. Januar. Württemberg.) Dem Landtag geht ein Volks— 
ſchulgeſetzentwurf zu. 

Er jchlägt eine Aufbefferung der Gehälter der Volksſchullehrer und 
Lehrerinnen vor. Für die ftändigen Lehrer und Lehrerinnen hat der Staat 
710000 Mark, für die nicht ftändigen haben die Gemeinden 150000 Marf 
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jährlich aufzubringen. Die Gehaltsaufbefjerung befteht in Verkürzung der 
Borrüdungsfriften und in Erhöhung der Säße der legten Dienftalters- 
ftufen. Außerdem beftimmt der Entwurf, daß bei den Schulftellen, mit 
denen noch der Mesnerdienft verbunden ift, die Trennung der beiden Dienfte 
zum 1. April d. J. zu erfolgen hat. 


17. Januar. Weimar.) Großherzogin Karoline, geb. Prin- 
zejlin Reuß, 20 Jahre alt, an Influenza F. 

17.120. Januar. (Reichdtag.) Budgetlommijfion. Debatte 
über Südweſtafrika. 


Die Kommiffion bewilligt Indemnität für mehrere durch den Krieg 
hervorgerufene Ausgaben: 62031 000 Mark infolge der Verftärfung der 
Schußtruppe, 15 Millionen Mark zur Wiederherjtellung der Eifenbahn 
Swalopmund-Windhuf. Abgelehnt werden gegen die Stimmen der Kon— 
jervativen am 19. 200000 Marf zu Vorarbeiten einer Eifenbahn von 
Windhuk nach —— Dieſe Vorarbeiten ſollten geliefert werden von 
der Firma Arthur Koppel, welche zu dieſem Zwecke eine Studienkommiſſion 
nach Südweſtafrika geſchickt hat. Wie aus dem mit dieſer Firma geſchloſ— 
jenen Vertrage hervorgeht, find 130 000 Mark bereit gezahlt, welche nach 
dem Kommiffionsbejchluß zurüdgezahlt werden müffen. Die Kommiffion 
erklärt, daß der Abfchluß diejes Vertrages mit der Firma Koppel ohne 
vorhergehende Genehmigung des Reichdtages unter feinen Umftänden durch 
die Berhältnifie des Aufftandes gerechtfertigt werden fünnte, weil e3 fich 
um Vorarbeiten handelt für eine Bahn, deren Fertigftellung zweifellos erft 
jahrelang nad) völliger Niederwerfung des Aufftandes zu erwarten ift. — 
In der Beratung werden jcharfe Angriffe gegen die Regierung erhoben, 
die das Budgetrecht des Neichstagd fchmälern wolle. Kolonialdirektor 
Stübel erfennt an, daß bei Abjchluß des Vertrags ein Fehler begangen 
jei. — Am 20. bewilligt die Kommiſſion 3 Millionen für die gejchädigten 
Anfiedler anftatt der geforderten fünf, und zwar foll die Summe nicht als 
Entihädigung, fondern in der Form von Notjtandsgeldern gegeben werden. 


19. Januar. (Reichatag.) Staatsſekretär Krätke teilt über 
da3 Kapital und die Verzinſung der Reichspoſt mit: 

Da3 im Gejamtbetriebe ftedende Kapital betrage 652 Millionen Marf, 
davon arbeiteten in der Boft 230, in der Telegraphie 143, im Fernſprech— 
weſen 279 Millionen. Das in der Poft angelegte Kapital verzinfe ſich 
gut, die Telegraphie erfordere einen Zujhuß, der Telephonbetrieb fange 
an, einen Ueberſchuß zu liefern. 


Januar. (Preußen.) Konflikt zwifchen Berliner Geiftlichen 
und dem Evangelifchen Oberkirchenrat. 


Ein liberaler Geiftliher Fiſcher Hatte auf dem 22. Deutjchen 
Proteftantentag einen Vortrag gehalten, der den Gemeinderat veranlaßte, 
beim brandenburgifhen Konfiftorium über Fiſcher Bejchwerde zu führen. 
Er hatte als feine Weberzeugung ausgeſprochen, daß Ehriftus al3 Menſch 
anzufehen jei. 

Das Konfiftorium erläßt eine Verfügung an Fifcher, worin es heißt: 
Sie fonnten fich faum verhehlen, daß Ihre Ausführungen in dem in Rede 
ftehenden Bortrage das religiöje Gefühl aller befenntnistreuen Gemeinde- 
glieder auf das tieffte verlegen und ein weithin gehendes Nergernis ver- 
urfachen würden. Da diejelben aber den Eindrud nicht nur mangelnder 
Bejonnenheit, jondern auch unzulänglicher chriftlich-theologijcher Durch— 
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bildung, Klarheit und Reife machen, jo glauben wir annehmen zu dürfen, 
daß Sie ſich noch in einem Entwidlungs- und Uebergangsftadium befinden, 
aus welchem e3 Ahnen mit Gottes Beiftande gelingen fann, fich zu einer 
Erfaffjung des wahren Wejend der chriftlichen Religion hindurdyguarbeiten. 
Sollten Sie im Gegenteil fi endgültig auf dem gegenwärtigen Stand- 
punkte befeftigen, jo müflen wir abwarten, daß Sie die Folgerung ziehen 
und Ihr Amt in einer Kirche, deren Glauben und Belenntni3 Sie nicht 
nur nicht teilen, fondern fogar befämpfen, freiwillig niederlegen. 


Dieje Verfügung wird von den Liberalen jcharf kritifiert; es wird 
hervorgehoben, daß Fiſcher 58 Jahre alt ift, 33 Jahre ohne Tadel im 
Dienft der preußiihen Landeskirche fteht und von der Univerfität Königs- 
berg beim Kant-Zubiläum zum Doktor der Theologie ernannt worden tft. 
Die Beichtverde jei auf eine gehäffige orthodore Agitation in feiner Ge- 
meinde zurüdzuführen. 30 Geiftlihe erlafjen eine Erklärung für ihn: 
„Wir find überzeugt, daß in dem von einer unwürdigen Agitation maßlos 
verdächtigten Pfarrer D. Fiſcher weniger eine einzelne PBerjon als die 
Freiheit der theologifhen Meinungsäußerung in der Kirche überhaupt ge- 
troffen werden fol, daß hier der Verſuch vorliegt, jedem Paſtor, gleichviel 
ob jeine Theologie fonfervativer oder liberaler gejtimmt ift, die Unabhängig- 
feit jeiner wiſſenſchaftlichen Forſchung und die Möglichkeit ihrer öffentlichen 
Ausiprahe zu nehmen. Demgegenüber müfjen wir die Selbſtändigkeit 
unfrer theologijchen Weberzeugungsbildung und Weberzeugungsausiprache 
für uns in Anſpruch nehmen. Iſt doch Feine Theologie, weder die jo- 
genannte liberale, noch die jogenannte pofitive, etwas wert, wenn fie als 
befohlen erjcheint. Sie muß in der Freiheit geboren und erhalten werden. 
Und niemal® war der Schuß der geiftigen Unabhängigkeit des Pfarrer- 
ftande3 nötiger al3 heutzutage. Wie ein Fluch laftet auf unjerem Stande 
der Vorwurf der Unwahrhaftigfeit. Ein gut Teil der Entfremdung gegen 
die Kirche ift begründet in dem Mißtrauen gegen die Ehrlichkeit ihrer 
Baftoren. . . . Daß die Gemeindepredigt andere Biele hat al3 ein rein 
lehrhafter Vortrag, ift uns dabei felbftverftändlich; doch kann auch fie nur 
al3 ganz perjönliches® Glaubenszeugnis aus den Tiefen einer wahrhaftigen 
Seele auf die Gemeinde Eindrud machen. Für und al3 evangeliiche 
Ehriften und Geiftlihe kann die Richtſchnur nur fein: Wir fönnen nicht 
wider die Wahrheit, jondern für die Wahrheit.“ 


20. Januar, 3. Februar. (Reichdtag.) Anterpellation über 
den Bergarbeiterftreif im Ruhrrevier. Erklärungen Bülows und 
Möllers. 


Abgeordneter Hué (Spz.) bringt folgende Interpellation ein: Iſt 
dem Herrn Neichsfanzler befannt, daß die Werkbefiger im Ruhrkohlen— 
bezirk 1. ſyſtematiſch die zum Schuße der Arbeiter in der Reichögemwerbe- 
ordnung fejtgelegten und auch für die Bergarbeiter gültigen Bejtimmungen 
umgehen und ſogar eine förmliche Organijation behufs Verrufserflärung 
unbequemer Arbeiter geſchloſſen haben; 2. die reichsgejeglichen Vorſchriften 
über den Arbeitvertrag tatjächlic außer Wirkung festen, die Arbeitsord— 
nungen durchaus willfürlich anwenden und dadurch werkjeitig fortgeſetzt 
Kontraftbruch geübt wird; 3. durch das Nullen der Kohlenwagen den 
Arbeiter um einen Teil feines verdienten Lohnes betrügen; 4. durch ihre 
Berfaufsorganijation, das Kohlenſyndikat, ohne Berüdlihtigung der In— 
duftrie und der allgemeinen Volksbedürfniſſe die Kohlenpreije ſyſtematiſch 
hinaufjchrauben und, um diejes in höherem Grade zu erreichen, alles getan 
haben, was den Ausbruch des Bergarbeiterftreif3 zur Folge haben mußte? 
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Welche Maßregeln gedenft der Herr Reichskanzler gegenüber dieſen Vor— 
gängen zum Schutze der Arbeiter ſowie der Kohlenverbraucher zu ergreifen? 

Er führt in der Begründung aus, daß 220000 Arbeiter ausſtändig 
ſeien und muſterhafte Ordnung hielten; Beläſtigungen von Arbeitswilligen 
ſeien nicht erfolgt. Die Grubenbeamten hätten durch ihr rüdes Benehmen 
viele Erregung hervorgerufen. Leider habe die Regierung, die bisher lobens— 
werte Unparteilichfeit gezeigt habe, diefen Beamten jegt polizeiliche Qualifi— 
fation verliehen, und das werde die Aufrechterhaltung der Ordnung er- 
ſchweren. Der Ausftand ſei hervorgerufen durch die eigenmächtige Ver- 
längerung der Geilfahrt auf Zeche Bruchftraße und durch die Verweigerung 
der Hausbrandfohle. Trogdem hätte ein wenig Entgegentommen von 
jeiten der Bechenverwaltung den Streik verhindert, aber anffatt deſſen jeien 
die Arbeiter jchroff abgemiejen, und jede Verhandlung mit ihnen fei ab- 
gelehnt worden. Leider habe das Nuftreten des Minifters Möller im 
preußijchen Landtag am 16. den Unternehmern den Rüden geftärtt. Der 
Vorwurf des Kontraftbruch® ſei ungerechtfertigt: auf Zeche Bruchftraße 
jei den Wrbeitern ihr Recht Ffontraftwidrig genommen, da hätten die an- 
deren Bergleute ihre Kameraden eben unterftügen müſſen. Die Unter- 
nehmer, in leßter Linie das Kohlenſyndikat, hätten den Streik ſyſtematiſch 
provoziert. Regierung und Arbeiter müßten den Großfapitalismus ge- 
meinjam befämpfen, denn das Syndikat, das die Fuſionierung der Heinen 
Zechen erftrebe, wolle dem Staat die Gelege diktieren. 

Reichskanzler Graf Bülow: Meine Herren! Der preußifche Herr 
Handel3minifter wird die AInterpellation der Abgeordneten Auer und Ge- 
nofjen im einzelnen beantworten. Ich will aber feinen Ausführungen 
einige Bemerkungen vorausichiden über eine Frage, die im Vordergrunde 
des öffentlichen nterefjes fteht, die das Land lebhaft bewegt. Ich habe 
bereit3 im preußiſchen Abgeordnetenhauje gejagt, daß die Regierung nad) 
meiner Anficht bei Streils eine doppelte Aufgabe hat: fie muß zunächſt 
dafür jorgen, daß Ordnung und Ruhe unter allen Umftänden aufrecht er- 
halten bleibt. Sie foll aber auch durch ihre Organe auf den Ausgleich 
der Gegenjäge Hinwirfen, um damit für unjer gejamtes wirtjchaftlicyes 
Leben größeres Unheil nad Möglichkeit zu verhindern. Ich nehme 
Akt von der Erflärung des Herrn Vorredners, daß die Ruhe im Ruhr— 
revier durch die Arbeitnehmer nicht geftört werden würde. Ich Hoffe, 
die Ereignifje werden ihm Recht geben. Ich will aber nicht3deftoweniger 
auch Hier feinen Zweifel darüber lafjien, daß die preußijche Staats⸗ 
regierung die vollen Machtmittel des Staates einjegen wird, wenn 
der im Ruhrrevier entfejjelte Lohnkampf in Exzeſſe ausarten ſollte. Die 
bisher im allgemeinen von dem Gros der Bergarbeiter beobachtete ruhige 
Haltung überhebt mich nicht der Mahnung an die Arbeitnehmer, der ein- 
dringlichen Mahnung an die Arbeitnehmer, fich nicht zu Gewalttaten hin- 
reißen zu lafien. Insbeſondere ift es die Pflicht der Behörden, die per- 
jönliche Freiheit zu ſchützen. Wenn der Menſch das Recht zum Gtreif 
hat, jo Hat er doch auch) das Recht zu arbeiten (jehr richtig! rechts), und 
dieſes Necht muß gegen jede Art von Terrorismus nachdrücklich geſchützt 
werden. Meine Herren, ich beflage es tief, daß noch feine Einigung zu- 

ande gefommen ift. Die zur Vermittlung berufenen Staatdorgane haben 
jedenfall das ihre getan, und fie werden in ihrer vermittelnden, in der 
gleihen verjöhnenden Richtung auch weiter bemüht bleiben. Von einer 
Seite wird alle Schuld an dem Ausſtande auf die Arbeitgeber gejchoben, 
und gewiß, meine Herren, wenn die von dem Herrn Vorredner vorgebrachten 
Borwürfe, insbefondere der Inhumanität, tatjächlidy begründet wären, jo 
würden fie allgemeiner Verurteilung begegnen. Won der anderen Geite 
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wird die Verantwortung für den Streik ausſchließlich auf die übertriebenen 
Forderungen der Arbeiter geichoben. Wenn die Vertreter der Gruben- 
bejiger den Wunjch der Staatsfommifjare nach gemeinfamen Verhandlungen 
mit den Vertretern der Arbeiter ignorieren jollten, jo würde ich das gerade 
jo mißbilligen, wie ich troß der nach meiner Anficht verfehlten Recht— 
fertigungsverfuche des Herrn Vorredners die Einftellung der Arbeit ohne 
vorherige Kündigung mißbillige und bedauere. Recht und Unrecht unter 
Aufrechterhaltung des allgemeinwirtichaftlihen Gejamtinterefjes möglichft 
von dem Agitatorifchen und Utopijchen zu jcheiden, bedarf einer ſehr jorg- 
jamen Unterfuhung. Um eine folche gerecht vorzunehmen, dazu muß man 
fich von parteipolitijchen Gründen und Spekulationen freier halten, al3 es 
der Herr Vorredner getan Hat. (Zuruf bei den Sozialdemokraten: Da 
hört ſich doch alles auf!) Ich bin in den Ausführungen des Vorredners 
und bejonderd auch in der bürgerlichen Preſſe, in Zeitungsausichnitten, Die 
mir heute vorgelegt find, Klagen begegnet über die angebliche Rat- und 
Machtlofigkeit des Staates. Und dabei tritt bei unjerer an die Achtung 
vor Krone, Staat und Obrigkeit gewohnten Gejellichaft ein ftarfes Miß— 
trauen hervor gegen die vereinigte Kapitalmacht der großen Zechenbefiger 
und Banten, die bei der Hiberniaangelegenheit ſich bemerkbar gemacht hat 
und die der Herr Vorredner zu meinem Bedauern ausgiebig herangezogen 
hat. Meine Herren, wir ftehen vor einem jehr jchwierigen Problem, das 
in anderen Rulturftaaten ebenjo wie bei uns noch der Löſung harrt. Ich 
erinnere, ich weiſe hin auf die Vereinigten Staaten, wo die Syndifats-, 
Kartell- und Truftbildung am meiteften fortgefchritten ift, wo eine meije 
Bentralverwaltung und ein weijer Präfident jchon am Werfe find, den 
Staat vor Schaden zu bewahren. Bei uns ift die Aufgabe in einer Rich— 
tung erleichtert. Ich denfe dabei an die vorbildlichen Werfe der deutjchen 
Sozialpolitik, ich denke an das Gefühl der fozialen Verpflichtung, da3 die 
deutjchen Unternehmer die jchweren Laſten, Opfer und Koften der fozialen 
Gejeßgebung willig tragen läßt und fich fortgejeßt, das möchte ich bejonders 
hervorheben, in großartigen freiwilligen Wohlfahrt3einrihtungen für die 
Arbeiter betätigt. Aber auf der anderen Seite — würden Gie die Güte 
haben, Ihre Bemerkungen vorzubringen, nachdem ich geendet habe — 
liegen die Verhältnifje bei uns bejonders jchwierig. Die Arbeiterorgani- 
jationen find in Deutjchland nicht aus einem wirtichaftlichen Bedürfnis 
natürlich entftanden (lebhafte Zwijchenrufe bei den Sozialdemokraten), jon- 
dern fie find (erneute Unruhe) — lafjen Sie mid), bitte, meine Gedanken 
ausführen — von diefer oder jener Ausnahme abgejehen, im mejentlichen 
Werfzeuge der politiichen Parteien (Widerfpruch bei den Sozialdemokraten). 
Wenn Sie dies beftreiten, jo meije ich Sie beijpielsmweije auf die Hirjch- 
Dunderjchen Gemerkfichaften Hin, bei denen doch gewiß bejtimmend das 
Motiv war, die Arbeiter gegenüber der Agitation, der genialen Agitation 
von Ferdinand Lafjalle bei der fortjchrittlichen Fahne zu Halten. Auch 
bei den cdhriftlichen Arbeitervereinen jpielen Parteiinterefjen hinein, und 
vollends die jozialdemofratifchen Gewerkſchaften, fie jollten ja von Anfang 
an gar nicht3 anderes jein al3 Ererzierpläße und Manöverfelder für eine 
Partei des Umfturzes, al3 eine Schule für die Erziehung der Arbeiter. 
Was die engliihen Gemwerfichaften Großes geleiftet haben, das Haben fie 
eleiftet auf rein wirtjchaftlihem Boden ohne jedes Anjehen der Partei. 

a8 bei ung nottut — das betone ich bejonders gegenüber dem Herrn 
Borredner, obwohl er bemüht gemwejen ift, in feinen Ausführungen den 
Sozialiften zurüdtreten zu lafjen hinter den Bergarbeiter, der Sozial- 
demofrat jchimmert aber doch durch —, das iſt die Emanzipation der in 
Berufsvereinen aller Urt organifierten Arbeiter von der Barteipolitif und 
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eigentlich von der Politif eimer Partei deren geiftiget Dberbaupt ſchon 
vor Jahren umd Jahrzehnten die Füdrer der englüchen Gemwerliibaften, 
weil fie die Lage der Arbeiter auf friedlihem Wege odne Streits zu deſſern 
beitrebt jind, für ®erräter erflärte, einer ®artei, die jeden wirticbaftlicben 
Yortichritt unter der gegenwärtigen Staat!- und Geſellſchaftsordnung 
für ausgeichlofien erklärt, die aud in dem Elend eines nicht glüdlichen 
Streil3 nicht eine Art nationalen Notftandes jicht — und id würde 
jeden länger dauernden Streif als einen jolden Notitand anſehen —, 
jondern in ihm nur ein Mittel zur Schürung des Haſſes ſieht, zur 
Stärkung des Klaſſengefühls im Parteiinterefie. Was führt die jozial« 
demofratiihe Preſſe für eine Sprade gegenüber dieſem Streit?! Es 
it möglich, dab die Führer aus taftiichen und praftüchen Gründen in 
diejem Augenblid den Ausbruch des Streiks nicht gewollt haben. Nachdem 
aber der Streif ausgebrochen war, bringt jede Nummer jeder jozialdemo- 
fratiichen Zeitung, insbejondere der Borwärts, jeden Tag eine Wagen- 
ladung Del, die ins euer gegojjien wird. Der Vorredner bat der Ru 
gierung zum Borwurf gemadt, dab fie einen Mangel von Borausficht 
gehabt habe gegenüber diejem Streik, und dabei hieß es im erjten Aufruf 
der jozialdemofratiichen Bartei über den Ausftand im Rubrgebiet über die 
Regierung und die Volksvertretung: „Unjere Regierungen find kapitaliſtiſche 
Regierungen. Unjere Parlamente jind Kapitaliftenparlamente.* (Sehr 
richtig! bei den Sozialdemokraten.) Wie Sie diefe Ausführungen mit 
Ihrem „Sehr richtig!“ unterjtreichen, wenn Sie wirklich dieſe Anficht begen, 
dann verftehe ich nicht den beweglichen Appell, den der Herr Vorredner 
an die Mehrheit diejes Haujes und an die Einficht der Regierung gerichtet 
hat. Entweder — oder! Entweder entbehrt dies Haus und die Negierung 
de3 Verſtändniſſes für die Arbeiter, oder aber Sie verzichten auf derartige 
Angriffe Hier und in Ihrer Preffe. Dann verzichten Sie auf foldhe An« 
griffe auf die Regierung, wie wir es leſen mußten, daß von den Verntitt- 
lungsverſuchen der Regierung, da fie nicht im Intereſſe des Arbeiters, 
jondern des Kapitald handle, daß aljo deshalb die Bergarbeiter von den 
Bemühungen des Herrn Minifters Möller nichts zu erwarten hätten! Go 
erleihtern Sie uns die Verftändigung im Nuhrrevier, von der der Vor— 
redner behauptet hat, daß fie ihm am Herzen liege. M. H.! Wenn Sie 
den Streik, wie es der Vorredner eingehend auögefüprt hat, wirflich nicht 
provoziert haben, wenn der Streit — Herr Hus beftätigt mir das durch 
jein Kopfniden! — wenn der Streif ſogar gegen Ihren Willen und Wunſch 
ausgebrochen ift: wo bleibt da die Pl a des Abgeordneten Vebel, da 

in jeiner Zufunftgejellichaft die Frage der Produktion fich fpielend Iöjen 
werde, daß ed ihm möglich fein würde, die Maffen in ihrer Bewegung 
aufzuhalten. Der Vorredner hat den Ausbruch des Streils auf die mate- 
rialiftifche Art der Arbeitgeber und auf aufreizende Artikel der bürgerlichen 
Blätter zurüdgeführt. Meine Herren, jo einfach liegt die Sache doch nicht. 
Alle Revolutionäre, wie Schon vor hundert Jahren die Jakobiner, kOnnen 
wohl LXeidenjchaften entfejleln, fie zigeln aber fünnen fie nicht. Die am 
lauteften Elagen über das Regiment der Arbeitgeber, werben wohl aud) die 
Hauptjchuldigen jein mit ihren jeit Jahrzehnten betriebenen Anfhuldigungen 
und Heßereien, wenn, wie ich behaupte, gegen die Hoffnung der Regierung 
und der großen Mehrheit diefes Haufes der Streik ſich ausdehnt und bie 
armen fanatijierten und verführten Arbeiter und ihre Familien in Elend 
und Not bringt. Der VBorredner hat gejagt, daß aus der Unbefonnenpeit 
oft Gutes Hervorgehe. Ich bin im Gegenteil der Meinung, daß auf 
jozialem Gebiete nur durch Bejonnenheit dauernde Fortſchritte zu erzielen 
find. Deshalb Hoffe ih, daß die Beratungen dieſes Haufes getragen fein 
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werden von dem Geifte der Bejonnenheit und Mäßigung, den ich allen 
Teilen im Ruhrrevier nochmals ans Herz lege. (LXebhafter Beifall. Un— 
ruhe links.) 

Preußiiher Handeldminifter Möller: Die Bemühungen der Regie- 
rung um eine Vermittlung jeien an einem toten Bunft angelangt, würden 
aber fortgejegt werden. Nach diefem Rezept wird auch weiterhin verfahren 
werden. (Zurufe bei den Sozialdemokraten: Und die Unternehmer?) Die 
Unternehmer haben es abgelehnt, mit den Arbeitern kontradiktoriſch zu 
unterhandeln. (Zurufe bei den Sozialdemokraten und Lärm.) Das ift im 
höchſten Grade zu bedauern (Lachen bei den Sozialdemokraten), aber zu 
ändern ift daran nicht, und wer wie ich fich mit Streifangelegenheiten zu 
beichäftigen hat, der weiß, daß, wenn man fich einmijchen will in den Streif, 
ohne gerufen zu fein, man in der Regel von beiden Seiten Prügel be- 
fommt. Trotzdem Habe ich feinen Augenblid daran gezweifelt, daß wir 
einjchreiten müffen, und der Reichskanzler ift mit mir derjelben Meinung. 
Bei einem Streik in dem Hauptfohlenrevier Deutſchlands Handelt e3 fich 
um Fragen, die unendlich viel wichtiger find als bei jedem anderen be- 
liebigen Streit. Auf jeden Kohlenarbeiter, der ftreift, fommt in kurzer 
Beit eine große Anzahl anderer Hände, die mitfeiern müfjen. Darum habe 
ih, troßdem ich von vornherein fejt davon überzeugt war, von beiden 
Seiten angegriffen zu werden, einen Verſuch gemacht, ſchon zu Anfang den 
Streif beizulegen. Es ift mir vorgeworfen worden, ich hätte, obwohl ich 
die Bewegung habe fommen jehen, ftill zugejehen. Dieſer Vorwurf ift ganz 
unberechtigt. Wir haben in jedem Falle, wo Klagen an uns herangebradt 
wurden, die unteren Behörden zur Berichterftattung aufgefordert. Wir 
haben jie aufgefordert, die notwendigen Maßnahmen in die Wege zu leiten, 
und es ift ung tatjächlich gelungen, auf dieſem Wege effektiven Anläffen 
zum Streif mit Erfolg zu begegnen. Insbeſondere haben wir e3 fertig 
gebracht, Verſuchen auf Berlängerung der Geilfahrtzeit mit Erfolg ent- 
gegenzutreten. (Zurufe bei den Sozialdemokraten: Bruchſtraßel) Wir 
haben auch bei der Zeche Bruchitraße alles getan, was nur irgend möglic) 
war. Als die Verwaltung zu Anfang Dezember eine Verlängerung der 
Geilfahrtzeit einführen wollte, haben wir fie darauf aufmerffam gemacht, 
daß fie dazu nach der Arbeitordnung nicht berechtigt jei. ern it 
damal3 die Anordnung jofort zurüdgezogen worden. Dann hat freilich 
die Zeche Bruchitraße am 20. Dezember angekündigt, daß fie am 1. Februar 
die verlängerte Seilfahrt einführen werde, und zwar mit dem ausdrüd- 
lihen Zufage, daß alle diejenigen, die nicht gemillt jeien, darauf einzugehen, 
nunmehr genügend Zeit hätten, fich nad) anderer Arbeit umzujehen. 
ift richtig, daß etwa 1100 Arbeiter ihre Zuftimmung zu diefer Menderung 
verjagt haben. Darauf Fam der Verſuch einer Vermittlung durch das 
Dberbergamt. Das Oberbergamt hat die Arbeiter in durchaus korrekter 
Weife an das Berggewerbegericht verwiejen; das war unzweifelhaft recht 

ehandelt, weil in ihm Vertreter von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
ben, das geeignetfte Forum zum Ausgleih. Dann aber ift das ein- 
getreten, was die Erfahrung in allen möglichen Ländern gelehrt hat, wo 
große Streif3 ausgebrochen find: e3 ift am anderen Morgen, ehe die Sache 
noch vor das Berggemwerbegeriht Fam, der Streif erplojionsartig aus- 
gebrochen, und jegt fängt der Moment an, wo Gie (zu den Sozialdemo- 
traten) Ihre Leute nicht mehr in der Hand Haben. Durch diefe Tatjache 
haben Sie jelbjt der Gewerfichaftsfrage eine jchwere Niederlage beigebracht. 
(Lachen und Widerjpruch bei den Sozialdemokraten.) Gewiß, denn jeßt 
wird man fagen: Da ſieht man ja, die Arbeiterführer haben ihre eigenen 
Leute nicht mehr in der Hand. Man hat immer von jeiten der Gelehrten 
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behauptet, das einzige Mittel zur Verſtändigung fei die Schaffung von 
Drganifationen, denn der organifierte Arbeiter jei der Vernunft zugäng- 
(ih, der nichtorganijierte dagegen dem Zufall. Hier haben wir in efla- 
tanter Weije gelehen, daß der Zufall regiert hat, gleichmäßig über Orga— 
nifierte und Nichtorganifierte. (Lachen bei den Sozialdemokraten.) Gie 
haben alle möglichen Verſuche gemacht, den Streik zu lofalifieren, denn 
Sie haben ſich ganz Hug gejagt: wir wollen nur dem Herrn Stinnes an 
den Kragen gehen, wir wollen und die Finger nicht mit einem großen 
Streit verbrennen, der uns unendlich viel Geld koſtet, und darum find Sie 
nun fo enttäujcht durch den Uebereifer der Arbeiter, die Ihnen nicht ge— 
folgt find. Sie haben zwei bi3 drei Tage lang ſich alle mögliche Mühe 
gegeben, in den Berfammlungen die Arbeiter zur Vernunft zu bringen; 
das iſt Ihnen nicht gelungen, und das ift ein traurige Beiden für den 
Einfluß, den Ihre Organijation auf Ihre Mitglieder auszuüben im ftande 
iſt. Ich kann Ihnen nur dringend empfehlen, jet, nachdem ein gemifjer 
Stilfftand eingetreten ift und wir Zeit gewinnen, die einzelnen Fälle zu 
unterfuhen, zu Berhandlungen und zu Bermittlungen zu gelangen, mir 
dies nicht zu ſchwer zu machen, indem Sie meine Perjon und Verwaltung 
verdächtigen. Nur dadurch, daß wir uns abjolut neutral verhalten, jind 
wir in der Lage, nach beiden Seiten hin zu vermitteln. Der Abg. Hus 
hat geiagt, er wolle heute nicht ald PBarteimann jprechen, jondern als Ge— 
mwerfihaftsmann, und das hat er auch innerhalb gewiljer Grenzen getan. 
Ich möchte ihn aber bitten, auch auf die Prefje jeiner Partei etwas Ein- 
fluß auszuüben, damit dieje nicht jo redet, wie es gejchieht. Der Minifter 
verlieft einen Artikel der „Leipziger Volkszeitung”, wo die Rede ift von 
gepeitjchten, mit Skorpionen gezüchtigten Heloten, denen die Wurmkrankheit 
den Leib zerjtöre und die Sorge über die bevorjtehenden Stillegungen den 
Geift ermatte. Wenn eine derartige Sprache geführt werde, könne man 
fih nicht wundern, daß die maßgebenden Rechnen feinen Einfluß mehr 
haben. Nur wenn man fich mäßige in Ausdrüden und in der Kampfes— 
mweife und anerfenne, daß die Beilegung des Streikes nicht nur Sache der 
Arbeiter jondern eine große nationale Frage jei, werde man die Arbeiter 
wieder in die Hand befommen. Es jei anzuerkennen, daß große Unruhen 
nicht entjtanden feien. Alle Klagen jollten genau unterjucht werden. Die 
a bereite mehrere Reformen vor. 

Abg. Stößel (3.) erflärt den GStreif bei der Haltung der Unter- 
nehmer für unvermeidlid. Die jchlehte Behandlung habe die Arbeiter 
erbittert, die Stillegung habe fie ungeheuer gejchädigt. Die Forderungen 
der Bergleute Habe das Zentrum jchon 1892 gebilligt. Abg. v. Normann 
(onf.): Im Namen meiner politiichen Freunde erkläre ich, daß wir es ab- 
ehnen müſſen, in eine Prüfung der einzelnen in Betracht fommenden 
Momente einzutreten, folange die unter Kontraftbruch vollzogene Arbeits- 
einftellung fortdauert. Dieter Standpunkt entjpricht unferer Auffaſſung 
von dem Grundjaße des bürgerlichen Rechtes. Sobald dieſer Kontraft- 
bruch bejeitigt ift, werden wir in eine Prüfung eintreten. Bis dahin er- 
warten wir, daß die Staatsbehörden mit aller Entichlojjenheit alles tun 
werden, um den Arbeitöwilligen Schuß zu gewähren. Es freut ung, daß 
der Reichskanzler in diefem Sinne ſich ausgeſprochen hat. 

21. Januar. Abg. Beumer (nl.): Die Klagen der Arbeiter jeien 
wie 1889 ftarf übertrieben. Die Zeche Bruchſtraße habe nicht Fontraft- 
widrig gehandelt, vielmehr ftet3 die gejeglichen Vorjchriften befolgt, aber 
die Arbeiter hätten alle Angebote zurückgewieſen und auf den Streik hin- 
gearbeitet. Das Kohlenjyndifat habe die Löhne bedeutend erhöht und jie 
vor Schwankungen bewahrt. Es jei dringend notwendig, daß die Arbeit3- 
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willigen gegen den Terrorismus Streifender gejhügt würden. Abg. Stöder 
—33 ieſer Streik iſt nicht entſtanden aus der ſozialdemokratiſchen 
gitation heraus, ſondern aus den Verhältniſſen. Vor allen Dingen herrſcht 
eine große Erbitterung und Erregung über das Zechenſtillegen. Der Reichs— 
kanzler hat geſtern geſagt, daß die Organiſationen der Bergarbeiter auch 
politiſche Ziele verfolgen. Ich muß das für die Organiſationen, die ich 
genauer kenne, auf das entſchiedenſte beſtreiten. Der chriſtlichnationale 
Arbeiterverband verfolgt keinerlei politiſche Ziele. Das verbietet ſich ſchon 
deshalb, weil in ihm beide Konfeſſionen in brüderlicher Weiſe zuſammen— 
gehen. Nun jagt man, dieſe Organiſationen hätten Bankerott gemacht, 
weil fie ihre Leute nicht in der Hand gehabt Hätten. Auch diefer Vorwurf 
ift durchaus unberedhtigt. Wenn der eg des Knappſchaftsweſens nicht 
mehr ein jo fameradjchaftlicher ift, wie in früheren Jahren, jo trägt daran 
allein die Schuld die Ausbreitung des Kapitalismus, welcher Taufende 
von Bergarbeitern aus anderen Gegenden herbeigeholt hat. In diejer 
zufammengewürfelten Mafje kann ein Solidaritätsgefühl, wie es früher 
war, nicht wirfjam fein, ganz abgejehen davon, daß unter den 200 000 Ar- 
beitern augenblidlich nur etwa 100000 organijiert find. Darum folgt aus 
der Tatſache, daß das Gros der Arbeiter den Führern den Gehorjam ver- 
weigert hat, nicht, daß die Organifationen nicht3 taugen, jondern daß fie ſich 
erweitern und ausbreiten, dab fie vor allem auf geſetzliche Grundlage geftellt 
werden müſſen. — Die Regierung hätte dem Streik dur Einführung von 
obligatorichen jchiedsgerichtlihen Berhandlungen entgegenwirken müjjen. 
Preuß. Handeldminifter Möller: Ich kann nur meine Genugtuung 
darüber ausſprechen, daß die heutige Verhandlung vergleichsweije jo ruhig 
verlaufen ift. Diefe ruhige Haltung, der fich die Vertreter beider Rich- 
tungen befleißigt haben, ift wohl der Ausflug der Erkenntnis, daß wir 
bier einer ernten Bewegung gegenüberftehen. Ich hoffe, daß die Tonart, 
die heute hier geherricht hat, ihren Eindrud in dem unglüdlichen Bezirke 
nicht verfehlen wird. Ich hoffe, daß die heutige Verhandlung denen, die ge- 
laubt haben, fich auf einen ftarr ablehnenden Standpunft ftellen zu können, 
far machen wird, daß fie einer feitgeichlofjenen öffentlichen Meinung gegen- 
überjtehen. (Lebhaftes, alljeitiges Bravo.) Sie werden gut tun, den jchweren 
politiichen Fehler, den fie begangen haben, möglichjt bald wieder gut zu 
machen. (Hört, hört!) Stabile Löhne, nicht ſchwankende Löhne, jind für 
die Arbeiter einzig brauchbar. Wir auf den königlichen Zehen find dieſem 
Grundjaß gefolgt. Wir haben auch bei rüdgängiger Konjunktur nach 1900 
die Löhne nicht herabgejegt, jondern fie, wenn auch langjam, fteigen lafjen. 
Sch Habe tet? gepredigt, daß man vorjichtig fein müffe in jozialpolitiichen 
Dingen; denn wenn man erjt vorwärt3 gegangen ift, gibt es fein Rück— 
wärt3 mehr. E3 jind von uns Maßnahmen im Gebiet des Berggeiebes 
gefordert worden. Geſetze lafjen ſich aber nicht ab irato machen, fie wollen 
wohl überlegt jein. Das darf ich aber jagen: das Geſetz über die Rechts— 
fähigfeit der Berufsvereine ift bereits in Vorbereitung, ebenjo das Gejeß 
über die Arbeitsfammern. (Beifall.) Wir wollen hoffen, daß fie noch am 
Ende diejer Sejjion vorgelegt werden können. (Erneuter Beifall.) Bezüg- 
li) der Stillegung der — haben wir verſucht, durch Ausbau des 8 65 
des preußiichen Berggejeges einen Damm aufzurichten. Ich hoffe, daß wir 
mit dem * bald kommen können. Die Novelle zum Berggeſetz iſt noch 
nicht abgeſchloſſen, in dieſer Seſſion werden wir ſie nicht vor den Landtag 
bringen können. Wir tun alles, um den angefachten Brand zu löſchen; 
hoffen wir, daß es bald gelingt, und fahren Sie fort, ſich an dieſer Stelle 
gemäßigt zu äußern, damit der Brand nicht gejchürt wird. 
Am 23. Januar und 3. Februar finden weitere Disfuffionen ftatt. 
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21. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaus) An— 
nahme der Hiberniavorlage. Vgl. 1904. 


Die Vorlage, mwonad Aktien der Hibernia im Nominalwerte von 
27552800 Marf für 69! Millionen vom Staate erworben werden jollen, 
wird in zweiter Zejung angenommen. Dagegen ftimmen die freifinnige 
Bollspartei und einige Mitglieder der —— Vereinigung und der 
Nationalliberalen. Die ** Redner der Mehrheit erklären, daß ſie 
eine ſtaatliche Monopoliſierung nicht wünſchen, aber das Ziel der Vorlage, 
die Stärkung des ftaatlihen Einfluffes auf den Bergbau, billigen. 


22. Januar. (Bayern) Eine Berfammlung der Pfälzer 
Nationalliberalen in Neuftadt a.d. H. bejchließt eine Vereinigung 
aller Liberalen Gruppen zum Wahlkampf gegen das Sentrum herbei— 
zuführen (vgl. ©. 1). 

24. Januar. (Reichdtag.) Interpellation über Einführung 
einer Konftitution in Medlenburg. Regierungserkflärungen. 

Abg. Büſing (nl.) bringt folgende Interpellation ein: „Will der 
Reichskanzler nicht dem vom Bundesrate in der Sitzung vom 26. Dftober 
1875 gefaßten Beichlufje: ‚die Erwartung auszufprechen, e8 werde den groß- 
herzoglich mecklenburgiſchen Regierungen gelingen, eine Abänderung der 
beftehenden medlenburgiichen Verfaſſung mit dem mecklenburgiſchen Land— 
tag zu vereinbaren‘, im Wege bundesfreundlicher Verhandlungen eine 
weitere Folge geben, da die großherzoglich medlenburgifchen Regierungen 
feit länger als 24 Jahren feinen Berjuch mehr gemacht haben, der vom 
Bundesrate ausgejprochenen, von ihnen ausdrüdlich gebilligten Erwartung 
zu entſprechen?“ Der Interpellant jchildert die medlenburgijche Verfaffung 
al3 eine veraltete Dligardhie, an der das Volk gar feinen Anteil habe. 
Der Landtag weile alle Verbefjerungsanträge ab; darunter leide das poli- 
tiſche und mirtfchaftlihe Leben, deshalb müſſe das MNeich einjchreiten. 
Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Die deutſche Reichsverfaſſung erfennt 
auf Grund des Art. 76 Abſ. 2 ein Recht der Einwirkung des Bundesrats 
auf die Verhältniſſe der Einzelſtaaten nur dann an, wenn ein Verfaſſungs— 
konflikt vorliegt. Eine ſolche Meinungsverſchiedenheit über die Handhabung 
der mecklenburgiſchen Verfaſſung liegt aber hier nicht vor. Es liegt kein 
Anlaß vor, den zwiſchen dem Landesherrn und den Landſtänden beſtehenden 
Konflikt durch einen Beſchluß des Bundesrats auszugleichen. Es würde 
wünſchenswert ſein, wenn, da in den Einzelſtaaten die Ausführungsgeſetze 
zu den Reichsgeſetzen beſchloſſen werden, auch überall in den Einzelſtaaten 
gewählte Vertreter des Volkes an der Ausführung der Reichsgeſetze geſetz— 
lich beteiligt würden. Dieſe Auffaffung Habe auch die meclenburgijche Re- 
gierung; man dürfe aljo annehmen, daß fie fi) um die Einführung einer 
modernen Berfafjung bemühe. 

Medlenb. Bundesratsbevollmäctigter Geheimrat dv. Dergen: Im 
Auftrage der medlenburgifchen Regierung habe ich folgendes zu erflären: 
die großherzoglichen Regierungen halten an der Auffafiung feit, daß eine 
Einmiſchung des Reiches in die Landesangelegenheiten eines Bundesitaates, 
abgejehen von dem Ausnahmefall des Artikel 76, verfaflungsmwidrig und 
deshalb zurüdzumeifen if. Wenn fich die großherzoglichen Regierungen 
mit dem vom Bundesrate am 26. Dftober 1875 gefaßten Beichlufje ein- 
verftanden erklärt haben, fo haben fie ihre Verpflichtungen gegenüber den 
verbündeten Regierungen dadurd erfüllt, daß fie wiederholt ernſtlich be- 
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müht gewefen find, mit den medlenburgiichen Ständen eine Menderung der 
beitehenden Zandesverfafjung zu vereinbaren. Nachdem nun die Berhand- 
lungen zu Ergebnifjen nicht geführt haben, müfjen die Regierungen ſich 
die freie Entſchließung darüber vorbehalten, welchen Zeitpunft fie für die 
Wiederaufnahme der Verhandlungen für gefommen erachten. Ich kann 
Ihnen nur empfehlen, ſich in diefe Dinge nicht einzumijchen. (Stürmifche 
Heiterkeit.) Einmiſchungen in die Angelegenheiten der Bundesftaaten ftärfen 
nicht die Gegenliebe. Sie verbittern die Stimmung in erjter Linie ge 
das hohe Haus, und das wäre im höchſten Grade zu beflagen. (Lachen Anis.) 

In der Beſprechung äußern ſich alle Parteien mit Ausnahme * 
Konſervativen im Sinne des Abg. Büſing. 


25. Januar. (Berlin.) Der Handelsvertrag mit ſterreich— 
Ungarn wird unterzeichnet. 

25. Januar. (Bayern) Das Minifterium des kgl. Haufes 
und des Äußern veröffentlicht folgendes Wirtichaftsprogramm: 


An die gl. Regierungen, Kammern des Innern, 

die Dijtriftsverwaltungs- und Gemeindebehörden, die Bergbehörden, die 

Handels- und Gewerbefammern und die Handwerkskammern. 

Nach der Allerhöchften Verordnung vom 10. November 1904 (GB.- 
Hl. Nr. 59) ift dem Staat3minifterium des königlichen Haufe und des 
Yeußern vom 1. Januar l. J. ab die oberjte Aufficht auf Handel, Induftrie, 
Gewerbe und die Förderung aller bezüglichen Intereſſen, ſowie die oberjte 
Aufſicht auf das Bergmwejen überwiejen worden. Das kgl. Staatöminifterium 
des föniglihen Haujes und des Aeußern, an welches nunmehr alle ein- 
ichlägigen Berichte und Anträge zu richten find, wird in Erfüllung der 
ihm hiermit übertragenen wichtigen Geichäftsaufgabe darauf Bedacht nehmen, 
daß Handel, Induſtrie und Gewerbe größtmögliche Förderung erfahren, 
daß Ddenjelben die bisherigen Abjaggebiete erhalten, neue gewonnen und 
hierdurch die Produktion gefteigert werde. Der Hebung des Handwerks 
wird das fgl. Staatsminifterium des königlichen Hauſes und des Aeußern 
in der bisher jchon beacdhteten Weije jeine bejondere Sorgfalt zuwenden 
durch weitere Ausbildung des gewerblichen Genofjenihafts- und Kredit— 
wejens, die Fortführung und Entwidlung der jo erfolgreich wirkenden 
Meifterfurje, die Unterjtügung gewerblicher Fachſchulen und der tüchtigen 
Heranbildung und Erziehung der Handwerkfälehrlinge. Die Innungen und 
jonftigen gewerblichen Vereinigungen dürfen bei ihren auf Förderung des 
Handwerks gerichteten Bejtrebungen der tatfräftigen Unterjtügung bes 
fgl. Staatsminifteriums des föniglichen Hauſes und de3 Aeußern jicher fein. 
Die Pflege des Kunſthandwerks, welches gerade in Bayern eine Hervor- 
ragende Stellung einnimmt, wird das fgl. Staatsminifterium des könig— 
lichen Hauſes und des Yeußern ſich beſonders angelegen jein lafjen. Beim 
Bergweſen wird neben der Sicherung eines geordneten Bergwerföbetriebes 
darauf Rüdjiht genommen werden, daß die Aufjuchung und die Gewinnung 
der Mineralien tunlichit unterftüßt und die Nußbarmahung der Boden- 
ihäte auf jede Weile gefördert werde. Das kgl. Staatöminifterium des 
föniglihen Haufes und des Meußern muß hierbei auf die tatfräftige Unter- 
ftügung aller Behörden und Korporationen, namentlich der Handel3- und 
Gewerbefammern, der Handwerkskammern, des Bayerischen Gewerbemuſeums 
in Nürnberg, des Pfälziſchen Gewerbemujeums in Kaijerslautern, der Boly- 
technijchen Vereine und aller beteiligten Kreije rechnen und erwartet, daß 
alle jeine auf Hebung von Induſtrie, Handel und Gewerbe gerichteten Be- 
jtrebungen allerjeit$ freudige, lebhafte Mitwirkung finden werden. 

München, den 4. Januar 1900. Sehr. v. Podewils. 
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25. Januar. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus be- 
willigt zwei Millionen Mark für die innere Kolonifation in Oſt— 
preußen und Pommern. 


25.126. Januar. (Reichstag.) Poſtetat. 


In der Diskuffion greifen Polen und Zentrum die Ueberjegungs- 
jtelle in Poſen an, die die Beförderung verzögern. Die Regierung und 
die Nationalliberalen mweifen die Beichwerden ab. Eine Aufforderung des 
Abg. Böckler (Antij.), die Zahl der weiblichen Angeftellten im Zele- 
graphendienft zu beichränfen, lehnt Staatsjefretär Krätfe ab. Zum Schluß 
werden einige Nejolutionen genehmigt, die eine Ermäßigung der Fern- 
Iprechgebühren während bejtimmter Stunden für die gemeinnüßigen Arbeitz- 
nachmweije, die Ausdehnung der Sonntagdruhe, die weitere Beſchränkung 
der Marimalarbeitäzeit und die Aufnahme einer Statiftit über die Arbeits- 
verhältnifje der deutjchen Poftbeamten im Auslande fordern. 


27. Januar. (Preußen.) Auszeichnung der Eifenbahner. 


Folgender kgl. Erlaß wird veröffentliht: In Anerkennung der hohen 
Bedeutung der Staatseifenbahnverwaltung für das gejamte Staat3- und 
Verkehrsleben und zum Anfporn fernerer treuer Plichterfüllung will Ich 
den Bedienfteten der Staat3eijenbahnverwaltung für vorwurfsfreie 25- und 
40jährige Gejamtdienftzeit ein Erinnerungszeichen nach den beiliegenden 
Beftimmungen verleihen. Die Abzeichen find nad) den von Mir entwor- 
fenen rg er anzufertigen. Der Minifter der öffentlichen Ar— 
beiten hat hiernach das weitere zu veranlaflen. 


30. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) An 
fündigung einer Novelle zum Berggeſetz. Unterjuhung im Ruhr: 
rebier. 


Abg. Stötzel (83.) beantragt — einer Kommiſſion zur Unter- 
juhung der Arbeiterverhältnifje im Kohlenbergbau und auf jchleunigfte 
Einbringung eines Geſetzentwurfes zur Bejeitigung der feftgeftellten Miß— 
ftände. Abg. Bahmann (nl.) beantragt Bildung einer Kommiſſion zur 
RI ERNRUG der Wrbeiterverhältnifje im gejamten preußifchen Kohlen- 
ergbau. 

Handel3minifter Möller: Unmittelbar nachdem der Antrag, der 
heute zur Beratung fteht, eingebracht war, ift die Staatäregierung in der 
Lage gemwejen, zu erflären, daß ſie im Begriff fteht, eine Novelle zum 
Berggejeg auszuarbeiten, die die wejentlihen Punkte der Beichwerden der 
Bergleute gejeglich regeln will, nachdem fich herausgeftellt hat, daß auf 
dem —— — nichts zu erreichen war. Es ſind das keine neuen 
Punkte, ſondern alte, im weſentlichen bereits 1889 erörterte. Ich kann die 
Erklärung hinzufügen, daß wir aufs äußerſte beſtrebt ſein werden, dieſe 
Vorlage ſchleunigſt vorzulegen, und daß ich ermächtigt bin, zu erklären, 
daß das einſtimmiger Beſchluß des Staatsminiſteriums iſt. Ich bitte, nicht 
über das Maß der notwendigen Vorſicht hinauszudrängen, den Geſetz— 
entwurf jchleuniger fejtzuftellen, als bis eine gründliche Erwägung über 
alle einzelnen Fragen ftattgefunden Hat. Ich Hoffe aber, die bejtimmte 
Zufage Ihnen mahen zu können, daß wenige Wochen genügen werden, 
um die Gejegesvorlage einzubringen. Danad) dürfte e3 jich vielleicht er- 
übrigen, heute in die Verhandlung über die beiden Anträge einzutreten. 
Ich Halte eine parlamentarijche Erörterung über diefe Frage, nachdem eine 
jolhe hier und im Reichstage ftattgefunden Hat, nicht mehr für nüßlich 
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im EinverftändniS mit dem Landtage eine Enquete über die einjchlägigen 
Verhältniſſe veranftalten wollte, zu der die Mitglieder des bergbaulichen 
Vereins Aufflärung zu geben bereit wären. M. H., ich Habe daraufhin 
zu erflären, daß der Herr Minifter des Innern einverjtanden mit mir ift, 
morgen jofort Kommifjare in das Revier zu entjenden zur Einleitung einer 
Unterfuhung, wie fie von dem Bergbauverein gewünscht wird. Ich glaube, 
mit dem Hohen Haufe im Einverftändnis mich zu befinden, wenn ich auch 
heute darauf verzichte, nach irgend einer Seite hier Stellung zu nehmen, 
da dadurch die Verhandlungen nur erjchiwert werden dürften, und ich bitte 
Beil) das Haus, fich auch jeinerjeit3 diejer Auffaſſung anzufchließen. 
eifall. 

Abg. Wiemer (fr. Bp.) erwartet von den Handelöverträgen nur 
einen Nuten für den Großgrundbejig; Kleingrundbeſitz, Induſtrie und 
Handel würden darunter leiden. Die Erhöhung der Zujchüffe für länd- 
liche gewerbliche Fortbildungsichulen jei lobenswert, der geforderte Dis- 
pojitionsfonds für Prämien für Pferderennen überflüffig, Die Regierung 
hätte dem Ausbruch des Bergarbeiterſtreils zeitig entgegenwirken müfjen. 
Abg. Dr. v. Jazdzewski (Pole) bejchwert fi, daß die Danziger und 
Pojener Regierung den Lehrern verboten hätten, in ihrer Familie polnisch 
zu ſprechen. Die Unabhängigfeit3idee, welche in der polnischen Bevölkerung 
herrſcht, kann die Regierung als ſolche nicht befämpfen, fie kann nur dahin 
ftreben, daß dieſe Idee Durch Gerechtigkeit der beftehenden Regierung ein- 
gedämmt wird. Die Polen in öfterreichiich Galizien find von derjelben 
Unabhängigfeitsidee durchdrungen, aber man hört dort nie, daß fie daran 
denfen, —* von Oeſterreich loszureißen. Die polniſche Bevölkerung iſt dort 
eben zufrieden mit der Regierung, weil dieſe ihren berechtigten Rünfchen 
und Eigentümlichfeiten Rechnung trägt. Wir polnischen Abgeordneten 
wünjchen dringend einen Ausgleich mit der Regierung. Wenn man aber 
verlangt, daß wir vor Ausnahmegeſetzen die Waffen ftreden, dann tariert 
man den Berftand und die Art des polnischen Volkes zu gering. Minifter 
des Innern Frhr. v. Hammerftein: Die polnische Sprache ſolle nicht 
unterdrüdt werden, aber die Polen müßten den Gefegen gehorchen. Das 
Streben nad Unabhängigkeit jei das Zeichen der großpolniichen Bewegung, 
und diefe müßte entjchieden befämpft werden. Die Spracdenfrage in den 
Berfammlungen jei außerordentlich jchwierig; der Ausichluß der polnijchen 
Sprache, wie Abg. Graf Limburg wünfche, werde faum zu erreichen jein. 
Kultusminifter Dr. Studt: Die beiden Regierungen forderten nur, daß 
die Lehrer durch ihre ganze Haltung das Deutichtum fürderten. Ein Ein- 
griff in die Familien liege ihnen fern. 

Am folgenden Tage fritifiert Abg. Bruft (3.) jcharf die Haltung 
der Bechenbejiger und der Regierung, die die Bergwerksbeſitzer nicht ge— 
nügend Eontrolliert habe. Handelsminifter Möller weiſt die Angriffe gegen 
die Regierung ab, verjpricht aber, einzelne Bejchwerden zu unterjuchen. 
Abg. Hirsch (nl.): Die Zechenbefiger hätten mit Recht eine Unterhandlung 
mit den Arbeiterdelegierten abgelehnt, denn Ddieje hätten feine Autorität 
bei den Arbeitern gehabt. Der unter Kontraftbruch begonnene Streik jei 
ganz ungerechtfertigt. 

Der Etat wird an die Budgetlommilfion verwieſen. 

17. Januar. Württemberg.) Dem Landtag geht ein Volks— 
jchulgejegentwurf zu. 

Er jchlägt eine Aufbefferung der Gehälter der Volksſchullehrer und 


Lehrerinnen vor. Für die ftändigen Lehrer und Lehrerinnen hat der Staat 
710000 Mark, für die nicht ftändigen haben Die Gemeinden 150000 Marf 
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jährlich aufzubringen. Die Gehalt3aufbefferung befteht in Verkürzung der 
Vorrüdungsfriften und in Erhöhung der Säge der lebten Dienftalters- 
Stufen. Außerdem beftimmt der Entwurf, daß bei den Schulftellen, mit 
denen noch der Mesnerdienſt verbunden ift, die Trennung der beiden Dienjte 
zum 1. April d. %. zu erfolgen hat. 


17. Januar. Weimar.) Großherzogin Karoline, geb. Prin- 
zejlin Reuß, 20 Jahre alt, an Influenza F. 

17.120. Januar. GReichstag.) Budgetlommiffion. Debatte 
über Südweſtafrika. 


Die Kommijfion bewilligt Indemnität für mehrere durch den Krieg 
hervorgerufene Ausgaben: 62031 000 Mark infolge der Verſtärkung der 
Schutztruppe, 15 Millionen Mark zur Wiederherftellung der Eifenbahn 
Swalopmund-Windhuf. Abgelehnt werden gegen die Stimmen der Kon— 
jervativen am 19. 200000 Mark zu Vorarbeiten einer Eifenbahn von 
Windhuf nad a. Dieje Vorarbeiten jollten geliefert werden von 
der Firma Arthur Koppel, welche zu diefem Zwede eine Studienfommiffion 
nach Südweſtafrika gejchidt Hat. Wie aus dem mit diefer Firma gejchloj- 
jenen Bertrage hervorgeht, find 130 000 Darf bereits gezahlt, welche nad 
dem Kommiffionsbejchluß zurüdgezahlt werden müſſen. Die Kommiffion 
erklärt, daß der Abſchluß dieſes Vertraged mit der Firma Koppel ohne 
vorhergehende Genehmigung des Neichdtages unter feinen Umftänden durch 
die Berhältnifje des Aufftandes gerechtfertigt werden fünnte, weil e3 fich 
um Vorarbeiten handelt für eine Bahn, deren Fertigftellung zweifellos erft 
jahrelang nad) völliger Niederwerfung des Aufftandes zu erwarten iſt. — 
In der Beratung werden jcharfe Angriffe gegen die Regierung erhoben, 
die das Budgetrecht des Reichstags jchmälern mwolle. Kolonialdirektor 
Stübel erfennt an, daß bei Abſchluß des Vertrags ein Fehler begangen 
jet. — Am 20, bewilligt die Kommiffion 3 Millionen für die gejchädigten 
Anfiedler anftatt der geforderten fünf, und zwar fol die Summe nicht als 
Entihädigung, fondern in der Form von Notjtandsgeldern gegeben werden. 

19. Januar. (Reichdtag.) Staatsſekretär Krätke teilt über 
da3 Kapital und die Verzinjung der Reichspoſt mit: 

Das im Gejamtbetriebe ftedende Kapital betrage 652 Millionen Marf, 
Davon arbeiteten in der Poſt 230, in der Telegraphie 143, im Fernſprech— 
weſen 279 Millionen. Das in der Poft angelegte Kapital verzinfe ſich 


gut, die Telegraphie erfordere einen Zujhuß, der Telephonbetrieb fange 
an, einen Ueberſchuß zu liefern. 


Januar. (Preußen.) Konflikt zwifchen Berliner Geiftlichen 
und dem Evangelijchen Oberkirchenrat. 


Ein Tiberaler Geiftliher Fifher hatte auf dem 22. Deutjchen 
Proteftantentag einen Vortrag gehalten, der den Gemeinderat veranlaßte, 
beim brandenburgifchen Konfiftorium über Fiſcher Bejchwerde zu führen. 
Er Hatte al3 feine Weberzeugung ausgejprocdhen, daß Chriftus als Menſch 
anzujehen ei. 

Das Konfiftorium erläßt eine Verfügung an Fifcher, worin es heißt: 
Sie konnten ſich faum verhehlen, dab Ihre Ausführungen in dem in Rede 
ftehenden Vortrage das religiöje Gefühl aller befenntnistreuen Gemeinde- 
glieder auf das tieffte verlegen und ein weithin — Aergernis ver- 
urſachen würden. Da dieſelben aber den Eindruck nicht nur mangelnder 
Beſonnenheit, ſondern auch unzulänglicher chriſtlich-theologiſcher Durch— 
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bildung, Klarheit und Reife machen, jo glauben wir annehmen zu dürfen, 
da Sie ſich noch in einem Entwidlungs- und Uebergangsftadium befinden, 
aus welchem es Ihnen mit Gottes Beiftande gelingen fann, fich zu einer 
Erfafjung des wahren Wejend der chriftlichen Religion hindurchzuarbeiten. 
Sollten Sie im Gegenteil fi) endgültig auf dem gegenwärtigen Stand- 
punfte befeftigen, jo müffen wir abwarten, daß Sie die Folgerung ziehen 
und Ihr Amt in einer Kirche, deren Glauben und Bekenntnis Sie nicht 
nur nicht teilen, jondern ſogar befämpfen, freiwillig niederlegen. 


Dieje Verfügung wird von den Xiberalen jcharf Eritifiert; es wird 
hervorgehoben, daß Fiſcher 58 Jahre alt ift, 33 Jahre ohne Tadel im 
Dienft der preußifchen Landeskirche fteht und von der Umiverfität Königs- 
berg beim Kant-$ubiläum zum Doktor der Theologie ernannt worden ift. 
Die Beſchwerde jei auf eine gehäjfige orthodore Agitation in jeiner Ge— 
meinde zurüdzuführen. 30 Geiftlihe erlafjen eine Erklärung für ihn: 
„Bir find überzeugt, daß in dem von einer unwürdigen Agitation maßlos 
verdäcdtigten Pfarrer D. Fiſcher weniger eine einzelne Perſon al3 die 
Freiheit der theologischen Meinungsäußerung in der Kirche überhaupt ge- 
troffen werden foll, daß hier der Verſuch vorliegt, jedem Paſtor, gleichviel 
ob jeine Theologie fonjervativer oder liberaler — iſt, die Unabhängig- 
keit ſeiner wiſſenſchaftlichen Forſchung und die Möglichkeit ihrer öffentlichen 
Ausſprache zu nehmen. Demgegenüber müſſen wir die Selbſtändigkeit 
unſrer theologiſchen Ueberzeugungsbildung und Ueberzeugungsausſprache 
für uns in Anſpruch nehmen. Iſt doch keine Theologie, weder die ſo— 
genannte liberale, noch die ſogenannte poſitive, etwas wert, wenn ſie als 
befohlen erſcheint. Sie muß in der Freiheit geboren und erhalten werden. 
Und niemals war der Schutz der geiſtigen Unabhängigkeit des Pfarrer— 
ſtandes nötiger als heutzutage. Wie ein Fluch laſtet auf unſerem Stande 
der Vorwurf der Unmwahrhaftigfeit. Ein gut Teil der Entfremdung gegen 
die Kirche ift begründet in dem Mißtrauen gegen die Ehrlichkeit ihrer 
Baftoren. ... Daß die Gemeindepredigt andere Ziele hat als ein rein 
lehrhafter Vortrag, ift und dabei jelbftverftändlich; doch kann auch fie nur 
al3 ganz perjönliche8 Glaubenszeugnis aus den Tiefen einer wahrhaftigen 
Seele auf die Gemeinde Eindrud machen. Für uns al3 evangelifche 
Chriften und Geiftliche kann die Richtichnur nur fein: Wir können nicht 
wider die Wahrheit, jondern für die Wahrheit.“ 


20. Januar, 3. Februar. (Reichstag.) Anterpellation über 
den Bergarbeiterftreif im Ruhrrevier. Erklärungen Bülows und 
Möllers. 


Abgeordneter Hué (Soz.) bringt folgende Interpellation ein: Iſt 
dem Herren Reichskanzler befannt, daß die Werkbefiger im Ruhrkohlen— 
bezirk 1. füftematifch die zum Schuge der Arbeiter in der Reichsgewerbe— 
ordnung feftgelegten und auch für die Bergarbeiter gültigen Beftimmungen 
umgehen und fogar eine förmliche Organijation behuf3 Verrufserklärung 
unbequemer Arbeiter geſchloſſen haben; 2. die reichögejeglichen Vorſchriften 
über den Arbeitsvertrag tatjächlih außer Wirkung ſetzten, die Arbeit3ord- 
nungen durchaus willfürlich anwenden und dadurch werkſeitig fortgejeßt 
Kontraftbruch geübt wird; 3. durch das Nullen der Kohlenwagen den 
Arbeiter um einen Teil feines verdienten Lohnes betrügen; 4. durch ihre 
Berkaufsorganijation, das Kohlenjyndifat, ohne Berüdjichtigung der In— 
duftrie und der allgemeinen Volksbedürfniſſe die Kohlenpreije ſyſtematiſch 
hinaufichrauben und, um diejes in höherem Grade zu erreichen, alles getan 
haben, was den Ausbruch de3 VBergarbeiterftreif3 zur Folge haben mußte? 


Das Deutfche Keich und feine einzelnen Glieder. (Januar 20.) 13 


Welche Maßregeln gedenft der Herr Reichskanzler gegenüber diejen Vor— 
gängen zum Schuße der Arbeiter jowie der Kohlenverbraucher zu ergreifen ? 

führt in der Begründung aus, daß 220000 Arbeiter ausftändig 
jeien und mujfterhafte Ordnung hielten; Beläftigungen von Arbeitswilligen 
jeien nicht erfolgt. Die Grubenbeamten hätten durch ihr rüdes Benehmen 
viele Erregung hervorgerufen. Leider Habe die Regierung, die bisher lobens- 
werte Unparteilichfeit gezeigt habe, diefen Beamten jet polizeiliche Qualifi— 
fation verliehen, und das werde die Aufrechterhaltung der Ordnung er- 
jhweren. Der Ausftand fei hervorgerufen durd die eigenmächtige Ver- 
längerung der Seilfahrt auf Zeche Bruchftraße und durch die Verweigerung 
der Hausbrandfohle.. Trotzdem hätte ein wenig Entgegentommen von 
jeiten der Zechenverwaltung den Streif verhindert, aber anfiatt deſſen jeien 
die Arbeiter jchroff abgemiejen, und jede Verhandlung mit ihnen fei ab- 
gelehnt worden. Leider habe das Auftreten des Minifterd Möller im 
preußiichen Landtag am 16. den Unternehmern den Rüden geftärtt. Der 
Borwurf des Kontraktbruchs jei ungerechtfertigt: auf Zeche Bruchitraße 
jei den Arbeitern ihr Recht fontraftwidrig genommen, da hätten die an— 
deren Bergleute ihre Kameraden eben unterftügen müflen. Die Unter- 
nehmer, in legter Linie das Kohlenfyndifat, hätten den Streik ſyſtematiſch 
provoziert. Regierung und Arbeiter müßten den Großfapitalismus ge- 
meinjam befämpfen, denn das Syndifat, das die Fufionierung der Heinen 
Zechen erftrebe, wolle den Staat die Geſetze diktieren. 

Reichskanzler Graf Bülow: Meine Herren! Der preußifche Herr 
Handelsminifter wird die Fnterpellation der Abgeordneten Auer und Ge- 
nofjen im einzelnen beantworten. Ich will aber feinen Ausführungen 
einige Bemerkungen vorausjchiden über eine Frage, die im Vordergrunde 
des Öffentlichen nterefjes fteht, die das Land lebhaft bewegt. Ich Habe 
bereit3 im preußifchen Abgeordnetenhaufe gejagt, daß die Regierung nad) 
meiner Anficht bei Streits eine doppelte Aufgabe hat: fie muß zunächft 
dafür forgen, daß Ordnung und Ruhe unter allen Umjtänden aufrecht er- 
halten bleibt. Sie foll aber auch durch ihre Organe auf den Ausgleich 
der Gegenjäße Hinmwirfen, um damit für unjer gejamtes wirtjchaftliches 
Leben größere? Unheil nad Möglichkeit zu verhindern. Ich nehme 
Aft von der Erklärung des Herrn Vorredners, daß die Ruhe im Ruhr— 
revier durch die Arbeitnehmer nicht geftört werden würde. ch Hoffe, 
die Ereignifje werden ihm Recht geben. Ach will aber nichtsdejtoweniger 
auch hier feinen Zweifel darüber lafjen, daß die preußifche Staat3- 
regierung die vollen Machtmittel des Staates einjegen wird, wenn 
der im Ruhrrevier entfefjelte Lohnkampf in Exzeſſe ausarten jollte. Die 
bisher im allgemeinen von dem Gros der Bergarbeiter beobachtete ruhige 
Haltung überhebt mic nicht der Mahnung an die Arbeitnehmer, der ein- 
dringlihen Mahnung an die Arbeitnehmer, ſich nicht zu Gewalttaten hin- 
reißen zu lafjen. Insbeſondere ift e8 die Pflicht der Behörden, die per- 
ſönliche Freiheit zu ſchützen. Wenn der Menih das Recht zum Streik 
hat, jo hat er doch auch das Recht zu arbeiten (jehr richtig! rechts), und 
dieſes Recht muß gegen jede Art von Terrorismus nachdrücklich geſchützt 
werden. Meine Herren, ich beflage es tief, daß noch feine Einigung zu— 

ande gekommen ift. Die zur Vermittlung berufenen Staatdorgane haben 
jedenfalls das ihre getan, und fie werden in ihrer vermittelnden, in ber 
gleichen verjöhnenden Richtung auch weiter bemüht bleiben. Bon einer 
Seite wird alle Schuld an dem Ausftande auf die Arbeitgeber gejchoben, 
und gewiß, meine Herren, wenn die von dem Herrn Vorredner vorgebrachten 
Vorwürfe, insbejondere der Inhumanität, tatfächlic begründet wären, jo 
würden jie allgemeiner Verurteilung begegnen. Bon der anderen Seite 
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wird die Verantwortung für den Streik ausſchließlich auf die übertriebenen 
Forderungen der Arbeiter geichoben. Wenn die Vertreter der Gruben- 
bejiger den Wunſch der Staatskommiſſare nad) gemeinjamen Berhandlungen 
mit den Vertretern der Arbeiter ignorieren jollten, jo würde ich das gerade 
fo mißbilligen, wie ich troß der nach meiner Anficht verfehlten Necht- 
fertigungöverjuche des Herrn Vorredners die Einftellung der Arbeit ohne 
vorherige Kündigung mißbillige und bedauere. Recht und Unrecht unter 
Aufrechterhaltung des allgemeinwirtichaftlihen Gejamtinterefjes möglichit 
von dem Agitatorijchen und Utopiichen zu jcheiden, bedarf einer fehr forg- 
jamen Unterfuhung. Um eine jolche gereht vorzunehmen, dazu muß man 
fi) von parteipolitiihen Gründen und Spekulationen freier halten, ala e3 
der Herr Vorredner getan Hat. (Zuruf bei den Sozialdemokraten: Da 
hört fi) doch alles auf!) Ich bin in den Ausführungen des Vorredners 
und bejonder3 auch in der bürgerlichen Preffe, in Zeitungsausjchnitten, die 
mir heute vorgelegt find, Klagen begegnet über die angebliche Rat- und 
Machtlojigfeit des Staates. Und dabei tritt bei unjerer an die Achtung 
vor Krone, Staat und Obrigkeit gewohnten Gejellihaft ein ſtarkes Mip- 
trauen hervor gegen die vereinigte Kapitalmacht der großen Bechenbefiger 
und Banten, die bei der Hiberniaangelegenheit ſich bemerkbar gemacht * 
und die der Herr Vorredner zu meinem Bedauern ausgiebig herangezogen 
hat. Meine Herren, wir ſtehen vor einem ſehr ſchwierigen Problem, das 
in anderen Kulturſtaaten ebenſo wie bei uns noch der Löſung harrt. Ich 
erinnere, ich weiſe hin auf Die Vereinigten Staaten, wo die Syndikats-, 
Rartell- und Truftbildung am meiteften fortgefchritten ift, wo eine meife 
Bentralverwaltung und ein weiſer Präfident jchon am Werfe find, den 
Staat vor Schaden zu bewahren. Bei uns ift die Aufgabe in einer Rich- 
tung erleichtert. Ich denke dabei an die vorbildlichen Werfe der deutjchen 
Sozialpolitik, ich denfe an das Gefühl der fozialen Verpflichtung, das die 
deutjchen Unternehmer die jchweren Laften, Opfer und Koften der fozialen 
Geſetzgebung willig tragen läßt und ſich fortgejegt, das möchte ic) bejonders 
hervorheben, in großartigen freiwilligen Wohlfahrt3einrichtungen für die 
Arbeiter betätigt. Aber auf der anderen Seite — mwiürden Gie die Güte 
haben, Ihre Bemerkungen vorzubringen, nachdem ich geendet habe — 
liegen die Berhältnifje bei uns bejonders ſchwierig. Die Arbeiterorgani- 
fationen find in Deutjchland nicht aus einem wirtjchaftlichen Bedürfnis 
natürlich entftanden (Tebhafte Zwijchenrufe bei den Sozialdemokraten), jon- 
bern fie find (erneute Unruhe) — lafjen Sie mich, bitte, meine Gedanken 
ausführen — von diefer oder jener Ausnahme abgefehen, im mejentlichen 
Werkzeuge der politijchen Parteien (Widerſpruch bei den Sozialdemofraten). 
Wenn Sie dies beftreiten, jo weiſe ich Sie beijpielsmweije auf die Hirjch- 
Dunckerſchen Gemwerkichaften Hin, bei denen doc gewiß beftimmend das 
Motiv war, die Arbeiter gegenüber der Agitation, der genialen Agitation 
von Ferdinand Lafjalle bei der fortichrittlihen Sahne zu Halten. Auch 
bei den chriftlihen Arbeitervereinen jpielen Parteiinterefjen Hinein, und 
vollends die jozialdemofratifchen Gewerkſchaften, fie jollten ja von Anfang 
an gar nichts anderes fein als Ererzierpläße und Manöverfelder für eine 
Partei des Umfturzes, al3 eine Schule für die Erziehung der Arbeiter. 
Was die engliihen Gemerfichaften Großes geleiftet haben, das Haben fie 
eleiftet auf rein wirtjchaftlihem Boden ohne jedes Anjehen der Partei. 

a8 bei ung nottut — das betone ich bejonders gegenüber dem Herrn 
Borredner, obwohl er bemüht gewejen ift, in jeinen Ausführungen den 
Sozialijten zurüdtreten zu lafjen Hinter den ergarbeiter, der Sozial- 
demofrat jhimmert aber doc durch —, das ift die Emanzipation der in 
Berufsvereinen aller Art organifierten Arbeiter von der Barteipolitif und 
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eigentlich von der Politif einer Partei, deren geiftiges Oberhaupt ſchon 
vor Jahren und Jahrzehnten die Führer der engliichen Gemwerkichaften, 
weil fie die Lage der Arbeiter auf friedlichem Wege ohne Streiks zu bejjern 
bejtrebt find, für Verräter erklärte, einer Partei, die jeden wirtjchaftlichen 
Hortihritt unter der gegenwärtigen Staats- und Gejellichaftsordnnung 
für ausgeſchloſſen erklärt, die = in dem Elend eines nicht glücklichen 
Streits nicht eine Art nationalen Notjtandes ſieht — und ich mürde 
jeden länger dauernden Streit als einen ſolchen Notftand anfehen —, 
jondern in ihm nur ein Mittel zur Schürung des Hafjes fieht, zur 
Stärkung de3 Klafjengefühls im Parteiinterefje. Was führt die jozial- 
demofratiihe Preſſe für eine Sprache gegenüber diefem GStreif?! Es 
ift möglidh, daß die Führer aus taftiihen und praftiihen Gründen in 
diejem Augenblid den Ausbruch des Streif3 nicht gewollt haben. Nachdem 
aber der Streit ausgebrochen war, bringt jede Nummer jeder jozialdemo- 
fratifchen Zeitung, insbejondere der Vorwärts, jeden Tag eine Wagen- 
ladung Del, die ind Feuer gegojjen wird. Der Vorredner hat der Re- 
gierung zum Vorwurf gemacht, daß fie einen Mangel von Vorausſicht 
gehabt Habe gegenüber diejem Streif, und dabei hieß es im erften Aufruf 
der jozialdemofratiichen Partei über den Ausftand im Ruhrgebiet über die 
Regierung und die Volkövertretung: „Unjere Regierungen find fapitaliftische 
Regierungen. Unſere Parlamente find Kapitaliftenparlamente.” (Sehr 
richtig! bei den Sozialdemokraten) Wie Sie diefe Ausführungen mit 
Ihrem „Sehr richtig!” unterftreichen, wenn Sie wirklich dieſe Anficht hegen, 
dann verftehe ich nicht den beweglichen Appell, den der Herr Vorredner 
an die Mehrheit diejes Haujes und an die Einficht der Regierung gerichtet 
hat. Entweder — oder! Entweder entbehrt die3 Haus und die Regierung 
des Berjtändnijjes für die Arbeiter, oder aber Sie verzichten auf derartige 
Ungriffe Hier und in Ihrer Preſſe. Dann verzichten Sie auf folhe An— 
griffe auf die Regierung, wie wir es lejen mußten, daß von den Vermitt- 
lungsverjuchen der Regierung, da fie nicht im Intereſſe des Arbeiters, 
jondern des Kapitald handle, daß aljo deshalb die Bergarbeiter von den 
Bemühungen des Herrn Minifters Möller nichts zu erwarten hätten! So 
erleichtern Sie uns die Verftändigung im Ruhrrevier, von der der Vor— 
redner behauptet hat, daß fie ihm am Herzen liege. M.H.! Wenn Gie 
den Streif, wie e3 der Vorredner eingehend ausgeführt hat, wirklich nicht 
provoziert haben, wenn der Streit — Herr Hus beftätigt mir das durch 
jein Kopfniden! — wenn der Streik jogar gegen Ihren Willen und Wunſch 
ausgebrochen ift: wo bleibt da die Hoffnung des Abgeordneten Bebel, daß 
in jeiner Zufunftsgejellfchaft die Frage der Produktion fich fpielend löſen 
werde, daß ed ihm möglich fein würde, die Maſſen in ihrer Bewegung 
aufzuhalten. Der Vorredner hat den Ausbrud) des Streifs auf die mate- 
rialiftiiche Art der Arbeitgeber und auf aufreizende Urtifel der bürgerlichen 
Blätter zurüdgeführt. Meine Herren, jo einfach liegt die Sache doch nicht. 
Alle Revolutionäre, wie jchon vor Hundert Fahren die Jakobiner, Fönnen 
wohl LXeidenjchaften entfejleln, fie zügeln aber können fie nicht. Die am 
lauteften lagen über das Regiment der Arbeitgeber, werden wohl aud) die 
Hauptjchuldigen fein mit ihren jeit Jahrzehnten betriebenen Anjchuldigungen 
und Heßereien, wenn, wie ich behaupte, gegen die Hoffnung der Regierung 
und der großen Mehrheit dieſes Hauſes der Streik ſich ausdehnt und Die 
armen fanatifierten und verführten Arbeiter und ihre Familien in Elend 
und Not bringt. Der Vorredner hat gejagt, daß aus der Unbejonnenheit 
oft Gutes hervorgehe. Ich bin im Gegenteil der Meinung, daß auf 
jozialem Gebiete nur durch Bejonnenheit dauernde Fortichritte zu erzielen 
find. Deshalb Hoffe ih, daß die Beratungen diejes Haufes getragen jein 
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werden von dem Geifte der Bejonnenheit und Mäßigung, den ich allen 
Teilen im Ruhrrevier nochmals ans Herz lege. (Lebhafter Beifall. Un— 
ruhe links.) 

Preußiſcher Handeldminifter Möller: Die Bemühungen der Regie- 
rung um eine Vermittlung jeien an einem toten Punkt angelangt, würden 
aber fortgejeßt werden. Nach diefem Rezept wird auch weiterhin verfahren 
werden. (Burufe bei den Sozialdemofraten: Und die Unternehmer?) Die 
Unternehmer haben e3 abgelehnt, mit den Arbeitern kontradiktoriſch zu 
unterhandeln. (Zurufe bei den Sozialdemokraten und Lärm.) Das ift im 
höchften Grade zu bedauern (Rachen bei den Sozialdemokraten), aber zu 
ändern ift daran nichts, und wer wie ich fich mit Streifangelegenheiten zu 
beichäftigen hat, der weiß, daß, wenn man jich einmijchen will in den Streif, 
ohne gerufen zu fein, man in der Regel von beiden Seiten PBrügel be- 
fommt. Trotzdem Habe ich feinen Augenblid daran gezweifelt, daß wir 
einjchreiten müfjen, und der Reichskanzler ift mit mir derjelben Meinung. 
Bei einem GStreif in dem Hauptfohlenrevier Deutichlands handelt e3 ſich 
um Fragen, die unendlich viel wichtiger find als bei jedem anderen be- 
liebigen Streif. Auf jeden Kohlenarbeiter, der ftreift, fommt in kurzer 
Beit eine große Anzahl anderer Hände, die mitfeiern müfjen. Darum habe 
ich, troßdem ich von vornherein feft davon überzeugt war, von beiden 
Geiten angegriffen zu werden, einen Verjuch gemacht, jchon zu Anfang den 
Streik beizulegen. Es ift mir vorgeworfen worden, ich hätte, obwohl ich 
die Bewegung habe kommen jehen, jtill zugejehen. Dieſer Vorwurf ift ganz 
unberedhtigt. Wir Haben in jedem Falle, wo Klagen an uns herangebracht 
wurden, die unteren Behörden zur Berichterftattung aufgefordert. Wir 
haben jie aufgefordert, die notwendigen Maßnahmen in die Wege zu leiten, 
und es ift ung tatjächlich gelungen, auf diefem Wege effektiven Anläffen 
zum Streit mit Erfolg zu begegnen. Insbeſondere haben wir es fertig 
gebracht, Verſuchen auf Verlängerung der Seilfahrtzeit mit Erfolg ent- 
gegenzutreten. (Zurufe bei den Sozialdemokraten: Bruchſtraßel) Wir 
haben auch bei der Zeche Bruchſtraße alles getan, was nur irgend möglich 
war. Als die Verwaltung zu Anfang Dezember eine Verlängerung der 
Ceilfahrtzeit einführen wollte, haben wir jie darauf aufmerkſam gemacht, 
daß fie dazu nach der Arbeitsordnung nicht berechtigt fei. a iſt 
damals die Anordnung ſofort zurückgezogen worden. Dann hat freilich 
die Zeche Bruchſtraße am 20. Dezember angekündigt, daß ſie am 1. Februar 
die verlängerte Seilfahrt einführen werde, und zwar mit dem ausdrück— 
lichen Zuſatze, daß alle diejenigen, die nicht gewillt ſeien, darauf einzugehen, 
nunmehr genügend Zeit hätten, ſich nach anderer Arbeit umzuſehen. Es 
iſt richtig, daß etwa 1100 Arbeiter ihre Zuſtimmung zu dieſer Aenderung 
verſagt haben. Darauf kam der Verſuch einer Vermittlung durch das 
Oberbergamt. Das Oberbergamt hat die Arbeiter in durchaus korrekter 
Weiſe an das Berggewerbegericht verwieſen; das war unzweifelhaft recht 

ehandelt, weil in ihm Vertreter von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
— das geeignetſte Forum zum Ausgleich. Dann aber iſt das ein— 
getreten, was die Erfahrung in allen möglichen Ländern gelehrt hat, wo 
große Streiks ausgebrochen ſind: es iſt am anderen Morgen, ehe die Sache 
noch vor das Berggewerbegericht kam, der Streik exploſionsartig aus— 
gebrochen, und jetzt fängt der Moment an, wo Sie (zu den Sozialdemo— 
fraten) Ihre Leute nicht mehr in der Hand haben. Durch dieje Tatjache 
haben Sie jelbjt der Gewerfichaftsfrage eine jchwere Niederlage beigebradit. 
(Lachen und Widerjpruch bei den Sozialdemokraten.) Gemwiß, denn jeßt 
wird man jagen: Da fieht man ja, die Urbeiterführer Haben ihre eigenen 
Leute nicht mehr in der Hand. Man hat immer von jeiten der Gelehrten 
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behauptet, das einzige Mittel zur Berftändigung fei die Schaffung von 
Drganijationen, denn der organifierte Arbeiter jei der Vernunft zugäng- 
li), der nichtorganifierte dagegen dem Zufall. Hier haben wir in efla- 
tanter Weije gelenen, daß der Zufall regiert hat, gleihmäßig über Orga- 
nifierte und Nichtorganifierte. (Lachen bei den Sozialdemokraten.) Gie 
haben alle möglichen Verfuche gemacht, den Streik zu Iofalifieren, denn 
Sie — ſich ganz klug geſagt: wir wollen nur dem Herrn Stinnes an 
den Kragen gehen, wir wollen uns die Finger nicht mit einem großen 
Streik verbrennen, der uns unendlich viel Geld koſtet, und darum ſind Sie 
nun ſo enttäuſcht durch den Uebereifer der Arbeiter, die Ihnen nicht ge— 
folgt ſind. Sie haben zwei bis drei Tage lang ſich alle mögliche Mühe 
gegeben, in den Berfammlungen die Arbeiter zur Vernunft zu bringen; 
das iſt Ihnen nicht gelungen, und das ift ein trauriges Biden für den 
Einfluß, den Ihre Organijation auf Ihre Mitglieder auszuüben im ftande 
iſt. Ich kann Ihnen nur dringend empfehlen, jet, nachdem ein gemifjer 
Stillftand eingetreten ift und wir Zeit gewinnen, die einzelnen Fälle zu 
unterjuchen, zu Verhandlungen und zu VBermittlungen zu gelangen, mir 
dies nicht zu ſchwer zu machen, indem Sie meine Perjon und Verwaltung 
verdädtigen. Nur dadurch, daß wir uns abjolut neutral verhalten, find 
wir in der Lage, nad) beiden Seiten Hin zu vermitteln. Der Abg. Hus 
hat geiagt, er wolle heute nicht als Parteimann jprechen, jondern als Ge- 
werfichaftsmann, und das hat er auch innerhalb gewifjer Grenzen getan. 
Ich möchte ihn aber bitten, auch auf die Prefje feiner Partei etwas Ein- 
fluß auszuüben, damit dieje nicht jo redet, wie es gefchieht. Der Minifter 
verliejt einen Artikel der „Leipziger Volkszeitung”, wo die Rede ift von 
gepeitichten, mit Sforpionen gezüchtigten Heloten, denen die Wurmfrankheit 
den Leib zerftöre und die Sorge über die bevorjtehenden Stillegungen den 
Geift ermatte. Wenn eine derartige Sprache geführt werde, fünne man 
ſich nicht wundern, daß die maßgebenden a feinen Einfluß mehr 
haben. Nur wenn man fich mäßige in Ausdrüden und in der Kampfes— 
weiſe und anerfenne, daß die Beilegung des GStreifes nicht nur Sache der 
Arbeiter jondern eine große nationale Frage jei, werde man die Arbeiter 
wieder in die Hand befommen. Es fei anzuerkennen, daß große Unruhen 
nicht entjtanden jeien. Alle Klagen follten genau unterjucht werden. Die 
ig bereite mehrere Reformen vor. 

Ubg. Stößel (3.) erklärt den Gtreif bei der Haltung der Unter- 
nehmer für unvermeidlich. Die jchlechte Behandlung Habe die Arbeiter 
erbittert, die Stillegung habe fie ungeheuer gejchädigt. Die Forderungen 
der Bergleute habe das Zentrum jchon 1892 gebilligt. Abg. v. Normann 
au): Im Namen meiner politiichen Freunde erkläre ich, daß wir es ab- 
ehnen müfjen, in eine Prüfung der einzelnen in Betracht fommenden 
Momente einzutreten, jolange die unter Kontraktbruch vollgogene Arbeits- 
einftelung fortdauert. Diejer Standpunkt entjpricht unferer Auffaffung 
von dem Grundjage des bürgerlichen Nechtes. Sobald diejer Kontraft- 
bruch bejeitigt ift, werden wir in eine Prüfung eintreten. Bis dahin er- 
warten wir, daß die Staat3behörden mit aller Entjchloffenheit alles tun 
werden, um den Wrbeitäwilligen Schuß zu gewähren. Es freut uns, daß 
der Reich3lanzler in diefem Sinne ſich ausgejprochen hat. 

21. Januar. Abg. Beumer (nl.): Die Klagen der Arbeiter feien 
wie 1889 ftarf übertrieben. Die Zeche Bruchitraße habe nicht Fontraft- 
widrig gehandelt, vielmehr ftet3 die geſetzlichen Vorfchriften befolgt, aber 
die Arbeiter hätten alle Angebote zurüdgemwiejen und auf den Streik hin- 
gearbeitet. Das Kohlenfyndifat habe die Löhne bedeutend erhöht und fie 
vor Schwankungen bewahrt. Es ſei Dringend notwendig, daß die Arbeit3- 
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willigen gegen den Terrorismus Streifender gejhügt würden. Abg. Stöder 
3 ieſer Streik iſt nicht entſtanden aus der ſozialdemokratiſchen 
gitation heraus, ſondern aus den Verhältniſſen. Vor allen Dingen herrſcht 
eine große Erbitterung und Erregung über das Zechenſtillegen. Der Reichs— 
kanzler hat geſtern geſagt, daß die Organiſationen der Bergarbeiter auch 
politiſche Ziele verfolgen. Ich muß das für die Organiſationen, die ich 
genauer kenne, auf das entſchiedenſte beſtreiten. Der chriſtlichnationale 
Arbeiterverband verfolgt keinerlei politiſche Ziele. Das verbietet ſich ſchon 
deshalb, weil in ihm beide Konfeſſionen in brüderlicher Weiſe zuſammen— 
gehen. Nun jagt man, dieje Organilationen hätten Banferott gemacht, 
weil fie ihre Leute nicht in der Hand gehabt hätten. Auch diefer Vorwurf 
ift durchaus unberechtigt. Wenn der Geift des Knappſchaftsweſens nicht 
mehr ein jo fameradichaftlicher ift, wie in früheren Jahren, jo trägt daran 
allein die Schuld die Ausbreitung des Kapitalismus, welcher Taufende 
bon Bergarbeitern aus anderen Gegenden herbeigeholt hat. In diejer 
zufammengewürfelten Mafje fann ein Solidaritätsgefühl, wie es früher 
war, nicht wirkſam fein, ganz abgejehen davon, daß unter den 200000 Ar- 
beitern augenblidlih nur etwa 100000 organijiert jind. Darum folgt aus 
der Tatjache, daß das Gros der Arbeiter den Führern den Gehorſam ver- 
weigert hat, nicht, daß die Organifationen nichts taugen, ſondern daß fie fich 
erweitern und ausbreiten, daß jie vor allem auf gejegliche Grundlage geftellt 
werden müſſen. — Die Regierung hätte dem Streif durch Einführung von 
obligatorischen jchiedsgerichtlihen Verhandlungen entgegenwirken müſſen. 
Preuß. Handelsminiſter Möller: Ich kann nur meine Genugtuung 
darüber ausiprechen, daß die heutige Verhandlung vergleichsweife jo ruhig 
verlaufen ift. Dieje ruhige Haltung, der fich die Vertreter beider Rich— 
tungen befleigigt haben, it wohl der Ausfluß der Erkenntnis, daß wir 
hier einer ernjten Bewegung gegenüberftehen. ch hoffe, daß die Tonart, 
die heute Hier geherricht Hat, ihren Eindrud in dem unglüdlichen Bezirke 
nicht verfehlen wird. Ich hoffe, daß die heutige Verhandlung denen, die ge- 
faubt haben, ſich auf einen ftarr ablehnenden Standpunft ftellen zu können, 
far machen wird, daß fie einer feitgeichloffenen öffentlichen Meinung gegen- 
überjtehen. (Lebhaftes, alljeitiges Bravo.) Sie werden gut tun, den jchweren 
politiichen Fehler, den fie begangen haben, möglichft bald wieder gut zu 
machen. (Hört, hört!) Stabile Löhne, nicht ſchwankende Löhne, find für 
die Arbeiter einzig brauchbar. Wir auf den Föniglichen Zehen find diefem 
Grundjag gefolgt. Wir haben auch bei rüdgängiger Konjunktur nach 1900 
die Löhne nicht herabgejegt, jondern fie, wenn auch langjanı, fteigen lafjen. 
Sc Habe ſtets gepredigt, daß man vorfichtig fein müſſe in jozialpolitischen 
Dingen; denn wenn man erft vorwärts gegangen tft, gibt es fein Rück— 
wärts mehr. Es jind von uns Maßnahmen im Gebiet des Berggeſetzes 
gefordert worden. Gejete lafjen jich aber nicht ab irato machen, fie wollen 
wohl überlegt jein. Das darf ich aber jagen: das Geſetz über die Rechts— 
fähigfeit der Berufsvereine ift bereits in Vorbereitung, ebenjo das Gejeß 
über die Arbeitsfammern. (Beifall) Wir wollen hoffen, daß fie noch am 
Ende diefer Sejlion vorgelegt werden fönnen. (Erneuter Beifall.) Bezüg- 
lich der Stillegung der Zechen haben wir verjucht, durch Ausbau des $ 65 
des preußiichen Berggejeßes einen Damm aufzurichten. Sch hoffe, daß wir 
mit dem Gejeg bald fommen können. Die Novelle zum Berggejeß iſt noch 
nicht abgejchlojfen, in diejer Seffion werden wir fie nicht vor den Landtag 
bringen können. Wir tun alles, um den angefachten Brand zu löſchen; 
hoffen wir, daß es bald gelingt, und fahren Sie fort, fich an diejer Stelle 
gemäßigt zu äußern, damit der Brand nicht geichürt wird. 
An 23. Januar und 3. Februar finden weitere Diskuffionen ftatt. 
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21. Januar. Preußiſches Abgeordnetenhaug.) Ans 
nahme der Hiberniavorlage. Vgl. 1904. 


Die Vorlage, wonach Aktien der Hibernia im Nominalwerte von 
27552800 Mark für 69! Millionen vom Staate erworben werden jollen, 
wird in zweiter Lejung angenommen. Dagegen ftimmen die freifinnige 
Volkspartei und einige Mitglieder der en Bereinigung und ber 
Nationalliberalen. Die meißten Nedner der Mehrheit erflären, daß fie 
eine ftaatlihe Monopolifierung nicht wünjchen, aber das Biel der Vorlage, 
die Stärfung des ftaatlihen Einfluffes auf den Bergbau, billigen. 


22. Januar. (Bayern) Eine Verſammlung der Pfälzer 
Nationalliberalen in Neuftadt a.d. H. beichließt eine Vereinigung 
aller Liberalen Gruppen zum Wahlfampf gegen das Zentrum herbei= 
zuführen (vgl. ©. 1). 

24. Januar. (Reich3tag.) Jnterpellation über Einführung 
einer Konſtitution in Medlenburg. Regierunggerklärungen. 

Abg. Büfing (nl) bringt folgende AInterpellation ein: „Will der 
Reichskanzler nicht dem vom Bundesrate in der Sigung vom 26. Oftober 
1875 gefaßten Beichlufje: ‚die Erwartung auszufprechen, e3 werde den groß- 
herzoglich medlenburgiihen Regierungen gelingen, eine Abänderung der 
beftehenden medlenburgiichen Berfaffung mit dem medlenburgifchen Land- 
tag zu vereinbaren‘, im Wege bundesfreundlicher Verhandlungen eine 
weitere Folge geben, da die großherzoglich medlenburgiichen Regierungen 
feit länger als 24 Jahren feinen Verſuch mehr gemacht haben, der vom 
Bundesrate ausgejprochenen, von ihnen ausdrüdlich gebilligten Erwartung 
zu entiprechen?” Der Interpellant jchildert die medlenburgijche Verfaſſung 
al3 eine veraltete Dligardhie, an der das Volk gar feinen Anteil habe. 
Der Landtag weiſe alle Verbejjerungsanträge ab; darunter leide das poli- 
tiſche und mirtichaftlihe Leben, deshalb müſſe das Neich einjchreiten. 
Staatsfefretär Graf Poſadowsky: Die deutjche NReichsverfafjung erkennt 
auf Grund des Art. 76 Abi. 2 ein Recht der Einwirkung des Bundesrats 
auf die Berhältniffe der Einzelftaaten nur dann an, wenn ein Verfaſſungs— 
fonflift vorliegt. Eine foldhe Meinungsverfchiedenheit über die Handhabung 
der medlenburgifchen Verfaſſung liegt aber hier nicht vor. Es liegt fein 
Anlaß dor, den zwijchen dem Landesheren und den Landſtänden beftehenden 
Konflilt durch einen Beichluß des Bundesrat3 auszugleichen. Es würde 
wünfchenswert fein, wenn, da in den Einzelftaaten die Ausführungsgejege 
zu den Reichsgeſetzen beichloffen werden, auch überall in den Einzeljtaaten 
gewählte Vertreter des Volfes an der Ausführung der Neichögejege gejeh- 
lich beteiligt würden. Dieſe Auffafjung habe auch die medlenburgiiche Re- 
gierung; man dürfe aljo annehmen, daß fie fih um die Einführung einer 
modernen Berfafjung bemiühe. 

Medlenb. Bundesratöbevollmäcdhtigter Geheimrat vd. Dergen: Am 
Auftrage der mecklenburgiſchen Regierung habe ich folgendes zu erklären: 
die großherzoglichen Regierungen halten an der Auffafjung feit, daß eine 
Einmifhung des Reiches in die Landesangelegenheiten eines Bundesftaateg, 
abgejehen von dem Ausnahmefall des Artikel 76, verfajlungswidrig und 
deshalb zurüczumeiien if. Wenn fich die großherzoglichen Regierungen 
mit dem vom Bundesrate am 26. Oktober 1875 gefaßten Bejchluffe ein- 
verftanden erklärt haben, jo haben fie ihre Verpflichtungen gegenüber den 
verbündeten Regierungen dadurd erfüllt, daß fie wiederholt ernftlich be- 
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müht gewejen find, mit den medlenburgifchen Ständen eine Menderung der 
bejtehenden Zandesverfafjung zu vereinbaren. Nachdem nun die Verhand- 
lungen zu Ergebniffen nicht geführt haben, müſſen die Regierungen fich 
die freie Entſchließung darüber vorbehalten, welchen Zeitpunft fie für die 
Wiederaufnahme der Berhandlungen für gefommen erachten. Ich kann 
Shnen nur empfehlen, fich in diefe Dinge nicht einzumifchen. (Stürmifche 
Heiterkeit.) Einmiſchungen in die Angelegenheiten der Bundesftaaten ftärfen 
nicht die Gegenliebe. Sie verbittern die Stimmung in erfter Linie gegen 
das hohe Haus, und das wäre im höchften Grade zu beflagen. (Lachen links.) 

In der Beiprehung äußern fich alle Parteien mit Ausnahme der 
Konjervativen im Sinne des Abg. Büfing. 


25. Januar. (Berlin.) Der Handel3vertrag mit Oſterreich⸗ 
Ungarn wird unterzeichnet. 

25. Januar. (Bayern.) Das Miniſterium des kgl. Hauſes 
und des Außern veröffentlicht folgendes Wirtſchaftsprogramm: 


An die kgl. Regierungen, Kammern des Innern, 

die Diſtriktsverwaltungs- und Gemeindebehörden, die Bergbehörden, die 

Handels- und Gewerbekammern und die Handwerkskammern. 

Nach der Allerhöchſten Verordnung vom 10. November 1904 (GB.- 
BI. Nr. 59) ift dem Staatsminifterium des föniglichen Hauſes und des 
Aeußern vom 1. Januar l. J. ab die oberfte Aufficht auf Handel, Induftrie, 
Gewerbe und die Förderung aller bezüglichen Intereſſen, ſowie die oberjte 
Aufſicht auf das Bergmwejen überwiejen worden. Das tgl. Staatöminijterium 
des königlichen Hauſes und des Aeußern, an welches nunmehr alle ein- 
ichlägigen Berichte und Anträge zu richten find, wird in Erfüllung der 
ihm hiermit übertragenen wichtigen Gejchäftsaufgabe darauf Bedacht nehmen, 
daß Handel, Jndujtrie und Gewerbe größtmögliche Förderung erfahren, 
daß denjelben die bisherigen Abjabgebiete erhalten, neue gewonnen und 
hierdurch die Produktion gefteigert werde. Der Hebung des Handwerks 
wird das fgl. Staatsminifterium des königlichen Haufes und des Aeußern 
in der bisher ſchon beacdhteten Weiſe feine bejondere Sorgfalt zuwenden 
durch weitere Ausbildung des gewerblichen Genofjenjchafts- und Kredit— 
mwejens, die Fortführung und Entwidlung der jo erfolgreich wirkenden 
Meifterkurje, die Unterftügung gewerblicher Fachſchulen und der tüchtigen 
Heranbildung und Erziehung der Handwerkslehrlinge. Die Jnnungen und 
jonftigen gewerblichen Vereinigungen dürfen bei ihren auf Förderung des 
Handmwerf3 gerichteten Beftrebungen der tatfräftigen Unterftüßung des 
fgl. Staatöminifteriums des föniglichen Hauſes und des Aeußern jicher fein. 
Die Pflege de3 Kunſthandwerks, welches gerade in Bayern eine hervor- 
ragende Stellung einnimmt, wird das fgl. Staatsminifterium des fünig- 
lihen-Haufes und des Aeußern ſich bejonders angelegen fein laffen. Beim 
Bergwejen wird neben der Sicherung eines geordneten Bergmwerfsbetriebes 
darauf Rüdjicht genommen werden, daß die Auffuchung und die Gewinnung 
der Mineralien tunlichjt unterjtügt und die Nußbarmahung der Boden- 
ihäße auf jede Weife gefördert werde. Das fgl. Staatöminifterium des 
föniglichen Haujes und des Aeußern muß hierbei auf die tatfräftige Unter- 
ftügung aller Behörden und Korporationen, namentlich der Handel3- und 
Gewerbefammern, der Handwerkskammern, des Bayerischen Gewerbemufeums 
in Nürnberg, des Pfälzijchen Gewerbemufeums in Kaiferslautern, der Poly— 
technijchen Vereine und aller beteiligten Kreife rechnen und erwartet, daß 
alfe jeine auf Hebung von Jnduftrie, Handel und Gewerbe gerichteten Be- 
jtrebungen allerjeits freudige, lebhafte Mitwirkung finden werden. 

München, den 4. Januar 1905. Frhr. v. Podewils. 
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25. Januar. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus be- 
willigt zwei Millionen Mark für die innere Kolonifation in Oft- 
preußen und Pommern. 


25.126. Januar. (Reichstag.) Poftetat. 


In der Diskuffion greifen Polen und Zentrum die Ueberjegungs- 
ftelle in Poſen an, die die Beförderung verzögern. Die Regierung und 
die Nationalliberalen weiſen die Bejchwerden ab. Eine Aufforderung des 
Abg. Böckler (Untif.), die Zahl der weiblichen Angejftellten im Tele— 
graphendienft zu bejchränfen, lehnt Staatsjefretär Krätfe ab. Zum Schluß 
werden einige Nejolutionen genehmigt, die eine Ermäßigung der Fern— 
Iprechgebühren während bejtimmter Stunden für die gemeinnügigen Arbeits- 
nachmweife, die Ausdehnung der Sonntagdruhe, die weitere Bejchränfung 
der Marimalarbeitszeit und die Aufnahme einer GStatiftif über die Arbeit3- 
verhältnifje der deutjchen Poftbeamten im Auslande fordern. 


27. Januar. (Preußen.) Auszeichnung der Eijenbahner. 


Folgender fgl. Erlaß wird veröffentlicht: In Anerkennung der hohen 
Bedeutung der Staatseifenbahnverwaltung für da3 gejamte Staat3- und 
Berfehröleben und zum Anfporn fernerer treuer Pflichterfüllung will Ich 
den Bedienfteten der Staat3eifenbahnvermwaltung für vorwurfsfreie 25- und 
40jährige Gejamtdienftzeit ein Erinnerungszeichen nad) den beiliegenden 
Beftimmungen verleihen. Die Abzeichen And nach den von Mir entwor- 
fenen Handzeihnungen anzufertigen. Der Minifter der öffentlichen Ar- 
beiten hat hiernach da3 meitere zu veranlafien. 


30. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) An— 
kündigung einer Novelle zum Berggejeß. Unterjuchung im Ruhr» 
revier. 


Abg. Stötzzel (Z.) beantragt Einſetzung einer Kommiſſion zur Unter— 
ſuchung der Arbeiterverhältniſſe im Kohlenbergbau und auf ———— 
Einbringung eines Geſetzentwurfes zur Beſeitigung der feſtgeſtellten Miß— 
ſtände. Abg. Bachmann (nl.) beantragt Bildung einer Kommiſſion zur 
Unterſuchung der Arbeiterverhältniſſe im geſamten preußiſchen Kohlen— 
bergbau. 

Handelsminiſter Möller: Unmittelbar nachdem der Antrag, der 
heute zur Beratung ſteht, eingebracht war, iſt die Staatsregierung in der 
Lage geweſen, zu erklären, daß fie im Begriff fteht, eine Novelle zum 
Berggejeb auszuarbeiten, die die wejentlihen Punkte der Bejchwerden der 
Bergleute gejeglich regeln will, nachdem ſich herausgeftellt hat, daß auf 
dem Berhandlungsmwege nichts zu erreichen war. Es find das feine neuen 
Punkte, jondern alte, im mwefentlichen bereit3 1889 erörterte. Ich fann die 
Erklärung Hinzufügen, daß wir aufs äußerfte beftrebt jein werden, dieſe 
Borlage jchleunigft vorzulegen, und daß ich ermächtigt bin, zu erklären, 
daß das einftimmiger Beichluß des Staatsminifteriums ift. Sch bitte, nicht 
über das Maß der notwendigen Vorſicht Hinauszudrängen, den Gejeß- 
entwurf jchleuniger feftzuftellen, al3 bis eine gründliche Erwägung über 
alle einzelnen Fragen ftattgefunden Hat. Ach Hoffe aber, die beftimmte 
Zuſage Ihnen machen zu fönnen, daß wenige Wochen genügen werden, 
um die Gejegeövorlage einzubringen. Danach dürfte es ſich vielleicht er- 
übrigen, heute in die Verhandlung über die beiden Anträge einzutreten. 
%c halte eine parlamentarifche Erörterung über diefe Frage, nachdem eine 
jolhe Hier und im Reichstage ftattgefunden Hat, nicht mehr für nüglich 
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und bitte, einer Zurüdziehung der beiden Anträge zuftimmen zu wollen. 
Ich will weiter berichten, daß der Oberberghauptmann in Dortmund am 
Sonnabend wiederholt mit den jieben Vertretern der Arbeiter verhandelt 
hat, daß das Refultat diefer Verhandlungen geweſen ift, daß ſechs Kom— 
mifjionen eingejeßt werden, die mit größter Bejchleunigung die vorgebracdhten 
Beichwerden unterfuchen jollen, daß diefe Kommiflionen entgegen der ur- 
jprünglich beabjichtigten Form nit nur eine Zuſammenſetzung durch Die 
Nevierbeamten fein werden, jondern daß für jeden der Unterſuchungsplätze 
wirkliche Kommiffionen aus Mitgliedern des Oberbergamt3 und der inneren 
Verwaltung gebildet werden, damit von vornherein die Unterfuchungen 
jeden Verdacht der Einjeitigfeit unmöglich machen. Ich habe die Yollnung, 
daß bei dieſen Unterſuchungen eine Klarjtellung über die große Mehrzahl 
der Bejchwerden eintreten wird, und damit im mwejentlichen auch bereits 
erreicht werden wird, was die beiden Parteien mit ihren Anträgen haben 
erreichen wollen. Ich habe die Hoffnung gehabt, daß die Bekanntgabe der 
ernsten Abficht der Regierung, die Beichwerden im Verhandlungsmwege ab- 
zuftellen, ausreichen würde, Die Arbeiter zur Ruhe und zur Rüdfehr zur 
Arbeit zu bringen. Ich habe mit Bedauern erfahren müſſen, daß das nicht 
der Fall war, und ich fann hieran nur die Erflärung fnüpfen, daß ich 
nicht hoffen will, daß die Arbeiterführer und die aufgeregten Arbeiter- 
maſſen auf die Dauer in gleicher Weije fehlerhaft verfahren werden, indem 
fie, trogdem fie wiffen, daß die Hauptbejchwerden gehoben werden, dennoch 
den Streif zu ihrem eigenen und zum allgemeinen Nachteil weiter fort- 
jegen werden. 

Snfolge diejer Erklärung zieht Abg. Stößel feinen Antrag zurüd, 
der Antrag Bachmann wird von der Tagesordnung abgefeßt. 


30.31. Januar. (Keichsſtag.) Südweltafrifa: Indemnitäts— 
frage; Entjehädigung der Anfiedler. 


Staatsſekretär Frhr. v. Stengel: Der zweite Nachtrag zum Reichs: 
haushaltsetat für 1904 enthält bei verjchiedenen Punkten nicht die Forde- 
rung nah) Indemnität. Sobald die Bedenken darüber in der Budget- 
fommijfion hervorgetreten und zur Kenntnis des Reichskanzlers gebracht 
worden waren, hat derfelbe die Zuftimmung des Bundesrat3 zu einer 
entjprechenden Ergänzung des Gejeßentwurfs eingeholt und durch mid) 
ihon in der Kommiſſion dieſes Hauſes um Erteilung der Jndemnität er— 
juchen laſſen. Sie finden den Wortlaut meiner Erklärung in den vor— 
liegenden Drudjahen. Der Reichskanzler erfucht nunmehr auch das Plenum 
förmlich um Erteilung der Indemnität für diefe Ausgaben, welche auf die 
Berwendungsziwede des zweiten Nachtrags für die Schußgebiete für das 
Sahr 1904 bereit3 erwachjen find. Ferner habe ich auf Grund eines wei- 
teren heute gefaßten Bejchlufjes des Bundesrat das Einverftändni3 der 
verbündeten Regierung damit zu erklären, die unter Kapitel 2 Tit. 4 des 
Nachtragsetats für die Schußgebiete eingebrachte Forderung von 200000 Marf 
für Vorarbeiten zum Bau einer Eijenbahn von Windhuf nach Rehoboth 
aus den gegenwärtigen Vorlagen auszujcheiden und diefe Forderung in 
einer bejonderen, eingehender zu begründenden Vorlage jeinerzeit dem 
Reichstage zur Beichlußfafjung erneut einzubringen. 

Abg. Bebel (Soz.) tadelt fcharf das eigenmächtige Ausgeben nicht- 
bewilligter Gelder; der Neichstag hätte ſchon bei der Chinaerpedition fein 
Budgetrecht befjer wahren jollen, um der Regierung die Wiederholung 
diefer Eigenmächtigfeiten zu vermehren. Die Behauptungen, die die Sozial- 
demofraten voriges Jahr über den Urjprung des Krieges aufgeftellt hätten, 
jeien betätigt worden. Die Kriegführung fei graufam. Kolonialdirektor 
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Dr. Stübel widerlegt diefe Behauptungen; der Krieg werde human geführt ; 
wer fich freiwillig ergebe, werde angenommen. 

Die Indemnität wird gegen die Stimmen der Sozialdemokraten 
bewilligt. 

Am 31. werden 1%, Millionen zur Bejchleunigung des Baues der 
Dtavibahn genehmigt mit der Bedingung: foweit aus diefer Summe Aus- 
gaben beftritten worden find, die nicht lediglich durd die Mehrkoften der 
Beichleunigung des Baues verurjacht worden find, fondern zu dauernden 
Ausgaben verwendet werden, jind dieſelben zurüdzuerftatten. 

Ueber die Entjchädigung der Anfiedler (vgl. ©. 11) erklärt Kolonial- 
direftor Dr. Stübel, die Gejamtverlufte der Anfiedler betrügen 13 Mil- 
lionen. Eine ungenügende Unterftügung würde viele Anfiedler zur Aus- 
wanderung treiben und das Schußgebiet ungeheuer jchädigen. Sollte das 
Haus an dem Beichluffe der Budgetfommilfion fefthalten, dann werde Die 
Regierung das Bewilligte als Abjchlagszahlung benugen, um Maßnahmen 
zur Bejeitigung der dringendjten Notftände zu treffen, und ſich vorbehalten, 
in einem demnächſt aufzuftellenden reicheren Nachtragsetat die nötige Summe 
bereitzuftellen, um alle Anjiedler wirklich jchadlos zu halten. Abg. Erz- 
berger (3.): Das Zentrum erfenne den Anfiedlern feinen Anjpruch auf 
Entihädigung zu, melde Meinung auch Bismard 1889 vertreten habe. 
Die im vorigen Jahre in Neu-Guinea geihädigten Miffionen ſeien ja auch 
nicht entjchädigt worden. Wer Hinausgehe, um Geld zu verdienen, müſſe 
aud ein Rififo tragen. Wenn die Anfiedler ein Recht auf Entjchädigung 
hätten, weil da3 Reich nicht genügende Schugmaßnahmen gegen den Auf- 
ftand getroffen habe, jo könnte man verlangen, daß der Staat, weil er die 
Dder nicht gut Fanalifiert hätte, die durch die legten großen Ueberſchwem— 
mungen gejchädigten Schlefier voll entſchädige. Das ſei aber nicht ge- 
ihehen. Aljo dürfe man nur Notjtandsgelder bewilligen, und drei Mil- 
lionen jeien genug. Abg. Kopich (fr. Bp.): Drei Millionen feien viel zu 
viel; jolle man den Ausländern und großen Landgejellichaften Gejchenfe 
maden? Kolonialdireftor Dr. Stübel: Nah den vom Reichskanzler er- 
laffenen Beftimmungen jollen ausftehende Schulden ebenjowenig erjegt 
werden wie mittelbare Verlufte. Die Frage der Entihädigung von Aus— 
ändern ift bis jet noch nicht aktuell geworden. Anderjeit3 haben wir, 
wenn wir von anderen Staaten verlangen, daß fie unjere Staatsangehö- 
rigen entjchädigen, die Verpflichtung, auch Fremde in unferer Kolonie jo 
zu behandeln, wie wir unjere Staatdangehörigen in fremden Staaten be- 
handelt wiljen wollen. Was die Entichädigung an Gejellihaften angeht, 
jo können nad) $ 4 der Ausführungsbeftimmungen den Gejellichaften nur 
Darlehen gewährt werden und zwar nur dann, wenn jie ſich zur Abtre- 
tung von Befig verftehen. Das hat zur Folge gehabt, daß die Anfiedlungs- 
gejellichaften wohl ihren Schaden abſchätzen, aber noch keineswegs ch 
darüber erflärt haben, ob fie fi) unter der Bedingung der Abtretung von 
Land überhaupt auf eine Entjhädigung in Geftalt eine Darlehens ein- 
laſſen wollen. 

Nach Ablehnung mehrerer Amendement3 wird der Kommiſſions— 
antrag mit großer Mehrheit angenommen.‘ Am 1. Februar wird der Reſt 
des Etat3 für Südweſtafrika erledigt. 


30.131. Januar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) In 
der zweiten Beratung des Juſtizetats wird eine Vermehrung der 
Richter gefordert. Juſtizminiſter Schönjtedt erflärt ein jchnelleres 
Tempo für ausgejchlojjen. 
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3. Januar. Württemberg.) In der Abgeordnetenfammer 
erklärt Mintifterpräfident dv. Breitling, eine Verfaſſungsreviſion fei 
ein unabweisbares Bedürfnis, und er hoffe, daß fie in diefem Jahre 
durchgeführt werde. 


Ende Januar. Es wird für eine Kundgebung zugunften 
Marim Gorkis in Schriftjteller- und Gelehrtenkreifen agitiert, um 
den Zaren zu feiner Freilaffung zu bejtimmen (vgl. Rußland). 

Januar, Yebruar. Auf den Univerfitäten und Hochſchulen 
finden lebendige Agitationen unter den Studenten gegen die kon— 
fejfionellen Verbindungen ſtatt. Da die Eonfeffionellen Verbindungen 
aus den Studentenausfchüflen entfernt werden jollen, fommt es zu 
mehreren Konflikten zwijchen der Studentenjchaft und Univerfitäts- 
behörden. Auch über die Frage, ob die Hochſchulausſchüſſe mit 


einander in Verbindung treten dürfen, brechen Differenzen aus. 

1. Februar. (Heſſen.) Der Großherzog vermählt fich mit 
Prinzejfin Eleonore zu Solm3=Lid). 

1. Februar. (Reichdtag.) Reichskanzler Graf Bülow bringt 
die Handelöverträge mit folgender Rede ein (Vergleichung der Zölle 
für Induftrie und Landwirtjchaft, Folgen der Zollerhöhung, Dauer 
der Verträge, Erfolge und Opfer): 

Meine Herren, ich habe die Ehre, diejem hohen Haufe Zujagüber- 
einfommen zu den mit Italien, Belgien, Rußland, Rumänien, der Schweiz, 
Serbien und Oeſterreich-Ungarn beſtehenden Handelsverträgen nebſt den 
an. > gehörigen Denkſchriften zur verfaffungsmäßigen Beichlußfaffung vor— 
zulegen. Die verbündeten Regierungen hoffen, daß Sie, meine Herren, 
diefen Uebereinfommen Ihre Zuftimmung erteilen, und damit ein Werk, 
das für die finanzielle, wirtichaftliche und politifche Zukunft des Reiches 
von fundamentaler Bedeutung ift, einem glüdlihen Abſchluß entgegen- 
führen werden. Ich habe nicht die Abficht, Heute auf die Einzelheiten der 
Verträge einzugehen. Wenn über den einen oder anderen Punkt nähere 
Auskunft gewünſcht werden jollte, jo werden die Herren Staatsjefretäre 
und ihre Kommifjare bereit jein, ſolche Auskunft zu erteilen. Ueber die 
allgemeinen wirtſchaftspolitiſchen Ziele, die wir bei der Erneuerung unjerer 
Handelöbeziehungen zum Auslande verfolgen, habe ich mich mehr als ein- 
mal eingehend von diejer Stelle ausgejprochen, und ich möchte mich heute 
auf die nachftehenden Gefichtspunfte bejchränfen. Wer auf die mwirtichaft- 
lihe Entwidelung Deutjchlands zurüdblidt, wird ſich der Ueberzeugung 
nicht verſchließen Fönnen, daß Induſtrie und Handel während der legten 
Sahrzehnte an Umfang und an Bedeutung jehr erheblich zugenommen 
haben. Unter dem Schuge des Tarif3 von 1879 und jeiner Ergänzungen 
erſtarkte allmählich die deutſche Induſtrie und nahm ihre Entwidelung 
zum Großbetriebe. Da trat in den 80er Jahren bei den Handelsftaaten 
die Tendenz hervor, ſich mit hohen Zollſchranken abzufjchliegen und der 
deutſchen Induſtrie den Abſatz der überflüffigen Erzeugniffe in da3 Aus— 
fand zu erjchweren. Aber diefe uns drohende Gefahr des Erftidens in 
Neberproduftion wurde anfangs der 90er Zahre durch den Abſchluß der 
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andelöverträge im glg oa beihworen, und e3 wurde durch jene 

andelöverträge eine feſte Grundlage für den internationalen Warenaus- 
taujh auf eine längere Reihe von Jahren geichaffen. Seitdem nahmen 
Snduftrie und Handel bei uns einen glänzenden Aufſchwung, der 1895 
einjegte und bi8 um die Mitte des Jahres 1900 dauerte. Bon diefem 
Beitpunfte an flaute die wirtjchaftliche Aufwärtöbewegung allerdings ab, 
Handel und Wandel gerieten ins Stoden, e3 zeigten ſich ſowohl auf dem 
inneren Marfte wie in den auswärtigen Abjagverhältnifien gewiſſe Schwie- 
rigfeiten. Immerhin vermag dieſer teilweife Umſchlag an dem gejamten 
Bilde einer Periode de3 Yurblühene von Handel und Wandel unter dem 
Regime der Handelsverträge nichts Wefentliches zu ändern. Auch Heute 
deuten die Einnahmen aus dem Eijenbahnverfehr darauf Hin, daß dieje 
Geſchäftsſtockungen im großen Ganzen überwunden find, und Handel und 
Snduftrie wieder unter günftigeren Aufpizien arbeiten. Dagegen ift die 
Lage unjerer heimifchen Landwirtichaft, welcher durch jene Handelsverträge 
ein großer Teil ihres Schuges genommen war, infolge des fortgejegt un— 
befriedigenden Standes der Getreidepreije, infolge des Hinzutretend anderer 
ungünftiger Broduftionsbedingungen eine immer kritifchere geworden. (Be- 
mwegung.) Die Ergebnifje der legten Volkszählung laffen deutlich die Ver— 
jchiebungen erkennen, welche fich innerhalb der Bevölkerung des Deutjchen 
Neiched zu ungunften der Landwirtichaft während der Ießten Dezennien 
vollzogen haben. Im Jahre 1871 waren 64 Prozent der Bevölkerung 
in ländlihen Gemeinden, d.h. in Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern, 
1895 hielten Stadt und Land fich ungefähr das Gleichgewicht, während 
heute nur noch 46 Prozent der Bevölkerung auf dem platten Lande wohnen 
gegen 54 Prozent in den Städten. Diefe Zahlen verdienen nach meiner 
Ueberzeugung die ernftefte Beachtung. Ich Habe mehr ald einmal an 
diejer Stelle gejagt, Deutichland ift nicht Tediglich Induftrieftaat, es ift 
Agrar- und Snduftrieftaat. Weite Diftrikte unſeres Vaterlandes im Nord- 
often vornehmlich, aber auch im Südweften, find angemwiefen auf den Be- 
trieb der Landwirtichaft; ihnen fehlen die Vorbedingungen für eine gebeih- 
liche Entwidelung der Induſtrie entweder ganz oder fie find nur in jpär- 
lichem, bejchränftem, Örtlihem Umfange vorhanden. Ich erkenne durchaus 
die hohe Bedeutung an, welche Induſtrie und Handel für unjere wirtichaft- 
fihen und fulturellen Werte, für die Stärkung des Nationalvdermögens, 
für unjere Machtjtellung in der Welt gewonnen haben. Sch freue mich 
über dieje Erfolge der deutſchen Handelspolitik, welche zu dieſem wirtichaft- 
lichen Aufichwunge beigetragen hat. Aber ich betrachte die Landwirtichaft 
al3 einen den anderen Erwerböftänden vollftändig gleichberechtigten Faktor. 
Sch betrachte die Erhaltung eines leiftungsfähigen, feft eingejefjenen Bauern- 
ftandes, der Grundlage unjeres Nähr- und Wehrftandes, als im höchiten 
ftaatlihen Intereſſe liegend. Wenn ein fo wichtiger Teil eines volkswirt— 
Ichaftlihen Organismus, wie e3 die Landwirtichaft ift, krankt, dann darf 
man fie nicht ihrem Schidfal überlaffen, dann ift es Pflicht der ſtaats— 
erhaltenden Bolitif, ihr jede Fürforge und Pflege angedeihen zu lafien, 
die fich mit den Intereſſen der anderen Erwerbsftände vereinigen läßt. 
Meine Herren, diefer Rüdblid auf unſer wirtichaftliches Leben während 
des legten Jahrzehntes ließ die verbündeten Regierungen Har die Gefichts- 
punkte erfennen, von denen bei der Neuregelung unferer Handelöbeziehungen 
zum Auslande auszugehen war, vor allem glaubten die verbündeten Re- 
gierungen an dem bisherigen Syſtem unferer Handelabeziehungen fefthalten 
und wiederum Handelöverträge mit Konventionaltarifen auf eine längere 
Reihe von Jahren mit den wichtigften Kulturftaaten abjchliegen zu jollen. 
Um aber die Neugeftaltung unjerer Handelspolitif auf einer für uns an- 
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nehmbaren Grundlage zu fihern — und nur auf einer für ung afzeptablen 
Baſis durften wir nach meiner Auffaffung und nad) meiner Ueberzeugung 
neue Handelsverträge abjchliegen —, mußten wir zunächſt in eine Revifion 
des beftehenden, dem gegenmwärtigen wirtjhaftlichen Leben in Deutjchland 
vielfach nicht mehr entjprechenden Zolltarife eintreten. Damit fnüpften 
wir an die Traditionen des Fürften Bismard an, der in feinem befannten 
Schreiben vom 20. Dftober 1878 an den damaligen Reichdtagsabgeordneten 
Freiherrn v. Varnbüler, die Revifion des Zolltarifes al3 die Vorbedingung 
für etwaige Handelöverträge bezeichnet Hat, um Kompenjationsobjefte zu 
Ichaffen für eventuelle Handelövertragsverhandlungen. Gerade auf den 
Abſchluß von Tangfriftigen Handelsverträgen mit gebundenen Tarifen legten 
die verbündeten Regierungen den höchſten Wert; jie wollten dadurch unjerem 
wirtfchaftlichen Leben Sicherheit und Stetigfeit erhalten, unjere Ausfuhr 
induftrie vor Weberrafchungen infolge etwaiger Willfür in der Bollgejet- 
gebung anderer Länder bewahren, und e3 unjerer Erportinduftrie ermög- 
lichen, fi auf längere Zeit einzurichten und ihren Abjchlüffen eine fichere 
Bafis zu geben. (Beifall) Dadurh wird auf Grund der obwaltenden 
Berhältniffe den Snterefjen nicht nur der Induſtrie und des Handels, 
fondern auch der Landwirtichaft, die doch wejentlic zum großen Teil auf 
die Ausfuhr der Erzeugnife unjerer Fabrikation angewieſen tft, tatjächlich 
wohl am beften gedient. Daneben, m. H., aber hielten die verbündeten 
Regierungen e3 für notwendig, nunmehr auch unferer Randwirtichaft einen 
angemejjenen, d.h. wejentlih erhöhten Zolljag zu gewähren. ch habe 
aus meiner Weberzeugung niemals ein Hehl gemacht, denn die Landmwirt- 
ſchaft ift es, die bei den legten Handelöverträgen zu furz gefommen war 
Sehr richtig! rechts, Oho! Link), und die unter der damaligen Herab- 
egung der landwirtichaftlihen Zölle jchwer zu leiden gehabt hat. Sollte 
aber der Landwirtichaft geholfen werden, jo war ein verjtärkter Zollichuß 
jowohl für den deutjchen Getreidebau wie für die heimische Viehzucht un- 
erläßlih. Denn der Getreidebau bildet auch Heute die hauptſächlichſte 
Grundlage des landwirtichaftlihen Betriebes in Deutichland und wird e3 
bei unjerer Bodenbejchaffenheit und unjeren klimatiſchen Verhältnifien vor- 
ausfichtlich in abjehbarer Zeit bleiben. Mehr ald die Hälfte der deutjchen 
Aderbauflähe wird mit Getreide beftellt. Bei einem jo umfangreichen 
Anbau der Getreidefrüchte ift die Höhe des Getreidepreijes für die Ren— 
tabilität der Landwirtichaft von eminenter Bedeutung. Nun zeigen aber 
die Getreidepreije jeit den legten 25 Jahren wenn auch unter erheblichen 
Schwankungen eine fallende Bewegung; bei der mwachjenden Konkurrenz 
des billiger produzierenden Auslandes, bei der Verbefjerung der Transport- 
mittel, bei der Billigfeit der Bahıı- und GSeefahrten findet dieje finfende 
Bewegung ihre natürliche Erflärung. Das Maß für die Erhöhung der 
landwirtichaftlichen Zölle glaubten die verbündeten Regierungen zu finden 
einerjeit3 in der gebotenen Rüdfichtnahme auf die beiden anderen Erwerbs— 
ftände, Induſtrie und Handel, andererjeit3 in der Rüdfichtnahme auf die 
Konjumenten. Wenn aber, m. H., die Schaffung vertragsmäßiger Berein- 
barungen für den internationalen Güteraustaufch den verbündeten Regie- 
rungen notwendig erjchien, jo durfte mit der Erhöhung der landwirtichaft- 
lihen Hölle nur fo weit gegangen werden, als dabei der Abſchluß lang- 
friftiger Handelöverträge noch möglich erjchien, als dabei eine Schädigung 
anderer Bevölferungsfreife nicht zu beforgen war. Bon diejen drei objef- 
tiven Gefihtspunften (Lachen bei den Soz.) find die verbündeten Regie- 
rungen auch bei der Abmefjung der neuen Getreidezölle ausgegangen. Für 
die vier Hauptgetreidearten wurden nad) meinem Vorſchlage Minimalzölle 
eingeftellt, um dadurch dem Auslande zu zeigen, daß ein Schuß des deut- 
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chen Getreidebaus in diefer Höhe ung als notwendig und ein Herunter- 
gehen unter diefe Minimaljäge während der VBertragsverhandlungen von 
vornherein als indisfutabel erſchien. Die Höhe der Getreidezölle bildete 
befanntlid während unjerer Verhandlungen über den neuen Bolltarif einen 
der umftrittenften Punkte. Die verbündeten Regierungen haben ſich durch 
von rechts und linf3 gegen fie gerichtete Angriffe nicht irre machen laſſen, 
jondern fie haben feftgehalten an den von Jhnen für angemefjen erachteten 
Tarifjägen. Sch verrate feine diplomatifchen Geheimnifje, wenn ic) Ihnen 
jage, daß ed uns nur mit Mühe, mit großer Mühe gelungen ift, in den 
Hanbdelövertragsverhandlungen, namentlich den Verhandlungen mit Ruß— 
land und Dejterreih-Ungarn, die Minimalzölle in der von dieſem hohen 
Haufe beichloffenen Höhe durchzufegen. Im Intereſſe unjerer Landwirt» 
ſchaft haben wir diefen Kampf, diefen harten, langwierigen Kampf gefämpft 
und mit Erfolg gefämpft. Wir haben in diefen Vertragdverhandlungen 

andel3verträge zu ftande gebracht, und wir haben gleichzeitig eine wejent- 
liche Erhöhung der landwirtichaftlihen Zölle im Intereſſe unjerer Land- 
wirtſchaft nad) verjchiedenen Richtungen Hin erreiht. Nun, m. H., fann 
ih e3 ja offen ausſprechen, möglichftes Fefthalten an dem Syſtem ber 
Handelöverträge war für die Mehrheit der verbündeten Megierungen die 
conditio sine qua non bei der Erneuerung der Handelöverträge. Mehr 
zu erlangen wäre allerdings unmöglich gemwejen. Das werden mir alle 
diejenigen beftätigen, die einen Einblid in die Handel3vertragsverhand- 
lungen und namentlich in die Handelövertragäverhandlungen mit Rußland 
und Oeſterreich-Ungarn gehabt haben. Wenn aber, m. H., von der anderen 
Seite geglaubt wird, dab durch die Getreidezölle in der von dieſem hohen 
Haufe beichlojjenen und jetzt durchgefegten Höhe die Lebenshaltung der 
breiten Schichten der Bevölkerung, und namentlich der arbeitenden Klafjen, 
in unerträglicher Weiſe belaftet werden würde, jo dürfte Dies, wie ic) 
glaube, eine Beſorgnis fein, die durch die bisherige Entwidelung der Tat- 
jachen nicht gerechtfertigt ift. Durch unferen neuen SKonventionaltarif 
werden die neuen Zollſätze für die beiden Hauptgetreidearten im mejent- 
lihen auf diejenigen Zollfäße erhöht, die in den Jahren 1887 bis 1892 
bejtanden haben. Damals aber befand fich unjere Induſtrie in einer 
Periode des —— und ſogar der Ueberproduktion. Es wird aber 
auch niemand leugnen können, daß ſich während der letzten Dezennien die 
Lage der breiten Schichten der Bevölkerung in Deutſchland — ich denke 
dabei an den kleinen ſtädtiſchen Bürgerſtand, ich denke an die Handwerker 
und Angeſtellten, vor allem aber an die lohnarbeitenden Klaſſen — wäh— 
rend der letzten Jahrzehnte gehoben hat, daß die ganze Lebenshaltung und 
Lebensführung dieſer Klaſſen ſich weſentlich gehoben hat. (Sehr richtig! 
rechts und in der Mitte. — Widerſpruch links.) Wenn das beſtritten 
werden jollte, dann verweiſe ich Sie auf die Statiftif der Einfommen- 
fteuer, die wachjenden Einlagen in die Sparfaffen. Ich erinnere an das 
Wort Schmollerd, der von einer fürmlichen wirtjchaftlihen Wiedergeburt 
des deutſchen Arbeiter3 gejprochen hat. Dieſer wirtichaftlihe Aufihwung 
hat jich vollzogen in einer Periode, in der wir übergegangen find vom 
Syitem des Freihandels zum Syſtem des Schußes der nationalen Arbeit 
und der Wiedereinführung und allmählichen Erhöhung der Getreidezölle. 
Und, m. H., wie liegt denn die Sache in Franfreih? In Frankreich fpielt 
der Weizen für die Ernährung der arbeitenden Klaſſen befanntlicd eine 
größere Rolle al3 bisher bei und. Trotzdem befteht in Frankreich feit 
Sahren ein Weizenzoll von 5,60 Mark für den Doppelzentner. Die Mehr- 
heit der franzöfiihen Deputiertenfammer, die eine republifanifche, radilal- 
demofratijche Mehrheit ift, innerhalb deren die fozialiftifche Gruppe eine 
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jehr maßgebende Rolle fpielt, — diefe Mehrheit der franzöfichen Depu- 
tiertenfammer Hat vor nicht langer Zeit einen Antrag auf Herabjegung 
der Getreidezölle mit großer Mehrheit abgelehnt, dagegen troß des Wider- 
ſpruchs der Regierung einen Antrag auf Erhöhung der Viehzölle mit 
großer Mehrheit angenommen. Die franzöfiihen NRepublifaner, die radi- 
falen Demokraten, denen doc, gewiß das Scidjal der arbeitenden Klafjen 
im Herzen liegt, die glauben aljo nicht, daß die Lebenshaltung der arbei- 
tenden Klaſſen durch Getreidezölle beeinträchtigt wird. Solde, wie ich 
glaube, jchiefen und irrigen Auffafjungen überlaffen fie, die franzöfifchen 
Radifalen, die praktiſche Leute find, ihren mehr doftrinär angelegten deut- 
ichen Gefinnungsgenofjen. (Heiterkeit) Wir haben alfo, m. H., die Ge- 
treidezölfe nach allen Geiten erhalten, wir Hoffen, daß unter ihrem Schuß 
der deutſche Körnerbau fich gedeihlich entwideln wird. Der Boll für 
Noggen ift um 43, der Zoll für Weizen um 57, der Zoll für Haber um 
46, der Boll für Gerfte um 100 Prozent erhöht worden. Sehr eigentüm- 
lich hat e3 mich berührt, daß ich Furz nach Abjchluß des Handeldvertrags 
mit Rußland in der Prejje immer wieder zu lejen befam, ich hätte den 
Minimalzoll für Gerjte fallen gelaſſen. M. H., die Differenzierung der 
Gerfte durch die Normierung von Braugerfte war einer der bedenklichften 
Punkte des Kompromifjes, das zur Annahme de3 Antrages dv. Kardorff 
und damit des ganzen Zolltarif3 geführt hat. Ich nehme feinen Anftand, 
zu erklären, daß e3 ein Akt der Jlloyalität gewejen wäre, diefe Minimal- 
zölle fallen zu laſſen. Die Minimalzölle waren während der ganzen Ber- 
handlungen für mich ein noli me tangere. 

Meine Herren, jehr jchwierig geftalteten jich die Verhandlungen 
über den Seuchen- und Sperrſchutz für unfere heimischen Viehftände. Von 
mehreren Bertragsftaaten, insbejondere von Rußland und Rumänien, waren 
gerade auf veterinärpolizeilichem Gebiete mwejentliche Zugeftändniffe für die 
Einfuhr von Vieh, Fleifch, Geflügel und tierischen Produkten nicht nur 
gefordert, jondern geradezu als eine Borausjegung für die Erneuerung 
von Handelöverträgen bezeichnet worden. Darauf konnte ich mich jelbit- 
verjtändlich nicht einlaffen. Der deutjche Biehbeftand repräfentiert einen 
Wert von über 7 Milliarden, er bildet einen bedeutenden Teil unſeres 
Nationalvermögend. Seine Sicherftellung gegen Seuchengefahr ift mithin 
von der eminenteften, von der allergrößten Bedeutung. Bon dieſer Ueber- 
zeugung find wir alle durchdrungen gemwejen, die wir hier auf diefer Bank 
jigen, und ich habe mid) gewundert, daß ich nach Abjchluß des Handels— 
vertrages mit Rußland zu leſen befam, ich hätte auf veterinärem Gebiete 
den Ruſſen alle möglichen Konzejjionen gemadt. An ſolche Ausführungen 
wurde der nötige Appell gefnüpft, die Vertreter der Landwirtichaft möchten 
die neuen Handelöverträge ablehnen. Meine Herren, wenn die Prämiffe 
richtig wäre, würde ich die Schlußfolgerung auch unterjchreiben. Es ift 
mir aber niemals eingefallen, Ihnen ſolche Handelöverträge zuzumuten. 
Auf veterinärem Gebiete haben wir den PVertragäftaaten gegenüber mit 
Ausnahme von Defterreich-Ungarn, auf das ich gleich zu fprechen fomme, 
volle Aktions- und Sperrfreiheit. Gegenüber Defterreich-Ingarn lagen die 
Verhältniffe injofern jchwieriger, als wir hier mit der vertraggmäßigen 
Regelung des Viehverkehrs als dem beftehenden Rechtszuſtand zu rechnen 
hatten. Das bisherige Viehjeuchenübereinfommen litt befanntlicy an dem 
Fehler, daß wir, abgejehen von den Fällen der Rinderpeft, der Lungen— 
jeuche und der Kräße, gegen die Einfuhr von Vieh nur erft dann Die 
Grenze jperren durften, wenn durch den Viehverkehr eine anftedende Krank— 
heit ind Inland eingejchleppt worden war. Mit anderen Worten: wir 
durften den Brunnen erft zudeden, wenn das Kind Hineingefallen war. 
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In der neuen Biehlonvention ift es und gelungen, diefen Fehler zu kor— 
rigieren. Künftig jol uns die Sperrbefugnis ſchon dann zuftehen, wenn 
in Defterreih eine Tierfrankheit in bedrohlichem Umfange bejteht. Wir 
haben an die Stelle der Meprefjivfperre die Präventivfperre gejeßt und 
dadurd einem lang gehegten Wunjc der Landwirtichaft Folge geleiftet. 
Wir dürfen ferner, jofern e3 fi um minder gefährliche Fälle handelt, die 
Sperre bis zu neun Monaten aufrecht erhalten nach dem Beitpunft, an 
welchem fie amtlich für erlojchen erflärt worden ift. Eine engere Begren- 
zung unſeres Sperrechts haben wir gegenüber der Einfuhr von Schladht- 
vieh zugelafien, das heißt des Viehes, das bei und zur baldigen Abſchlach— 
tung in den öffentlichen Schlahthäufern eingeführt wird. Wir bewegen 
und aljo durchaus in der bisher ftändigen Praris, die wir während der 
ganzen Dauer der jegt gültigen Viehjeuchenübereinfommen ohne ernftliche, 
ohne mejentliche Gefährdung unjeres Viehftandes geübt haben. Ich habe 
in der Reichtagsfigung vom 11. Dezember 1903 während der Beratungen 
des Bolltarif3 erklärt, daß die verbündeten Regierungen feine Beftimmung 
in einen Handelövertrag oder in ein Abkommen mit einem anderen Staate 
aufnehmen würden, bie fie, Die verbündeten Regierungen, verhindern würde, 
alle erforderlihen Maßnahmen zu treffen, um unjeren Biehftand gegen 
die Seuchengefahr wirkſam zu jchügen. Ich bin aber überzeugt auf Grund 
der Prüfung der neuen Seuchenfonvention, daß die Seuchenfonvention mit 
der Präventivjperre bei richtiger Handhabung durch die Regierung — in 
diejer Beziehung verlajje ih mich ganz auf meinen Freund, den Herrn 
Landwirtſchaftsminiſter (große Heiterkeit) — unjeren Viehbeftand zuverläjfig 
Ihügen wird. Es ift uns ferner gelungen, mwejentliche Erhöhungen unferer 
Biehzölle zu erlangen. Bejonderes Gewicht Iege ich auf die Erhöhung des 
Zolles für Schweine, da die Aufzucht und der Verkauf von Schweinen 
gerade von den Heinen Landwirten betrieben wird. Künftig follen die 
Schweine nad dem Gewicht verzollt werden, und zwar mit 9 Mark für 
den Doppelzentner Lebendgewicht. Die Erfahrung zeigt, daß das ftatiftijche 
Gewicht des importierten Schweines 1! Doppelzentner beträgt. Der Zoll 
pro Schwein wird aljo Fünftig etwa 13'/. bis 14 Mark betragen, d.h. 
viermal ſoviel als bisher. Bon großer Bedeutung ift die andermweitige 
Normierung und mwejentlihe Verftärfung des Zolles für warmblütige Pferde. 
Während bisher Pferde ohne Unterjchied der eg nad Stück ver- 
zollt wurden, joll fünftig der Zoll nach dem Wert erhoben werden, und 
zwar bis zum Werte von 1200 Mark ohne Einjchränfung, wie fie vom 
Yuslande lebhaft gewünjcht wurde, ein Stüdzoll von 72 Marf. Diefe 
Berftärfung unferes Pferdezolles ift von großer Bedeutung auch für unfere 
Wehrfraft, für die Förderung der Zucht geeigneter Nemonten. Unter der 
Herrichaft des bisherigen viel zu niedrigen Pferdezolles war die Remonte- 
zucht gerade in dem eigentlichen Zuchtgebiet, in der Provinz Oftpreußen 
zurüdgegangen. Wir hoffen, daß jet ein an Qualität und Quantität 
genügender Erja von Pferden für unjer Heer fichergeftellt werben wird. 
Das würde für unjere Landesverteidigung von großem Werte fein. Von 
andern landwirtichaftlihen Zöllen ift der Butterzoll von 16 auf 20 Marf, 
der Hopfenzoll von 14 auf 20 Mark erhöht worden. Sch weiß mohl, 
m. H., daß der Hopfenzoll im autonomen Tarif mit 70 Marf angejegt 
war. Hätten wir an diejem Hopfenzoll feitgehalten, jo würde e3 ganz un— 
möglich gemwejen fein, wieder zu Handel3verträgen mit Rußland mie mit 
Dejterreih-Ungarn zu kommen. Das wäre in diefem Falle völlig aus- 
geichloffen gewejen. Die Hopfenproduzenten werden fi) aljo mit der 
immerhin ins Gewicht fallenden Erhöhung von 6 Mark zufrieden geben 
müffen. M. H., wo wir für unfere Landwirtichaft jo große Vorteile er- 
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reicht haben, ift es begreiflich, daß wir auf demjelben Gebiete auch Zu- 
eftändnifjfe Haben machen müfjen. Die neuen Handelöverträge waren des— 
Bath fo ſchwer zu ftande zu bringen, weil die agrarifchen Intereſſen gerade 
von Rußland, von Defterreih-Ungarn und Rumänien fo ftarf follidierten 
mit den für unſere Landwirtichaft bezwedten ftärferen Agrarihugzöllen. 
Das Mittel, einen Handelsvertrag zu ftande zu bringen, bei dem der eine 
Teil alles gibt, der andere Teil alle nachläßt, ift noch nicht gefunden 
worden, irgendwo muß ein Zoch gelafjen werden. Wir haben e3 aljo bei 
gewiflen landwirtichaftlichen Produkten, für die in unferem Generaltarif 
ein ftärferer Zollihug angenommen war, bei den bisherigen Zollfägen be- 
laffen, und wir haben fogar an einigen Pofitionen Zollermäßigungen gegen 
die bisherigen vertragsmäßigen Säge mit in Kauf nehmen müſſen. Das 
ift aber nur bei ſolchen landwirtichaftlichen Artikeln gejchehen, die eine 
Bollermäßigung vertragen, ohne daß die großen landwirtichaftlichen Inter— 
ejjen dadurch geichädigt wurden, und die gleichzeitig Kompenjationsobjefte 
boten für die Verhandlungen mit den anderen Staaten. Wir haben e3 
alfo bei Erbien, Linſen, Raps, Rübfen, Eiern, der Schweiz gegenüber bei 
Hartfäje bei den bisherigen Zollſätzen belafjen, und wir haben auch Ab- 
ftand genommen von dem in Ausjicht genommenen Stüdzoll von 70 Pfennig 
pro Gans, einerjeit3 mit Rüdjiht auf den intenfiven Betrieb der Land— 
wirtſchaft bei uns, andererjeit3 weil von den Vertragsftaaten, namentlich 
von Rußland, auf die Zollfreiheit der Gänje bejonderes Gewicht gelegt 
wurde. Wichtige Zugeftändnifje haben wir nur gemacht bei Futtergerfte 
und bei Holz. Gerſte ift, abgejehen von ihrer Verwendung in der Bren- 
nerei und Brauerei, ein wichtiges Material für die Viehmaſt, infolgedefjen 
— da3 kann ich wohl jagen — waren von vornherein die Anfichten der 
Landwirte über die Nüßlichkeit eines hohen Zolles für Gerfte geteilt. In 
manchen Gegenden, wo die Viehzucht prävaliert, wird die Verbilligung 
der Futtergerjte durch die herabgejegten Zölle nicht ungern gejehen werden. 
Sch gebe zu, daß, wo Gerfte zum Berfauf gebaut wird, die Sache anders 
liegt. Aber Hier wird der erhöhte Bol für Braugerfte feine Wirfung 
ausüben. Ich glaube, daß die Ermäßigung des Zolles für die Futtergerfte 
in Verbindung gebracht werden muß mit der a des Bolles für 
Mais, die wir troß großer entgegenftehender Hinderniffe Rumänien gegen- 
über durchgefegt Haben. WYuttermittel erzeugt das Inland in Ueberfluß. 
Wir brauchen verhältnismäßig wenig Mais. Die Erhöhung des Mais- 
zolle3 wird die Nachfrage nach Futtergerſte Höher geftalten und fie dadurch 
vor einem zu ftarfen PBreisdrud jchügen. Was nun das Holz anbetrifft, 
fo lag die Sache Ähnlich wie beim Hopfen. Wenn wir an den autonomen 
Tarifen für Holz feftgehalten hätten, wäre es völlig ausgeſchloſſen, Handels- 
verträge mit Rußland und Defterreich-Ungarn zu befommen. Deutjchland 
ift nicht im ftande, feinen Bedarf an Holz aus eigenen Beftänden zu deden. 
Deshalb erjchien die Herabjegung des Zolls für Holz zuläffig. Dagegen 
bietet der erhöhte Bolltarif den Vorteil, daß das Bauholz nicht als Roh— 
holz, fondern al3 gejchlagenes Holz verzollt wird und Somit eine Zoll 
erhöhung von 4 Pfennig erfährt. Der Zoll für Sägeholz ift wegen der 
Herabjegung des Zolles für Rohholz ermäßigt worden, dagegen ift die 
Spannung von 60 Pfennig für Rohholz und Sägeholz aufrecht erhalten, 
und damit ift vermieden worden eine Verringerung de3 Zollſchutzes für 
unfere deutjche Sägeinduftrie. Dazu fommt, dat ſich Rußland verpflichtet 
hat, während der ganzen Dauer des Vertrages weder jein Rohholz noch 
jein gejchlagenes Holz mit einem Ausfuhrzoll oder Ausfuhrverbot zu be= 
legen. Die deutjchen Schneidemühlen find aljo dagegen jicher geftellt, daß 
ihnen das aus Rußland bezogene Rohholz durch Auflegung eines Ausfuhr- 
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zolls verteuert werden fann. Ohne dieje Bindung würde Rußland immer 
ein bequemes Mittel in der Hand — haben, willkürlich die Zollſätze 
zu verſchieben. Meine Herren, wir haben uns auch entſchloſſen, das ober— 
ſchleſiſche Schweinekontingent von 1260 auf 2500 zu erhöhen. Auch dieſes 
Zugeftändnis ift an die ausdrüdliche Bedingung gefnüpft, daß jeine Sus— 
penjion jederzeit aus veterinärpolizeilichen Gründen erfolgen fann. Mit 
diefem Zugeftändnis find wir nit nur einem bejonderen Wunjche der 
ruffischen Regierung entgegengefommen, jondern aud) den bejonderen Wiün- 
ichen des oberſchleſiſchen ——— Da dieſes oberſchleſiſche Schweine- 
kontingent nicht über die Grenzen jenes Bezirks ausgedehnt werden kann, 
ift die wirtjchaftliche Rüdwirfung diefes Zugeftändnifjes für unjere Gejamt- 
produftion an Schweinen nicht von erheblicher Bedeutung. In noch engerer 
Grenze hält ſich das Zugeftändnis, dad wir durch Zulafjung des Schweine- 
fontingents auf öfterreihiih-ungariihe Schweine zur Abſchlachtung in 
Schlachthöfen an der jähjiihen und bayerijchen Grenze gegenüber Defter- 
reih gemadt haben. Da die Schladhtungen in diefen Schweinejchlacht- 
höfen jofort zu erfolgen haben, das Inland aljo nicht näher berühren, jo 
jchien dieſes on Empor vom veterinärpolizeilihen Standpunkt nicht be- 
denflih. Außerdem ift der Abſatz diefer Schladhtungen nur zugelafjen in 
einer gewijien Anzahl von Städten und Induſtriezentren in Sachſen, in 
Bayern und in dem thüringifchen Hochlande, wo die Bevölferung wegen 
ihrer raſchen Zunahme im ftande jein wird, es mit Leichtigkeit aufzunehmen. 
Die mwirtichaftlihe Rückwirkung auch diefer Konzejfion ift nur wenig er- 
heblich. Sie entjpricht dagegen einem lebhaften Wunjche der öfterreichifch- 
ungariihen Unterhändler. Ob und wann Defterreich-Ungarn in der Lage 
fein wird, dieje ihm gemachte Konzeſſion voll auszunügen, bleibt übrigens 
fraglich, da Defterreih-Ungarn gegenwärtig, wie Sie wiſſen, zur Dedung 
Ian Bedarf3 an Schweinen genötigt ift, Schweine aus Deutichland zu 
beziehen. 

Meine Herren, troß dieſer Zugeftändnifje, die wir haben machen 
müffen, unterliegt es doc nicht dem geringften Zweifel, daß die neuen 
Handelöverträge einen landwirtichaftlichen Charakter tragen. Sie bringen 
unjerer Landwirtichaft eine erhebliche Verbeſſerung ihrer Gejamtverhält- 
nifje, verglihen mit dem bisherigen ihn ng eine Erhöhung des 
Schuges für die Iandwirtichaftlihen Produkte in ihren Hauptzweigen. 
Mit diefer Abficht find wir in die Handelövertragsunterhandlungen ein- 
etreten, auf dieſer Bafis haben wir aud die Verhandlungen geführt. 

ir durften aber dabei nicht die Möglichkeit außer Auge laffen, auch die 
Intereſſen unjerer Induftrie und des Handels entjprechend wahrzunehmen. 
Stalien und Belgien hatten vor dem Eintritt in die Handeldvertragsunter- 
———— ihre Zolltarife nicht geändert. Dieſen Ländern gegenüber 
pielten auch unſere landwirtſchaftlichen Zollerhöhungen keine erhebliche 
Rolle. Deshalb iſt es auch gelungen, gegenüber Italien und Belgien die 
Ausfuhrbedingungen für unſere Induſtrie in der Hauptſache auf der bis— 
herigen Höhe zu erhalten. Dagegen hatten Rußland, Rumänien, die 
Schweiz und auch Oeſterreich-Ungarn vor dem Eintritt in die Handels— 
vertragöverhandlungen mit uns neue Bolltarife mit wejentlich höheren 
Sägen aufgeftellt. (Hört, hört! links.) Insbeſondere war es voraus- 
zufehen, daß Rußland diefe Gelegenheit benugen würde, um jeine Jnduftrie- 
zöle für verjchiedene Branchen weiter zu erhöhen. Geit 25 Jahren ift 
die ruffiiche Regierung bemüht, wo die Bedingungen irgendwie vorliegen, 
fi) eine eigene Input zu jchaffen. Meine Herren, daß das die Folge 
der von ung in den 80er Jahren eingejchlagenen ZTarifpolitif jein würde, 
das hat niemand richtiger vorausgefehen, als der Urheber diejer Wendung, 
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Fürft Bismard. Ich erinnere mi, dab Fürft Bismard — es muß im 
Jahre 1886 oder 1887 gewejen jein, und zwar während der damaligen 
Wirren — als er dem damaligen ruffischen Minifter des Aeußern Herrn 
v. Gierd in Franzensbad einen Befuch abftattete, und diejer lebhaft Flagte 
über die bevorftehende Erhöhung der deutjchen Landwirtichaftszölle, der 
deutichen Agrarzölle, die nad) feiner, des Minifterd v. Gierd, Anficht Ruß— 
land jchwer jchädigen würden, ihm erwiderte: Ne pleurez pas! Weinen 
Sie nicht, unjeren Agrarzöllen werden Sie eine ruſſiſche Induftrie zu ver— 
danken haben. (Heiterkeit) Insbeſondere ift Rußland jeit 25 Jahren 
bemüht, durch allmähliche, planmäßige, zielbewußte Erhöhung jeiner Eijen- 
zölle ſich eine eigene Eijeninduftrie een Deshalb ift auch die 
deutjche Ausfuhr an Eifenwaren aus Oberjchlejien in ftetem Rückgang be— 
griffen. Aehnlich liegen die Verhältniſſe für andere Ynduftriebranden. 
Mit diefen Verhältniſſen mußten wir rechnen. Wir fonnten uns nicht der 
Illuſion Hingeben, daß Rußland im gegenwärtigen Stadium feiner Ent- 
mwidelung fi würde bereit finden lajjen, feine mit jo großen Koften ins 
Leben gerufenen induftriellen Unternehmungen durch SHerabjegung von 
Bollichranfen dem ausländifchen Wettbewerb freizugeben. Troß diefer in 
der Natur der Dinge begründeten Hindernifje ift es uns doch gelungen, 
die Intereſſen auch unferer Induſtrie und unferes Handel entiprechend 
wahrzunehmen. (Burufe links.) Gewiß, m. 9., es iſt gelungen, denn eins 
dürfen Sie nicht vergefjen, da3 ganze von uns auc, jegt weiter fejtgehal- 
tene Syſtem des Abſchluſſes Iangfriftiger Handelöverträge wird doch in 
erfter Linie von der Rüdjicht auf die Interejfen von Handel und Induſtrie 
diktiert. Um dieſes Syftem zu inaugurieren, wurden vor 12 Jahren die 
landwirtjchaftlichen Zölle Herabgejegt. Wenn jet ein Ausgleich zu gunften 
der Landwirtichaft gefchaffen wird und die Landwirtſchaft das wieder er- 
hält, was ihr damal3 genommen wurde, jo ift das nicht eine Bevorzugung 
der Landwirtichaft, zumal für Handel und Induſtrie im mwejentlichen die 
Bedingungen erhalten bleiben, deren fie zu ihrem Gedeihen bedürfen, denn 
der Abjchluß der Handelöverträge bedeutet für Deutichland an und für 
ji eine wirtjchaftliche Stärkung, deren jegensreiche Folgen wiederum in 
eriter Linie dem Handel und der Induſtrie zugute fommen werden. Durch 
den Abſchluß des Handel3vertrages mit Rußland ift ung der Abjchluß der 
anderen Handel3verträge mit Defterreich-Ungarn, Rumänien und der Schweiz 
nicht nur erleichtert, fondern geradezu ermöglicht worden. Durch die Ver— 
einbarung einer zwölfjährigen Dauer für die Handelöverträge ift diejenige 
Stetigfeit und diejenige Stabilität der gegenwärtigen Bedingungen in dem 
wirtichaftlihen Güteraustaufch gefchaffen worden, welche für unjere Erport- 
induftrie geradezu eine —— iſt. Vor allem aber, m. H., haben 
wir Abſtand genommen von der Kündigung der beſtehenden Handelsver— 
träge. Dadurch, m. H., haben wir die Kontinuität unſerer Handelsbezie— 
hungen zu Rußland gewahrt und unſerer Induſtrie und unſerem Handel 
diejenige Unficherheit, diejenige Erjchütterung erfpart, die ihnen fonft, jehr 
zu ihrem Nachteil, gedroht Hätten. Die neuen Handelöverträge jollen am 
15. Februar 1906 in Kraft treten, ich Habe wenigjtens die Abficht, fie am 
15. Februar 1906 in Kraft treten zu laſſen. Unfer Handel und unfere 
Induſtrie haben aljo ein Jahr Zeit, fi in die neuen Berhältnifje ein- 
zuleben. Gegenüber diefem Vorgehen, m. H. glaube ich nicht, daß man 
den verbündeten Regierungen Mangel an Rüdficht für die Intereſſen von 
Induſtrie und Handel mit Recht vorwerfen fann, wenn fich auch eine Reihe 
von erhöhten Jnduftriezöllen nicht Haben vermeiden laſſen. Dazu kommt, 
daß Rußland in einigen allgemeinen wirtichaftlichen Fragen, die die Inter— 
eſſen unſeres Handels und unjerer Induſtrie jehr nahe berühren, ung Zu— 
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geftändniffe macht gegenüber früher, wo fie ein unüberfteigliches Hindernis 
bildeten. Ich erinnere beiſpielsweiſe an die Gleichitellung jüdiicher und 
hriftlicher — — an das Paßweſen, an die Erleichterung im 
Kauf und Verkauf von Grundbeſitz. Finnland ſoll erſt allmählich in das 
ruſſiſche Zollgebiet einverleibt werden und die Einverleibungen ſollen nur 
inſoweit zulaäſſig ſein, als wir zwei Jahre vorher davon in Kenntnis ge— 
ſetzt werden. Das iſt ein wertvolles Zugeſtändnis namentlich für Lübeck 
mit ſeinem lebhaften Handel nach Finnland. Rußland hat Abſtand ge— 
nommen von ſeiner Forderung nach Zuſchlagszöllen für eingeführte Waren, 
die per Eiſenbahn nach Sibirien gehen. Hätte es dieſe Forderung auf— 
recht erhalten, ſo würde der neue Handelsvertrag nur für einen Teil des 
weiten ruſſiſchen Reiches Geltung gehabt haben. Endlich hat Rußland die 
Brüſſeler Zuckerkonvention anerkannt. Meine Herren, es kann nicht meine 
Abſicht ſein, jetzt auf dieſe Einzelheiten einzugehen. Nur vor Uebertrei— 
bungen möchte ich warnen, wenn von Prohibitivzöllen geſprochen wird. 
Einzelne der neuen Poſitionen mögen eine ſolche Wirkung ausüben (hört, 
hört! links), für die Mehrheit derjelben trifft das aber nicht zu. Bei einer 
Reihe von wichtigen Ausfuhrartifeln ift es ung gelungen, die bisherigen 
Zollſätze aufrecht zu erhalten, wie bei Zement, Anitin und Farben, bei 
anderen Bofitionen haben wir Bollerhöhungen akzeptieren müſſen. Dieje 
Bollerhöhungen find aber teild geringfügiger Natur, teil3 nad Bejchaffen- 
heit der Ware und ihres Ausfuhrwertes ohne bejondere Bedeutung für 
unjere Ausfuhrinduftrie. Von größerer Bedeutung find die Erhöhungen 
der Zölle für Maſchinen und Majchinenteile und für Eifenwaren. Wir 
hoffen aber, daß auch bei diefen Pofitionen die Wirkung eine weniger jchäd- 
lie fein wird, als es die Bahlen auf den erften Blid befürchten laffen. 
Einzelne Mafjchinen bleiben wie bisher vom Zoll befreit, Landwirtichaftliche 
Majhinen. Damit jcheidet jchon ein Objekt von 5 bis 6 Millionen aus. 
Vor allem aber die große Pofition der nicht bejonders benannten eijernen 
Maſchinen bleibt mit dem bisherigen Zollſatz von 2,25 Kopefen erhalten; 
nad) der ruffiihen Rechnung fallen unter dieje Pofition Waren im Werte 
von 13 bis 14 Millionen Rubel. Wenn auch in anderen Bojitionen etwas 
eändert ift, wird noch immer ein großer Teil der Ausfuhr unter dieje 
Bofition fallen. Ich gebe zu, daß die Zollerhöhungen für Lofomobilen 
und Dampfmajchinen erheblich find. Dafür Haben wir Ermäßigungen für 
Dreſchmaſchinen u. j. w., aus denen, wie ich annehme, die deutiche Eifen- 
induftrie Vorteil ziehen wird. Bedeutende Konzeffionen haben wir erlangt 
für unfere Konfeltionsinduftrie. Auch den anderen Bertragsftaaten haben 
wir bei den Induftriezöllen Zugeftändniffe machen müfjen, über welche der 
tr Staat3fefretär Frhr. v. Richthofen das Nähere wird mitteilen können. 
o unerwünfchter Natur dieje Zugeftändnijje aucd find, jo find wir doc) 
überzeugt, daß unjere Jnduftrie e3 verjtehen wird, ſich mit den neuen 
Verhältniffen abzufinden. Die deutſche Jnduftrie fteht jo hoch, fie verfügt 
über jo ausgezeichnete technijche Kräfte, daß fie nicht nur ihren bisherigen 
Beſitzſtand behaupten, fondern weitere Fortſchritte auch unter dem Regime 
der neuen Handelöverträge machen wird. Das wird die Statiftil der 
nächſten Jahre zeigen... . 
Zum Schluß jagt er: Die Verträge können nur im ganzen an— 
—— oder verworfen werden. Von den neuen Verträgen wird kein 
rwerbsſtand im Deutſchen Reiche ganz befriedigt werden. Es liegt im 
Veien des Vertrages, daß nicht alle Wünfjche erfüllt werden können. Die 
verichiedenen Ermwerbögruppen jollen aber in den Verträgen nicht nur jehen, 
was fie ihnen nicht bringen, jondern das Gute anerkennen, was fie für jie 
enthalten, und dann die Vorteile gegen die Nachteile abwägen. Eine ge- 
Europäifcher Geſchichtskalender. XLVI. 3 


34 Bas Deutliche Bei und feine einzelnen Glieder. (Februar 3.8.) 


rechte Beurteilung wird nad) der feften Meberzeugung der verbündeten Re- 
gierungen zu der Anerfennung führen müffen, daß die neuen Verträge auf 
einer für uns annehmbaren Grundlage abgejchlofjen find, auf der Grund- 
lage der Wahrung unferer berechtigten Intereſſen und der vollen Gegen- 
feitigfeit. Die neuen Verträge bringen unjerer Zandwirtichaft den Schuß, 
defien fie unbedingt bedarf, ohne die Intereſſen der Gejamtheit in unbilliger 
Weiſe zu jchädigen. Wir jhaffen für unjere Induftrie und unjeren Handel 
Bedingungen, unter denen fie gedeihen und fich entwideln können. Wir 
nehmen von unjerem gejamten wirtjchaftlihen Leben den Drud der Un- 
gewißheit und Unficherheit, der jeit Jahren auf ihm Iaftet und den wir 
auf die Dauer nicht vertragen können. Wir eröffnen dem Reiche neue 
Einnahmequellen, deren wir bei unferer jehr ungünftigen finanziellen Lage 
dringend bedürfen. Der Bundesrat hat geftern die neuen Vereinbarungen 
einftimmig angenommen. Die verbündeten Regierungen find überzeugt, 
daß auch Sie den neuen Berträgen die Zuftimmung erteilen im Intereſſe 
der inneren und äußeren Wohlfahrt des Deutſchen Reiches, zum Wohle 
unferer gejamten nationalen Arbeit. (Lebhafter Beifall.) 


3.18. Februar. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Zweite 
und dritte Beratung der wafjferwirtichaftlichen Vorlagen. Annahme. 


Abg. am Zehnhoff (Z.) berichtet über die Kommiffionsbejchlüffe 
und führt aus, daß durch die Verfürzung bei Hannover und durch das 
Scleppmonopol die befürchtete Konkurrenz für die Eijenbahnen bejeitigt 
ſei. So miürden die erwarteten Ausfälle der Eifenbahneinnahmen nur 
7 Millionen Mark betragen. Minifter der öffentlichen Arbeiten v. Budde: 
Der mejtliche Teil der Vorlage jolle den Nordjeehäfen, beſonders Emden, 
ein neues Hinterland jchaffen und ſie fonfurrenzfähig machen. Die ge- 
wünjchte Kanalifierung der Mojel, Saar und Lahn müſſe verjchoben wer— 
den, werde aber vorbereitet. In Zukunft werde man der Trage, ob Ab— 
gaben auf den natürlichen Wajjerjtraßen zu erheben feien, näher treten 
müſſen; allerdings jeien dabei große praftiiche und ftaatsrechtliche Schwie- 
rigfeiten zu überwinden. Abg. Graf Limburg-Stirum (fonj.) lehnt die 
Vorlage ab, die eine große mwirtjchaftliche Verjchiebung herbeiführen werde. 
Die Strede Hannover-Magdeburg werde jpäter doch gebaut werden, wenn 
man einmal anfange, und dann würden alle die früher geichilderten üblen 
Folgen eintreten. Abg. Dr. Arendt (frf.) befürchtet von dem Kanal eine 
Schmälerung der Finanzen, jo daß fein Geld zum Ausbau des Eifenbahn- 
negeö bleibe. Abg. Friedberg (nl.): Die Vorlage jei zwar gegen die 
frühere erheblich verjchlechtert, aber die Nationalliberalen würden jie doch 
annehmen. Abg. Wiemer (fr. Bp.) will die Vorlage ablehnen, fall3 die 
Frage der Schifahrtöabgaben damit verfnüpft wird. Die Verkürzung des 
Kanals werde das preußifche Wirtichaftsgebiet zerreigen. — Am folgenden 
Tage lehnt Abg. Graf Spee (8.) die Vorlage ab, weil fie die Finanzen 
ihädige und nur dem Großfapital nügen werde. Abg. Frhr. v. Zedlitz 
(frk.!: Die Vorlage jei nötig zur Entlaftung der Ruhreifenbahn. Bei den 
Ueberjchüffen der Eijenbahnen und direkten Steuern fämen etwaige Aus- 
fälle der Eifenbahneinnahmen von 15 Millionen nicht in Betracht. Abg. 
Grabski (Pole) lehnt den Kanal ab, weil er nichts für Poſen bringe und 
die Polen feine Veranlafjung hätten, die Regierung zu unterftüßen. 

i Am 6. Februar tadelt Abg. Gyßling (fr. Bp.), daß der mafurijche 
Kanal nicht in die Vorlage aufgenommen fei. Minifter v. Budde: Die 
Vorarbeiten jeien noch nicht beendet und überdies dürfe man das Kanal- 
Ihiff nicht überlaften. Hierauf wird der Kommiffionsantrag auf Einfüh- 
rung des Schleppmonopol® und von Schiffahrtsabgaben mit folgender 
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Modififation gegen die Freifinnigen und Polen genehmigt: Auf den im 
Intereſſe der Schiffahrt regulierten Flüfjen find Schiffahrtsabgaben zu er- 
heben. Die Abgaben find jo zu bemefjen, daß ihr Betrag eine angemefjene 
Berzinjung und Tilgung derjenigen Aufwendungen ermöglicht, die der 
Staat zur Verbefferung oder Vertiefung jedes diefer Flüffe über das natür- 
lihe Maß hinaus im Intereſſe der Schiffahrt gemacht hat. Die Erhebung 
diejer Abgaben Hat ſpäteſtens mit Ynbetriebjegung des Rhein-Wejer-Hanals 
oder eines Teiles desjelben zu beginnen. 

Um 7. Februar wird der $ 1 der Kanalvorlage mit 256 gegen 
132 Stimmen angenommen. Dagegen ftimmen die Polen, die meilten 
Konjervativen und Freifonjervativen, einige vom Zentrum. Hierauf wer- 
den die übrigen Teile der Vorlagen angenommen. In der Diskuffion 
fommt e3 zu jcharfen Kämpfen zwiſchen Führern des Bundes der Land- 
wirte und dem Finanzminifter. 

Um 8. Februar werden die Vorlagen nad kurzer Beratung in 
dritter Beratung angenommen mit 244 gegen 146 Stimmen. — Bon den 
Konjervativen ftimmen mit ja: v. Arnim-Züſedom, Dr. Bedmann, v. Böhlen- 
dorff⸗Kölpin, Bofje, v. Bredow, dv. Bülomw-Bothfamp, dv. Bülow-Homburg, 
v. Ditfurth, Frhr. v. Dobened, v. Eichel, Dr. Frhr. v. Erffa, Feliſch, Firzlaft 
Hammer, v. Heimburg, Henning, dv. Heyden, v. Heyfing, Dr. Irmer, v. Kö— 
lihen, Krauje-Damwillen, Dr. Kropatſchek, v. Leipziger, Frhr. v. Marenholg, 
v. Negelein, v. Neumann-Großenborau, v. Bappenheim, Frhr. zu Putli 
v. Saldern-Blattenburg, Spilgies, Strofjer-Breslau, v. — 
v. Waldow-Mehrenthin, Graf v. Wartensleben-Rogäſen, Graf v. Wartens— 
leben⸗Schwirſen und Frhr. v. Williſen; von den Freikonſervativen: Brütt, 
v. Bülow-Boſſee, v. Chriſten, v. Conrad, v. Dewig-Oldenburg, Dr. v. Dirk— 
ſen, Dr. Graf Douglas, Eckert, Dr. Iderhoff, Ißmer, v. Kardorff, Klemm, 
Kraufe-Waldenburg, Kriege-Bentheim, Kröner, Löſcher, Lückhoff, Pauli, 
Paulſen, Rieſch, Rzesnitzek, Schmidt-Nakel, Schmidt-Rawitſch, Dr. Stod- 
mann⸗Segeberg, Stubbendorff, Viereck, Vorſter, Dr. Wagner, Dr. v. Woyna, 
Ba v. Zedlitz. Von den Freifinnigen ftimmen mit nein: Aronjohn, Blell, 
Caſſel, Fiſchbeck, Gyßling, Kopſch, Roſenow, Schmidt-Hagen, Schmidt-Halle, 
Dr. Wiemer und Dr. Zwick; von den Nationalliberalen Gleim und Kra— 
winkel; vom Zentrum: Rören, Graf Spee, Knie, Fritzen, v. Strombeck, 
Breuer und Reinhard; die Polen geſchloſſen und die Fraktionsloſen Kölle, 
Lattmann, Werner, Dr. Hahn, Hanfien, Nieljen. Bon den Fraktionslofen 
ftimmen dafür: Schoof und dv. Schubert. 


4. Februar. (Reichdtag.) Antrag auf freie Religions» 
übung. 


Das Zentrum bringt den im Jahre 1900—1902 beratenen Toleranz- 
antrag wieder ein. Der erfte Teil (Jahrg. 1901 ©. 94) ift bereit3 vom 
Neichdtag angenommen. Der zweite Teil lautet: II. Religionsfreiheit der 
Religionsgemeinjchaften. 8 5. Religionsgemeinfchaften, welche in einem der 
Bundesſtaaten vom Staate anerkannt find (anerfannten Religiondgemein- 
ihaften) fteht innerhalb des Neichögebietes die freie und öffentliche Aus- 
übung ihres Kultus zu. Diejelben find insbeſondere befugt, überall im 
Deutichen Reiche ohne jtaatliche oder kommunale Genehmigung Gottes- 
dienfte abzuhalten, Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf den- 
jelben Gloden anzubringen. Ihre Religionsdiener dürfen die Neligions- 
handlungen bei allen Mitgliedern der Religionsgemeinſchaft ausüben. 

6. Der Verkehr der anerkannten Religiondgemeinjchaften mit ihren Oberen 
iſt ungehindert. Vorjchriften und Anordnungen einer anerkannten Religions- 
gemeinschaft, welche fi auf die Religionsübung beziehen, bedürfen zu 

3* 
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ihrer Gültigkeit weder einer Mitteilung an Die —.. noch einer 
Genehmigung von feiten der Staatsbehörde. 8 7. Anerkannte Religions- 
gemeinjchaften Können innerhalb des Reichsgebietes Religiondgemeinden 
oder geijtliche Aemter, fofern für jolche ftaatlihe Mittel nicht in Anſpruch 
genommen werden, ohne ftaatliche Genehmigung errichten oder abändern. 
Landesrechtliche Verbote oder Beſchränkungen der Verwendung ausmwärtiger 
Neligionsdiener zu einer feeljorgerlichen Tätigkeit finden feine Anwendung 
auf die Religionsdiener anerkannter Neligionsgemeinjhaften. $ 8. Die 
Aufnahme in eine anerkannte Religionsgemeinjchaft, die Zulafjung zu deren 
Religionshandlungen, jowie die Vornahme einer Taufe, einer Firchlichen 
Trauung oder eines tirchlichen Begräbniſſes iſt von einer Mitwirkung der 
Behörden des Staates oder einer anderen — oder einer 
Anzeige bei ſolchen Behörden unabhäng ig. 89. Die Abhaltung von Mij- 
jionen der anerfannten Religionsgemeinchaften unterliegt feinerlei gejeß- 
licher Beſchränkung noch Hinderung. $ 10. Religiöfe Genofjenjhaften, Ge- 
jellihaften und Vereine aller Art, welche einer anerkannten Religions- 
gemeinjchaft angehören, bedürfen zu ihrer Gründung und Tätigfeit inner- 
halb des Reichsgebietes keinerlei jtaatlicher oder fommunaler Genehmigung. 

Abg. Bachem (3.) erfennt an, daß in den einzelnen Bundesftaaten 
mehrere Beichwerden der Katholiken abgejtellt jeien, aber namentlich in 
Braunſchweig und Sachſen beftänden noch ſchwere Mißftände, Solche Be- 
nachteiligungen der Katholiten jtammten aus ber Beit des „cuius regio 
eius religio*, jeien alſo mit moderner Auffafjung nicht zu vereinbaren. 
Ein Angriff auf den Proteftantismus liege dem Antrag fern; der Antrag 
verlange nur Öleichberechtigung der Konfejjionen auf ftaatlichem Gebiete. 
Ueber die religiöje Toleranz jagt der Redner: Man verlangt Achtung vor 
der religiöjfen Ueberzeugung des anderen. Dieje Achtung Haben wir den 
Andersgläubigen niemals verjagt, weil wir völlig anerfennen, daß dieſe 
Ueberzeugung aus einem ehrlichen Streben nad) Wahrheit entfpringt. Die 
jubjeftive Wertihägung der Perjon des Andersgläubigen foll unter den 
beftehenden Gegenjägen nicht leiden. Aber deswegen nun verlangen, wir 
jollten auch den objektiven Inhalt deſſen, was der andere glaubt, als 
richtig anerkennen, das müſſen wir als unmöglich ablehnen. In diejem 
Sinne wollen und können wir den Begriff religidje Toleranz unmöglich 
auffajjen. Der Proteftantismus hat den Begriff Religionstolerang in diejem 
Sinne bis zu einem gemwijjen Grade anerkannt, da er jich per eh nur 
zu, jubjeftiver Wahrheit befennt. Die katholiſche Kirche fennt nur eine 
objektive Wahrheit, die unabhängig ift von dem, mas der einzelne als 
Wahrheit anerfennt oder nicht. Sie werden mir ugeftehen, daß eine 
Religionsauffaffung, die nur eine objektive Wahrheit fennt, aus dieſem 
Grunde alles, was diejer Wahrheit mwiderjpricht, als Irrtum — 
muß. Nun wendet man ein: Es gibt in Deutſchland verſchiedene Kon— 
feſſionen, die alle für ſich in Anſpruch nehmen, daß ſie die göttliche Wahr— 
heit beſitzen; welche von ihnen im Recht iſt, das iſt Sache der theologiſchen 
Erörterungen. Gut, wir ziehen aus diefem Tatbejtand nur den Schluß: 
da dieſe verichiedenen Religionsauffafjungen nun einmal bejtehen, jo müfjen 
wir ihnen völlige Freiheit laffen, damit ſich der theologiiche Kampf auf 
dem Boden der vollen Gleichberechtigung vollzieht, und wir ziehen ferner 
daraus den Schluß, daß der Staat fi in diefe Frage nicht einmijchen 
jol. Wir verlangen alfo für uns feine religiöje Toleranz, wir find zu— 
frieden, wenn die bürgerliche und ftaatsrechtliche Toleranz uns gewähr- 
leiftet ift und zuerteilt wird. („Köln. Volksztg.““ Abg. Henning (fonj.) 
lehnt den Antrag ab, der troß der guten Abficht den konfeſſionellen Hader 
jtärfen werde. Die ungleiche Behandlung der Evangelifchen und Katho- 
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lifen in einigen Staaten fei anzuerkennen, aber da3 Neich könne nicht 
eingreifen. 

8. Februar. Abg. Müller- Meiningen Ar Bp.) will nur den 
erften Teil annehmen; der zweite jchaffe ein Ausnahmerecht gegen die 
nicht anerfannten Religionsgejellichaften. Er polemifiert gegen das Zen— 
trum, da3 zur Wahlbeeinflufjung Bolitif und Religion vermiſche. 


18. Februar. Abg. Hieber (nl.): Da die Katholifen dogmatifche 
Toleranz vermeigerten, fei die —— zum Antrag außerordentlich 
erſchwert. Der Antrag werde die konfeſſionelle Kluft erweitern und dem 
Zentrum beſondere Vorteile bringen. Mit ſtaatsbürgerlicher Duldung ſollte 
das Zentrum erſt in Bayern beginnen, wo die Altkatholiken noch nicht die 
volle Gleichberechtigung Hätten und bei gemiſchten Ehen viele Konflikte 
vorfämen. Der Antrag jei ein revolutionärer Einbrud in das Kirchen- 
recht der modernen Staaten. Abg. Stolle (Soz.) fürdtet, daß die Be- 
hörde nach dem zweiten Teil des Antrags die Genehmigung von Religions- 
gejellichaften millfürlich verfagen Fünne. Die Gründung religiöfer Ver— 
einigungen müſſe erleichtert werden. Solche Beftimmungen müßten in der 
Kommiſſionsberatung gejchaffen werden. 


Am 21. Februar wird der Antrag mit 151 gegen 113 Stimmen 
an eine Kommiſſion verwieſen. 

6. Februar. (Reichdtag.) Interpellation über die Abgaben 
auf Waflerjtraßen. 

Die Freijinnigen bringen folgende Interpellation ein: Welche Stel- 
lung nimmt der Reichskanzler ein gegenüber der im preußiichen Abgeorb- 
netenhauje beantragten und von dem Vertreter der Gtaatöregierung ge- 
billigten — von Gebühren auf den natürlichen Binnenſchiffahrts— 
ftraßen? — bg. Kämpf (fr. Bp.): Die Verhandlungen im preußifchen 
Abgeordnietenhaufe hätten die Befürchtung wachgerufen, daß Abgaben, die 
mit Artikel 54 der Neichsverfaffung im Widerſpruch ftänden, eingeführt 
werden follten. Wenn man die — Flüſſe nicht für natürliche 
Waſſerſtraßen erklären wolle, ſo habe Preußen nicht das Recht zu dieſer 
Interpretation, ſondern nur das Reich. Die Abgaben würden durch Ver— 
teuerung der Frachten unwirtſchaftlich wirken; ſie ſeien beſtimmt, die Ge— 
treideeinfuhr zu erſchweren. Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Nach den 
früheren Regierungserklärungen kann kein Zweifel beſtehen, daß ein Bundes— 
ſtaat, der Abgaben auf natürlichen Waſſerſtraßen erheben will, hierzu der 
beſonderen Genehmigung durch ein die Reichsverfaſſung änderndes Geſetz 
bedarf. Desgleichen unterliegt es keinem Zweifel, daß, ſoweit internatio— 
nale Verträge einer Erhebung von Abgaben entgegenſtehen, die Zuſtimmung 
der vertragſchließenden Teile die Vorbedingung für die Erhebung von Ab— 
gaben ift. Wenn die preußijche Regierung die Abficht hat, eine Beſeitigung 
der Ungleichheit zwifchen den Kanälen und den fanalifierten Flüffen einer- 
ſeits und den natürlihen Wafjerftraßen andererjeit3 herbeizuführen, jo 
befteht fein Anlaß zu der Annahme, daß fie es unterlafjen werde, zur 
Erhebung von Abgaben auf den natürlichen Wafjerftraßen die reichsgeſetz- 
liche Genehmigung nachzuſuchen, joweit dies erforderlich ift. Hierfür jpricht 
auch der Wortlaut der in der Kommilfionsfigung des Abgeordnietenhaufes 
namens des Staatsminifteriums abgegebenen Erklärung, nach welcher die 
Regierung bereit ift, die geeigneten Schritte zu tun, um die Schwierig- 
feiten aus dem Wege zu räumen. Erſt wenn die Regierung mit einer 
beftimmten Anregung an das Reich Herantreten jollte, würde für die 
Organe des Reichs Veranlaſſung gegeben fein, zu der allgemeinen Frage 
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der Abgaben auf den natürlichen Binnenichiffahrtsftraßen in Preußen jach- 
fih Stellung zu nehmen. 

In der Debatte erklären fich die Redner der Linken gegen die Ab- 
gaben aus wirtichaftlichen Rüdfichten; die Mafje werde die neue Laft zu 
tragen haben. Die Rechte und das Zentrum empfehlen die Abgaben, weil 
regulierte Ströme feine natürlichen Wafjerläufe jeien. Die Nationallibe- 
ralen erflären eine Aenderung der Reichöverfaffung für nötig. 


7. Februar. (Reichstag) Debatte über die zehnjtündige 
Arbeitzzeit. 


Auf eine Anterpellation des Zentrums, ob die Regierung einen 
Gejegentwurf vorbereite, der für Arbeiter über 16 Fahre in den Fabriken 
den zehnftündigen Marimalarbeitstag feſtſetzt, erwidert Staatsjefretär Graf 
Poſadowsky: Die Frage des Marimalarbeitstages ift innerhalb der 
verbündeten Regierungen jchon feit langem Gegenftand der Erörterungen 
gemwejen. Die verbündeten Regierungen haben bisher ftet3 auf dem Stand- 
punfte geftanden, daß eine Ausdehnung des janitären Marimalarbeitötages 
unbedingt geboten erfcheine, daß aber im übrigen die weitere Verfürzung 
der Arbeitszeit der freien Vereinbarung zwijchen Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer überlafjen bleiben ſollte. . . . Weiter darf man nicht überjehen, 
daß die Berhältnifje in den verjchiedenen Induſtrien doch außerordentlid) 
verichieden find. Es gibt Induſtrien und Tätigkeiten von Arbeitern, wo 
der größte Teil der Arbeit nicht in einer angeftrengten, aufmerfjamen Be- 
dienung von Mafchinen und in gefährlichen Handreichungen beiteht, ſon— 
dern zum guten Teil in einer Art Arbeitsgemeinichaft. Bon diejem Ge- 
ſichtspunkte aus waren die verbündeten Regierungen bisher ftet3 dagegen, 
einen allgemeinen Marimalarbeittag einzuführen. Als die Jnterpellation 
angefündigt wurde, habe ich bei der ungeheuren wirtichaftlichen Tragweite 
der Frage des Marimalarbeitstages bei jämtlichen verbündeten Regierungen 
angefragt, wie fie fich zu der Forderung der Jnterpellation ftellen. Bis 
heute find erjt von act Regierungen Antworten eingegangen, und dieje 
jtehen entweder auf einem unbedingt ablehnenden Standpunkte, oder jte 
erklären, daß erjt die eingehenditen Erhebungen notwendig jeien, wenn 
man in einer jo tief einjchneidenden Frage gejeßgeberifch vorgehen wolle. 
Je mehr wir unjere Sozialpolitif ausbilden, defto mehr tritt aber auch die 
Notwendigkeit an uns heran, mit anderen Nationen in ſolchen Fragen 
möglichft Hand in Hand zu gehen. Der Herr Interpellant hat Bezug 
genommen auf die Veröffentlichungen des Reichsarbeitsblattes. Er hat 
aber jelbjt zugeben müfjen, daß es fich dabei weniger um Tabrifbetriebe, 
al3 um handwerf3mäßige Betriebe Handelt. gedentalls ift das Material, 
da3 hier vorliegt, noch nicht jo ausreichend, um zu einer endgültigen Be- 
urteilung diejer Frage zu gelangen. Ich glaube alfo, der Herr Snter- 
pellant wird mir zufjtimmen, wenn ich fage, daß diefer Apfel noch nicht 
reif ift... .... Der Bundesrat wünjche dringend, die zehnftündige Marimal- 
arbeit3zeit für die Yabrifarbeiterinnen einzuführen. Da aber Schwierig- 
feiten der internationalen Konkurrenz entgegenftünden, habe die Regie- 
rung bei Stalien, Frankreich, der Schweiz, Oeſterreich-Ungarn und Belgien 
anfragen laſſen, ob fie gleichzeitig mit Deutjchland in diefer Frage vor— 
gehen wollten. Die Verhandlungen jchwebten noch. — Abg. Fiſcher Soz.): 
Die Regierung ziehe ſich hinters Ausland zurüd, um die Forderungen der 
Arbeiter nicht erfüllen zu müſſen. Abg. Lehmann (nl.): Die gefeßliche 
Einführung eines Marimalarbeitstags beeinträchtige die Freiheit des In— 
dividuums und jchädige das Erwerbsleben. Die Feſtſetzung des Zehn- 
ftundentag3 würde mafjenhaft Landarbeiter in die Stadt loden und die 


Das Veutſche Bei und feine einzelnen Glieder. (Februar 8.9.14.) 39 


Arbeitslojen vermehren. Abg. Schidert (fonf.) hält den Yehnftundentag 
für erwünjcht, hat aber Bedenken wegen der wirtichaftlihen Folgen. Für 
Frauen fei er notwendig. Abg. Erzberger (8.) wünſcht den Zehnftunden- 
tag für die Induſtrie, für die Landwirtichaft ſei er unmöglich. 


8. Februar. (Berlin) Der bdeutfche Landwirtjchaftsrat 
Ipricht fich einftimmig für die Handeldverträge aus. 

I. Februar. (Württemberg) Der Landtag wird ver— 
tagt, nachdem die Reform der Gemeindeordnung und die Grenz- 
berichtigung mit Bayern (1904 ©. 175) genehmigt ift. 

9. Februar. (Berlin) Maler Adolf von Menzel }. Ge— 
boren 8. Dezember 1815 in Breslau. Seine Hauptwerfe behandeln 
Friedrich den Großen und feine Zeit. 

9.114. Februar. (Reichstag.) Erjte Beratung der Handeld- 
verträge. Verweiſung an die Kommiffion. — Induſtrie und Land» 
wirtjchaft, große und Keine Landwirte, Nord- und Süddeutjchland. 


Abg. Herold (Z.): Nicht alle Wünſche, die man den Handels— 
verträgen entgegenbrachte, jeien erfüllt. So jeien die Ausfuhrtarife Ruß— 
lands nad) den Hafenorten Danzig, Königsberg und Memel bedauerlicher- 
weiſe aufrecht erhalten worden. Bedenklich jei, daß die ruffische Regierung 
auf die Geftaltung der deutjchen Eifenbahntarife dadurch einen direkten 
Einfluß auszuüben imftande ift. Die Herabfegung des Zolles auf Futter- 

erite bis auf 1,30 Mark jei für viele Gegenden ſchädlich. Die Herab- 
egung der Holzzölle habe bitter enttäufcht. Bei der Induftrie fei dagegen 
eine Berbefjerung des bisherigen Zuftandes erreicht worden. Abg. Bern- 
ftein — Die Erhöhung der Getreidezölle verſchlechtere die wirtſchaft— 
liche Konjunktur und drücke damit die Lohnverhältniſſe. Die Arbeiter 
würden alſo doppelt belaſtet. Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Es iſt 
behauptet worden, als ob durch die neuen Verträge eine Umwälzung 
unſerer geſamten Beziehungen mit dem Auslande eintritt. Aus den ſieben 
Vertragsſtaaten beziehen wir Waren im Werte von jährlich etwas über 
2 Milliarden. Von dieſer Einfuhr ſind durch die Verträge im Zoll erhöht 
37 Prozent, ermäßigt 10% Prozent; bei 521 Prozent iſt der ra 
Buftand aufrecht erhalten worden. Bei den Zollerhöhungen für die land» 
wirtichaftlihen Artikel im Werte von faft 1500 Millionen find 750 Mil- 
fionen, alfo rund die Hälfte, im Zoll erhöht worden. Für 831 Millionen 
führen wir aus; davon find 47 Prozent volllommen unverändert geblieben, 
7 Prozent haben eine Ermäßigung erfahren und 46 Prozent find nur im 
Bol erhöht worden. (Rufe links: Nur?) Ich fomme darauf zurücd bei 
den Waren, die wir ausgeführt haben und die autonom geblieben find, 
aljo gar nicht Gegenftand von Bertragsverhandlungen waren. E3 handelt 
fih um einen Wert von 781 Millionen; davon find 33 Prozent durch den 
autonomen Tarif mit anderen Staaten erhöht, 8 Prozent ermäßigt und 
59 Prozent mit den Zolliäßen unverändert geblieben. Aber diefe Zahlen 
geben auch noch fein ganz zutreffendes Bild von der Sache, denn es find 
eine ganze Anzahl von Roh- und Halbfabrifaten, die entweder im Zolle 
gar nicht erhöht find oder nur ganz minimal, von der gejamten Ausfuhr 
abzuziehen. Das wären 353 Millionen. Aus diefen Zahlen geht hervor, 
dab eine vollfommene Ummwälzung unjerer ganzen Produktion durch die 
Verträge an und für fich nicht eintreten fann. Abg. Kämpf (fr. Vp.) 
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tadelt die Verträge fcharf, die Induftrie und Handel ſchädigen würden; 
anftatt Waren werde man Menſchen exportieren müſſen. Die Herrihaft 
der Kartelle werde unter dem Hochſchutzzollſyſtem wachſen. 

10. Februar. Abg. Gamp (REB.) begrüßt den Zollihug für die 
Landwirtichaft; er werde den Wrbeitern durch Lohnerhöhungen zugute 
fommen, wie aud die Eifeninduftrie zu ihren hohen Löhnen nur durch den 
Bollichug befähigt worden jei. Abg. Gothein (fr. Vg.): Die hohen Ge- 
treidepreife würden nur dem Großgrundbefig nüßen; in Schwediſch-Pom— 
mern und England jei der Bauernftand während einer Periode hoher 
Getreidepreife ruiniert worden. Alle tierischen Erzeugniffe jeien in den 
legten Jahren geftiegen: wozu da noch Schußzölle? Mit der Preisfteige- 
rung der Lebensmittel würde fich die Lebenshaltung verjchlechtern, die 
Sterblichkeit jteigen: die Brotverteuerung jei deshalb eine mafjenmörberijche 
Politik. Die Auswanderung werde fteigen. Staatsſekretär Graf Poja- 
dowsky: Abg. Gothein Hat von den geftiegenen Preiſen der landwirt— 
ichaftlichen Produkte gefprochen. Dieſe haben mit der vorliegenden Frage 
nicht3 zu tun. Es handelt jich ftet3 darum, wie verhalten I die Rein- 
erträge zu den Bruttofoften. Das ift allein das Entjcheidende. Sch Habe 
bereit3 hier ausgeführt, daß die Bruttofoften der deutjchen Landwirtichaft 
gegenüber den Preiſen jo unverhältnismäßig geftiegen find, daß dadurd) 
die Not der Landwirtichaft erwiejen if. Man kann über die Agitation 
bezüglich der Iandwirtichaftlichen Intereſſen denken wie man will, aber 
eine muß zugegeben werden: der deutjche Landwirt ift von Natur bequem; 
bei einer fo tiefgehenden Bewegung, wie fie in den legten zehn Jahren 
in der Landwirtfchaft fich entwicelt Hat, muß jeder, der weiter denkt, jagen, 
hier liegen tiefergehende Urjachen zugrunde. 

11. Februar. Abg. Graf Reventlow (wirtich. Vg.) wünſcht Tang- 
fame Durdhberatung der vermwidelten Verträge. Wir können uns heute 
noch nicht für die Annahme, aber ebenfowenig für die Ablehnung der 
Handeldverträge feftlegen, wir machen unſere Stellung von dem Ergebnis 
der Kommiffionsberatung abhängig. Unfere Stellung ift davon abhängig, 
wie zufünftig unfer Verhältnis zu Argentinien, Amerika und Großbritannien 
jein wird, ob die Meiftbegünftigungen und ob die alten Verträge gekündigt 
werden follen. Abg. Sped (8.): Die Verträge ſchädigten die ſüddeutſche 
Landwirtſchaft und würden die Erbitterung im Süden fteigern. 

18. Februar. Preuß. Finangminifter Frhr. v. Aheinbaben: Die 
Behauptung der Linken, daß die Verträge nur den oftelbiichen Junkern 
zuftatten kämen, werde widerlegt durch die Wünſche der füdlichen und 
weſtlichen Bauern nach erhöhtem Zollſchutz. Ebenjo faljch fei die Behaup- 
tung über den drohenden Rückgang der Lebenshaltung, gerade während 
des Zollſchutzes habe fich die Lebenshaltung der Arbeiter erhöht. Abg. 
Nißler (konf.): Gerften- und Hopfenbau werde durch den ungenügenden 
Zoll großen Schaden leiden. Die Meiftbegünftigungsverträge müßten 
ichleunigft gekündigt werden. Abg. Beumer (nl.): Die Regierung unter- 
Ihäge anjcheinend die Gefahren, die der Induſtrie in den neuen Verträgen 
drohten. Es müſſe eine re Behörde zur Enticheidung von Zoll 
ftreitigfeiten gejchaffen werden. Abg. Heim (3.) hat manche agrarifche 
Bedenken, billigt aber die Schiedögerichte. Zu bedauern fei, daß die baye- 
riſche Regierung beim Abjchluß der Verträge nicht zugezogen worden jei; fie 
jei eben zu befcheiden. Bayer. Bundesratöbevollmächtigter Graf Feilitzſch: 
Auf die Frage des Abg. Heim, ob Bayern beim Abfchluß des ruffischen 
Handelövertrages gefragt worden ift, fann ich erwidern, daß die Zuziehung 
der einzelnen Bundesftaaten nach den Beftimmungen des Zollvertrages von 
1867 reguliert ift. Da die jegigen Verträge nur Anjchluß- oder Ergän- 
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zungäverträge find, hat fein Bunbesftaat das Recht, fich in irgendwelcher 
GBeite zu bejchweren. Aus diefem Grunde fonnten wir nicht bejcheiden, 
auch nicht unbejcheiden fein. Wir wurden Hinzugezogen, wo e3 nach den 
beftehenden Beitimmungen nötig war. 

Um 14. Februar bejtreitet Staatsfefretär Graf Poſadowsky die 
vom Abg. Gothein aufgeftellte Behauptung, daß Fürft Bismard im Jahre 
1887 beabfichtigt habe, für den Fall, daß ein Handelävertrag mit Rußland 
zuftande kommen follte, mit den Getreidezöllen bis auf 1 Mark herab- 
zugehen. In den Alten aller Minifterien fei nicht3 darüber zu finden. 
Hierauf werden die Verträge an die Budgetlommiffion verwieſen. 

11.112. Februar. (Berlin.) Parteitag der Freifinnigen Ver— 
einigung. 

Der Barteitag fordert eine allgemeine, unentgeltliche Volksſchule 
unter Ausfchluß jeder anderen öffentlichen Unterrichtsanftalt für den erften 
Unterricht und lehnt die konfeſſionellen Schulen ſowie die geiftliche Schul- 
auffiht ab. — Nach heftigen Debatten wird eine Reſolution gegen eine 
geringe Minderheit genehmigt, die neuen SHandelöverträge wegen ihrer 
einjeitigen Begünftigung des Großgrundbefißes abzulehnen. 

13. Februar. (Berlin.) Die Generalverfammlung des Bun— 
de3 der Landwirte erfennt an, daß die neuen Handelöverträge eine 
gewiſſe Verbeſſerung der landwirtjchaftlichen Produktion bringen, 
obgleich viele berechtigte Wünfche nicht berüdfichtigt feien. 

14. Februar. (Reichdtagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Hof erhalten Geißler (Soz.) 10329, Dr. Goller (verein. Liberale) 
10254, Mebger (Bd. d. Low.) 3291 Stimmen. In der Stichwahl 
am 23. erhält Goller 14865, Geißler 11182 Stimmen. Die 
Mehrheit der Antifozialiften ift feit 1903 um 3300 Stimmen ge= 
ftiegen. 

14. Februar. (Preußifches Abgeordnetenhauß.) In der 
zweiten Beratung des Minifteriums des Innern wird vornehmlich 
debattiert über Selbftverwaltung, Schuß der Arbeitswilligen, Dirnen— 
und Zuhälterweſen, Korpsftudenten in der Verwaltung (1903 ©. 90), 
Parität der Konfejfionen. 

15. Februar. (Preußifches Herrenhaus.) Annahme der 
Hiberniavorlage (S. 19) und einer Rejolution auf Schulden- 
tilgung. 

Profeſſor Shmoller: Bei der großen Entwicdelung des Bankweſens 
hat ji) die Notwendigkeit herausgeftellt, daß die Regierung die eine oder 
andere große Bank in ihrem Befig hat, um den privaten Mächten an Börje 
und Markt irgendwie entgegenwirken zu können. Ein ähnliches ift auch 
hier in bezug auf den Kohlenbergbau notwendig. Gewiß hat das Rheiniſch— 
Weſtfäliſche Sohfenfgnditat vor allem in der Zeit von 1895—1900 ſegens— 
reich gewirkt, und feine Leitung nimmt nicht bloß auf die Steigerung der 
Gewinne, jondern auch auf das allgemeine Staatswohl Rüdjicht, ..... . 


Aber die Leitung könne auch einmal in die Hände von bloßen Gejchäfts- 
leuten fommen, deshalb müſſe der Staat Einfluß darauf Haben, um un- 


42 Bas Pentfhe Bei und ſeine einzelnen Glieder. (Februar 15./17.) 


ftaatömännifche Operationen zu verhindern. ... . Eine Gefahr allgemeiner 
Verftaatlihung liege in dem Gejege nicht... Nach meiner Weberzeugung 
liegt die Sadje jo, daß niemand mehr eine Aktion treibt, die auf Die Ver- 
ftaatlichung des ganzen Bergbaues Hinzielt, als derjenige, der jo Feine 
Vorlagen entrüftet abweift. Wenn das geichieht, dann wächſt die Stim- 
mung für eine allgemeine Berftaatlihung. Wer das Hintanhalten will, der 
muß diefe Heine Korrektur, Die dies — bringt, vornehmen. Eine ſolche 
Korrektur der Uebergriffe des Syndikats iſt die Vermehrung des ftaatlichen 
Beſitzes im Rheinland und Weſtfalen. Es gibt auch andere Mittel da— 
gegen, z. B. ein großes, beſchränkendes Syndikatsgeſetz, aber das iſt un— 
endlich ſchwer zu ſchaffen. Es würde jahrelang dauern, bis wir es be— 
kommen, und wenn wir es bekommen, dann wird es uns gr wie in 
Amerika, daß gewandte Gejchäftsleute jagen: durch das Geſetz fahren wir 
mit vier Pferden durh alle Paragraphen hindurch. Handelsminiſter 
Möller: Die Regierung denke nicht an allgemeine Berftaatlichung; die 
Privatinitiative würde nicht zu erfegen fein und die Regierung wolle nicht 
die Berantwortung für die Bildung des Kohlenpreiſes übernehmen. 

Die Vorlage und folgende von der Kommiſſion beantragte Rejolu- 
tion werden angenommen: Die Negierung zu erfuchen, das Ba aa 
aus den Dividenden der vom Gtaate erworbenen Aktien der Bergwerks— 
gejellichaft Hibernia über die aur Berzinfung der entiprechend ausgegebenen 
Staatöjchuldverjchreibungen oder Schaganweilungen erforderlichen Beträge 
zur Amortijation dieſer Schuldverfchreibungen oder Schaganmweifungen zu 
verwenden, und zwar über das gejegliche Dlindeftmaß von Prozent der 
jeweiligen Staat3fapitalfhuld hinaus. 


15. Februar. (Berlin) Der bdeutfche Handelstag billigt 
mit großer Mehrheit die Handeläverträge. 

15.17. Gebruar. (Reichdtag.) Beratung und Annahme der 
Handel3verträge in der Kommiſſion. 


Staatsſekretär des Auswärtigen Frhr. v. Richthofen erwidert auf 
eine Anfrage, ob auch im Kalle der Zolltrennung zwifchen Defterreich und 
Ungarn die Annahme des Vertrages gejichert fei: Wenn die Sanftionie- 
rung in Defterreich oder Ungarn unterbleiben follte, würden fich diefelben 
Konjequenzen ergeben, ald wenn in einem anderen Staate für einen Ber- 
trag nicht die parlamentarische Genehmigung erzielt würde; die Gefamt- 
monarchie jei dad mit und fontrahierende Rechtsſubjekt. . . . Sollte wider 
Erwarten einer der fieben Verträge die Genehmigung des Reichstages nicht 
finden, jo müßten für diefen Fall die verbündeten Regierungen ch ihre 
Entichließungen völlig vorbehalten. 

Ueber die Biehjeuchenfonvention und die Schiedögerichte erklärt 
Staatsfefretär Graf Poſadowsky: Die Viehfeuchenktonventton könne nie- 
mals Gegenjtand jchiedsgerichtlicher Behandlung werden. Ueberhaupt werde 
man mit der Wusdehnung des jchiedsgerichtlichen Verfahrens über den 
Kreis zolltechnifcher Fragen hinaus ſehr vorfichtig fein und fich dabei nur 
von den deutjchen Intereſſen leiten laflen. Man folle nicht fürchten, daß 
von Öfterreichiich-ungarifcher Seite auf dem Ummege der Refaktien ber 
Bol für Malz illuforich gemacht werden fünnte. Der Geift, in dem die 
Verhandlungen geführt wurden, geftatte nicht, anzunehmen, daß die öfter- 
reichiich-ungariche Negierung der Malzausfuhr prämienartige Vergünfti- 
gungen zumenden würde. In diefem nicht zu erwartenden Falle hätte 
übrigens Deutjchland durchaus das Recht und die Freiheit, Gegenmaßregeln 
zu — ... Mit der Seuchenkonvention ſtehe und falle der Handels— 
vertrag. 
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Um 17, Februar werden die Handelöverträge gegen die Stimmen 
der Sozialdemokraten, de3 Abg. Gothein (fr. Bg.) und einiger Zentrums: 
mitglieder angenommen. 


16. Februar. (Preußifches Herrenhaus.) Erjte Beratung 
der Kanalvorlagen. 


Minifterpräfident Graf Bülom begründet die Vorlage. Die Re- 
gierung Habe ungern auf einen Teil de3 früheren Planes verzichtet, um 
den Wünjchen der Volfövertretung entgegenzufommen. Ferner habe der 
Oſten in den Meliorationen wertvolle Kompenfationen erhalten. Graf 
Mirbach: Das neue Kanalprojekt jei gegen früher bedeutend verbeffert. 
Gemeinfam haben die beiden Vorlagen nur das vollitändige Ignorieren 
der Intereſſen der 1000 DQuadratmeilen recht3 der Weichjel. Sie dürfen 
ſich daher nicht wundern, daß die Vertreter jener Gegenden jehr ſcharf 
über das —* des Maſuriſchen Kanals urteilen. Zwei Vorbedingungen 
für den Maſuriſchen Kanal ſtelle ich allerdings: 1. daß der Waſſerſpiegel 
nicht erheblich geſenkt wird, und 2. dürfte bei der Ausführung des Kanals 
unter keinen Umſtänden auf heimiſche Arbeiter —— werden, 
ſondern auf ausländiſche. Bei dem Arbeitermangel des Oſtens wäre das 
geradezu verhängnisvoll. Als vollwertige Kompenſation für die Waſſer— 
ſtraßen in anderen Provinzen würde der Maſuriſche Kanal niemals an- 
gejehen werden fünnen. Das würde nur eine große Wafferftraße von der 
Weichſel etwa zum Bromberger Kanal mitten in das GSeengebiet hinein 
fein. Graf Stolberg- Wernigerode befürwortet einen Kanal von Snfter- 
burg— Thorn— Bromberg— Küftrin— Berlin — Hannover bis zum Rhein. 
Die jegige Vorlage werde eine mehr oder weniger lofale Bedeutung haben. 

Die Vorlage wird an eine Kommiſſion verwiejen. 

Mitte Februar. Die in Preußen erjcheinenden polnijchen 
Zeitungen veröffentlichen folgende Erklärung über den Aufjtand in 
Ruffiich- Polen: 

In fozialpolitiihen und ihnen verwandten Kreifen, zu denen die 
Nachrichten aus dem Königreiche (Bolen) in faljcher Beleuchtung gelangen, 
ift die falſche Anficht aufgetreten, al3 ob die legten Ereigniffe nur den 
Anfang einer mweiteren Bewegung, eines Aufftandes oder einer Revolution 
bildeten. Dieſe Auffafjung wird tendenziös auch nach außenhin weiter 
verbreitet, obgleich leitende Organe der ausländijchen Preſſe mit dem größten 
Nahdrude behaupteten, daß die nationalen Parteien in Polen an diejer 
Bewegung feinen Anteil Hätten. Segliche revolutionäre Bewegung, die 
weiter um ſich greifen jollte, wäre verhängnisvoll in ihren Folgen, denn 
fie würde zweifellos der befannten ftrengen Repreſſion ruffischerfeitö be- 
gegnen, und nur eine allgemeine Mutlojigkeit und Entfräftung der polni- 
ſchen Gejamtheit in diejer fo wichtigen politifchen Stunde nad fich ziehen. 
Daher hält die gejamte polnische, ihrer nationalen Berantwortlichkeit wohl— 
bewußte öffentlihe Meinung nicht nur das Streben nad einer jolchen 
Bewegung, jondern jchon den Glauben an ihre Möglichkeit für eine un— 
reife Denkweiſe, die in der Unkenntnis der politischen Lage unjeres Vater- 
landes ihren Urfprung Hat. Wir halten es auch für unfere Pflicht, auf 
dad ausbrüdlichite feitzuftellen, daß die bewußte Agitation keineswegs pol- 
nischen politiichen, nationaldenfenden Kreifen entjpringt, daß jegliche dies— 
bezügliche Arbeit, jofern ſie beſtehen jollte, gegen die fejtgelegte und all» 
gemein gebilligte Tendenz der polnischen Politit unternommen und geführt 
wird. Wer anderer Anficht ift, der befindet fich in einem für unjer öffent- 
lihes Wohl ſehr jchädlichen Jrrtum. Und wer heute die Bevölferung im 
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Königreih zu Unruhen aufreizt, der tritt gegen feine eigene Nation auf. 
Mag die Duelle einer folhen Handlungsweife Gewiffenfofigteit oder fträf- 
licher Leichtfinn und Mangel an Berantwortlichfeit3bemwußtjein fein — das 
ftrenge Urteil der ganzen maßgebenden polnijchen öffentlihen Meinung 
bleibt in diejer Beziehung unverändert. 


20. Februar. (Reichdtag.) Zweite Beratung der Handel3- 
verträge. 


Bei der Beratung des öſterreichiſch-ungariſchen —— 
fragt Abg. Heim (Z3.), ob die fremden Regierungen die deutſchen Zoll— 
erhöhungen für Getreide nicht durch Erportprämien und ähnliche Maß- 
regeln illuſoriſch machen könnten. Staatsſekretär Graf Poſadowsky: 
Solchen Verſuchen würde Deutſchland ſofort begegnen können. Auf eine 
Beſchwerde des Abg. Gothein (fr. Vg.), daß die Bürſten- und Pinſel— 
induſtrie ſo geſchädigt ſei, daß ſie ins Ausland gehen müſſe, erwidert der 
Staatsſekretär, gerade vom Verband der Pinſel- und Bürſteninduſtriellen 
ſei der Regierung Dank für die Wahrnehmung feiner Intereſſen aus— 
gejprochen worden. — Der Vertrag wird mit 192 gegen 53 Stimmen an- 
genommen. 

Bei Beratung des ruſſiſchen Handelsvertrags bemängelt Abo. 
Dr. BPottHoff (fr. Bg.), daß das dem Neichdtag unterbreitete Material 
nicht ausreichend jei. Abg. Dr. Eidhoff (fr. Vg.) beklagt, daß die Klein- 
eijeninduftrie gefchädigt je. — Der Vertrag wird mit 198 gegen 61 Stim- 
men angenommen. 

er Vertrag mit Stalien wird nad) furzer Debatte ohne nament- 
liche Abftimmung genehmigt, ebenjo der Vertrag mit Belgien, den Abg. 
Potthoff (fr. Vg.) für eine Verbefjerung des bisherigen Zujtandes erklärt. 
Der Bertrag mit der Schweiz wird nach kurzer, die mit Rumänien und 
Serbien ohne Debatte angenommen. 

21. Februar. Der Reichstag genehmigt einen Antrag 
Paajche (nl.) auf Errichtung eines Reichgarbeit3amtes. 

21. Februar. März. (Preußiſches Abgeordnetenhauß.) 
Zweite Beratung des Kultusetats. — Gymnafiaften und Kongre= 
gationen; afademijche Freiheit; polnifcher Unterricht; Schullompro- 
miß; Bekämpfung der Sozialdemokratie. 

Abg. Friedberg (nl.) tadelt, daß in Efjen Gymnafiaften geftattet 
jei, an den Uebungen der Marianifchen Kongregationen teilzunehmen. Da 
dieſe Hebungen nicht vom Neligionslehrer des Gymnafiums vorgenommen 
würden, jo jtehe die Erlaubnis im Widerſpruch mit den Erflärungen des 
Minifterd dom vorigen Jahre. Wie ftehe es um die Aufrechterhaltung der 
alademijchen Freiheit? In Hannover jcheine es zu einem GStreif der Stu- 
denten zu kommen. Kultusminifter Studt: Die Efjener Gumnafiaften 
jeien nicht Mitglieder der Kongregationen, ſondern nur Hofpitanten bei 
ihren Uebungen. Die Zulafjung der Kongregationen im vorigen Jahr 
* viele heimliche beſeitigt und jo ſegensreich gewirkt. (Heftiger Wider— 
pruch links.) Miniſterialdirektor Dr. Althoff wendet ſich ſcharf gegen 
den Abg. Friedberg, der den Willen der Regierung, die akademiſche Frei— 
heit zu ſchützen, mit Unrecht bezweifelt habe. — Abg. Kopic (fr. Vg.) 
fordert ein Schulunterhaltungsgeieg und Fachaufſicht, aber ohne Verquidung 
mit der Konfejfionalität. Kultusminifter Studt: Ein Gejeß über die 
Schulunterhaltung fomme in der nächften Seſſion, auf die geiftliche Orts- 
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jchufinipeftion Fönne die Regierung aber noch nicht verzichten. Abg. Ir— 
mer (fonf.) will den Zuſammenhang zwiſchen Kirche und Schule nicht 
ohne weiteres löſen. 

22. Februar. Abg. Glattfelter (8.) fordert Freizügigkeit für die 
fathofifhen Orden in Preußen und polemifiert gegen die geforderte Fach— 
aufjicht der Volksſchulen. Dazu gehöre gejunder Menfchenverftand und 
Pflichttreue, alſo jei ein Geiftlicher RAR hen wie ein Seminardireftor 
dazu befähigt. Abg. Dr. Hadenberg (nl.): Die geiftliche Ortsfchulaufficht 
jei veraltet und weder der Kirche noch der Schule förderlich; die rheini- 
ſchen Kreisſynoden hätten ſich jämtlich für ihre Bejeitigung ausgefprochen. 
Kultusminifter Studt: Hadenbergs Meinung fei nicht die der evangelifchen 
Mehrheit; eine er Agitation mie die der rheinischen Synoden müſſe 
das Schulkompromiß (1904 ©. 88) gefährden, gegen das ohnehin eine 
Maulwurfsarbeit mit tendenziöjfer NAgitation im Gange fei. (Heftiger 
Widerſpruch link.) Abg. Fund (fr. Vg.): Die Agitation fei nicht fünft- 
lich gezüchtet, jondern ganz natürlich in den Lehrerfreifen ermwachjen, weil 
fie die Simultanfchule nicht verlieren wollten. Nach weiterer Diskuffion 
über die Volksſchulfrage verteidigt fi) Kultusminifter Studt gegen den 
ihm in der Preſſe gemachten Vorwurf, die katholischen Studentenverbin- 
dungen aus Gefälligfeit gegen das Zentrum zu begünftigen. Es fann fein 
Zweifel beftehen, daß an fich das Beſtehen ———— Vereinigungen 
eine nicht erfreuliche Erſcheinung vom Standpunkte gewiſſer einheitlicher 
Beſtrebungen iſt. Aber gegenüber der Tatſache, daß konfeſſionelle Kor— 
porationen ſeit ungefähr 50 Jahren ſchon beſtehen, würde ein von gewiſſer 
Seite gemwünjchter Eingriff geradezu einer der allerärgiten Verftöße gegen 
die afademifche Freiheit bedeuten. Ich beftreite den Zeitungen nicht das 
Recht, von ihrem Standpunkte aus mich Tritt auf Tritt zu verfolgen, 
ohne Rüdjicht zu nehmen auf die bejonderen Schwierigkeiten meiner Gtel- 
lung. Was mich aber empört, ift die ſyſtematiſche Fälſchung der öffent- 
lichen Meinung. 

23. Februar. Abg. Friedberg (nl.) wendet fich jcharf gegen Mini- 
fterialdireftor Althoff, dem er verlegende Sprache vorwirft. Das Verlangen, 
die fonfejfionellen Studentenverbindungen zu verbieten, jei ungerechtfertigt, 
aber im übrigen jolle die Regierung den Begriff „akademiſche Freiheit” nicht 
zu eng formaliftiich auslegen. Die Verſuche, den Studenten zu vermehren, 
mit anderen Hochſchulen in Verbindung zu treten, jeien tadelnswert; man 
jolle die Studenten nicht behandeln, al3 ob fie Beamte feien und unter 
dem Disziplinargejeg ftänden. Abg. Frhr. v. Zedlig (frf.) und Abg. Zwid 
(fr. Vp.) ftimmen Abg. Friedberg zu. Minifterialdireftor Althoff: Die 
afademijche Freiheit würde nie angetaftet werden; bei Beitimmungen über 
die Kompetenzen der Studentenjchaft und ihrer Ausſchüſſe jollten ſtets Stu- 
denten vorher gehört werden. Abg. dv. Eynern (nl.): An fich jeien die 
Vorgänge nicht von großer Bedeutung, aber die Bewegung der Studenten- 
ichaft Habe doc, einen tiefen Grund. Was von diefen deutjchen Studenten 
ausgegangen ift, ift der Aufſchrei des deutichen Gewiſſens gegen die durch 
ee im Minifterium Studt immer erfolgreicher gewordenen 
und auf die Zugendbildung übertragenen Beftrebungen, die Wege des Ultra- 
montanismus zu bahnen und die Nation in zwei Eonfejjionelle Hälften, 
die fich auch national nicht mehr — zu ſpalten. 

24. Februar. Abg. Fiſchbeck (fr. Vp.) kritiſiert das Urteil des 
brandenburgifchen Konfiftoriums gegen den Paſtor Fiſcher (©. 11). Es 
werde nur den Unfirchlichen zugute fommen, weil es die Achtung vor der 
Geiftlichkeit vermindern müſſe. Abg. HedenrotH (fonj.): Der interfonfej- 
fionelle Landtag habe fein Recht, jolche interne evangelijche Angelegenheiten 
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zu beiprechen. Abg. Hadenberg (nl.) und Frhr. v. Zedlig (frf.) ſehen 
in dem Vorgehen des Konfiftoriums ein verderblihes Mittel. Der Ton 
ſei unentjchuldbar. Kultusminifter Studt lehnt eine Aeußerung ab, weil 
noch eine Bejchwerde beim Oberkirchenrat jchwebe. Abg. Glowatzki (Z.) 
verlangt, daß der Religiondunterricht in den gemijchtipradhigen Schulen 
Oberſchleſiens in der Mutterfprache erteilt werde, wie e3 auch in Littauen 
geichehe. Die oberjchlefiiche polnische Bevölkerung ſei durchaus loyal und 
fönigstreu, nur durch die Sozialdemokratie jeien in einigen Induſtrie— 
bezirken großpolnijche Beftrebungen erzeugt worden. Kultusminifter Studt: 
Die Schulergebnifje jeien befriedigend und Anlaß zu Wenderungen liege 
nicht vor. — Am 28. wird ein Antrag Ernft (fr. Vg.), die Oftmarfen- 
zulage für die Lehrer mit fünfjähriger Dienftzeit in den gemijchtiprachigen 
Bezirken auf 300 Mark zu erhöhen, abgelehnt. 

Am 1. März rügt Abg. dv. Arnim (fonf.), daß die Stadt Halle 
unter Leitung eines Univerfitätsprofejjord eine Volfslefehalle errichten und 
hierin auch fozialdemofratiiche Zeitungen auslegen wolle. Ferner jei tadelns— 
wert, daß der Kurator der Univerfität Bonn, Frhr. dv. Rottenburg, einen 
Aufruf zu Sammlungen für die ftreifenden Bergleute veröffentlicht Habe. 
Das öffentliche Urteil müfje durch dies Eingreifen eines hohen Beamten 
verwirrt werden. Kultusminifter Studt: Er Habe in feinem Falle An- 
laß zum Einjchreiten. In Halle Habe fich der Profeffor nicht ald Beamter, 
jondern als Privatmann beteiligt, und Herr v. Rottenburg habe nur einen 
Alt der Menjchenfreundlichkeit unternommen, aber nicht Partei für Die 
Sozialdemokraten ergriffen. Abg. Frhr. v. Zedlig (frf.) findet das Auf- 
treten Rottenburgd eines Beamten unmwürdig; die Vertreter der übrigen 
Barteien nehmen für ihn das Recht der freien Meinungsäußerung in An- 
ſpruch. Abg. Heilig (Z.) findet das Borgehen in Halle bedenklich, weil 
auch unreife Leute die fozialdemofratiichen Blätter lejen würden. — In 
den folgenden Tagen wird u.a. über Denkmalsſchutz, Zunahme der aus- 
ländiſchen Studenten debattiert. 


22. Gebruar. (Reichdtag.) Annahme der Handelöverträge in 
dritter Beratung. Poſadowsky über Sozialpolitif. Süddeutjchland. 


Abg. Moltenbuhr (Soz.): Die Handeldverträge jeien ein natio- 
nales Unglüd. Die franfe Landwirtichaft werde noch mehr darunter 
leiden. Sogar eine vertragslofe Zeit wäre befjer als dieje Verträge. Abg. 
Graf Limburg-Stirum (fon): Die Verträge bedeuteten eine Abwendung 
von der einjeitigen Snduftriepolitif Caprivis und fehrten zu der Bigmard- 
ſchen Bolitif zurüd. Die Klagen der Bayern megen Benachteiligung im 
Gerftenzoll jeien unbegründet. Abg. Dr. Sattler (nI.) verlieft folgende 
Erklärung: Wenn wir im Hinblid auf die wirtjchaftliche Entwidelung aller 
Ermwerbsftände de3 Reiches unjere Zuftimmung zu den Handelöverträgen 
geben, können wir doc nicht den Hinweis darauf unterdrüden, daß leider 
nicht alle berechtigten Intereſſen der Induſtrie, der Landwirtichaft, des 
Handels, des Gewerbes zur Geltung gebracht worden find. Aus dieſen 
Gründen müſſen wir dem Wunjche Ausdrud geben, daß e3 den verbün- 
deten Regierungen gelingen werde, bei Abſchluß weiterer Verträge volle 
Gegenjeitigkeit zu erreichen, jo daß Leiftung und Gegenleiftung in befrie- 
digender Weife geregelt werden. Abg. Bayer (d. Bp.): Die deutiche Volks— 
partei werde nur für den belgifchen und italienifchen Handelsvertrag ſtim— 
men; in den übrigen würden Induſtrie, Handel und die ſüddeutſchen Bauern 
zu jehr benachteiligt. 

Staatsjefretär Graf Poſadowsky: E3 ift behauptet worden, Süd— 
deutichland würde durch die Verträge ungünftiger behandelt als Nord- 
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deutfhland und überhaupt als das übrige Deutichland. Das ift doch 
abjolut unrichtig. Süddeutſchland partizipiert doc an jämtlichen Getreide- 
zöllen, am Gerftenzoll, Malzzoll, Viehzol. Es ift ihm auch eine mwejent- 
liche Bevorzugung eingeräumt in bezug auf den Grenzverfehr mit Bieh.... 
Troß der jpäten Stunde halte ich es doch für richtig — damit die Ber- 
träge feine politischen Legenden bilden — zu erflären, warum die Regie- 
rung Agrarpolitif und gleichzeitig Sozialpolitit treibt. Ich glaube, die 
beiden Wege kreuzen fich nicht, jondern führen zu demjelben Ziel. Wir 
haben in Deutjchland das radifaljte Wahlrecht der Welt, darüber fann fein 
Zweifel fein. Sch Habe eine Zufammenftellung über alle Wahlrechte der 
Welt machen lajjen und habe feftgeftellt, daß Deutichland das unbejchränf- 
tefte und radifalfte Wahlrecht beſitzt, das es überhaupt in der Welt gibt, 
ferner, daß fich in feinem Volk der Welt eine jolche Neigung findet, feine 
äußere Lage zu verbefjern wie in Deutjchland. Aber dadurch ift in das 
ganze politiiche und Öffentliche Leben eine nervöſe ur ein Drängen und 
Treiben gefommen, das große politijche Gefahren in jich birgt. Die poli- 
tiijhe und auch die amtliche Mafchine arbeitet mit einer Haft und Nervo- 
fität, die faft unter Umftänden bis zur Gelbjtvernichtung gehen könnte. 
Gewiß! Bis zur Nufreibung. Auch die geijtigen Kräfte müſſen durch 
eine gewiſſe phyſiſche und geiftige are geihügt fein. Gegenüber 
diejem raftlojen Gange der politifhen Majchine bedarf jeder Staat eines 
politijchen Gegengewichts und ich glaube, auch Sie auf der äußerften Linken 
werden zugeben müfjen, wenn das "politiiche Gegengewicht nicht beftände, 
würde unjere politiihe Mafchine einen Gang von Schnelligkeit annehmen, 
daß Ihnen jelbft dabei der Atem ausgehen möchte. Diejes politiiche Gegen- 
gewicht, dejjen wir in Deutjchland unter allen Umftänden bedürfen, jehen 
wir in der deutjchen Landwirtſchaft, die der fefte Anker unjeres Staates 
ift. Deshalb haben wir ein Intereſſe, Agrarpolitif zu treiben. Durch fein 
polizeiliches Mittel und feine Gejeggebung merden wir die Bevölkerun 
fünftlih auf dem Lande Halten. Died wird nur gelingen, wenn fie fi 
auf dem Lande wohl fühlt, wenn fie jieht, daß ihr Gewerbe gedeiht und 
infolgedefjen die Scholle lieb behält und an ihr hängt. (Beifall — — 
Wir wollen aber auch Sozialpolitik treiben. ir erkennen an, daß die 
Maſſen bei der geſteigerten Fortbildung auch berechtigt ſind, höhere Lebens— 
anſprüche zu ſtellen. Wir wollen Sozialpolitik treiben, indem wir den 
Arbeitern eine wirtſchaftlich vollkommen gleichberechtigte Stellung ein— 
räumen, um ihnen das in dem politiſchen und wirtſchaftlichen Kampfe 
leider verloren gegangene Vertrauen zur bürgerlichen Gejellfhaft und zur 
Regierung wiederzugeben. In diejem Sinne kreuzen ji Agrarpolitif und 
Sozialpolitif nicht, jondern ergänzen fich, um die ftetige Entwidelung für 
a Bufunft unſeres Vaterlanded zu gemährleiften. (Lebhafter 
eifall. 

Der öfterreichifchungarifche Handelsvertrag wird mit 226 gegen 79, 
der ruffische mit 228 gegen 81 Stimmen, die übrigen werden en bloc in 
einfacher Abſtimmung angenommen. 

25. Februar. (Preußen.) Vorlegung der Lotterieverträge 
(vgl. 1904 ©. 173). 

Hiernady werden die beiden meclenburgifchen Landeslotterien und 
die Lübedijche Staatslotterie mit dem Abjchluffe der laufenden Lotterien 
eingeftellt. Die drei Staaten verpflichten ſich, nur die preußiſche Klaſſen— 
lotterie zuzulaſſen. Schwerin erhält dafür eine jährliche Rente von 
400000 Mark, Kübel von 200000 Marf und Strelig von 670000 Marf, 
Die Verträge treten am 1. Juli 1905 in Kraft. 
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25.127. Gebruar. (Reichdtag.) Zweite Beratung des Marine- 
etat3. Wlottenverein und Fünftige Ylottenvorlage. 


Ubg. Bebel (Soz.) fragt, ob der Flottenverein in Beziehungen zur 
Negierung ftände. Er habe ja die Flottenvorlage von 1899 erzwungen 
und agitiere jegt für eine gewaltige Vergrößerung der Flotte und genöfje 
anjcheinend die Unterftügung der Regierungen, denn viele Bundesfürften 
und Prinzen jeien Mitglieder. Die Förderer des Flottenvereins feien als 
Anduftrielle perjönlih an den Vorſchlägen interefjiert, jcheuten fich aber 
nicht, die Laſt den ärmeren Klafjen durch indirekte Steuern aufzubürden. 
Die Flottenverftärfung ziele auf einen Krieg mit England Hin, obgleich 
. Deutjchland bei der Uebermacht Englands allen Anlaß habe, gute Be- 
iehungen zu England zu pflegen. Staatzjefretär v. Tirpig: Die lekte 
ottendorlage habe mit dem Flottenverein nichts zu tun, ſei vielmehr 
durch die Regierung nad jorgjamer Erwägung aufgeftellt worden. Der 
Flottenverein verfolge nach jeinen Saßungen den lobenswerten Zweck, das 
Berftändnis für die Flotte in weite reife zu tragen; wenn er ein be- 
ftimmted Programm für den Ausbau der Flotte auftiels, jo jchöfle er da- 
mit über das Ziel hinaus. Das fei Sache der Regierung und fie werde 
ſich natürlich durch die Wünjche des Vereins nicht beftimmen laſſen. Abg. 
Graf Oriola eh Bei neuen Flotten- und Steuerplänen müßten die 
wohlhabenden Klafjen ftärfer herangezogen werden. Abg. Gröber (B.): 
Man wolle dem Flottenverein die Agitationzfreiheit nicht einſchränken, 
aber der Verein dürfe auch Bertretern einer abweichenden Meinung nicht 
den Patriotismus abſprechen und müſſe fich eine Kritik feiner öffentlichen 
Tätigkeit gefallen laſſen. Der Flottenverein verjuche nicht einmal die wich— 
tige Dedungsfrage zu löſen, behandle aljo nur eine Seite des Problems. 
Seine Agitation fei deshalb gemeingefährlich, weil er die deutjche Flotte 
fortwährend als minderwertig Hinftelle und damit das Anſehen Deutich- 
land3 Schwäche. Zur Dedung müßten die leiftungsfähigen und intereffierten 
Kreife mit beſonders jcharfen direkten Steuern herangezogen werden. — 
Eine Bejchwerde der Sozialdemokraten, daß auf den Werften viele Arbeiter- 
— ſtattfänden, weiſt Staatsſekretär v. Tirpitz zurück; die Ar— 
beiterzahl ſei ſeit 1900 von 12000 auf 18000 geſtiegen; das Einkommen 
habe ſich von 1200 Mark auf 1350 durchſchnittlich erhöht. 


27. Februar. (Berlin) Der Dom wird durch den Kaiſer 
feierlich eingeweiht. 


27. Februar?. März. (Reichstag.) Zweite Beratung des 
Etat? des Reichsamts des Innern. 


Die Debatte dreht ſich vornehmlich um Fabrikinſpektion, Sonntags- 
ruhe, Lage der Handwerker, Bedeutung der Warenhäufer der Dffizier- und 
Beamtenvereine, Nehrlingszüchterei, Befähigungsnachweis, Krankenkaſſen und 
Aerzte, Hausinduftrie, Errichtung eines Arbeitsamts. 

Um 2. März jagt Staatsjefretär Graf Poſadowsky über das Ver- 
ſicherungsweſen: Bekanntlich hatte man bei der großen Reform des In— 
validitätsgejeges vorgejehen, aus der Sonderlaft der Einzelftaaten und 
Provinzen eine Neichslaft zu machen. Eine Revifion führte zu dem Schluffe, 
daß die jegige Berfafjung der fozialpolitiichen Geſetzgebung nicht auf Die 
Länge jo bejtehen bleiben fanı. Wir Haben einen Koloß aufgebaut. Die 
Geſchäfte des NReichsverficherungsamtes Haben in einer geradezu Entjeßen 
erregenden Weife zugenommen. Wir Haben mit großen Nüdftänden zu 
fümpfen. Es fommt doch darauf an, daß die Anträge mit großer Gemifjen- 
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baftigfeit und Kenntnis der praftiichen Verhältniffe geprüft werden. Es 
fommt darauf an, daß die Rente gerecht verteilt wird und daß ein wirk— 
jamer Kampf gegen die Simulation geführt wird. Wie fteht es mit dem 
jtaatlihen Syftem hinſichtlich der Verfiherung? Würde man heute die 
jozialpolitijche Gejeßgebung neu aufbauen, jo würde fein vernünftiger 
Menih daran denken, je eine bejondere Organijation für die Kranfen- 
verjicherung, die Unfallverfiherung und die Invaliden- und Altersverfiche- 
rung zu ſchaffen. Krankheit, Unfall und Invalidität find Zuftände, Die 
ganz eng miteinander in ihren Wirkungen zufammenhängen. Heute würde 
doch nicht der geringfte Teil des Haufe dagegen jein, daß eine einheitliche 
an geichaffen werden muß. Ich glaube, ed muß die Aufgabe der 
Zufunft jein, dieje drei Verſicherungszweige in eine einheitliche Form zu 
bringen. Ich glaube, die Entwidelung geht dahin, daß man den Unter— 
bau unter einer berufsmäßigen Leitung jchafft, der alle Anträge auf das 
eingehendfte jachlicdy prüfen kann, dem die Einziehung der Beiträge über- 
tragen werden fann, der dieje und die Rentenempfänger überwacht und 
das Heilverfahren zu ordnen Hat. Ein jo großes Werk würde aber die 
volle Kraft eines Diktator erfordern. Es ift eines der verwideltiten Werke, 
die man überhaupt jchaffen kann. Man wird es nur Schaffen können, wenn 
ſich ein Neichdtag findet, der, falld ihm das Geſetz vorgelegt wird, darauf 
verzichtet, in alle Einzelheiten einzugehen, der mit einem gemwifjen Ver— 
trauen die großen Grundzüge des Gejeges afzeptiert und der der befjern- 
den Hand der Zukunft den allmählichen Ausbau der zu jchaffenden Grund- 
lage überläßt. Ich weiß nicht, ob das Schidjal mir noch die Amtsdauer, 
die Lebens- und die Arbeitskraft geben wird, dieſe Aufgabe durchzuführen. 
Aber wenn die Sozialpolitif auf eine wirkſame jozialpolitiiche und finanziell 
geordnete Grundlage geftellt werden joll, wird nicht3 anderes übrig bleiben, 
al3 an eine ſolche große Reform Heranzutreten. Es ift geftern eine Aus— 
dehnung der Kranfenverfiherung auf die Heimarbeiter angeregt worden. 
Dieſe Ausdehnung bietet ganz unendliche Schwierigkeiten wegen der großen 
Verſchiedenheit der Arbeitäweije und der Lohnverhältnifie Wir find mit 
diefer Arbeit bejchäftigt. Ich Hoffe, daB mir zu einem Erfolg fommen 
werden; ich fann aber den Zeitpunkt noch nicht ficher angeben. Die 
nötigfte und dringendfte Frage für die Heimarbeiter ift die Kranfenver- 
jiherung. Erft wenn wir biele gelöjt haben, werden wir zu Erwägungen 
über weitere übergehen können. Das Einziehungsverfahren für die In— 
validenverficherungsbeiträge iſt namentlih ın Süddeutſchland mit feiner 
dichten Bevölkerung jedenfalld dem Syitem des Markenklebens vorzuziehen, 
aber je ſchwächer die Bevölkerung ift, defto jchwieriger wird die Einziehung 
jein, ſchon mit Rüdfiht auf die großen Entfernungen der einzelnen Ort— 
ichaften des Nordend. Es ift auch richtig, daß die jogenannten „Freien 
Kaſſen“ zum Teil zu jehr bedenflihen Gründungen Anlaß gegeben haben. 
Es ift unbedingt notwendig, hier einen geſetzgeberiſchen Eingriff zu machen. 
Dann werden die, man fann faft jagen, betrügeriihen Gründungen in 
Zufunft unmöglich gemacht werden. Was die Witwen- und Waijenver- 
jiherung betrifft, ift ja befanntlich der gejegliche Zeitpunkt für deren In— 
frafttreten da3 Jahr 1910. Die Hauptjadhe ift die Frage, wie hoch wer- 
den fich die Einnahmen des Fonds ftellen, der für die Witwen- nnd 
Waijenverfiherung beftimmt if. Was die Ausdehnung der Kranfenver- 
fiherung auf die Landwirtichaft angeht, jo habe ich durch Kommifjare die 
Randesteile bereifen lafjen, wo eine ſolche Verſicherung eingerichtet ift. 
Bejonders in Württemberg haben die Kommifjare gejehen, daß die Ver— 
fiherung zum Teil ausgezeichnet wirft zur allgemeinen Zufriedenheit der 
Bevölferung, der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Aber ich möchte 
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darauf Hinmweifen, daß ſich die obligatorifche Kranfenverjiherung in Würt- 
ger nur auf freie ärztliche Hilfe und freie Arznei bezieht; weiter geht 
28. Februar. (Berlin) Durch eine Zufagbeitimmung zu 
dem Handelsvertrag mit Öfterreich-Ungarn wird das Inkrafttreten 
auf den 1. März 1906 feſtgeſetzt. 
Februar. Auszeichnungen aus Anlaß der Handelöverträge. 


Der Kaiſer richtet folgendes Handichreiben an den Reichskanzler: 
Mein Tieber Graf v. Bülow! Nachdem Jh aus Ihrer Meldung erjehen 
habe, daß die verfafjungsmäßige Genehmigung des Neichdtaged zu den 
neuen Handel3verträgen erfolgt ift, drängt es Mich, Ihnen an diejem be- 
deutungsvollen Abjchnitte des Vertragswerkes Meinen wärmſten Glüd- 
wunſch auszufpredhen. Mit Ihnen Hoffe Ich zu Gott, daß die Verträge 
eine neue Kräftigung der deutichen Bolfswirtichaft und ein neues Band 
des friedlichen Wettſtreites zwiſchen dem Deutjchen Reihe und den uns 
befreundeten Ländern jchaffen werden, die fich bereit erflärt Haben, auf der 
dur forgfältige Abwägung der beiderfeitigen Anterefien gewonnenen 
Grundlage mit uns ihre Handelöbeziehungen zu regeln. Gern und freudig 
erfenne Ich an, daß es vornehmlich das Verdienſt Ihrer ſtaatsmänniſchen 
Kunft und Ihrer zielbewußten Leitung der Verhandlungen geweſen ift, 
daß dieſer jchöne Erfolg troß aller entgegenftehenden Schwierigkeiten er- 
reicht worden ift. Ihnen gebührt daher in erfter Linie Mein Dank. In— 
dem Ich Ihnen denjelben Hiermit von ganzem Herzen ausfpreche, bitte 
Sch Sie zugleih, al3 Äußeres Zeichen Meiner Anerkennung und Meines 
Wohlwollens Meine Büfte in Marmor freundlihft anzunehmen, melde 
Ihnen demnächſt zugehen wird. Ihrer treuen Dienste allezeit eingedent, 
verbleibe Ich Ihr dankbarer Kaifer und König gez.: Wilhelm I.R. 

Viele Bundesfürften jprechen dem Reichskanzler ihre Anerkennung 
und Glückwünſche aus. — Der Kaifer verleiht dem Grafen Poſadowsky 
den Schwarzen Mdlerorden und ernennt den Staatsjefretär Frhrn. v. Richt- 
hofen zum preußijchen Staat3minifter. 


28. ebruar/d. März. (Reichdtag.) Beratung der Budget— 
fommiffton über den Heeresetat und die Vorlagen über Friedens— 
jtärfe und Wehrpflicht. 


Aus Anlaß der geplanten Heeresverftärfung werden im Etat neu 
gefordert: 9 Stabsoffiziere, 14 Hauptleute, 18 Oberleutnants, 26 Leut- 
nants, 9 Verzte, 6 NRoßärzte, 15 Beamte für Preußen, 11 Offiziere, 2 Werzte, 
3 Roßärzte, 3 Beamte für Sahjen. Un neuen Truppenformationen jollen 
gebildet werden zum 1. DOftober 1905 und 1. Dftober 1906: 4 Anfanterie- 
bataillone, 3 Kavallerie-Regimenter unter Benugung jchon bejtehender Es— 
fadrons Jäger zu Pferde (eins am 1. April 1905, 2 am 1. Dftober 1905), 
1 Kompanie und 1 Beijpannungsabteilung bei der Fußartilleriefchule, 1 Ber- 
fuhstompanie bei den Verkehrstruppen (1.Oftober 1905), 1 Pionierbataillon 
(1. Oktober 1907), 2 Fußartilleriefompanien (1. Oktober 1906) in Preußen, 
1 Kavallerieregiment unter Benugung von zwei jchon beftehenden Eskadrons 
Säger zu Pferde in Sadjen. Dieſe neuen Truppen kommen in folgende 
Garnijonen: Infanteriebataillone 2 nah Allenftein (1. Oktober 1905 und 
1. Oftober 1906), je ein? nad) Goldap (1. Dftober 1906) und Sensburg 
(1.Oftober 1905), die Kavallerie fommt nad) Langenſalza (1. Oftober 1905), 
wobei 3 neue Eskadrons formiert und die Potsdamer jchon bejtehende 
Eskadron hinzukommt, nad) Graudenz (1. Oftober 1906) 3 Esfadrong, und 
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Poſen (1. April 1905), two die beftehenden 5 Eskadrons zu einem Regiment 
vereinigt werden, die 2 Kompanien Fußartillerie fommen am 1. Oftober 
1906 nah Müllgeim, das Pionierbataillon am 1. Dftober 1907 nad) 
Graudenz, die Beipannungsabteilung der Yußartillerie nad Thorn am 
1. Oftober 1906. Soweit die Berftärfungen anläßlich der Vermehrung der 
Präjenzftärfe. Wegen laufender Bedürfnifje werden mehr gefordert bei 
den Truppenkörpern 17 Offiziere, 5 Aerzte, für die Bezirksfommandos 
3 Offiziere, 32 Unteroffiziere, 47 Mann, für den Generaljtab 1 General- 
major, 5 Stabsoffiziere, 5 Hauptleute, 2 Beamte, für das Kriegsminiſte— 
rium 1 Hauptmann als Referent für Mobilmachungsangelegenheiten, weiter 
noch bei der Intendantur 1 Oberintendanturrat für die Korpsintendantur 
der Berfehrötruppen und 9 Beamte, dann 10 Militärgerichtäfchreiber und 
1 zweiter Divifionspfarrer für Bromberg. Infolge gejeglicher Feitlegung 
der zweijährigen Erlägif find neu einzurichten bei jedem Snfanterie- 
regiment ein zweiter Kammerunteroffizier — 177 Kammerunteroffiziere. 
Infolge Erhöhung des Pferdeetat3 bei der Feldartillerie find neu einzu- 
jtellen 438 Fahrer. Der Etat, der an Ausgaben 463 961 397 Mark auf- 
weiſt, zeigt gegen 1904 eine Mehrausgabe von 12 845 841 Marf. 

Preuß. Kriegsminifter v. Einem begründet die Neuforderungen: 
In der erjten Lejung ift gejagt worden, mir jeien nicht unmittelbar be- 
droht, Rußland Habe den japanijchen Krieg am Halje, e3 jei ein ungün- 
ftiger Zeitpunkt für Heeresverftärfung. Unjere Vorlage fieht nicht jo aus, 
al ob eine Bedrohung vorläge. Andernfall3 müßten mir ganz andere 
Maßregeln treffen und dürften unfere Forderungen nicht auf fünf Jahre 
verteilen. Wir rüften nicht auf Grund einer unmittelbaren Notwendigkeit, 
fondern wegen eines dauernden Bedürfnifies. Die Frage muß jo geftellt 
werden: Braucht Deutjchland Heute und auf längere Zeit noch ein ſtarkes, 
friegäbereites Heer? Kann man dieje frage verneinen, fo würde ich für 
Abrüftung fein, denn die Anjpannung und Koften find dann zu groß. 
Muß aber die Frage bejaht werden, dann Ausbau des beftehenden Heeres 
derart, daß alle feine einzelnen Teile von gleicher Leiftungsfähigfeit find. 
Der höhere Führer muß über gleichartige Kräfte in organijatorischer Be— 
ziehung verfügen. Ein Regiment ftellt eine ganz beftimmte Kraft dar, 
daher müſſen wir darauf dringen, daß die bejtehenden Lüden ausgefüllt 
werden, und zwar durch Neuformationen, um feine Kaders zu verlieren. 
Ein Armeekorps muß mindeftend aus 24 Bataillonen beftehen. Unter 
diejes Maß können wir nicht gehen, da fich jonft dad Verhältnis der In— 
fanterie zur Artillerie zu ungunften der erfteren verjchiebt, mworunter Die 
Gefechtsaktion leiden müßte. Die Grenze der Stärfe ift gegeben in der 
Fähigkeit, alle Teile des auf einer Straße angefegten Armeeforps noch an 
einem Tage zum Gefecht entwideln zu können. Auf den Flanken ftarfe 
Korps zu haben, ift wünfjchenswert. Anzahl der Kaders und Präjenzziffer 
müfjen im richtigen Verhältnis ftehen. 100000 Menſchen find noch feine 
Soldaten, und hundert Taufende Soldaten find noch feine Truppen. Das 
Menjchenmaterial eines Wolfe geht verloren, wenn die Kaders fehlen. 
Sie laſſen fi) nicht improvifieren, ihre Aufitellung ift das Werf lang- 
jähriger Organiſation. Es ift gejagt worden, Rußland fann jeßt feinen 
Krieg führen. Wie wird es aber ın fünf Jahren ausjfehen? Nach dem 
Vorhergejagten brauche ic) auf den Punkt der Schwierigkeit der Mobil- 
madhung und des Grenzichuges nicht zurüdtommen, denn wenn dieje Ber- 
hältnifje nicht beftänden, jo müßte die 37. Divifion doch fomplettiert werden. 
Bor allem aber: der Zmweibund befteht. Kommen wir in einen $rieg mit 
Sranfreih, jo müſſen wir und zum mindeften gegen Rußland fichern. 
Tun wir das nicht, und es erfolgt ein Einbruch in unjer Gebiet, jo werden 
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wir uns nicht damit entichuldigen fünnen, daß im Deutſchen Reichstage 
die Meinung ihre Vertreter gefunden habe, Rußland jei ungefährlich. 
Schwierigkeit der Mobilmahung bleibt aljo auch bei ruſſiſcher Neutralität 
beftehen und muß jchon aus Rüdficht der Schlagfertigfeit gehoben werben. 
Der Heereöverwaltung ift der Vorwurf gemacht, mit falſchen Zahlen ope- 
tiert zu haben. Die Heereöverwaltung wird doch für naiver gehalten als 
es erlaubt ift. Die Zahlen ftammen vom Großen Generalftab. Der Hin- 
weis auf Franfreihs Stärke joll nur Far machen, wie intenfiv dort ge- 
rüftet wird. Wenn wir jo wie die Franzoſen vorgingen, müßten wir 
900000 Mann Präſenz Haben. Ueberlegenheit ift ein ganz tejentlicher 
Faktor zum Siege. Beijpiel bietet der japaniſch-ruſſiſche Krieg. Zu leicht 
tritt Ausringen der Kräfte, Blutleere ein. Keine endgültige Entjcheidung 
ift gefallen. Japans Kriegführung hat das jtrategifche Ziel nicht erreicht, 
was gelnehen jein würde, wenn es Japan gelungen wäre, mit Ueberlegen- 
heit bei Liaojang und am Schaho auftreten zu fönnen. Ueberlegenheit 
iſt aber dadurch nicht zu erreichen, daß man auf dem Kriegstheater im 
ganzen eine größere Zahl Streiter hat, ſondern dadurch, daß die Ueber— 
fegenheit der ftrategijchen Leitung die Uebermacht an den entjcheidenden 
Punkt bringt. Das haben weder die Japaner noch die Ruſſen verjtanden. 
Wir müfjen aber alle Maßregeln treffen, um wenigjtens die Mittel für 
eine jolche jtrategijche Ueberlegenheit der Führung bereit zu ftellen, um 
Situationen wie bei Liaojang und am Schaho zu vermeiden, die nur dazu 
angetan find, die Entſcheidung Hinauszujchieben und die Kriege zu ver⸗ 
längern, während alles darauf abzielen muß, fie zu verkürzen. Bebel hat 
auf eine Aeußerung eines franzöjiichen Generals hingewieſen über den 
Unwert der Kavallerie im modernen Kriege. Er hat aber nicht erwähnt, 
daß jehr energijcher Widerſpruch aus den Reihen der franzöfischen Armee 
erfolgt ift und auch nicht die Antwort der franzöfiichen Heereövermwaltung, 
die in der Bildung einer 8. Kavallerie-Divijion beftand und in der An- 
ordnung ausgedehnter, grober Kavallerieübungen, in einem Umfange, wie 
wir fie nicht haben. nzelne Redner haben aus den Erjcheinungen des 
japanischen Krieges den S odlus gezogen, daß die Kavallerie an Bedeutung 
eingebüßt habe. Sie ftügen ſich zum Teil auf den Berichterjtatter des 
Berliner Tageblatt. Soldye Beobachtung führt manchmal zu argen Täu- 
ſchungen. Die Defterreicher folgerten aus den Erfahrungen von 1859, daß 
da3 Arcanum zum Siege ein frifches, fröhliches Draufgehen jei, und ihre 
Dffenfive zerjchellte am Schnellfeuer der preußiichen Bataillone. Die Fran 
gofen feiteten aus 1866 die Lehre der Defenfive ab und erlagen überall 
er deutjchen Dffenfive. Die Kavallerie hat im fernen Oſten bis jegt wenig 
geleiftet; das berechtigt aber nicht, daraus den Schluß zu ziehen, fie ſei 
überflüffig. Der richtige Schluß dürfte der jein, daß ſie auf ruſſiſcher 
Seite faljch verwendet iſt und auf japanijcher Seite nicht in der genügen- 
den Anzahl vorhanden war. Welche Rolle wird nun in einem künftigen 
Kriege die Kavallerie jpielen? Welche Aufgaben werden ihr zufallen? 
Iſt fie noc ein mwejentlicher Beitandteil der Heere, ein nicht zu entbehren- 
des Organ der Truppenführung und zwar der ftrategijchen Leitung wie 
der niederen Führung? Um dieſe Fragen zu beantworten, müſſen wir 
und über die ann eines künftigen Krieges Har zu werden ſuchen. 
Gewaltige Veränderungen auf allen Gebieten der Kriegskunſt haben die 
Bedingungen des kriegeriſchen Handelns umgewandelt. Ich erinnere nur 
an die Fortſchritte in der Waffentechnik und die ungeheure Wirkung der 
jetzigen Waffen, an die allgemeine Wehrpflicht mit Verkürzung der Dienft- 
zeit, an die Herabjegung des Durchichnittswertes. Diejen Veränderungen 
ift Infanterie und Wrtillerie gefolgt. Kavallerie nicht. Infanterie und 
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Artillerie find zum Volksheer geworden, Kavallerie ift eine ftehende Truppe 
geblieben, wie es ihrem Wejen auch entſpricht. Dadurch hat fich das 
Bahlenverhältnis verſchoben: 


1870 1904 
Bataillone -. . . 2 220.463 625 
Esfadrond . . » 2 22.460 482 
Batterien . . = 2651 574 


Die taktifhen Formen müfjen der Maffenverwendung entiprechen. Welches 
find nun die Zufunftsaufgaben der Kavallerie? dr japaniſch-ruſſiſche 
Krieg hat die Spannung, welche bei einem europäiſchen Kriege eintreten 
wird, nicht zur Anſchauung gebracht. In Europa werden Millionen auf 
dem Plane erſcheinen, und alles wird hindrängen mit Naturgewalt auf 
große Entſcheidungen. Die erſten Entſcheidungen ſind von geſteigerter 
Bedeutung. Die erſten Rückſchläge bei der Minderwertigkeit und der Größe 
der Maſſe, den geſteigerten Schwierigkeiten ihrer Bewegungen und der 
Empfindlichkeit der rückwärtigen Verbindungen ſind viel größer, viel ge— 
waltiger als bisher. Je wichtiger aber der Ausfall der erſten Entſchei— 
dung, je ſchwieriger die eingeleiteten Operationen zu ändern ſind, deſto 
größer iſt der Wert der Aufklärung. Mit dem Wachſen der Bedeutung 
des operativen Elements iſt der Wert der Aufklärung gewachſen. Das— 
ſelbe gilt für die Verſchleierung. Für die Zeit der Operationen iſt alſo 
der Wert der Kavallerie geſtiegen; aber auch Zeiten der Konzentration 
laſſen Momente erkennen, die erhöhte Erfolge in Ausſicht ſtellen. An— 
märſche der Maſſen aus breiter Front; jede Verzögerung des Marſches 
muß nachteilig werden; deſto wichtiger ſind Aufenthalte, die Kavallerie 
ſehr wohl erzielen kann. Auch auf dem Schlachtfelde iſt ein Eingreifen 
ſehr wohl möglich, wenn der Gegner erſchüttert iſt. Das Geſamturteil iſt: 
Abſoluter Gefechtswert der Kavallerie wird weſentlich vermindert und die 
Tätigkeit in jeder Richtung erſchwert, andererſeits aber iſt die ſtrategiſche 
Bedeutung der Waffe wie der Umfang der ihr zufallenden Aufgaben er— 
heblich gewachſen, bedeutende neue Chancen des Erfolges haben ſich er— 
öffnet. Dies iſt die Rückwirkung der Veränderungen des Kriegsweſens 
auf die Kavallerie. Dieſe umfaſſenden Aufgaben ſind aber nur zu löſen 
durch Verwendung von ſtarken Maſſen, von Diviſionen bezw. zuſammen— 
gegogenen Divifionen. Auf alle Fälle müfjen wir damit rechnen, daß unjere 

abregeln ähnlichen des Feindes begegnen, deſſen Beftreben auch dahin 
gerichtet jein muß, ſich Aufllärung für feine Operationen zu verjchaffen. 
Dieje beiderjeit3 erftrebte, für die höhere Führung unerläßliche Aufklärung 
fann nur erreicht werben durch jehr ernite Kavallerieduelle.. Das Streben 
muß dahin gerichtet jein, die feindliche Kavallerie aus dem Felde zu 
fchlagen, um dadurch freie Bahn zu gewinnen zur Beobachtung der feind- 
lichen Heeresfolonne. Schon diefer Umftand weiſt darauf hin, daß e3 un— 
möglich it, allein mit den neuen Errungenjchaften: Automobil, Rad und 
Luftſchiff aufzuklären. Dieje Neuerungen find allerdings hervorragende 
Hilfsmittel der Aufflärung, namentlich” um möglichjt jchnell die Refultate- 
der Erfundungen nad) rüdmwärts zu melden. Automobil und Rad find an 
die Straße gefejjelt, aber die Kavallerie muß in jedem Gelände operieren 
fönnen. Wie der Wert der Kavallerie überhaupt im Gejamtorganismus 
der Armeen geftiegen ift, jo ift es auch derjenige der Divifionsfavallerie. 
Alle Favalleriftiichen Aufgaben, die ſich aus dieſen Verhältniffen ergeben 
und nicht von den Kavalleriedivijionen u. ſ. tw. gelöft werden fönnen, fallen 
der Divifionsfavallerie zu, und es ift unmittelbar Har, daß bei den ver- 
größerten Raumverhältnijjen des modernen Krieges, bei der ungeheuren 
Berjchiebung der numerischen Berhältnifje der einzelnen Waffen zu un» 
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gunften der Kavallerie und bei der vermehrten räumlichen Konzentration 
der jelbftändigen Kavallerie, die der moderne Krieg nötig macht, dieje Auf- 
aben jehr viel umfangreicher und jehr viel jchwieriger zu löſen find als 
in allen bisherigen Kriegen. Wir müſſen daher darauf bedacht fein, diejer 
Kavallerie die größte Leiftungsfähigkeit zu ſichern. Erfolgreich kann dieſe 
Aufgabe nur gelöft werden durch ein vorzüglich gejchultes Dffizier- und 
Unteroffizierforp® und durch ein Pferdematerial, das raſch, ausdauernd 
und ſicher im Gelände und über Hindernifje if. Auch die Mannjchaften 
müffen, um den an fie geftellten Anforderungen gerecht werden zu können, 
eichidte und entſchloſſene Reiter und umjichtige Leute fein, die im Not- 
fall auch den überlegenen Gegner nicht jcheuen und auf die man ſich un- 
bedingt verlafien fann. Es ergibt demnad) die Betrachtung, daß der 
Divifiondfavallerie eine ganze Reihe hochwichtiger Aufgaben im Kriege zu 
löfen obliegt, die ihr von feiner anderen Truppe abgenommen werden, die 
auf feine andere Weije als gerade durch fie gelöjt werden fünnen. Es 
ergibt fi), daß dieje Aufgaben der Kriegsführung im ganzen an Bedeu— 
. tung zugenommen haben, daß ihre Löjung gegen früher durd die Ver— 
hältnifje de3 modernen Krieges wmwejentlich erjchwert if. Es ijt demnach 
nur Logik, die Divifionskavallerie zum mindeften in der GStärfe zu be= 
lafjen, in der fie bisher den Divifionen zugeteilt war. Man muß für die 
Divifionslavallerie durchaus vollwertige Schwadronen Haben, und man 
muß außerden dafür jorgen, daß ihnen bald nad Beginn des Feldzuges 
ausreichender Erjag geitellt werden kann. Das find die Gefichtöpunfte, 
die die Friedensorganijation ind Auge faſſen muß. Bei Unnahme der 
Kegierungsvorlage würden wir über 102 Savallerieregimenter verfügen. 
Das, was wir jet an Kavallerie fordern, entjpricht lediglich dem vom 
Feldmarſchall Moltke dauernd als unbedingt notwendig bezeichneten Be- 
darf. Die Begründung für die Forderung an Pionieren bewegt ſich auf 
ähnlichem Gebiet wie die Kavallerievermehrung. Wir haben dieje Forde- 
rungen noch dor den Ereigniffen von Port Arthur geftellt. Dieje Ereig- 
nifje haben uns recht gegeben. Die Forderungen an Fußartillerie und 
Telegraphentruppen find auf das äußerſte Maß beſchränkt. 

Am 1. März kündigt Schaßjefretär Frhr. v. Stengel neue Steuer- 
vorlagen an: Die Wirkung der Handelsverträge auf die Reichsfinanzen jei 
folgende: Etwa 14 Millionen Mehreinnahmen würden nod auf das Etats- 
jahr 1905 fallen, auf das Jahr 1906 im ganzen 50—60 Millionen Marf. 
Die lex Trimborn nehme einen erheblichen Zeil der Einnahmen weg. 
Infolge der Mehreinnahmen der 14 Millionen vermindere fich die Höhe 
der Zujchußanleihe auf 22 Millionen. Es müſſe für Erjchließung neuer 
Einnahmequellen gejorgt werden. Kleine Mittel würden nichts helfen. 
Die lex Trinborn erfordere 40—50 Millionen. Der durchſchnittliche Mehr- 
ertrag der Zölle werde 70—80 Millionen betragen, es bleibe aljo ein Reſt 
von 20-30 Millionen. Es müßten große Mittel gefunden werden, um 
die Finanzlage zu beſſern. Die Vorarbeiten zur Sanierung der Reichs— 
finanzen dofe er in allernäcdjter Zeit zum Abſchluß zu bringen. Es 
handle fi) dabei um tiefeinschneidende Maßnahmen, die auch auf die 
Bundesftaaten übergreifen. Bor dem Herbjt jei er aber nicht in der Lage, 
mit der umfafjenden Vorlage an das Haus zu fommen. Dabei hoffe er 
auch noch Dedung für das Jahr 1905 zu finden. Werde die Regelung ° 
auf die lange Bank gejchoben, jo wiſſe er nicht, wie der Etat für 1906 
geregelt werden fünne. Ohne Zuſchußanleihe über die jchwere Finanzlage 
des Augenblid3 Hinwegzufommen, fei bisher unmöglich geweſen. Aus— 
gaben nicht dringender Natur mögen zurüdgeftellt werden, aber Aufwen— 
dungen für die Schlagfertigfeit der Armee möge man nicht ablehnen. 
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Am 7. März fordern Abg.v. Kardorff (RP.) und Gröber (B.), 
daß die Roften der Heeresverftärfung durch Erhöhung der Matritular- 
beiträge aujgebradht würden. — Hierauf wird die Vermehrung der Kaval- 
lerie auf 510 Eskadrons (Regierungsforderung) gegen die Stimmen der 
Konfervativen und Nationalliberalen abgelehnt. Ein Untrag des Zentrums, 
500 Eskadrons zu bewilligen, wird gegen die Stimmen des Zentrums ab- 
gelehnt. Die Bermehrung der Fußartillerie wird gegen die Stimmen der 
Sozialdemokraten bewilligt. — Am 8. werden die forderungen für die 
Pioniere, Verfehrstruppen, Train und Infanterie bewilligt, nur fol auf 
Antrag Gröber die Friedenzftärfe um die Zahl der Defonomiehandwerfer 
vermindert werden; fie jollen durch Zivilperjonen erjegt und die bisher 
dazu verwendeten Soldaten für den Frontdienft frei werden. 

6. März. (Preupijches Abgeordnetenhaus.) Zweite Be- 
ratung des Eiſenbahnetats. Verkehrsfragen, Alkoholmißbrauch, 
Kohlenfrage, Betriebsgemeinſchaft. 

Miniſter v. Budde: Die preußiſch-heſſiſche Eiſenbahngemeinſchaft 
umfaßte Ende Dezember v. J. 34080 Kilometer Betriebsfläche. Die Eiſen— 
bahngemeinſchaft ſieht ihre Aufgabe darin, den öffentlichen Verkehr zu be— 
dienen mit einer Betriebsſicherheit, mit einer ausreichenden und flotten 
Zugführung, und zwar ſowohl im Perſonen- wie auch im Güterverkehr, 
und nach Tarifſätzen, die der erweiterten Entwickelung des Erwerbslebens 
in angemeſſener Weiſe Rechnung tragen. 1894 haben auf 100 Kilometer 
Betriebsfläche 8,13 Unfälle ſtattgefunden, 1903 5,82, 1894 auf 1 Million 
Lokomotivkilometer 5,19 1903 dagegen 3,23, auf 1 Million PBerjonenfilo- 
meter 0,21, 1903 und 1904 0,11, auf 1 Million Wagenacjentilometer 
aller Arten 1894 0,20 und 0,12 1903; es hat aljo eine Berminderung der 
Unfälle faft um die Hälfte ftattgefunden. Diefe Zahlen beweijen, daß die 
großen Aufwendungen an Geldmitteln für die Sicherheit des Betriebes 
gute Früchte gezeitigt haben. Auch in dem Etat für 1905 werden wieder 
große Summen für eine weitere Ausgeftaltung des Signalweſens, des 
Stredenferniprechwejeng, des jchweren Oberbaues und dergleichen verlangt. 
Auf der Weltausftellung in St. Louis Hat die Staat3eifenbahnverwaltung 
nicht weniger al3 fünf große Preiſe für ihre ausgezeichneten Sicherheits- 
und Wohlfahrt3einrichtungen befommen. Selbitverftändlich gehört zur Hand- 
habung diejer techniſchen Sicherungen eine gute Organijation und ein vor— 
zügliches Perſonal. Im PBerjonenverfebr habe ich jeit meinem Amtsantritt 
den Fahrplan energijch weiter ausgebaut. Geit 1903 find 30 neue Schnell- 
zugverbindungen eingeführt, meiftens auch mit Wagen dritter Klaffe. Die 
dritte Klaſſe muß nur dann ausgejchlofjen werden, wenn e3 ſich um große 
internationale Schnellgüge handelt, die eben mehr als Quruszüge benugt 
werden. Die dritte Klaſſe bei den Schnellzügen können wir uns eben er- 
lauben, weil wir die vierte Wagenflafje haben. Mit der Einführung der 
dritten Klaſſe in den Schnellzügen entftehen manche Unbequemlichkeiten. 
Die Neijenden jollten den Speifewagen 3.8. nur immer jelbjt jo benugen, 
wie fie wünfchen, daß er von anderen Reijenden benußgt werden joll. (Sehr 
rihtig!) Ich Habe ferner 90 wichtige Perfonenzugverbindungen nament- 
fih in denjenigen Landesteilen eingeführt, die Hauptjächlich mit Neben- 
bahnen verbunden find, und die infolgedejjen natürlich einen nicht zu flotten 
Betrieb haben können. Es wird aber auch in diefer Hinjicht beſſer werden, 
wenn vom 1. Mai ab die neue Eifenbahnbetriebsordnung eingeführt wor— 
den ift, monad auch auf Nebenbahnen eine Gejchwindigfeit von 50 Kilo» 
metern eingeführt wird. Auf dem Lande hat man zwar gemwilje Bejorg- 
nifje wegen diejes jchnelleren Tempos. Man glaubt, da Unglüdsfälle bei 
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Fuhrwerken vorfommen, daß die Pferde jcheuen und mit den Fuhrwerken 
durchgehen. Ich glaube, wenn die Führer der Fuhrmwerfe Mitglieder eines 
ftrengen Antialtoholvereins wären, würde manches Unglüd vermieden 
werden. (Zuftimmung.) Der Automobilverfehr kann da unter Umftänden 
viel gefährlicher werden, als der Nebenbahnenverfehr. (Sehr richtig.) Es 
jollen ferner fleine Büchlein koſtenlos auf größeren Stationen und von 
der Hamburg-Amerifa-Linie und dem Norddeutichen Lloyd verteilt werden. 
In Ddiefen Büchlein wird der Ausländer die einzelnen Linien verzeichnet 
finden, er wird auf die Sehenswürdigfeiten aufmerkſam gemadt und da— 
durch zum Reifen angeregt. Diejed Hefthen möchte ich aber nicht als 
Reflameheft bezeichnen, jondern al3 ein Orientierungdheft. Loſe Fahrpläne 
jollen diefem Büchlein beigegeben werden. Auch im Güterverkehr haben 
jih im großen Ganzen die Zuftände in den legten Jahren gebeijert. Unſer 
neue Nbfertigungsverfahren hat ſich außerordentlih bewährt. Wir er- 
jparen dadurd viel PBerjonal. Die Wagengeftellung Hat allerdings noch 
eine größere Anzahl berechtigter Klagen laut werden lafjen. Die Schwie- 
rigfeit lag zunächſt in der Einftellung der Schiffahrt auf den öſtlichen 
Strömen in diefem Sommer, wodurd die Eifenbahnen außerordentlich in 
Anſpruch genommen wurden, und fernerhin in der Verzögerung der Kali— 
ausführung. Im Ruhrhafen find oft Wagen zurüdgehalten worden. Ich 
habe mich gejtern mit dem Kohlenſyndikat in Verbindung gejegt und hoffe, 
daß nun die Zufuhr genau nad der Abfuhr geregelt wird. Zwei große 
Krijen hatte die Eifenbahnverwaltung im vorigen Fahre zu überftehen, 
einmal die große Dirre, welche die Einftellung der Schiffahrt Herbeiführte 
und durch die wir zu Tarifermäßigungen jchreiten mußten. Die andere 
ſchwere Kriſis bereitete der Streit der Bergarbeiter. Der Streik hatte zur 
Folge, daß, während im Nuhrrevier fonft täglich 18000 bis 20000 Wagen 
verlangt werden, plößlich der Bedarf auf 3000 bis 4000 zurüdging. Das 
hatte zur weiteren Folge, daß bis zu 14 Güterzügen täglich eingeftellt 
werden mußten. Die Lolomotiven mußten bradjitehen und die Arbeiter 
auf den Berfehröbahnen hatten nichts zu tun. Meine erjte Fürjorge war, 
das Perſonal möglichft in Werkftätten arbeiten zu lafjen oder zu Auf: 
räumungsarbeiten auf den Streden heranzuziehen. Unjer Fahrperjonal 
jollte durch die Einftellung der Güterzüge in jeinem Einkommen nad) 
Möglichkeit nicht gejchädigt werden und es erhielt daher zwei Drittel der 
Fahrgelder. (Lebhafter Beifall.) E3 wurde auch dafür gejorgt, daß fein 
Arbeiter der Eifenbahnverwaltung entlajjen wurde. (Beifall) Die Eijen- 
bahn wurde von Oberfchlefien Her jehr durch den Kohlentransport in An— 
jpruch genommen, ein großer Kohlenftrom ergoß jich außerdem aus dem 
Auslande, aus Belgien und von der Küfte her fam die englische Kohle. 
Da war e3 notwendig, diejen Verkehr jofort zu bewältigen. Ich habe im 
Monat Januar fünfzig Lofomotiven und 452 Köpfe an Lokomotivperſonal 
in andere Gebiete geſchickt, bis nach Oberjchlejien Hin. Das find Leiftungen, 
die ein tüchtiges Perjonal verlangen. Hinzu kamen noch die Gefahren, 
daß die Eifenbahnverwaltung jelbft mit ihren Kohlen in Verlegenheit ge- 
raten fonnte. Nun hat aber die Eijenbahnverwaltung aus früheren Jahren 
gelernt, daß jie Vorräte bereit halten muß, und dieſe waren jo reichlich, 
daß die Eijenbahnverwaltung bis zum Schluß des Streiks in feine Gefahr 
fam. In den erften zwei bis drei Wochen de3 Streiks habe ich Feine 
Kohlen angejchafft außer der Menge, die vertragsmäßig zu liefern war. 
Ich hielt es für meine Pflicht, die Kohlen, die zu haben waren, der In— 
duftrie zu überlafien, damit nicht noch mehr Arbeiter brotlos würden. 
(Zebhafter Beifall.) Als jedoch der Streik einen längeren Verlauf anzu» 
nehmen jchien, da mußte ich mich entjchließen, ausländijche, und zwar 
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150000 Tonnen engliſche Kohle, anzujchaffen, die an der Küſte zu haben 
waren. Belonders anerkennen muß ich, daß Oberjchlejien mir im Inter— 
eſſe des öffentlichen Verkehrs alles zur Verfügung geftellt hat, was ic) 
haben wollte, jo daß ich bi3 Hannover hin alles mit oberjchlefiicher Kohle 
verjorgen konnte, während jonft diefe Gegend von rheinijch-mweitfäliicher 
Kohle verjorgt wird. Bis zum Schluß des Streiks brauchte aljo Die 
Eifenbahnverwaltung feine Sorge zu hegen. Leider find wir durch den 
Streit zu Mehrkoften für die Kohle dadurch gefommen, daß ich fie vom 
Auslande bejchaffen mußte. Wir mußten rund 1 Million mehr für Kohle 
aufwenden. Während der Dürre haben wir auch dadurd) Schaden er- 
litten, daß große Waldbrände vorgelommen find. Während ſonſt die Ent- 
Ihädigungen für Waldbrände bei der Staatseifenbahnvermwaltung fich auf 
285 Mark beliefen, werden wir vorausfichtlid) im Etatsjahre 1904 
ungefähr 3 bi3 4 Millionen Mark dafür bezahlen müfjen. (Hört, hört!) 
Das iſt namentlich auf einen großen Waldbrand von 20000 Morgen bei 
PBrimfenau zurüdzuführen. Die Eifenbahnverwaltung ift aber nicht un— 
vorfichtig geweſen, jie hat überall an den Streden Wachtpoſten aufgeitellt. 
Aber bei Primfenau war e3 den Wachtpoſten nicht möglich, das Flugfeuer 
aufzuhalten. Es werden wieder viele Wünjche auf billige Tarife laut 
werden. Heute liegen ſchon verfchiedene Anträge dazu vor. Die Eijen- 
bahnverwaltung Hat jich im verflofjenen Jahre diefen Wünſchen nicht ver- 
ichlofjen. Sie Hat in der Dürre Rotftandstarife für weite Gebiete gewährt. 
In der Brefje ift fäljchlich dargeftellt worden, es ſei gejchehen, um jpeziell 
den Landwirten entgegenzulommen. Das ift im Intereſſe jedes einzelnen 
Bemohners diefer Gegenden. Wenn von einem Geſchenk gejprochen wird, 
jo ift das Geſchenk an die ganze Gegend gemacht worden, denn jeder braucht 
Butter, Milch, Fleiſch und fonftige Xebensmittel. Ich werde noch zu hören 
befommen, daß ich dem Handel diejen Tarif verwehrt habe. Das liegt 
auf einem anderen Gebiete, und ich wäre auf eine jehr jchiefe Ebene ge- 
raten, wenn ich diefe Notjtandstarife nicht auf diefe Gebiete bejchränft 
hätte. Ferner mußten Notftandstarife gewährt werden aus Anlaß des 
Streif3 und zwar nach zwei Richtungen Hin. So wurde der Rohſtoff— 
tarif für das ganze Land eingeführt, jo daß die Induſtrie in Rheinland- 
Weitfalen Kohlen aus Dberjchlefien beziehen konnte. Ferner wurde ein 
Notitandstarif eingeführt, der jegt aber verfallen ift, zur Einfuhr von aus- 
ländifcher Kohle, namentlich aus Belgien, um unjere Induftrie am Leben 
zu erhalten und zu vermeiden, daß noch mehr Arbeiter brotlos werden. 
Der Bergarbeiterftreif hat uns gezeigt, daß die Eijenbahnverwaltung doc) 
imftande ift, eine jo gewaltige Kriſe mit Leichtigkeit und Schnelligkeit zu 
überwinden. Ich glaube nicht, daß, wenn unſer Bahnnetz noch zerrijjen 
wäre und vielen PBrivatgejellichaften angehörte, wir dazu imftande ge- 
wejen wären. Denn das ift nur möglich durch ein einheitliches Bahnnetz, 
großartige Betrieb3einrichtungen, einen außerordentlichen Betriebsmittel- 
park an Lokomotiven und Wagen, ein ausgezeichnetes Perjonal, dem der 
richtige Geift innewohnt. Um dem Perjonal diejen Geift zu erhalten, 
dazu ift e3 notwendig, daß die Eijenbahnverwaltung ihm eine entiprechende 
Fürforge zu teil werden läßt. Sie werden daher aucd in dieſem Etat 
große Aufwendungen für Perſonal finden. (Beifall) Die Kopfzahl des 
PBerjonal3 der Eijenbahnverwaltung ijt jetzt auf 389000 Köpfe angewachjen 
(Hört, Hört!), und zwar in den legten beiden Jahren um 10000 Köpfe. 
Für dieſes Perfonal wird jährlich eine halbe Milliarde ausgegeben, oder 
56 Prozent aller Betriebdausgaben. Die Kopfzahlvergrößerung entfällt 
hauptſächlich auf den äußeren Dienſt. Bei den Gehaltsaufbefjerungen find 
wir natürlich an die Grundjäße gebunden, die von der Regierung für alle 
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Beamtenkfategorien aufgeftellt find. Ich freue mid aber, daß troß Diefer 
Grundjäge erhebliche Gehaltsverbefjerungen eingeführt find. Zunächſt joll 
für die Bahnmeifterftellen ebenjo wie im Mbfertigungsdienft eine Drei- 
teilung ftattfinden. Bon folhen Stellen jind 150 im neuen Etat vor- 
ejehen. Die Rangiermeifter und Weichenfteller I. Klaſſe jowie die Halte- 
Beflenauffcher jollen das Höchftgehalt jegt nad) 15jähriger Tätigfeit er- 
halten. Für die Stationsvorfteher II. Klafje fonnte eine Gehaltsaufbefjerung 
nicht ftattfinden, für dieſe Beamten ift aber eine Aufbefferung in den 
Stellenzulagen eingetreten. Zwei neue Stellen find außerdem eingejeßt, 
auf die ich bejonderen Wert lege, das find die Nottenführer und Scirr- 
männer, um dadurch einen ftändigen Stamm von Arbeitern heranzubilden, 
daß wir ihnen die Vorteile de Beamtentums geben. Ferner ift vor— 
gejehen die Schaffung von 779 Stellen für Lofomotivführer und Majchi- 
nijten, 569 Zugführerftellen, 1650 Stellen für Schaffner und Bremer, 
766 Lofomotivheizer, aljo eine Vermehrung, wie fie vom Perjonal nicht 
größer verlangt werden fan. Auch das Wohnungswejen ift gefördert 
worden. Gegenwärtig verfügt die Staat3eifenbahnverwaltung über 39 000 
eigene Wohnungsgebäude, 2700 mehr ald im Vorjahre. Unſere Unter- 
ftügungsfonds find auch wieder verbefjert worden. Gegenwärtig ftehen 
uns 5723000 Mark zur Verfügung. Die neugegründete Krankenkaſſe hat 
ſich jchnell entwidelt. Im ganzen find an Ausgaben für die Beamten 
10!/; Millionen Mark mehr vorgejehen al3 im Vorjahre. Natürlich) würde 
es unmöglich fein, bei einem jo großen Beamtenheer jeden einzelnen zu— 
frieden zu ftellen. Allen Beamten und Arbeitern muß ich das Zeugnis 
ausſtellen, daß fie mit außerordentlicher Pflichterfüllung ihr Amt verjehen 
—T— daß ſie allen Anſprüchen, die an ſie geſtellt worden ſind, in noch 
o ſchwieriger Zeit genügt haben. Es iſt unbedingt nötig, daß wir uns 
alle als ein einheitliches Korps fühlen, um die Fühlung mit unſeren Be— 
amten und Arbeitern zu behalten. (Bravo!) Die zweite Aufgabe der 
Eijenbahn ift, gute Einnahmen zu erzielen. Die Einnahmen aus den 
Eijenbahnen betragen ungefähr 20 Millionen Mark mehr als die gejamte 
Einfommenfteuer beträgt. (Hört, Hört!) Dieje glänzende Geftaltung der 
Eijenbahnverwaltung ift zweifellos im wejentlihen auf eine Steigerung 
des Erwerbslebend zurüdzuführen, aber auc eine Folge der ausgezeic)- 
neten Organijation, die mein Amtsvorgänger vor zehn Jahren eingeführt 
hat. Wenn Heute in unjerem Betriebe weniger Beamte bejchäftigt find 
al3 damals, jo find dieje nicht dem äußeren, dem Betrieb3dienft entzogen, 
jondern den Schreibereien und den Bureaus. Mindeftens 60 Millionen 
find an Berwaltungskoften erjpart durch Verminderung diefer Verwaltungs- 
beamten. Troßdem ijt der Gejchäftdgang ein flotter geblieben. Je weniger 
Schreiber an einer Sache fiten, deſto ſchneller geht fie. (Sehr richtig!) 
Die Verwaltung hat natürlich die Pflicht, alle Fortichritte auf technischem 
Gebiet ſich angelegen fein zu lafjen. Drei große Verkehrsfragen beſchäf— 
tigen ung jegt: die Umleitung im Güterverfehr, die Bildung einer Betriebs- 
mittelgemeinjchaft und die Perjonentarifreform. Die Verhandlungen über 
die Umleitung im Güterverkehr jind abgejchloffen. Preußen ift zugeftanden, 
daß es fih in loyaler Weile in dieſer Angelegenheit benommen hat und 
jeine Hauptftellung in feiner Weife ausgenugt hat, um feine Nachbarn zu 
Ihädigen. Was die Betriebsmittelgemeinjchaft angeht, jo werde ich bei 
der Spezialdisfuijion darüber Nede ftehen. Die ——— — be⸗ 
ſchäftigt mich beſonders. Ich bin der Anſicht, daß es unmöglich iſt, das 
jetzige Syſtem beizubehalten. Ich muß aber wiederholen, dat ih nur für 
meine Perjon und nicht für das Staat3minifterium ſpreche. Ich Halte 
das jegige Syſtem für fehlerhaft, veraltet und ungerecht. E3 ift eine Dual 
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für das Publikum und für die Verwaltung, die Berechnung ift viel zu 
teuer, und infolgedejjen iſt es die höchſte Zeit, nachdem das auch fchon 
zwei meiner Amtsvorgänger verjprocdhen haben, daß 2 auch wirklich 
Wandel gejchafft werde. (Sehr richtig!) Das jegige Syſtem verleitet auch 
zum Betrug. Ich Halte e3 deshalb für unmoraliid. Ich Halte eine all- 
emeine Berbilligung auf der Baſis der halben Rüdfahrfarte für richtig. 
hre Kritif wird mir von einem außerordentlihen Wert fein. Solange 
ich an der Spitze der Eijenbahnverwaltung ftehe, jo für mich das Wort 
gelten: Raft ih, dann roft ih. (Lebhafter Beifall. („Berl. N. Nachr.“) 
Die Redner aller Parteien jprechen fi) grundjäglich zuftimmend 

zur Betrieb3mittelgemeinichaft aus. 


8. März. (Baden.) Minifterpräfident v. Brauer nimmt 
aus Gejundheitsrüdfichten den Abjchied. An feiner Stelle über- 
nimmt Juſtizminiſter Fehr. v. Duſch das Präfidium. Zum Mi— 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten und des großherzoglichen 
Hauſes wird Miniſterialdirektor Frhr. v. Marſchall ernannt. 

8. März. Der Reichstag lehnt gegen die Stimmen der 
Freiſinnigen, Polen und Sozialdemokraten einen Antrag Kopſch 
(fr. Vp.) auf Neueinteilung der Wahlkreiſe ab. 

8. März. (Preußen.) Dem Landtag geht ein Entwurf über 
Abänderung des Berggejeßes zu. 


Ueber das Nullen wird bejtimmt (Art. I): Genügend und vorjchrift3- 
mäßig beladene Fördergefäße bei der Lohnberechnung in Abzug zu bringen, 
ift verboten. Ungenügend oder vorjchriftswidrig beladene Fördergefäße 
müſſen infoweit angerechnet werden, als ihr Inhalt vorjhriftsmäßig ift. 
Der Bergwerksbefiger ift verpflichtet zu geftatten, daß die Arbeiter auf 
ihre Koften durch einen aus ihrer Mitte von dem jtändigen Arbeiter- 
ausſchuſſe oder, wo ein jolcher nicht befteht, von einem von ihnen gewähl- 
ten Vertrauensmann das Verfahren bei Feſtſtellung der ungenügenden oder 
vorjchriftswidrigen Beladung und des bei der Lohnberechnung anzured)- 
nenden Teiles der Beladung überwachen lafjen; durch die Ueberwachung 
darf eine Störung des Betriebes nicht herbeigeführt werden. Der Lohn 
bes Vertrauensmannes ift auf Antrag vorſchußweiſe zu zahlen; diejen Kohn 
fann der Bergwerksbeſitzer den beteiligten Arbeitern bei der Lohnzahlung 
in Abzug bringen. Auf die Strafen beziehen fich folgende Zujäge: Die 
im Laufe eines KRalendermonat3 gegen einen Arbeiter verhängten Geld- 
ftrafen dürfen in ihrem Gejamtbetrage den doppelten Betrag diejes durch— 
ſchnittlichen Tagesarbeitäverdienftes nicht überſteigen. . . . Alle Strafgelder 
müſſen zum Beten der Arbeiter des Bergmwerf3 verwendet werden. Wenn 
für das Bergwerk ein ftändiger Arbeiterausihuß vorgejchrieben ift, müfjen 
die Strafgelder einer Unterftügungsfaffe zu gunften der Arbeiter über- 
wieſen werden, an deren Verwaltung der ftändige Arbeiterausſchuß durch 
mindeften3 ein aus feiner Mitte gewähltes Mitglied beteiligt fein muß. 
Ueber die Arbeiterausſchüſſe wird beftimmt: Auf denjenigen Bergwerfen, 
auf welchen in der Regel mindeftend einhundert Arbeiter bejchäftigt wer— 
den, muß ein ftändiger Arbeiterausihuß vorhanden jein. (E3 folgen Be- 
ftimmungen über die Befugnijje des Ausichuffes, Anträge, Wünjche, Be- 
ſchwerden der Belegichaft zu Ohren des Beliger zu bringen.) Als ftän- 
dige Arbeiterausschüffe im Sinne diejes Gejeges gelten nur: die Vorſtände 
der für die Arbeiter eines Bergwerks bejtehenden Srantenfaffen oder anderer 
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für die Arbeiter eines Bergwerks bejtehenden Kafjeneinrihtungen, deren 
Mitglieder in ihrer Mehrheit von den Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen 
find, jofern fie als ftändige Arbeiterausfchüfle beftellt werden; die Knapp— 
ichaftsälteften von Knappichaftsvereinen, welche nur die Betriebe eines 
Bergwerfsbefigerd umfafjen; die vor dem 1. Januar 1892 errichteten ftän- 
digen Arbeiterausfchüfle, ſolche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer 
Mehrzahl von den volljährigen Arbeitern de3 Bergwerk, der betreffenden 
Betriebsabteilung oder der mit dem Bergmwerfe verbundenen Betriebs- 
anlagen aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt 
werden. Vor dem Erlaß der Wrbeit3ordnung ift auf denjenigen Berg- 
werfen, für welche ein ftändiger Arbeiterausihuß befteht, diefer über den 
Inhalt der Arbeit3ordnung oder des Nachtrages zu hören. Die Arbeit3- 
ordnung und die von den Arbeitern erhobenen Bedenken find der Berg- 
behörde einzureichen. Die Arbeitszeit fol folgendermaßen geregelt werden 
(Art. I): In Gruben oder Grubenabteilungen, in denen mehr al3 22 Grad 
Celſius Temperatur herricht, darf die Arbeitszeit vom 1. Oftober 1905 ab 
8!/e Stunden, vom 1. Dftober 1908 ab 8 Stunden nicht überfteigen. Als 
Arbeitszeit gilt die Zeit von Beginn der Seilfahrt bis zu ihrem Wieder- 
beginn. Bei mehr ald 28 Grad Gelfius dauert die Arbeitszeit 6 Stunden. 
Wenn Gefahr für das Leben oder die — der Arbeiter oder für 
die Sicherheit der Baue beſteht, ſo iſt auf Verlangen der Betriebsleitung 
die Arbeit über die regelmäßige Zeit hinaus fortzuſetzen. Zum Ausgleich 
von Betriebs- oder Abſatzſtörungen dürfen Ueber- und Nebenſchichten ge— 
fahren werden. Vor Einlegung derſelben muß der Arbeiterausſchuß gehört 
werden. Die Arbeiter brauchen indes nicht Ueber- und Nebenſchichten zu 
fahren bei mehr als 28 Grad Celſius und in Gruben, welche wöchentlich 
mehr als eine achtſtündige Nebenſchicht bis zu vier Stunden verfahren. 
Bor dem Beginne ſowohl einer regelmäßigen Schicht als einer Nebenjchicht 
muß für den einzelnen Arbeiter eine mindeftend achtjtündige Ruhezeit 
liegen. Ausnahmen zu obigen Bejtimmungen fünnen die Oberbergämter 
erlafjen. Auf jedem Bergwerfe müſſen Einrichtungen vorhanden fein, 
welche die Feititellung der Zahl und Dauer der von den einzelnen Ar- 
beitern in den legten 12 Monaten verfahrenen Ueber- und Nebenſchichten 
ermöglichen. In Artikel III werden die Geldftrafen erläutert. Nach Ar- 
tifel IV müffen die durch die Novelle erforderlich werdenden Abänderungen 
der Arbeit3ordnungen fpätejtens drei Monate und die Einrichtung der 
— Arbeiterausſchüſſe ſpäteſtens vier Monate nach dem Inkrafttreten 
erfolgt ſein. 


März. Diskuſſion über die Parität. 


Die „Kölniſche Volkszeitung“ ſchreibt: „Die Ernennung des neuen 
Oberlandesgerichtspräſidenten für Köln hat unter den obwaltenden Ver— 
hältniſſen eine gewiſſe politiſche Bedeutung. Der neue Oberlandesgerichts— 
präſident, Herr Ratjen, iſt Proteſtant, ſein Vorgänger Herr Dr. Hamm 
war Katholik. Auch die beiden Vorgänger des Herrn Hamm, die Herren 
Dr. Heimſoeth und Dr. Broicher waren Katholiken.“ Nach Ausführungen, 
daß geeignete katholiſche Bewerber für den Poſten des Oberlandesgerichts— 
präjidenten für Köln in ausreichender Zahl vorhanden gewejen jeien, heißt 
es: „Alles dies gejchieht in einem Augenblide, wo die Zentrumsfraftion 
im Reichdtage und im Landtage an dem BZuftandefommen der mwichtigften 
Geſetzgebungswerke in ausjchlaggebender Weije mitgewirkt hat: im Reichs— 
tage der Handelöverträge, im preußiſchen Landtage der Kanalvorlage. In 
einem ſolchen Augenblid wirken Dinge wie die Berufung eines Protejtanten 
auf die Stelle des Oberlandesgerichtspräfidenten in derjenigen preußifchen 
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Provinz, wo die Fatholiiche Bevölkerung ziffernmäßig am meiften über- 
wiegt und wo ihr Selbjtbewußtjein am lebendigften ift, wie eine Brüs- 
— Man muß auch diefen Vorgang unter den Zeichen der Zeit ver- 
zeichnen.‘ 

Die Münchener „Allgemeine Zeitung“ ermwidert: „Ungenierter hat 
wohl noch nie ein führendes Zentrumsblatt die do ut des-Politik, Die 
man aud ‚Kuhhandel‘ nennt, al3 Prinzip der Zentrumspolitif proffamiert. 
Die Anſchauung, die Hier von der Kölniſchen Volkszeitung‘ vertreten wird, 
könnte man auch jo umjchreiben: ‚Wenn das Zentrum vorher gewußt hätte, 
daß Köln einen proteftantijchen Oberlandesgerichtöpräfidenten erhalten würde, 
fo Hätte ed unter Umftänden die Handelsverträge und die Kanalvorlage zu 
Tall gebradht‘.“ 


11.15. März. EEiſenach.) Erfter deutjcher Studententag. 


Eine Verfammlung von 120 Delegierten der deutichen Hochſchulen 
außer Greifswald, Erlangen und Breslau faßt folgende Beichlüfje: Gegen- 
über den in leßter Zeit mehrfach gemachten Verſuchen, die altüberlieferten 
Rechte der Studentenjchaft zu bejprechen, fieht fich der V. d. H. veranlaßt, 
die hauptjädhlich umftrittenen Forderungen, an denen die Studentenjchaft 
jeder Hochichule unter allen Umftänden feſthält, einmal zu betonen. Dieje 
find das Anreht auf Studentenverfammlungen in allen ftudentijchen und 
nationalen Fragen, freier Verkehr der reichsdeutſchen Studentenjchaften 
untereinander und Aufrechterhaltung jtudentichfreundichaftlicher Beziehungen 
zu nicht reichsdeutſchen Univerfitäten deutfchen Sprachgebiet3, Bildung 
von Bertretungen der Studentenjchaft oder eines Teiles derjelben auf 
Grund jelbjtändiger Sagungen. . . . Der V. d. H. richtet an die gebildete 
Jugend Deutjchlands die Aufforderung, im Intereſſe der Erhaltung des 
fonfejlionellen Frieden? und damit der gedeihlichen Fortentwidelung un— 
jered Baterlandes, fonfejjionellen Verbindungen, durch die er beides ge- 
fährdet erachtet, nicht beizutreten. Insbeſondere wendet ſich der Verband 
an diejenigen jungen Leute, welche demnächft deutiche Hochichulen beziehen 
werden. In diefem Sinne auf ihre Söhne zu wirken, fordert auch der 
Verband alle nationaldenfenden deutjchen Eltern auf. 

Ueber die fonfejfionellen Verbindungen wird weiter erflärt: Der 
Verband deuticher Hochſchulen ift der Anficht, daß die Freiheit eines jeden 
Studenten weder von den Behörden noch von der Studentenjchaft an- 
getajtet werden darf. Daher ift es auch berechtigt, daß ſich Studenten zur 
Pflege von Sonderbeftrebungen zujammenjchließen. Der Verband ift aber 
der Anjicht, daß die Konfejjionalität nicht Grund für die Abjonderung auf 
ftudentifcher Grundlage jein darf. Die Zeit des Studiums ift vielmehr 
außer für mifjenichaftlihe Bildung auch bejonders für die Bildung des 
Charakters da. Dieje iſt ein bejonders wertvolles erzieheriicheg Moment 
der universitas litterarum, das der Jugend Gelegenheit gibt, mit Kom— 
militonen der verjchiedenften Anjchauungen und Kreije zufammenzufonmen 
und aud) jo die Anfchauungen der Gegner kennen zu lernen. Dieſes Mo— 
ment wird aber jchwer untergraben durch fonfefjionelle Abjonderung im 
ftudentifchen Leben. Dieje trägt dadurch wejentlich dazu bei, daß die Spal- 
tung unjeres deutjchen Volkes in zwei feindliche Parteien vergrößert wird 
und bedeutet damit eine ernfte nationale Gefahr. Hiergegen muß fich die 
deutjche Studentenjchaft um jo jchärfer wenden, als gerade das Wohl des 
Baterlandes ihr Höchites Ideal ift. Aus allen diejen Gründen kann der 
Verband deuticher Hocjchulen die fonfejlionelle Abjonderung als ftuden- 
tiſche Körperjchaften nicht anerfennen und hält daher ihre Auflöjung für 
dringend erwünjcht, wie er andererjeit3 eine Einigung der deutſchen Stu- 
dentenschaft mit Ausschluß der fonfejlionellen Verbindungen erftrebt. 
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Auf eine Depeiche an den Kaijer erfolgt die Antwort: Ich habe 
den Huldigungsgruß aus Eiſenach gerne entgegengenommen im Vertrauen, 
daß unjere Studenten ftet3 beftrebt fein werden, die deutjche Geiftesfreiheit 
auch durch Achtung vor der Ueberzeugung Andersdentender hochzuhalten. 
l.R. ®ilhelm. 

14. März. GReichstag.) Beichlüffe der Budgetlommiffion 
über die Heereöverftärfung. 

Die Kommilfion bewilligt die geforderte Erhöhung der Friedens— 
präjenz um 10339 Mann auf 505839 Gemeine, Gefreite und Ober— 
gefreite. Diefe Zahl ſoll im Laufe des NRechnungsjahres 1909 erreicht 
werden und bis 31. März 1910 beftehen bleiben. Wenderung zur Regie— 
rungsvorlage: Bon der FFriedenspräjenzftärte gehen 2000 Defonomiehand- 
werfer ab, für deren Erjag durch Zivilhandwerker die Vorbereitungen 
jpäteftens bis zum 31. März 1910 im Etat zu treffen find. Die Ber- 
minderung der Zahl tritt mit dem Erjag ein. Die Zahl der vorhandenen 
Hormationen follen bi zum Schluß des Rechnungsjahres 1909 erhöht 
werden, nur bei der Kavallerie fjollen von den 28 neu zu formierenden 
Eskadrons 10 erft nad) dem 1. April 1910 bis zum Schluß des Rechnungs— 
jahres gebildet werden. 


Mitte März. (Reihalande) Dem Landesausjchufje wird 
ein Gejegentwurf über die Reform des Vereind- und Verſammlungs— 
recht3 vorgelegt. 

Der Hauptpunft ift, daß die polizeiliche Genehmigung bei Vereinen 
und politiihen Berfammlungen bejeitigt ift und die Genehmigungspflicht 
lediglich durch die Anzeigepflicht erjegt wird. Bisher war zur Gründung 
jedes Vereins die polizeiliche Genehmigung erforderlich, wie zur Abhaltung 
von Öffentlichen VBerfammlungen, in denen politifche Angelegenheiten ver- 
handelt werden follen. Fernerhin joll fi) die Befugnis der Verwaltung 
Vereinen und VBerfammlungen gegenüber ausjchließlicy auf unterdrüdende 
Nor Maßregeln beichränten, welche erforderlich find, um eine Ge- 
ährdung der öffentlichen Sicherheit oder des öffentlichen Friedens Hintan- 
zubalten. Dabei muß eine durch Beichluß des Bezirkspräfidenten verfügte 
Auflöfung eines Vereins mit Gründen verjehen fein und es fteht gegen 
den Beichluß die Berufung an den Kaijerlichen Rat, den Straßburger Ber- 
mwaltungsgericht3hof, zu. Gegenwärtig ift in folhem Falle nur die Be- 
ichwerde an das Minifterium gegeben. Sodann foll die Befugnis, Ver- 
fammlungen wegen Gefährdung des öffentlichen Friedens zu verbieten, 
zufünftig dem Minifterium vorbehalten bleiben. Im übrigen hat der neue 
Gejegentwurf das polizeiliche Vereinsrecht mit den Vorausſetzungen und 
Vorſchriften in Einklang gebradt, nad) denen das Bürgerliche Geſetzbuch 
in 88 21 ff. die Nechtsfähigkeit der Vereine, jowie in $$ 56 ff. ihre Ein- 
tragung regelt. Die Vereine haben jich der deutichen Sprache als Geſchäfts— 
jprache zu bedienen. Für das franzöfiihe und für das gemiſchte Sprad)- 
gebiet, jomwie für bejondere Fälle jollen Ausnahmen zugelaffen werden 
fönnen. rauen fteht der Eintritt in politische, jozialpolitifche und reli- 
giöſe Vereine frei; doch dürfen auch fie wiederum nicht in politifche Wahl- 


vereine aufgenommen werden. („Ullg. Ztg.“) 
15. März. (Lippe-Detmold.) Genehmigung der Thron— 
folgeordnung. 


Der Landtag genehmigt das Thronfolgegejeg. Hiernach ift der nad) 
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dem Sciedsvertrag vom 5. November 1904 zwifchen dem Fürſten Georg 
zu Schaumburg-Lippe und dem Grafen Leopold zur Lippe-Biefterfeld, dem 
Regenten des Fürſtentums Lippe, ergehende Schiedsjprud für die Thron- 
folge im Fürftentum Lippe maßgebend. Auf die Einjegung und Führung 
der bis zur endgültigen Erledigung des zur Zeit ſchwebenden Thronfol 5 
ftreites etwa noch weiterhin notwendig werdenden Regentichaft finden 
Beitimmungen des Regentſchaftsgeſetzes vom 24. April 1895 Die ei 
chende Anwendung. 


15. März. (Preußiiches Abgeordnetenhaus.) Minifter- 
gehalt und Anderung der Penfionsorbnung. 


Das Haus genehmigt einen Gejegentwurf, der eine nichtpenfions- 
fähige Stellenzulage von 14 000 Mark für die Minifter gewährt. Ferner 
wird ein Antrag der Budgetlommijjion angenommen, daß das Gehalt 
der Minifter (36 000 Mark) anftatt wie bisher mit 24000 fortan mit 
36 000 Marf penfionsfähig jein joll. Endlich wird ein Antrag Porſch (8.) 
⸗Friedberg (nl.) angenommen, den Teil des $ 10 des Penſionsgeſetzes, 
mwonah von dem Einfommen der Beamten mit mehr ala 12000 Mark 
der diefe Summe überjchreitende Betrag nur mit der Hälfte der Berechnung 
der Benfion zugrunde gelegt werden fol, für alle Beamten aufzuheben. 


März. (Preußen) Debatte über die Reichafinanzreform, 
Neichserbichaftsfteuer und Reichseinkommenſteuer. 


Im Ubgeordnetenhaufe erflärt am 13. März Finanzminiſter Frhr. 
v.Rheinbaben über die Reichsfinanzreform und die preußischen Steuern: 
Daß der Mijere der Reichsfinangen abgeholfen werden muß, ich glaube, 
darüber werden alle einig jein. Aber welcher Weg dafür zu wählen ift, 
darüber find die Verhandlungen noch in feiner Weiſe abgefchlofien, ſelbſt 
im Reihsihatamt noch nicht, und noch weniger ift eine Vorlage an das 
Staat3minifterium oder gar an den Bundesrat gelangt. Bei dieſer rein 
präparatoriichen Lage der ganzen Sache bin ich außer ftande, meinerjeits 
hier eine Erklärung abzugeben. Yc möchte nur betonen, daß meines Er- 
achtens von einem Wegfall der preußijchen Erbichaftsfteuer gar feine Rede 
fein kann; denn ich wüßte nicht, wie die Bundesitaaten dazu kommen 
jollten, auf den Ertrag zu verzichten, den fie gegenwärtig haben. Es ift 
für Preußen ein Objeft von 11 Millionen, auf das wir niemals verzichten 
fönnen. Ebenjo pflichte ich dem Abg. v. Heydebrand darin bei, daß der 
Weg einer Reichseinkommenſteuer für die Bundesitaaten vollfommen un- 
gangbar ift. Auf dieſe wenigen Bemerkungen muß ich mich gegenwärtig 
bejchränfen, ich würde fürchten müſſen, ſonſt in die Verhandlungen ein- 
zugreifen, die gegenwärtig bei den Reichsinftanzen jchweben. 

In der Prefje wird diejfe Erklärung vielfach ald runde Ablehnung 
der Neichderbichaftsftener aufgefaßt. Nach der „Nordd. Allg. Ztg.“ hat da- 
gegen der Minifter nur Die Reichgeinfommenfteuer und den Verzicht auf 
den preußifchen Erbichaftsfteuervertrag abgelehnt. (Bgl. E. von Halle und 
D. Schwarz, Preußiiche Jahrbücher Bd. 119, 120.) 

15. März. (Reichdtag.) Etat des Reichskanzlers. Stellung 
Elſaß-Lothringens. Berhältnig zu Rußland. 

Abg. Spahn (3.) fordert in einer Nejolution ein Geſetz, Eljah- 
Sotbeinaen eine jelbftändige Vertretung im Bundesrate zu gewähren. Es 
müßte zu dem Zwecke in Eljaß-Lothringen eine fonftitutionelle Regierung 
eingerichtet werden, die einen Bevollmächtigten inftruieren fünne Man 
fönne jet unbejorgt jolhe Einrichtungen treffen, denn die Zahl der dem 
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Reiche feindlichen Elſaß-Lothringer nehme beftändig ab. — Reichskanzler 
Graf v. Bülow: In Erwiderung auf die Ausführungen des Vorredners 
habe ich nachjtehendes zu erklären: Das Streben der reichsländijchen Ver— 
tretung, Eljaß-Lothringen zu einem jelbftändigen Gliede des Deutichen 
Neiches zu machen, namentlicd eine jelbjtändige Vertretung im Bundesrat 
zu erlangen, bietet den Beweis, wie jehr das Bemwußtjein der feiten Zu- 
gehörigkeit Elſaß-Lothringens zum Reiche in der dortigen Bevölkerung 
Boden gefaßt hat. So jehr e3 den Antentionen des Kaiſers entjpricht, jo 
jehr ich jelbft beftrebt bin, diejer hocherfreulichen Tatſache Rehnung zu 
tragen und den Wünjchen der eljaß-lothringifchen Bevölkerung Entgegen- 
fommen zu bezeigen, handelt e3 fich doch bei dem in der vorliegenden Re— 
folution geftellten Antrage um nach verjchiedener Richtung hin überaus 
ichwermwiegende politische. Maßnahmen, deren Durchführung erheblichen 
Cchwierigfeiten und Bedenken begegnet. Es entjteht zunächſt die Frage, 
durch welche Inſtanz die eljaß-lothringiihen Bundesratsbevollmächtigten 
ernannt werden jollen. Die Wahl derjelben durch den Bundesausfhuß 
erjcheint im Hinblid auf die die Organijation des Bundesrat3 regelnden 
Beitimmungen des Artikels 6 der Reichsverfaſſung ausgejchlojfen. Die 
Ernennung durch den Statthalter würde dagegen dazu führen, den Einfluß 
Preußens im Bundesrate über die Abfichten der Reichsverfaſſung hinaus 
zu mehren und damit das Berhältni Preußens zu den anderen Bundes- 
ftaaten in einer für die legteren ungünftigen Weife zu verfchieben. Auch 
abgejehen Hiervon ift die in Rede ftehende Angelegenheit von fo hoher 
politifcher Bedeutung und weittragender Verantwortung, daß den maß- 
gebenden Stellen das Recht vorbehalten bleiben muß, ibrerfeits den Beit- 
punkt zu bejtimmen, zu welchem eine Aenderung der verfaffungsrechtlichen 
Stellung Eljaß-Lothringens zu erfolgen haben wird. Jedenfalls muß ic) 
meinerjeit3 von einem näheren Eingehen auf den Antrag abjehen, bevor 
nicht alle einjchlägigen Fragen im Schoß des Bundesrat3 zur Erörterung 
gelangt find und Uebereinftimmung der verbündeten Regierungen über 
diefelben erzielt ift. 

Eine jozialdemofratifche Rejolution fordert die Aufhebung der Aus- 
lieferungsverträge Bayerns und Preußens mit Rußland vom Jahre 1885. 
Abg. v. Bollmar (Soz.) begründet dieje Forderung. Rußland habe feine 
regelmäßige, einem Kulturſtaat entjprechende Rechtspflege, daher fei die 
Auslieferung an Rußland eine Barbarei. Jetzt könne man dieje Verträge 
bejeitigen und Deutjchland aus jeiner Abhängigkeit von Rußland befreien, 
a deswegen einen Krieg mit Rußland fürchten zu müſſen. Er frage, 
ob die Nachricht zutreffend fei, daß deutjche Handelsſchiffe der ruſſiſchen 
Flotte Dienfte leiften wollten und daß e3 der Reichskanzler verboten habe. 
Jede Hilfeleiftung für Rußland fei ein Bruch der Neutralität. Reichs— 
fanzler Graf Bülow wendet fich gegen die Kritik der ruſſiſchen Zuftände 
und des ruſſiſch-deutſchen Verhältniffes, die nicht auf Sachlenntnis beruhe; 
nad Yeußerungen fozialdemofratiicher Blätter wünſche die Sozialdemokratie 
offenbar einen Konflitt mit Rußland, um im Trüben zu fiſchen. Ueber 
die deutichen Handelsichiffe im Dienfte Rußlands jagt er: Während des 
ganzen bisherigen Verlaufes des ojtafiatischen Krieges Haben beide Frieg- 
führenden Parteien zahlreihe Handelsjchiffe aus neutralem Privatbefig 
durch Mittelsperfonen fäuflich erworben. Derartige Transaktionen find 
nach feititehendem Wölferrecht neutralen Privatperfonen nicht verwehrt. 
Es verfteht ſich von jelbft, daß die von einer ruffiihen Firma gefauften 
Schiffe fortan nicht mehr die deutjche Flagge führen dürfen und daß die 
bisherige Bemannung derjelben nicht genötigt ift, unter ruffischer Flagge 
weiter zu dienen. Sie jehen daraus, daß unjere Haltung in der Frage 


Das Benilhe Bei und feine einzelnen Glieder. (März 18.20.) 65 


der Schiffsverfäufe eine vollftändig korrekte ift, wie fie unſerer korrekten 
Gejamthaltung in dem Kriege entipricht. Die beiden Regierungen, auf 
welche e3 ankommt, wiffen ganz genau, woran fie mit ung find. Die 
japanijche Regierung weiß ganz genau, daß fie auf unjere ftrifte loyale 
Neutralität zählen fann. (Der Reichskanzler verliejt eine in diefem Sinne 
verfaßte Depejche der Tofioter Regierung und fährt dann fort:) Auf der 
anderen Seite weiß die ruffiiche Regierung ganz genau, daß wir die Schwie- 
rigfeiten, in welche Rußland geraten ift, nicht ie er werden, um Ruß— 
land irgendwie Unbequemlichkeiten zu machen. ieje Beziehungen zu 
Rußland werden wir auch weiter in der bisherigen Weife pflegen, ohne 
uns mit Rußland irgendwie in einen Gegenjaß bringen zu lafjen, zu dem 
wir gar feine Beranlafjung haben. 

Staatsjefretär des Auswärtigen Frhr. v. Richthofen: Die beiden 
Auslieferungsverträge Fönnten nicht gekündigt werden, folange nicht ein 
Auslieferungsvertrag durch das Reich abgejchloffen fei. — Abg. Müller- 
Meiningen (fr. Bp.) verlangt eine Regelung des Urheberrechts mit Nord- 
amerifa; augenblidlich jei das deutſche geiftige Eigentum drüben vogelfrei. 
Staatsfefretär Graf Poſadowsky: Die Frage werde bei Abſchluß eines 
neuen Handelövertrags behandelt werden. 

Um 16. und 17. wird die Polemik zwiſchen den Sozialdemokraten 
und dem Reichskanzler über die Beziehungen zu Rußland fortgefeßt. 
Außerdem verteidigt der Reichskanzler die preußiiche Polenpolitit gegen 
polniſche und jozialdemofratiiche Angriffe; die preußijche Politif richte Hi 
nicht gegen die polnifche Bevölkerung, jondern gegen die großpolniſche 
— Die Rechte und die Nationalliberalen ſtimmen ihm darin 
völlig zu. 

Von den eingebrachten Reſolutionen werden angenommen die Re— 
ſolution Spahn, betreffend eine ſelbſtändige Vertretung von Elſaß— 
Lothringen im Bundesrate, gegen die Stimmen der Rechten, desgleichen 
die Reſolution Gröber, betreffend die jährliche Vorlegung der Entſchlie— 
Bungen des Bundesrat3 auf die Beichlüffe des Reichstags, und die Reſo— 
lution Albrecht (Soz.) wegen Kündigung des preußiichen und bayerijchen 
Auslieferungsvertrages mit Rußland gegen die Rechte und National- 
liberalen. 


18. März. Der Reichstag genehmigt den Etat der Schub: 
gebiete nach kurzer Debatte. 

20. März. (Preußen.) Minifter des Innern Frhr. v. Ham— 
merjtein, 62 Jahre alt, an Herzichwäche F. — Sein Nachfolger 
wird der Oberpräfident von Brandenburg dv. Bethmann=Hollweg. 

20. März. (Eſſen.) Die Vereinigung der Handelsfammern 
des niederrheinisch-weftfälifchen Induftriegebiet3 jpricht fich gegen 
die Berggejegnovelle aus. Sie würde die Kohlenpreije erhöhen und 
die Sozialdemokratie ftärken. 

20. März. (Reichdtag.) Zweite Beratung der Friedens- 
präjenzjtärfe (vgl. ©. 50, 62). Dienftdauer. 


Abg. Bebel (Spz.) polemifiert gegen die Verftärfung, die in der 
politijchen Lage feine Rechtfertigung finde. Denn von Rußland ſei nichts 
mehr zu fürchten. Woher jolle man die Mittel nehmen, um die Vermeh- 
rung zu bezahlen? Die Vermehrung der Kavallerie jei unnötig, wie der 
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oftafiatiiche Krieg beweiſe; es fei nur eine Sporttruppe. Abg. v. Nor— 
mann (fonf.) bedauert die Aenderungen der Kommiſſion, nimmt fie aber 
an, da fich der Kriegäminifter damit einverftanden erklärt hat. bg. 
Müller-Sagan (fr. Bp.) hält die Kavallerievermehrung für überflüjjig; 
Kriegsminifter v. Einem verteidigt fie. — Hierauf wird gegen die Stim- 
men der Sozialdemokraten, Bolen und freifinnigen Volkspartei angenommen 
ein Antrag Spahn (8.): Die Friedenspräjenz joll bis 1909 auf 504 665, 
bis 1910 auf 505 839 erhöht werden. Die dazu nötigen Neuformationen 
folfen bis zum Schluffe des NRechnungsjahres 1909, nur 10 Eskadrons 
Ravallerie jollen nach dem 1. April 1910 gebildet werden. 

Hierauf wird nach kurzer Debatte angenommen der Gejekentmwurf, 
die zweijährige Dienftzeit der Fußtruppen feitzulegen; Anträge der Sozial- 
demofraten, die zweijährige Dienftzeit allgemein fejtzulegen und bie Ein- 
richtung der Einjährig-fFreiwilligen abzuschaffen, werden abgelehnt. Eine 
Rejolution Müller-Sagan, die Neuregelung der zum einjährigen Dienft 
berechtigenden Bedingungen fordert, wird angenommen. 


21.127. März. (Reichdtag.) Zweite Beratung des Militär- 


etat3. Mikhandlungen. Strafgeſetze. 

Abg. Müller- Meiningen (fr. Vp.) fordert ftrengere Beltrafung von 
Borgejegten, die eine Notlage der Untergebenen ausnugen, und Einführung 
des Begriffs „Notwehr von Untergebenen“ in die militärijche Rechtiprechung. 
Die militärischen Richter müßten unabhängiger geftellt werden; die Deffent- 
lichkeit des Verfahrend müßte erweitert werden. Nur jo könne das weit- 
verbreitete Mißtrauen gegen die militärifche Rechtiprechung befeitigt werden. 
Abg. Gröber (Z.): Einer Reform des Zivilſtrafgeſetzbuchs müfje eine jolche 
des Militärftrafgejegbuchs folgen. Abg. Gradnauer (Soz.) führt einzelne 
Mikhandlungsfälle an und fordert Reform des Beſchwerderechts. Kriegs- 
minijter vd. Einem: Die Mißhandlungen hätten in der legten Zeit ftetig 
abgenommen. Daß ein Richter wegen eines oben mißliebigen Urteils ver- 
abjchiedet werde, jei ganz ausgeſchloſſen. Ueber die getadelte Verjchieden- 
heit in den GStrafbeftimmungen für Verfehlungen von Untergebenen und 
Vorgejegten jagt er: Der Offizier ift bei gleichem Vergehen der gleichen 
Strafe unterworfen wie der Soldat. Es iſt allerdings unerläßlih, daß 
der Untergebene, welcher gegen jeinen Vorgeſetzten jich vergeht, erniter be- 
ftraft werden muß, als der Vorgejeßte, der fich gegen feinen Untergebenen 
vergißt. Jener vergreift ſich an dem Rechtsgute einer einzelnen Perſon, 
diejer auch an der Allgemeinheit, an der Grundlage für die Armee, an 
der Disziplin. Darüber herricht Einigkeit in allen Armeen. Es muß ge- 
jagt werden, daß die deutiche Armee das mildefte Strafgejeg Hat. Nun 
möchte ich fragen, ob denn jeit dreißig Jahren die Verhältnifje jich jo ge- 
ändert hätten, daß man nun durdhaus zu Minimalftrafen fommen müßte. 
Ich möchte dies wirklich verneinen. Wir Haben jegt Elemente im Heere, 
die jchon im Gefängnis gejeflen haben wegen ſchwerer Körperverlegung; 
denen fommt e3 wahrhaftig nicht darauf an, ihr Mütchen an einem Bor- 
gejegten zu fühlen. Ich meine auch, wir tun gut daran, an den jchweren 
Strafen feftzuhalten, weil wir dadurd die gewalttätigen Leute im Zaume 
halten und fie vor fchweren Vergehen bewahren fünnen. Ich gebe gerne 
zu, daß Fälle eintreten können, in welchen ein milderes Urteil am Plage 
jein würde In folhen Fällen tritt das Begnadigungsredt in Kraft. 
Zweifellos ift e3 faljh, von vornherein mit fchweren Strafen vorzugehen. 
Ein fachliche und Tiebevolles Verhalten erzielt befiere Rejultate, aber un— 
zweifelhaft fteht feit, daß für Verfehlungen, wie Meuterei, die allerichärfften 
Strafen als Beijpiel jofort am Plage jein müſſen. Es find fo viele Vor- 


Das Veutſche Reich und feine einzelnen Glieder. (März 23.) 67 


ſchläge vorgebradht worden für die Reviſion des Militärftrafgefeßbuches, 
daß wohl jeder darüber klar fein jollte, daß fie nur erfüllt werden können, 
nahdem wir allgemein das Bivilftrafgefegbuch revidiert Haben merden. 

Es werden folgende Rejolutionen angenommen: Müller- Meiningen, 
die eine Reform des Militärftrafgejeße3 mit vorheriger Bejeitigung der 
größten Härten wünſcht, bejonders jener, die ſich aus dem Mißverhältnis 
der Strafbeftimmungen über Berfehlungen von Untergebenen gegen Vor— 
gejeßte zu denjenigen für Delikte von Vorgejegten gegen ihre Untergebenen 
ergeben; Gröber, die vor der allgemeinen Militärftrafgejegreform einen 
Gejegentwurf, durch welchen mildernde Umftände mit geringeren Mindeft- 
ftrafen zugelafjen werden, fordert. 


23. März. (Bremen.) Der Kaiſer nimmt teil an der Ent— 
büllung eines Kaiſer-Friedrich-Denkmals und Hält dabei folgende 
Nede über die deutſche Weltpolitik: 


Mein verehrter Herr Bürgermeifter! Wollen Sie Mir geftatten, 
daß Ich tiefbewwegten Herzend zunächſt eine Sohnespflicht erfülle, indem 
Ich Meinen von Herzen kommenden Dank Ahnen ausipredhe, daß Sie 
Mir den Wunſch Ihrer Landsleute übermittelt Haben, Teilnehmer zu fein 
an dem heutigen feftlichen Tage und beizumohnen der Enthüllung diejes 
einzigartigen, herrlihen Standbildes, das die freie Hanſeſtadt Bremen 
Meinem jeligen Vater gejegt hat. Ich kann wohl jagen, daß es Mich auf 
das tiefite bewegt hat, wie Ich heute die Menjchenmafien mit Meinen 
Augen überflog, daran zu denken, daß der frühere preußiiche Kronprinz, 
der nachmalige erjte Kronprinz des Deutjchen Reiches und jchließlich zweiter 
Hohenzollernfaifer jo in einer freien deutjchen Stadt gefeiert werden fonnte, 

leihjam als ob er hier zu Haufe wäre, ein Beweis dafür, wie jeine Ge- 
alt, ebenjo wie die jeines erlauchten großen Vaters ein Gemeingut un- 
ſeres gefamten deutschen Volkes geworden ift. Ich danke von Herzen, daß 
die Stadt Bremen Meinen Vater und fein Andenken in diefer herrlichen 
Weiſe geehrt Hat. Sie Haben ein Kunſtwerk gefchaffen, wie wenige in 
deutſchen Landen ftehen, und Ich bin feit überzeugt, daß noch in jpäteren 
Generationen die ganze machtvolle Berjönlichkeit, dann ſchon vom Glanz der 
Sage ummoben, durd) diejes Standbild dem Herzen des Volkes näher ge- 
bracht werden wird, und daß die von Vater auf Sohn Sich folgenden 
Generationen der Bremenjer niemal3 den zweiten Kaijer vergejjen werden, 
deſſen erhabene GSiegfriedsgeftalt die deutjchen Heere zu Siegen führte, 
denen wir die Einheit verdanken. Und jo ftehen nun Mein Großvater 
und Mein Bater in herrlichen Standbildern in diejer treuen Ddeutjchen 
Stadt und bilden Marffteine für die Gefchichte unferes Vaterlandes ſowohl 
wie der Stadt Bremen. Wahrlich, der gejchichtliche Rüdblid, den Sie die 
Güte Hatten, uns eben zu geben, zeigt uns in großartiger Weije die Fügung 
Gottes und die Gnade, die die Vorſehung mit unferem Volk und unjerem 
Land gehabt hat. Der Zeitabſchnitt, den die beiden hohen Herren ver- 
förpern, die bier in Erz gegofjen auf ihren Plätzen ftehen, ıjt nun ge- 
fchichtlich feftgelegt, und es ift an der nachfolgenden Zeit und deren Gene- 
rationen, fortzubauen auf der Grundlage, die die hohen Herren gelegt 
haben. Sie Haben die Güte gehabt, die Gedanken zu erwähnen, welche 
Sie bewegten bei früherer Gelegenheit in dieſem ſelben Raume. Sie ent- 
ſprechen in jeder Beziehung vollfommen dem, was Ich auch damals ge- 
dacht habe. Ach Habe, als Ich als Jüngling vor dem Modell des Brommpy- 
ichiffes geitanden habe, mit Ingrimm die Schmad empfunden, die unferer 
Flotte und unjerer damaligen Flagge angetan worden ift, und vielleicht, 
da doch von Meiner Mutter Seite ein Stüd Seeblut in Meinen Adern 
5* 
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geflofjen ift, ift daS der Weg gewejen, der für Mich die Richtſchnur geben 
jollte für die Art und Weife, wie Ich die Aufgaben aufzufafjen habe, die 
nunmehr dem Deutjchen Reiche bevorftanden. Ich habe Mir damals den 
Fahneneid geichworen, ald Ich zur Regierung fam nach der gewaltigen 
* Meines Großvaters, daß, was an Mir liegt, die Bajonette und 

anonen zu ruhen hätten, daß aber die Bajonette und Kanonen jcharf 
und tüchtig erhalten werden müßten, damit Neid und Scheelſucht von 
außen uns an dem Ausbau unfere® Gartens und unferes jchönen Hauſes 
im Innern nicht ftören. Yc habe Mir gelobt auf Grund Meiner Erfah- 
rungen aus der Geichichte, niemald nach einer öden Weltherrichaft zu 
ftreben, denn was iſt aus den jogenannten Weltreichen geworden? Ale— 
gander der Große, Napoleon I. und alle die großen Sriegshelden — im 
Blute haben jie geſchwommen und unterjocdhte Völker zurüdgelafien, die 
beim erjten Augenblid aufgeftanden find und die Reiche zum Zerfall ge- 
bradt haben. Das Weltreih, das Jh Mir geträumt habe, joll darin 
beftehen, daß vor allem das neuerjchaffene Deutjche Reid; von allen Seiten 
das abjolutefte Vertrauen als das eines ruhigen, ehrlichen und friedlichen 
Nachbarn genießen joll, und daß, wenn man dereinft vielleicht von einem 
deutſchen Weltreich oder einer Hohenzollern-Weltherrichaft in der Geichichte 
reden jollte, fie nicht auf Politik begründet jein joll durch das Schwert, 
jondern durch gegenjeitiges Vertrauen der nad) gleichen Zielen ftrebenden 
Nationen. Kurz ausgedrüdt, wie ein großer Dichter fagt: „Außen hin 
begrenzt, das Innere unbegrenzt.” Sie haben hingemwiejen auf die Schiffe, 
die hier erinnerungsreich von der Dede des jchönen alten Saales herab- 
hängen. Die Zeit, in der ch groß geworden bin, war troß des großen 
Krieges für unſeren jeefahrenden Teil der Nation feine En und glor⸗ 
reiche. Auch hier Habe Ich die Konjequenzen gezogen deſſen, was Meine 
Vorfahren getan Haben. Im Innern war militärisch jo viel geichehen, 
wie notwendig war. Sept mußte die Seerüftung dran fommen. Ich danke 
Gott, daß Ich hier in diefem Rathauſe feinen Notſchrei mehr auszuſtoßen 
habe, wie einft in — Die Flotte ſchwimmt, und ſie wird gebaut. 
Das Material an Menſchen iſt vorhanden. Der Eifer und der Geiſt iſt 
derſelbe wie der, der die Offiziere der preußiſchen Armee bei Hohenfried— 
berg und Königgrätz und bei Sedan erfüllt hat. Und mit jedem deutſchen 
Kriegsſchiff, das den Stapel verläßt, iſt eine Gewähr mehr für den Frieden 
auf der Erde gegeben; um ſo viel weniger werden unſere Gegner mit uns 
anzubinden ſuchen und um ſo wertvoller werden wir als Bundesgenoſſen 
ſein. Als Ich an dem heutigen Tage Bremens Bürgerſchaft überflogen 
habe, ſah Ich die Alten und Jungen nebeneinander ſtehen. Die Alten 
mit ihren Medaillen und Kreuzen, Mitkämpfer und Mittäter unter den 
beiden großen Herren, deren Standbilder in dieſer Stadt ſtehen. Vor 
ihnen die Jugend, die hineinwachſen joll in das neue Reich und jeine 
Aufgaben. Was werden ihre Aufgaben fein: Stetig auszuharren, Streit, 
Haß, Zwietracht und Neid zu meiden, fich zu erfreuen an dem deutjchen 
Baterlande wie es ift, und nicht nach Unmöglichem ftreben, und fi) der 
feften Ueberzeugung hinzugeben, daß unjer Herrgott ſich niemals jo große 
Mühe mit unferem deutjchen Vaterlande und feinem Wolfe gegeben hätte, 
wenn er und nicht noch Großes vorbehalten Hätte. Wir find das Salz 
der Erde. Aber wir müfjen defjen auch würdig fein. Darum muß unfere 
Jugend lernen, zu entfagen und fich zu verfagen, was nicht gut ift für fie, 
fernzuhalten, was eingejchleppt ift von fremden Völkern, und Sitten, Zucht, 
Ordnung, Ehrfurcht und Religiofität zu bewahren. Dann möge über das 
deutjche Volk einft gejchrieben werden, was auf den Helmen Meines 
1. Garde-Regiments fteht: „Semper talis“, „Stet3 derjelbe”. Dann werden 
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wir von allen Seiten mit Achtung und teilmeife auch mit Liebe als fichere, 
zuverläffige Leute betrachtet werden und können ftehen die Hand am 
Schwertfnopf, den Schild vor uns auf die Erde geftellt und jagen: „Tamen! 
Komme, was da wolle!” Ich bin feit überzeugt, da Meine Worte hier 
in Bremen auf einen guten Boden fallen werden. Bon Herzen wünjche 
Sch, dab der goldene Friede, der bisher mit Gottes Hilfe erhalten worden 
it, und weiter erhalten bleiben wird, und daß Bremen unter dem Frieden 
grünen, blühen und gedeihen möge! Das ift Mein innigfter Wunſch. Es 
lebe Bremen! 


23. März. (Kurhaven.) Der KHaifer tritt auf dem Pojt- 
dampfer „Hamburg“ eine Reife nach dem Mittelmeer an. 

27. März. (Reichstag.) Beichlüffe über Rejolutionen zum 
Neichdetat des Innern. 


Angenommen werden die Rejolutionen Eidhoff: (Zulafjung der 
Dberrealjichulabiturienten zu den Werzteprüfungen), Spahn-Gröber (Denf- 
fchrift über Kartelle und Syndikate), Trimborn-Erzberger (Herausgabe eines 
Handwerferblattes, Statiftif über Erteilung der Haufierjcheine und der 
Zegitimationsfarten für Detailreifende), Gröber-Hige (Ausdehnung der 
Arbeiterfjhugbeftimmungen und der Kranken- und Invalidenverſicherung 
auf die Hausinduftrie), Blell-Storz (Befreiung der Handeldagenten von 
der Unterftellung unter die Vorſchriften über den Haufierhandel), Erz- 
berger-Hige (janitärer Normalarbeitstag für die Verarbeitung giftiger und 
erplojiver Stoffe), Müller-Meiningen (einheitliche Regelung des Automobil» 
verfehrs), Erzberger⸗Hitze⸗Itſchert (gleihmäßigere Geftaltung und Einjchrän- 
fung der Ausnahmebeftimmungen von Sonntagaruhe im Handelögemwerbe), 
Schwarte-Euler-Erzberger (wirkſamer Bauarbeiterihug, Anjtelung von 
Baufontrolleuren auch aus dem Arbeiterftande), Trimborn-Thaler (Rege- 
lung der Verhältnifje der Gehilfen der Rechtsanwälte, der Beamten und 
Angeftellten von Krankenkaſſen u. j. w.). 

Abgelehnt werden die Refolutionen: Hite-Trimborn (weitere Aus- 
dehnung der Sonntagsruhe für Arbeiter, Handlungsgehilfen und des Per— 
fonal3 von Gaft- und Schanktwirtichaften), Albreht (Achtitundentag), 
Albreht (Bauarbeiterſchutz), Albrecht (Arbeitszeit in den Glashütten), 
Albrecht (Beftrafung der Arbeitgeber wegen Beeinträchtigung des Koalitiong- 
rechtes der Arbeiter), Albrecht (Verbot der gewerblichen Arbeit an Sonn- 
und Feittagen u. ſ. w.), Müller-Meiningen-Gröber- Trimborn (gejegliches 
Einjchreiten gegen das Schmiergelderunmwejen), Hiße-Erzberger-Gröber (Zehn- 
ftundentag) nebſt den Eventualanträgen Hige (Zehnftundentag für die Ar- 
beiterinnen), Hiße-Erzberger (Verkürzung der Arbeitszeit der Arbeiterinnen, 
welche ein Hauswejen zu bejorgen haben). („Allg. Ztg.“ 


277. März. Der Reichstag bewilligt eine Neuforderung für 
Neuausrüſtung der Artillerie. 

27.128. März. (Preußijches Abgeordnetenhaus.) Erſte 
Beratung der Berggejegnovellen (©. 59). 

Minifterpräfident Graf Bülow: Meine Herren! Bon den beiden 
Novellen zum Berggeſetz, die jet den Gegenftand der Erörterung in diefem 
hohen Haufe bilden follen, beruht die eine Novelle über den Betriebszwang 
im wejentlichen auf früheren Beichlüffen diejes Hohen Haufes, die andere, 
die Novelle über die Arbeiterverhältniffe, hat vor ihrem Erjcheinen Anlaß 
geboten zu lebhaften Erörterungen in der Preſſe, in Vereinen, auch in den 
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parlamentarijchen Körperjchaften. Dieje Erörterungen waren nicht objektiv, 
fie waren vielfach beherrſcht von mwirtichaftlichen und Parteiinterefien. Der 
Grund hierfür ift wohl zum Zeil zu juchen in dem Beitpunft der Ankün— 
digung dieſes Gejegentwurfes. Der Gejegentwurf wurde in Ausficht ge— 
ftellt während eines Kampfes, der nicht nur Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
fondern auch weitere Kreife in zwei Lager getrennt hat. Man Hat den 
Gejegentwurf ein Notgejeg, hat ihn ein Gelegenheit3- und Berlegenheits- 
gejeg genannt. Diejer Ausdrud iſt geeignet, die Mißdeutung hervorzu— 
rufen, als ob Anlaß und Zwed der Ihnen vorgejchlagenen Maßnahme 
lediglih in einem augenblidlihen, in einem gleich einem Naturereignis 
plöglich ausgebrochenen Notftand und in defjen Beendigung enthalten wäre. 
Demgegenüber muß ich zunächft darauf hinweiſen, daß die königliche Staat3- 
regierung jchon vor dem Ausbruch des großen Bergarbeiterftreifs im Ruhr— 
revier nicht nur mit den Gefegentwürfen bejchäftigt war, die das ungeredht=_ 
fertigte Stillegen von Bechen verhindern und das Knappichaftswejen neu 
regeln wollten, es jchwebten auch jchon Erwägungen über die gejegliche 
Einführung einiger den Arbeitsvertrag betreffenden gejeglichen Maßnahmen, 
die in den ftaatlichen Bergrevieren des Saarreviers bereit3 bejtehen und 
fih dort jhon bewährt haben. Wenn ich, meine Herren, es dem Herrn 
Nachbar, dem Reſſort- und Handeldminifter, auch überlafjen muß, Ddiejen 
Gejegentwurf im einzelnen zu vertreten und zu begründen, jo möchte ich 
Sie doch auch meinerjeit3 um eine entgegenfommende ruhige und fachliche 
Prüfung desjelben bitten und zu diefem Zwecke in aller Kürze einige Streif- 
liter werfen auf den vorhergegangenen Kampf und deſſen Begleiterjchei- 
nungen. Meine Herren, ich erfenne gerne an, daß die ausftändigen Berg- 
arbeiter im großen und ganzen eine ruhige Haltung bewahrt haben und 
daß fie, die leider unter Kontraftbruch die Arbeit niedergelegt hatten, die 
Arbeit aus Gründen der Vernunft und im Vertrauen auf das Entgegen- 
fommen der Arbeitgeber und die in Ausficht geftellten gejeglichen Maß— 
nahmen wieder ———— haben. Das ändert aber nichts an der 
Tatſache, daß der Streik ſelbſt mit einer Unrechtmäßigkeit begonnen hat; 
ed ändert nicht3 an der Tatjache, dab bei Beginn de3 Streiks die Stimme 
der Leidenjchaft über die bejonnene Erwägung die Oberhand behielt. In 
ihren Lohnforderungen haben die Arbeiter nichts erreicht; ihre materielle 
Lage hat fich verfchlechtert durch den Lohnausfall, der auf 500000 Marf 
für den Tag berechnet worden ift. Wie viel Not, mie viel Elend ift zu 
meinem Bedauern über manche Arbeiterfamilie gefommen. In einer 
jozialdemofratiihen Zeitung habe ich gelejen, daß im Ruhrrevier die Be- 
völferung von einer Million Menjchen infolge des Streit3 den Lebens- 
unterhalt um mehr als die Hälfte habe herabjegen müfjen. Die Arbeiter 
haben jelbjt erfahren müſſen, eine wie zweijchneidige Waffe ein jolcher 
Lohnkampf if. Mögen fie dafür vor ollen die Heer und Wühler ver- 
antwortlich machen, von denen jie ſich zur Niederlegung der Arbeit haben 
verleiten lafjen! Auf der anderen Seite verftehe ich wohl, daß die Zechen- 
bejiter und daß die Organijation der Grubenbejiger, der Bergbauliche 
Verein, zunächſt nicht mit fontraftbrüchigen Arbeitern und deren Vertretern 
haben unterhandeln wollen. Diefer Widerftand mußte aber aufgegeben 
werden, al3 die fünigliche Staatsregierung im Hinblid auf die weitreichen- 
den jchädlichen Folgen gerade diejes Ausftandes von nahezu 200000 Berg- 
arbeitern in dem größten Kohlenrevier der preußiihen Monardie in eine 
mit den Arbeitervertretern gepflogene Verhandlung getreten war und ihrer- 
jeit3 eine Vermittelung anzubahnen fuchte. (Sehr richtig! rechts.) Wozu 
die königliche Staatsregierung bereit war, das fonnten die Hechenbefiger 
auch. (Sehr richtig!) Die Zechenbefiger wollten die Bergarbeitervertreter, 
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die jogenannte Siebenerfommiffion, die gewählt war von den Vertretungen 
der chriſtlichen und jozialdemofratischen Gewerkichaften und dem Hirjch- 
Dunderjchen Arbeiterverein, nicht anerkennen. Dabei jpielte, meine Herren, 
zweifellos die grundjägliche Abneigung gegen die Organifation der Arbeiter 
al3 jolhe mit. (Sehr wahr!) Meine Herren! Wenn wir aber jehen, 
wie die moderne Entwidelung mehr und mehr vom Großbetrieb zum 
Niejenbetrieb fich drängt, wenn wir fehen, wie die Kapitalskräfte fich * 
dizieren und kartellieren, wenn wir ſehen, wie das alte perſönliche Ver— 
hältnis zwiſchen Fabrikherrn und Arbeitern mehr und macı ihwindet und 
die Arbeiter gegenüber der Kapitalmacht vielfach allmählich zur bloßen 
Zahl werden, können wir da diejes Beftreben der Arbeiter unbillig finden, 
auch ihrerjeit3 durch Zuſammenſchließen zu Vereinen und Verbänden von 
der Macht der Zahl zu profitieren? (Sehr gut! Sehr richtig!) Ich habe 
im Reichstag gejagt, daß es ein jchwieriges Problem ift, einerjeit3 die 
fartellierten Kapitalsfräfte, andererjeit3 die gewerkichaftliche Bildung in 
den wichtigen, durch das Gemeinmwohl gezogenen Grenzen zu halten. Diejes 
Problem iſt nach meiner feften Ueberzeugung nicht in dem Sinne zu Iöjen, 
wie es die Haltung der beteiligten Bechenbefiger und Banken in der Hibernia- 
angelegenheit und gegenüber den ftaatlichen Bermittelungsverjuchen in ber 
Kalamität des Bergarbeiterftreif3 anzeigte, d.h. im Sinne möglichiter Aus- 
Ihaltung des Staates. Nein, meine Herren, das geht nicht, der Staat 
muß jeine ordnende und ftügende Hand auf diejen beiden Gebieten walten 
lafjen. Meine Herren! Man hat auch Hingewiefen auf den Anteil der 
Sozialdemofratie an dem Streik, auf Die Haltung, welche dieje die Eriftenz- 
berechtigung de3 heutigen Staates überhaupt leugnende Partei vor, wäh 
rend und nach dem Streit im mr eingenommen hat. Ganz ein- 
verftanden, meine Herren, die verhegende Tätigkeit der Sozialdemokratie 
ift faum jemals draftifcher zutage getreten, al3 bei diefem Anlaß. Dieje 
Tätigkeit mag für die Zeit unmittelbar vor dem Ausbrud des Streiks 
jhwieriger nadjzumweijen fein. Es Handelt ſich eben um das allmähliche 
Wachſen des Hafjes gegen die bejtehende Drdnung der Dinge, der Unzu— 
friedenheit mit der preußifchen Staat3obrigfeit, jener utopiftiichen Vor— 
ftelung von einer Welt, wo e3 feine Großen und Kleinen, feine Armen 
und Reichen mehr geben wird. Es ift auch möglich, daß die Iofalen Führer 
der jozialdemokratiihen Gewerkichaften im Ruhrrevier diesmal von dem 
Ausbruch des Streiks abgeraten, daß fie fih um einen ruhigen Verlauf 
des GStreif3 bemüht haben. Als aber das Unheil im Gang war, ſetzte die 
jozialdemofratijche Prefje auf der ganzen Linie ein, um den Kampf nad) 
Möglichkeit zu verbittern und zu vergiften. Der nicht nur von der Achtung 
vor der Autorität und den Gejegen diktierte, jondern wirklich arbeiter- 
freundliche Rat des oberjten Reichsbeamten, fich nicht zu Ausschreitungen 
hinreißen zu lafjen, wurde von dem Führer der jozialdemofratiichen Partei 
im Reichstage ald eine — wie er ſich ausdrüdte — Provokation der Berg- 
arbeiter verjchrien. Statt zu beruhigen, wurde aufgereizt, die Ankündigung, 
daß beftimmte Bejchwerden der Bergarbeiter abgejtellt werden jollten, war 
angeblid ein Hohn auf die Lage der Bergarbeiter und diejelbe durfte 
unter feinen Umftänden veranlafien, die Arbeit wieder aufzunehmen. 
Meine Herren! Es ift mir wohl befannt, daß in den Streifen des Berg- 
baulichen Bereind die Anficht vorherriht, der Streit wäre anders ver- 
laufen, wenn die ftaatlichen Organe ſich gar nicht um denjelben gekümmert 
hätten; in dieſem Falle, jo meint man, hätte der Streik vielleicht noch 
länger gedauert, aber mit einer völligen Niederlage nicht nur der ver- 
besten Bergarbeiter, fondern auch der Sozialdemokratie geendet. (Sehr 
richtig! rechts.) Ich will abjehen von den bejonderen Gefahren gerade 
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dieſes Streif3 für unſer ganzes wirtichaftlihes und Ermwerbäleben, ih will 
auch davon abjehen, bar im Ruhrrevier die chriftlichen und freifinnigen 
Bergarbeiter ſich mit den jozialdemofratiichen ungefähr das Gleichgewicht 
halten. In der Politik fommt es aber nicht nur auf die richtige Gefin- 
nung, es kommt auch auf die Anwendung der tauglichen Mittel, auf die 
befte Wahl der Zeit und des Terrains für den Kampf an. Bei der noto— 
riſchen Uebermacht der BZechenbejiger würden die Arbeitgeber in dieſem 
Falle das Stilliegen der Zehen und Hocöfen ficherlich noch eine große 
Weile haben aushalten können, die Arbeiter würden doc ſchließlich die 
Arbeit auf Gnade und Ungnade haben aufnehmen müſſen, die Betrieb3- 
leitung hätte alle auffäjfigen Elemente ausjcheiden und den Gewerfichaften 
einen jchweren Stoß verjegen fünnen. Meine Herren! Wäre dadurdh die 
Sozialdemokratie wirflicdy wirfjam bekämpft worden? Die Verlängerung 
des Streif3 bedeutete Verfhärfung der Not und des Familienelends unter 
den Bergarbeitern; Not und Elend aber find der beſte Agitator für Die 
Sozialdemokratie. (Sehr richtig!) Warum hätte denn die Sozialdemo- 
fratie die jchleunige Beendigung des Kampfes mit allen Mitteln auf- 
gehalten, warum hätte fie nach Verkündigung des Staatöwillend, vermit- 
telnd einzugreifen, jo weit es an ihr war, allen Zorn auf die Regierung 
abgeladen? Die Sozialdemokratie braucht, um für ihre Grundfäge gegen 
diejen jogenannten Klafjenftaat, gegen diefe jogenannte fapitaliftiiche Welt- 
ordnung neue Anhänger zu erobern und ihre alten Anhänger bei ihrer 
Fahne zu halten, die Unzufriedenheit der Mafjen und die Sofnungstofig- 
feit ded armen Mannes? Was die Sozialdemokratie an Mitgliederzahl 
von dem alten Bergarbeiterverbande vielleicht verloren hatte, das würde 
fie jiherlic an agitatorischer Kraft wieder gewonnen haben. (Sehr richtig!) 
Solange ih an diejer Stelle ftehe, werden Sie mich, meine Herren, im 
Kampfe gegen die freiheit3- und fulturwidrigen Beitrebungen der Sozial- 
demofratie immer auf meinem Plate finden, aber auf jchmwanfendem, 
moorigem Boden reite ich feine Attade. Meine Herren! Die Bergarbeiter 
de3 Nuhrrevierd haben die Arbeit wieder aufgenommen mit der Hoffnung, 
daß ihnen die in Ausjicht geitellte Novelle zum Berggejeg einen jtarfen 
Schuß ihrer Arbeitöfraft, eine ficherere Gewähr für ihre Arbeitsleiftung und 
die Einführung von Arbeiterausfhüffen bringen würde Mögen auc) die 
Uebelftände in den Bergwerken vor Ausbruch des Streiks ftarf übertrieben 
worden fein, fo vermag doch die ftaatliche Fürjorge in mehr als einer 
Richtung Helfend und fördernd einzugreifen. Enttäujchen Sie, meine Herren, 
dieje Hoffnung nicht! Prüfen Sie mit Wohlwollen die Vorjchläge, welche 
Ihnen die fönigliche Staatsregierung unterbreitet! Was Sie, meine Herren, 
in Erfüllung der jozialen Aufgabe, der jozialen Pflichten des Staates mit 
Gerechtigkeit und Unparteilichkeit für die Abftellung der Bejchwerden tun, 
da3 tun Gie gegen die fozialdemofratifchen Bejtrebungen, das tun Sie für 
die Monarchie! (Lebhaftes Bravo. 

Handeldminifter Möller: Die Reformbedürftigfeit des Berggeſetzes 
von 1865 infolge der großen Kapitalsfufionen ſei längft anerfannt; Die 
Regierung habe Schon längſt mit Vorarbeiten zur Reform begonnen, und 
fie habe ſich darin auch nicht durch die Agitation der Sozialdemokraten 
unter den Bergarbeitern beirren lafjen. Der ftrittigfte Punkt der Vor— 
lagen feien die Arbeiterausfchüfle; aber e3 müßten ihnen nur beftimmte 
Arbeitögebiete zugemwiefen werden, dann würden fie vortrefflich arbeiten; 
* Zeil hätten fie ſich ſchon bewährt, und häufig ſei das Fehlen einer 
egalen Bergarbeitervertretung als Kalamität empfunden worden. Der 
fanitäre Marimalarbeitstag, bemefjen nach der Temperatur, jolle einen 
Drud auf die Bergwerksbeſitzer ausüben, befjere Lüftungseinrichtungen zu 
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treffen. Das Verbot des Wagennullens und die übrigen Strafen feien den 
Erfahrungen aus der Praris in Sachſen und im Saarrevier entnommen. 
Das Gejeß werde die jozialdemofratiiche Agitation vermindern und Die 
ruhigen vertrauensvollen Elemente unter den Arbeitern ftärken. 

AUbg.v. Heydebrand Yo Ueber das Gejeg gegen die Stillegung 
der Bechen werde leicht eine Verjtändigung zu erzielen fein, dagegen jet 
e3 jchwieriger beim Schußgejege. Die Beltimmungen über das Wagen- 
nullen, die Arbeitsdauer und die obligatorischen Arbeiterausjchüfie müßten 
eingehend geprüft werden. Abg. Schiffer (nl.): Der Zeitpunkt zur Ein- 
bringung infolge des Streiks ſei unglüdlich gewählt. Reformen jeien zwar 
bier und da nötig, aber ein derartiges gejegmäßiges Eingreifen ſei nicht 
erforderlih. Allerdings Hätten die Arbeitgeber politifch unflug gehandelt, 
aber doch den Rechtsboden nicht verlaffen, während die Arbeiter ein fri- 
vole3 Spiel mit dem öffentlichen Wohle getrieben hätten. Ueber viele Be- 
ftimmungen der Vorlage müfje noch nähere Auskunft gegeben werden. 
Abg. Hirich (fr. Vp.) begrüßt die Vorlagen, die einfache Forderungen der 
Sozialpolitik enthalten, und hofft, daß ihre Vorſchläge noch erweitert werden. 
Abg. Spahn (Z.) ftimmt im mefentlichen den Vorlagen zu, findet aber 
die Vorjchrift unzweckmäßig, daß die Mitglieder der Arbeiterausichüffe die 
deutſche Sprache beherrichen jollen. 

Am folgenden Tage erklärt es Abg. dv. Zedlig (frf.) für eine Jllu- 
ſion, durch Zugeftändnifje an die Arbeiter der Sozialdemokratie Abbruch 
zu tun und betont, daß die Induſtrie ftet3 fonfurrenzfähig bleiben müſſe. — 
Die Vorlage wird an eine Kommilfion von 28 Mitgliedern verwieſen. 


28. März. Der Reichstag beendet die zweite Leſung des 
Etat. 


Der Etat balanziert mit 2180 167169 Mark. Der Anleihebedarf 
beträgt 191 471 413 Mark, Die Matrifularbeiträge find gegen den Re- 
gierungsvorſchlag um 53 317 787 Mark, auf 266 567 881 Mark, erhöht 
worden. Gegen den Willen der Regierung find 461/. Millionen für Waffen- 
forderungen in den ordentlichen Etat, auf die Matrifularbeiträge, über- 
tragen worden. Staatsjefretär Frhr. v. Stengel erflärt diefe Finanzierung 
des Etats für Höchft bedenklich. 


28.130. März. (Berlin.) Ein Delegiertentag der Bergarbeiter 
Preußens tadelt fcharf die Haltung der Arbeitgeber während des 
Streiks und ftellt Forderungen, die über die preußijche Berggejeh- 
novelle hinausgehen. 


29.130. März. (Reichstag) Dritte Beratung des Etats. 
Marokko. Bergarbeiterftreif. Staats- und Reichafinanzen. 

Abg. Bebel (Soz.) polemifiert gegen die Ausführungen des Reichs— 
fanzler3 und des Handelsminiſters im preußijchen Abgeordnetenhauje über 
den Kohlenftreif. Nicht eine Niederlage jondern einen Sieg für die Berg- 
arbeiter bedeute der Ausgang, mie die Berggejegnovellen bewiejen. In 
bezug auf Maroffo warne er, die Vorjchläge der Alldeutichen zu befolgen, 
die Deutihland mit allen Mächten in Konflift bringen würden. Mit 
wahrer Genugtuung Habe er die Bremer Kaijerrede begrüßt; eine jolche 
Politit Fönne die Sozialdemokratie Fräftig unterftügen, denn jie mache jede 
Slottenvermehrung überflüffig. — Nachdem einige Redner für und gegen 
die preußifche Polenpolitif gejprochen haben und Abg. v. Kardorff (RB.) 
die Erwartung ausgefprochen hat, daß der Kaiferbejuch in Tanger zur Er- 


74 Das Deuifhe Bei; und feine eingeluen Glieder. (März 29./30.) 


langung der offenen Tür in Maroffo führen werde, erflärt Reichskanzler 
Graf Bülow: Der Herr Abg. Bebel hat den bevorjtehenden Bejud des 
Kaiſers in Tanger in Verbindung mit der marokkaniſchen Frage berührt. 
Sch halte es auch Heute noch nicht für politiich opportun, mich im ein— 
einen über die maroffanifche Frage zu äußern, ich nehme aber feinen 
njtand zu jagen, daß ich mit den Ausführungen des Vorrednerd Herrn 
dv. Kardorff über diefen Punkt durchaus einverftanden bin. Der Kaiſer 
hat bereit3 vor Zahr und Tag dem König von Spanien erklärt, Deutich- 
land erftrebe in Marokko keine territorialen Vorteile. Nach diejer be- 
ftimmten Erklärung ift ed ein ausficht3lojes Unternehmen, dem Ffaijerlichen 
Bejuh in Tanger irgendwelche jelbitjüchtige, gegen die Antegrität und 
Unabhängigkeit Marokkos gerichtete Abfichten unterzufchieben. Unabhängig 
von der Territorialfrage, unabhängig von dem Beruche läuft aber Die 
Frage, ob wir in Maroffo deutiche wirtjchaftliche Intereſſen zu jchügen 
haben. Das haben wir allerdings. Wir haben in Marokko ebenjo wie in 
China ein erhebliches Intereſſe an der Erhaltung der offenen Türe, d.h. 
der Gleichberedhtigung aller handeltreibenden Völker. Die deutichen Inter— 
eſſen in Marokko find recht erhebliche. Wir haben dafür zu jorgen, daß 
fie gleichberechtigt mit denen aller anderen Mächte bleiben. Wenn Herr 
Bebel gemeint hat, unfere Politif gegenüber Maroffo jei eine andere ge— 
worden, jo muß ich ihn darauf aufmerkſam machen, daß fich die Sprache 
und Haltung des Diplomaten und Politikers nach den Umftänden richten 
muß. In der Tendenz der deutjchen Politif aber hat ſich nicht geändert. 
Sofern aber verjucht wird, die völferrechtliche Stellung Marokkos zu ändern 
oder in feiner wirtichaftlichen Entwidelung die offene Tür zu kontrollieren, 
müffen wir auch in höherem Grade als früher darauf achten, daß unjere 
wirtfchaftlichen Intereſſen in Maroffo ungefährdet bleiben. Wir werden 
uns deswegen zunächſt mit dem Sultan von Maroffo in Verbindung jegen. 

Hierauf wendet ſich der Reichskanzler gegen Bebeld Ueußerungen 
über den Bergarbeiterftreif und die preußiiche Regierung. Er hält ihm 
vor, daß in anderen Staaten, 3.8. in Frankreich, die Regierung manu 
militari in Streif3 eingegriffen habe, was in Deutichland nicht gejchehen 
ſei, und daß Bebel auf dem internationalen Sozialiftenkongrefje die mon- 
archiſche Staatsform mit den Worten verteidigt habe: Die Republik ift 
nicht jo gut, wie wir fie machen, und die Monarchie ift nicht jo jchlecht, 
wie wir jie machen. 

Am folgenden Tage erklärt preußifcher Finanzminifter Frhr. v. Rheine 
baben über die Finanzierung des Etats (vgl. ©. 74): Ich bin genötigt, 
namens der verbündeten Regierungen eine Erklärung abzugeben. Obwohl 
in dem diesjährigen Etat bereit3 24 Millionen ungededte Matrifular- 
beiträge enthalten waren, haben die verbündeten Regierungen noch weitere 
22 Millionen ungededter Matrifularbeiträge auf fich genommen, um dem 
Wunſche des Reichstags nach Möglichkeit entgegenzufommen und die Zu- 
Ihußanleihe herabzufegen. Die Budgetlommifjion und der Reichstag haben 
dann aber noch 46 Millionen vom Ertraordinarium auf das Ordinarium 
verwiejen, aljo bejchlofjen, dieſe 46 Millionen nicht durch eine Anleihe zu 
deden, jondern abermals den Bundesftaaten zur Laft zu legen. Wenn 
dieje insgefamt 92 Millionen durch Erhöhung einiger Einnahmepofitionen 
und Herabminderung einiger Ausgabepofitionen etwas herabgedrüdt werden, 
bleibt doc noch der außerordentlich Hohe Betrag von 80 Millionen un— 
gededter Matrifularbeiträge übrig. Der Reichstag hat zwar beichlofjen, 
die Matrifularbeiträge zu ftunden, ſoweit fie den Betrag von 24 Millionen 
überfteigen, aber die Matrifularbeiträge in diefer außerordentlichen Höhe 
laften wie jchwere Feſſeln an den Bundesjtaaten. Dieje müjjen damit 
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rechnen, daß die Beträge von ihnen erhoben werden. Wenn ich auf das 
Bedenkliche der neuen Belaftung hingemwiejen habe, ift mir lachend erwidert 
worden, da3 reiche Preußen fann jie bezahlen. Das fann nur jemand 
jagen, der die Berhältniffe in Preußen nicht genügend fennt und nicht ge- 
nügend weiß, wie jchwierig jelbft in Preußen die Herftellung der Balance 
it. Sch kann verjichern, daß ich außerjtande bin, etwa durch eine Er- 
höhung von Einnahmepofitionen oder durch eine Herunterdrüdung von 
Ausgabepofitionen plötzlich diefe 40 Millionen, die auf die preußijche 
Staatäfafje gelegt find, aufzubringen, fondern daß jelbft in Preußen nur 
der Weg der Anleihe übrig bleibt. Wer wie ich wiederholt Gelegenheit 
gehabt hat, mit den Finanzminiftern der Kleinftaaten zu jprechen, befommt 
ein lebendiges Bild auch von der Notlage der Kleinftaaten. Der Reichstag 
hat fich die Dedungsfrage außerordentlich leicht gemacht, indem er 46 Mil- 
lionen einfach auf das Ordinarium überjchrieben hat, aber darüber, mie 
diefe gededt werden follen, hat er fich nicht geänßert. (Heiterfeit.) Ver— 
jegen Sie fi in die Lage der Bundesſtaaten! Woher ſoll die Freude 
zum Reiche fommen, wenn in dieſer Weile Anforderungen geftellt werden. 
Ich meine, Reichstag und Bundesrat jollten darin einig jein, die Freudig— 
feit zum Weiche zu Härten. Sch jchließe mit der Bitte, daß es mwenigitens 
in der fünftigen Tagung gelingen möge, dieje Laſt dauernd von den 
Bundesjtaaten zu nehmen, damit ihnen die Möglichkeit gegeben wird, ihre 
eigenen Bedürfniffe und die großen Aufgaben, die an jie u... zu 
erfüllen. Der Reichsſtag möge zu der Erkenntnis fommen, daß auf diejem 
Wege nicht weitergewirtichaftet werden fann, jondern daß Mittel gefunden 
werden müfjen, damit nicht nur den Bedürfniffen des Reiches, jondern 
auch denen der Bundesftaaten genügt wird. 

Hierauf wird das Etatögejek ohne Debatte nach den Bejchlüffen der 
zweiten Leſung angenommen, ebenfo der NReichshaushalt in der Gejamt- 
abftimmung gegen die Stimmen der Sozialdemokraten. 

Ende März. (Preußen) Dem Landtag geht eine Vor— 
lage über den Bau von Nebenbahnen zu, die 124569000 Mark 
fordert. 

3. März. Württemberg.) In der Abgeordnetenfammer 
jagt Finangminifter dv. Zeyer über die Staats- und Reichsfinanzen: 

Nac dem Nachweis der Nechnungsergebnifje für 1902 Habe fich bei 
der laufenden Verwaltung ein Fehlbetrag von 2594 903 Mark ergeben. 
Erfreulicherweife fei das Ergebnis von 1903 wieder günjtiger, jo daß der 
in da3 Jahr 1904 übergehende ungededte Vorſchuß nur noch 1865 053 Mark 
beträgt. Nach dem Nechnungsergebnis von 1904 beftätige ed ſich, daß 
durch die Ueberſchüſſe namentlich aus den Eifenbahnen das Defizit von 
1902 vollftändig gededt jei. So erfreulich dieſe Ergebniffe jeien, jo bleibe 
doch die Tatſache, daß wir in die neue Finanzperiode eintreten ohne Reit- 
mittel, daß man aljo angewiejen jei auf laufende Mittel. Der Etat jchließe 
ab mit einem Abmangel von 185706 Mark. Nach dem Kommijjions- 
antrag laſſe fi) das ausgleichen durch Erhöhung von Einnahmen und 
Kürzung von Ausgaben. Dennoch müfje man fich klar fein, daß wir troß 
des Balancierensd des Etats tatſächlich doch mit einem Fehlbetrag mirt- 
haften, namentlich wegen der hohen außerordentlihen Baubedürfnifie, 
etwa 3000000 Marf, die fich freilich durch Beichränfung des Bauprogramms 
um etwa 1 Million mindern laſſen. Deshalb müſſe man fünftighin diefem 
Uebelftand vorbeugen dadurdh, daß man an den Ausgaben jpare, aber 
auch die Einnahmen nicht immer zu hoch einftelle. Jeder vorjichtige Haus- 
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halter ftelle jeinen Voranſchlag nicht auf den Höchft möglichen Stand jeiner 
Einnahmen, fondern auf deren mittleren Betrag. Er habe aud einen 
Gejeßentwurf über ein Etatögejeg und die Schaffung eines Rechnungshofes 
ausarbeiten lafjen. Die Finanzlage jei übrigens auch von einem Faktor 
abhängig, auf den wir hier weniger win haben, nämlich von den Ma- 
trifularbeiträgen. Dieje jeien durch den Reichstag erhöht worden, wa3 für 
Württemberg eine Erhöhung um 2 Millionen Mark ausmade. Im Etat 
jeien für die Matrifularbeiträge 8125000 Mart eingeftellt. Allerdings 
werden zunächſt dieje Beiträge noch gejtundet. Ueberdies drohe im nächſten 
Jahr der Einzug der geftundeten württembergiihen Matrifularbeiträge mit 
638000 Marf. Wir müfjen mit der baldigen Dedung der Meatrifular- 
beiträge überhaupt rechnen, wenn nicht das Reich bald zu einer Art der 
Dedung übergeht. 

3. März. (Reichstag.) Nachtragd- und Ergänzungßetat2. 

Der Reichötag bewilligt einen Nachtragsetat zu 1904 von 27 353 000 
Markt aus Anlaß der jüdmweftafrifaniichen Erpedition und vermweilt einen 
Ergänzungsetat zu 1905 von 34 257 000 Mark aus demjelben Anlaß an 
die Budgetfommiifion. In der Debatte teilt Kolonialdireftor Dr. Stübel 
mit, daß 4093 Hereros bisher gefangen genommen jeien, und daß der 
Bahnbau der Dtavi-Minengejellihaft in Südweſtafrika ſich infolge unvor— 
bergejehener Schwierigkeiten verzögert habe. (Der Nachtragsetat für 1905 
wird am 6. April gegen die Sozialdemokraten bewilligt.) 

Ferner werden 256000 Mark zur Erhöhung des Dispofitionsfonds 
des Kaiſers für Beteranenbeihilfen bewilligt. 


3. März. (Preußen.) Nach dem Etatsgeſetz balanciert der 
Etat mit 2718281607 in Einnahme und Ausgabe. Davon find 
2519270327 fortdauernde, 199011280 einmalige und außerordent- 
liche Ausgaben. 

März. April. Öffentliche Diskuffion über die Beziehungen 
Deutjchlandg zu Maroffo und den Vertragsmächten. Halbamt- 
liche deutſche Erklärung. 


Anfang März wird befannt, daß der Kaijer eine Mittelmeerreije 
machen und dabei Tanger bejuhen will. In Verbindung mit einer 
früheren Erflärung des Reichskanzlers Graf Bülow, er werde noch auf 
Marokko zurüdtommen, wird dieje Reife lebhaft beſprochen; allerlei Ber- 
mutungen über politiſche Abjichten Deutichlands in Marokko werden ge— 
äußert. So ſchreibt die „Times“: „Der Mißerfolg der franzöfiihen Miſſion 
nad) Fez wird täglich offenbarer, während die Annäherung zwijchen dem 
Magbzen, der marokkaniſchen Regierung und Deutſchland täglich deutlicher 
hervortritt. Beabfichtigter- oder unbeabjichtigerweije hat der franzöſiſche 
Gejandte dem Sultan zu verftehen gegeben, er vertrete nicht nur Frank— 
reich, jondern in praxi gan; Europa. Der Sultan erjuchte jofort den 
deutichen Bertreter um Aufllärung. Die Sache fam vor die deutjche 
Reichsregierung, und dieſe erflärte, Deutichland jei nicht nur nicht beteiligt 
an irgendwelchen Ablommen betreffend Marokko, jondern habe offiziell 
auch nicht Kenntnis von dem Vorhandenjein folder Abmachungen; auch 
betrachte man als jelbjtverjtändlich, daß die Integrität Maroffos gewahrt 
bleibe. Hierbei ift Deutjchland ficher in feinem Recht, und der Erfolg ift, 
daß der deutjche Einfluß heute in Maroffo der vorherrſchende ift. Kaifer 
Wilhelms bevorftehender Beſuch erregt in den Kreifen der Eingeborenen 
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große Befriedigung. Der Kaifer wird nicht nur mit offiziellen Ehren- 
bezeigungen empfangen werden, jondern auch mit freude von der Bevöl- 
ferung Maroftos. Die politiiche Wichtigkeit des Beſuches ift überaus groß 
im gegenwärtigen Beitpunfte. Die Mauren glauben, diefer Beſuch werde 
allen franzöfiihen Anmaßungen in Maroffo ein für allemal ein Ende 
jegen.” — Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ bemerkt dazu: „Wir 
fönnen bei diefer Gelegenheit daran erinnern, daß der Kaiſer bereits vor 
Yahresfrift in Vigo während der —— * mit dem Könige von 
Spanien rückhaltlos erklärt hat, daß Deutſchland in Marokko keine terri— 
torialen Vorteile irgendwelcher Art erſtrebe, ſondern dort nur für die 
Fortdauer der wirtſchaftlichen Gleichberechtigung einzutreten habe. Bis 
heute haben wir keinen Anlaß zu vermuten, daß der Sultan von Marokko 
Verpflichtungen einzugehen beabſichtigt, welche ſeine Unabhängigkeit be— 
ſchränken und ihn künftighin verhindern würden, allen handeltreibenden 
Bölfern auf feinem Gebiete die gleiche Behandlung zuteil werden zu lafjen. 
Uebrigens3 bringt die Lage von Marokko e3 mit N daß bei diejer Frage 
die Intereſſen des Weltverfehrs in Betracht zu ziehen find.“ 

Am 21. März verweift der „Temps“ darauf, daß die Reife in ge- 
wiſſen englijch-maroffanischen Kreiſen, die ſich mit dem franzöfifch-engliichen 
Abkommen vom 8. April 1904 noch nit abgefunden haben, als eine 
wejentliche politiiche Aktion, als ein Anzeichen einer neuen Richtung der 
deutfchen diplomatiichen Beziehungen in Maroffo und als Beginn einer 
gegen das engliich-franzöfiiche Ablommen und da3 friedliche Vordringen 
gerichteten Politif angejehen wird. Der „Temps“ jagt hierzu: „E3 wäre 
naiv, das alles ernft zu nehmen.“ Der deutiche Botjchafter Fürft Radolin 
habe im Frühjahr 1904 den Minifter Delcafjs in betreff des zwiſchen 
Frankreich und England geplanten Ablommens um Auskunft erfucht, und 
Delcafie habe die Grundzüge diejes Abkommens folgendermaßen dargelegt: 
Integrität Maroflos, Souveränität des Sultans und Wiederherftellung der 
Ordnung unter friedliher Leitung Frankreichs. Der Neichslanzler Graf 
Bülow habe am 12, April 1904 erflärt, Deutfchland habe feinen Grund 
zu Befürchtungen, daß feine mwirtjchaftlichen Intereſſen in Maroffo von 
irgendeiner Macht eine Zurüdjegung oder Schädigung erfahren könnten. 
Der „Temps“ erflärt zum Schluß: So, wie die maroffanifche Frage gegen- 
wärtig liegt, würde fie al3 eine mögliche Urfache zu irgendwelchen Schtwie- 
rigfeiten zwiſchen Frankreich und Deutichland nur in den Augen derjenigen 
erjcheinen, welche dieſe Schwierigkeiten herbeimünfchen. Es jeien dies die— 
jenigen, welche vom erjten Tage an einen Mißerfolg der Aktion Frant- 
reichs vorausgefagt hätten. Man fenne dieje Leute und wiſſe, was fie 
wert find. Die maßvollen und unparteiifchen Geifter hätten es abgelehnt, 
jih ihnen anzufchließen, und in demjelben Maße, wie fie gewiffe, leicht zu 
durchichauende Intrigen vorbereiteten, welche den angefündigten Bejud) 
de3 Kaiſers in Tanger für ihre Zwede ausbeuten wollen, dürfte von beiden 
Seiten das Nötige gejchehen, um dieſe Hoffnung zunichte zu machen und 
in Maroffo wie auch anderwärts die Korrektheit der franzöfiich-deutjchen 
Beziehungen zu wahren. 

Das „Journal des Débats“ fchreibt: „Die deutjche Regierung gibt 
fih den Anſchein, al3 Habe fie nicht die mindefte Kenntnis von den fran« 
zöfifch-englifchen und den franzöfiich-[panifchen Abmachungen. Sie kennt 
nach wie vor nur Marokko und feinen Herricher. Mit der Forderung, daß 
‚in Zukunft‘ die Gleichheit der Behandlung aufrecht erhalten bleibe, gibt 
jie ji) den Anjchein, als wiſſe fie gar nicht, daß das franzöſiſch-engliſche 
Ablommen einen ganz beftimmten Zeitpunkt vorfieht, wo dieſe Gleichheit 
möglicherweije aufhören wird. Indem fie fordert, der Sultan ſolle in 
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nicht3 feiner Unabhängigkeit Abbruch tun laſſen, jcheint fie gar nichts da— 
von zu wiſſen, daß wir den Anjpruch erheben, ihm gegenüber die Rolle 
des Führers und Beichirmerd zu jpielen. Mit einem Wort: Nach der 
halbamtlichen deutjchen Note zu urteilen, hätte fich nicht das Geringſte in 
Marokko geändert, während fi in unjeren Augen im Gegenteil gar wohl 
etwas geändert hat. Allein um uns in vollflommener Kenntnis der Sach— 
lage über die Haltung der deutjchen Regierung ausſprechen zu können, 
wird e3 angebradt jein, zu warten, bis die angekündigte Erklärung des 
Reichskanzlers erfolgt jein und der Beſuch des Kaiſers in Tanger ftatt«. 
gefunden haben wird. 

Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ erwidert hierauf (22. März): 
„Gegenüber den ausländijchen Beitungsftimmen, welche aus dem Deutjchen 
Kaiſerbeſuch in Tanger politiiche Schlüffe ziehen, ift zunächſt hervorzuheben, 
daß für Seine Majeftät den Kaijer fein Grund vorlag, bei jeiner Mittel- 
meerreije einen Bejuh in Tanger zu unterlaffen. Der Standpunkt der 
deutſchen Politif hinſichtlich Marokkos — fein Gebietserwerb, aber Wah- 
rung ber ‚offenen Tür‘, d. 5. der wirtjchaftlichen Gleichberehtigung aller 
Nationen — ift jeit Jahr und Tag jo Har zum Ausdrud gebracht worden, 
daß der Verſuch, die Kaiferreife ald den Ausgangspunkt einer neuen poli- 
tiihen Richtung darzuftellen, ausfichtlos ift. Der ‚Temps‘ Hat geftern 
darauf hingewiejen, daß der deutjche Reichskanzler am 12. April 1904, alſo 
vier Tage nad) dem Abichluß des franzöfiich-englifhen Maroffo-Ablommenz, 
im Reichstag gejagt Hat, Deutichland Habe feinen Grund, zu befürchten, 
daß jeine wirtjchaftlichen Interefjen in Marokko von irgend einer Macht 
eine Zurüdjegung oder Schädigung erfahren könnten. Dasjelbe franzöfiiche 
Blatt jagt ferner, daß im Frühjahr 1904 der Minifter Delcafjs gegenüber 
dem deutſchen Botjchafter in Paris die Grundzüge des MarokkoAbkommens 
folgendermaßen dargelegt habe: ‚„Integrität Maroflos, Souveränität des 
Sultans und Wiederherftellung der Ordnung unter friedliher Leitung 
Frankreichs‘. Wenn wir diefe legtere Angabe des ‚Temps‘ als richtig an— 
nehmen, jo bleibt es noch fraglich, wie die franzöfiiche Politik die beiden 
Begriffe ‚Souveränität des Sultans‘ und ‚Leitung Frankreichs‘ praftijch 
auszugleichen gedenkt. Wenn daher jeit dem Frühjahr 1904 bis Heute 
von franzöfischer Seite nichts gejchehen ift, um die nichtfranzöſiſchen Jnter- 
effenten über dieſen jcheinbaren Widerſpruch aufzuklären, jo müſſen wir 
allerdings feftftellen, daß für die Erwartung des Grafen Bülow, Deutjch- 
lands wirtjchaftlihe Snterefjen in Maroffo würden von feiner Macht eine 
Zurüdjegung zu bejorgen haben, bisher noch feine Gewähr vorliegt. In 
Tunis hat die Leitung Frankreichs zu einer faft vollftändigen Verdrängung 
der nidhtfranzöfiichen Intereſſen geführt. Wir hoffen aber aus verjchie- 
denen Gründen, daß nicht3 derartiges in Marokko zu gewärtigen ift, und 
jehen deshalb zur Zeit feinen Anlaß, die Möglichkeit einer Störung der 
ae deutjch-franzöfiichen Beziehungen überhaupt nur in Betracht 
u ziehen. 

Er Am 1. April fchreibt die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ über 
Delcafjies Rede vom 31. März: „Wir haben zu den Ausführungen des 
Minifterd nur folgendes zu bemerken: Auf die jederzeit zu mwiderlegenden 
Behauptungen franzöfiicher Blätter über einen angeblichen deutſch-franzö— 
ſiſchen Mitteilungsaustaufh oder gar über dentjch-franzöfiiche Verhand— 
lungen wegen Marokkos — Behauptungen, die in den Preßerörterungen 
der legten Woche eine Rolle gejpielt haben — ift der franzöſiſche Minifter 
des Auswärtigen nicht zurüdgelommen. Auch deutete er mit feinem Worte 
an, dab er in abjehbarer oa eine Anregung zu ſolchen Verhandlungen 
erwarte oder geben werde. Die gegenwärtige diplomatifche Lage ift mithin 
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die, daß beide Mächte, Deutichland und Franfreih, in Fez über ihre 
maroffanifshen Intereſſen mit der Regierung eines völferrechtlih unab- 
hängigen Staates verhandeln.“ 

Am 5. April jchreibt fie: „Der ‚Temps‘ behandelt in einem neuen 
Artifel zu der marokkaniſchen Frage die Aeußerungen des Deutichen Kaiſers 
in Tanger als ein fait nouvel und fragt auch über die unfreundliche Hal- 
tung der deutichen Politif an. Wir lehnen es ab, im gleihen Ton zu 
erwidern, und bejchränfen uns darauf, folgendes feitzuftellen: Die Anſprache 
des Kaiſers dedt fich mit der Erklärung, die der Reichskanzler Graf Bülow 
am 29. März im Reichstag abgab. Deutjchland erjtrebt die mwirtichaftliche 
Gleichberechtigung aller in Maroffo vertretenen Länder im Geifte der in 
Madrid 1880 abgejichloffenen Konvention. Frankreich beanſprucht dagegen 
nad) den Worten Delcafjes eine finguläre Stellung, deren Bereinbarfeit 
mit dem Grundjage der offenen Tür Zweifeln unterliegen muß. Der 
Widerjpruc, der zwiſchen der Anerkennung der Souveränität des Sultans 
und der Unabhängigkeit Marokkos einerjeit3 und dem Anjprud auf die 
Kontrolle in der inneren Verwaltung de3 Landes andererfeitö befteht, ift 
bisher unaufgeflärt geblieben, ebenfo hat es der ‚Temps‘ unterlafien, die 
von ihm jelbft der franzöſiſchen Politik in Fez zugejchriebene Rolle eines 
Mandatard von Europa in Webereinftimmung mit der Tatjadhe zu jeßen, 
daß Deutjchland Feinerlei Mandat erteilt Hat. 

Am 6.: „Der ‚Temps‘ läßt fich aus St. Peterdburg melden, ein Be- 
weggrund für den Beſuch des Kaijers in Tanger jei der Wunſch geweſen, 
fein Mißfallen darüber zu befunden, daß Rußland jich geweigert habe, den 
deutjchen Ratichlägen mit Beziehung auf die Friedendverhandlungen Gehör 
zu geben. Diejes Miffallen habe jich bereits in dem Anerbieten geäußert, 
in Berlin wegen einer Anleihe für Japan zu verhandeln. Das find dreifte 
Unmwahrheiten. Der Kaifer mijcht ſich weder in die Entichliegungen des 
Kaiſers Nikolaus über Krieg und Frieden, noch in die Frage, wie und 
wo die friegführenden Mächte ihre Anleihen aufnehmen. 

April. Streit innerhalb des Zentrums. 

Abg. Frhr. v. Hertling (Z.) veröffentlicht in der Zeitichrift „Hoch- 
land“ einen Aufjag über „Politiiche Parteibildung und foziale Schich— 
tung“. Darin jchildert er die Gefahren, die einer Partei drohen, wenn 
fie fich überwiegend auf Bauern und Handwerker, überhaupt auf Feine 
Leute ftüge und dur deren Einfluß Die ganze Richtung ihrer Politik 
beftimmen lafje. Der Artikel jchließt mit den Worten: „Eine große Wirt- 
ſchaft braucht auch einen Hausknecht; ſchlimm ift e8 nur, wenn der Haus— 
fneht den Herrn jpielt oder den Ton angibt.” In bayeriichen Blättern 
wird dieſe Wendung auf den Abgeordneten Dr. Heim bezogen; in der 
bayeriichen Zentrumsprefje und in Berjammlungen wird deshalb Hertling 
lebhaft angegriffen, 3.8. vom Abg.v.Orterer. Frhr. v. Hertling erwidert, 
daß er mit jenen Worten einen beftimmten bayerifhen Abgeordneten nicht 
gemeint habe; im übrigen aber nimmt er für fich das Recht in Anſpruch, 
über die Erfcheinungen und Vorkommniſſe in der Zentrumspartei feine 
eigene Anfiht zu Haben und in der ihm angemefjenen Form zum Aus— 
drud zu bringen. Dr. Heim veröffentlicht einen Artikel mit dem Motto: 
„Die Wahrheit ift ein Hausfnecht, die Phraje ein Lakai.“ Er polemifiert 
darin gegen Strebertum, politiiches Lakaientum und Doktrinarismus. 


1. April. Preußiſches Herrenhaus.) Beratung und An- 
nahme der wafjerwirtjchaftlichen Vorlage. 
Die Kommifjion beantragt Zuftimmung zu den Beichlüffen des Ab- 
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geordnetenhaufes. — Frhr. dv. Durant nimmt die Vorlagen troß mancher 
Bedenken an, weil fie nicht nur dem Großfapital fondern auch dem Mittel- 
ftande Vorteil bringe. Fürft Dohna-Sclobitten fann infolge der Ver- 
befierungen der Borlage jetzt dafür ftimmen, erwartet aber den Bau des 
Mafuriihen Kanals. — Das Schleppmonopol wird ohne Debatte ge— 
nehmigt. In der Beratung der SchiffahrtsSabgaben wünſcht Profeflor 
Löning eine Wenderung der Reichöverfaflung. Minifter v. Budde: Daß 
dieje Abgaben auf den Flüffen nur im Rahmen des $ 54 der Reichäverfafjung 
erhoben werden, ift ganz jelbitverftändlid. Ebenjo werden wir die Tarife 
nicht feftjegen, ohne die Interejjenten zu hören. Hierauf werden die Schiff- 
fahrtsabgaben bewilligt, ebenjo nad) kurzer Debatte mit großer Mehrheit 
der Kanal Rhein-Hannover. Vorher wird ein Antrag Graf Mirbad, 
den Kanal durch elektriſche Schnellbahnen zu erjegen, abgelehnt. — Die 
übrigen Kanalprojefte werden nach kurzer Debatte genehmigt. Eine Re- 
folution über die Kanalifierung der Mojel, Saar und Lahn wird geneh- 
migt, eine andere zugunften des Majuriichen Kanals abgelehnt. 

1. April. Württemberg.) Das Einfommenjteuergejeg vom 
8. Auguft 1903 tritt in Kraft. (Bgl. 1903 ©. 117.) Sein Ertrag 
wird für den Staat auf 14 Millonen, für die Gemeinden auf 
7. Millionen Dark gejchäßt. 

1. April. (Preußen) Der Kaifer verleiht dem Miniſter 
v. Budde den Schwarzen Adlerorden aus Anlaß der Annahme der 
wafjerwirtjchaftlichen Borlage. 

Anfang April. (Koburg-Gotha.) An Stelle des zurüd- 
getretenen Hentig wird der Geh. Ober-Regierungsrat Ernſt Richter 
im preußijchen Minifterium des Innern zum Staatöminifter ernannt. 

4. April. (Bayern.) Kriegsminiſter Frhr. v. Aſch tritt 
zurüd. Sein Nachfolger wird der fommandierende General des 
III. Armeeforps Frhr. v. Horn. — Der Rüdtritt wird allgemein 
als Folge des Konflikte mit der Zentrumßpartei angejehen. (Dal. 
1904 ©. 113, 115.) 


4. April. Württemberg.) In der Abgeordnetenfammer 
erklärt Minifterpräfident v. Breitling über die VBerfafjungsrevifion: 

Die Hoffnung auf baldige Vorlegung wird in Erfüllung gehen. 
Die Regierung wird den Entwurf der Ständeverfammlung vorlegen, ſo— 
bald er diejenigen Stadien durchlaufen hat, die verfafjungsmäßig zu er- 
ledigen find. du welchem Zeitpunkt dies fein fann, läßt fi mit voller 
Beftimmtheit nicht jagen; ich nehme aber an, daß der Entwurf no im 
Laufe der gegenwärtigen Tagung nad der Durchberatung des Etats und 
der damit zufammenhängenden Vorlagen dem Haufe wird übergeben wer— 
den Fönnen. 

5. April. Der Reichstag verweilt die Novelle zur Maß— 
und Gewichtsordnung an eine Kommiffion. Sämtliche Parteien 
jftimmen ihrer Tendenz zu; einige Redner fordern Entjchädigung 
der Gemeinden für die Verſtaatlichung der Eichämter, was Graf 
Poſadowsky ablehnt. 
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5. April. (Eljaß-Lothringen.) Im Landesausſchuß wird 
folgender Antrag über die Stellung Eljaß-Lothringens im Reiche 
eingebracht: 

1. Den Staaten, aus denen das Bundesgebiet bejteht, tritt als 
weiterer Staat das bisherige Reichsland Eljaß-Lothringen hinzu. $2. Lan— 
desherr ift der Deutſche Kaiſer. Der Kaijer fann die landesherrlichen Be- 
fugnifje ganz oder teilweije einem Statthalter übertragen. 8 3. Eljaß- 
Lothringen wird im Bundesrate durch Bevollmächtigte vertreten, melde 
vom Landesherrn ernannt werden. Die Feitftellung, wie viel Stimmen 
Eljaß-Lothringen im Bundesrate führt, bleibt einem bejfonderen Gejeße 
vorbehalten. 84. Der Bundesrat und der Reichstag jcheiden als Organe 
der Landesgejeßgebung in Eljaß-Lothringen aus. In den der Reichs- 
gejeßgebung in den Bunbdesftanten nicht unterliegenden Angelegenheiten 
werden Gejege für Eljaß-Lothringen von dem Landesherrn nad) erfolgter 
— des elſaß-lothringiſchen Landtages (bisher Landesausſchuß) 
erlaſſen. 


10. April. Eine 3’eprozentige Reichsanleihe von 300 Mil- 
lionen Mark zum Kurje von 101,10 wird fünfzehnmal gezeichnet. 


11. April. GReichslande.) Der Landesausſchuß genehmigt 
das Gejeß über Vereins- und Verſammlungsrecht nach der Regie- 
rungsvorlage. 

Hiernach iſt für das franzöſiſche Sprachgebiet der Mitgebrauch der 
franzöſiſchen Sprache geſtattet. — In zweiter Leſung war beſchloſſen wor— 
den, den Mitgebrauch fremder Sprachen überall zu geſtatten. Staats— 
ſekretär v. Köller erklärt dieſe Faſſung für unannehmbar, weil fie eine 
Aufforderung bedeuten, bei öffentlichen Kundgebungen der Vereine neben 
der deutſchen Sprache fremde Sprachen zu gebrauchen. — Infolgedeſſen 
wird in dritter Leſung die Regierungsvorlage auf Antrag Preiß mit 
großer Mehrheit wiederhergeſtellt. 

15. April. (Reichslande.) Schluß des Famecker Kirchhof— 
ſtreits. (Vgl. 1904 S. 87.) 

Der oberſte reichsländiſche Verwaltungsgerichtshof weiſt die Rekurſe 
der Gemeinde Fameck und des Biſchofs Benzler gegen die Verfügung des 
Bezirkspräſidenten von Lothringen, wodurch die Genehmigung zur Ab— 
trennung des Gemeindefriedhofes von Fameck nach Konfeſſionen verſagt 
wird, koſtenpflichtig ab. 

Hierdurch wird das Verlangen der Klerikalen, daß überall, wo 
Andersgläubige wohnen, beſondere Abteilungen der Friedhöfe geſchaffen 
werden müßten, verneint. 

25.26. April. (Sachſen.) Die ſozialdemokratiſche Landes— 
konferenz beſchließt trotz des Dreiklaſſenwahlſyſtems Beteiligung an 


den Landtagswahlen. 

26. April. Württemberg.) Die Abgeordnetenfammer ge= 
nehmigt einen Antrag, den Gejchworenen und Schöffen Diäten zu 
gewähren, um dem Arbeiterjtande die Mitwirkung bei der Recht- 
ſprechung zu ermöglichen. 
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26.127. April. (Breslau.) Tagung der Firchlich-fozialen 
Konferenz. Hauptreferate: D. v. Örken: Patriarchalifche Verhält- 
nifje und modernes Arbeitsrecht. Generaljefretär Müller: Größere 
Anforderungen an die chriftliche Jugendliteratur. 


5. Mai. Württemberg.) Kammerdebatte über die Zu— 
funft der evangelifchen Kirche. 


Die Kammer genehmigt einen Antrag Hieber, in welchem die fönig- 
lihe Staatsregierung erjucht wird, der Kammer der Abgeordneten eine 
Denkichrift vorzulegen, in der die rechtlichen und finanziellen Berhältnifie 
de3 fogenannten Kirchengutes, die auf demjelben ruhenden Verbindlichkeiten 
des Staates, jowie die Frage der Ausfcheidung des Kirchengutes vom 
Staatskammergut dargelegt werden. 

Kultusminifter Dr. v. Weizjäder legt die großen Schwierigkeiten, 
die der Ausarbeitung einer ſolchen Denkſchrift gegenüberftehen, dar und 
fordert, daß in einer Kommiffion zunächſt darüber Beichluß gefaßt werben 
jolle, nach welchen Grundjägen die Denkſchrift überhaupt auszuarbeiten jei. 
Der Ausiheidung des Kirchengutes würde die Trennung von Staat und 
Kirche folgen. 

5. Mai. (Baden) Der Kaifer trifft, von der Mittelmeer- 
reife heimfehrend, in Karlsruhe ein. 


Mai. (Preußen) Die Berggejegfommijjion des Abgeord— 
netenhaujes bereijt die Kohlengruben des Ruhrgebiets. 


9. Mai. Der Todestag Schiller wird in ganz Deutfchland 
gefeiert. 

10. Mai. GPreußiſches Abgeordnetenhaus) MWaren- 
hausſteuer. 


Die am 17. Februar gebildete Kommiſſion zur Beratung eines An— 
trags Fuchs (8.) auf Aenderung der Warenhausſteuer beantragt, die 
Steuer bei 200000 Mark Umſatz anſtatt bei 400 000 beginnen zu laſſen. 
Die Steuer ſoll progreſſiv ſteigen bis zum Höchſtſatz von fünf Prozent 
des Umſatzes. — Der Antrag wird gegen die Stimmen der National— 
liberalen und Freifinnigen angenommen; die Regierung erklärt ihn für 
unannehmbar. 


11. Mai. (Berlin.) Staatsſekretär des Innern Graf Poſa— 
dowsky empfängt eine Handwerferdeputation, die eine Ausdehnung 
der Invalidenverfiherung auf die jelbjtändigen Handwerker ver: 
langt. Der Staatsjefretär hält dies Ziel für erjtrebenswert, vor— 
läufig ftänden aber noch große Hinderniffe im Wege. 

Mai. Durch die in- und ausländifche Preffe gehen Nach- 
richten, wonach der Kaifer bei Anfprachen in Wilhelmshaven und 
Straßburg die ruffiiche Armee, insbefondere das Offizierkorps, 
ſcharf Fritifiert haben ſoll. — Der „Reichs-Anzeiger“ erklärt dieje 
Angaben für teils tendenziös entjtellt, teils erfunden. 
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Mai. In der fozialdemofratifchen Prefje wird Abg. Peus 
Scharf angegriffen, weil er die Bejteuerung der Konjumvereine durch 
eine Umſatzſteuer empfiehlt. Die Angriffe werden auf die Revi- 
fioniften und Akademiker, denen Peus angehört, ausgedehnt. 

11. Mai. Der Reichstag verweiſt die Vorlage über den 
Bau einer Eifenbahn in Kamerun an die Budgetlommiffion. 

Nach der Vorlage wird einer als Kolonialgejelichaft zu bildenden 
Kameruner Eifenbahngejellichaft der Bau und Betrieb der Bahn von Duala 
nad) den Manengubabergen auf 90 Jahre übertragen. Nach Ablauf der 
Konzeſſion wird die Sonzefjion verlängert oder das Unternehmen vom 
Neiche erworben. Das Kapital der Gefellichaft beträgt 17 Millionen Mark. 
Bon diejen übernimmt das Neid) eine Zindgarantie für 11 Millionen. 
Der Garantiebetrag beträgt aufs Fahr 370000 Mark. Innerhalb vier 
Sahren muß die Bahn im Betrieb fein. — Die meiften Redner ſprechen 
fih grundjäglidy zuftimmend aus. 


12. Mai. Der Reichstag debattiert über die Belämpfung 
der Unfittlichkeit in Literatur und Kunft. 
14. Mai. (Hamburg.) Anderung des Wahlrechts. 


Der Senat bringt eine Vorlage ein, um der Zunahme der fozial- 
demofratiijhen Stimmen bei den Bürgerichaftwahlen entgegenzutreten. 
Danach bleiben die Notabeln- und Grundeigentümerwahlen bejtehen. In 
den allgemeinen Wahlen wählt fünftighin die Stadt 72 Abgeordnete und 
das Land 8. Die Wahlberechtigten der Stadt werden in Drei Gruppen 
nach der Höhe des Einfommens abgeftuft, und zwar bis 3000 Marf, bis 
6000 Marf und über 6000 Mark. Jede Gruppe wählt 24 Abgeordnete 
und zwar nad) dem Syſtem der Proportionalwahlen. Alle drei Jahre 
findet eine halbihichtige Erneuerung ftatt. Eine jede Gruppe wählt 12 Ab- 
geordnete auf ſechs Jahre. In den Landbezirken bleibt das biöherige Wahl- 
recht beitehen. Den Beamten wird das paffive Wahlrecht verliehen, — 
In der Begründung der Vorlage heißt es, binnen kurzer Zeit würden Die 
niedrig beftenerten, unjelbftändigen Elemente in den allgemeinen Wahlen 
faft alle Mandate an fich reifen und mit der Zeit auch in die Notabeln- 
wahlen eindringen. Der Arbeiterfchaft folle ihr Anteil an den öffentlichen 
Geihhäften nicht verfümmert werden, aber fie dürfe die anderen Bevölfe- 
rungsflaffen nicht verdrängen. Die erfte Wahl nad) dem neuen Syſtem 
fol im Fahre 1907 erfolgen. 


Mitte Mai. Wachjen der chriftlich-nationalen Arbeiterbewe- 
gung. „Das Reich” teilt folgende Zahlen mit: Beitand ded am 
1. Januar 1901 Ekonftituierten Gefamtverbandes 1901 83571, 
1902 84497, 1903 84652, 1904 100053, 1905 195401. 

15. Mai. (Me) Der Kaifer empfängt die Karbdinäle 
Kopp und Fifcher, die ihm den Orden des Heiligen Grabes über- 
reichen, und erwidert bei einem Diner auf die Anfprache Kopps: 


Die fhönen Worte Euerer Eminenz haben Meine Gedanken zu der 

Zeit zurücgeführt, wo Jch vor nunmehr bald ſieben Jahren gemeinjam 

mit Ihrer Majeftät der Katferin an den heiligen Stätten verweilen durfte, 

die mit eigenen Augen zu fchauen durch alle Jahrhunderte die Sehnjucht 
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13.19. Mıi Preußen. Eine Konferenz der Reftoren der 
preubiihgen Sohigulen in Berlin berät mit dem Kultwäminifter 
über die Fragen der afademiihen Freifeit. Die Senate der Hodh- 
ſchulen erhalten freie Hand in den Angelegenheiten der Studenten- 
ausihäfle. Ein Erlaß vom 16. März, der generelle Anordnungen 
getroffen Hatte, Fällt weg. Mehrere Hochichulen batten Borftel- 
lungen bagegen erhoben. 

16. Mai. (Breußiiches Abgeordnetenhaus.) Diskuſſion 
fiber das Schuldbotationsgeieg und Verbeſſerung der Lehrergehälter. 

Zus Haus genehmigt einen Antrag Zedlig frf.), dab nad Erlaß 
bes Schuldotationsgeieges das Grundgehalt und die Alterszulagen erhöht 
und bis zu dieſer Reviſion durch den Etat beiondere Härten in der Be- 
joldung bejeitigt werben. Der Pispofitionsfonds joll zu dem Zwech auf 
5 Millionen Mark erhöht werden. — In der Debatte fündigt die Regie- 
rung ein Schulunterhaltungsgeieg für die nächſte Sejjion an. 

17. Mai. Württemberg.) Beteiligung evangelifcher Geift- 
lichen bei Feuerbeſtattungen. 


Die Geiftlichen werben ermächtigt, vor der Verbrennung der Leiche 
im eigentlihen Verbrennungsraume den Trauergottesdienft mit Rede, Gebet 
und bem fiturgifchen Alt zu halten. Das kirchliche Gelänte findet in der— 
jelben Weiſe wie bei ber Beerdigung ftatt; dagegen hat bei der Bejtattung 
ber Uichenrefte im Grabe oder Kolumbarium die Mitwirkung der Geift- 
lichen zu unterbleiben. 


18.123. Mai. (Reichstag) Entlaftung des Reichsgerichts. 
Zweite Beratung. 


Die Kommiſſion beantragt, die Revifionsfumme von 1500 Mark 
auf 2500 zu erhöhen. — Abg. Bachem (8.) hält die Erhöhung für nötig, 
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um die zahllojen Revifionen, die das Reichsgericht nicht ri bewältigen 
fönne, zu vermindern. Die Erhöhung jei keine Ungerechtigfeit gegen Die 
fleinen Leute; die jchnellere Erledigung der Prozejie durch das Reichs— 
gericht werde aucd eine günftige Nüdwirkung auf das Amts- und Land- 
gericht ausüben. Abg. Dr. Müller- Meiningen (fr. ®p.) lehnt die Erhöhung 
als eine joziale Ungerechtigkeit ab; eine allgemeine Zivilprogeßreform müſſe 
Wandel jchaffen. Staatsjefretär Dr. Nieberding erklärt diefe für die 
nächſten zehn Jahre unmöglid. — Am 23. Mai wird der Kommilfions- 
antrag mit 119 gegen 74 Stimmen angenommen. 


18.22. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Zweite 
Beratung der Novelle über Bergarbeiterfhug. (Vgl. ©. 69.) An— 
nahme der modifizierten Vorlage. 


Abg. Schiffer (nl.): Die Nationalliberalen billigten im allgemeinen 
die Kommiſſionsbeſchlüſſe. Das mwichtigfte fei die Einführung des Vermwal- 
tungsftreitverfahrense. Er beantragt, das Verbot der politischen Betätigung 
für die Mitglieder der Arbeiterausjchüfle wieder aufzuheben, mweil e3 den 
Ausihußmitgliedern das Vertrauen der Arbeiter entziehen werde. Abg. 
Trimborn (3.): Das Rejultat der Kommiffionsberatung ſei durchaus 
unbefriedigend. Unannehmbar jeien die öffentliche Wahl der Arbeiter- 
ausichüffe und das Verbot für politiiche Betätigung. Auch die Regelung 
der Arbeitözeit befriedigt und nicht. Solange die Arbeitszeit noch nicht 
fejtgeiegt ift, ift auch die Beitimmung bedeutungslos, daß ein Mehr der 
Einfahrtszeit und Ausfahrtszeit auf die Arbeitszeit angerechnet werden 
joll. In der Beitimmung, daß das Oberbergamt bezirfsweije Arbeits- 
beihränfungen unter gewifjen Vorausjegungen eintreten laffen muß, können 
wir feinen Erjaß erbliden für den Marimalarbeitstag. Entjchieden find 
wir gegen da3 Verwaltungsitreitverfahren. Bedauerlid iſt au), daß die 
Frage der Ueberſchichten und Nebenjchichten nicht geregelt worden iſt. — 
Die Berjprechungen der Regierung würden durch das Geſetz nicht eingelöft, 
die Arbeiter verlören hierdurch das Vertrauen zum Staat, und die chrijt- 
lich-nationale Arbeiterbewegung werde dadurd) große Einbuße erleiden. 
Handelsminifter Dr. Möller erwartet, daß das Haus im mejentlichen die 
Negierungsvorlage wiederherftellen werde, die Kommijjionsbejchlüfje könne 
die Regierung nicht annehmen. Abg.v.Heydebrand (fonj.) und v. Zed— 
fig (frf.) wollen im allgemeinen die Kommijjionsbeichlüffe, insbejondere 
die öffentliche Wahl, beibehalten. 

In der Einzelberatung wird inäbejondere über den Wahlmodus 
debattiert. Abg. v. Heydebrand (fonf.) führt unter jcharfen Angriffen 

egen die Nationalliberalen aus, es jei richtig, „daß wir tatjächlich jchon 
r weit gefommen find, daß die geheime Wahl ein Schugmittel ift für Die 
bejonnenen Arbeiter, die noch die Autorität der Regierung achten gegen- 
über dem Terrorismus der Sozialdemofratie. Aber ift es ein wünjchens- 
werter Zuftand für die Zukunft, daß die Flucht vor der Deffentlichfeit der 
einzige Schuß ift? Das ift ein ungejunder Zuftand. Wenn wir auch die 
praftiiche Bedeutung der geheimen Wahl nicht verfennen, zu einem Gejeße 
für die Zukunft wollen wir die Heimlichkeit nicht machen! Das Vertrauen 
ift im gewerblichen Leben für das gute Verhältnis zwijchen den Arbeitern 
und Arbeitgebern eine der fundamentalen Bedingungen, die Heimlichkeit 
der Wahl ſchwächt das Vertrauen ab.” .... Wir können die Laften der 
jozialpolitifchen Gejeggebung nicht weiter tragen, wenn die gejchaffenen 
Einrichtungen ausgebeutet werden von Leuten, die mit ihren Hontsfeind- 
lihen Tendenzen offen hervortreten. Yebt, da wir im Landtage eine Ge- 
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fegenheit haben, das auszufprechen, dürfen wir e3 nicht verfäumen. Das 
ift unfere nationale Pflicht. Es müſſen auch die Behörden gefunden wer— 
den, die diefem Standpunkte Rechnung tragen. Das Vertrauen habe ich 
nod zu unferen Behörden, daß fie, wenn diejer Standpunkt hier aus— 
gejprochen wird, aucd Stange halten. Das vorliegende Gejeg ift eine be- 
bördliche Organifation der WUrbeiterjchaft gegen den Arbeitgeber und hat 
aus dem Grunde eine ganz weittragende Bedeutung, weil es die Erfüllung 
eines großen Teiles des jozialiftiichen Programms enthält. Handeldminifter 
Möller: E3 ift hier darauf Hingemwiejen worden, daß die Sozialdemofratie 
die Arbeiterausfchüffe zu ihren Zwecken mißbrauchen fünne. Schlimmer 
als ein folder Mißbrauch von jeiten der Sozialdemokraten find die Zu- 
ftände, welche die Einrichtung eines Arbeiterausjchufjes notwendig erjcheinen 
lafjen. Wie verhängnisvoll es ift, daß die Bergarbeiter feine offizielle Ver— 
tretung haben, das Hat fich jo recht bei dem lebten Streik gezeigt. Ich 
halte das Mißtrauen, welches gegenüber dem Arbeiterausihuß hier betont 
worden ift, für ein Vorurteil. Gewiß werben die Arbeiterausichüfje in 
Konflikten die große Mafje nicht unbedingt halten können, aber fie find in 
hohem Maße geeignet, einen Weg zum Frieden anzubahnen. Die Arbeit 
geber wollen ja von ihrem Standpunkte aus prinzipiell die freiwilligen 
Drganijationen der Arbeiter nicht anerkennen. Der Mangel einer Organi- 
fation, wie das Geſetz fie vorjchlägt, hat ſich deutlich zu erfennen gegeben 
in dem Umftande, oh, als ſchließlich die Arbeitgeber fich zu Unterfuchungen 
und zur Heranziehung von Arbeitervertretern herbeiließen, feine Ausſchüſſe 
vorhanden waren. Es muß aljo eine Vertrauengftelle geichaffen werden, 
Lafjen Sie den politiihen Paragraphen beftehen, jo eliminieren Sie damit 
das Gute, was die Arbeiterausſchüſſe jchaffen Fönnen, und Sie werden der 
Agitation eher Vorſchub Ieiften, als fie einjchränfen. 

Das Reſultat der Beratung ift im mejentlihen die Annahme der 
Kommiffionsbejchlüffe. Die wichtigjten Aenderungen find: die Beftimmung, 
wonach der für Kontraftbruch verwirkte Arbeitslohn der Unterſtützungskaſſe 
anheimfallen joll, wird als mit der Reichögejeßgebung unvereinbar fait 
einftimmig geftrichen. Der Abjichnitt über die Arbeiterausichüffe wird durch 
eine Mehrheit von Konjervativen und Zentrum abgelehnt. Die Konjer- 
vativen ftimmen dagegen, weil das Verbot der politiichen Betätigung der 
Ausihukmitglieder bejeitigt worden war, das Zentrum, weil die geheime 
Wahl nicht zugeftanden und eine Suſpendierung der Ausjchüffe, die ihre 
Pflicht verlegten, auf drei Jahre vorgejehen war. Auf Antrag des Ben- 
trums wird bejchlojjen, daß Ueber- und Nebenfchichten vor Betriebsftellen 
mit mehr al3 28 Grad Wärme nicht verfahren werden dürfen. 


20. Mai. (Württemberg) Mitteilung in der Kammer 
über die Perfonentarifreform in Dentjchland. 


Minifter des Auswärtigen vd. Soden erflärt, daß eine von allen 
Eijenbahnverwaltungen bejchidte Delegiertenverfammlung fich auf folgende 
Kilometerjäge geeinigt habe: für die 1. Hlafje 7 Pfennig, für die 2. Klaſſe 
4.5 Pfennig, für die 3. Klaſſe 3 Pfennig und für die 4. Klaffe 2 Pfennig; 
ferner ſei erreicht worden eine Einigung über die Abjchaffung der Rüdfahr- 
farten, über die Einführung eines nad) Zonen zu bemejjenden Schnellzug- 
zuſchlags, über einen gleichfall3 nad) Zonen zu bemefjenden Gepädtarif 
und über die Beibehaltung beziehungsweiſe Bejeitigung gemifjer Begün- 
ftigungen. Bayern habe dabei eine Ausnahmeftellung eingenommen, inſo— 
fern als e3 verjchiedene Tarifjäge bei fich einführe und in den einzelnen 
Zügen ſtets nur höchſtens drei Wagenklafjen führe, und damit die 4. Wagen- 
klaſſe vermeide, jo daß es aljo zwei Arten 3. Klaſſe, die eine zum 3 Pfennig- 
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und die andere zum 2 Pfennig-Sage, in Ausficht nehme. Wie fich die 
Durchführung dieſes bayerijchen Unterſyſtems beim Grenzverfehr ohne 
Schwierigkeiten und ohne Beläftigung ſowohl der Bermwaltung als des 
Publikums machen laſſe, darüber möchte er fich nicht ausſprechen. Er 
habe ſich diefem bayerijhen Standpunkt aus folgenden Gründen nicht an- 
ichließen können: 1. weil eine Einigung jämtlicher Verwaltungen über den 
bayerijchen Vorſchlag ausgeſchloſſen war, 2. weil er gewiſſe prinzipielle 
Bedenken gegen die Durchführung diejes Syftems habe, 3. weil Baden von 
Anfang an ich gegen diefen bayeriihen Vorſchlag ausgeiprochen habe und 
nad) Lage der Sache ausſprechen mußte, und unjer-Grenzverfehr nad) 
Baden viel größer jei al3 nach Bayern. 

Württemberg bringe durd die Annahme der 4. Wagenklafje ein 
Opfer, aber es jei bereit, dieſes Opfer zu bringen, falls dadurd die Ein- 
Er ber Tarife bei den deutſchen Verwaltungen und gleichzeitig auch das 

uftandefommen der Betriebsmittelgemeinjchaft gefichert werde. Durch die 
Aenderung werde ein Zuftand bejeitigt, der allaujehr an die alte deutjche 
Beriplitterung und Berfahrenheit erinnere. 


21.22. Mai. (Dresden.) Parteitag der nationalliberalen 
Partei. 

E3 wird zunächſt die Organifation der Partei beraten und be- 
ichlojjen, den Jugendvereinen feine bejondere Stellung in der Partei zu 
gewähren. — Den Hauptvortrag Hält Abg. Bajjermann, der ein Zus 
jammengehen mit der Sozialdemokratie jharf ablehnt und die Nachgiebig- 
feit des preußiihen Kultusminifteriums gegen orthodore und Flerifale 
Wünſche tadelt. — Lebhaft wird debattiert über die Schulfrage und jchlieg- 
lich folgende Rejolution einftimmig angenommen: „Der Vertretertag billigt 
den vom Zentralvorftand in feinem Beichluffe vom 12. Juni 1904 betreffend 
den Schullompromißantrag eingenommenen Standpunkt. Er erwartet aud) 
jeinerjeit3, daß die nationalliberale Fraktion des Abgeordnetenhaufes einem 
Bollsichulunterhaltungsgejege zuftimmen wird, wenn es dDiefem Standpunkt 
entipricht. Der Bertretertag erwartet ferner, daß die Fraktion nach wie 
vor nahdrüdlich für die fachmänniſche Schulaufficht eintreten wird.“ 


22. Mai. (Köln) Kongreß der freien Gewerkichaften. 


Bertreten find 1! Million organifierter Arbeiter und Arbeiterinnen. 
U. a. jpricht ji) der Kongreß gegen die Propaganda für den Generalitreif 
aus, weil jie von dem langjamen Vorjchreiten, das allein zum Ziele führe, 
ablenfe. Auch die Maifeier wird vielfach getadelt; die Agitation dafür 
durchfreuze eine vernünftige Gewerkjchaftstaftif. 


22. Mai. Der Unterjtaatsjefretär im preußifchen Staat3- 
minijterium Frhr. dv. Sedendorff wird zum Präfidenten des Reichs: 
gerichtd ernannt. 

23. Mai. Der Reichstag genehmigt gegen die Soztaldemo- 
fraten Anträge auf Nenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Hier— 
nach werden mehrere Delikte, darunter Preßvergehen, die bisher 
von Straffammern abgeurteilt wurden, den Schöffengerichten über- 
wieſen. 

24. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, Freiſinnigen, Polen, der 
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wirtichaftlichen Bereinigung und der Reformpartei die Zivilprozeß- 
reform (©. 84). 
26 Mai. (Breußiiches Abgeordnetenhaus.) Dritte Be- 
ratung der Berggeiegnovelle.. Kompromißanträge.. Annahme. 
Abg. Hige (3) beantragt zum Berbot des Bagennullens folgenden 
Zujag: Der Bergwerkäbeiiger ift ferner verpflichter, den Lohn des Ber- 
trauensmannes auf Antrag des ftändigen Arbeiterausichuflies oder der 
Mehrzahl der beteiligten Arbeiter vorihußweiie zu zahlen — er ift be- 
rechtigt, den vorſchußweiſe gezahlten Lohn den beteiligten Arbeitern bei 
der Lohnzahlung in Abzug zu bringen. — Abgg. Friedberg und Sdif- 
fer (nl.) beantragen über die Ausihüfe: Abi. 1. Auf denjenigen Berg- 
werfen, auf welchen in der Regel mindeftens 100 Arbeiter beichäftigt wer- 
den, muß ein jtändiger Arbeiterausihuß vorhanden jein. Ihm liegt es 
ob, darauf hinzuwirken, daß das gute Einvernehmen innerhalb der Beleg- 
ihaft und zwiſchen der Belegihaft und dem Arbeitgeber erhalten bleibt 
oder wiederhergeitellt wird. Abſ. 2. Der ftändige Arbeiterausihuß hat die 
in den $$ 80c, 80d und 80g bezeichneten Aufgaben. Durch die Arbeits- 
ordnung fönnen ihm nocd weitere Aufgaben zugewiejen werden. Außer- 
dem hat er Anträge, Wünſche und Beichwerden der Belegichaften, die jich 
auf die Betriebs- und Arbeitöverhältnifje des Bergwerks beziehen, zur 
Kenntnis des Bergwerksbeſitzers zu bringen und jich darüber zu äußern. 
Abi. 3. Ein Arbeiterausihuß, der feine im Abj. 2 begrenzte Zuftändigfeit 
überjchreitet, fann nad fruchtloſer Verwarnung durch das Oberbergamt 
aufgelöft werden. Nach wiederholter Auflöjung fann das Oberbergamt die 
Borichrift des Abi. 1 auf höchſtens ein Jahr außer Kraft jegen (d. h. den 
Ausſchuß ſuſpendieren). Nah Abj. 4 jollen als Arbeiterausihüfle gelten 
die Krankenkaſſenvorſtände, die Knappidaftsälteften, die bereits beftehenden 
Arbeiterausihüfje und endlich jolche Vertretungen, die von den Arbeitern 
in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. Die Berhältnis- 
wahl joll zuläffig jein. Zur Wahl berechtigt jollen nur volljährige Arbeiter 
jein, welche mindeftens ein Jahr ununterbrochen auf dem Bergmwerf ge- 
arbeitet haben. Die gewählten Bertreter jollen mindeftens 30 Jahre alt 
jein und mindeftens drei Jahre auf dem Bergwerf gearbeitet haben, und 
fie jollen ferner der deutihen Sprache mächtig jein; ihre Zahl joll min- 
deftend drei betragen. Die Arbeiterausihüfie jollen mindeftens alle fünf 
Jahre neu zu wählen jein. — Ueber die Zulafjung des Berwaltungzitreit- 
verfahrens beantragen jie, Daß gegen die Enticheidung des DOberbergamts 
auf Grund des & 197 die Klage nicht beim Bezirfsausihuß, jondern bei 
dem neu von ihnen beantragten Bergausihuß ftattfinden joll und ferner 
gegen die Entſcheidung des — — ſowie des Bergausſchuſſes 
das Rechtsmittel der Reviſion bei dem Oberverwaltungsgericht zugelafjen 
wird. — Ferner beantragen fie die Bildung eines Bergausichufjes bei dem 
Dberbergamt. Der Bergausihuß foll beftehen aus dem Berghauptmann 
als Borligenden und jehs Mitgliedern, von denen zwei aus dem Ober- 
bergamt durch den Handeldminifter ernannt werden, und die vier anderen 
Mitglieder durch den Provinzialausſchuß gewählt werden. Abg. Stengel 
frf.) beantragt: Die Oberbergämter find verpflichtet zu prüfen, ob mit 
üdjiht auf die den Gejundheitszuftand der Arbeiter beeinfluffenden Be— 
triebsverhältniffe eine Feſtſetzung der Dauer, des Beginnes und des Endes 
der täglichen Arbeitszeit geboten ift. Gegebenenfalls trifft das Oberberg- 
amt nad Anhörung des Gejundheitsbeirats die hierzu erforderlichen Feit- 
jepungen für den Oberbergamtsbezirt und die Teile desjelben und erläßt 
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die zur Durchführung erforderlichen Anordnungen. Aus bejonderen Grün- 
den können einzelne Bergwerfe auf ihren Antrag durch das Oberbergamt 
von der Beobachtung dieſer Vorjchriften gänzlich oder teilweife, dauernd 
oder zeitweije entbunden werben. 

Minifterpräfident Graf Bülow: Wenn ich die dritte Lefung mit 
einigen Worten einleiten muß, jo ift e3 nicht meine Abficht, nochmals auf 
alle Kontroverjen einzugehen. Man hat das Vorgehen der Regierung im 
allgemeinen und dann insbefondere den Zeitpunkt der Einbringung ber 
Vorlage getabelt. Die praftiiche Arbeit in der Kommiffion und im Plenum 
hat dieje Vorwürfe und Bedenken ganz und gar zurüdtreten laffen, und 
ich will daher nicht weiter auf fie zurüdfommen. Aber das darf ich wohl 
fagen, daß man der Pegierung den Vorwurf nicht machen fann, fie habe 
in der Sache jelbjt nicht Maß gehalten, fie ſei zu einfeitig und zu intenfiv 
vorgegangen in dem Beftreben, dem fozialen Trieb zu dienen. Gewiß, 
e3 handelt fich in diejer wirtichaftli und politifch gleich fchwierigen Ma- 
terie des Ausgleich! von Unternehmer- und Arbeiterintereffen, von Groß- 
fapital und LZohnarbeit um manche Zwedmäßigfeitäfrage, Ze deren 
man verjchiedener Meinung jein fann. Die Autoren der Berggejegnovelle 
fonnten ſich nicht einbilden und haben fi) auch nicht eingebildet, daß ihre 
Borjchläge nicht verbefferungsfähig feien. Einige der von der Kommiſſion 
und vom Haufe vorgenommenen Aenderungen erjcheinen als Verbefjerungen. 
Mit anderen möchte man fich abfinden, wenn die Regierung aud an und 
für fi ihrer Vorlage den Vorzug geben möchte. In einem der wichtigften 
Punkte, bei den Arbeiterausihüfjen, ift aber die Vorlage in der zweiten 
Beratung ein Torfo geblieben, während fie durc die Bejchlüffe der Kom— 
million in einer Weiſe abgeändert worden war, welche den verjöhnlic 
reformatorijchen Zweck des Geſetzes in Frage ftellt und mindeftens in zwei 
Richtungen für die Regierung nicht annehmbar ift. Ich Halte es für nüß- 
lih und notwendig, in diefer Beziehung feinen Zweifel zu laſſen, und ich 
will mit meiner Offenheit noch weiter gehen. Schon bei der erften Lejung 
habe ich den lebhaften Wunjch ausgefprocdhen, diejes Gejeg auch mit Unter- 
ftügung der fonjervativen Partei zuftande zu bringen. Geitdem ich zu 
meinem verantwortungsvollen Amte berufen bin, habe ich feinen Zweifel 
darüber gelafjen, wie jehr ich ein Zufammenmirfen mit der fonfervativen 
Partei wünjche. Der Grund hierfür liegt nicht in einer mir hier und Da 
vorgemworfenen Hinneigung zur fonfervativen Partei, fondern er liegt in 
der Uebereinftimmung der Grundanſchauung, welche zwijchen uns befteht 
in der Kardinalfrage der Befämpfung der verfaffungswidrigen, ftaatöfeind- 
lihen Beftrebungen der Sozialdemokratie. Um jo mehr muß mir daran 
liegen, das Haus davon zu überzeugen, daß das Vorgehen der Regierung 
ein berechtigtes war, und daß eine Verftändigung im Intereſſe aller Par- 
teien und im Intereſſe des Landes erzielt werden muß. Sie wifjen, daß 
die Regierung die einjchlägigen bergrechtlichen Fragen, ſoweit an ihr liegt, 
der preußifchen Landesgeſetzgebung erhalten jehen möchte. Dazu ift aber 
erforderlich, daß der preußiiche Landtag feine Unterftügung bei der Löſung 
diejer wichtigen Frage nicht verjagt. Ach Halte immer no an der Hoff- 
nung feft, daß wir nicht umfonft an diejes Haus appellieren. In einem 
fonjervativen Blatt, im „Reichsboten“, habe ich fürzlich gelefen: „Wenn 
das Sozialismus ift, was die Vorlage will, dann ift alles, was zum Schuße 
der wirtjchaftlihen Intereſſen der einzelnen Stände durch Staatsgeſetze 
gejchieht, Sozialismus“, und weiter: „Konjervativ ift, auf der Grundlage 
der hiſtoriſchen Entwidelung den Beitbedürfniffen gerecht zu werden und 
in Anfehung der Perfon und der Stände das Wohl des Volkes fördern 
zu helfen.“ Nach der Abficht der Negierungdvorlage ſoll die Tätigkeit der 
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Arbeiterausſchüſſe nicht eine bejchliegende und vollziehende, fondern ledig- 
lih eine vermittelnde und gutachtliche im Intereſſe des fozialen Friedens 
fein. Darin vermag ich eine Gefahr nicht zu erbliden. Im Gegenteil, 
alle Erfahrungen, Die wir bisher in ftaatlichen Betrieben gemacht Haben, 
bejtätigen, daß ſolche Ausſchüſſe nicht dem Kriege und dem Kampfe, jondern 
dem Frieden dienen. Das ift nicht verwunderlid, denn die Möglichkeit, 
die Wünfche der Arbeiter in Kollegien zur Sprache zu bringen und fie 
mit dem Vertreter der Arbeitgeber zu erörtern, jchafft die beite Möglich- 
feit, fi zu einigen, von faljchen Forderungen Abftand zu nehmen und 
fih durch ftihhaltige Gründe überzeugen zu laſſen. Gerade beim legten 
Streif Hat fi) der Mangel einer gejeglichen Vertretung der Arbeiter fühl- 
bar gemadt. Hätte eine folche bejtanden, jo wäre vielleicht der Streif 
nicht ausgebrochen. (Lebhafter Widerjpruch rechts, Sehr richtig! links und 
im Bentrum.) Nun Hat namens der fonfervativen Partei Herr dv. Heyde- 
brand erklärt, er könne e3 nicht länger mitanjehen, daß fozialpolitiihe Ein- 
richtungen, welche zum Zweck der Verſöhnung und des Friedens gejchaffen 
feien, ausgebeutet würden im Intereſſe der ftaatsfeindlichen Sozialdemo- 
fratie. Ich verftehe diejen Standpunkt und gebe gern zu, daß die Sozial- 
demofratie es leider verftanden hat, jchon beftehende fozialpolitiihe Orga— 
nifationen, jo bejonderd die Krankenkaſſen (lebhafte Rufe: Sehr wahr! 
rechts), zum Schaden ihrer jozialen Bedeutung für Parteizivede auszubeuten. 
Das bei den Arbeiterausſchüſſen zu verhindern, ift die Regierung bereit. 
Sie glaubt aber hierfür auch genügend Kautelen geichaffen zu haben, jo 
daß es unnötig und wegen des juriftiich ſchwer erfaßbaren Begriffes der 
politiichen Betätigung untunlich erfcheint, außerdem noch die politiiche Be- 
tätigung zu verbieten. Ebenjo beftehen jchwere Bedenken gegen das aus- 
drücdliche Berbot der politifchen Betätigung der einzelnen Mitglieder der 
Arbeiterausſchüſſe außerhalb der Ausſchüſſe aus den jchon vom Auftiz- 
minifter dargelegten jachlihen Gründen. Und nun die geheime Wahl der 
Bergarbeiterausihüfiel Ich verjtehe, daß man grundſätzlich ein Gegner 
des geheimen Wahlrechts jein kann. Auch Windthorft hat einmal für die 
öffentliche Abſtimmung plädiert. Ein Dogma ift das geheime Wahlrecht 
nicht. An Dogmen glaube ich in der Politik überhaupt nicht, wohl aber 
glaube ich, daß niemand feinem Grundjake etwas vergibt, wenn er in 
diefer Speziellen Frage der obligatorijchen Arbeiterausichüffe der geheimen 
Abftimmung zuftimmt, denn für die fafultativen Ausſchüſſe befteht jie jeit 
langem. Wir haben hier nicht Grundjäße für die Einführung eines neuen 
Wahlrechtes feftzulegen, fondern müſſen an ber Tatjache feithalten, daß bei 
den Arbeiterausichüffen im Bergmwerfäbetrieb die geheime Wahl ein be- 
ftehendes Recht ift. Wenn wirklich die Wahrfcheinlichkeit dafür jpräche, 
daß die Arbeiterausſchüſſe der Sozialdemokratie fördernd wären, würde ich) 
niemals die Hand zu ihrer Einführung bieten. Nach meiner Meberzeugung 
wird aber die Errichtung vielfach nützlich, keinesfalls aber jchädlich wirken. 
Sie bedeutet nicht die ———— des Klaſſenprinzips, das die Sozial— 
demofratie vertritt, jondern ein natürliches Bindeglied zum Ausgleich der 
groben Entfernung, die fich — und mehr zwiſchen Grubenbeſitzern und 

etrieb3leitern auf der einen Seite und den Maffenbelegjchaften auf der 
anderen Seite vollzogen bat. In Privatgefprächen und in Zeitungen ift 
mir die Beſorgnis entgegengetreten, e3 könnten Eingriffe in die wirtichaft- 
lihe Ordnung anderer Gewerbe, z.B. der Landwirtichaft, die Folge diejer 
Maßnahme fein. Principiis obsta ift mitunter ein gutes Wort, aber jeine 
Kehrjeite bildet die altpreußiiche Forderung: Jedem das Seine! Niemand 
fann ernftlich in Abrede ftellen, daß die Arbeit in den Steinfohlenberg- 
werfen ausnehmend jchwieriger Art ift, und daß in dieſen Bergwerken 
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ungewöhnliche Kapitalanſammlungen ftattgefunden haben, ſowie daß die 
vorgejchlagenen Ausſchüſſe auf die Eigentümlichkeit des Kohlenbergbaues 
zugejchnitten find. Seit Jahrzehnten verlangen die Arbeiter nad) größeren 
Rechten, und bei dem legten Streik ift e8 zum Ausdrud gefommen, daß 
die gejeglihe Regelung der Bergarbeiterverhältnifje ein Mittel zur Abwehr 
jozialdemofratiiher Heßereien wäre. Die Hoffnung und das Vertrauen 
der Arbeiter zu enttäujchen, wäre nach meiner Anficht unpolitiih und un» 
gereht. Das wäre ein Triumph für die Sozialdemokratie, die ſchon jeßt 
jagt: Was find Hoffnungen und Entwürfe, die die Regierung macht, anders 
al3 leere Verjprehen? Nicht aus einer gemwiffen Stimmung heraus, jon- 
dern aus nüchterner Ueberlegung und ſachgemäßem Nachdenken find die 
Entjcheidungen getroffen worden. Uber daneben bleibt beftehen, daß in 
Preußen jeit Jahrhunderten die Fürjorge für die Schwachen und Armen 
eine ftaatliche Pflicht if. Unzmweifelhaft ift auch, daß die Autorität des 
Staates bei diejem Geſetz engagiert ift, denn der Streik ift beendet worden, 
nachdem mir gejeglihe Maßnahmen für die Arbeiter in Ausficht geftellt 
haben. Als leitender Minifter fann und darf ich nicht Beſchlüſſen zu- 
jftimmen, die die Autorität der Regierung jchädigen würden. Ich finde in 
den mir vorliegenden Anträgen Friedberg, Hite und Stengel, die erjt vor 
einigen Augenbliden zu meiner Kenntnis gebracht worden And, wenn aud) 
nicht in Form, jo doc dem Anhalt nach die Wiedergabe defjen, was die 
Regierung mit ihrer Vorlage bezivedt hat. Ich wende mid an all die- 
jenigen, die den jozialen Frieden und das Vertrauen zu unjeren bejtehen- 
den BZuftänden aufrecht erhalten wollen, mit der Bitte, diejen Anträgen 
zuzuftimmen. Bieten fie in diefer jo ernten Frage die Hand zur Ver- 
ftändigung. Ich jchliege mit dem Wunfche und der Hoffnung, dat das 
Haus die VBerantwortlichkeit für das Scheitern der Novelle nicht über- 
nehmen wird. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Graf Limburg-Stirum (fonf.): Die Konjervativen ſähen 
in der Vorlage ein Beruhigungsmittel für einen mit Kontraftbruch begon- 
nenen Streif. Daher bedeute fie eine Schwächung der Regierungsautorität. 
Der Verbefjerung des Berhältnifjes zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern 
würden fie zuftimmen, aber fall3 die geheimen Wahlen für die Ausſchüſſe 
beichlojjen würden, würden fie das ganze Gejeg ablehnen. Abg. Frhr. 
v. Zedlitz (frk.): Wenn die fonjervative Partei die Vorlage zu Fall bringe, 
jo werde jie die Staatdautorität empfindlich jchädigen, weil fie die Regie— 
rung verhindere, ihr Wort einzuldjen. Die Freifonjervativen hätten zwar 
Bedenken gegen die geheime Wahl, aber im Intereſſe des Gejeßed würden 
fie fich darüber Hinwegjegen. Auf diefem begrenzten Gebiete des Arbeiter- 
recht3 habe die geheime Wahl feine große Bedeutung; man könne fie aljo 
annehmen, um nicht die Regierung zu einem Appell an den Reichstag zu 
zwingen und jo die Machtjtellung Preußens zu schwächen. Abg. Spahn —* 
Das Zentrum nehme die Vorlage an, obgleich es gern mehr erreicht hätte, 
namentlich hinſichtlich des ſanitären Maximalarbeitstages. Die Autorität 
des Staates werde nicht dadurch verlieren, vielmehr gewinnen, wenn der 
Arbeiter bei der Regierung Unterſtützung für ſeine berechtigten Forderungen 
finde. Die neuen Anträge verbeſſerten in manchen Punkten die Regierungs— 
vorlage, die Arbeiter könnten alſo damit zufrieden ſein. Abg. Dr. Fried— 
berg (nl.) empfiehlt dringend die Annahme der Anträge, um dem Land— 
tage das Recht, bei der Negelung der Arbeitsverhältnifje im Bergbau mit- 
zufprechen, zu erhalten. Abg. Wiemer (fr. Vp.): Die Vorlage der Regie- 
rung jei durch die Kommiſſion und die neuen Anträge erheblich verjchlechtert, 
daher unannehmbar. Abg. Korfanty (Pole) lehnt die Vorlage ab, weil 
fie das Wahlrecht von der Kenntnis der deutjchen Sprache abhängig made. 
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26.127. April. (Breslau.) Tagung der Firchlich-Tozialen 
Konferenz. Hauptreferate: D. dv. rtzen: Patriarchalifche Verhält- 
niffe und modernes Arbeitsrecht. Generalfefretär Müller: Größere 
Anforderungen an die chriftliche Jugendliteratur. 


5. Mai. Württemberg.) Kammerdebatte über die Zu— 
funft der evangelifchen Kirche. 


Die Kammer genehmigt einen Antrag Hieber, in welchem bie könig— 
liche Staatsregierung erjucht wird, der Kammer der Abgeordneten eine 
Denkichrift vorzulegen, in der die "rechtlichen und finanziellen Berhältnifie 
des jogenannten Kirchengutes, die auf demjelben ruhenden Berbinbiichfeitin 
des Staated, ſowie die Frage der Ausjcheidung des Stirchengutes vom 
Staatsfammergut dargelegt werben. 

Kultusminifter Dr. v. Weizfäder legt die großen Schwierigfeiten, 
die der Ausarbeitung einer ſolchen Denkſchrift — dar und 
fordert, daß in einer Kommiſſion zunächſt darüber Beſchluß gefaßt werden 
ſolle, nach welchen Grundſätzen die Denkſchrift überhaupt auszuarbeiten ſei. 
Der Ausſcheidung des Kirchengutes würde die Trennung von Staat und 
Kirche folgen. 

5. Mai. (Baden.) Der Kaiſer trifft, von der Mittelmeer- 
reife heimfehrend, in Karlsruhe ein. 


Mai. (Preußen) Die Berggejegfonmmiffion des Abgeorb- 
netenhaufes bereift die Kohlengruben des Ruhrgebiets. 


9. Mai. Der Todestag Schiller8 wird in ganz Deutjchland 
gefeiert. 

10. Mai. (Preußiiches Abgeordnetenhaus.) Waren- 
hausſteuer. 


Die am 17. Februar gebildete Kommiſſion zur Beratung eines An— 
trags Fuchs (8.) auf Aenderung der Warenhausſteuer beantragt, die 
Steuer bei 200000 Mark Umjag anftatt bei 400 000 beginnen zu laffen. 
Die Steuer joll progreſſiv fteigen bis zum Höchſtſatz von fünf Prozent 
des Umjaged. — Der Antrag wird gegen die Stimmen der National- 
liberalen und Freijinnigen angenommen; die Regierung erklärt ihn für 
unannehmbar. 


11.Mai. (Berlin.) Staatsſekretär des Innern Graf Poſa— 
dowsky empfängt eine Handwerferdeputation, die eine Ausdehnung 
der SInvalidenverficherung auf die jelbftändigen Handwerker ver— 
langt. Der Staatsjetretär hält dies Ziel für erftrebenswert, vor— 
läufig jtänden aber noch große Hinderniffe im Wege. 

Mai. Durch die in- und ausländifche Preffe gehen Nach- 
richten, wonach der Kaiſer bei Anjprachen in Wilhelmshaven und 
Straßburg die ruſſiſche Armee, insbefondere das Offizierkorps, 
ſcharf Fritifiert haben joll. — Der „Reichd-Anzeiger” erklärt dieje 
Angaben für teils tendenzids entjtellt, teils erfunden. 
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Mai. In der jozialdemofratijchen Preffe wird Abg. Peus 
ſcharf angegriffen, weil er die Bejteuerung der Konjumvereine durch 
eine Umjaßjteuer empfiehlt. Die Angriffe werden auf die Revi- 
fioniften und Akademiker, denen Peus angehört, ausgedehnt. 

11. Mai. Der Reichstag verweilt die Vorlage über den 
Bau einer Eifenbahn in Kamerun an die Budgetlommiffion. 

Nah der Vorlage wird einer als Kolonialgejellichaft zu bildenden 
Kameruner Eijenbahngejellichaft der Bau und Betrieb der Bahn von Duala 
nah den Manengubabergen auf 90 Fahre übertragen. Nach Ablauf der 
Konzeffion wird die Konzeffion verlängert oder das Unternehmen vom 
Reiche erworben. Das Kapital der Gefellfchaft beträgt 17 Millionen Mark. 
Bon dieſen übernimmt das Reich eine Zindgarantie für 11 Millionen. 
Der Garantiebetrag beträgt aufs Jahr 370000 Marf. Innerhalb vier 
Jahren muß die Bahn im Betrieb jein. — Die meiften Redner jprechen 
fi) grundfäglicy zuftimmend aus. 


12. Mai. Der Reichstag debattiert über die Bekämpfung 
der Unfittlichkeit in Literatur und Kunft. 


14. Mai. (Hamburg) Anderung des Wahlrechts. 

Der Senat bringt eine Vorlage ein, um der Zunahme der fozial- 
demofratiihen Stimmen bei den Bürgerjchaftswahlen entgegenzutreten. 
Danach bleiben die Notabeln- und Grundeigentümermwahlen beftehen. In 
den allgemeinen Wahlen mwählt fünftighin die Stadt 72 Abgeordnete und 
da3 Land 8. Die Wahlberechtigten der Stadt werden in Drei Gruppen 
nad) der Höhe de3 Einfommens abgeftuft, und zwar bis 3000 Mark, bis 
6000 Mark und über 6000 Mark. Jede Gruppe wählt 24 Abgeordnete 
und zwar nad dem Syitem der Proportionalwahlen. Alle drei Jahre 
findet eine halbihichtige Erneuerung ftatt. Eine jede Gruppe wählt 12 Ab- 
geordnete auf ſechs Jahre. In den Landbezirken bleibt das biöherige Wahl- 
recht bejtehen. Den Beamten wird das paſſive Wahlrecht verliehen. — 
Sn der Begründung der Vorlage heißt e3, binnen furzer Zeit würden die 
eg, befteuerten, unfelbftändigen Elemente in den allgemeinen Wahlen 
faft alle Mandate an ſich reißen und mit der Zeit aud in die Notabeln- 
wahlen eindringen. Der Arbeiterſchaft jolle ihr Anteil an den öffentlichen 
Geichäften nicht verfümmert werden, aber fie dürfe die anderen Bevölke— 
rung3flaffen nicht verdrängen. Die erfte Wahl nach dem neuen Syſtem 
ſoll im Jahre 1907 erfolgen. 

Mitte Mai. Wachjen der chriftlich-nationalen Arbeiterbewe- 
gung. „Das Reich“ teilt folgende Zahlen mit: Beitand des am 
1. Sanuar 1901 Eonftituierten Gejamtverbandes 1901 83571, 
1902 84497, 1903 84652, 1904 100053, 1905 195401. 

15. Mai. (Mettz.) Der Kaifer empfängt die Sardinäle 
Kopp und Filcher, die ihm den Orden des Heiligen Grabes über- 
reichen, und erwidert bei einem Diner auf die Anjprache Kopps: 


Die ſchönen Worte Euerer Eminenz haben Meine Gedanken zu der 

Zeit zurüdgeführt, wo Ich vor nunmehr bald fieben Jahren gemeinfam 

mit Ihrer Majeftät der Kaiſerin an den heiligen Stätten verweilen durfte, 

die mit eigenen Augen zu fchauen durch alle Jahrhunderte die Sehnjucht 
6* 
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frommer Chriſten war. Es hat Mich mit Hoher Genugtuung erfüllt, daß 
e3 Mir damals gelungen ift, danf dem Entgegenfommen Seiner Majeftät 
des Sultans, für die deutjchen Katholiken ein Grundftüd auf geweihtem 
Boden in Jerufalem zu erwerben und dasjelbe den deutichen Benediftinern 
zuzuweifen, von deren treffliher Wirfjamfeit Jh Mid) vor zwei Jahren 
bei Meinem Bejuh in Monte Caſſino wieder aufs neue überzeugt habe. 
Ich hege den Wunfch, daß aus der damals gelegten Saat zum Segen und 
Frommen der deutichen Katholiken reiche Früchte reifen mögen. Es war 
in Met vor zwei Jahren — gleihfall3 an einem Maientage —, da er- 
ſchien Euere Eminenz bei der Einweihung des von Mir geftifteten Dom- 
portal3 vor Mir als Legat Seiner Heiligkeit des Papſtes Leo XIIL., des 
ehrwürdigen Greifes, der Mir in jeiner langen Regierungszeit auch per- 
jönlid nahe getreten if. Heute führt Sie zu Mir ein Auftrag jeines 
Nachfolgerd, de3 gegenwärtigen Papſtes, für den Ich jchon nad) jeiner bis- 
herigen Wirkſamkeit hohe Achtung empfinde. Sie überbringen Mir in 
Erfüllung eines Wunjches des verftorbenen Patriarchen Piavi, deſſen edle 
Geftalt von den Serufalemer Tagen her noch lebhaft vor Meinem Geifte 
fteht, die Infignien des Ordens vom Heiligen Grabe. Ich nehme diejen 
Orden gern entgegen, und erblide in diejer Ehrung ein neues Band, 
welches Mich mit der religiöjen Betätigung der Ehriftenheit im heiligen 
Land verbindet. 


15.119. Mai. (Preußen) Eine Konferenz der Reftoren der 
preußifchen Hochſchulen in Berlin berät mit dem Kultusminifter 
über die ragen der afademijchen Freiheit. Die Senate der Hoch- 
ſchulen erhalten freie Hand in den Angelegenheiten der Studenten- 
ausſchüſſe. Ein Erlaß vom 16. März, der generelle Anordnungen 
getroffen hatte, fällt weg. Mehrere Hochjchulen hatten Vorftel- 
lungen dagegen erhoben. 

16. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaud.) Diskujfion 
über das Schuldotationsgeſetz und Verbefferung der Lehrergehälter. 

Das Haus genehmigt einen Antrag Zedlig (frf.), daß nah Erlaß 
des Schuldotationsgejeged das Grundgehalt und die Alterszulagen erhöht 
und bis zu Diejer Reviſion durch den Etat bejondere Härten in der Be- 
joldung bejeitigt werden. Der Dispofitionsfonds joll zu dem Zweck auf 
5 Millionen Mark erhöht werden. — In der Debatte fündigt die Regie- 
rung ein Schulunterhaltungsgejeg für die nächfte Sejfion an. 

17.Mai. Württemberg.) Beteiligung evangelifcher Geijt- 
lichen bei Feuerbeſtattungen. 

Die Geiftlichen werden ermächtigt, vor der Verbrennung der Leiche 
im eigentlichen Berbrennungsraume den Trauergottesdienft mit Rede, Gebet 
und dem liturgischen Akt zu halten. Das Firchliche Geläute findet in der— 
jelben Weije wie bei der Beerdigung ftatt; dagegen hat bei der Bejtattung 
der Ajchenrefte im Grabe oder Kolumbarium die Mitwirkung der Geift- 
lihen zu unterbleiben. 

18.133. Mai. (Reichstag.) Entlaftung des Reichsgerichts. 
Zweite Beratung. 

Die Kommifjion beantragt, die NRevifionsfumme von 1500 Marf 
auf 2500 zu erhöhen. — Abg. Bachem (8.) hält die Erhöhung für nötig, 
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um die zahllojen Revifionen, die das Reichsgericht nicht * bewältigen 
könne, zu vermindern. Die Erhöhung ſei keine Ungerechtigkeit gegen die 
kleinen Leute; die ſchnellere Erledigung der Prozeſſe durch das Reichs— 
gericht werde auch eine günſtige Rückwirkung auf das Amts- und Land— 
gericht ausüben. Abg. Dr. Müller- Meiningen (fr. Vp.) lehnt die Erhöhung 
als eine joziale Ungerechtigkeit ab; eine allgemeine Bivilprozeßreform müſſe 
Wandel jchaffen. Staatsjefretär Dr. Nieberding erflärt dieje für die 
nächiten zehn Jahre unmöglid. — Am 23. Mai wird der Kommiffions- 
antrag mit 119 gegen 74 Stimmen angenommen. 


18.122. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Zweite 
Beratung der Novelle über Bergarbeiterfhug. (Vgl. ©. 69.) An 


nahme der modifizierten Vorlage. 

Abg. Schiffer (nl.): Die Nationalliberalen billigten im allgemeinen 
die Kommifjionsbejchlüffe. Das wichtigfte fei die Einführung des Bermwal- 
tungsftreitverfahrens. Er beantragt, das Verbot der politijchen Betätigung 
für die Mitglieder der Arbeiterausschüffe wieder aufzuheben, weil es den 
Ausihußmitgliedern das Vertrauen der Arbeiter entziehen werde. Abg. 
Trimborn (3.): Das Refultat der Kommiffionsberatung jei durchaus 
unbefriedigend. Unannehmbar jeien die öffentliche Wahl der Arbeiter- 
ausſchüſſe und das Verbot für politische Betätigung. Auch die Regelung 
der Arbeitözeit befriedigt uns nicht. Solange die Arbeitszeit noch nicht 
fejtgejegt ift, ift auch die Beftimmung bedeutungslos, daß ein Mehr der 
Einfahrtszeit und Ausfahrtszeit auf die Arbeitszeit angerechnet werden 
fol. In der Beltimmung, daß das Oberbergamt bezirksweiſe Arbeits- 
bejchränfungen unter gewifjen Vorausfegungen eintreten laſſen muß, können 
wir feinen Erjaß erbliden für den Marimalarbeitstag. Entjchieden find 
wir gegen das VBerwaltungsjtreitverfahren. Bedauerlich ift auch, daß die 
Frage der Weberjchichten und Nebenfchichten nicht geregelt worden ift. — 
Die Verjprechungen der Regierung würden durd das Gejeß nicht eingelöft, 
die Arbeiter verlören hierdurdy das Vertrauen zum Staat, und die chrijt- 
lih-nationale Arbeiterbewegung werde dadurch große Einbuße erleiden. 
Handelsminifter Dr. Möller erwartet, daß das Haus im mejentlichen die 
Regierungsvorlage wiederherftellen werde, die Kommiſſionsbeſchlüſſe könne 
die Regierung nicht annehmen. Abg.v. Heydebrand (fonj.) und v. Zed— 
fig (frk.) wollen im allgemeinen die Kommiſſionsbeſchlüſſe, insbejondere 
die öffentlihe Wahl, beibehalten. 

In der Einzelberatung wird insbejondere über den Wahlmodus 
debattiert. Abg. v. Heydebrand (konf.) führt unter ſcharfen Angriffen 

egen die Nationalliberalen aus, es jei richtig, „daß wir tatjächlich ſchon 
o weit gefommen find, daß die geheime Wahl ein Schugmittel ift für die 
bejonnenen Arbeiter, die noch die Autorität der Negierung achten gegen- 
über dem Terrorismus der Sozialdemokratie. Aber ift e3 ein wünſchens— 
werter Zuftand für die Zukunft, daß die Flucht vor der Deffentlichkeit der 
einzige Schuß ift? Das ift ein ungejunder Zuftand. Wenn wir auch die 
praftiiche Bedeutung der geheimen Wahl nicht verfennen, zu einem Gejeße 
für die Zufunft wollen wir die Heimlichfeit nicht machen! Das Bertrauen 
ift im gewerblichen Leben für das gute Verhältnis zwifchen den Arbeitern 
und Arbeitgebern eine der fundamentalen Bedingungen, die Heimlichkeit 
der Wahl ſchwächt das Vertrauen ab.” ... Wir können die Laften der 
jozialpolitifchen Geſetzgebung nicht weiter tragen, wenn die gejchaffenen 
Einrichtungen ausgebeutet werden von Leuten, die mit ihren ftaatsfeind- 
lihen Tendenzen offen hervortreten. Fett, da wir im Landtage eine Ge- 
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fegenheit haben, das auszufprechen, dürfen wir es nicht verfäumen. Das 
ift unjere nationale Pfliht. Es müfjen auch die Behörden gefunden wer— 
den, die diefem Standpunkte Rechnung tragen. Das Vertrauen habe ich 
noch zu unjeren Behörden, daß fie, wenn diejer Standpunkt hier aus- 
gejprochen wird, auch Stange halten. Das vorliegende Geſetz ift eine be— 
hördliche Organijation der Urbeiterjchaft gegen den Wrbeitgeber und hat 
aus dem Grunde eine ganz weittragende Bedeutung, weil es die Erfüllung 
eines großen Teiles des jozialiftiihen Programms enthält. Handeldminifter 
Möller: Es ift hier darauf hingewiejen worden, daß die Sozialdemofratie 
die Arbeiterausjchüffe zu ihren Zwecken mißbrauchen fönne. Schlimmer 
al3 ein folder Mißbrauch von jeiten der Sozialdemokraten find die Zu- 
ftände, welche die Einrichtung eines Arbeiterausschufjes notwendig erjcheinen 
lafjen. Wie verhängnisvoll es ift, daß die Bergarbeiter feine offizielle Ver- 
tretung haben, das hat fich jo recht bei dem lebten Streik gezeigt. Ach 
halte dad Mißtrauen, welches gegenüber dem Arbeiterausjchuß hier betont 
worden ift, für ein Vorurteil. Gewiß werden die Arbeiterausichüffe in 
Konflikten die große Maffe nicht unbedingt halten können, aber fie jind in 
hohem Maße geeignet, einen Weg zum Frieden anzubahnen. Die Arbeit- 
geber wollen ja von ihrem Standpunkte aus prinzipiell die freiwilligen 
Organiſationen der Arbeiter nicht anerfennen. Der Mangel einer Organi- 
fation, wie das Geſetz fie vorichlägt, Hat fich deutlich zu erfennen gegeben 
in dem Umftande, daß, als jchließlich die Arbeitgeber ſich zu Unterfuhungen 
und zur Heranziehung von Arbeitervertretern herbeiließen, keine Ausſchüſſe 
vorhanden waren. Es muß aljo eine Bertrauensitelle gejhaffen werden. 
Laſſen Sie den politischen Paragraphen beftehen, jo eliminieren Sie damit 
das Gute, was die Arbeiterausſchüſſe jchaffen können, und Sie werden der 
Agitation eher Vorſchub leiften, als fie einjchränfen. 

Das Reſultat der Beratung ift im mejentlihen die Annahme der 
Kommiffionsbejchlüffe. Die wichtigiten Uenderungen find: die Beftimmung, 
wonad) der für Kontraftbruch verwirfte Arbeitslohn der Unterftügungstafie 
anheimfallen joll, wird al3 mit der Neichögejeggebung unvereinbar fat 
einftimmig geftrichen. Der Abjchnitt über die Arbeiterausjchüffe wird durch 
eine Mehrheit von Konjervativen und Zentrum abgelehnt. Die Konjer- 
vativen ftimmen dagegen, weil das Verbot der politischen Betätigung der 
Ausſchußmitglieder bejeitigt worden war, das Zentrum, weil die geheime 
Wahl nicht zugeftanden und eine Sufjpendierung der Ausſchüſſe, die ihre 
Pflicht verlegten, auf drei Jahre vorgejehen war. Auf Antrag des Ben- 
trums wird bejchlofien, daß Ueber- und Nebenjchichten vor Betriebsjtellen 
mit mehr al3 28 Grad Wärme nicht verfahren werden dürfen. 


20. Mai. Württemberg.) Mitteilung in der Kammer 
über die Perjonentarifreform in Deutjchland. 


Minifter des Auswärtigen vd. Soden erklärt, daß eine von allen 
Eifenbahnverwaltungen bejchidte Delegiertenverfammlung ſich auf folgende 
Kilometerjäge geeinigt habe: für die 1. Klaſſe 7 Pfennig, für die 2. Klafje 
4.5 Pfennig, für die 3. Klaſſe 3 Pfennig und für die 4. Klaſſe 2 Pfennig; 
ferner jei erreicht worden eine Einigung über die Abjchaffung der Rüdfahr- 
farten, über die Einführung eines nad) Zonen zu bemeſſenden Schnellzug- 
zufchlags, über einen gleichfall3 nad) Zonen zu bemejjenden Gepädtarif 
und über die Beibehaltung beziehungsweiſe Bejeitigung gewiſſer Begün- 
ftigungen. Bayern habe dabei eine Ausnahmeftellung eingenommen, injo- 
fern als es verjchiedene Tariffäge bei fich einführe und in den einzelnen 
Bügen ftet3 nur höchſtens drei Wagenklafjen führe, und damit die 4. Wagen- 
klaſſe vermeide, jo daß es aljo zwei Arten 3. Klafje, die eine zum 3 Pfennig- 
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und die andere zum 2 Pfennig-Sape, in Ausficht nehme. Wie fich die 
Durchführung dieſes bayerifchen Unterfyftems beim Grenzverfehr ohne 
Schwierigkeiten und ohne Beläftigung ſowohl der Verwaltung ald des 
Publikums machen lafje, darüber möchte er fich nicht ausfprechen. Er 
—* ſich dieſem bayeriſchen Standpunkt aus folgenden Gründen nicht an— 
chließen können: 1. weil eine Einigung ſämtlicher Verwaltungen über den 
bayerifchen Vorſchlag ausgeſchloſſen war, 2. weil er gewiſſe prinzipielle 
Bedenken gegen die Durchführung diejes Syſtems habe, 3. weil Baden von 
Anfang an ch gegen diejen bayerischen Vorſchlag ausgeiprochen habe und 
nad; Lage der Sache ausſprechen mußte, und unfer- Grenzverfehr nad) 
Baden viel größer ſei als nach Bayern. 

Württemberg bringe durch die Annahme der 4. Wagenklafje ein 
Opfer, aber es jei bereit, diejes Opfer zu bringen, falls dadurd die Ein- 
Fr der Tarife bei den deutjchen Verwaltungen und gleichzeitig auch das 

uftandefommen der Betriebsmittelgemeinjchaft gefichert werde. Durch die 
Aenderung werde ein Zuftand bejeitigt, der allzufehr an die alte deutjche 
Beriplitterung und Berfahrenheit erinnere. 


21.22. Mai. (Dresden.) Parteitag der nationalliberalen 
Bartei. 

E3 wird zunädhft die DOrganifation der Partei beraten und be- 
ihlofjen, den Yugendvereinen feine bejondere Stellung in der Partei zu 
gewähren. — Den Hauptvortrag hält Abg. Bafjermann, der ein Zu— 
jammengehen mit der Sozialdemokratie ſcharf ablehnt und die Nachgiebig- 
feit des preußiſchen Kultusminifteriums gegen orthodore und klerikale 
Wünſche tadelt. — Lebhaft wird debattiert über die Schulfrage und ſchließ— 
lich folgende Rejolution einftimmig angenommen: „Der Bertretertag billigt 
den vom Bentralvorftand in feinem Beichluffe vom 12. Juni 1904 betreffend 
den Schulflompromißantrag eingenommenen Standpunkt. Er erwartet aud) 
jeinerjeit3, daß die nationalliberale Fraktion des Abgeordnnetenhaufes einem 
Bolksichulunterhaltungsgejege zuftimmen wird, wenn es dieſem Standpunkt 
entjpricht. Der Bertretertag erwartet ferner, daß die Fraktion nach wie 
vor nahdrüdlich für die fachmänniſche Schulauffiht eintreten wird.“ 


22. Mai. (Köln) Kongreß der freien Gewerkichaften. 


Bertreten find 1! Million organifierter Arbeiter und Arbeiterinnen. 
U. a. jpricht fi) der Kongreß gegen die Propaganda für den Generalftreif 
aus, weil fie von dem langjamen Vorjchreiten, das allein zum Ziele führe, 
ablenfe. Auch die Maifeier wird vielfach getadelt; die Agitation dafür 
durchfreuze eine vernünftige Gewerkjchaftstaktif. 


22. Mai. Der Unterjtaatjefretär im preußifchen Staats— 
minifterium Frhr. vd. Sedendorff wird zum Präfidenten des Reichs— 
gericht3 ernannt. 

23. Mai. Der Reichdtag genehmigt gegen die Sozialdemo— 
fraten Anträge auf Aenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Hier: 
nach werden mehrere Delikte, darunter Preßvergehen, die bisher 
von Straffammern abgeurteilt wurden, den Schöffengerichten über- 
wiejen. 

24. Mai. Der Reichstag genehmigt in dritter Beratung 
gegen die Stimmen der Sozialdemokraten, Freifinnigen, Polen, der 
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wirtfchaftlichen Bereinigung und der Reformpartei die Zivilprozeß- 
reform (©. 84). 


%6. Mai. (Preußifches Abgeordnetenhaus.) Dritte Be- 
ratung der Berggejegnovelle.. Kompromißanträge. Annahme. 


Abg. Hitze (3.) beantragt zum Verbot des Wagennullens folgenden 
Zufag: Der Bergmwerföbejiger ift ferner verpflichtet, den Kohn des Ver— 
trauensmannes auf Antrag des jtändigen Arbeiterausichufies oder der 
Mehrzahl der beteiligten Arbeiter vorſchußweiſe zu zahlen — er ift be- 
rechtigt, den — gezahlten Lohn den beteiligten Arbeitern bei 
der Lohnzahlung in Abzug zu bringen. — Abgg. Friedberg und Schif— 
fer (nl.) beantragen über die Ausihüffe: Ab}. 1. Auf denjenigen Berg- 
werfen, auf welchen in der Regel mindeftens 100 Arbeiter beichäftigt wer— 
den, muß ein ftändiger Arbeiterausihuß vorhanden jein. Ihm liegt es 
ob, darauf Hinzumirfen, daß das gute Einvernehmen innerhalb der Beleg- 
ihaft und zwiſchen der Belegſchaft und dem Arbeitgeber erhalten bleibt 
oder wiederhergeitellt wird. Abj.2. Der ftändige Arbeiterausjhuß Hat die 
in den 88 80c, 80d und 80g bezeichneten Aufgaben. Durch die Arbeits- 
ordnung fönnen ihm noch weitere Aufgaben zugemwiejen werden. Außer— 
dem hat er Anträge, Wünjche und Befchwerden der Belegichaften, die jich 
auf die Betriebs- und Arbeitöverhältniffe des Bergwerks beziehen, zur 
Kenntnis Des Ye Der zu bringen und ſich darüber zu äußern. 
Abi. 3. Ein Arbeiterausihuß, der jeine im Abſ. 2 begrenzte Zuftändigfeit 
überſchreitet, kann nach fruchtlofer Verwarnung durch; das Oberbergamt 
aufgelöft werden. Nach wiederholter Auflöjung kann das Oberbergamt die 
Vorſchrift des Abi. 1 auf höchſtens ein Jahr außer Kraft jegen (d. h. den 
Ausſchuß ſuſpendieren). Nach Abſ. 4 jollen als Arbeiterausichüffe gelten 
die Krankenkaſſenvorſtände, die Knappjchaftsälteften, die bereits — 
Arbeiterausſchüſſe und endlich ſolche Vertretungen, die von den Arbeitern 
in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. Die Verhältnis— 
wahl ſoll zuläſſig ſein. Zur Wahl berechtigt ſollen nur volljährige Arbeiter 
ſein, welche mindeſtens ein Jahr ununterbrochen auf dem Bergwerk ge— 
arbeitet haben. Die gewählten Vertreter ſollen mindeſtens 30 Jahre alt 
ſein und mindeſtens drei Jahre auf dem Bergwerk gearbeitet haben, und 
ſie ſollen ferner der deutſchen Sprache mächtig ſein; ihre Zahl ſoll min— 
deſtens drei betragen. Die Arbeiterausſchüſſe ſollen mindeſtens alle fünf 
Jahre neu zu wählen ſein. — Ueber die Zulaſſung des Verwaltungsſtreit— 
verfahrens beantragen ſie, daß gegen die Entſcheidung des Oberbergamts 
auf Grund des 8 197 die Klage nicht beim Bezirksausſchuß, ſondern bei 
dem neu von ihnen beantragten Bergausihuß ftattfinden joll und ferner 
gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes ſowie des Bergausjchufies 
das Rechtsmittel der Reviſion bei dem Oberverwaltungsgericht zugelaſſen 
wird. — Ferner beantragen ſie die Bildung eines Bergausſchuſſes bei dem 
Dberbergamt. Der Bergausihuß joll bejtehen aus dem Berghauptmann 
als Vorſitzenden und ſechs Mitgliedern, von denen zwei aus dem Ober— 
bergamt durch den Handelsminijter ernannt werden, und die vier anderen 
Mitglieder durch den Provinzialausichuß gewählt werden. Abg. Stengel 
frf.) beantragt: Die Oberbergämter find verpflichtet zu prüfen, ob mit 

üdficht auf die den Gefundheitszuftand der Arbeiter beeinfluffenden Be- 
triebsverhältnifje eine Seltjegung der Dauer, des Beginnes und des Endes 
der täglichen Arbeitszeit geboten ift. Gegebenenfalls trifft das Oberberg- 
amt nad) Anhörung des Gejfundheitsbeirats die hierzu erforderlichen Felt- 
jegungen für den Oberbergamtsbezirf und die Teile desfelben und erläßt 
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die zur Durchführung erforderlichen Anordnungen. Aus bejonderen Grün- 
den können einzelne Bergwerfe auf ihren Antrag durch das Oberbergamt 
von der Beobachtung dieſer Vorjchriften gänzlich oder teilweife, dauernd 
oder zeitweife entbunden werden. 

Minifterpräfident Graf Bülow: Wenn ich die dritte Lefung mit 
einigen Worten einleiten muß, jo ift es nicht meine Abficht, nochmals auf 
alle Kontroverjen einzugehen. Man Hat das Vorgehen der Regierung im 
allgemeinen und dann insbejondere den Zeitpunkt der Einbringung ber 
Borlage getadelt. Die praftijche Arbeit in der Kommiffion und im Plenum 
hat diefe Vorwürfe und Bedenken ganz und gar zurüdtreten laffen, und 
ich will daher nicht weiter auf fie zurüdfommen. Aber das darf ich wohl 
jagen, daß man der Regierung den Vorwurf nicht machen fann, fie habe 
in der Sache jelbjt nicht Maß gehalten, fie fei zu einfeitig und zu intenfiv 
vorgegangen in dem Beftreben, dem jozialen Trieb zu dienen. Gewiß, 
e3 handelt jich in dieſer wirtjchaftlich und politisch gleich fchwierigen Ma- 
terie ded Ausgleich! von Unternehmer- und Arbeiterinterejjen, von Groß— 
fapital und Lohnarbeit um manche Zwedmäßigfeitöfrage, Hinfichtlich deren 
man verjchiedener Meinung jein kann. Die Autoren der Berggejegnovelle 
fonnten ſich nicht einbilden und haben ſich auch nicht eingebildet, daß ihre 
Borjchläge nicht verbefjerungsfähig jeien. Einige der von der Kommilfion 
und vom Hauje vorgenommenen Nenderungen ericheinen als Verbefjerungen. 
Mit anderen möchte man fich abfinden, wenn die Negierung auch an und 
für jich ihrer Vorlage den Vorzug geben möchte. In einem der wichtigjten 
Punkte, bei den Arbeiterausichüfien, ift aber die Vorlage in der zweiten 
Beratung ein Torjo geblieben, während fie durch die Bejchlüffe der Kom— 
miſſion in einer Weiſe abgeändert worden war, welche den verjöhnlich 
reformatoriichen Zweck des Gejeges in Frage ftellt und mindeftens in zwei 
Richtungen für die Regierung nicht annehmbar ift. Ich Halte es für nüß- 
lid und notwendig, in diefer Beziehung feinen Zweifel zu laffen, und ich 
will mit meiner Offenheit noch weiter gehen. Schon bei der erften Lejung 
habe ich den lebhaften Wunſch ausgefprochen, dieſes Geſetz auch mit Unter- 
fügung der fonjervativen Partei zuftande zu bringen. Geitdem ich zu 
meinem verantwortungspollen Amte berufen bin, habe ich feinen Zweifel 
darüber gelafjen, wie jehr ich ein Zuſammenwirken mit der fonjervativen 
Partei wünſche. Der Grund Hierfür liegt nicht in einer mir hier und da 
vorgeworfenen Hinneigung zur fonfervativen Partei, fondern er liegt in 
der Uebereinftimmung der Grundanjhauung, welche zwijchen uns bejteht 
in der Kardinalfrage der Befämpfung der verfafjungsmwidrigen, ftaatsfeind- 
lihen Beftrebungen der Sozialdemokratie. Um jo mehr muß mir daran 
liegen, das Haus davon zu überzeugen, daß das Vorgehen der Regierung 
ein berechtigte war, und daß eine Verftändigung im Intereſſe aller Par- 
teien und im Intereſſe des Landes erzielt werden muß. Sie wiſſen, daß 
die Regierung die einfchlägigen bergredhtlichen Fragen, ſoweit an ihr liegt, 
der preußifchen Zandesgejeggebung erhalten jehen möchte. Dazu ift aber 
erforderlich, daß der preußiiche Landtag feine Unterftügung bei der Löſung 
diejer wichtigen Frage nicht verfagt. Ich halte immer noch an der Hoff- 
nung feit, daß wir nicht umjonjt an dieſes Haus appellieren. In einem 
fonjervativen Blatt, im „Reichsboten“, habe ich Fürzlich gelefen: „Wenn 
das Sozialismus ift, wa3 die Vorlage will, dann ift alles, was zum Schuße 
der wirtjchaftlichen Intereſſen der einzelnen Stände durch Staatägejege 
geichieht, Sozialismus“, und weiter: „Konjervativ ift, auf der Grundlage 
der hiſtoriſchen Entwidelung den Beitbedürfniffen gerecht zu werden und 
in Anjehung der Perfon und der Stände das Wohl des Volfes fördern 
zu helfen.” Nach der Abficht der Regierungsvorlage foll die Tätigfeit der 
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Arbeiterausſchüſſe nicht eine bejchließende und vollziehende, ſondern ledig- 
lid) eine vermittelnde und gutachtliche im Snterefe des jozialen Friedens 
jein. Darin vermag ich eine Gefahr nicht zu erbliden. Im Gegenteil, 
alle Erfahrungen, die wir bisher in ftaatlichen Betrieben gemacht haben, 
beitätigen, daß jolche Ausſchüſſe nicht dem Kriege und dem Kampfe, jondern 
dem Frieden dienen. Das ift nicht verwunderlich, denn die Möglichkeit, 
die Wünjche der Arbeiter in Stollegien zur Sprache zu bringen und fie 
mit dem Vertreter der Arbeitgeber zu erörtern, ſchafft die beite Möglich- 
feit, fich zu einigen, von faljchen Forderungen Abjtand zu nehmen und 
fi) durch ftichhaltige Gründe überzeugen zu laſſen. Gerade beim legten 
Streik hat ji der Mangel einer gejeglichen Vertretung der Arbeiter fühl- 
bar gemadt. Hätte eine folche beftanden, jo wäre vielleicht der Streif 
nicht ausgebrochen. (Lebhafter Widerjpruch rechts, Sehr richtig! links und 
im Zentrum.) Nun bat namens der fonjervativen Partei Herr dv. Heyde— 
brand erklärt, er könne es nicht länger mitanjehen, daß jozialpolitiiche Ein- 
richtungen, welche zum Zwed der Verſöhnung und des Friedens gejchaffen 
feien, ausgebeutet würden im Intereſſe der ftaatsfeindlichen Sozialdemo- 
fratie. Ich verftehe diejen Standpunkt und gebe gern zu, daß die Sozial- 
demofratie es leider verjtanden Hat, jchon beftehende jozialpolitiihe Orga— 
nijationen, jo bejonders die Krankenkaſſen (lebhafte Rufe: Sehr wahr! 
rechts), zum Schaden ihrer jozialen Bedeutung für Parteizwecke auszubeuten. 
Das bei den Arbeiterausihüjlen zu verhindern, ift die Regierung bereit. 
Sie glaubt aber Hierfür auch genügend Kautelen geichaffen zu Haben, jo 
daß es unnötig und wegen de3 juriftiich jchwer erfaßbaren Begriffes der 
politiichen Betätigung untunlich erjcheint, außerdem noch die politiiche Be- 
tätigung zu verbieten. Ebenjo beftehen jchwere Bedenken gegen das aus- 
drüdliche Verbot der politijchen Betätigung der einzelnen Mitglieder der 
Arbeiterausihüffe außerhalb der Ausihüfle aus den ſchon vom Auftiz- 
minifter dargelegten jahlihen Gründen. Und nun die geheime Wahl der 
Bergarbeiterausichüfje! Ich verftehe, daß man grundjäglic ein Gegner 
des geheimen Wahlrechts fein kann. Auch Windthorjt Hat einmal für Die 
öffentliche Abftimmung plädiert. Ein Dogma ift das geheime Wahlrecht 
nicht. An Dogmen glaube ich in der Polıtif überhaupt nicht, wohl aber 
glaube ich, daß niemand jeinem Grundjage etwas vergibt, wenn er in 
diejer jpeziellen Frage der obligatorijchen Arbeiterausſchüſſe der geheimen 
Abftimmung zuftimmt, denn für die fafultativen Ausſchüſſe befteht jie jeit 
langem. Wir haben hier nicht Grundjäge für die Einführung eines neuen 
Wahlrechtes fetzulegen, jondern müffen an der Tatſache feithalten, daß bei 
den Urbeiterausjchüffen im Bergmwerföbetrieb die geheime Wahl ein be- 
ftehendes Recht if. Wenn wirflih die Wahrjcheinlichkeit dafür jpräche, 
daß die Arbeiterausjchüffe der Sozialdemokratie fördernd wären, würde ic) 
niemals die Hand zu ihrer Einführung bieten. Nach meiner Ueberzeugung 
wird aber die —— vielfach nützlich, keinesfalls aber ſchädlich wirken. 
Sie bedeutet nicht die Anerkennung des Klaſſenprinzips, das die Sozial- 
demofratie vertritt, jondern ein natürliches Bindeglied zum Ausgleich der 
großen Entfernung, die fi) mehr und mehr zwiſchen Grubenbefigern und 
Betriebsleitern auf der einen Geite und den Mafjenbelegichaften auf der 
anderen Seite vollzogen Hat. In Privatgefprächen und in Zeitungen ift 
mir die Bejorgnis entgegengetreten, e3 könnten Eingriffe in die wirtichaft- 
lihe Ordnung anderer Gewerbe, 3.8. der Landwirtichaft, die Folge diejer 
Maßnahme jein. Principiis obsta ift mitunter ein gutes Wort, aber jeine 
Kehrjeite bildet die altpreußifche Forderung: Jedem das Seine! Niemand 
fann ernftlic in Abrede ftellen, daß die Arbeit in den Steintohlenberg- 
werfen ausnehmend jchwieriger Art ift, und daß in diefen Bergmwerfen 
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ungewöhnliche Kapitalanſammlungen ſtattgefunden haben, ſowie daß die 
vorgeſchlagenen Ausſchüſſe auf die Eigentümlichkeit des Kohlenbergbaues 
—— ſind. Seit Jahrzehnten verlangen die Arbeiter nach größeren 

echten, und bei dem letzten Streik iſt es zum Ausdruck gekommen, daß 
die geſetzliche Regelung der Bergarbeiterverhältniſſe ein Mittel zur Abwehr 
ſozialdemokratiſcher Hetzereien wäre. Die Hoffnung und das Vertrauen 
der Arbeiter zu enttäuſchen, wäre nach meiner Anſicht unpolitiſch und un— 
gerecht. Das wäre ein Triumph für die Sozialdemokratie, die ſchon jetzt 
ſagt: Was ſind Hoffnungen und Entwürfe, die die Regierung macht, anders 
als leere Verſprechen? Nicht aus einer gewiſſen Stimmung heraus, ſon— 
dern aus nüchterner Ueberlegung und ſachgemäßem Nachdenken ſind die 
Entſcheidungen getroffen worden. Aber daneben bleibt beſtehen, daß in 
Preußen ſeit Jahrhunderten die Fürſorge für die Schwachen und Armen 
eine ſtaatliche Pflicht iſt. Unzweifelhaft iſt auch, daß die Autorität des 
Staates bei dieſem Geſetz engagiert iſt, denn der Streik iſt beendet worden, 
nachdem wir geſetzliche Maßnahmen für die Arbeiter in Ausſicht geſtellt 
haben. Als leitender Miniſter kann und darf ich nicht Beſchlüſſen zu— 
ſtimmen, die die Autorität der Regierung ſchädigen würden. Ich finde in 
den mir vorliegenden Anträgen Friedberg, Hitze und Stengel, die erſt vor 
einigen Augenblicken zu meiner Kenntnis gebracht worden And, wenn aud 
nicht in Form, jo doch dem Anhalt nach die Wiedergabe defjen, was die 
Regierung mit ihrer Vorlage bezwedt hat. Ich wende mid an all die- 
jenigen, die den jozialen Frieden und das Vertrauen zu unjeren bejtehen- 
den Buftänden aufrecht erhalten wollen, mit der Bitte, diejen Anträgen 
uzuftimmen. Bieten fie in diejer fo ernjten Frage die Hand zur Ver— 
hänbigung, Ich Ichliefe mit dem Wunjche und der Hoffnung, daß das 
Haus die Verantmwortlichkeit für das Scheitern der Novelle nicht über- 
nehmen wird. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Graf Limburg-Stirum (fonf.): Die Konfervativen jähen 
in der Borlage ein Beruhigungsmittel für einen mit Kontraftbruch begon- 
nenen Streif. Daher bedeute fie eine Schwächung der Regierungsautorität. 
Der Berbefjerung de3 Verhältnifjes zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern 
würden fie zuftimmen, aber fall3 die geheimen Wahlen für die Ausſchüſſe 
beichlofien würden, würden fie das ganze Gejeg ablehnen. Abg. Frhr. 
v. Bedlig (frl.): Wenn die fonjervative Partei die Vorlage zu Fall bringe, 
jo werde jie die Staatsautorität empfindlich jchädigen, weil fie die Regie— 
rung verhindere, ihr Wort einzulöjen. Die Freilonjervativen hätten zwar 
Bedenken gegen die geheime Wahl, aber im Intereſſe des Geſetzes würden 
fie fich darüber Hinmwegjegen. Auf diefem begrenzten Gebiete des Arbeiter- 
recht3 habe die geheime Wahl Feine große Bedeutung; man könne fie aljo 
annehmen, um nicht die Regierung zu einem Appell an den Reichstag zu 
zwingen und jo die Machtitellung Preußens zu ſchwächen. Abg. Spahn (3.): 
Das Zentrum nehme die Vorlage an, obgleich es gern mehr erreicht hätte, 
namentlich Hinfichtlich de3 fanitären Marimalarbeitstages. Die Autorität 
des Staates werde nicht dadurch verlieren, vielmehr gewinnen, wenn der 
Arbeiter bei der Regierung Unterftügung für jeine berechtigten Forderungen 
finde. Die neuen Anträge verbefjerten in manchen Punkten die Regierungs— 
vorlage, die Arbeiter könnten aljo damit zufrieden fein. Abg. Dr. Fried- 
berg (nl.) empfiehlt dringend die Annahme der Anträge, um dem Land- 
tage das Recht, bei der Regelung der Arbeitsverhältnifje im Bergbau mit- 
zufprechen, zu erhalten. Abg. Wiemer (fr. Bp.): Die Vorlage der Regie- 
rung jei Durch die Kommiſſion und die neuen Anträge erheblich verjchlechtert, 
daher unannehmbar. Abg. Korfanty (Pole) lehnt die Vorlage ab, weil 
fie das Wahlrecht von der Kenntnis der deutichen Sprache abhängig made. 
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Nach längerer Disfuffion über Einzelfragen und mehreren Detail- 
abftimmungen wird das ganze Geſetz gegen die Stimmen der Konſervativen 
und Polen, einiger Freifonjervativer und Freilinniger angenommen. 

27.Mai. Das Preußifche Abgeordnetenhaus genehmigt 
die Abänderung des Berggejeges über die Stillegung von Zechen. 

Die Hauptbeftimmung lautet: Der Bergwerkseigentümer ift ver- 
pflichtet, da3 Bergwerf injomweit zu betreiben, als der Unterlafjung oder 
Einftellung des Betriebes überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes 
entgegenjtehen, twofern die Eröffnung oder die Fortjegung des Betriebes 
Gewinn verjpricht. Liegen die Vorausjegungen des Abj. I nad) dem Er- 
mejjen des Oberbergamt3 vor, jo Hat dieje Behörde die Befugnis, den 
Bergwerkseigentümer nach feiner Vernehmung unter Androhung der in den 
88 6dc bis 650 und der im jechiten Titel bezeichneten Maßregeln aufzu- 
fordern, binnen einer vom Oberbergamte zu beftimmenden Seit in einem 
dem öffentlichen Intereſſe entiprechenden Umfange das Bergwerk in Betrieb 
zu jeßen oder den Betrieb fortzuführen. Bei bisher nicht betriebenen 
Bergwerfen hat die Friſt wenigjtens ſechs Monate zu betragen; die Auf- 
forderung wirft auch gegen den Rechtsnachfolger. — (Annahme in dritter 
Beratung 29. Mai.) 


27. Mai. (Stuttgart) Berfammlung des Flottenvereins. 


Der Verein zählt über 600 000 Mitglieder. — Es wird eine Reſo— 
lution angenommen, wonad der Flottenverein erftens mit allen Kräften 
die von der Regierung angekündigte neue Flottenvorlage unterftügen und 
zweitens für einen bejchleunigten Ausbau der Flotte, insbejondere baldigen 
Erſatz der minderwertigen Schiffe durch vollwertige Schlachtichiffe eintreten 
will. Der Verſammlung waren erregte Debatten in der Deffentlichkeit 
vorhergegangen. In dem Organ des Vereins, der „Flotte“, war u.a. 
ausgeführt, daß das Regierungsprogramm nicht genüge und daß jchleunigft 
ein drittes Doppelgeichwader errichtet werden müſſe. Hiergegen hatten jich 
bejonder3 Bentrumsftimmen erhoben, auch andere erklärten die Disfredi- 
tierung der Regierungsabſichten für ungejchidt. Der Kaijer fprad in 
einem Telegramm an den Borftand feine Mißbilligung dieſer Agitation 
aus. Infolgedeſſen legten mehrere VBorjtandsmitglieder ihre Aemter nieder, 
liegen fjich aber nad) einer Audienz des BVorfigenden Fürften zu Salm- 
Horjtmar beim Kaiſer, die die Mißhelligfeiten bejeitigte, abermals wählen. 
Uber der Verein verzichtet auf die Aufftellung eines eigenen Programmes. 

Die alldeutjchen „Leipziger Neueften Nachrichten” behaupten, das 
Telegramm des Kaijer3 jei durd eine Kriegsdrohung König Eduards ver- 
anlaßt worden; die „Kölnische Volkszeitung“ nennt diefe Behauptung „bös- 
artig”, fie müfje das Hohngelächter aller Deutjchfeinde erregen. 


Ende Mai. Die nach Abeffinien entſandte Gejandtichaft fehrt 
zurüd. Die „Kölnifche Zeitung” berichtet über ihre Ergebniffe: 


„Bekanntlich ift zwiſchen Deutfchland und Aethiopien ein Freund- 
ihafts- und Handelövertrag abgejchloffen worden, der für die fünftigen 
mwirtjchaftlichen Beziehungen zwiſchen den beiden Ländern eine feite Grund- 
lage ſchafft. Ein ausführlicher Bericht über die mwirtjchaftlichen und Ver— 
fehrsverhältnifje Abejjiniens ift noch in Arbeit und dürfte jeinerzeit den 
beteiligten Handelskreiſen zugänglich gemacht werden. Bei einer Kara- 
wanenreije von über 1600 Kilometer durch abejjinijches Gebiet hatte die 
Geſandtſchaft reichlich Gelegenheit, auch die Boden- und Produftionsver- 
hältnifje im Innern des Landes näher kennen zu lernen und bisher wenig 


Das Beutfhe Bei und feine einzelnen Glieder. (Mai Ende.) 93 


befannte Abjaggebiete zu erfunden. Bon der Hauptitadt Addis Abeba war 
fie unter Führung eined ihr vom Kaiſer Menelif mitgegebenen höheren 
Beamten und einer entjprechenden Esforte am 18. Mai aufgebrochen und 
hatte, wie den LXejern unſeres Blattes ſchon befannt ift, die nördlichen 
Gallaländer bis zum Blauen Nil bereift. Von dort war fie durch Die 
Provinzen Godjam und Damot nad) dem Tanajee und der ehemaligen 
Hauptitadt Gondar marjchiert, überall von den örtlichen Beamten aufs 
ehrenvollfte und freundlichjte aufgenommen. Am 18. April brach die Ge- 
jandtichaft von Gondar auf und fonnte, dank der außerordentlichen Für- 
forge Menelils, wenigjtend zum Zeil den Weg über das jchwer zugäng- 
liche Semicugebirge, den höchſten Teil des Landes, nehmen. Hier wurden 
Bälle von über 4000 Meter überjchritten, Höhen, auf denen nachts ftarfe 
Fröſte herrſchten. Nac Bereinigung der Reiſenden mit ihrer auf einem 
tiefer liegenden Wege vorangejandten Laftfarawane ſüdlich vom Tafazze, 
bejuchte die Erpedition die uralte äthiopifche Hauptjtadt Arum mit ihren 
intereflanten Altertümern und ehrwürdigen Kirchen, um dann weiterhin, 
dur die Provinz Tigre ziehend, am Mareb die Grenze Erythräas zu 
überjchreiten. Am 8. Mai, d. H. nad) 52tägigem Marjche von Addis Abeba, 
erreichte fie die erythrätfche Hauptftadt Asmara, von den italienischen Be— 
hörden herzlich und gaftlich aufgenommen. Nach den mannigfadhen Ent- 
behrungen des jehr langen Marſches wurde der gejellige Verkehr mit den 
gaitfreundlichen Beamten und Offizieren der italienischen Kolonie aufs an— 
genehmfte empfunden. Am 10. Mai jchiffte fi) der Geſandte mit vier 
Herren in Mafjaua ein, um über Aegypten nach Deutichland zurüdzufehren. 
Auf der ganzen Reife war das Befinden jämtlicher Mitglieder — e3 waren 
einschließlich der Gardeduforps 19 deutiche — ausgezeichnet, troß der ftellen- 
weile nicht unerheblichen Anftrengungen eines Rittes von im ganzen 
83 Tagen. Hiernad erledigen fich auch einige befremdende Unkennachrichten 
in einem Zeil der Prejje des Auslandes, jo z.B. der ‚Daily Mail‘, die 
jogar in einigen deutjchen Blättern unter der Spigmarfe ‚Eine mißglüdte 
deutjche Gefandtichaft‘ und in ähnlicher Weife wiedergegeben wurden. In 
diejen Artikeln Heißt es unter anderem, die Gejandtichaft Habe ſich nad 
dem Abmarſch von Addis Abeba verirrt und Hätte durch ein Truppen- 
aufgebot des Ras Mafonnen ‚gejucht‘ werden müfjen. Geographie ſchwach! 
Denn die Provinz des Ras Mafonnen liegt auf der entgegengejeßten Seite, 
und zwar in nicht unerheblicher Entfernung. Dank der großen Borjorge 
Kaiſer Meneliks hätte ſich übrigens die Gejandtichaft auch beim beiten 
Willen gar nicht verlieren fünnen, denn e3 waren ihr ftet3 außer der Be- 
dedung die beiten Kenner des Landes ald Führer mitgegeben.” 


Ende Mai. (Preußen.) Die Preſſe über das Berggefeh. 


Die fonjervative Prefje vertritt meijt den Standpunft der Fraktion; 
auch ſoweit fie eine Befriedigung über die Annahme des Gejeges äußert, 
betont fie, daß der Regierung eine jchwere Verantwortung und die unan— 
greifbare Pflicht erwachje, die Beftimmungen fo zu handhaben, daß auch 
den Arbeitgebern ihr Recht gefichert und daß durch die Ausſchüſſe nicht 
der Friede zwijchen ihnen und den Arbeitern geftört, jondern gefördert 
werde. („Deutiche Tagesztg.”) Die Zentrumsprefje meint, es hätte zwar 
in einigen Punkten für die Arbeiter mehr erreicht werden können, aber 
wejentliche Verbefjerungen jeien doch erzielt, und damit habe die Sozial— 
demofratie einen dankbaren Agitationsftoff verloren. Die nationalliberale 
Preſſe ift befriedigt und weiſt der nationalliberalen Partei das Haupt» 
verdienjt am Zuftandefommen zu. Die freifinnige Prejje tadelt die Regie— 
rung, daß fie ihre Autorität jo jpät eingejegt und dadurch das Geſetz 
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verzögert habe. — Pielfach wird die Befürchtung ausgeiprochen, daß das 
Herrenhaus die Borlage ablehnen könne. — Der „Borwärt3* wirft dem 
Zentrum und den Nationalliberalen Verrat an der Arbeiterjache vor, weil 
fie die ohnehin ungenügende Regierungsvorlage nody abgeſchwächt und eine 
gedeihliche Regelung der Bergarbeiterverhältnifie im Reichstage durch Die 
Rettung der preußiichen Borlage verhindert hätten. „Das Schidjal des 
Berggeſetzes hat noch mehr bemwiejen, daß mit einer ernithaften Sozial- 
politif die Monardhie unvereinbar ift, eine Monardie nämlich, die von 
den Junkern, dem Großfapital und der Kirche lebt.“ 

30. Mai. Reichstagswahl.) Bei der Erjawahl in 
Hameln-Linden erhält Hausmann (nl.) 8166, Brey (Soz.) 8662, 
Rehren (Bd.d. Low.) 3697, dv. Leuthe (Welfe) 4932 Stimmen. In 
der Stichwahl (8. Juni) erhält Hausmann 14357, Brey 10166 
Stimmen. 

30. Mai. (Reichstag.) Entjcheidung über Vertagung oder 
Schließung der Seifion. 

Da noch mehrere wichtige Vorlagen unerledigt find, wird die frage 
vielfach diskutiert und der Wunſch ausgeiprocden, daß der Neichdtag ver- 
tagt werden möge, um die Beratungen im Herbſt fortiegen zu fünnen. 
Am 30. teilt Präfident Graf Balleftrem im Seniorenfonvent mit, daß 
der Bundesrat den Schluß beichlofien habe. Obwohl die Regierung prin- 
zipiell nicht abgeneigt gemwejen jei, eine Bertagung eintreten zu lafjen, habe 
fie fih für die Schließung entichieden, nachdem eine Rüdfrage ergeben hat, 
daß die an der Anfrage interejjierten Vertreter der Bundesftaaten ein» 
ftimmig fih für den Seſſionsſchluß ausjprachen, vorzugsweiſe aus ver- 
fafjungsmäßigen Gründen, weil fie es nicht für richtig hielten, daß der 
Reichdtag in Permanenz tage. Er, der Präjident, ſtelle ausdrücklich feſt, 
daß der Seſſionsſchluß nicht aus einer gereizten Stimmung irgend einer 
Stelle hervorgegangen ſei. 


30. Mai. Der Reichstag proteftiert einjtimmig gegen ein 
gegen den Abg. Jeſſen eingeleitete® Strafverfahren ala eine Ver: 
fegung der Jmmunität. — Hierauf wird die Eejfion durch den 
Staatzjefretär Graf Poſadowsky gejchloffen. 

30. Mai. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus genehmigt 
einen Antrag Gamp (frf.) auf Anderung de Mutungsrechts. Die 
Vorlage hat den Ziwed, das noch bergfreie Gelände dem Staats— 
befige zu erhalten. 

31. Mai. Das Preußiſche Herrenhaus lehnt den Beihluß 
des Abgeordnetenhaufes über die Warenhausfteuer ab (S. 82). 

31. Mai. (Württemberg) Das Abgeordnetenhaus Iehnt 
einen Antrag auf Zulaffung konfeſſionsloſer Volksſchulen mit 53 
gegen 9 Stimmen ab. 

2. uni. (Preußifches Herrenhaug.) Erſte Beratung der 
Berggejegnovelle. 

Minifterpräfident Graf Bülow verweift für die Motive der Vor— 
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lage auf feine Ausführungen im Abgeordnetenhaufe. Die Vorlage Hielte 
fih in den Grenzen der jozialpolitifchen Gejeßgebung und enthielte For- 
derungen, die feit 16 Jahren als berechtigt anerfannt feien. Sie brädhte 
weder jchädliche Eingriffe in die Lohnfrage noch einen Marimalarbeitstag. 
Die geforderten Arbeiterausjchüffe hätten fich in mehreren Betrieben bereits 
bewährt. Mit Unrecht bezeichne man die Vorlagen als Kapitulation vor 
der Sozialdemofratie: man dürfe berechtigte Urbeiterforderungen nicht de3- 
halb abweijen, weil jie auch von Sozialdemokraten unterftügt würden. 
Wenn uns in Zukunft Krijen bevorftehen follten, jo ift zu ihrer fiegreichen 
Ueberwindung zweierlei erforderlih: Autorität der Monarchie, Autorität 
der Staatögewalt und ein gutes Gewiffen gegenüber den Arbeitern. ... 
Ich glaube, daß e3 in der Sozialdemokratie feinen einzigen denfenden Kopf 
ibt, der nicht brennend wünjcht, daß dieje Vorlage gerade im Herrenhaufe 
Fpeitern oder verjanden möge. Die Sozialdemokratie lauert förmlich auf 
einen foldhen Ausgang der Dinge, das können Sie ſchon aus dem Indianer— 
geheul entnehmen, das die jozialdemofratiiche Prefje erhob, al3 die Mög- 
lichkeit einer Verftändigung zwiſchen der Königlichen Staatsregierung und 
dem Haufe der Abgeordneten in den Bereich der Möglichkeit, in den Be- 
reich der Wahrjcheinlichkeit rüdte. Die Sozialdemokratie möchte den Berg- 
leuten Höhniich jagen können: „Da3 Habt ihr nun von eurem Vertrauen 
auf die Regierung, von eurem Glauben an die Monarchie.” 

Frhr. v. Manteuffel: Seine Freunde könnten die Vorlagen nicht 
billigen. Die Regierung hätte in den Streit zwiſchen Arbeitern und 
Arbeitgebern nicht eher eingreifen dürfen, als bis die Arbeit wieder auf- 
genommen ſei. Oberbürgermeifter Beder (Köln): Die Borlage jei nicht 
von grundlegender Bedeutung; viele der darin verlangten Einrichtungen 
hätten fich bereit3 in einzelnen Betrieben bewährt. Allerdings fei der 
Kontraftbruch der Arbeiter vermwerflich, aber deshalb dürfe man eine nüß- 
liche Vorlage nicht ablehnen. Handelsminifter Dr. Möller: Die Regierung 
müßte troß des Kontraftbruch eingreifen, um den Streik zu beendigen. 
Eine längere Dauer de3 Streiks hätte ungeheure Schädigung des Wirt- 
ihaftslebens bringen müfjen. Dr. Schr. v. Burgsdorff: Der Streik ſei 
nicht3 als eine jozialdemofratiihe Machtprobe; die Vorlage werde nur zu 
weiteren Streiks anfeuern. Die jegige Sozialpolitif erziefe nur Simu- 
lanten und Faulenzer. Graf Oppersdorf ftimmt der Regierung zu; die 
Lage der Bergarbeiter bedürfe einer Verbeſſerung. Graf Tiele-Windler: 
Die Vorlage ſei eine Prämie für den Kontraktbruch. Die Arbeiterausſchüſſe 
jeien nach der Bewilligung auch der übrigen Induftrie und Landwirtjchaft 
nicht mehr vorzuenthalten. Profeſſor Shmoller: Die Regierung habe 
dem Streik gegenüber durchaus richtig gehandelt. Keine Regierung dürfe 
einer jolchen eine ruhig zujehen; auch Präfident Rooſevelt habe 
energijch in Streif3 eingegriffen. Die Arbeiterausichüfje und die Berhand- 
lungen zwifchen Arbeitgebern und Arbeitern würden anfangs Schwierig— 
feiten machen, aber doch allmählich einen Friedens und Vertrauenszuftand 
Fee ig — Nach) weiterer Debatte werden fämtliche Novellen einer 

ommiffion überwiejen. 


3. Zuni. Das Preußijche Herrenhaus fordert die Regie— 
rung in einer Refolution auf, eine Reichserbfchaftsjteuer zu ver— 
hindern und die Erbjchaftsfteuer den Einzelftaaten vorzubehalten. 

5. Juni. (Hamburg.) Die Bürgerjchaft genehmigt die mit 
der Wahlrechtövorlage (S! 83) verbundene Verfaflungsänderung und 
verweilt das Wahlgeje an einen Ausſchuß. 
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6. Zuni. Reichskanzler Graf Bülow wird in den Fürſten— 
ftand erhoben. 

6. Juni. (Berlin.) Vermählung de3 deutjchen Kronprinzen 
mit der Herzogin Gäcilie von Medlenburg-Schwerin. 

Am 3. Juni zieht die Herzogin feierlich in Berlin ein, wo jie am 
Brandenburger Thor vom Oberbürgermeifter begrüßt wird. Im Schloß 
werden die Ehepaften vollzogen. Am 4. und 5. finden Empfänge und 
jonftige Feierlichkeiten ftatt. Bei der Zeremonientafel hält der Kaifer fol- 
gende Anſprache: Meine liebe Tochter Cäcilie! Geftatte Mir, daß Ich 
Dih in Meinem Haufe und in Meinem Familienfreife zugleich im Namen 
Meiner Gattin und Meines ganzen Haujes von Herzen willlommen heiße. 
Du biſt bei und eingezogen wie die Königin des Frühlings unter Roſen 
und Girlanden und unter dem beijpiellojen Jubel des Volkes, wie ihn 
Meine Refidenz jeit langem nicht mehr erlebt hat. Ein Franz von er- 
lauchten Gäften hat jich eingefunden, um diejes hohe Freudenfeft mit uns 
zu feiern. Aber nicht nur die Anweſenden, auch diejenigen, die leider 
nicht mehr find, fie find im Geifte heute bei uns: Dein erlaudhter Vater 
und Meine Eltern. Al Repräjentanten der damaligen Zeit jehen wir 
noch Meine erlauchte Tante und Meinen Onkel von Baden. Gie leiten 
und zu vergangenen Zeiten über. Und wenn aud in der Feitesfreude 
unfere Herzen höher jchlagen, joll auch der ernfte Ton nad) guter deutjcher 
Art nicht fehlen. Hunderttauſende freubeftrahlender Gejichter haben Dir 
entgegengejubelt. Sie haben aber nicht nur aus Freude geleuchtet, jondern 
wer tiefer in die Seele der Menjchen zu bliden vermag, hat auch in den 
Augen diejer eine Frage gelejen, eine Frage, die der Antwort bedarf durch 
Euer ganzes Weſen und Leben, die Frage nämlich: Wie wird es werden? 
Ihr tretet zujammen in einen neuen Hausftand ein. Das Volk Hat feine 
Borbilder, nad) denen es ſich richtet. Die hohen Vorbilder, die Dir, liebe 
Cäcilie, vorangegangen find, find von beredtem Munde heute jchon genannt 
worden. Königin Luiſe und die anderen Fürftinnen auf dem preußifchen 
Thron, fie bilden den Maßſtab für die Beurteilung Deines Lebens jeitens 
des Volkes, während, Mein teurer Sohn, Dein Leben und Wirken gemefjen 
werden wird an den großen Vorbildern, die Dir in Deinem erlauchten 
Großvater und Urgroßvater von der VBorjehung gegeben worden find. Mit 
offenen Armen bift Du, Meine Tochter, bei uns aufgenommen, gehegt und 
gepflegt ſollſt Du werden. Euch beiden gemeinfam wünſche Ich von ganzem 
Herzen Gottes reichiten Segen. Gegründet jei Euer Hausitand auf Gott 
und unjeren Heiland. Wie er die bedeutendfte Perſönlichkeit geweſen ift, 
die ihre leuchtenden Spuren bis zum heutigen Tage auf der Erde hinter- 
lafjen hat, welche in den Menjchenherzen nachjchlagen und fie zwingen, 
ihnen nachzuleben, jo möge auch Euer Lebenslauf dem jeinigen nachftreben. 
Dann werdet Ihr auch den Gejegen und Traditionen unſeres Haufes ent» 
iprechen. Möge Euer Hausjtand ein glüdlicher jein und zum Beiſpiel 
werden für die junge Generation gemäß dem jchönen Sate, den einft Kaijer 
Wilhelm der Große ald junger Mann als jein Glaubensbefenntnis nieder- 
ſchrieb: „Meine Kräfte gehören der Welt und dem Vaterlande.“ Nehmet 
hin Meinen Segen für Eueren Lebenslauf! Ich trinke auf das Wohl des 
jungen Ehepaares. 


7. uni. (Bayern) Eine neue Wahlfreiseinteilung ver— 
mehrt die Zahl der Wahlfreife von 63 auf 77. Die Zahl der 
Abgeordneten bleibt 159. 
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8. Juni. (Reihatagsmwahl.) Bei der Erſatzwahl in Kauf- 
beuren wird Geiger (3.) mit 10786 Stimmen gewählt. Sailer (Iib.) 
erhält 2474, Angerbofer (Soz.) 620, Kärgel (Bauernbd.) 445 Stimmen. 

8. Juni. (Berlin) Fürft Leopold von Hohenzollern }. 
Geboren 22. September 1835; 1870 fpanifcher Thronkandidat. 
Sein Sohn ift Kronprinz von Rumänien. 

13.15. Juni. (Hannover.) Tagung des evangelifch-fozialen 
Kongrefles. Hauptreferate: Lic. Hadmann: die jozialen Kräfte im 
Ehriftentum und im Buddhismus. Prof. Sieveling: Die Bedeu— 
tung der Arbeiterorganifationen für Wirtſchaft und Kultur. Prof. 
Baumgarten: Kirchliche Einrichtungen, die antifozial wirken. 

15. Juni. Der frühere Gouverneur von Oftafrifa, Hermann 
v. Wiſſmann, jtirbt infolge eines Jagdunfalls in Liezen (Steiermarf). 

Geboren 4. September 1853 in Frankfurt a.D., macht 1880/82 feine 
erfte Afrikareiſe (Erforichung des Kongobeckens, Durchquerung Afrikas), 
1883/85 zweite Expedition nach dem Kongo, 1886/87 neue Durchquerung 


Afrifas, 1888/9 Niederwerfung des Nraberaufitandes in Oftafrifa, 1895/6 
Gouverneur von Dftafrifa; dann wegen Kränflichkeit im Ruheſtande. 


15. Juni. Württemberg.) Minifterpräfident Frhr. v. Breit- 
ling legt der Abgeordnietenfammer den Entwurf zur Berfafjungs- 


änderung bor: 

Danach joll die Erfte Kammer in Zufunft beftehen 1. aus den 
Prinzen des königlichen Hauſes; 2. aus den Häuptern der fürjtlichen und 
gräflihen Familien, auf deren Beſitzungen vormald eine Reichs- oder 
Kreistagsftimme geruht Hat, jowie aus den Häuptern der gräflichen Fa— 
milien von Nechberg und von Neipperg, folange fie fich im Beſitz ihres 
mit Fideiflommiß belegten, nad) dem Rechte der Erjtgeburt fich vererbenden 
Grundvermögens im Königreid befinden; 3. aus höchſtens jechd von dem 
König auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern; 4. aus ſechs Mitgliedern des 
ritterfchaftlichen Adels; 5. aus dem Präfidenten des Evangeliichen Konfi- 
ftoriums, dem Präfidenten der Evangeliichen Landesſynode und zwei evan- 
geliichen Generalfuperintendenten, ferner dem Fatholifchen Landesbiſchof und 
einem Vertreter des Domfapiteld; 6. aus je einem Vertreter der Landes— 
univerfität in Tübingen und der Techniſchen Hochſchule in Stuttgart; 
7. aus zwei Vertretern des Handeld- und Gemwerbeftandes und zwei Ver— 
tretern der Landwirtichaft, welche von dem König je auf die Dauer einer 
Wahlperiode ernannt werden. 

Die Zweite Kammer foll fi zujammenjegen 1. aus je einem Ab- 
geordneten eines jeden Oberamtsbezirkes; 2. aus jechd Abgeordneten der 
Stadt Stuttgart und je einem Abgeordneten der Städte Tübingen, Qud- 
wigsburg, Ellwangen, Ulm, Heilbronn und Reutlingen. Die Wahl der 
Abgeordneten zur Zweiten Kammer joll unmittelbar jein, das pafjive Wahl- 
recht beginnt mit der Vollendung de3 30., das aktive mit der des 25. Lebens- 
jahres. Bei den Wahlen der Abgeordneten zur Zweiten Kammer ent- 
icheidet im erften Wahlgange die abjolute, im zweiten die relative Mehr- 
Fr Die ſechs Abgeordneten der Stadt Stuttgart werden in einem 

ahlgange nad) dem Grundjaß der Liſten- und Berhältniswahl gewählt. 
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Für die Erfte Kammer ift das Recht der Stellvertretung bei der 
Ausübung des Stimmredt3 der Mitglieder beibehalten, jedoch dahin ein- 
geſchränkt, daß die Stellvertretung nur zuläjjig fein joll, wenn das zu 
vertretende Mitglied durch zwingende Gründe, die die Kammer als ſolche 
anerfennt, am perfönlichen Erjcheinen verhindert if. Mit der Vertretung 
darf nur ein Agnat beauftragt werden. Soweit die Mitglieder der Stände- 
verfammlung durch Wahl berufen werden, muß alle ſechs Jahre eine neue 
Wahl vorgenommen werden. 

Ueber da3 Budgetrecht beftimmt der Entwurf: 1. Der Hauptetat 
wird in der Zweiten Kammer in Beratung gezogen und e8 wird von ihr 
zunäcft über die einzelnen Titel desjelben Beichluß gefaßt. 2. Die Be- 
ihlüffe der Zweiten Kammer werden jodann der Erften Kammer zur Be— 
ratung und Beichlußfafjung mitgeteilt. ya ji) dabei die Erjte Kammer 
für Abänderung eine von der Zweiten Kammer gefaßten Beichlufjes er- 
flärt, jo hat die Zweite Kammer den Gegenftand einer nochmaligen Be— 
ratung und Beichlußfaffung zu unterziehen. Wenn hierbei die Zweite 
Kammer einen von demjenigen der Erjten Kammer abweichenden Beichluß 
faßt, jo gilt ihr Beſchluß als Beſchluß der Ständeverjammlung. Bei der 
Beihlußfaffung über Aufnahme von Anlehen und über Veräußerung von 
Beitandteilen des Kammergutes find beide Kammern gleichberechtigt. Die 
Beitimmungen über die Mitwirkung beider Kammern bei Erhöhung der 
Steuerfäße über die durch die ordentliche Gejeggebung feftgeftellte Höchit- 
grenze hinaus bleiben unberührt. 3. Nach erfolgter Beihlußfaffung über 
die einzelnen Titel des Hauptetat3 wird über den legteren im ganzen zu— 
erft in der Zweiten, dann in der Erften Kammer abgeftimmt. Wird hier- 
bei von der Erjten Kammer der von der Zweiten Kammer angenommene 
Etat abgelehnt, jo werden die bejahenden und die verneinenden Stimmen 
beider Kammern zujammengezählt und wird alddann nad) der Mehrheit ſämt— 
licher Stimmen der Ständebejchluß abgefaßt. Würde in diefem Fall Stimmen- 
gleichHeit eintreten, jo hat der Bräfident der Zweiten Kammer die Entſcheidung. 

Minifterpräjident v. Breitling erflärt bei der Borlegung: Die 
Grundlinien des Entwurfs beftehen in der Beibehaltung des Zwei-Kammer— 
Syſtems, ferner in der Umwandlung der Zweiten Kammer in eine aus— 
ichließlich aus Ermwählten des allgemeinen Stimmrecht3 zufammengejegte 
Volkskammer, fowie in der zeitgemäßen Erneuerung und Verftärfung der 
Erjten Kammer. Das Feithalten an dem Zwei-Kammer-Syſtem ſei für 
die Regierung ein unerläßliches Erfordernis für das Zuftandefommen der 
Neform. Ein Erfah für die aus der Zweiten Kammer ausjcheidenden 
Privilegierten ift nur injofern vorgejehen, als die Zahl der Abgeordneten 
der Stadt Stuttgart auf jechd vermehrt wird, welche durch Proportional- 
wahl gewählt werden jollen. Damit wird die Abgeordnetenfammer fünftig 
aus zujammen 75 Abgeordneten bejtehen, gegen bisher 93. Was den 
Wahlmodus betrifft, jo joll das bisherige Syitem der Stihwahlen bejeitigt 
werden und für den zweiten Wahlgang das romaniſche Syſtem der ver- 
hältnismäßigen Mehrheit eingeführt werden. In die Erjte Kammer jollen 
neu eintreten: 6 Mitglieder der Nitterjchaft, 4 Vertreter der evangelijchen 
Seiftlichkeit, nämlich die Präfidenten des Konfiftoriums der Landesſynode, 
jowie 2 Prälaten, ferner 2 Vertreter der katholiſchen Geiftlichkeit, nämlich 
der Landesbiſchof und ein Vertreter des Domfapiteld, ferner je ein Ver— 
treter der Univerfität Tübingen und der Techniichen Hochſchule Stuttgart 
und jchließlic je 2 Vertreter des Handel3- und Gewerbeftandes und der 
Landwirtichaft. Die legteren vier jollen vom König ernannt werden. Die 
Borlage ſoll in aller Beichleunigung in der Kammer der Abgeordneten 
zur Verhandlung gebracht werden. 
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15.116. Juni. (Go8lar.) Die Vereinigung der Freunde der 
„Shriftlichen Welt“ (evangelifch-liberal) proteftiert gegen die Ver— 
folgung liberaler Geijtlichen (vgl. ©. 11): 

Wir weiſen ed mit aller Entjchiedenheit zurüd, wenn von jeiten 
orthodorer Berfammlungen und Blätter liberale Geiftlihe und Gemeinde- 
lieder aufgefordert werden, wegen ihrer mangelnden Zuftimmung zu den 
Belenntniffen früherer Jahrhunderte die Kirche freiwillig zu verlafien, jehen 
vielmehr in diejer Aufforderung einen Akt religiöfer Ungerechtigfeit, da fie 
in faft allen Fällen von folhen Männern ausgeht, die jelbft den Anfprüchen 
der Belenntnifje nicht genügen. 

Zum Beweiſe wird ausgeführt: „il. Die lutheriſchen Befenntnifje 
dulden feine Abendmahlsgemeinjchaft mit Reformierten, während die Recht- 
gläubigen der preußijchen Landeskirche fie üben und fordern. 2. Die luthe- 
riihen Belenntniffe verlangen den unbedingten Gegenjaß gegen römijches 
Weſen, während ein großer Teil der heutigen Kirchenvertreter fi in Form 
und Inhalt des Glaubens und Gottesdienftes an römisch-fatholiiche Kirch- 
fichfeit annähert. 3. Die lutheriſchen Bekenntniſſe haben das mittelalterliche 
Weltbild und einen mittelalterlihen Wunderbegriff, der Heute von faft allen 
wiſſenſchaftlichen Vertretern der Orthodorie aufgegeben if. Insbeſondere 
ift aufgehoben worden der Glaube an die räumliche Erijtenz des Himmels, 
an das Fortwirken des Wundergeiftes in der Gegenwart und an Eriftenz 
und Einwirkung überirdijcher Geifter. 4. Die lutherifchen Belenntnifje lehren 
die ungemijchte und unverfürzte Eriftenz zweier Naturen im Chriftus, was 
heute nur noch von vereinzelten orthodoren Theologen vertreten wird. 
Ebenſo ift die Zahl derjenigen Theologen gering geworden, die die zentrale 
Lehre von der Mechtfertigung aus dem Glauben in alter Reinheit und 
Klarheit lehren. 5. Zur Belenntnisgemäßheit gehört die Annahme der 
wörtlichen Verbindlichkeit der heiligen Schrift. Es ift aber offenbar, daß 
alle Orthodoren aus der heiligen Schrift nur das als verbindlich erklären, 
was ihnen in ihr Syftem und in ihre Moral hinein paßt. E83 zeigt ſich 
dieje3 unter anderem daran, daß a) von faft allen Orthodoren die Ver— 
bindlichfeit der einzelnen Vorjchriften der Bergpredigt abgewiejen wird, 
b) von fajt allen Orthodoren die Weisfagungen über das nahe Ende der 
Welt und den Anfang de3 taufendjährigen Reiches nicht geglaubt werden, 
c) von faft allen Vertretern der Kirchlichfeit das Miftrauen des Neuen 
Teſtaments gegen irdiihen Reichtum und irdijche Vornehmheit nicht für 
verbindlich gehalten wird.“ („Ehriftl. Welt“.) 


21. Juni. (Cuxhaven.) Der Kaifer wohnt dem Rennen 
des Norddeutjchen Regattavereing bei und erwidert auf die An— 
jprache des Hamburger Bürgermeijter® Möndeberg: 

„Eurer Magnifizenz jprehe Ich Meinen herzlichen Dank aus für 
die Schönen Worte, die Sie ſoeben geiprocdhen haben. E3 ift Mir eine große 
Freude, heute wiederum Gaft der Stadt Hamburg zu jein und al Mit- 
jegler in den Reihen des Norddeutichen Regattavereins hier erjcheinen zu 
fönnen und mit Ihnen ein paar fröhliche Stunden zu verleben. Noch das 
Herz vollbewegt von den jchönen Eindrüden bei dem Empfang durch die 
Bürgerjchaft Hamburgs, bin Ich Hierher gefommen, um Mich an der Nord- 
jee der Sorgen ledig und freudig unter die Segler zu milden. Deswegen 
joll Mein Glas zuerft geweiht jein der Stadt Hamburg. Möge fie blühen, 
gedeihen und fich entwideln in friedlichem Wettjtreit. Es gilt zweitens 
dem edlen Segeliport und den Mitjeglern, von denen einige ſich hervor- 
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getan haben beim Nennen über den Ozean. Es gilt unjeren Gäften, die 
die Ozeanmwettfahrt zu uns herübergeführt Hat und die dadurch wieder be- 
wiejen haben, daß der Grundjag richtig ift, der jagt: „Meere verbinden, 
aber trennen nicht.“ Dann gilt dad Glas der Linie, auf deren jchönem 
Schiff wir uns heute befinden und deren Entwidelung maßgebend und vor- 
bildlich ift für uns alle, deren Wahlipruch aber auch für und Segler gut 
anzumenden ift: „Mein Feld die Welt!” Es lebe der Segelſport und alle 
Mitjegler! Hurra, Hurra, Hurra!“ 


22. Juni. (Preußen) Die Kommijfion des Herrenhaufes 
beendet die Beratung der Berggejegnovellen. Die „Norddeutjche 
Allgemeine Zeitung“ jchreibt darüber: 

In hohem Mape erfreulich ift, daß die in allgemein politiichem Be— 
tracht wichtigfte der beiden Negierungsvorlagen, nämlich der Bergarbeiter- 
ſchutzgeſetzentwurf, über deſſen Schidfal in der legten Zeit recht peſſimiſtiſch 
geitimmte Betrachtungen in der Prefje zu lefen waren, feitens der Kommifion 
des Herrenhaujes mit 11 gegen 8 Stimmen unverändert in der Faſſung 
des Abgeordnetenhaujes angenommen worden ift. Mit diejer Entſchließung, 
die ja wohl al3 jichere Vorbedeutung für die Entjcheidung des Plenums 
angejehen werden darf, hat die Herrenhausfommijfion im vollen Gefühl 
ihrer Verantwortlichfeit die Gefahr einer Störung der von der Regierung 
und dem Abgeordnetenhauje eingejchlagenen Politik bejeitigt und dadurch 
auch die Zirkel derjenigen erfolgreich durchkreuzt, denen die Bergarbeiter- 
ſchutzvorlage noch bei weitem nicht genügt und eine Regelung der ganzen 
Frage auf anderem Wege als willlommener Erfolg erjchienen wäre. Weniger 
erfreulich ift der Ausgang, den die Beratung über das Zechenftillegungs- 
gejeß in der Herrenhausfommiffion genommen hat. Im Gegenjaß zu der 
Bergarbeiterjhugnovelle ift gerade die Tendenz dieſes gegen die jpefulative 
Stillegung der Zechen gerichteten Gejeßed unter aktiver Teilnahme der 
Konjervativen von einer großen Mehrheit des Abgeordnnetenhaufes freudig 
begrüßt worden. Der Hergang in der Kommijjion war nun aber der, daß 
bei Borberatung eines Antrages des Herrn Grafen von Tiele-Windler und 
des Herrn Dr. Wachler, den Zwangsbetrieb in der Vorlage zu jtreichen, 
vom Handel3minifter in Uebereinftimmung mit dem Finanzminiſter ebenjo 
wie im Abgeordnetenhauje erflärt wurde, daß der Fortfall des Zwangs— 
betriebe8 oder die Einführung der Entihädigungspflicht des Staates das 
Geſetz unannehmbar machen würde, und daß dies auch ſchon im Fall der 
Annahme nur eines der Anträge gejchehen würde. Als darauf erfterer An- 
trag einftimmig angenommen wurde, erklärte der Handelsminiſter, beim 
Staatsminifterium die Zurüdziehung des Gefegentwurfes beantragen zu 
wollen. Nach diejer Wendung wurde die weitere Beratung in der Kom— 
mifjion abgebroden. Ein erfreuliche? Moment Hinmwiederum ift e3, daß 
der Antrag Gamp, betr. das zeitweife Mutungsverbot, mit 12 gegen 7 
Stimmen von der Kommiljion angenommen worden if. Da indes bie 
Kommiffion in $ 1 die Nr. 1 dahin abgeändert hat, daß nicht der 31. März 
1905, jondern der Tag der Verkündigung des Gejeges der Termin fein 
joll, jo wird fi) das Abgeordnetenhaus mit dem Antrag Gamp in Kürze 
wohl noch einmal befaffen müffen. 


28. Juni. (Preußifches Herrenhaus) Annahme der 
Berggejeßnovelle. — BZechenftillegung. 


Die Kommiffion beantragt Annahme de3 Bergarbeiterſchutzgeſetzes 
nach den Bejichlüffen des Abgeordnetenhaujes. Frhr. v. Burgsdorff be- 
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antragt folgende Rejolution: Die Königliche Staatsregierung zu erjuchen, 
jo bald als möglih und mit allem Nahdrud Mafregeln zu ergreifen, 
welche geeignet jind, 1. die rechtöwidrige Auflöfung des Arbeitsvertrages, 
insbejondere da, wo ein öffentliches Intereſſe obwaltet, unter Strafe zu 
ftellen; 2. der Aufforderung durch Wort oder Schrift zu rechtäwidriger 
Auflöfung des Arbeitsvertrages entgegenzutreten; 3. den Arbeitöwilligen 
denjenigen Schuß zuteil werden zu lafjen, auf welchen fie einen berechtigten 
Anſpruch Haben. — Graf Tiele-Windler: Ein Teil feiner Freunde müffe 
wegen der obligatorijchen Arbeiterausfchüffe und der geheimen Wahl gegen 
die Borlagen jtimmen. Fürft m Akad Der Zeitpunkt für die Ein- 
bringung der Borlage jei zwar ung üdlich gewählt, aber die einzelnen Be- 
fimmungen jeien durchaus unbedenklich; ihre Annahme würde die Autorität 
der Regierung ſtärken. Bergwerksdirektor Vopelius will das Geſetz an- 
nehmen, obgleich er die einzelnen Beftimmungen mißbilligt, um einer Berg- 
gejeggebung durch den Reichötag vorzubeugen. Er greift den Handels— 
minifter jcharf an, daß er ungerecht Angriffe auf die Zechenbefiger geduldet 
und diefe Vorlage nicht verhindert Habe. Graf Botho Eulenberg er- 
wartet von den Arbeiterausjchüffen und der geheimen Wahl eine günftige 
Wirkung auf die Arbeiterbewegung. Graf Mirbac billigt fachlich die 
Borlage nicht, will fie aber aus taftiihen Gründen annehmen: Die Ab- 
lehnung jeitend des Herrenhaujes würde ein Fefthalten an wichtigen, un- 
umftößlichen Prinzipien auf diefem Gebiete bedeuten. Aber für die An- 
nahme der Vorlage jprechen doc) jehr jchwerwiegende Gründe. Das Herren- 
haus muß mehr einer Ausgleichung zuftreben als einer Verſchärfung der 
Situation, und ferner — und darauf lege ich entjcheidendes Gewicht — 
die Mitglieder des Herrenhaufes find in überwiegender Mehrzahl die 
größten Arbeitgeber auf induftriellem und landwirtichaftlichem Gebiet. Ich 
weifle nicht daran, daß gerade in ihren Betrieben die vollfte und treueite 

flichterfüllung gegenüber den Arbeitern jich vollzieht, aber dieſe bevorzugte 
und verantwortliche Stellung der Herrenhausmitglieder verpflichtet fie auch 
zu weitem Entgegenfommen auf dieſem Gebiete. Und drittens ift, aller- 
ding® mit vollem Unrecht, durch eine agitatoriihe Prefje die Meinung 
weit verbreitet, al3 fjei das Herrenhaus der Träger reaftionärer Beſtre— 
bungen u. j. w. Und unfere Gegner würden in einen $ubelruf ausbrechen, 
wenn es hieße: das Herrenhaus hat den Weg, auf den die Regierung 
entjcheidenden Wert legt, und den da3 Abgeordnetenhaus mit erheblicher 
Mehrheit gebilligt Hat, abgelehnt. Dieſes Odium möchte ich für meine 
Perjon als Mitglied des Haufes nicht auf mich nehmen. Dieje Gründe 
laffen mir eine Zuftimmung des Hauſes wünjchenswert erjcheinen. 

Prof. Shmoller wendet jich jcharf gegen Vopelius. Oberbürger- 
meifter Schmieding (Dortmund) verwirft die Vorlagen; fie würden nur 
den Sozialdemokraten nützen. Den Arbeiterausichüflen würden die Arbeiter 
in Streiks nicht folgen, wenn fie zur Ruhe mahnten. Minifterpräfident 
Fürſt Bülow warnt dringend vor jeder Abſchwächung des Geſetzes; daraus 
fönnten höchſt unerwünjchte politifche Konjequenzen entjtehen. — Nach 
weiterer Spezialdebatte und Ablehnung mehrerer Abänderungsanträge wird 
das Gejeg gegen etwa 30 Stimmen angenommen. — Die Rejolutionen 
Burgsdorff werden angenommen, obgleih ZJuftizminifter Schönftedt fich 
dagegen ausſpricht. 

Die Beratung des Zechenftillegungsgejehes wird ausgeſetzt nach 
folgender Erklärung des Handeldminijterd Dr. Möller: In der Kom— 
mijfion des Herrenhauſes Habe ich ebenſowohl wie im Abgeordnetenhaus 
in Uebereinftimmung mit dem Finanzminifter erflärt, daß dieje Gejekes- 
vorlage für und mit zwei Punkten ſteht und fällt: einmal mit der Bei- 
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behaltung de3 Zmangäbetriebes in dem Gejeg und andererjeit3 mit der 
Einfügung der finanziellen Berantwortlichkeit des Staates. Die Annahme 
ber Streichung des Zwangsbetriebes erfolgte in der Kommiſſion einftimmig. 
Ich habe darum in der Kommiſſion erflärt, daß ich meinerjeit3 auf Grund 
diejes Beichlufles, dem, wie ich nicht zweifelte, aud) die Mehrheit des Hauſes 
entiprechen würde, bei dem Staatöminifterium die Zurüdziehung diejer 
Borlage beantragen würde. Das Staatäminifterium hat diefem meinem 
Antrage zugeftimmt, und ich bin ermächtigt, hiermit die Allerhöchſte Er- 
mädtigung zur Zurüdziehung diefer Vorlage zu überreihen. Ich möchte 
jedoch Hinzufügen, ich betrachte damit den vom Abgeordnetenhaufe aus- 
geiprochenen Wunſch, eine Geſetzesvorlage zu machen, nicht al3 endgültig 
erledigt. Ich behalte mir vor, bei der Nevifion des Allgemeinen Berg- 
gejeges von 1865 einen erneuten Berjuch zur Regelung diejer Materie zu 
maden. Zurzeit erjcheint ein anderer Weg als der, der durch dieje Bor- 
lage beichritten ift, nicht geboten. 

Die Novelle über das zeitweife Mutungsverbot wird unter Ab— 
lehnung der Abänderungsvorichläge der Kommiljion in der Fafſſung des 
Abgeordnetenhauje3 angenommen. 


30. Juni. Württemberg.) Die Abgeordnetenfammer ge= 
nehmigt einftimmig einen Antrag, den Entwurf über die Berfaj- 
jungsreform an eine Kommijfion zu verweijen. 


Ende Juni. (Sahjen.) Das „Dresdener Journal“ ver- 
dffentlicht da Ergebnis der Verhandlungen zwijchen den deutjchen 
Staaten über die Perjonentarifreform: 


Die Beratungen haben ſich, außer auf die Vereinfahung des Fahr- 
fartentwejens und die Bereinheitlihung der Preiſe, vornehmlih auf die 
Herbeiführung einer Gleihmäßigfeit der Grundjäße des Perſonentarifweſens 
bezogen, joweit hierin bis jeßt erhebliche Abweichungen unter den ver- 
jchiedenen deutjchen Eifenbahnverwaltungen beftehen; e3 betrifft dies die 
Zahl der Wagenklafjen, die Erhebung von Schnellzugszujhlägen und die 
Gewährung von Freigepäd. Alljeitig hat dabei die Ueberzeugung beftanden, 
daß fein Bedürfnis zu allgemeiner Ermäßigung der Tarife vorliege, daß 
vielmehr vornehmlich dem Gefichtspunfte der Vereinheitlihung und Ver- 
einfahung Rechnung zu tragen jei. Es ift auch gelungen, troß der ent- 
gegenftehenden großen Schwierigkeiten volfswirtichaftlicher, finanzieller und 
betrieblicher Art eine einheitliche Grundlage für das Tarifwejen aller deut- 
ichen Eijenbahnen zu jchaffen. Im einzelnen wurde zumächit beichlofien, 
die Rüdfahrkarten wegfallen zu laſſen. Die Vierzahl der Wagenklajien, 
die in Norddeutjchland befteht, ſoll beibehalten und auc auf Süddeutjch- 
land ausgedehnt werden, nur Bayern — mit Ausnahme der Pfalz — will 
wegen betriebsöfonomijcher und jozialpolitiicher Bedenken die 4. Klafje als 
jolhe nicht einführen, eg aber deren Einheitsjag auf die 3. Klafje in 
den Lokalzügen anwenden, jo daß dort der Preis der 3. Klaffe in den ver- 
ichiedenen Zugsarten verjchieden fein wird. Als Einheitsfäge für die vier 
Klaſſen im Perfonenzug find in Ausficht genommen: in 1. Klafje 7 Pig., 
in 2. Klaſſe 4,5 Big., in 3. Klaffe [Bayern: 3. Klaſſe Fernzug (Eilzug)] 
3 Pig., in 4. Klaſſe [Bayern: 3. Klaſſe Lokalzug eu) 2 Pfg. für 
den Stilometer. Für Schnellzüge jollen feite Zuſchläge, nach Art der jegigen 
Platzgebühr, eingeführt werden, und zwar: in 1. und 2. Klaſſe bis 75 Kilo- 
meter 50 Pfg., von 76 bis 150 Kilometer 1 Mf., über 150 Kilometer 2 ME.; 
in 3. Mlafje bis 75 Kilometer 25 Pfg., von 76 bis 150 Kilometer 50 Pfg., 
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über 150 Kilometer 1 ME. Der Zufchlag ſoll für verfehrsreichere Verbin- 
dungen unter Ausgabe bejonderer Schnellzugsfarten in den Fahrpreis ein- 
gerechnet, im übrigen unter Verwendung von BZuichlagsfarten erhoben 
werden; eine bejondere Plaßgebühr für D-Züge wird daneben nicht weiter 
beitehen. Das Freigewicht für Neijegepäd, das bisher in Norbdeutichland 
gewährt wird, jol aufgehoben werden. Der Frachtzuſatz für das Gepäd 
iſt nad) dem Zonenſyſtem zu berechnen, das zunächit eine befondere Bone 
für den Nahverkehr — bis 25 Kilometer — und jodann bis 500 Kilometer 
Entfernungsftufen von je 50 Kilometer, von 500 bis 800 Kilometer jolche 
von 100 Kilometer und darüber hinaus nur noch eine Zone vorfieht; die 
Gemwicht3einheit ift auf 25 Kilogramm feftgejegt worden. Der Gepädjak 
ift auf dem Betrage von 25 Pig. für je 50 Kilometer und 25 Kilogramm 
aufgebaut. Es bewendet bei dem jet in Norddeutichland geltenden „Sen- 
dungs“tarif, d. h. die Fracht wird nicht für jedes einzelne Stüd, fondern 
für alle zufammen aufgegebenen Stüde einheitlich ermittelt. Das Recht 
der Reijenden 4. Klaffe, eine Traglaft unentgeltlich im Abteil mit fich zu 
führen, ſoll beftehen bleiben. Die zujammengeftellten Fahrſcheinhefte des 
Vereind Deutſcher Eijenbahnverwaltungen werden beftehen bleiben; bie 
Einheitsfäge, die jet betragen für PBerfonenzugsftreden in 1. Klaſſe 6, in 
2. Klafie 4,5, in 3. Klaſſe 3 Pfg., für Schnellgugsftreden in 1. Klaſſe 6,3, 
in 2. Klafje 4,67, in 3. Klafje 3,27 Pfg. jollen durchweg in 1. Klafje auf 
7,3, in 2. Klafje auf 4,8, in 3. Klaſſe auf 3,2 Pfg. feftgefegt werden; fie 
werden aljo in 1. und 2. Klafje um 0,3, in 3. Klafje um 0,2 Pfg. höher fein, 
al3 die regelmäßigen Fahrpreije, dagegen werden die Hefte zur Benußung 
von Schnellzügen ohne weiteren Zuſchlag berechtigen. Als Zeitpunkt der 
Einführung der Reform wird der 1. Dftober 1906 in Ausſicht genommen. 


1. Juli. (Breußifches Abgeordnetenhaus) Minijter 
der öffentlichen Arbeiten v. Budde erwidert auf eine Jnterpellation, 
daß die geplante Reform des Perſonentarifs nicht von fisfalifchen 
Geſichtspunkten ausgehe, jondern die Berjtändigung mit Süddeutjch- 
land und fozialen Ausgleich in den Yahrpreifen erjtrebe. 

1. Juli. (Preußen) Schluß des Landtags. Folgende Ge- 
jege find angenommen worden: 


Gejeß, betr. die Vermehrung der Wahlfreije für die Brandenburgijche 
Provinzialiynode (Gejeg-Sammlg. für die 8. Preuß. Staaten Nr. 4). — 
Beteiligung des Staates an der Bergmwerfägejellihaft Hibernia (6). — Er- 
meiterung des Stadtfreijes Königsberg (8). — Staatshaushaltsetat (10). — 
Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (12). — Herjtellung 
und Ausbau von Wafferftraßen (13). — Schadloshaltung des Herzoglichen 
Hauſes Schleswig-Holftein-Sonderburg-Glüdsburg (17). — WUenderung der 
Amtsgerichtöbezirfe Alt-Landsberg und Lichtenberg (19). — Aenderung der 
Amtögerichtöbezirfe Czarnikau, Filehne, Schönlanfe (19). — Erweiterung 
und Vervollftändigung des Staatseifenbahnneges (21). — Nenderung der 
Amtögerichtöbezirfe Köslin, Kolberg, Körlin (22). — Uenderung der Amts— 
gerichtsbezirte Cochem, Mayen, Zell (22). — Erweiterung des Stadtkreijes 
Efien (24). — Aenderung des allgemeinen —— (25). — Verwal⸗ 
tung gemeinſchaftlicher Jagdbezirke (27). — Erhebung von Kirchenſteuern 
in der evangel. Landeskirche der älteren Provinzen (28). — Erhebung von 
Kirchenſteuern in den kathol. Kirchengemeinden (28). — Aenderung der 
Landesgrenze gegen Bremen (29). — Aenderung einzelner Beſtimmungen 
des allgemeinen Berggeſetzes (30). — Bewilligung von Staatsmitteln zur 


1. Juli ıSahien, Schluß eines mehrwöchigen Ausſtandes 
in der Dresdener Itgaretteninduſtrie Die Arbeitgeber erkennen 


an, die otgan:fierten Arbeiter veriprechen,, die Agitation gegen 


1 Julı. Bürttemberg,) Die Abgeordnetentammer geneh- 
migt einen Bertrig mit Bayern über die Herftellung von Gifen- 
bebnvertindungen. 

Baverz üzzer Semi imnerhaib jeimes Gebietes Württemberg 
den Beu umd Sure erıer Erierbeir vom Seitersheim nad Röttingen 
zum Anit'r5 on di Yolz'5echzez Aotttagen und Chienfurt, jowie von 
Fern nah Seltmarzs jum Arh'ir: am die Siebrats- 
boten. Weiterhin ioll auf wärtemdersihem umd bagertichem Gebiete eine 
Bası vom Brenztel yum Doaeutat. un) zmwer zur i 
von Kıedertogingen oder vor Sonkem mir Gänzsurg oder von Eont- 
beim mit Gundeifingen hergete werden, umd zwar innerhalb 6 Jahren 
nad der Ratiñkation des Berttages. Sodann getarten Wü und 
Bayern der Aktiengeiellihait Batrite Eotal-Erienbahnen den Bau und Be- 
trieb einer Kebenerienbabn von Ballmertshoien nah Dillingen. 


2. Juli. (Bayern) Abg. Schädler jagt im einer Bahl- 
veriammlung über bie Bahlfreiseinteilung: 

Minıher Feiligich ift bei den Liberalen mit ieiner Baälfreiseinteilung 
misber zu Ehren gelommen; er bat dem maroden Liberalismus eine Srüde 
gitallen, mit melher Derielbe wieder in den Landtag bumpeln kann. 
Hier Arilıyih hat wie ein Bäderogeielle mit feinem Krazeiien alles zu⸗ 
———— ben Lihetalen wie der zu Mandaten zu verdelfen, und 
fie Hryırlaumimänner finb mit ber Urmahlbezirfseinteilung dem Herrn 
nb Moitter yeinlat, Lie Hrgirrung bat fi zur Dandlangerin der Libe- 
lan yemurt, ahulkb miiche bir Atage für bie das Direkte Wabllrecht er- 
Nerhenten Bartelen auftauchen, ob fie mit biefem Minifter, der meines 
rudten® ehem wiel gu lange geihont morben ift, überhaupt in Beziehungen 
hrolan Mhrnen, Yugleich, mirh aber auch Umſchau nach dem oder denen 
hulten merben mihfen, meiche bie namens ber Staatsregierung abgegebene 
— 2* in ſalcher Meſſe enfamotieren, 


sul. Plan bes franzbfiſchen Abgeordneten Jaures in Berlin 
Aber hen Heltfrieben gu Iprechen. 

Ber Hremiiete" Mirkiat as Juli an, daf der Parijer Sozialiſten⸗ 
führer Jautas im einer Wer Iner Wo föverfammlung am 9. Juli über die 
eher he Vroletariate Iprechen werde. Die bürgerlichen Bei- 
kungen begeichien birfe Geriebenafund ebungen ber Sozialdemokratie an⸗ 
aeſichis ihrer Merfuche in Hufsland, bie Hevolution zu unterftügen und 
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damit die internationalen ge er zu verjchlechtern, meift al3 Heuchelei. 
Um 6. Juli veröffentlicht die „Nordd. Allg. Ztg.“ folgende Note des Reichs- 
fanzlers Fürſt Bülow an den Botſchafter in Paris: Die Prefje kündigte 
für den 9. Yuli das Auftreten des Herrn Jaurds in einer jozialdemofra- 
tiihen Berfjammlung in Berlin an. Gegen die Perſönlichkeit Kauras’ 
würde ich an fich nichts einzumenden haben. Ich ſchätze Jaurès als Ned- 
ner, achte feine Anſchauungen in der auswärtigen Bolitif, ftimme nicht 
jelten mit ihm überein und freue mi, daß er mehrfach für freundliche 
Beziehungen zwiſchen Deutichland und Frankreich eintrat. Es Handelt ſich 
aber bier um eine politifche Rolle, die ihm zugeichoben werden joll. Der 
Borwärt3 Fündigte an, daß mit der geplanten Berfammlung der Anfang 
eine3 unmittelbaren Einflujjes der Sozialdemokratie auf die auswärtige 
Politik gemacht und der Klaſſenkampf auf internationaler Grundlage pro- 
pagiert werden joll. Noch deutlicher fommt die verhegende Abjicht der 
deutſchen Veranftalter in dem Organ des ſogenannten wifjenjchaftlichen 
Sozialismus, der Neuen Gejellichaft, zum Ausdrud. Die deutjche Sozial- 
demofratie würde die Anweſenheit Jaurès' in Berlin lediglich dazu aus- 
nügen, gedeckt durch jeine Perjon, ihre ftaatsfeindlichen Beſtrebungen gegen 
die nationalen Intereſſen zu fördern. Die kaiferliche Regierung kann nicht 
darauf verzichten, Hiergegen die ihr zu Gebot ftehenden Mittel anzuwenden; 
fie würde —* die Ueberhebung einer Partei ſteigern, die die in Deutſch— 
land verfaſſungsmäßig beſtehenden Zuſtände umſtürzen will. Die franzö- 
ſiſche Regierung wahrte ſich immer das Recht, ausländiſchen Rednern, ſo— 
bald es geboten und opportun erſchien, das Wort zu verbieten, ſo ſeinerzeit 
den Reichsſtagsabgeordneten Bebel, Bueb und Delſor; und die franzöſiſche 
Volksvertretung hieß das Vorgehen ihrer Regierung gut. Wenn auch von 
dem Takt des Herrn Jaurès zu erwarten wäre, daß er ſeinerſeits alles 
vermeiden würde, was der deutjchen oder der franzöfiichen Regierung Un— 
annehmlichkeiten bereiten könnte, jo ift die gleiche Yuverficht gegenüber den 
deutſchen Beranftaltern der Berjammlung leider nicht geftattet. Unter 
folhen Umftänden würde auch die Sache der deutſch-franzöſiſchen Verftän- 
digung durch den vorausfichtlichen Verlauf der Verfammlung nichts ge- 
winnen. Ich Halte e8 daher für richtig, daß das öffentliche Auftreten 
Jaurès' unterbleibt; ich bitte Sie, auf einem Ihnen angemefjen erjcheinen- 
den Wege Herrn Jaures zu erjuchen, die Reife nad) Berlin zu unterlaffen. 

Infolgedeſſen verzichtet Jaurös auf die Reife nad Berlin. Viele 
bürgerlihe Stimmen finden das Redeverbot überflüfjig; anfcheinend ſei es 
erlafjen, um Angriffe auf Rußland zu verhüten. 


4. Juli. (Bayern.) Schluß eines mehrwöchigen Ausjtandes 
in der bayeriſchen Metallinduftrie unter Vermittelung der Regie— 
rung. Die Unternehmer erkennen die Arbeiterorganilation und 
Kommilfionen aus Arbeitern und Arbeitgebern je nach Bedarf an; 
jtändige Kommijfionen lehnen fie ab. 

7. Juli. (Lübed.) Die Wahlrechtsvorlage, wonach die über 
2000 Mark Berfteuernden (2000 Wähler) 105, die unter 2000 Mark 
Derfteuernden (6—7000) 15 Mitglieder der Vertretung wählen, 
wird angenommen. 

7. Juli. eichſstagswahl.) Bei der Erjagwahl in Bil— 
lingen (2. badiſcher Wahlkreis) wird Duffner (3.) mit 10891 Stim- 
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men gewählt. Rebmann (nl.) erhält 8438, Grahl (Soz.) 1866 
Stimmen. 

10. Juli. (Dortmund.) Durch einen Brand in der Zeche 
„Boruffia“ fommen 39 Bergleute um. 

10. Juli. (Smwinemünde.) Der Kaijer tritt feine Nord» 
landsreiſe an. 

13. Juli, (Reichſtagswahl.) Bei der Erjaßwahl in Ober- 
barnim (Dark) erhält Pauli (RP.) 6268, Kollmann (fr. Bp.) 3532, 
Bruns (Soz.) 6319 Stimmen. In der Stichwahl (21. Juli) er- 
hält Pauli 8748, Bruns 7590 Stimmen. 


16. Zuli. (Crailsheim.) Zufammenjhluß jüddeutjcher 
Eijenbahner. 


Der bayerische, badiſche und württembergifhe Eifenbahnerverband 
ichließen fi zu einem Gejamtverband der nationalgejinnten Eifenbahner 
Siddeutichlands zufammen. Der Gejamtverband läßt den einzelnen Ber- 
bänden vollitändige Selbftändigfeit und hat den Zweck, ſolche geiftigen und 
materiellen Interefjen zu fördern und zu pflegen, die allen ihm angehören- 
den Verbänden gemeinjam find. Der Sitz des Gejamtverbandes iſt Stuttgart. 


Juli. In der fozialdemofratifchen Preſſe findet ein heftiger 
Streit über die Frage ftatt, ob die Möglichkeit des politifchen 
Maſſenſtreiks auf dem Parteitage verhandelt werden ſolle. Abg. 
Kautsky plädiert in der „Neuen Zeit” dafür, der „Vorwärts“ pole= 
mifiert jcharf dagegen. 

17. Juli. Bayern.) Landtagswahlen. Statijtit. Preffe. 


E3 werden gewählt: 103 Zentrum (mehr 19), 20 Liberale (weniger 
23), 3 Bauernbund (weniger 3), 14 fonjervative Bündler (weniger 2), 12 
Sozialdemokraten (mehr 11, 2 Demofraten (mehr 1), 1 Mittelftandsvereini- 
gung. Die Liberalen führen den Sieg des Zentrums auf dad Bündnis 
zwilhen Bentrum und Sozialdemokratie zurüd und greifen das Zentrum 
deshalb jcharf an. Zentrumsblätter erwidern, in vielen Wahlfreifen außer- 
halb Bayerns Hätten die Liberalen dasjelbe getan. Die Zentrumsprefje 
verlangt einen Minifterwechjel: Es bedarf feines Worte mehr, um darzu- 
tun, daß unter diefen Umftänden von einer „liberalen“ Politik und einem 
„tiberalen” Kabinett in Bayern feine Rede mehr fein kann. . . . Dem be- 
rechtigten Verlangen gegenüber, daß die Regierung Bayerns in Einklang 
gebracht werde mit der Grundanjchauung der weit überwiegenden Mehr- 
heit des Landes, erflärt man das Recht der Krone in Gefahr, nad) eigenem 
Ermeſſen die Minifter zu ernennen. Dieſes Kronrecht wird von niemand 
angetaftet, am allerwenigjten vom Zentrum. Man wird fich indeflen auch 
feiner Täuſchung darüber hingeben dürfen, daß das Zentrum nicht gewillt 
ift, das wahre Weſen des Konftitutionalismus jo ohne weiteres preiszu— 
geben, nur weil e3 dem Liberalismus unbequem if. („Köln. Volksztg.“) 

Nach der amtlihen Statiftif entfallen auf: das Zentrum 1113897, 
die Liberalen 655808, den Bauernbund und den Bund der Landwirte 
224386, die Konjervativen 29308, die Demofraten 15529, die Sozial- 
demofraten 463789, unbejtimmt und zeriplittert waren 52038 Stimmen. 
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19. Juli. (Gotha.) Herzog Karl Eduard tritt die Regie— 
zung an. 

20. Juli. Württemberg.) Die Verfafjungstommijfion der 
Abgeordnetenfammer beendet die zweite Beratung der Verfafjungs- 
reform. 


Danach ſoll fich fünftig die Erfte Kammer folgendermaßen zujammen- 
jegen: 4 Prinzen, 19 Standesherren, 6 vom König ernannte lebensläng- 
liche Mitglieder, 7 Ritter, 4 Vertreter der evangelifchen Kirche (Konſi— 
ftorialpräjtdent, Synodalpräfident, 2 Prälaten), 2 Vertreter der katholischen 
Kirhe (Bifchof und Domkfapitular), 2 Vertreter der beiden Hochſchulen, 
2 Bertreter von Handel und Gewerbe, 2 der Landwirtichaft, 1 des Hand- 
werks (die legteren 7 je von den betreffenden Körperjchaften gewählt). Die 
Zweite Kammer joll ftatt wie bisher aus 93 künftig aus 92 Abgeordneten 
bejtehen: 63 Bezirksabgeordneten, 6 Abgeordneten der „guten Städte“ 
— dieje 69 nad bisherigen Wahlmodus gewählt, 6 Abgeordneten von 
Stuttgart und 17 Abgeordneten des Landes — dieje 23 nad) dem Grund- 
ſatz der Liften- und Berhältniswahl gewählt. Bei den Wahlen werden die 
Stichwahlen beibehalten und der Landproporz wird eingeführt. 


20. Juli. GReichſtagswahl.) Bei der Erjabwahl in 
Erlangen- Fürth erhält Barbed (fr. Vp.) 14426, Segitz (Soz.) 
13 624 Stimmen. 


30. Juli. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung“ jchreibt 
über die Zuſammenkunft zwijchen dem Kaifer und dem Zaren: 

„Seit einer Reihe von Jahren hat ſich die auf dem freundichaftlichen 
perjönlichen Verhältnis der beiden Herricher zu einander jowie auf den 
freundlichen Beziehungen zwiſchen Deutjchland und Rußland beruhende 
Gepflogenheit herausgebildet, daß Kaifer Wilhelm und Kaijer Nikolaus 
nahezu alljährlich eine Zufammenfunft veranftalteten. Nachdem die Fahrt 
des Deutjchen Kaiferd durch die Dftfee unferen Monarchen in die Nähe 
der ruſſiſchen Gewäſſer geführt hatte, lag beiden Herrſchern der Wunjch 
nahe, nach bald Reg Unterbrechung einander perjönlich zu begegnen. 
Wie bei folchen Anläffen üblich, haben ausländiſche Blätter an die Zu- 
jammentunft mehr oder minder phantafievolle Kommentare gelnüpft, von 
denen die Mehrzahl durch das auf Betradytungen über die Kaiſerzuſammen— 
funft gemünzte Wort des Barijer ‚Temps‘ gelennzeichnet werden: ‚On ne 
arle jamais si facilement que des choses que l’on ignore.‘ Hätte man 
Fich bemüht, auf dem Boden der Wirklichkeit zu bleiben, jo würde man 
wohl den größten Teil des in Bewegung gejegten journaliftiichen Appa— 
rates beijeite gelafjen haben. Ein ruſſiſches Blatt, die ‚Nowoje Wremja‘, 
erblidt die politifhe Bedeutung der Begegnung mit Recht in der Bejtäti- 
gung der freundfchaftlichen Beziehungen zwischen den Herrichern Deutjch- 
lands und Rußland und zwijchen ihren Reichen, einer Tatjache, die den 
aufrichtigen Freunden des Friedens nur ſympathiſch jein kann.“ 


Juli. Auguft. Wleifchteuerung. 

In den größeren Städten fteigen die Fleifchpreije; viele Berjamm- 
lungen fordern Erleichterung der Einfuhr fremden Schlachtvie 3. Eine 
Konferenz der Vorſitzenden und Generaljefretäre der preußijchen Yandwirt- 
ichaftsfammern bezeichnet die Teuerung als vorübergehend und lehnt eine 
Oeffnung der Grenze als gefährlich für den Viehſtand ab. In den fol- 
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enden Monaten wird die Frage lebhaft weiter diskutiert; troß vieler 
regen lehnt die Regierung die Deffnung der Grenze ab. 


7. Auguft. (Preußen) Durch ein Eifenbahnunglüd bei 
Spremberg (Laufit) fommen 14 Perjonen um. 

August. Infolge der Sendung neuer Truppen nad) Süd— 
weitafrifa wird in der Preffe, vornehmlich in der „Kölnijchen Volks— 
zeitung”, die Frage aufgeworfen, ob Hierdurch nicht das Budget— 
recht des Reichstags verlegt werde. Die „Norddeutiche Allgemeine 
Zeitung“ beftreitet jede Verlegung des Budgetrechts. 


9. Auguft. Der Kaifer befucht Gneſen und hält in Erwide— 
rung der Begrüßung durch den Bürgermeifter folgende Rede über 
die Pflichten der Deutjchen im Oſten und die Eonfeffionellen Ver— 
hältniſſe: 

Indem Ich Ihnen für die namens der Stadt Gneſen ſoeben ge- 
iprochenen Worte Meinen Dank fage, drängt ed Mich, aud) der Stadt hier 
auf offenem Marfte Meine tiefe Dankbarkeit auszujprechen für den jchönen 
Empfang, den ſie Mir bereitet hat, für den Schmud der Häufer und vor 
allen Dingen für die frohen Geſichter. Nicht zum geringften hat Mich er- 
freut, daß auch die Anfiedler in hellen Scharen zujanımengefommen find, 
um mir ihren Gruß zu bieten und (fich zum Oberpräfidenten der Provinz 
Poſen mwendend) Ich Hoffe, daß Em. Erzellenz Gelegenheit finden werden, 
den Anfiedlern Meinen herzlichſten Dank auszujprechen, daß fie fich in jo 
großer Menge hierher verfügt haben. Sch freue Mich zu jehen, daß die 
Arbeit der deutjchen Kultur jo brav und mutig, wenn auch ſchwer und 
langjam, ſich Bahn bricht. Ich freue Mich zu jehen, daß die preußijche 
Stadt Gnejen dem König von Preußen in diejer Schönen Art zu Huldigen 
weiß. Die vor wenigen Jahren von mir in Bojen gejprochenen Mahnungen 
und Ermahnungen werden Hoffentlid) noch überall in Ihren Herzen 
bewahrt ſein. Es Hat aber den Anjchein, al3 ob manche Meiner polnijchen 
Untertanen immer nod nicht im klaren darüber find, ob fie Schuß und 
Recht unter dem Hohenzollernbanner finden. Die leicht angeregte Bhantafie 
mit der Pflege geichichtlicher Erinnerungen kann manches begeifterte Gemüt 
zu falſchen Schlüffen führen. Wie damals jo auch heute möchte Ich wieder- 
holen, daß ein jeder katholiſche Pole wiſſe, daß feine Neligion geehrt wird 
von Mir, und daß er bei Ausübung derjelben in feiner Weije geftört 
werden wird, daß er aber Ehrfurcht und Achtung vor den anderen Kon— 
fejlionen zu bewahren hat, ebenjo wie mir vor der feinen. So ijt auch 
auf deutjcher Seite nicht nadhzulaffen im Werke der Kultur. Wer als 
Deutjcher ohne Grund feinen Befig im Oſten veräußert, der verjündigt fi) 
an jeinem Vaterland; weld Standes und welch Alters er auch jei. Er muß 
hier aushalten. Mid dünft, e3 wird hier im deutjchen Gemüt ein Kleiner 
Zweikampf ausgefochten zwiichen Herz und Verſtand. Wenn man in der 
Lage ift, einen guten Erwerb fich zu verichaffen, dann jpricht das Herz: Nun 
jege dich zur Ruh, zieh dich zurüd und gehe in den fernen Weſten, wo es 
ihön if. Da muß der Verftand dazu fommen und jagen: Hier gilt: Erft 
die Pliht, dann das Vergnügen. Hier im Oſten zu wirken, ift eine Ber- 
pflihtung gegen das Vaterland, gegen das Deutjchtum. Und wie der 
Poften nicht von feiner Wache weichen darf, jo dürfen Deutſche nicht aus 
dem Dften weichen. Für jeden, ſei er polnifch oder deutſch, der aber 
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Tatholifch ift, möchte ich nod) eines erwähnen: Als bei meinem letzten Be- 
ſuch im Vatikan der greife Leo XIII. von mir Abjchied nahm, da fahte er 
mich mit beiden Händen und — troßdenm ich Proteftant bin — gab mir 
feinen Segen mit folgendem Verſprechen: Ich gelobe und verjpreche Eurer 
Majeftät ım Namen aller Katholiken, die Ihre Untertanen find, fämtlicher 
Stämme und jedes Standes, daß fie jtet3 treue Untertanen des Deutjchen 
Kaiferd und Königs von Preußen fein werden. An Ihnen, Meine Herren 
von dem Rapitel, wird e3 jein, das vr Wort de3 großen priefterlichen 
Greijed zur Wirklichkeit zu machen, auf daß berjelbe nicht dereinft noch 
nad feinem Tode wortbrühig werde dem Deutichen Kaifer gegenüber; 
Meiner Mithilfe jollen Sie ſtets gemwärtig bleiben. Deutihtum Heißt 
Kultur, Freiheit für jeden in Religion ſowohl wie in Gefinnung und Be- 
tätigung. Auf die glüdlihe Zukunft von Gnejen ſetze Ich den Pokal an. 


14. Auguft. Kaſſel.) Der Kaifer fonferiert mit einigen 
amerifanifchen Profeſſoren über den Austaufch deutfcher und ame- 
rifanifcher Univerfitätsprofefjoren. 


19. Auguft. (Preußen.) Der Oberpräfident der Rheinpro- 
vinz Dr. Naſſe tritt zurüd. Sein Nachfolger wird Frhr. v. Schor- 
lemer. 

21. Auguft. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
über die Dftjeefahrt der englijchen Flotte: 


„Ein Teil der engliihen Kanalflotte hat die jeit längerer Zeit an- 
gefündigte Fahrt nach der Dftjee angetreten und beabfichtigt, außer in ver- 
jchiedenen ausländiſchen Seeftädten auch in deutſchen Häfen Aufenthalt zu 
nehmen. Das Erjcheinen de3 engliichen Geſchwaders und der britijchen 
Seeleute ftellt eine Erwiderung der Bejuche dar, die deutſche Kriegsichiffe 
im Laufe der legten Jahre zu wiederholten Malen in engliichen Häfen ab- 
geftattet haben. Die Bevölkerung der betreffenden Seeſtädte ift unferen 
Dffizieren und Mannſchaften jederzeit mit Achtung und Freundlichkeit be- 
gegnet, und Die englifchen Behörden haben es —* ſtets angelegen ſein 
laſſen, den Offizieren und Mannſchaften unſerer Kriegsſchiffe den Auf— 
enthalt angenehm zu machen, im Einklang mit den Verkehrsformen, die 
ſich zwiſchen geſitteten Nationen als feſtſtehender Brauch herausgebildet 
haben und die in von fremden Schiffen berührten Häfen fortgeſetzt geübt 
werden. Nicht bloß der Wunſch der amtlichen Kreiſe in England und in 
Deutſchland, ſondern auch der Wunſch aller ruhig denkenden Briten und 
Deutſchen iſt es, daß der Beſuch des engliſchen Geſchwaders dazu bei— 
tragen möge, die Achtung zwiſchen den Angehörigen der beiden großen 
Kulturvölker zu feſtigen. Wer dieſer Abſicht, in welcher Form auch immer, 
entgegenarbeitet, begibt ſich in den Dienſt von Beſtrebungen, die weder 
mit den Anforderungen des Gaſtrechts noch mit der Stellung einer mäch— 
tigen Nation in Uebereinſtimmung zu bringen wären.“ 


21.25. Auguſt. (Straßburg i. €.) 52. Generalverſammlung 
der Katholiken Deutſchlands. 

Den Vorſitz führt Erbprinz zu Lömwenftein. Abg. Gröber jpricht 
über die Quellen und Segnungen des religiöfen Lebens. Die Bedeutung 
der hriftlichen Sittenlehre für a und joziales Leben jei unjchäßbar, 
daher habe der Staat die Pflege der Religion zu fördern. Das Uller- 
mindefte, was er tun muß, ift, daß er volle Freiheit der Kirche gemährt. 
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behaltung des Zwangsbetriebes in dem Gejeg und andererjeit3 mit der 
Einfügung der finanziellen VBerantwortlichfeit ded Staates. Die Annahme 
der Streihung des Zwangsbetriebes erfolgte in der Kommiſſion einftimmig. 
habe darum in der Kommiſſion erklärt, daß ich meinerjeit3 auf Grund 
diefes Beichluffes, dem, wie ich nicht zweifelte, auch die Mehrheit des Haufes 
entjprechen würde, bei dem Staat3minifterium die Zurückziehung diefer 
Borlage beantragen würde. Das Staatsminijterium hat diefem meinem 
Antrage zugeftimmt, und ich bin ermächtigt, hiermit die Allerhöchite Er- 
mächtigung zur Zurüdziehung diefer Vorlage zu überreihen. ch möchte 
jedoch Hinzufügen, ich betrachte damit den vom Wbgeordnetenhauje aus— 
geiprochenen Wunſch, eine Geſetzesvorlage zu machen, nicht al3 endgültig 
erledigt. Ach behalte mir vor, bei der Reviſion des Allgemeinen Berg- 
gejeßes von 1865 einen erneuten Verſuch zur Regelung diejer Materie zu 
— Zurzeit erſcheint ein anderer Weg als der, der durch dieſe Vor— 
lage beſchritten iſt, nicht geboten. 
Die Novelle über das zeitweiſe Mutungsverbot wird unter Ab— 
lehnung der Abänderungsvorſchläge der Kommiſſion in der Faſſung des 
Abgeordnetenhauſes angenommen. 


30. Juni. (Württemberg.) Die Abgeordnetenkammer ge— 
nehmigt einſtimmig einen Antrag, den Entwurf über die Verfaſ— 
ſungsreform an eine Kommiſſion zu verweiſen. 


Ende Juni. (Sahjen.) Das „Dresdener Journal“ ver— 
öffentlicht da8 Ergebnis der Verhandlungen zwijchen den deutjchen 
Staaten über die Perjonentarifreform: 

Die Beratungen haben fich, außer auf die Vereinfachung des Fahr— 
kartenweſens und die Vereinheitlihung der Preiſe, vornehmlich auf Die 
Herbeiführung einer Gleihmäßigfeit der Grundjäge des Perfonentarifwejens 
bezogen, joweit Hierin bis jeßt erhebliche Abweichungen unter den ver- 
jchiedenen deutjchen Eifenbahnverwaltungen beftehen; es betrifft dies Die 
Bahl der Wagenklafjen, die Erhebung von Schnellzugszufchlägen und die 
Gewährung von Freigepäd. Alljeitig hat dabei die Ueberzeugung beftanden, 
daß fein Bedürfnis zu allgemeiner Ermäßigung der Tarife vorliege, daß 
vielmehr vornehmlich dem Geſichtspunkte der Bereinheitlihung und Ver— 
einfahung Rechnung zu tragen jei. Es iſt auch gelungen, troß der ent- 
gegenftehenden großen Schwierigkeiten volf3wirtichaftlicher, finanzieller und 
betrieblicher Art eine einheitliche Grundlage für da3 Tarifwejen aller deut— 
ſchen Eijenbahnen zu jchaffen. Im einzelnen wurde zunächſt bejchlofien, 
die Rüdfahrkarten wegfallen zu laſſen. Die Vierzahl der Wagenklafien, 
die in Norddeutichland befteht, joll beibehalten und aud auf Süddeutſch— 
land ausgedehnt werden, nur Bayern — mit Ausnahme der Pfalz — will 
wegen betriebsöfonomijcher und jozialpolitiicher Bedenken die 4. Klaſſe als 
ſolche nicht einführen, wohl aber deren Einheitsfa auf die 3. Klafje in 
den 2ofalzügen anwenden, jo daß dort der Preis der 3. Klaſſe in den ver- 
ſchiedenen Zugsarten verfchieden fein wird. Als Einheitsfäge für die vier 
Klaſſen im Perjonenzug find in Ausficht genommen: in 1. Klaſſe 7 Pig., 
in 2. Klaſſe 4,5 Pfg. in 3. Klaffe at 3. Klaſſe Fernzug (Eilzug)] 
3 Pfg., in 4. Klaſſe [Bayern: 3. Klaſſe Lofalzug (Perſonenzug)] 2 Pfg. für 
den Kilometer. Für Schnellzüge jollen feſte Zujchläge, nach Art der jegigen 
Plaßgebühr, eingeführt werden, und zwar: in 1. und 2. Klaſſe bis 75 Kilo— 
meter 50 Pfg., von 76 bis 150 Kilometer 1 ME., über 150 Kilometer 2 ME. ; 
in 3. Klaſſe bis 75 Kilometer 25 Pfg., von 76 bis 150 Kilometer 50 Pig., 
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über 150 Kilometer 1Mf. Der Zufchlag fol für — Verbin⸗ 
dungen unter Ausgabe beſonderer Schnellzugskarten in den Fahrpreis ein- 
gerechnet, im übrigen unter Verwendung von AZuichlagsfarten erhoben 
werden; eine bejondere Platgebühr für D-Züge wird daneben nicht weiter 
beftehen. Das Freigewicht für Reijegepäd, das bisher in Norddeutichland 
gewährt wird, joll aufgehoben werden. Der Frachtzuſatz für dad Gepäd 
it nach dem Zonenſyſtem zu berechnen, das zunächit eine befondere Zone 
für den Nahverkehr — bis 25 Kilometer — und fodann bis 500 Kilometer 
Entfernungsftufen von je 50 Kilometer, von 500 bi3 800 Kilometer jolche 
von 100 Kilometer und darüber hinaus nur noch eine Zone vorfieht; die 
Gewicht3einheit ift auf 25 Kilogramm feftgefegt worden. Der Gepädjag 
ift auf dem Betrage von 25 Pig. für je 50 Kilometer und 25 Kilogramm 
aufgebaut. Es bewendet bei dem jeßt in Norddeutichland geltenden „Sen- 
dungs3“tarif, d. h. die Fracht wird nicht für jedes einzelne Stüd, ſondern 
für alle zufammen aufgegebenen Stüde einheitlich ermittelt. Das Recht 
der Neijenden 4. Klaſſe, eine Traglaft unentgeltlih im Abteil mit fich zu 
führen, joll bejtehen bleiben. Die zufammengeftellten —“ des 
Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen werden beſtehen bleiben; die 
Einheitsſätze, die jetzt betragen für Perſonenzugsſtrecken in 1. Klaſſe 6, in 
2. Klaſſe 4,5, in 3. Klaſſe 3 Pfg. für Schnellgugöftreden in 1. Klaſſe 6,3, 
in 2. Klaſſe 4,67, in 3. Klaſſe 3,27 Pig. ſollen durchweg in 1. Klaffe auf 
73, in 2. Klaſſe auf 4,8, in 3. Klaſſe auf 3,2 Pfg. feſtgeſetzt werden; fie 
werden aljo in 1. und 2. Klaſſe um 0,3, in 3. Klaſſe um 0,2 Pfg. höher fein, 
als die regelmäßigen Fahrpreife, dagegen werden die Hefte zur Benugung 
von Schnellgügen ohne weiteren Zujchlag berechtigen. Als Zeitpunkt der 
Einführung der Reform wird der 1. Oktober 1906 in Ausficht genommen. 


1. Juli. (Breußifches Abgeordnetenhaus.) Mtinifter 
der Öffentlichen Arbeiten v. Budde erwidert auf eine Snterpellation, 
dat die geplante Reform des Perjonentarif3 nicht von fisfalifchen 
Geſichtspunkten ausgehe, jondern die Berftändigung mit Süddeutjch- 
land und fozialen Ausgleich in den Fahrpreijen erjtrebe. 

1. Juli. (Preußen) Schluß des Landtags. Folgende Ge- 
jeße find angenommen worden: 


Geſetz, betr. die Vermehrung der Wahlfreije für die Brandenburgifche 
Provinzialſynode (Gejeg-Sammlg. für die K. Preuß. Staaten Nr. 4). — 
Beteiligung des Staates an der Bergwerfögejellihaft Hibernia (6). — Er- 
meiterung des Gtadtfreijes Königsberg (8). — Staatshaushaltsetat (10). — 
Abänderung des Penfionsgeietes vom 27. März 1872 (12). — Heritellung 
und Ausbau von Waflerftraßen (13). — Schadloshaltung des Herzoglichen 
Hauſes Schleswig-Holftein-Sonderburg-Glüdsburg (17). — Wenderung der 
Amtsgerichtöbezirfe Alt-Landsberg und Lichtenberg (19). — Uenderung der 
Amtsgerichtöbezirfe Czarnikau, Filehne, Schönlanfe (19). — Erweiterung 
und Vervollftändigung des Staatseifenbahnneges (21). — Wenderung der 
Amtsgerichtsbezirte Köslin, Kolberg, Körlin (22). — Uenderung der Amt3- 
gerichtsbezirfe Cochem, Mayen, Zell (22). — Erweiterung des Stadtfreijes 
Eſſen (24). — Aenderung de3 allgemeinen Berggeſetzes (25). — Verwal- 
tung gemeinfchaftlicher Jagdbezirke (27). — Erhebung von Kirchenjteuern 
in der evangel. Landesfirdhe der älteren Provinzen (28). — Erhebung von 
Kirchenfteuern in den kathol. Kirchengemeinden (28). — Wenderung der 
Landesgrenze gegen Bremen (29). — Wenderung einzelner Bejtimmungen 
de3 allgemeinen Berggejeges (30). — Bewilligung von Staatömitteln zur 
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Berbeflerung von Arbeiter- und Beamtenwohnungen (31). — Prüfung 
überwachungsbedürftiger Anlagen (31). — Ausführung des Neichd-Bieh- 
feuchengejege3 (31). — Erweiterung des Stadtkreiſes Duisburg und Neu— 
organijation der Amtsgerichte Duisburg und Ruhrort (32). — Maßnahmen 
zur Regelung der a aa an der Oder (39). — Berhütung 
von Hochmafjergefahr (34). — Wegeordnung für Weftpreußen (36). — Be- 
fämpfung übertragbarer Krankheiten (38). 


1. Juli. (Sachſen.) Schluß eines mehrwöchigen Ausſtandes 
in der Dresdener Bigaretteninduftrie. Die Arbeitgeber erfennen 
den Tabafarbeiterverband ala Vertreter der Zigarettenarbeiterinnen 
an, die organifierten Arbeiter verjprechen, die Agitation gegen 
Nichtorganifierte zu unterlaffen. 

1. Juli. Württemberg.) Die Abgeordnnetenfammer geneh- 
migt einen Vertrag mit Bayern über die Herftellung von Eifen- 
bahnverbindungen. 


Bayern geftattet Hiernach innerhalb jeines Gebietes Württemberg 
den Bau und Betrieb einer Eijenbahn von Weifersheim nad) Röttingen 
zum Anſchluß an die Lokalbahnen Röttingen und Ochjenfurt, jowie von 
Isny nad) Seltmann zum Anſchluß an die Lokalbahn Kempten-Siebrats— 
hofen. Weiterhin ſoll auf württembergifchen und bayerijchem Gebiete eine 
Bahn von Brenztal zum Donautal, und zwar entweder zur Verbindung 
von Niederftogingen oder von Sontheim mit Günzburg oder von Gont- 
heim mit Gundelfingen hergeftellt werden, und zwar innerhalb 6 Jahren 
nad) der Ratifilation des Vertrages. Sodann gejtatten Württemberg und 
Bayern der Aftiengejellichaft Badische Lokal-Eifenbahnen den Bau und Be- 
trieb einer Nebeneijenbahn von Ballmertöhofen nad Dillingen. 


2. Juli. (Bayern) Abg. Schädler jagt in einer Wahl- 
verfammlung über die Wahlkreiseinteilung: 


Minifter Feilitzſch ift bei den Liberalen mit feiner Wahlfreigeinteilung 
wieder zu Ehren gefommen; er hat dem maroden Liberalismus eine Krüde 
geichaffen, mit welcher derjelbe wieder in den Landtag humpeln kann. 
Minifter Feiligich hat wie ein Bädergejelle mit feinem Krazeijen alles zu- 
ſammengeſcharrt, um den Liberalen wieder zu Mandaten zu verhelfen, und 
die Bezirksamtmänner find mit der Urwahlbezirkseinteilung dem Herrn 
und Meifter gefolgt. Die Hegierung hat ſich zur Handlangerin der Libe— 
ralen gemacht, deshalb würde die Frage für die das Direkte Wahlrecht er- 
ftrebenden Parteien auftauchen, ob fie mit diefem Minifter, der meines 
Erachtens jchon viel zu lange gejchont worden ift, überhaupt in Beziehungen 
treten fönnen. — Zugleich wird aber auch Umjchau nach) dem oder denen 
gehalten werden müſſen, welche die namens der Staatsregierung abgegebene 
Erklärung in folder Weiſe esfamotieren. 


Juli. Plan des franzöfifchen Abgeordneten Jaures in Berlin 
über den MWeltfrieden zu fprechen. 

Der „Vorwärts“ kündigt Anfang Juli an, daß der Barijer Sozialiften- 
führer Jaurès in einer Berliner Volksverſammlung am 9. Juli über die 
Friedenspolitif de3 Proletariats jprechen werde. Die bürgerlichen Zei— 
tungen bezeichnen diefe Friedensfundgebungen der Sozialdemokratie an— 
geficht3 ihrer Verſuche in Rußland, die Revolution zu unterftügen und 
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damit die internationalen Beziehungen zu verjchlechtern, meift als Heuchelei. 
Am 6. Juli veröffentlicht die „Nordd. Allg. Ztg.“ folgende Note des Reichs— 
fanzlerd Fürft Bülow an den Botſchafter in Paris: Die Preffe Fündigte 
für den 9. Juli das Auftreten des Herrn Jaureès in einer jozialdemofra- 
tiihen Verſammlung in Berlin an. Gegen die Berjönlichfeit Yauras’ 
würde id) an ſich nichts einzuwenden haben. Ich ſchätze Jaurès als Red- 
ner, achte jeine Anjchauungen in der auswärtigen Politik, ftimme nicht 
jelten mit ihm überein und freue mich, daß er mehrfad für freundliche 
Beziehungen zwiſchen Deutichland und Frankreich eintrat. Es handelt fich 
aber hier um eine politiihe Rolle, die ihm zugejchoben werden jol. Der 
Borwärt3 kündigte an, daß mit der geplanten Berfammlung der Anfang 
eines unmittelbaren Einfluſſes der Sozialdemokratie auf die auswärtige 
Politik gemacht und der Klaſſenkampf auf internationaler Grundlage pro- 
pagiert werden joll. Noch deutlicher fommt die verhegende Abjicht der 
deutjhen Veranftalter in dem Organ bed jogenannten twifjenjchaftlichen 
Sozialismus, der Neuen Gejellichaft, zum Ausdrud. Die deutjche Sozial- 
demofratie würde die Anwejenheit Yaurds’ in Berlin lediglich dazu aus- 
nügen, gededt durch feine Perſon, ihre ftaatsfeindlichen Beftrebungen gegen 
die nationalen Intereſſen zu fördern. Die faiferlihe Regierung kann nicht 
darauf verzichten, Hiergegen die ihr zu Gebot ftehenden Mittel anzuwenden; 
fie würde jonft die ——— einer Partei ſteigern, die die in Deutſch— 
land verfafjungsmäßig beitehenden Zuftände umftürzen will. Die franzö- 
ſiſche Regierung wahrte fi) immer das Recht, ausländiichen Rednern, ſo— 
bald e3 geboten und opportun erjchien, das Wort zu verbieten, jo jeinerzeit 
den NReichdtagsabgeordnneten Bebel, Bueb und Delſor; und die franzöfiiche 
Bolfsvertretung hieß das Vorgehen ihrer Regierung gut. Wenn auch von 
dem Takt des Herrn Jaurès zu erwarten wäre, daß er jeinerjeit3 alles 
vermeiden würde, was der deutjchen oder der franzöfiichen Regierung Un— 
annehmlichkeiten bereiten könnte, jo ijt die gleiche —8 gegenüber den 
deutſchen Veranſtaltern der Verſammlung leider nicht geſtattet. Unter 
ſolchen Umſtänden würde auch die Sache der deutſch-franzöſiſchen Verſtän— 
digung durch den vorausſichtlichen Verlauf der Verſammlung nichts ge— 
winnen. Ich halte es daher für richtig, daß das öffentliche Auftreten 
Jaurès' unterbleibt; ich bitte Sie, auf einem Ihnen angemeſſen erſcheinen— 
den Wege Herrn Jaursès zu erſuchen, die Reife nad) Berlin zu unterlaſſen. 

Infolgedeſſen verzichtet Jaurès auf die Reife nach Berlin. Biele 
bürgerlihe Stimmen finden das Nedeverbot überflüffig; anfcheinend ſei es 
erlajjen, um Angriffe auf Rußland zu verhüten. 


4. Juli. (Bayern) Schluß eines mehrwöchigen Ausjtandes 
in der bayerifchen Mtetallinduftrie unter VBermittelung der Regie- 
rung. Die Unternehmer erfennen die Arbeiterorganijation und 
Kommiffionen aus Arbeitern und Arbeitgebern je nach Bedarf an; 
jtändige Kommijfionen lehnen fie ab. 

7. Zuli. (Zübed.) Die Wahlrechtsvorlage, wonach die über 
2000 Mark Berfteuernden (2000 Wähler) 105, die unter 2000 Mark 
Berfteuernden (6—7000) 15 Mitglieder der Bertretung wählen, 
wird angenommen. 

7. Zuli. (Reihatag3wahl.) Bei der Erjagwahl in Vil- 
lingen (2. badifcher Wahlkreis) wird Duffner (3.) mit 10891 Stim- 
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men gewählt. Rebmann (nl.) erhält 8438, Grahl (Soz.) 1866 
Stimmen. 

10. Juli. (Dortmund.) Durch einen Brand in der Zeche 
„Boruffia” fommen 39 Bergleute um. 


10. Zuli. (Swinemünde.) Der Kaijer tritt feine Nord- 
landgreije an. 

13. Juli. (Reihstagswahl.) Bei der Erjagwahl in Ober- 
barnim (Mark) erhält Pauli (RP.) 6268, Kollmann (fr. Vp.) 3532, 
Bruns (Soz3.) 6319 Stimmen. In der Stichwahl (21. Juli) er— 
hält Pauli 8748, Bruns 7590 Stimmen. 


16. Zuli. (Crailsheim) Zujammenjhluß jüddeutjcher 
Eiſenbahner. 


Der bayeriſche, badiſche und württembergiſche Eiſenbahnerverband 
ſchließen ſich zu einem Geſamtverband der nationalgeſinnten Eiſenbahner 
Süddeutſchlands zuſammen. Der Geſamtverband läßt den einzelnen Ver— 
bänden vollſtändige Selbſtändigkeit und hat den Zweck, ſolche geiſtigen und 
materiellen Intereſſen zu fördern und zu pflegen, die allen ihm angehören— 
den Verbänden gemeinſam ſind. Der Sitz des Geſamtverbandes iſt Stuttgart. 


Juli. In der ſozialdemokratiſchen Preſſe findet ein heftiger 
Streit über die Frage ſtatt, ob die Möglichkeit des politiſchen 
Maſſenſtreiks auf dem Parteitage verhandelt werden ſolle. Abg. 
Kautsky plädiert in der „Neuen Zeit” dafür, der „Vorwärts“ pole— 
mifiert ſcharf dagegen. 

17. Juli. (Bayern.) Landtagswahlen. Statiſtik. Preſſe. 


E3 werden gewählt: 103 Zentrum (mehr 19), 20 Liberale (weniger 
23), 3 Bauernbund (weniger 3), 14 fonjervative Bündler (weniger 2), 12 
Sozialdemofraten (mehr 1), 2 Demokraten (mehr 1), 1 Mittelftandsvereini- 
gung. Die Liberalen führen den Sieg des Zentrums auf dad Bündnis 
zwiſchen Bentrum und Sozialdemokratie zurüd und greifen das Zentrum 
deshalb jharf an. Bentrunsblätter erwidern, in vielen Wahlkreifen außer- 
halb Bayerns Hätten die Liberalen dasjelbe getan. Die Zentrumspreije 
verlangt einen Minifterwechiel: Es bedarf feines Wortes mehr, um darzu— 
tun, daß unter diefen Umftänden von einer „Liberalen“ Politit und einem 
„liberalen” Kabinett in Bayern feine Rede mehr jein kann. . . . Dem be- 
rechtigten Verlangen gegenüber, daß die Regierung Bayerns in Einklang 
gebracht werde mit der Grundanjchauung der weit überwiegenden Mehr- 
heit des Landes, erklärt man das Recht der Krone in Gefahr, nad) eigenem 
Ermefien die Minifter zu ernennen. Diejes Kronrecht wird von niemand 
angetaftet, am allerwenigften vom Zentrum. Man wird ficy indeffen auch 
feiner Täuſchung darüber Hingeben dürfen, daß das Zentrum nicht gewillt 
ift, das wahre Wejen des Konftitutionalismus jo ohne weiteres preiszu- 
geben, nur weil e3 dem Liberalismus unbequem ift. („Köln. Volksztg.“) 

Nach der amtlichen Statiftif entfallen auf: das Zentrum 1113897, 
die Liberalen 655808, den Bauernbund und den Bund der Landwirte 
224386, die Konfervativen 29308, die Demokraten 15529, die Gozial- 
demofraten 463789, unbeftimmt und zeriplittert waren 52038 Stimmen. 


x 
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19. Juli. (Gotha.) Herzog Karl Eduard tritt die Regie- 
zung an. 

20. Juli. Württemberg.) Die Verfafſungskommiſſion der 
Abgeordnetenfammer beendet die zweite Beratung der Berfafjungs- 
reform. 


Danach joll ſich künftig die Erfte Kammer folgendermaßen zufammen- 
jegen: 4 Prinzen, 19 Standesherren, 6 vom König ernannte lebensläng- 
liche Mitglieder, 7 Ritter, 4 Vertreter der evangelifchen Kirche (Konſi— 
ftorialpräjident, Synodalpräfident, 2 Prälaten), 2 Vertreter der fatholijchen 
Kirche (Bifhof und Domtkapitular), 2 Bertreter der beiden Hochſchulen, 
2 Bertreter von Handel und Gewerbe, 2 der Landwirtichaft, 1 des Hand- 
werks (die legteren 7 je von den betreffenden Körperjchaften gewählt). Die 
Zweite Kammer joll ftatt wie bisher aus 93 künftig aus 92 Abgeordneten 
bejtehen: 63 Bezirksabgeordneten, 6 Abgeordneten der „guten Städte“ 
— dieje 69 nad biöherigem Wahlmodus gewählt, 6 WUbgeordneten von 
Stuttgart und 17 Abgeordneten des Landes — dieje 23 nach dem Grund- 
ja der Lijten- und Berhältniswahl gewählt. Bei den Wahlen werden die 
Stihwahlen beibehalten und der Landproporz wird eingeführt. 


20. Julie. Reihstagsmwahl.) Bei der Erjahwahl in 
Erlangen Fürth erhält Barbed (fr. Vp.) 14426, Segitz (Soz.) 
13 624 Stimmen. 


30. Juli. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
über die Zufammentunft zwifchen dem Kaifer und dem Zaren: 

„Seit einer Reihe von Jahren hat fich die auf dem freundichaftlichen 
perjönlichen Verhältnis der beiden Herricher zu einander jomwie auf den 
freundlichen Beziehungen zwiſchen Deutſchland und Rußland beruhende 
a herausgebildet, daß Kaifer Wilhelm und Kaiſer Nikolaus 
nahezu alljährlich eine Zuſammenkunft veranftalteten. Nachdem die Fahrt 
des Deutjchen Kaiferd durch die Oſtſee unferen Monarchen in die Nähe 
der ruffiihen Gewäſſer geführt hatte, lag beiden Herrjchern der Wunſch 
nahe, nach bald zweijähriger Unterbredung einander perjönlich zu begegnen. 
Wie bei jolhen Anläffen üblich, haben ausländiihe Blätter an die Zu- 
ſammenkunft mehr oder minder phantafievolle Kommentare geknüpft, von 
denen die Mehrzahl durd das auf Betradhtungen über die Kaijerzujammen- 
funft gemünzte Wort des PBarijer ‚Temps‘ gelennzeichnet werden: ‚On ne 
arle jamais si facilement que des choses que l’on ignore.‘ Hätte man 
Fich bemüht, auf dem Boden der Wirklichkeit zu bleiben, jo würde man 
wohl den größten Teil des in Bewegung gejegten journaliftiichen Appa— 
rates beijeite gelafjen haben. Ein ruftiiches Blatt, die ‚Nowoje Wremja‘, 
erblickt die politische Bedeutung der Begegnung mit Recht in der Beftäti- 
gung der freundfchaftlichen Beziehungen zwiſchen den Herrichern Deutjch- 
lands und Rußlands und zwiichen ihren Reichen, einer Tatjache, die den 
aufrichtigen Freunden des Friedens nur ſympathiſch jein Tann.” 


Juli. Auguft. Wleifchteuerung. 


In den größeren Städten fteigen die Fleifchpreife; viele Berjamm- 
lungen fordern Erleichterung der Einfuhr fremden Schlachtviehs. Eine 
Konferenz der Vorfigenden und Generaljefretäre der preußijchen Yandwirt- 
ichaftsfammern bezeichnet die Teuerung als vorübergehend und lehnt eine 
Deffnung der Grenze als gefährlich Ahr den Viehſtand ab. In den fol- 
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enden Monaten wird die Frage lebhaft weiter diskutiert; troß vieler 
—“ lehnt die Regierung die Oeffnung der Grenze ab. 


7. Auguſt. Preußen.) Durch ein Eiſenbahnunglück bei 
Spremberg (Lauſfitz) kommen 14 Perſonen um. 

Auguſt. Infolge der Sendung neuer Truppen nach Süd— 
weſtafrika wird in der Preſſe, vornehmlich in der „Kölniſchen Volks— 
zeitung”, die Frage aufgeworfen, ob Hierdurch nicht das Budget— 
recht des Reichſstags verlegt werde. Die „Norddeutjche Allgemeine 
Zeitung” beftreitet jede Verlegung des Budgetrechts. 


9. Auguft. Der Kaifer bejucht Gnejen und hält in Erwide— 
rung der Begrüßung durch den Bürgermeijter folgende Rede über 
die Pflichten der Deutjchen im Often und die fonfejfionellen Ver— 
hältnifje: 

Indem Ich Ahnen für die namens der Stadt Gnejen joeben ge- 
iprochenen Worte Meinen Dank fage, drängt es Mich, auch der Stadt hier 
auf offenem Markte Meine tiefe Dankbarkeit auszufprechen für den jchönen 
Empfang, den fie Mir bereitet hat, für den Schmud der Häufer und vor 
allen Dingen für die frohen Gefichter. Nicht zum geringften hat Mich er- 
freut, daß auch die Anfiedler in hellen Scharen zuſammengekommen jind, 
um mir ihren Gruß zu bieten und (fich zum Oberpräfidenten der Provinz 
Poſen mwendend) Ich hoffe, daß Em. Erzellenz Gelegenheit finden mwerden, 
den Anfiedlern Meinen herzlichſten Dank auszujprechen, daß fie fich in jo 
großer Menge hierher verfügt haben. Ich freue Mich zu fehen, daß die 
Arbeit der deutichen Kultur jo brav und mutig, wenn auch ſchwer und 
langjam, fit) Bahn bricht. Ich freue Mich zu jehen, daß die preußijche 
Stadt Gnejen dem König von Preußen in diejer jhönen Art zu huldigen 
weiß. Die vor wenigen Jahren von mir in Bojen gejprochenen Mahnungen 
und Ermahnungen werden hHoffentlih noch überall in Ihren Herzen 
bewahrt ſein. &3 hat aber den Anjchein, als ob manche Meiner polnijchen 
Untertanen immer nod) nicht im Flaren darüber find, ob fie Schuß und 
Recht unter dem Hohenzollernbanner finden. Die leicht angeregte Phantafie 
mit der Pflege geichichtlicher Erinnerungen kann manches begeifterte Gemüt 
u falfhen Schlüffen führen. Wie damals jo auch heute möchte Ich wieder- 
eg daß ein jeder fatholiiche Pole wiſſe, daß jeine Religion geehrt wird 
bon Mir, und daß er bei Ausübung derjelben in feiner Weije geftört 
werden wird, daß er aber Ehrfurcht und Achtung vor den anderen Kon- 
fejfionen zu bewahren hat, ebenjo wie mir vor der feinen. So ift auch 
auf deutjcher Seite nicht nachzulaſſen im Werfe der Kultur. Wer als 
Deutjcher ohne Grund feinen Beſitz im Often veräußert, der verjündigt ſich 
an jeinem Vaterland; welch Standes und welch Alters er aud) jei. Er muß 
bier aushalten. Mid, dünft, es wird hier im deutjchen Gemüt ein Kleiner 

weikampf ausgefochten zwijchen Herz und Berftand. Wenn man in der 

age ift, einen guten Erwerb ſich zu verſchaffen, dann jpricht da3 Herz: Nun 
jeße dich zur Ruh, zieh dich zurüd und gehe in den fernen Wejten, mo es 
Ihön if. Da muß der Verftand dazu fommen und jagen: Hier gilt: Erſt 
die Pflicht, dann das Vergnügen. Hier im DOften zu wirken, ift eine Ber- 
pflichtung gegen das Vaterland, gegen das Deutjchtum. Und mie der 
Poften nicht von feiner Wache weichen darf, jo dürfen Deutjche nicht aus 
dem Dften weichen. Für jeden, jei er polniſch oder deutſch, der aber 
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Tatholifch ift, möchte ich noch eines erwähnen: Al3 bei meinem lebten Be- 
ſuch im Batifan der greife Leo XII. von mir Abjchied nahm, da faßte er 
mich mit beiden Händen und — trotzdem ich Proteftant bin — gab mir 
feinen Segen mit folgendem Zerjprechen: ‘Sch gelobe und verfpreche Eurer 
Maojeftät im Namen aller Katholiken, die Ihre Untertanen find, jämtlicher 
Stämme und jedes Standes, daß fie ftet3 treue Untertanen des Deutjchen 
Kaiferd und Königs von Preußen fein werden. An Ihnen, Meine Herren 
von dem Kapitel, wird es fein, das hohe Wort des großen priefterlichen 
Greifed zur Wirklichkeit zu machen, auf daß berjelbe nicht dereinft noch 
nach jeinem Tode wortbrühig werde dem Deutichen Kaiſer gegenüber; 
Meiner Mithilfe jollen Sie ſtets gemwärtig bleiben. Deutihtum heißt 
Kultur, Freiheit für jeden in Religion ſowohl wie in Gefinnung und Be- 
tätigung. Auf die glüdlihe Zukunft von Gneſen jege Ich den Pokal an. 


14. Auguft. (Kaffel.) Der Kaifer fonferiert mit einigen 
amerifanifchen Profefforen über den Austaufch deutfcher und ame- 
tifanifcher Univerfitätsprofefloren. 


19. Auguft. (Preußen) Der Oberpräfident der Rheinpro— 
vinz Dr. Naſſe tritt zurüd. Gein Nachfolger wird Frhr. vd. Schor— 
lemer. 

21. Auguft. Die „Norddeutiche Allgemeine Zeitung” jchreibt 
über die Oftjeefahrt der englijchen Flotte: 

„Ein Zeil der engliihen Kanalflotte Hat die jeit Tängerer Zeit an- 
gefündigte Fahrt nach der Dftjee angetreten und beabjichtigt, außer in ver— 
jchiedenen ausländischen Geeftädten auch in deutſchen Häfen Aufenthalt zu 
nehmen. Das Erjcheinen des engliichen Geſchwaders und ber britijchen 
Geeleute ftellt eine Ermwiderung der Bejuche dar, die deutfche Kriegsichiffe 
im Laufe der legten Jahre zu wiederholten Malen in engliichen Häfen ab- 
geitattet haben. Die Bevölkerung der betreffenden Seeſtädte ift unferen 
Offizieren und Mannſchaften jederzeit mit Achtung und Freundlichkeit be- 
gegnet, und die englifchen Behörden Haben es —* ſtets angelegen ſein 
laſſen, den Offizieren und Mannſchaften unſerer Kriegsſchiffe den Auf— 
enthalt angenehm zu machen, im Einklang mit den Verkehrsformen, die 
ſich zwiſchen geſitteten Nationen als feſtſtehender Brauch herausgebildet 
haben und die in von fremden Schiffen berührten Häfen fortgeſetzt geübt 
werden. Nicht bloß der Wunſch der amtlichen Kreiſe in England und in 
Deutſchland, ſondern auch der Wunſch aller ruhig denkenden Briten und 
Deutſchen iſt es, daß der Beſuch des engliſchen Geſchwaders dazu bei— 
tragen möge, die Achtung zwiſchen den ge ei der beiden großen 
Kulturvölker zu feftigen. Wer diejer Abficht, in welcher Form auch immer, 
entgegenarbeitet, begibt fih in den Dienſt von Beftrebungen, die weder 
mit den Anforderungen des Gaftrecht3 noch mit der Stellung einer mäd- 
tigen Nation in Uebereinftimmung zu bringen wären." 


21.125. Auguft. (Straßburg i. €.) 52. Generalvderfammlung 
der Katholiken Deutjchlands. 

Den Vorfig führt Erbprinz zu Lömwenftein. Abg. Gröber jpricht 
über die Quellen und Segnungen de3 religiöfen Lebens. Die Bedeutung 
der chriſtlichen Sittenlehre für Erziehung und foziales Leben ſei unjchägbar, 
daher habe der Staat die Pflege der Religion zu fördern. Das Aller- 
mindefte, was er tun muß, ift, daß er volle Freiheit der Kirche gemährt. 
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Auf die Widerfprüche gegen dieje Freiheit Hinzumeijen, ift Zweck bes 
Toleranzantraged. Die edel gedachten Worte der Gnejener Kaijerrede — 
freiheit für jeden in Glauben und Sitte — müfjen wahr gemacht werden. 
Danach müſſen die Jejuiten und die Ordensfrauen vom Herzen Jeſu nad) 
Deutſchland zurüdkehren. Profejjor Dr. Ehrhard über die Bedeutung 
des Bapfttums für Religion und Kultur: Eins der großen Berdienfte des 
Papfttums ſei der Widerjtand gegen alle Bejtrebungen des Cäjaropapismus 
im Laufe der Jahrhunderte. ... Mögen auch noch Jahrhunderte ver- 
gehen, einmal muß der Tag kommen, an dem das Wort Chrifti von dem 
einen Hirten und der einen Herde fich verwirklichen wird. (Lebhafter Bei- 
fall und Händeklatſchen) Diefer Tag wird der Tag der Nettung der 
modernen Welt von ihren fittlichen Gebredhen, ihren jozialen Gefahren 
jein. Diefer Tag wird aber auch der Beginn einer neuen Periode der 
Wirkſamkeit des Bapfttums bezeichnen, das, von Erfolg zu Erfolg jchreitend, 
die ganze Welt erobern wird für das wahre Chriftentum und das Reich 
Gottes auf Erden, zum zeitlichen und ewigen Wohl der ganzen Menjchheit. 
Auf Antrag des Grafen Oppersdorf fordert die Verſammlung paritätijche 
Arbeitsfammern und Tarifverträge. Die Anjchauungen des Frhr. dv. Savigny, 
der fir fatholifche Fachvereine eintritt, werden abgelehnt. Amtsgerichtsrat 
Dr. Witt über wahre und faljche Toleranz: Die katholifche Kirche jei wie 
jede andere Kirche und überhaupt jede Lehre dogmatijch intolerant, aber 
fie chließe keineswegs Anderögläubige von der Heildmöglichkeit aus und 
jei mit bürgerlicher Toleranz durchaus vereinbar. Jede fremde religiöje 
Ueberzeugung müſſe man adten. . . . Aber wenn gleichwohl in alter und 
neuer Beit Kundgebungen aus dem fatholiichen Lager erfolgt find, von 
welchen die Gegner mit Recht jagen, „daß fie fich die ganze Welt, ins— 
bejondere die ganze Laienwelt, die bürgerliche Gejellichaft als eine Art 
großen Kirchenftaates denken, der vom Klerus nach fpezifiich romaniſchen 
Kulturidealen geleitet werden joll”, wenn in diefen Kundgebungen noch der 
Anquifition und dem Sceiterhaufen das Wort geredet wird, dann müfjen 
wir lauten und feierlichen Proteft erheben, daß mit derartigen Kund— 
gebungen das Schuldfonto des Katholizismus belaftet wird. Wir lehnen 
nahdrüdlich und entichieden jede Solidarität ab mit den Bertretern einer 
ſolchen weltfremden Theorie, die mit dem modernen Staatsgedanken völlig 
unvereinbar if. Und dies um jo mehr, ald von feinem Ratholifen, der 
im öffentlichen Leben fteht, je eine Aeußerung laut wurde, wir mwünjchten 
den mittelalterlichen Staat wieder zurüd. Abg. Roeren ſpricht über den 
Kampf gegen die Umfittlichkeit in Wort und Bild; Prof. Meyenberg 
betont die Pflicht der Katholiken zur Anteilnahme an Wifjenjchaft und 
Kunft. Prof. Mausbac legt die Bedeutung der Kirche dar für das 
Wohl der Gejellichaft. Sie habe den Menjchen von der Allgewalt des 
Staates frei gemacht. . . Das Einigende zwijchen der Kirche und dem 
modernen Staat ift der gemeinjame Zweck, den Leo XII. in die Worte: 
Sittlihe Vervolllommnmung der Menjchheit kleidet (Bravo!), ein Zweck, in 
dem auch alle religiöjen Befenntniffe ji) begegnen, zu dem auch eine weiſe 
Staatsregierung Stellung nehmen muß. (Beifall!) Dabei Hilft die Kirche, 
indem fie die Autorität de3 Staates zu einer jittlic bindenden macht 
bezw. das Fundament diejer Verpflichtung feit begründet. Ein Volk ohne 
Neligion läßt fich nicht regieren! 

An der Zentrumspreffe wird dem Tage eine große politiiche Be— 
deutung beigelegt; in3bejondere würden die reich3ländijchen Katholiken fich 
dem Zentrum anjchliefen. Das Drgan des Reformfatholizgismus „Das 
20. Zahrhundert“ beichwert jich, daß feine Anträge gar nicht vorgelegt 
worden find. — In der bayerifchen liberalen Preſſe wird Abg. Pichler 
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icharf getadelt, daß er in nichtöffentlicher Rede, die durch Zufall bekannt 
wurde, ein Bujammengehen mit der Sozialdemokratie und eine rüdfichts- 
(oje Zentrumsherrihaft in Bayern empfohlen habe. 


23. Auguft. (Berlin) Eine jozialdemofratifche Verſamm— 
lung verwirft die parlamentarifche Aktion der Fraktion und erklärt 
Herbeiführung des Generaljtreif3 als wichtigfte Aufgabe. — Der 
„Borwärt3“ bezeichnet den Beichluß als „anardiftiiche Phraſen“. 

Auguft. Die „Gazeta Polska” jchreibt über die deutjche Oſt— 
marfengrenze: 


„Es iſt befannt, daß die Hafatiften da3 Großherzogtum Pofen, die 
Provinzen Dft- und Weftpreußen und Schlefien als deutiche Oftmarfen be- 
zeichnen. Indeſſen können nach der Hiftorifchen Wahrheit weder das Herzog- 
tum Poſen, noch Schlejien, nody Preußen al3 deutſche Dftmarfen gelten. 
Dieſe Landesteile waren in der gejchichtlichen Vergangenheit niemals ftändi 
von Deutjchen bewohnt, jo daß fie unter feinen Umjtänden als deutſ 
gelten fönnen. Genau genommen fann als deutiche Oftmarf nur Thüringen 
gelten, jelbjt Brandenburg ift es nicht, denn auch dieſer Landesteil war 
von Slaven bewohnt. Wenn alſo Großpolen, Preußen und Sclejien 
niemal3 deutſch waren, jo kann auch von ihrer Erhaltung für das Deutſch— 
tum feine Rede jein, jondern nur von ihrer Eroberung — denn erhalten 
fann man nur, was einem als Eigentum bereit3 gehört.” 


Auguft. Der „Vorwärts“ jchreibt über die Polemik gegen 
Parteigegner: 

„Zunächſt ift ein Unterjchied zu machen in ber Polemik zwijchen 
den durch die gemeinfame Sache verbundenen Barteigenofjen, die Freunde 
und Kameraden bleiben müſſen, und einer polemijchen Auseinanderjegung 
mit den Gegnern. Bon dem Gegner weiß man, daß er nicht zu über- 
zeugen ift, und in der Polemik mit ihm find deshalb alle Mittel eines 
energiihen und rüdjichtslojen geiftigen Kampfes geftattet. Natürlich gibt 
es auch Hier Grenzen. Berleumdungen, leichtfertige Behauptungen un- 
wahrer Tatſachen, um Gegner herabzujegen, find, wenn nicht fittlich ver- 
werflich, doch taktiſch jo ungejchidt, daß fein vernünftiger Sozialdemofrat 
fie gebrauchen wird.” 

29. August. Der „Reich-Anzeiger” teilt über die Ergebnifje 
des Reichshaushalts für 1904 mit: 

„Nad) dem Finalabichluß der Reichshauptkaſſe beziffert ſich der 
Gejamtmehrbedarf gegenüber dem Etat auf rund 18373000 .#; für die 
Verwaltung und Berzinjung der Reihsjhuld ergab ſich eine Mehrausgabe 
von 7329000 .#, beim Neichsinvalidenfonds enjtanden infolge der ver- 
ftärften Fürforge für die Kriegsinvaliden 10499000 A Mehrausgaben, 
wovon 7643000 A. auf das bayerische Kontigent entfallen. 10053 000 AM. 
mußten zunächit aus ordentlichen Neich3mitteln gedecdt werden, da aus den 
Reichsinvalidenfondsmitteln nur 316 000 M verfügbar waren, wozu eine 
Erjparnis von 130000 A. für einzelne Ausgabezwede trat. Die Aus- 
gaben der Marineverwaltung überjchritten den Etatsanjag um 1240000 A; 
demgegenüber jteht beim Reichsheer eine Gejamterjparnis von 2984 000 M 
und beim allgemeinen Penfionsfonds eine Gejamtminderausgabe von 
1716000 A Bon den dem Reiche zuftehenden Steuern erbrachten, wie 
der Reichdanzeiger ferner mitteilt, Mehrerträge: Zuderfteuer 12989000 «A, 
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Salzfteuer 1207000 A, Brauftener 509000 A, Wechjelftempelfteuer 
1005000 M, Brennfteuer 1289000 A. Gegen den Voranſchlag zurüd 
blieben die Zölle um 21006000 A und die Tabaffteuer um 903 000 A. 
Bon den Betrieböverwaltungen lieferten mehr ab gegenüber dem Etat: die 
eg und Telegraphenverwaltung 1455 000 A, die Reichdeifenbahnen 
848 000 Die Einnahmen aus dem Bankweſen find um 5986 000 AM. 
die verjchiedenen Verwaltungseinnahmen unter Einrechnung der bereit3 er- 
wähnten Mehreinnahme der Militärverwaltung und der Marineverwaltung 
jowie der aus den Münzgewinnen entftandenen Mehreinnahmen beim 
Reichsſchatzamt von 3329000 M um indgefamt 4332000 A. über den 
Etat3anjag Hinaudgegangen. Im ganzen find an ordentlichen Einnahmen, 
joweit fie dem Reich verbleiben, 9814000 A. gegen den Etat mehr auf- 
gefommen. Da der über den Etat hinausgehende Bedarf, wie oben er- 
wähnt, insgejamt 18373000 M. —— ſo a * für das Rechnungs— 
jahr 1904 ein Fehtbetrag von 8559000 A. äre für die Bwede des 
—— —— der dorſuß von 10 069.000 8 Millionen nicht zu Teiften 
gemwejen, jo würde der Neichshaushaltsetat für 1904, ftatt mit jenem Fehl- 
betrag, mit einem Ueberſchuß von rund 1 494 000 M abgeſchoſſen haben.“ 


30. Auguft. Kundgebungen über den Friedensſchluß. Der 


Kaifer und Roojevelt. 


Der Kaijer telegraphiert an Rovjevelt: Neues Palais. er ein⸗ 
getroffen, empfing Ich eben ein Telegramm aus Amerika, das die Einigung 
über die Friedenspräliminarien enthält. Ich bin hoch erfreut und fpreche 
— Meine aufrichtigſten Glückwünſche zu dem großen Erfolge aus, der 
Ihren unermüdlichen Anſtrengungen zu verdanken iſt. Die ganze Menfc- 
heit muß fich vereinen und wird Dies auch tun, um Ihnen für die große 
Wohltat, die Sie ihr erwiejen haben, zu danfen. 

Rooſevelt antwortet: Sr. Majeftät dem Deutichen Kaifer Wilhelm II., 
Berlin. Ich danke Euerer Majeftät herzlichft für Ihre Glückwünſche und 
möchte dieje Gelegenheit ergreifen, um meine tiefgefühlte Würdigung der 
Art und Weife auszudrüden, in der Euere Majetät in jedem Stadium 
bei der Bemühung, den Frieden im Oſten zuftande zu bringen, mitgewirkt 
haben. Es ift mir eine jehr große Freude geweſen, mit Ihnen zu diejem 
Biele zu arbeiten. Theodore Roojevelt. 

Die „Nordd. Allg. Ztg.“ jchreibt: „Wir begrüßen die Nachrichten über 
die Sicherung des Friedens mit lebhafter Genugtuung. Für Rußland bedeutet 
die über Erwarten rajche Einigung ein Ergebnis, das ed dem ruhigen Ausharren 
des Kaiſers Nikolaus und jeiner Ratgeber in St. Beterburg, wie den Bevollmäch- 
tigten in Portsmouth verdankt. Darin liegt zugleich eineAnerfennung der Summe 
unantajtbarer Widerftandsfraft, die dem ruffichen Kaiſerſtaat trotz der mili— 
täriſchen Mißerfolge verblieben iſt, und eine eindringliche Widerlegung aller 
politiſchen Theorien, die ſich auf eine Unterſchätzung der ſlaviſchen Welt 
aufbauen. Den japaniſchen Staatsmännern mag der Entſchluß — 
nicht leicht geworden ſein, aber er ehrt ihre Weisheit. Er läßt auch b 
dem Friedensſchluß, wie während des Krieges das in die Gemeinſchaft * 
alten Kulturmächte ſo glänzend eingetretene junge aſiatiſche Weltreich der 
beſten Vorbilder würdig erſcheinen, welche die Geſchichte der Staaten der 
abendländiſchen Ziviliſation bietet. Das Entgegenkommen des Kaiſers und 
der Regierung Japans zum Friedensſchluß unter Verzicht auf ſchärfere 
Bedingungen kann umſo höher bewertet werden, als es ſich um einen Alt 
freiwilliger, keinem auswärtigen Druck weichender Selbſtveſchrantung handelt. 
Wir beglückwünſchen die beiden Souveräne, ihre Regierungen und Völker 
mit aufrichtiger Freude zu dem erzielten Einvernehmen und hoffen, daß 
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fi) nad) der Unterzeichnung des endgültigen Friedendvertrages ein Zuftand 
heraußbildet, der ed den biöherigen Gegnern ermöglicht, in fefter und guter 
Nachbarſchaft nebeneinander zu leben. Leuchtend ift in der Gejchichte unſerer 
Tage dad Berdienft eingetragen, das fich der PBräfident der Vereinigten 
Staaten um die Sicherung des TFriedensjchluffes erworben hat. Es war 
ein Stüd — aber meiſterhaft geleiſteter ſtaatsmänniſcher Arbeit, und 
die Menſchheit, die für ihre Entwickelung Frieden braucht, wird den Namen 
Rooſevelt nicht vergeſſen.“ 

Die Preſſe iſt im allgemeinen der Anſicht, daß Rußland außer— 
ordentlich günſtige Bedingungen erreicht habe. An das Telegramm Rooſevelts 
knüpft ſie die Hoffnung, daß nun die Verleumdungen der ausländiſchen 
Preſſe, die den Kaiſer als Schürer des Kriegsfeuers hinſtellten, aufhören 
werden. 


31. Auguſt. (Eſſen.) Beendigung eines dreimonatigen Streits 


im rheiniſch-weſtfäliſchen Baugewerbe. 

Der Arbeitgeberbund und die Arbeiterorganiſationen ſchließen nach 
achttägigen Verhandlungen einen Vertrag, wonach die Arbeitszeit für das 
ganze Gebiet einheitlich auf zehn Stunden normiert wird. Der Lohn be— 
trägt 44 bis 55 Pfennig und iſt verſchieden für bie Beteiligten von 200 
bis 250 DOrtichaften je nach den mwirtichaftlihen Berhältnijien abgeftuft. 
Der Vertrag läuft bis 30. April 1908. 


Ende Auguft. Die Zeitungen teilen mit, daß der Direktor 
de3 Kolonialamts Dr. Stübel demnächſt einen Gejandtenpoften er= 
halten werde. Sein Nachfolger ſoll der Gouverneur von Oſtafrika 
Graf Götzen fein. 

Ende Auguft. September. Aufenthalt eines englifchen Ge- 


ſchwaders in der Ditfee. 

Das englifche Geſchwader mweilt vom 27. bi3 31. Auguft vor Smwine- 
minde. Offiziere und Mannfchaften werden von Behörden und Pu— 
blikum ſympathiſch begrüßt, mehrere Zeiteflen werden gegeben. Das 
deutihe Manövergeichtvader unterbricht feine Uebungen und weilt Ende 
Auguft zur Begrüßung der Engländer vor Smwinemünde Am 1. Sep- 
tember bejucht das engliiche Geſchwader Neufahrwafler, wo ähnliche Feſte 
gegeben werden. 

Auguft. September. Choleragefahr. 

Am 23. Auguft fterben in Bromberg und Graudenz mehrere Flößer 
und Arbeiter an Cholera, Erfranfungen werden in Kulm und anderen 
Städten bes Weichjel- und Warthegebietes gemeldet. Jufolgedeſſen werden 
an der MWeichjel, Warthe, Oder, Spree und den Nebenflüffen zahlreiche 
Ueberwadhungsitellen eingerichtet. Anfang Oktober erliicht die Gefahr. 

Anfang September. Preußen.) Sprachenerlafje der Regie= 
rung und des Erzbijchof3 von Gnejen in Pojen. 

Die Regierung in Poſen fordert in einer Verfügung, daß bie 
Kinder von polnischen Lehrern deutichen Beicht- und Kommunion-Unterricht 
erhalten. — Der Erzbiihof v. Stablewski erläßt am 6. September eine 
Inſtruktion an die Geiftlichkeit, worin e3 Heißt: Aus den Verhandlungen 
in unjeren Diözefanfongregationen ift es euch befannt, daß nur in dem 
Fällen, in denen die Nationalität des Kindes zweifelhaft ift, die Eltern 
zu entfcheiden haben, in welcher Sprache ihre Kinder zum Ba der 
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heiligen Sakramente vorbereitet werden jollen. In allen Fällen aber, wo 
bezüglich der Nationalität der Eltern und des Kindes fein Zweifel ob- 
waltet, entjcheidet über jenen Punkt allein der zuftändige Seeljorger, nament- 
lid wenn es ihm befannt wäre, daß die Eltern gegen ihre innere Ueber- 
zeugung, aus Nachgiebigfeit gegen irgend welche Äußere Beeinfluffung eine 
gegenteilige Entjcheidung fundgeben. Einen jolhen Drud von außen her 
at man immer und überall für eine Vergewaltigung des Gewiſſens ge- 
alten, welche die zarteften Saiten des menjchlichen Herzens berührt. Die 
Borbereitung auf die heiligen Saframente ift eine rein Firchliche AUngelegen- 
heit, die nur meiner geiftlihen Gewalt unterfteht, und deshalb halte ich 
e3 bei dem nahe bevorftehenden Beginn des Vorbereitungsunterrichts zu 
den heiligen Saframenten für meine Pflicht, zu warnen, es möge diefe im 
Leben jedes Fatholiichen Kindes jedweder Nationalität hochheilige Zeit nicht 
zur Erftrebung anderer Zwede mißbraucht werden. Sein Kind ift imftande, 
in einer fremden Sprache fich gehörig auf jene wichtigen Augenblide vor» 
zubereiten, wie e3 die erfte Heilige Beichte und die erfte heilige Kommunion 
find, noch weniger, in einer fremden Sprache nur aus Zwang die tiefften 
Herzensgeheimnifje zu beichten. 

In einem Teil der Preſſe wird dieje Kundgebung als Durchkreuzung 
der Polenpolitif der Regierung heftig angegriffen; die fatholijche verteidigt 
fie, da dieſe Angelegenheiten allein der Kirche unterftänden. 


7. September. (Reich3tagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Thorn-Kulm wird Ortel (nl) mit 14832 Stimmen gewählt. 
Brejski (Pole) erhält 13519, Sremski (Soz.) 458 Stimmen. 


7. September. (Schwarzburg-Rudoljtadt.) Bei den Land— 
tagswahlen werden 8 Sozialdemokraten und 9 Angehörige der 
bürgerlichen Parteien gewählt. 


8. September. (Homburg.) Der Kaiſer bringt bei der 
Paradetafel folgenden Trinkfpruch auf das 18. Armeekorps aus: 


Sie haben jeit der Neuformierung des 18. Armeekorps zum erften- 
mal heute Gelegenheit gehabt, in der großen Revue fi) vor Mir zu zeigen. 
Ich jpreche Eurer — nochmals Meine volle Anerkennung aus über 
den Zuſtand, in dem Sie Mir das Armeekorps vorgeführt haben. Ich er— 
innere Mich gern und dankbar der Vorarbeiten, die General v. Lindequiſt 
und Sie bei der Zuſammenſchweißung des Korps erledigt haben. Es iſt 
gewiſſermaßen heute das Korps militäriſch aus der Taufe gehoben worden 
unter Aſſiſtenz hoher Paten. Bayeriſche und badiſche Kontingente ſind dabei 
geweſen und haben die Schönheit des militäriſchen Bildes und den Stolz 
des heutigen Tages erheben helfen. Ehe Ich das Glas auf das Wohl des 
Korps erhebe, möchte Ich aber nicht vergeſſen, daran zu erinnern, daß ſeit 
dem Jahre 1897, wo dieſe Truppenteile vor Mir in Parade ſtanden, 
manches Auge ſich geſchloſſen hat, das damals noch aus den Reihen des 
Korps leuchtete. Meine hochſelige Frau Mutter iſt heimgegangen, und die 
Chefitelle des Füjilier-Regiments v. Gersdorff ift in die Hände der Tochter 
übergegangen. Der von unjerem Heere jo hochgeehrte und geliebte Monarch, 
der treue Verbündete, König Humbert von Stalien, ift auch heimgegangen. 
Aber jeit diefen Tagen haben fi) die Reihen des Korps in tadellojer 
Ordnung erhalten, und die angeftrengte und emjige Friedensarbeit hat an— 
dauernd Gutes geichaffen. Ich erhebe Mein Glas auf das Wohl des 
Korps, indem Ich gleichzeitig die anderen Kontingente und fämtliche Kon— 
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tingentsherren, die anmwejenden und die abmwejenden, in diefem Wohle mit 
einjchließe mit dem Rufe: Es lebe das 18. Armeeforps! Hurra, Hurra, hurra! 

9. September. (Homburg v.d. 9.) Der Kaifer bringt bei 
der Tafel für die Provinz folgenden Trinkſpruch auf die Provinz 
Heſſen-Naſſau aus: 

In dem Mir jo lieb und teuer gewordenen Homburg ift e3 Mir 
eine bejondere Freude, im Namen der Kaijerin und in Meinem Namen 
Eurer Erzellenz Unferen herzlichften Dank und Unfere große Freude aus- 
zufprechen über den herzlichen und warmen Empfang, den die Bevölkerung 
diejes Teiles der Provinz Heflen-Nafjau Uns bereitet Hat. Ich darf wohl 
jagen, daß Ich das Gefühl gehabt habe, hier unter Belannten zu fein, 
und daß Homburg und Homburgs Bevölkerung fich gewiffermaßen zu Unferer 
Familie rechnete. Wie könnte e8 auch anders fein? Die Erinnerungen 
aus früher Kindheit führen Mich jchon in diefe Provinz hin und e3 war 
Mir Hier vergönnt, in der Zeit der großen Eindrüde, die Ich erlebte, die 
Nachrichten von dem großen Einigungsfampf zu empfangen. In gleicher 
Beit Hatte Ich die Gelegenheit, die barmherzige und mildtätige Hilfe Meiner 
verftorbenen Frau Mutter bewundernd zu beobachten, wenn Ich fie an 
dad Bett der Krieger begleiten durfte, welche von ihren Wunden hier 
genajen. Dabei möchte Ich aber auch den tiefen Eindrud nicht vergefien, 
den Mir das Wehe und Leid, das der Krieg in ein Land hereinführt und 
das, was die Menfchen ausgeftanden und ausgehalten haben, damals ge- 
madt hat. Hieraus läßt jich erklären, daß Ich ald Regent es Meine 
Hauptjorge jein lafie, daß Meinem Land der Frieden erhalten bleibt. Der 
geſtrige u Ar Mir große Freude gemacht, viele Taufend alter Kriegs— 
fameraden Meines Großvaterd und Vaters dem aktiven Korps gegenüber- 
ftehen zu fehen, mit den Ehrenzeichen aus großer Zeit an der Bruft. Gie 
haben ihren Fahneneid gehalten, ihre Pflicht getan und leben jegt als 
Borbilder der Pflichten von Treue und Patriotismus für die jüngere 
Generation. Bejonders dankbar gedenken möchte Ich aber der jchönen mweihe- 
vollen Stunden de3 heutigen Morgen. Das jchöne Standbild, das Die 
Stadt dem großen Einiger Unſeres Vaterlandes gejegt hat, ift ein beredter 
Ausdrud ihrer Gefühle, ebenfo die jchlihten Worte, die über Ihn und 
Unjer Haus gefallen jind. Man kann wohl jagen, wenn man bon dem 
Standbild Kaifer Wilhelms des Großen im Parke zu Homburg hinaufblidt 
in den Taunus zur Saalburg, wo der römiſche Imperator in der Allocutio 
vor der Borta Decumana fteht, es ift Hier uralter Kulturboden, der ſtets 
eine große Rolle in der Gefchichte geipielt Hat. Noms Heere haben ihn 
bejegt, um ihr Reich zu wahren. Die Fürften von Nafjau-Dranien, Meine 
hohen Vorfahren, haben die Glaubenzfreiheit erfämpfen helfen und das 
erlojchene Gejchledht der Homburger hat hier gelebt, deren einem unjere 
deutiche Dichtung eine der jchönften Figuren verdankt, die je einer unjerer 
deutichen Dichter gejchaffen hat, und jo geht e3 hinunter bis auf die jegige 
Beit. Freilich find e8 auch wehmütige Erinnerungen, die und mit Homburg 
verfnüpfen. In feine Umgebung zog fi) Meine verblichene Frau Mutter 
zurüd, um von fchwerem Wehe und Kummer fich zu erholen, der hohen 
Kunft fich widmend und ringsum fulturbringend und befruchtend wirfend. 
So hat fie gelebt, geliebt und geachtet von der Bevölkerung der Umgegend, 
bis Gott fie abrief. Das find die Erinnerungen von Meiner Jugend auf 
bis zum heutigen Tage, innige und mannigfaltige, die Mid) mit dieſem 
Zandesteile verbinden, und Ich kann Hier wohl das Zeugnis ausftellen, 
daß Ach redlich bemüht bin, ihm auch zu helfen und zu feiner Fort— 
entwidelung das Meinige beizutragen. Jedenfalls kann Ich nur verfichern, 
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daß Mich jede Stunde Meines Lebens freut, die Ich in diefem Teile der 
Provinz Heffen-Nafjau zubringen kann. Sch trinfe auf das Wohl der 
Provinz, hurra, Hurra, Hurra! 


11. September. (Koblenz) Der Kaiſer bringt bei ber 
Paradetafel folgenden Trinkſpruch auf dag 8. Korps aus: 


Nicht im Fichten Baradefleide, jondern wie zum ernten Waffengange 
ftanden die Söhne de3 Rheinlands heute vor Mir. „Feldmarihmäßig“ 
war die Ueberjchrift de3 heutigen Tages. Die Marine nennt das „Klar 
zum Gefecht“. Die jchönfte Wehr, die der preußiſche Soldat tragen kann, 
ift das Kleid, in dem er feinem Gegner im Felde fiegreich gegenüber tritt, 
das jchönfte Gewand, das ein Grenzlorp tragen fann, wenn e3 fich dor 
jeinem Kaijer zeigt. Daß dieſes Grenzforps die Waht am Rhein gut 
halten wird, darauf vertraue Ich in Ruhe nach dem, was Ich heute gejehen 
habe. Das 8. Armeeforps hurra, Hurra, Hurra! 


12. September. (Koblenz.) Der Kaiſer hält an der Tafel 


für die Provinz folgende Rebe: 


Wiederum in dem jchönen Rheinland eingetroffen, umbrandet von 
dem begeifterten Jubel der patriotischen Volksmengen, der aus leuchtenden 
Augen und durch begeifterten Zuruf Uns entgegengetragen worden ift, 
empfanden Ihre Majeftät die Kaijerin und Ich den ganzen Zauber des 
hiejigen Landes, den e8 auf jeden ausübt, jei es nun Deutſcher oder herbei- 
gereift aus fremden Landen. Welch mächtiges Leben pulfiert doch hier in 
der Rheinprovinz, in Handel und Wandel, in der Wifjenjchaft und Technik, 
und jelbjt die alten Ruinen, die noch zu Meiner Studienzeit öde und tot 
dalagen, ein Zeugnis der Schmad und Erniedrigung unſeres Vaterlandes, 
al3 fremde Eroberer in dasjelbe eingedrungen waren, werden jet aus— 
gebaut und bewohnt von fröhlichen Menſchen. Wen Haben wir das zu 
verdanken? Dur Gottes Gnade Seiner Majeftät Kaifer Wilhelm dem 
Großen, dem großen Einiger unjeres Baterlandes und Volkes und dem— 
nächſt jeinem Sohne und feinen treuen PBaladinen! Fürwahr in unferem 
Deutſchen Reiche hinterließ uns der hohe Herr ein herrlich prächtige Ge— 
bäude, ein jtattlih Haus und da erinnert es Mich im Bilde gleihjam an 
die hochragende Burg Meiner Ahnen, die ich jüngft befuchen fonnte, als 
Sch heimfehrte von dem Sarge des Mir jo naheftehenden dahingejchiedenen 
Hürften von Hohenzollern. Hoch und hehr, mächtig und feit, jo fteht das 
deutſche Haus, und ebenjo wie auf Unjerer Stammburg eingeteilt in Kleine 
Gemächer und Kemenaten und große Säle, je nach Bedarf. Je nach Ueber- 
lieferung in verjchiedenen Farben. Grün-meiß, ſchwarz-rot, blau-weiß, 
jchwarzeweiß. Und in diefem Haufe find gleich wie in Unjerer Stamm— 
burg zwei Kapellen. Die eine für die Proteftanten, die andere für Die 
Katholiken, auf daß beide in Eintracht nebeneinander ihren Gottesdienft 
verrichten mögen. Und über dem fejtummehrten, zinnengefrönten Dad) 
weht in den Lüften das Reich3banner, der alte deutiche Adler, zu dem 
alle Deutjchen Stolz Hinaufichauen. Und in diefem Haufe wohnt ein ſchaffens— 
freudiges, friih aufblühendes, deutſches Wolf, welches treu zu feinem an— 
geitammten Fürften Hält. Darunter nicht zum geringften Meine Rhein- 
länder, für deren katholiſche Glieder neulich in jo herrlicher Weife der 
Erzbiihof von Köln das Treuegelöbnis erneuert hat, das Ich mit herz- 
lihem Danke entgegengenommen habe. Und diefem Bolfe, dem wünſche 
Ich von Herzen, daß es in froher Eintracht miteinander in diefem Haufe 
leben möge, vor allen Dingen in Achtung der Perjönlichkeit und Würdigung 
berjelben in jedem Menſchen, emporblidend zum Firmament da droben, 
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melches über unjerem Haufe fich wölbt, aufjchauend zu unjerem gemein- 
jamen Erlöfer und Heiland, von dem wir hoffen und erwarten, daß er 
uns von unjeren Sünden erlöfe, und zu unjerem allerhöchften Gott Vater, 
vor dem wir in Ehrfurcht die Knie beugen. Wenn jo das deutſche Volt 
in fich gefeftet, auf Gott vertrauend in die Welt hinaustritt, dann wird 
es auch befähigt fein, die großen Kulturaufgaben zu löſen, welche ihm die 
Borjehung in der Welt bejtimmt Hat: „Nach innen gejchloffen, nach außen 
entjchlofjen!” Und daß dieje Anjchauung in Meinem Volke ſich verbreite 
und Berftändnid und Würdigung finde, und daß es ihm bejchieden fein 
möge, unter Gottes Schuß in friedliher Schaffensfreude feine Arbeit zu 
fördern — dieſer Wunfch wird vor allen Dingen in der hiefigen Provinz 
Berftändnis und Würdigung finden, und Ich erwarte von Meinen Rhein- 
ländern, daß fie bei diefer Arbeit Mir treu zur Seite ftehen. So erhebe 
ih Mein Glas auf das Wohl und Gedeihen der jchönen Provinz. Die 
Rheinländer hurra, Hurra, Hurra! 


Mitte September. Angriffe auf die Kolonialverwaltung. 


Die „Köln. Volksztg.“ veröffentlicht Angriffe auf die Kolonial- 
verwaltung, fie habe in der Beratung der Kameruneifenbahn unrichtige 
Mitteilungen gemacht und Neichägelder privaten literariichen Publikationen 
zur Saale ai geftellt. — Die Kolonialverwaltung mweift diefe Behauptungen 
in der „Nordd. Allg. Big.” jcharf als „leeres Gerede” unter Anführung 
von Altenmaterial zurüd. Die „Köln. Volksztg.“ erkennt an, daß die Be- 
hauptungen ihres Gewährsmannes unhaltbar jeien. — Die Prefje beipricht 
dieſe Frage lebhaft; im allgemeinen wird die „Köln. Volksztg.“ getadelt. 
Al3 Urheber der Behauptungen bezeichnet die „Nat. Ztg.” den Abg. Erz- 
berger, der fich al3 jolcher befennt und nad) dem Zujammentritt des Reichs- 
tag3 Beweiſe verjpricht. 

17.123. September. (Jena.) Sozialdemokratijcher Parteitag. 
Maifeier, Gewerkichaften, Generaljtreif, Parteipolemik. 

VBorfigender ift Abg. Singer. — Abg. Bebel kritifiert in einer 
Begrüßungsrede die auswärtige deutſche Politik: Rußland war 30 Jahre 
hindurch der Schiedsrichter Europas. Seine Armee, jeine Flotte find jegt 
auf längere Zeit gebrochen. Aber, Parteigenofjen, man jollte es nicht 
meinen, daß diefer für Deutichland durch den oftafiatifchen Krieg gejchaffene 
günftige Zuftand durch das unglaubliche Ungeſchick der deutichen Staat3- 
männer nicht ausgenugt, jondern in das Gegenteil verkehrt worden ift. 
Der Zweibund war in feiner Aktionsfähigfeit gebrochen, aber unjere famojen 
Staatsmänner haben es zumege gebracht, daß fich zur felben Zeit ein neuer 
Bweibund, Franfreich-England, gebildet hat. Das ift die Folge unjerer 
Maroffopolitif, der Reife nad) Tanger, der befannten Drohungen und der 
Anfrage an den Generalftab, ob wir gerüftet jeien. — In einer Beiprechung 
der Organijation der Parteien wird bejonders ein Antrag der Berliner, 
dem „Vorwärts“ den Charakter ald Zentralorgan zu nehmen und ihn zu 
einem Lokalorgan zu machen, bejprochen. Die Antragfteller erwarten davon 
ein Aufhören der ewigen Zänfereien zwijchen der Berliner Partei und dem 
„Vorwärts“. Der Antrag wird abgelehnt, da die Berliner Genoſſen Hin- 
reihenden Einfluß auf die Redaktion des „Vorwärts“ hätten. — In der 
Beiprechung der parlamentarijchen Tätigkeit wird vielfach rückſichtsloſeres 
Auftreten der Fraktion verlangt. Abg. Stadthagen: Jh will mid 
bemühen, im Reichstage etwas ruppiger vorzugehen, ob e3 aber viel nützen 
wird, bezweifle ich). — Ueber die Beteiligung der Gewerkichaften an der 
Maifeier gehen die Anfichten der Reden weit auseinander; Abg. Rob. 
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Schmidt (Berlin) tritt für Neutralität der Gewerfichaften ein, weil fie 
viele Mitläufer hätten und dieſe nicht vor den Kopf ſtoßen dürften. Roſa 
Luremburg und andere Radikale greifen dieien Standpunkt beftig an. 
Der Parteitag maht e3 „den Arbeitern und Arbeiterorganiiationen zur 
Pflicht, für die allgemeine Arbeitrube am 1. Mai einzutreten und überall 
da, wo die Möglichkeit der Arbeitsrube vorhanden ift, die Arbeit ruhen 
u lafien“. 

— Ein Antrag, eine planmäßige Agitation gegen den Militarismus 
und Marinismus einzuleiten, wird zurüdgezogen, nachdem ſich Bebel 
Dagegen erklärt hat. VBgl. 14 ©. 1281. Es wird mur beichloiien, die 
jungen Leute über ihre Rechte als Soldaten aufzuflären. — Abg. Bebel 
beantragt, Borbereitungen zu treffen für einen Maſſenſtreik al Kampf- 
mittel zur Verteidigung wichtiger Vollsrechte wie Stimmredt, Koalitions- 
freiheit. Zu dem Zwed joll eine Broichüre maſſenweiſe verbreitet werden. 
In der Begründung ftellt er die bürgerliche Geiellichaft als ganz forrupt 
Hin; die Regierung fürdte nad dem Beiipiele Rußlands eine Revolution 
in Deutichland. Darum brauche man aud Feine Ausnahmegejege wegen 
eines Mafienftreit3 zu fürchten; jelbit das Militär würde nicht zuverläſſig 
jein. Aber die parlamentariihe Tätigkeit dürfe man deshalb nicht auf- 
geben wie die Berliner Anarchojozialiiten verlangten. Abg. Heine: Ein 
Maſſenſtreik jei vorläufig unmöglidh; er würde den Arbeitern ungeheuer 
ihaden. Erft mühten die Mafjen dafür gewonnen und organifiert werden. 
Die Frauen Luremburg, Zetfin, Zieg jprechen ſich für einen Mafjen- 
ftreif au8 und greifen die Gegner heftig an. Rußland zeige, daß eine 
Revolution möglid jei. Abg. Frohme und David treten Heine bei. 
Nach heftiger Diskuffion, in der viel von blutiger Revolution und dem 
bei Maſſenſtreils unvermeidlihen Hunger geiprodhen wird, wird Bebels 
Antrag gegen 14 Stimmen angenommen. 

Bur Schlichtung des lebhaften Preßſtreits zwiichen „Vorwärts“, 
„Leipziger Volksztg.“ und „Neue Zeit“ war eine Kommiſſion eingejegt 
worden. Abg. Dieg berichtet über ihre Beratungen und jchlägt folgende 
Rejolution vor: „Der Barteitag erfennt an, da die Preßfehden der jüngjten 
Beit nicht als ‚Literaten-Gezänf‘ anzujehen find, daß ihnen vielmehr ernite, 
ſachliche, insbeſondere auch prinzipielle Meinungsdifferenzen zugrunde liegen. 
Dementiprehend ift e3 auch anzuerkennen, daß die den Anhalt der Preß— 
fehden bildenden Streitfragen an ſich einer öffentlichen Diskuſſion bedürfen. 
Der Parteitag erkennt ferner an, daß die ftreitenden Teile von dem Be- 
ftreben erfüllt gemejen find, der Bartei nach bejtem Wifjen zu dienen. Was 
Dagegen die Form betrifft, in der die Diskuffionen zum Teil geführt 
wurden, jo ift fie auf das jchärfite zu mißbilligen. Mit aller Entichieden- 
heit erhebt der Parteitag Einjpruch gegen eine gehälfige, die perjönliche 
und die Parteiehre von Genofjen verlegende Art der Diskuffion, durch 
welche auch der Agitation im Lande die größten Schwierigkeiten bereitet 
werden. Der Parteitag erklärt deshalb mit allem Nachdruck, daß diejer 
Art Diskujfion nun ein Ziel zu jegen ift, daß aber jelbftverftändlich der 
ſachlichen Kritif der freiefte Spielraum gelafjen werden muß. Zur Er- 
reihung dieſes Zwedes fordert der Parteitag: 1. Die Parteifchriftfteller 
und Redakteure unjerer der Barteifontrolle unterftellten Barteiorgane haben 
in erfter Linie ihre Aufgaben in der prinzipiellen Aufflärung der Arbeiter- 
maſſen jowie in der Bekämpfung der politischen Gegner zu en 2. Die 
prinzipielle Aufklärung hat entiprechend den Grundjägen des Partei— 
programms im Sinne der Dresdener Rejolution zu erfolgen. 3. Kritifche 
Unterjuhungen des PBarteiprogrammes find tunlichjt in der „Neuen Zeit“ 
zu veröffentlichen, die zu diefem Zwecke erforderlichenfall3 zu erweitern ift. 
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4. Die Preßkommiſſionen Haben dafür zu jorgen, daß in den ihrer Auf- 
ſicht unterftellten Parteiblättern nicht von neuem die oben verurteilte Art 
der Polemif Platz greift. 5. Unbejchadet der Rechte der Preßkommiſſionen 
hat der Parteivorſtand unter voller Wahrung der freien Meinungsäußerung 
die Verpflichtung, auf die Beobachtung vorftehender Beichlüffe rechtzeitig 
vermittelnd hinzuwirken.“ — Die Refolution wird angenommen. 

18. September. (EEſſen.) Der chrijtlich-joziale Parteitag 
unter dem DVorfi des Abg. Stöder polemifiert u. a. gegen die 
Simultanjhulen und debattiert über Kommunalpolitik, ohne ein 
feftes Programm aufzujtellen. 

19. September. (Ejjen.) Reichstagswahl. 


Bei der Erjagwahl erhält Giesberts (3.) 35478, Niemeyer (nl.) 
17843, Behrens (djrjoz.) 2496, Gewehr (Soz.) 28532 Etimmen. Bei der 
Stichwahl (28. September) erhält Giesbert3 41799, Gewehr 37524 Stimmen. 
Die jozialdemokratiihe Stimmenzahl ift infolge der Bermehrung der 
Kruppichen Arbeiter um ca. 20000 um einige Taujend Stimmen geftiegen. 
Bei der Stichwahl ſtimmen einige Taujend Nationalliberale für den Sozial— 
bemofraten. 


1. September. (Meiningen.) Der Dichter Rudolf Baumes 
bach, geboren 28. September 1892, }. 

23.125. September. (Wiesbaden.) Der Parteitag der frei- 
finnigen Bolfspartei tadelt die Haltung der Regierung in der Frage 
der Fleiſchteuerung, fordert Bejchränfung der Kolonialpolitif, Re— 
form der Branntweinfteuer und verwirft eine höhere Steuer auf 
Tabak und Bier. Ein Zujfammengehen mit Nationaljozialen hält 
er für unmöglich. 

24.126. September. (Mannheim.) Generalverfammlung des 
Vereins für Sozialpolitik. 

Hauptreferate 1. Profeſſor Schumacher und Profejjor Wirminghaus, 
die finanzielle Behandlung der Binnenmwaflerftraßen unter bejonderer Be- 
rüdjichtigung ihres Wettbewerb3 mit den Eijenbahnen, 2. Profeſſor Bren- 
tano und Dr. Leydig, das Arbeitsverhältnis in den privaten Riejenbetrieben, 


3. Profeſſor Schmoller, Geh.Rat Kirdorf und Profeſſor Liefmann, das 
Verhältnis der Kartelle zum Staat. 


25. September. (Berlin.) Der Reichsfanzler hat eine Zu— 
jammenfunft mit dem ruffifchen Minifter v. Witte. Am 27. wird 
Mitte in Rominten vom Kaiſer empfangen. 

28. September. (Bayern.) Der Prinzregent eröffnet den 
Landtag. Die Thronrede fündigt u. a. Erhöhung der Beamten 
gehälter, Steuerreformen und Berfehröverbefjerungen an. 

29. September. (Bayerifhe Abgeordnetenfammer.) Prä- 
fidentenwahl. Budget. 


Bum 1. Präfidenten wird Abg. Orterer (Z.), zum 2, Abg. Fuchs 
(8.) gewählt. Die Liberalen enthalten fi) der Wahl. Zu Schriftführern 
werden drei Mitglieder des Zentrums, ein Mitglied der fr. Bag. ge- 
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wählt. — Finanzminifter v. Pfaff legt das Budget vor, das mit einem 
Fehlbetrag von faft vier Millionen abſchließt. Die Ordnung der finanziellen 
Beziehungen zwijchen Reich und Einzelftaaten jei dringend nötig, ebenjo 
eine regelmäßige beträchtliche Schuldentilgung. 

29. September. (Baden-Baden) Der Reichskanzler Fürft 
Bülow Hat eine Zuſammenkunft mit dem italienifchen Minifter des 
Auswärtigen Zittoni. 

September. Oktober. (Berlin.) Ausſtand in der Elektri- 
zitäts- und Metallinduftrie. 

In mehreren Unternehmungen verlangen die Schraubendreher ftrifte 
Durhführung des Achtftundentags, Abjchaffung aller Ueberftunden, Lohn— 
erhöhungen. Da eine Einigung nicht erfolgt, werden 850 Arbeiter aus- 
gejperrt (Ende September); da andere Arbeiter gemeinfame Sache mit den 
Streifenden maden, werden am 27. September 33000 Arbeiter ausgejperrt. 
Einigungsverjuche führen zu feinem Ergebnis, da die Arbeiter 7!/2 Prozent 
LZohnerhöhungen fordern, die Unternehmer nur 5 bis 6 zugeftehen. Der 
Berband der Berliner Metallinduftrie erklärt fi) mit der Eleftrizitätsfirma 
jolidariih) und droht für den 14. Dftober weitere 20000 auszujperren 
(Anfang Dftobter). Infolgedeſſen erneuern die Arbeiter die Verhandlungen: 
die Unternehmer gewähren die jchon vor dem Streik bewilligten Erhöhungen 
und ftellen die Ausftändigen nad) Bedarf wieder an. 


2. Oktober. Württemberg.) Die Eijenbahnverwaltung 
führt die neunftündige Arbeitszeit ein. 

2. Oktober. GSach ſen.) Bei den Ergänzungswahlen zur 
Zweiten Kammer werden gewählt 19 Konjervative, 8 National- 
liberale, 1 Reformparteiler, 1 Freifinniger, 1 Sozialdemofrat. Die 
Konjervativen verlieren vier Sitze. 

3.77. Oktober. (Berlin) Tagung de3 zweiten Kolonial= 
fongrefjes. Es werden öffentlich alle Eolonialen Angelegenheiten 
digfutiert von Beamten, Miffionaren, Gelehrten und Vertretern 
der wirtjchaftlichen Intereſſen. 

Anfang Oktober. (Preußen.) In der Preſſe wird Iebhaft 
geklagt, daß mehrere große Güter von Deutjchen an Polen ver- 
fauft jeien und daß die Stadtverwaltung von Poſen ein ftädtifches 
Grundſtück an Polen verkauft habe. 

5.7. Oktober. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) De- 
batte über die Fleifchnot. 

Abg. Segik (Soz.) interpelliert die Regierung über Maßregeln zur 
Belämpfung der Fleiichteuerung. Minifter des Innern Graf Feilitzſch: 
Die Regierung Habe nicht nur Erhebungen über die Fleijchteuerung an- 
geitellt, jondern auch alle Maßnahmen erwogen, die für eine tunlicht 
rajhe Abminderung der hohen Fleiichpreife in Betracht fommen. Eine 
weitere Deffnung der Grenzen jei jedoch nicht angängig, weil dadurch unjer 
——* Viehbeſtand der Gefahr der Verſeuchung ausgeſetzt werde. Die 
l 


cherſte Grundlage für eine verläſſige Fleiſchverſorgung des Landes ſei 
eine gedeihliche Fortentwicklung der heimiſchen Viehzucht und die Förde— 
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rung der Biehein- und Verkaufsgenoſſenſchaften, der Viehmarktlafjen und 
der Berfaufsvermittlungen, ſowie die Bejeitigung der Auswüchſe des Zwi- 
ſchenhandels. Es jei zu Hoffen, daß bei der heurigen günftigen Futter- 
und Kartoffelernte die Frleiichpreife bald wieder auf einen normalen Stand 
fommen werden. — Die Redner de3 Zentrums und der freien Bereini- 
gung verwerfen die Deffnung der Grenzen, die der Liberalen und Sozial— 
demofraten find dafür. 


6. Oktober. (Berlin.) Ferdinand Yrhr. v. Richthofen, Pro— 
fefjor der Geographie an der Univerfität Berlin, fF. — Geboren 
5. Mai 1833, machte große wifjenjchaftliche Expeditionen in Japan, 
Indien, Amerifa und namentlich in China, 1886 Profeffor in 
Berlin, 1902 Direktor des Inſtituts für Meeresfunde. 

Dftober. Dezember. (Preußen.) Bewegung unter den Berg- 
arbeitern im Ruhrrevier. 

Hm Nuhrrevier herricht Unzufriedenheit mit der Sperre, die der 
Bergbauverein über mißliebige Bergarbeiter verhängt, mit angeblid un- 
ejeglicher Verlängerung der Arbeitszeit, mit Lohnverkürzungen und Geld- 
trafen an Stelle des Wagennullend. Am 2. November richtet die Siebener- 
fommijfion (vgl. ©. 6) eine Beichwerde an den Reichskanzler und das 
Dberberganit. Das Oberbergamt lehnt die verlangte Aufhebung der neuen 
Arbeitsordnung des bergbaulichen Vereins ab (Dezember). Hierauf wird 
eine Bejchwerde beim Miniſter eingereicht. — Vielfach wird der Ausbruch 
eines neuen Streiks erwartet. . 

8.19. Oktober. (Qeipzig.) Der deutjch-foziale Parteitag 
fordert Überwachung der Preispolitit der Kartelle und Berleihung 
der Rechtsfähigfeit an die Berufövereine. 

Oktober. Die Beichlüffe des ſozialdemokratiſchen Parteitags 
über den Generalftreit werden von vielen Gewerfjchaften zurüd- 
gewiejen; Bebels Rede ſei eine hohle Deflamation. 

10. Oktober. (Berlin) Eine Betrieb3mittellonferenz wird 
abgehalten. Die „Kölnische Zeitung“ jchreibt darüber: 

„Die Konferenz führte zu dem erfreulichen Refultate, daß man über 
den einzujchlagenden Weg, insbejondere bezüglich der organifatoriihen Ein— 
rihtung, zu einer vollftändigen Einigung gelangte. Die Grundlage der 
Konferenzverhandlungen, die in den Ausjchußberatungen jofort ihren Fort» 
gang nehmen werden, wird der bayerijche Vorjchlag bilden, der ſich als 
eine Abänderung des urjprünglichen Heidelberger Programms darftellt, der 
aber unter Aufrechterhaltung diejed Programms in feinen Grundzügen 
dem nationalen Gedanken eines einheitlichen deutjchen Betriebes voll Rech— 
nung trägt. Die jegigen Hauptpunkte find: 1. Eine einheitlihe Hand» 
habung auf nationaler deutjcher Grundlage, aber ohne Beeinträchtigung 
der Hoheitd- und Bejigrechte der einzelnen Staaten; 2. die größtmögliche 
Bejeitigung der wirtſchaftlich jchädlichen Leerläufe; 3. die unbejchräntte 
gegenjeitige Benugung des Güterwagenparfes.” 

11.113. Oktober. (Bayerijches Abgeordnetenhauß.) An 
träge auf Anderung des Wahlrechts. 

Das Zentrum beantragt Wiedereinbringung des im vorigen Jahre 
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nicht zuftande gekommenen Regierungsentwurfes: gejeglihe Wahlfreis- 
einteilungen nad der Volkszählung vom 1. Dezember 1900, die relative 
Mehrheit und einjährige Steuerleiftung. Der Antrag der Liberalen ver- 
langt Proportionalwahlen, wobei acht ig als Wahlfreije 
gelten; Steuerleiftung ijt feine Worbedingung. Ein Eventualantrag ber 
Kiberalen will, daß die Wahlfreiseinteilung nad der jeweiligen legten 
Volkszählung durch fönigliche Verordnung feſtgeſtellt werde, und verlangt 
dabei abjolute Mehrheit. Die Sozialdemokraten beantragen die Vorlage 
eines Wahlgejeges, wonad allen volljährigen Bayern das direkte, geheime, 
gleiche Wahlrecht unter Anwendung der Broportionalwahl zugejichert wird. 

Abg. Geiger (8.) erflärt dad Proportionaliyftem für ungeeignet 
für das bayeriiche Volf. Die Regierung habe mit dem Erlaß ihrer Wahl- 
ordnung (©. 96) parteiiich zu gunften der Liberalen gehandelt, daher 
hätte das Zentrum zum Minifter des Innern fein Vertrauen mehr. Abg. 
Dr. Hammerjhmibdt (lib.): Die legte Wahlfreiseinteilung ſtelle eine Be- 
günftigung des Zentrums dar. Das Proportionaliyitem jet das — 
aller Wahlſyſteme, wie auch Dr. Orterer anerkannt habe; die Mehrheits— 
wahlen gäben oft ein unrichtiges Bild der Parteienſtärke. Abg. Segitz 
—— Bei den Proportionalwahlen müſſe das ganze Land einen Wahl— 
rei bilden. Die augenblidlihe Wahlfreiseinteilung ſei ungerecht, die 
Wählerliften vielfach unordentlih. Minifterpräfident v. Podewils ver- 
teidigt die Haltung der Regierung in der Frage der Wahlfreiseinteilung. 
— Um 13. Oktober werden nad) langer, teilweije jehr erregter Debatte, in 
der namentlich die Liberalen den Minifterpräfidenten ſcharf angreifen, die 
Anträge des Zentrums und der Eventualantrag der Xiberalen an einen 
Ausſchuß von 18 Mitgliedern vermwiejen, der Hauptantrag der Liberalen 
und der Antrag der Sozialdemokraten werden abgelehnt. 


12. Oktober. (Reichſstagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Zabrze-Rattowig wird Korfanty (Pole) mit 23208 Stimmen ge— 
wählt. Bolt (lib.) 7682, Kapitza (3.) 7947, Morawski (Soz.) 
4781 Stimmen. 


12. Dftober. (Bayern.) Der „Bayerifche Kurier” ſchreibt 
über da3 durch Abg. Geiger dem Grafen Feilitzſch ausgeſprochene 
Mißtrauen: 

„Dieſes Mißtrauensvotum wird ſeine Folgen haben, denn es wird 
durchgeführt werden, genau ſo ſcharf wie gegen den Grafen Crailsheim, 
ja jetzt noch weit ergiebiger, weil das ganze Budget noch vorliegt. Die 
Staatsregierung wird ſich entſchließen müſſen, ob ſie ſich auf Seite des 
Grafen Feilitzſch ſtellt. Ohne den Grafen Feilitzſch wird die Landtagsſeſſion 
einen normalen Verlauf nehmen, mit ihm gibt es Wirren, wobei man 
nicht weiß, wer noch weiter von den Miniftern von ihnen mitgeriffen wird.“ 


12. Oktober. Die „Kölnijche Zeitung” jchreibt über die Ent— 
büllungen des „Matin“ binfichtlich eines englifch-frangöfifchen Ein— 
verjtändnifjes gegen Frankreich (j. Frankreich): 


„Die Enthüllungen, deren Urheberjchaft in der ganzen Welt über- 
einftimmend auf Herrn Delcafje zurüdgeführt wird, haben fowohl in 
Frankreich wie in England ftarfes Unbehagen hervorgerufen und nament- 
li in England wird vielfac, der Verſuch gemacht, die Angaben über das 
Ungebot kriegeriſcher Hilfe Englands al3 völlig unbegründet und jomit 
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als belanglos Hinzuftellen. So leicht wird es allerdings nicht möglich fein, 
die Delcafjeihen Enthüllungen abzujchütteln. Ob und was an ihnen wahr 
ift, fann man nur in England und in Franfreic wiſſen, und dieſe beiden 
Länder haben auch in erjter Linie ein Intereſſe daran, daß die Angelegen- 
heit in unanfechtbarer Weije Flargeftellt werde. In jedem Falle muß aber 
angenommen werden, daß Delcafie an das Verſprechen der englijchen 
Kriegshilfe geglaubt und danach jeine Politik eingerichtet hat. Darin aber 
liegt die große Bedeutung und dadurd wird es unmöglich gemacht, fie 
einfach al3 belanglos hinzuftellen. Durch die Tatjache, daß Delcafie an 
die engliiche Hilfe geglaubt Hat, mwurde die franzöſiſche Bolitif in einer 
überaus gefährlichen Weije beeinflußt und für die praktiſche Wirkung ift 
es ziemlich gleichgültig, ob Delcafje wirklid darauf rechnen konnte, oder 
ob er fich in einer Täufchung befand. Die Täufchung konnte in der Politik 
ebenjo gefährlich werden, wie die leidenjchaftliche Gefühlspolitif und gerade 
in diefem Falle leuchtet es ein, daß die vielen Selbfttäufchungen Delcaſſés, 
wenn es ſolche waren, ji in ihren Wirkungen genau jo äußerten, tie 
nur eine von leidenjchaftlichen Gefühlen getragene Revanchepolitik es hätte 
tun können. Die Enthüllungen find aljo durchwegs ernft zu nehmen und 
man fann fie nicht als lächerliche Phantajtereien abtun. Hätte doch wenig 
gefehlt, daß dieje Ueberzeugungen des Herrn Delcafje, die offenbar eine 
der Grundlagen jeiner Politik bildeten, Europa in einen Krieg ftürzen 
fonnten, wie er furchtbarer nicht gedacht werden fann. Die Frage, wie 
es möglich war, daß Herr Delcafjie zu einer Ueberzeugung fam, die jet 
von dem größten Teile der englischen Prefie ald ganz unhaltbar bezeichnet 
wird, vermögen wir nicht zu löſen, wie wir uns auch feine Borjtellung 
darüber machen können, welche verantwortlichen oder unverantwortlichen 
Faktoren es gemwejen find, die ihn zu dieſer Ueberzeugung gebracht Haben. 
Wie jchon gejagt, nur in England oder in Frankreich könnte man darauf 
die richtige Antwort finden und dieje Antwort würde jedenfalls interefjanter 
fein, als das jeßt beliebte Verfahren, die Richtigkeit der Enthüllungen ein- 
fach abzuleugnen.“ 


Am 15. Oktober jchreibt die „Norddeutjche Allgemeine Zei- 
tung“ hierüber: 


„Bon Beginn an ftand feft, daß die maßgebenden Kreiſe in Franf- 
reich zu den Enthüllungen feinerlei Beziehungen hatten, eine Tatjache, die 
vollfommen ausreichte, um den ‚Enthüllungen‘ jede Bedeutung für die in 
den legten Monaten erzielte Geftaltung des deutſch-franzöſiſchen Verhält— 
nifjes zu nehmen.” — Ueber eine Meldung des Bureau Reuter, daß Eng- 
land in Berlin die Enthülungen des „Matin” über das militärijche Ver— 
fprechen Englands dementiert habe, jchreibt fie: „Wir können bejtätigen, 
daß die englische Regierung eine Mitteilung ſolchen Inhalts in jpontaner 
Weife hat hierher gelangen laſſen und daß fie deutjcherjeit3 ebenjo loyal, 
wie fie gegeben wurde, entgegengenommen worden ijt. Ein Zwijchenfall 
in den diplomatischen Beziehungen zwijchen Deutichland und England ift 
durch die Behauptungen des ‚Matin‘ nicht hervorgerufen worden; ander- 
ſeits aber handelt e3 ſich um eine von der englijchen Regierung jelbjt als 
vertraulich bezeichnete Mitteilung, die im Sinne der Londoner Regierung 
nicht für die Deffentlichkeit beftimmt war. Wir ftellen feit, daß alle Be- 
hauptungen, wonach die deutjche Regierung von der englijchen oder fran- 
zöſiſchen Regierung über die Angaben der PBarijer Blätter Erklärungen 
verlangt hätte, unzutreffend find. Ein ſolcher Schritt würde angefichts der 
Form, in der die Angaben gemacht find, der diplomatischen Courtoiſie nicht 
entſprechen. Es würde auch mit der loyalen Gefinnung nit im Einflang 
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fein, die wir den Abfichten der franzöfiichen wie der englijchen Staat3- 
männer entgegenbringen. Auch in den weiteren Sreijen der Bevölkerung 
Deutichlands hat man den Borfall mit großer Ruhe aufgenommen.“ 

18.124. Oktober. (Bayerijche Abgeordnetenfammer.) Bud— 
getdebatte. Defizit. Hochjchulen. Auswärtige Politik. 

Abg. Pichler (Z.) tadelt die frühere Yinanzgebarung, Die zu 
großen Fehlbeträgen geführt und dem Landtag eine wirkliche Ueberficht 
über den Etat unmöglid gemacht hätte. Es müſſe jegt gründlich Wandel 
geichaffen werden. — In der Debatte greifen die Sozialdemokraten die 
Polizei jharf an, Minifter des Innern Graf Feilitzſch weift die Klagen 
al3 auf unzuverläffigem Material beruhend ab. Auf eine Forderung, daß 
die bayerischen Hocjchulen in erfter Linie den Bayern zur Verfügung 
ftehen müßten, entgegnet Kultusminifter Dr. v. Wehner: Für die deutjchen 
Hochſchulen gelte Freizügigkeit, und darauf beruhe ihre Bedeutung. Es 
jei undeutjch nichtbayeriiche Deutſche zurüdjegen zu wollen und wenn der 
Deutjche im Auslande Entgegenfommen verlange, müjle e8 auch zu Haufe 
den Ausländern erwiejen werden. In der Beiprehung der auswärtigen 
Politik erflärt Abg. Dr. Hammerſchmidt (lib.): Die Maroffofrage jei 
glüdlich behandelt worden. Aber man habe lange genug Unruhe empfunden 
über Unficherheit und Unflarheit der auswärtigen Politik, die von „einem 
einzigen und noch dazu ficher oft nicht widerjpruchslojen Willen“ abhänge 
und über das dem Volkswillen mwiderjprehende Werben um die Freund- 
ichaft der Engländer und anderer Bölfer. Minifter v. Podewils: Ich 
meine, daß das deutjiche Volk nur dankbar jein jollte, daß das erlauchte 
Reichsoberhaupt feine Anjtrengungen und feine perjönliche Mühe jcheut, um 
jeinem hohen Berufe in jeder Weiſe gerecht zu werden. Wenn aber jpeziell 
der Wunjch nad) Ruhe und Stetigfeit in der auswärtigen Politik des Reiches 

eäußert worden ift, jo möchte ich nur daran erinnern, daß der Gang der 
Bolitif doch nicht allein von der Haltung der deutjchen Reichöregierung 
abhängt, jondern auch von der Haltung anderer Mächte und von den 
Ereignifjen auf dem ganzen europätfchen und außereuropäiſchen Welttheater 
beeinflußt ift. 

F Der größte Teil des Budgets wird an den Finanzausſchuß ver— 
wieſen. 

19. Oktober. (Preußen.) Handelsminiſter Möller erhält die 
nachgejuchte Entlaffung unter Verleihung des erblichen Adels. — 
Sein Nachfolger wird der Cberpräfident von Wejtpreußen Dr. Del- 
brüd. Oberpräfident von Wejtpreußen wird Regierungspräfident 
dv. Jagow in Marienmwerder. 

Dftober. (Baden.) Landtagswahlen. Liberal-ſozialdemo— 
fratijche® Bündnis. 


In der Vorbereitung der Wahlen beichließen die liberalen Fraktionen 
und die Demokraten ein gemeinjames Vorgehen. (Blodparteien.) Am 
19. Oktober werden in der Hauptwahl gewählt: Zentrum 28, Blod 17, 
Konjervative 1, Sozialdemofraten 3. — Für die 25 Stichwahlen (27. Oftober) 
ichließen der Blod und die Sozialdemokraten ein Kompromiß, wonach jie 
fi in ſechs Wahlfreifen befämpfen; in 12 Wahlfreifen ftimmen die Sozial- 
demofraten für den Blod, in 5 der Blod für die Sozialdemokraten. In 
den Stichwahlen wird fein Mitglied des Zentrums gewählt; dad Gejamt- 
rejultat ift 29 Blod, 28 Zentrum, 12 Sozialdemofraten, 4 Konjervative. 
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Das Bündnis zwiihen Blod und Sozialdemokraten wird in der 
nationalliberalen Preſſe zum Teil jcharf getadelt, zum Zeil wird es mit 
der Notwendigkeit motiviert, eine Zentrumsmehrheit zu vereiteln. 


23. Oktober. (Hefjen.) Die Wahlreform jcheitert, weil die 
Zweite Kammer den Beichluß der Erjten Kammer, der die Wahl: 
reform don der Erweiterung des Budgetrecht3 der Erſten Kammer 
abhängig macht, ablehnt. 

24. Oktober. Streit in der ſozialdemokratiſchen Partei. 


Sechs Redakteure de3 „Vorwärts“ müſſen aus der Redaktion aus- 
fcheiden, weil fie den Radifalismus des PBarteivorftandes nicht teilen. Der 
Ausflug erfolgt namentlich auf Betreiben de3 Abg. Bebel. Der Aus— 
ihluß wird von den bürgerlichen Blättern als charafteriftiih für die 
fozialdemofratifche Preffreiheit verfpottet; von den fozialdemofratifchen 
Blättern greift namentlich die „Münchener Poſt“ den Parteivorftand jcharf 
an; die „Leipziger Volkszeitung“ und andere ftimmen ihm zu, die Arbeiter- 
maffen dürften fich nicht durch einige Litteraten irre führen laſſen. 


25. Oktober. (Sachſen.) Der Kaiſer bejucht Dresden und 
wird vom Dberbürgermeijter feierlich empfangen, dem er feinen 
Dank ausſpricht. Bei einem Frühſtück in der Kaferne des 2. Gre— 
nadierregiment3 erwidert der Kaiſer auf die Anjprache des Oberjten: 


Mein lieber Herr Oberft! Ach ſpreche Ahnen hierdurch Meinen 
innigften und aufrichtigften Dank aus für die Gefinnungen, die Sie Mir 
im — des Regiments zum Ausdruck gebracht haben. Ich ſpreche 
auch Meinen Dank dem Könige aus, der Mir die Freude bereitet hat, 
einige Stunden bei Meinen Grenadieren verweilen zu können, welche ſchon 
Meinen Großvater zum Chef hatten und welche in der großen Zeit unter 
Meinem Bater und Großvater unverwelkliche Lorbeeren ſich errungen 
haben. Es freut Mid um jo mehr, heute Generale aus jener ka 
Beit begrüßen zu können, in der das Deutſche Reich zufammengejchmiedet 
wurde. Wie tapfer das Regiment in den früheren Zeiten gefochten Hat, 
eigt die Geſchichte der ftolzen jächliichen Grenadiere, deren alte Uniformen 

iv foeben in jo finniger Weije vorgeführt worden find. Wir leben in 
einer Beit, in der jeder wehrhafte junge Deutjche bereit fein muß, für das 
Baterland einzutreten. Ich bin überzeugt, daß jeder Meiner Grenadiere 
ſich diefer Pflicht bewußt ift und da das Regiment eingedenf feiner ruhm- 
reichen Bergangenheit fortitreben mwird in frommem, frifchem, eifrigem 
Tun, fei e3 in Friedens- oder Kriegszeiten, und mit Treue und Pflicht- 
erfüllung, die der Soldat in jeiner Bruft tragen ſoll und die heute ihren 
Ausdrud finden joll in dem Rufe: Der König von Sadjen Hurra, 
burra, hurra! 

Bei der Abendtafel erwidert der Kaijer den Trinkjpruch des 
Königs: 

Geftatten Euere Majeftät, daß Ich aufrichtigen und danfbaren 
za für die jchönen und zu Herzen gehenden patriotiichen Worte, Die 

ie foeben gejprochen, Meinen innigiten und herzlichften Dank ausſpreche. 
Ich kann wohl jagen, daß Ich mit tiefer Bewegung das, was wir joeben 
vernommen haben, in Mein Herz aufgenommen Habe. Kommen dieſe 
Worte doch von der Gtelle, an der jchon mehrfady Sachſenherrſcher ge- 
iprochen haben. An derjelben Stelle verfiherte Mir Euerer Majeftät hoch— 
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jeliger Oheim, als väterliher Freund und Berater Dir beizuftehen, als 
ich als verwaifter Neffe vor ihm erjchien nach dem Berlufte meines Vaters. 
Bon derjelben Stelle aus hat Euerer Majeftät erlauchter Vater Worte 
von zu Herzen gehender Wärme und innigfter Reichstreue gejprochen. 
Beide haben ihr Verjprechen gehalten. Ein innig verehrter und geliebter 
päterlicher Freund iſt von mir geſchieden in Meinem verſtorbenen Oheim 
Albert, und ein treues deutſches Herz hat aufgehört zu ſchlagen, als Euerer 
Majeftät Bater die Augen ſchloß. Und nunmehr Haben Euere Majeftät 
in erhebenden Worten diefelbe Bahn zu bejchreiten gelobt, die Ihre Vor— 
gänger bejchritten haben. Der Empfang, den Euerer Majejtät Hauptſtadt 
Mir heute entgegengebradht hat, und die Pendler Geſichter der jubelnden 
Bevölkerung haben Mir von neuem, wie jo oft jchon, die loyale, patriotijche 
nnd anhängliche Gefinnung der Dresdener gezeigt, haben mir gezeigt, wie 
diejer Refidenz Bevölkerung mit ihrem geliebten Königshaus verwachjen 
ift und fein Beifpiel nahahmt, den großdeutichen Gedanken zu pflegen. 
Bu der Uniform, die Ich ihon lange zu tragen die Ehre habe, und zu 
dem von Mir geliebten Regiment Meiner Grenadiere haben Euere Majeftät 
die Güte gehabt, eine zweite hinzuzufügen, und Sch ergreife hier nochmals 
die Gelegenheit, um Meiner hohen Freude Ausdrud zu geben für Die 
erneute Ehre, die Euere Majeftät Mir erwieſen haben, Mich für würdig 
zu halten, Chef diejes jchönen, wenn auch jungen Regiments zu jein. Ich 
erblide darin, wie Euere Majeftät jchon erwähnten, ein neues und inniges 
Band, welches zwiſchen uns beiden gefnüpft wird. Euere Majeftät mögen 
überzeugt jein, daß bei Ihrer Gejinnung, die Sie Mir ausgeſprochen 
haben, Sie immer einen ftet3 treuen, hilfäbereiten nnd arbeitfamen Freund 
finden werden. Wenn des Deutichen Reiches Fürften von jolchen Gedanken 
bejeelt find, wie Seine Majeftät der König von Sachſen hier ausgeſprochen 
hat, dann ift es leicht, Hemmnifjen in der Welt entgegenzutreten. Denn, 
von dem Vertrauen unjerer Fürften getragen und unterjtügt von der 
willigen Mitarbeit unferes Volkes, kann man der Zufunft mit Ruhe ent- 
gegenjehen. Euere Majeftät haben unlängft die Gnade gehabt, mit warmen 
und anerfennenden Worten der Arbeit des vergangenen oder vielmehr 
abgelaufenen Jahres zu gedenken und in anerfennendfter Weije über Die 
Tätigfeit der oberjten Reichsbeamten fi zu äußern. Ach bitte Meinen 
Dank dafür entgegenzunehmen. Solche Worte tun wohl, nad) jo jchwerer 
Arbeit, wie fie diefer Sommer gebradt hat. Wenn jo das Deutjche Reich 
ſich entwidelte, wie Ich vorhin fkizzierte, dann fönnen wir ruhig mit 
aufgeichlagenem Viſier und freiem deutfchen Mannesmut, wie er verliehen 
wird durch ein ruhiges und gutes Gemifjen, einem jeden ind Auge bliden, 
dem es belieben jollte, uns auf unjerer Bahn entgegenzutreten und uns 
bei der berechtigten Betätigung unjerer Intereſſen zu ftören. Daß Euerer 
Majeftät gnädige Hilfe Mir dabei ſtets zur Seite ftehen werde, dejjen bin 
Ich heute gewiß, und Ich bitte darum, das Glas erheben zu dürfen zu 
einem Segenswunſch für Euerer Majeftät fönigliches Haus. Gott jegne 
und ſchütze Euere Majeftät und die Mitglieder Ihres Haujes in Ewigkeit ! 
Seine Majeität der König und fein gefamtes Haus Hurra, hurra, Hurra! 


25. Oktober. (Lippe- Detmold.) Der Schied3fpruch des 
Reichsgerichts erklärt den Graf-Regenten Leopold für thronfolge: 
berechtigt. (Bgl. ©. 6 und Jahrg. 1904.) 

236. Dktober. (Berlin.) Ein Dentmal Moltfes wird ent» 
hüllt. Bei der Feſttafel hält der Kaiſer folgenden Trinkſpruch: 

Dem heutigen Tage feien zwei Gläſer beftimmt. Das eine der 
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Vergangenheit und der Erinnerung! In aufrichtigem Danf gegen die 
Borjehung, die in großer Zeit dem großen Kaifer feine Baladine beichert 
hat, wollen wir vor allen Dingen das erfte Glas ein ftilles fein lafjen, 
welche8 dem Andenken des größten Generals Kaifer Wilhelms gewidmet 
ift. Das zweite Glas, da3 gilt der Zukunft und der Gegenwart! Wie 
ed in der Welt fteht mit uns, Haben die Herren gefehen. Darum das 
Pulver troden, das Schwert geichliffen, das Ziel erfannt, die Kräfte ge- 
jpannt und die Schwarzjeher verbannt! Mein Glas gilt unferem Wolf 
in Waffen! Das deutjche Heer und fein Generalftab Hurra, hurra, hurra! 


26. Dftober. Die deutjche Regierung regt bei den Groß— 
mächten an, die internationalen Bejfaungstruppen aus China zurück— 
zuziehen. Die Mächte jtimmen zu. 

26. Oktober. (Sachſen.) Der König eröffnet den Landtag 
und betont in der Thronrede die Notwendigkeit einer organijchen 
Reichsfinanzreform; ohne fie ſei es unmöglich, ein Gleichgewicht im 
Staatshaushalt herbeizuführen. 

Ende Oktober. Da eine Torpedobootsdivifion mobil gemacht 
wird, taucht in der Prefje, namentlich in der fozialdemokratifchen, 
die Behauptung auf, die Boote jeien beftimmt, die Zarenfamilie 
aus Peterhof abzuholen. Die Nachricht wird von der „Nord— 
deutjchen Allgemeinen Zeitung“ dementiert. 

1.November. (Preußen.) Ein neuer Regierungsbezirk Allen- 
jtein wird errichtet. 

2. November. (Reichdtagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Pr. Holland-Mohrungen wird Glür (fonf.) mit 8682 Stimmen 
gewählt. Hermann (frj.) erhält 740, Braun (Soz.) 406, Krebs (3.) 
64 Stimmen. 

4. November. Die Bayerijche Abgeordnetenfammer ge- 
nehmigt nach mehrtägiger Debatte die Verftaatlichung der pfälzi- 
jchen Eifenbahnen gegen die Stimmen der Sozialdemokraten und 
der Bauernbündler. — Die Länge der Bahn beträgt 854,78 Kilo— 
meter. 

5. November. (Bayern.) Vereinbarung der liberalen Par- 
teien. (Vgl. ©. 1.) 


Vertreter des Landesausſchuſſes der nationalliberalen Partei, des 
Landesausſchuſſes der freifinnigen Partei, der Deutſchen Volkspartei in 
Bayern, der bayeriihen Werbände der jungliberalen Vereine und der 
Bereine der Nationaljozialen bejchließen auf einer Konferenz in Nürnberg 
eine gemeinjame Organijation, deren mwichtigfte Beitimmungen find: Die 
Organijationen der vereinigten Liberalen nnd Demokraten Bayerns gründen 
unter voller Aufrechterhaltung ihrer GSelbftändigfeit einen Zentralausſchuß 
mit dem Sitze in Nürnberg. Zweck dieſes Ausjchuffes ift: a) durch regel- 
mäßige Ausſprachen ein geſchloſſenes Auftreten in allen gemeinjamen 
pofittichen und organifatoriihen Tragen herbeizuführen; b) die Wahlen 
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nach einheitlichen Gefichtspunften vorzubereiten; c) der Agitation gleich- 
artigen Charakter zu verleihen, insbejondere durch Ausſprache mit den 
Abgeordneten; d) etwaige Differenzen auszugleichen, die jih aus dem 
Nebeneinanderbeftehen der verjchiedenen Organijationen ergeben. Die Ab- 
geordneten dürfen in ihrer Abjtimmung in der Kammer durd einen 
Beihluß des Zentralausichuffes nicht gebunden werden. 


Anfang November. (Preußen) Wahlrecht, Sozialdemo- 


fratie und Straßenagitation. 


Die Breslauer Sozialdemokraten fordern den Parteivorftand auf, 
beim Wiederzufammentritt des preußischen Landtags Straßendemonftrationen 
zu veranftalten, um die Abſchaffung des Dreiklaſſenwahlrechts zu erzwingen. 
Der Parteivorftand lehnt den Antrag ald unzeitgemäß ab, will aber eine 
Agitation zur Aenderung des preußischen Wahlrecht3 vorbereiten. — Gleich— 
zeitig wird die Frage eines Maſſenſtreiks zur Erlangung politijcher Rechte 
diskutiert. Die Gewerkſchaften erklären ſich dagegen, die jozialdemofratiichen 
Abgeordneten Frohme und v. Elm verjpotten jolde „Revolutions- 
romantik“. Der Buchdruder-VBerband erklärt ſich ebenfalls jcharf dagegen. 


7. November. GReichſtagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Eiſenach-Dermbach erhält Xeber (Soz.) 6886, Schad (Antif.) 4045, 
ler (nl.) 2780, Kichner (fr. Vp.) 2698, Müller- Fulda (3.) 1014 
Stimmen. In der Stichwahl am 17. erhält Schad 9089, Leber 
8321 Stimmen. 

14. November. (Nürnberg) In Gegenwart des Kaiſers, 
de3 Prinzregenten, de8 Großherzog? von Baden und vieler Fürſt— 
lichkeiten wird ein Kaiſer-Wilhelm-Denkmal enthüllt. Bei der Feſt— 
tafel erwidert der Kaiſer auf die Begrüßung des Prinzregenten: 


Zu tiefem Dante haben Euere Königliche Hoheit und an dem 
heutigen Tage verpflichtet, und ch ſpreche denjelben bewegten Herzens 
nicht nur im Namen der Raijerin und in Meinem Namen aus, jondern 
vor allem auch für Meine erlauchte Tante und Meinen hochverehrten 
Oheim. Welch unvergekliche Eindrüde haben wir Hier empfangen können ! 
Der jubelnde and der Bürgerjchaft der alten Stadt, die ftolzen 
Truppen im ehernen Schritt, voran des Kaijers jchöned Regiment, das 
Ih Euerer Königlichen Hoheit zu Meiner Freude wieder Habe vorführen 
fünnen, die erhebende Feier und das herrliche Denkmal, fie alle reden zum 
Herzen. Und dazu: Auf der hochragenden Burg wehen die Farben von 
Wittelsbah und Hohenzollern im Werein mit dem Panier des Reiches, 
wie in alter Zeit. Gie erinnern daran, daß in nationalen Tagen unjere 
Häufer feit zujammenjtehen, jie erinnern an die Zeit, wo einft der ritter- 
liche Kaifer Heinrich VII. vor den Toren Roms im Angeficht des gejamten 
Heerbannes und des anreitenden Gegners hoch zu Roß den jungen Bayern- 
herzog und den jungen Burggrafen zu Rittern jchlug ; fie melden von dem 
Tage bei Mühldorf und Ampfing, wo der Burggraf durch fühnen Angriff 
dem Kaiſer Ludwig den Sieg errang und feinen Kaijerthron befeftigte. 
Sch darf es wohl jagen, es war ein großer nationaler Feittag, ein Haud) 
großer Zeiten hat uns ummeht. Aber ein folder Tag joll nicht nur im 
zeitlichen Jubel und Freudenraufch verflingen, er joll auch mit einem Ge» 
lübde abjchliefen. So wie einjt der große Kaijer, deſſen Denkmal mir 
heute enthüllten, bei allen feinen Erfolgen dem Höchften in Demut alles 
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anheimftellte, jo wollen wir ed auch tun. Im Aufblid zu unferem Gott 
wollen wir im feiten Vertrauen auf jeine Hilfe die Aufgaben, die er uns 
ftellt, zu Löfen juchen und auf unjer gejamtes Volk und Vaterland das 
Bibelwort anwenden: „Fürchte dich nicht, ich bin bei dir, ich Habe dich 
bei deinem Namen gerufen, du bift mein.“ Euerer Königlichen Hoheit 
aber, der uns dieſen unvergeßlichen Feſttag bejchert Hat, bringen wir alle 
den Ausdrud unſeres unauslöſchlichen Dankes dar, indem mir unjere 
Gläſer erheben und rufen: Gott jegne, jchüge und Schirme Seine Königliche 
Hoheit den Prinz-Regenten und jein erlauchtes Haus. Hurra, Hurra, hurra ! 

November. Die deutjche Gejandtichaft in Tokio und die 


japanijche in Berlin werden in Botjchaften umgewandelt. 


Mitte November. Der Direktor des Kolonialamts tritt einen 
Urlaub an. Die Leitung de Amts übernimmt Erbprinz Ernſt 
zu Hohenlohe-Langenburg. 

Mitte November. Auswärtige Blätter, beſonders englijche 
und polnijche, behaupten, die deutjche Regierung juche die ruffijche 
Regierung zu bejtimmen, den Polen feine politifchen Konzeffionen 
zu machen. Die „Norddeutjche Allgemeine Zeitung“ bezeichnet diefe 
Behauptung ala Lüge. Auch die ruffiiche Regierung wendet fich 
gegen dies Gerücht. 

17. November. Die Marinevorlage, die dem Reichdtage zu— 
geben joll, wird veröffentlicht. 

Die Vorlage fordert ben Bau der im Jahre 1900 abgelehnten ſechs 
großen Kreuzer bis 1917. Davon entfallen fünf auf die Auslandsflotte, 
einer auf die Materialreferve. Bon diejen Kreuzern joll jährlich einer 
durch den Etat gefordert werden. — Ferner wird im Etat die Vermehrung 
ber 16 Torpedoboot3-Divifionen (96 Boote) auf 24 Divifionen (144 Boote) 
gefordert und die Vergrößerung der neu zu bauenden Schiffe und Torpedo- 
boote ſowie die Verftärfung ihrer Armierung beantragt. Hierdurd) fteigen 
die Koften für ein Linienfchiff von 24 Millionen auf 36'/; Millionen, fir 
einen großen Kreuzer von 19 Millionen auf 27!/. Millionen Mark. — 
Der Etat für 1906 fteigt infolgedejjen um 19,43 Millionen Marf. 

17. November. (Kiel) Durch einen Zufammenftoß bei einer 
Nahtübung ſinkt das Torpedoboot S 126, wobei ein Offizier und 
32 Mann ertrinfen. 

21. November. (Preußen.) Juſtizminiſter Schönftedt tritt 
zurüd. Sein Nachfolger wird Dr. Befeler, Präfident des Ober- 
landesgericht3 in Breslau, der durch Oberlandesgerichtspräfident 
Vierhaus in Kiel erjegt wird. Deſſen Nachfolger wird Reichs— 
gerichtsrat Abg. Spahn. 

23.24. November. (Bayerifche Abgeordnetenfammer.) 
Anträge über Verkürzung der Arbeitszeit und Erhöhung der Löhne. 


Die jozialdemokratijhen Abgeordneten beantragen, vom 1. April 
1906 ab die neunftündige, von 1907 ab die achtjtündige Arbeitszeit in 
Europäifcher Geſchichtskalender. XLVI. 9 
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ftaatlihen Betrieben einzuführen, die Qöhne zu erhöhen und Wrkeiter- 
ausfhüffe zu bilden; einige Zentrumsabgeordnnete beantragen, die Mindei- 
löhne in den Staatsbetrieben zu erhöhen. Nachdem Abg. Segig Zu 
ſcharf die ftaatlihen Betriebe Fritifiert hat, fordert Abg. Damald id 
Mindeftlöhne von 2,60 Mark, verwirft aber die jozialdemofratiiche Forde— 
rung, alle Staatsbetriebe — Forſten, Bergwerfe u. ſ. w. — nach demielben 
Geſichtspunkten zu beurteilen. Minifterpräjident v. Bodemwils veripridt, 
den Arbeitern entgegenzufommen, jo weit es die Finanzlage erlaube. 


27. November. (Sachfen.) Zweite Hammer. Wahlrecht: 
debatte. 


Staatsminifter v. Metzſch erflärt, dad Pluraliyftem könne als ein 
gangbarer Weg zur Menderung des Wahlrechtes nicht anerkannt werben, 
weil e3 feine Kautelen gegen das Eindringen ftaatsfeindlicher Elemente 
biete. Das Proportionalfyftem jei zu kompliziert, und mit dem Zurüd- 
gehen auf das Wahlgejep von 1868 bei einer Erhöhung des Zenfus dürfte 
den mit dem jeßigen Unzufriedenen auch nicht gedient fein. Unter den 
gegenwärtigen Verhältniffen fönne die Regierung ein anderes Wahlrecht 
als das geltende nicht vorjchlagen. Sie fei aber immer bereit, jedes vor- 
geichlagene Syſtem zu prüfen und dann Borjchläge zu machen, wenn fie 
damit auf die Zuftimmung der Mehrheit der beiden Häujer rechnen könne. 

Die Ktonfervativen teilen den Standpunkt der Regierung. Die Libe- 
ralen bedauern die ablehnende Haltung der Regierung. 


27. November. (Berlin.) Ein deutjfcher Städtetag, an dem 
Vertreter von 144 Städten teilnehmen, fordert zur Verhütung von 
frleifchteuerungen eine möglichjt ungehinderte Einfuhr Lebenden 
Viehes aus dem Nuslande unter Wahrung der notwendigen Schuß- 
maßregeln zur Abfchlachtung in den Öffentlichen Schlachthäufern, 
die Einfuhr ausländischen Büchſenfleiſches und fonjtiger Fleiſch— 
dauerwaren, Ermäßigung der Zölle und der Eifenbahntarife in 
Beiten der Futternot. 

Bis zum Zufammentritt des Reichstags find folgende Gefeße 
der letzten Seffion publiziert worden: 

Feſtſtellung eines 2. Nachtrags zum Reichsetat 1904 (Reichs-Geſetz- 
blatt Nr.5). — 8 eftftellung eines 2. Nachtrags zum Kolonialetat 1904 (5). 
— Menderung des $ 113 des Gerichtsverfaffungsgejeßes (10). — Reichsetat 
1905 (11). — Etat für die ———— (11). — —I eines 3. Nach⸗ 
trags zum Etat 1904 (12). — Feſtſtellung eines 3. Nachtrags zum Kolonial- 
etat 1904 (12). — Feititellung eines Nachtrags zum Etat 1905 erde — 
Feſtſtellung eines Nachtrags zum Kolonialetat 1905 (15). — Friedens— 
präſenz des deutſchen Heeres (16). — Aenderung der Wehrpflicht (16). — 
Aenderuug des Geſetzes über Beurkundung des Perſonenſtandes und Ehe— 
ſchließung (17). — Kontrolle des Reichshaushalts, des Haushalts von 
Elſaß-Lothringen und der Schutzgebiete = — Aufhebung des $ 42,6 
de3 Reichsbankengeſetzes (19). — Aenderung des Gerichtsverfafjungsgejehes 
24). — Menderung der Bivilprozeßordnung (24). — Bildung deutiher 

ommunalverbände (25). — Wetten bei öffentlichen Pferderennen (30). — 


Venderung der Grumdbuchordnung (34). — Abänderung der Gemwerbe- 
ordnung (42). 
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28. November. Der Kaifer eröffnet den Reichdtag mit fol- 
gender Thronrede: 


Geehrte Herren! Bei dem Eintritt in Ihre Beratungen entbiete 

Ich Ihnen zugleih im Namen Meiner hohen Verbündeten Gruß und 
Willlommen. Das Hauptwerk Fhrer Testen Tagung bildete die Neuord- 
nung der Handel3beziehungen des Reiches zum Auslande. Mit den gr 
dels⸗ und Zarifverträgen, die zum großen Zeile bereits ratifiziert find, ift 
der feite Grund gejchaffen, auf dem fich deutjcher Fleiß und Unternehmungs- 
geift in Sicherheit entfalten fann. Möge dem Landbau und dem Gewerbe 
Segen und Gedeihen, dem Handel und der Schiffahrt reicher Erfolg im 
freundfchaftlihen Wettbewerb der Völker bejchieden fein. Auch für den 
Warenaustaujh mit anderen Ländern find die verbündeten Regierungen 
beftrebt, die Bürgjchaft der Yortentwidlung auf gleicher Grundlage zu 
gewinnen. Hinter dem Handelsvertragswerk mußten wichtige Aufgaben 
zurüdftehen, die jegt in den Vordergrund Ihrer Tätigkeit treten werden. 
Die Finanzen des Reiches find allmählich in einen Zuftand geraten, der 
baldige und durchgreifende Abhilfe erfordert. Die Schuldenlaft des Reiches 
get fi ohne planmäßige Tilgung ftändig vermehrt. Die Finanzen der 
undesftaaten leiden ſchwer unter den gefteigerten Anjprüchen, die das 
Reich an fie ftellt. Neue Macht- und Kulturaufgaben der Nation harren 
der Löſung. Unbedingt bedarf das Reich neuer Einnahmen. Die Reform- 
vorjchläge der verbündeten Negierungen lafjen den notwendigen Unterhalt 
des Bolfes frei. Unter Anerkennung des Grundjaßes, die Laſten des Ge- 
meinmwejend möglichft nach der Leiftungsfähigfeit zu verteilen, wollen fie 
die neuen Einnahmen teil aus den Genußmitteln Bier und Tabal, jomwie 
aus dem Perjonenverfehr und Güterumfaß, teild aus einer Reichgerbichaftd- 
fteuer gewinnen. Bei Ihrer Prüfung des fchwierigen Werfed möge Sie 
die patriotiiche Einficht leiten, daß die Dedung des Neich3bedarfes dem 
Reben und Gedeihen der Nation dienen jol. Bereit3 im Jahre 1900 war 
Ihnen eine Vermehrung der Auslandsichiffe vorgeſchlagen. Damals fand 
die gejegliche Feitlegung der Vermehrung nicht Fhre Zuftimmung. Unfere 
ftetig wachſende wirtjchaftliche Verbindung mit allen überjeeichen Ländern 
erfordert nunmehr dringend eine ftärfere maritime Vertretung des Reiches 
im Auslande. E3 wird Ahnen deshalb eine Novelle zum Flottengeſetz 
zugehen, die eine Vermehrung der Zahl der Auslandsichiffe um ſechs große 
Kreuzer vorjieht. Des weiteren jehen fich die verbündeten Regierungen 
gezwungen, Ihnen eine erhebliche Vergrößerung der durd) den Marineetat 
von 1905 geforderten Linienjhiffe und großen Kreuzer vorzujchlagen, 
damit unfere deutſchen Schiffe nicht an Gefechtsfraft Hinter den Schiffen 
anderer Staaten zurüdbleiben. Endlid) tritt die Forderung an Gie — 
Mittel für eine größere Schlagfertigkeit der Torpedobootsſtreitkräfte zu 
bewilligen. Ich hege das Vertrauen, daß der Deutjche Reichstag zu diejer 
Verftärfung unjerer Seewehr bereit ift. Eine den gegenwärtigen Lebens— 
und Ermwerböverhältniffen angemefjene Regelung des Verſorgungsweſens 
für die Offiziere und Mannſchaften des Reichsheeres, der Marine und der 
Schugtruppen läßt ſich nicht mehr hinausſchieben. Die verbündeten Re- 
gierungen legen befonderen Wert darauf, daß die von ihnen wieder auf- 
genommenen Vorſchläge Hierfür möglichit bald Gejeg werden. Der Ent- 
wurf zur Abänderung einzelner Beitimmungen des Börſengeſetzes ift in 
voriger Seſſion nicht erledigt worden. Um wenigftens in den dringlichiten 
Punkten zu einem Abſchluß zu kommen, wird erwogen, Ihnen die Bor- 
lage in der enger umgrenzten Form wieder zugehen zu lafjen, welche fie 
durch Ihre Vorberatungen erhalten hatte. Die Fortbildung der jozialen 
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ig bleibt eine der Hauptpflichten des Reiches. Auf Jahre hinaus wird 
die Gejeggebung mit der Bereinheitlichung des gejamten Arbeiterverfiche- 
rungsrechts und mit der Ausgeftaltung der Witwen- und Waijenfürjforge 
bejhäftigt jein. Gegenwärtig wird Ihre Mitwirfung erbeten, um den 
gewerblichen Berufsvereinen den Erwerb der Rechtöfähigkeit zu erleichtern 
und die Möglichkeit freier Betätigung ihrer wirtichaftlihen Intereſſen 
innerhalb der durch das gemeine Wohl gegebenen Grenzen zu gewähr— 
leiten. Auch mehrere andere Gejegentwürfe werden fich auf dem Gebiete 
fozialer Aufgaben bewegen. Die Entwidelung unferer Schußgebiete hat 
durch den Aufftand in Südweftafrifa und neuerdings durch die oftafrifa- 
nifhen Unruhen eine jchwere Beeinträchtigung erfahren, harte Opfer an 
Blut und Geld find dem Vaterland auferlegt worden. Ich weiß Mich 
eind mit dem deutſchen Volke in dem warmen Danke und der ftolzen An- 
erfennung für die Offiziere und Mannjchaften, die auf Meinen Ruf hinaus- 
gezogen jind und mit heldenhafter Tapferkeit unſeren Beſitzſtand bis zum 
Tode verteidigt haben. Die großen Opfer find nicht umjonft gebradht 
worden. Die legten Meldungen über die Unterwerfung der Witboi be- 
rechtigen und zu der Hoffnung auf die baldige Wiederherjtellung von 
Friede und Ordnung in dem jchiwergeprüften Schußgebiete. Es gilt nun, 
den auf3 neue erfämpften Boden ————— zu bereiten. Die mili— 
täriſche Sicherung wie die wirtſchaftliche Erſchließung unſerer Schutzgebiete 
hängt ab von dem Baue leiſtungsfähiger Verkehrswege, worüber Ihnen 
Vorlagen zugehen werden. In dem Entwurfe zum Reichshaushalt iſt die 
Verwandlung der Kolonialabteilung des Auswärtigen Amtes in ein Reichs— 
kolonialamt vorgeſehen, in deſſen Rahmen die Arbeitslaſt der Kolonial— 
verwaltung leichter zu bewältigen ſein wird. Vorbereitet wird eine Ver— 
einfachung der Vorſchriften über das Etats- und Rechnungsweſen der 
Schutzgebiete, die die Grundlage für eine koloniale Selbſtverwaltung bilden 
ſoll. In der auswärtigen Politik ſteht das Deutſche Reich zu allen 
Mächten in korrekten, zu den meiſten in guten und freundlichen Gen 
Mit Hoher Befriedigung erfüllt e8 Mich, daß ich den Herrn Präjidenten 
der Vereinigten Staaten in jeinen ——— Bemühungen unterſtützen 
konnte, zwiſchen Seiner Majeſtät dem Kaiſer von Rußland und Seiner 
Majeftät dem Kaiſer von Japan den Frieden im fernen Oſten herbeizu— 
führen. Den Eintritt Japans in die Reihe der Großmächte begleite Ich 
mit aufridhtigen Wünſchen für eine friedliche Kulturmijfion diejes hoch— 
begabten Bolfes. Meine lebhaften Sympathien gelten den Anftrengungen, 
die das befreundete rujfiiche Nachbarreich für die Neuordnung feiner inneren 
Zuftände macht. Ich hoffe, daß es Seiner Majeftät dem Baier Nikolaus 
vergönnt jein wird, als Bahnbrecher einer glüdlichen Zukunft Rußlands 
die Liebe und Dankbarkeit feines Volkes zu ernten. Ich beglüdmwünfche 
auch an dieſer Stelle die Regierung und das Volk Norwegens zu der 
Wahl de3 erlauchten tr dem Ich in freundjchaftlicher Geſinnung 
verbunden bin. Ein Blid auf Deutjchlands eigene internationale Stellung 
darf fi) der Wahrnehmung nicht verichließen, daß wir fortdauernd mit 
Berfennung deutjcher Sinnesart und Vorurteilen gegen die Fortſchritte 
deutichen Fleißes zu rechnen haben. Die Schwierigfeiten, die zwifchen uns 
und Frankreich in der maroffanischen Frage entftanden waren, hatten feine 
andere Duelle al3 eine Neigung, Angelegenheiten, in denen auch das 
Deutjche Reich Interefjen zu wahren hat, ohne unjere Mitwirkung zu er- 
ledigen. Solde Strömungen können, an einem Punkte unterdrüdt, an 
einem anderen wiederfehren. Zu Meiner Befriedigung ift in der maroffa- 
nischen Frage mit diplomatiichen Mitteln unter Schonung der Intereſſen 
und der Ehre beider Teile eine Verftändigung über die Einberufung und 
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das Programm einer neuen Maroffofonferenz erzielt worden. Es ift Mir 
eine heilige Sache um den Frieden de3 deutjchen Volkes. Aber die Zeichen 
der Zeit machen es der Nation zur Pflicht, ihre Schugmwehr gegen unge- 
rechte Angriffe zu verftärfen. Um fo ficherer mag ed dann gelingen, die 
friedlichen Ziele des bewährten Bündniſſes mit den Herrichern Defterreich- 
Ungarns und Staliend auch fernerhin zu verwirklichen. Durchdrungen 
von der Größe der Aufgaben, die Sie, geehrte Herren, erwarten, wünjche 
Ich Ihren Wrbeiten gutes Gelingen zu de3 Reiches Wohlfahrt, Ehre 
und Frieden. 


29. November. Der Reihdtag wählt die Abgeordneten 
Graf Balleftrem (3.), Graf Stolberg (konf.), Paaſche (nI.) zu Prä- 
fidenten. 

29. November. Eine dem Reichstag vorgelegte Denkſchrift 
des preußiſchen Landwirtichaftsminifter® über die Yleifchteuerung 


faßt ala Ergebnis zufammen: 

Die Fleiichpreife erreichten 1905 eine unerwünschte, bisher nicht 
beobachtete Höhe. Die Preisfteigerung rührt hauptſächlich von der geftie- 
genen Nachfrage infolge verbefierter Xebenshaltung der Bevölkerung und 
der Preisfteigerung in den nach Deutſchland erportierenden Staaten ber. 
Der Mehrverdienft der Landwirte durch erhöhte Stallpreife ift durd die 
erhöhten Produktionskoſten gerechtfertigt. Der geringe Rüdgang des in- 
ländifchen Angebot3 und die Preisfteigerung im Ausland, herrührend von 
der jchlechten Ernte 1904, find vorübergehende Erjcheinungen. Die Teue- 
rung wurde gefteigert durch die auf die Deffnung der Grenzen und den 
Bruch mit dem gegenwärtigen wirtihaftspolitiichen Syſtem gerichtete Teiden- 
ichaftliche Agitation, durch nicht einwandfreie Notierung auf den Schlacht- 
viehmärkten und die, wenn auch nicht allgemein, doch vielfach beobachteten 
Machenſchaften der den Viehhandel beherrihenden Händler, Kommijfionäre 
und Großſchlächter. Beſonders bemerkbar traten im Jahre 1905 einige 
Umftände hervor, welche die Fleifchpreife dauernd zu erhöhen geeignet 
waren. Hierher gehören die hohen Einnahmen der Städte aus den Bieh- 
höfen und Schlachthöfen, die ftet3 fteigende Ausdehnung des Zwiſchen— 
handel3 über da3 Bedürfnis hinaus und die großen Unkoften der Fleischer. 
Das Fleiſchbeſchaugeſetz wirkt nur in geringem Umfange verteuernd. Die 
Teuerung veranlaßte ein nur ſehr geringes Nachlafien des Fleiſchkonſums. 
Der bedauerliche Heine Rüdgang des Konjums rechtfertigt keineswegs außer- 
ordentliche Maßnahmen, um jo mehr, als der Fleijchverbraudy fich nad) 
der Fleiichbefchauftatiftif bedeutend größer herausſtellte, al3 früher an- 
genommen wurde. Der Berdienft der Fleijcher ift etwas gejchmälert, von 
einem Niedergang des Gewerbes fann nicht gefprochen werden. Die Land— 
wirtfchaft wird mie bisher den Fleifchbedarf in der Hauptjache durch die 
eigene Produktion deden können, fall3 fie auch künftig auf genügenden 
Seuchenihuß und die Beibehaltung des jegigen wirtjchaftspolitiichen Syftems 
rechnen fann. 


30. November. (Reichstag.) Ynterpellation über die Fleiſch— 


teuerung. 

Die Sozialdemokraten bringen folgende Interpellation ein: „Welche 
Mafregeln gedenkt der Herr Reichskanzler zu ergreifen, um der Höhe der 
Fleischpreife, die feit geraumer Zeit eine Kalamität für weite Kreije der 
ermwerbstätigen Bevölferung geworden ift, entgegenzumwirfen? Gedenft der 
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Herr Reichskanzler insbejondere eine Aufhebung der Fleiſch- oder Vieh— 
zölle und eine Aufhebung der Vorſchriften herbeizuführen, die die Einfuhr 
lebenden Viehes und zubereiteten Fleiſches aus dem Ausland erſchweren?“ 
Abg. Scheidemann (Soz.): Der beſtehende Notſtand ſei künſtlich im agra— 
riſchen Intereſſe hervorgerufen. Die Denkichrift des preußijchen Landwirt» 
ihaftsminifters jei eine agrariihe ZTendenzichrift. Wenn Vieh auf den 
Viehhöfen nicht abgenommen worden jei, jo habe das den Grund in der 
ſchlechten Qualität. Die Zollpolitif erjchwere gerade dem Heinen Bauer 
durch Verteuerung der Futtermittel die Züchtung. Unter jcharfen Aus— 
fällen gegen den Landwirtichaftsminifter führt Redner aus, daß eine 
Seuchengefahr nicht beftehe, aljo die Grenziperre eine einjeitige Begünfti- 
gung der Wgrarier jei. Staatsjefretär Graf Poſadowsky: Ich habe 
namens des Neich3fanzlers folgende Erklärung abzugeben: Die Anordnung 
oder Aufhebung von Maßnahmen gu Abwehr und Unterdrüdung von 
Viehſeuchen obliegt gejegmäßig den Landesregierungen. Der Reichskanzler 
ar nur die Berechtigung und Verpflichtung, die Regierungen der betei- 
igten Bundesftaaten zur Anordnung und einheitlichen Durchführung der 
erforderlihen Mafregeln zu veranlafien. Es kann einem Zweifel nicht 
unterliegen, daß die Frage, welche Maßnahmen zur Bejeitigung der be- 
ftehenden Tleifchteuerung zu ergreifen find, ſeitens der einzelnen Landes— 
regierungen einer ernjten Prüfung unterzogen worden ift. Auf Grund 
der Prüfung Hat die bayerijche Regierung gegenüber der inhaltlich gleichen 
Snterpellation im bayerijchen Landtage fich nicht für berechtigt gehalten, 
die ſicherſte Grundlage für die zuverläffige Fleiſchverſorgung des Landes, 
die gedeihliche Fortentwidelung der erfreulich aufblühenden heimischen Vieh— 
zucht, durch weitergehende Deffnung der Grenzen für die Einfuhr aus dem 
Ausland zu gefährden, zumal keineswegs feftitehe, daß eine ſolche Einfuhr 
eine Verbilligung des Fleiſches in Deutichland Herbeiführen würde. Die 
gleiche Stellung Hat die ſächſiſche Regierung gegenüber der Interpellation 
im fähfiichen Landtage eingenommen. Auch der preußiiche Landwirtichafts- 
minifter ift in der heute den Mitgliedern des Reichdtaged zugegangenen 
Denfichrift zu dem Ergebnis gefommen, daß die Aufhebung oder Abichwä- 
hung des veterinärpolizeilichen‘ —— eine Erſchütterung der Grund— 
lagen der heimiſchen Viehzucht und eine ſteigende Abhängigkeit vom Aus— 
land zur Folge haben müſſe, daß aber die ſicherſte Gewähr für eine an— 
gemeſſene Preisgeſtaltung für Fleiſch in dem Schutze der heimiſchen Vieh— 
zucht liege. Angeſichts ſo gewichtiger Gründe hat der Reichskanzler ſich 
bisher nicht veranlaßt ſehen können, dieſen Auffaſſungen entgegen, von 
ſeinem Ueberwachungsrechte Gebrauch zu machen. Preuß. Landwirtichafts- 
minifter v. Bodbiel3fi meift die perjönlichen Angriffe Scheidemanns ab 
und führt aus, daß der augenblidliche Zuftand ein vorübergehender jei; 
die ſchlechte Futterernte von 1904 fei die Urfache. Die Deffnung der 
Grenzen würde die Seuchen wieder einführen und damit gerade den Haupt- 
züchter, den Bauern, treffen. 

Abg. v. Oldenburg (fonf.): Der Viehftand Deutfchlands betrage 
8 Milliarden; jeine Zerftörung durd die Deffnung der Grenzen werde die 
ganze Vollgernährung gefährden. Abg. Pohl (fr. Bg.) vermißt den Be- 
weis für die Behauptung der Denkichrift, daß der Zwiſchenhandel die hohen 
Preije verſchulde. Abg. Herold (3.) ift gegen die Grenzöffnung; da das 
Inland 95 Prozent des Bedarf produziere, jo fei die Erhaltung des ein— 
heimischen Viehſtandes wichtiger als eine vorübergehende Teuerung. — 
Am folgenden Tage wendet fih Abg. Paaſche (nl.) gegen die Forderung 
der Grenzöffnung, tadelt aber, daß die Regierung nicht früher aufflärend 
eingegriffen Habe. 
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30. November. (Bayern) Die Abgeordnietenfammer ge— 
nehmigt einftimmig das Wahlgeſetz in dritter Leſung. Bertreter 
der Liberalen und der Freien Vereinigung bedauern das Fehlen 
des Proporzed, wollen ihre Bedenken aber zurüdjtellen. 

Ende November. Die Thronrede wird im In- und Aus- 
lande viel bejprochen und namentlich die Offenheit, mit der die 
auswärtige Lage gezeichnet jei, hervorgehoben. In Frankreich wird 
die Thronrede vielfach als Unfreundlichkeit gegen Frankreich aufgefaßt. 

Ende November. Der Reichdetat wird veröffentlicht. Vor— 


ichläge von neuen Steuern zur Reichdfinanzreform. 

Er balanziert mit 2406274999 Mark. — In der „Norddeutichen 
Allgemeinen Zeitung“ wird eine UWeberfiht über die Finanzen gegeben. 
Die Sparjamfeit im Reich ei feit einer Reihe von Jahren bis zur äußerften 
Grenze getrieben worden; gleichwohl ſei es nicht gelungen, Ausgaben und 
Einnahmen in Uebereinftimmung zu bringen. Die Yehlbeträge jeien viel- 
mehr zu einer chronifchen Erjcheinung geworden. Für 1905 ſei mit einem 
Defizit von 78 Millionen zu rechnen. Nun kämen die neuen Anforde- 
rungen Hinzu, denen fich dad Reich nicht entziehen könne. Die Reichs— 
ſchuld jei jeit 1877 von 72,2 Millionen auf über 31. Milliarden empor- 
geichnellt; der in dieſem Wachdtum liegenden Gefahr müſſe durch gefeg- 
liche Feftlegung der Tilgungspflicht begegnet werden. Unaufichiebbar jei 
ferner die Entlaftung des Invalidenfonds, die Neuregelung des Militär- 
penjionsgejeges, die Aufbeflerung des Wohnungsgeldzufchuffes für die Unter- 
beamten. Endlich kämen die Aufwendungen in Betradt, die durch die 
Durdführung der Erhöhung der Friedenspräfenzitärfe ſowie der geſetz— 
lichen Feitlegung der zweijährigen Dienftzeit und durd) die Verftärfung 
der Wehrfraft zur See bedingt find. Hiernach fei der Bedarf an neuen 
Reihseinnahmen im Zeitpunkte der Höchjtbelaftung auf mindejtens 245 
bis 255 Millionen Mark anzunehmen, die gerade hinreichend wären, um den 
dringendften Aufgaben des Neiches zu genügen. Hiervon müßten 220 bis 
230 Millionen durd neue Steuern und Zölle aufgebracht werden, während 
der Reſt aus den Mehrerträgen des Fünftigen Zolltarif3 Dedung finden 
würde. Durch Erhöhung der Meatrikularbeiträge oder durch rg 
ließen fich diefe Summen nicht mehr beichaffen. Demgemäß hätten ſich 
die verbündeten Regierungen über eine Reihe von Vorſchlägen ſchlüſſig 
gemacht, die als einbeitfich gejeßgeberifche Maßnahme gedacht find. 

Folgende neue Steuern werden vorgeichlagen: 1. Erhöhung der Bier- 
ſteuer (Mehrertrag 67 Millionen Mark), 2. Erhöhung der Tabakſteuer und 
des Bolles (28 Millionen), 3. Zigarettenfteuer (15 Millionen), 4. Stempel- 
fteuern: a. Fradturfunden- (41 Millionen), b. PBerjonenfahrfarten- (12 
Millionen), ec. Kraftfahrzeug- (3 Millionen), d. Quittungsſtempel (16 Mil- 
fionen), 5. Reichserbichaftsfteuer (72 Millionen). An der Reichserbichafts- 
fteuer jollen die Einzelftaaten mit ?/s partizipieren. 


Ende November. Der Reichsetat enthält eine Forderung auf 
Umwandlung des Kolonialamts in ein ſelbſtändiges Reichsamt. 

1. Dezember. (Preußen) Der Minifter der öffentlichen 
Arbeiten verbietet dem Eifenbahnperfonal während des Dienstes 
den Genuß alkoholischer Getränte. 
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2. Dezember. GReichstag.) Kolonialer Nachtragsetat: 
Eifenbahn Lüderitzbucht-Kubub. 


Kommiffar Erbprinz Hohenlohe begründet die Forderung mit der 
Notwendigkeit, die Hottentoten zu befämpfen. Die Bahn werde um jo 
nötiger, al3 auf dem bisherigen Wege die Rinderpeſt eingejchleppt fei, der 
Transport mit Ochſenwagen alfo fortfalle.e Abg. Erzberger (Z.): 
Warum fei die Vorlage nicht ſchon im Mai eingebracht worden? Das 
militärifche Bedürfnis jei fein ausreichender Grund für den Bau. Habe 
die Kolonie überhaupt den Wert, der dieje neuen Koften rechtfertige? Nach 
den amtlichen Denkichriften könne man fich fein Bild machen, denn dieſe 
wimmelten von Widerfprüchen und Schönfärberei. Die Hafenanlagen in 
Smwatopmund lägen ganz im argen. Oberſt v. Deimling: Er habe fünf 
Bierteljahre gegen die Hottentoten fommandiert und fönne aus Erfahrung 
beftätigen, daß die Verpflegung der Truppen im Süden Höcdhft gefährdet 
fei, wenn die Bahn nicht gebaut werde. Abg. Ledebour (Soz.) lehnt die 
Forderung wegen der Wertlofigfeit der Kolonie ab und richtet jcharfe An- 
griffe gegen die Kriegführung Trothas, die barbarijch ſei und die Aus— 
rottung der Herero bezwede. — In der weiteren Debatte jprechen ſich die 
Vertreter der Nationalliberalen und Ronjervativen für die Bahn aus, die 
der Freifinnigen wollen die Entiheidung von der Kommijfionsberatung 
abhängig machen. Nationalliberale und Freifinnige rügen fcharf den frühen 
Schluß de3 Reichdtagd. Nachdem noch eine Reihe Einzelheiten beſprochen 
find, wird die Vorlage an die Budgetlommifjion verwieſen. 


3. Dezember. (Sachſen.) In Dresden und anderen großen 
Städten finden jozialdemofratifche Kundgebungen gegen das be— 
jtehende Landtagswahlrecht ftatt. 

Anfang Dezember. (Preußen.) Der Entwurf eines Volks— 
ſchulunterhaltungsgeſetzes wird veröffentlicht. 


Er führt den Eonfeffionellen Charakter der Volksſchule konſequent 
durch, die Simultanjchulen werden nur ald Ausnahmen zugelafien. Außer- 
dem werden die Rechte der Schulauffichtsbehörde gegenüber den fommu- 
nalen Schulverwaltungsorganen jehr ſtark betont. 


5. Dezember. (Preußen.) Minijterpräfident Fürjt Bülow 
eröffnet den Landtag mit folgender Thronrede: 


Erlaudte, edle und geehrte Herren von beiden Häufern des Land- 
tages. Se. Majejtät der Kaiſer und König haben mich mit der Eröffnung 
de3 Landtages der Monarchie zu beauftragen geruht. Die Finanzen des 
Staates gejtalten fich infolge des anhaltenden Aufichwunges des gemwerb- 
lihen Leben3 und der andauernden Steigerung der Erträgniffe aus den 
meiften Staatöbetrieben im allgemeinen fortgejegt günftig. Die Rechnung 
für das Etatsjahr 1904 Hat wieder mit einem gegen das Borjahr aller- 
dings beträchtlich geringeren Ueberſchuß abgeſchloſſen, und ebenjo darf für 
das laufende Jahr ein befriedigendes Ergebnis erwartet werden. Der 
Staatshaushaltsetat für 1906 Hält fich in den Einnahmen und Ausgaben 
das Gleichgewicht. Die gefteigerten Einnahmen haben es geftattet, für faft 
alle Zweige der Staatöverwaltung Mehraufiwendungen in größerem Um— 
fange in Ausficht zu nehmen. Insbeſondere find Mittel bereit geftellt 
worden, um die Wohnungsgeldzufchüffe der Unterbeamten um 50 Prozent 
zu erhöhen, jowie um leiſtungsſchwachen Schulverbänden Beihilfen zur 
Aufbefjerung der Gehaltsbezüge gering bejoldeter Volksſchullehrer zu ge- 
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währen. Zur Erweiterung de3 Staatsbahnneges und zur Vermehrung der 
Betriebsmittel der Staatseijenbahnen fowie zur Unterftügung von Klein- 
bahnunternehmungen, die der wirtichaftlichen Förderung des Landes dienen, 
wird wiederum die Bewilligung erheblicher Mittel nachgeſucht merden. 
Wie in den Vorjahren, ift eine Gefeßesvorlage zur Bereitftellung von 
Mitteln behuf3 Verbeſſerung der Wohnungsverhältniffe der in Staats— 
betrieben bejchäftigten Arbeiter und gering befoldeten Beamten in Aus— 
fiht genommen. Der Entwurf eines Gejebes betreffend die Abänderung 
de3 Einfommenfteuergejeges und des Ergänzungsfteuergejeßes wird Ihnen 
alsbald zur verfafjungsmäßigen Beihlußfaffung zugehen. Neben Berbefje- 
rungen de3 Verfahrens und einer durch fteuerpolitiiche Nüdfichten gebotenen 
Erweiterung des Kreiſes der fteuerpflichtigen Perſonen fieht der Entwurf 
mehrere Erleichterungen bei der Veranlagung zur Einfommenfteuer vor, 
die vornehmlich weniger leiftungsfähigen Steuerpflichtigen zugute fommen 
werden und in der Hauptſache den in beiden Häufern des Landtags zum 
Ausdrud gelangten Wünſchen Rechnung tragen. Der Entwurf eines Ge- 
feßes, da3 den Eigentümern land- oder forftwirtichaftlicy genußter Grund- 
ftüde die Befugnis zur Feſtſetzung einer Verſchuldungsgrenze gewährt, joll 
die Möglichkeit fchaffen, eine weitere Verſchuldung der Grundftüde zu ver- 
hüten und die Tilgung unmirtfchaftlicher Realfchulden zu erleichtern. Um 
den bedenflichen Folgen der zunehmenden Berwüftung von Privatwaldungen 
vorzubeugen, wird die ftaatliche Forftverwaltung nach wie vor bemüht jein, 
den Ankauf und die Wiederaufforftung entwaldeter Flächen im Oſten und 
Weiten der Monarchie zu betreiben. Die auf die Knappfchaftsvereine be- 
züglichen Borjchriften des Titeld 7 des Allgemeinen Berggeſetzes bedürfen 
mit Rüdficht auf die Beſtimmungen der Reichögefeggebung und im Inter— 
ejje einer dauernden Reiftungsfähigkeit der Knappſchaftsvereine einer Aende- 
rung. Die aldbaldige Einbringung eines Gefeßentwurfes zur Neuregelung 
de3 Knappſchaftsweſens ift daher in Ausficht genommen. Das Kommunal- 
abgabengeich vom 14. Juli 1893 hat das Syitem der Sreid- und Pro- 
pinzialabgaben im mejentlichen unberührt gelaffen. Die fortichreitende 
fommunale Entwidelung in den Kreifen und Provinzen läßt nunmehr die 
Ausdehnung der Reform des Kommunalabgabenwejens geboten erjcheinen. 
Diefer Aufgabe dient der Entwurf zu einem Kreis- und Provinzialabgaben- 
gejeße, welcher ohne Verzug Ihrer Beihlußfafjung unterbreitet werden wird. 
Die ber Vorbildung der höheren VBerwaltungsbeamten anhaftenden Mängel 
haben zur Aufitellung eines Gejeßentwurf3 geführt, der im wejentlichen 
auf der Grundlage der im Jahre 1903 beratenen, aber nicht * Abſchluß 
gelangten Vorlage die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt neu zu 
regeln beabſichtigt. Zur Abſtellung der in früheren Seſſionen mehrfach 
erörterten Klagen über die übermäßige Größe einiger Wahlbezirke für die 
Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten und über einzelne Vorſchriften des 
Wahlverfahrens find Vorarbeiten eingeleitet und ihrem Abſchluſſe nahe- 
gefüprt worden. Dem miederholt und dringend geäußerten Wunjche des 

andtages entiprechend, wird Ihnen der Entwurf eines Geſetzes betreffend 
die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen zur Beichlußfaffung vorgelegt 
werden. Der Entwurf bezmwedt, die Schulunterhaltung auf der durch die 
Verfafjungsurfunde gewiefenen Grundlage zu regeln. Er Hält fich in dem 
Rahmen des Beichluffes, durch welchen das Haus der Abgeordneten am 
13. Mai 1904 faft einmütig die Staatsregierung zur Vorlegung eines 
Schulunterhaltungsgefeges aufgefordert hat. Verſchiedene Gut3verfäufe in 
der Oſtmark haben in letter Zeit berechtigted Auffehen erregt. Die Feſti— 
gun de3 deutfchen Befißes in Verbindung mit einer fachgemäßen inneren 

olonijation bildet eine der ernfteften Aufgaben der Staatsregierung. 
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Sie kann aber nur erfüllt werden, wenn fich die deutſchen Befiger in 
höherem Grade als bisher ihrer nationalen Pflicht bewußt werden, ihren 
Belig treu und zäh zu verteidigen und dem deutſchen Volkstum zu er- 
halten. Die Regierung Seiner Majeftät des Königs vertraut vo daß 
diefe Erkenntnis, in der fie fi mit dem Landtage eins weiß, alle Kreiſe 
des Deutſchtums mehr und mehr durchdringen und mit der Tat bewährt 
werden wird. Auf Befehl Seiner Majeftät des Kaiſers und Königs er- 
kläre ich den Landtag der Monarchie für eröffnet. 


5. Dezember. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus wählt 
die Abgg. dv. Kröcher (fonf.), Dr. Porſch, Dr. Krauſe zu Präfidenten. 

6. Dezember. Dad Preußifche Herrenhaus wählt den 
Hürften zu Inn- und Knyphauſen, Frhrn. v. Manteuffel und Ober- 
bürgermeifter Beder zu Präfidenten. 

6. Dezember. GPreußiſches Abgeordnetenhaus.) Auf 
eine Snterpellation über das Spremberger Eifenbahnunglüd erwidert 
Minifter der öffentlichen Arbeiten v. Budde, es fei dadurch ent- 
ftanden, daß zufällig fieben Beamte an einer Stelle ihre Schul- 
digkeit nicht getan hätten. 

6.15. Dezember. (Reichstag.) Erfte Beratung des Etats. 
Steuerreform. Wlottenvorlage. Bülow über Frankreich, England, 
Marokko, Rußland, Dftafien. Sozialpolitit und Materialismus. 
Koloniale Fragen. Friedenspolitik des Kaiſers. 


Reichskanzler Fürft Bülom begründet die Yinanzreform mit der 
Notwendigkeit, das ftändige Defizit abzujchaffen und die Matrifularbeiträge 
zu mindern. Scabjefretär Frhr. v. Stengel begründet die Vorlagen im 
einzelnen. Abg. Frigen (3.) tadelt die ſpäte Einberufung des Reichstags; 
e3 jei unmöglich, bi8 zum 1. April die en zu erledigen. Der 
Reichskanzler möge Mitteilungen über Marokko machen, da dieje Frage 
das Anterefje beherriche, und über die Beziehungen zum Auslande über- 
haupt. Deutjchland wünſche zu allen Staaten freundichaftliche Beziehungen. 
Neichskanzler Fürſt Bülow: Meine Herren! Ein leitender Staatdmann 
fann nicht in jedem beliebigen Augenblid eine Rede über die auswärtige 
Lage Halten. Namentlich wenn dieje Lage feine durchaus befriedigende ift, 
wenn Berftimmungen eben erft überwunden find und neue möglich find, 
wird er ſich zunächſt immer fragen müfjen, ob er überhaupt reden fol, 
und ob er nicht, wenn er auf jede Frage Öffentlich Nede und Antwort 
ftehen will, mehr jchaden al3 nügen würde. Die Beziehungen von Regierung 
zu Regierung können forrefte, fie können von beiderjeitiger Friedensliebe 
erfüllt fein, aber die Beziehungen zwifchen den Kabinetten erjchöpfen nicht 
die Politik ihrer Länder. Ach weiß nicht, ob ich nicht irre, aber ich glaube, 
es war in diefem Hohen Haufe, daß einer feiner größten Männer, der 
Reichstagsabgeordnnete Graf Moltke, im Vergleich zu der Kabinettspolitif 
früherer Tage auf die Gefahren der Volksleidenſchaften in unferer Zeit Hin- 
gewiejen hat. Wir haben 3. B. jegt mit einer tiefgehenden Abneigung der 
Öffentlichen Meinung gegen uns in England zu rechnen. Erft in aller 
legter Zeit haben fich Anläufe gegen dieſe bedenflihe Spannung in ernften 
engliihen Kreifen bemerkbar gemacht. Ich begrüße aufrichtig ſolche gün- 
ftigeren Zeichen. (Bravo.) Ach möchte gern darin einen Anfang dafür 
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jehen, daß man zu dem leider unterbrochenen wechjeljeitigen Verftändnis 
zweier großer Bölfer von gleichartiger Kultur zurückkehren will. Ich be- 
abfichtige aljo nicht, Ihnen ein Erpoje über die auswärtige Lage zu geben, 
da id) mir davon in diefem Moment feinen Vorteil für das Land ver- 
ipreche. Ich bin aber durchaus bereit, auf einzelne fonfrete Fragen, welche 
der Vorredner angejchnitten Hat, meine Meinung zu äußern. Der Herr 
Vorredner hat das Verhältnis zwiſchen Deutichland und Stalien berührt. 
Offenbar im Hinblid auf die zwifchen Italien und Frankreich eingetretene 
Annäherung hat er der Befürchtung Ausdrud gegeben, daß zwiſchen 
Deutichland und Ftalien nicht mehr alle beim alten ſei. Daß eine Ab- 
wendung Italiens vom Dreibunde nicht zu erwarten ift, Habe ich vor der 
inzmwijchen erfolgten Erneuerung des Dreibundes gejagt. Italien Hat ſich 
dem Dreibunde feinerzeit nicht in unflarer Sentimentalität angejchlofjen, 
jondern weil e3 dabei jeine Rechnung findet. Die Gründe, welche feiner- 
zeit die großen mitteleuropäiichen Reiche zujammengeführt haben, beftehen 
auch heute noch, und es ift nichts gejchehen, was fie bejeitigen fünnte. Wie 
zwiſchen Deutichland und Defterreih-Ungarn, jo beiteht auch zwiſchen 
Deutjchland und Stalien nicht der leiſeſte Intereſſengegenſatz. Zwiſchen 
Deiterreih-Ungarn und Stalien haben Mißverftändniffe und Verftimmungen 
beftanden, aber bei gegenjeitigem guten Willen und gegenjeitigem Ent- 
gegenfommen ift es noch immer gelungen, diefe Mißverftändnijfe zu be— 
jeitigen.. Das Bindeglied zwijchen Defterreich-Ungarn und Stalien bildet 
Deutihland, das für jedes dieſer beiden Reiche der natürlichfte Bundes— 
genofje ift. Die gegenwärtige italieniihe Regierung fieht in dem Drei— 
bunde die Bafis ihrer auswärtigen Politik, aber auch die große Mehrheit 
des italienischen Volkes ift zu patriotiih und Flug, um nicht zu wiſſen, 
daß ein vom Preibund losgelöſtes Stalien noch ſtärker fein müßte, als 
Italien ift, wenn e3 nicht für die Unabhängigkeit feiner Politit Gefahr 
laufen will, die jeder Staliener au3 der Gejchichte ſeines Landes kennt. 
Wenn Stalien jegt von mehr als einer Seite ummworben wird, jo ift wohl 
nicht zu beftreiten, daß jeine Freundichaft gerade durch jeine Zugehörigkeit 
zum Dreibunde und durch die Sicherheit, die diefe Zugehörigkeit gewährt, 
an Wert gewonnen hat. Der Dreibund will eben in Europa den Frieden 
und den status quo aufrechterhalten, da3 war jein Ausgangspunkt, das 
ift fein Endziel. Deshalb haben wir den Dreibund abgejchloffen, deshalb 
haben wir den Dreibund erneuert, deshalb Halten wir unverbrühlih am 
Dreibund feſt. Aber Deutfchland muß fo ftark fein, um im Notfalle fich 
aud ohne Bundesgenofjen behaupten zu können, e8 muß ſtark genug jein, 
um im ſchlimmſten Yalle auch jeine Stellung allein verteidigen zu können. 

ch jage: Im jchlimmften Falle. Diejer Fall ift nicht eingetreten, wir 
hoffen, daß dieſer Fall nicht eintreten wird, aber diefen Fall dürfen wir 
niemal3 aus den Augen verlieren. Wir müſſen ftet3 eingedenf fein der 
Worte, die in feiner großen unfterblichen Rede am 6. Februar 1888 Fürft 
Bismard mit bezug auf die damals jchon beftehenden Bündnisverträge 
fagte: „Wir müſſen ‚unabhängig von der augenblidlichen Lage‘ jo ſtark 
jein, daß wir mit dem Gelbjtgefühl einer Fran Nation, die unter Um- 
ftänden ftarf genug ijt, ihre Geichide in die eigene Hand zu nehmen, aud) 
gegen jede Koalition, jeder Eventualität entgegenjehen fünnen.” Der Vor— 
redner hat auf Berhältniffe und Vorgänge in Oftafien hingewiejfen. Daß 
unfere Haltung vor und nad dem oftafiatischen Kriege eine forrefte und 
loyale gewejen ift, ift von Japan durchaus anerfannt worden. Unſere 
Beziehungen zu Japan find gute und freundliche. Ich weiß, daß fich 
Japan an abgejchlojjiene Verträge bindet. Deshalb glaube ich nicht, daß 
Japan vertragsmäßige und mwohlbegründete Rechte jollte verlegen wollen, 
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ich glaube, daß das japanijche Volk, das ſich durch Tapferkeit und durch 
Sntelligenz feinen Bla unter den Großmächten erobert Hat, beftrebt fein 
wird, dieſe Stellung dur eine vertrauenerwedende Politif zu feitigen 
und zu fihern. Daß durch den neuen japanifch-englifchen Vertrag unjere 
Stellung in Dftafien berührt werden follte, ift bisher nicht anzunehmen. 
Natürlich fommt es auf den Geift an, in dem diefer Vertrag ausgelegt 
und ausgeführt werden wird. Sein Wortlaut fteht in feinem Widerſpruch 
zu den Zielen, die wir jelbft in Dftafien verfolgen. Wir haben in Dft- 
afien nie etwas anderes angeftrebt als die offene Tür für unferen Handel, 
für unfere Induſtrie. Und weil wir die offene Tür in Ddiefem Sinne 
wollen, find wir für die möglichfte Sicherung des Friedens und für Die 
Aufrechterhaltung der Integrität und der Unabhängigkeit von China. Das 
waren, da3 bleiben die Ziele unjerer oftafiatischen Politif. Damit find 
die Zwede des japanifch-engliichen Bündniffes, wie fie öffentlich anfang 
November Lord Lansdowne jfizziert hat, wohl zu vereinbaren. Insbeſon— 
dere haben wir nie einem Zweifel darüber Raum gelafjen, daß wir in 
Schantung nur wirtjchaftliche Ziele verfolgen. In Uebereinftimmung mit 
diejer unjerer allgemeinen oftafiatiichen Politik ift die Zurüdziehung unſeres 
Kontingent3 aus Tichili in dem Augenblid in Angriff genommen, den wir 
immer als den geeigneten Moment für die Räumung bezeichnet hatten, 
nämlich bei Wiederherftellung des Friedens in Oftafien. ALS diefer Augen- 
bli€ mit der Ratififation des Frieden? von Portsmouth gefommen war, 
haben wir allen durch Kontingente noch vertretenen Mächten die Evakuierung 
vorgejchlagen. Diejer unſer Borjchlag ift von allen Mächten angenommen 
worden. — Was unjere Stellung zu den inneren Vorgängen in Rußland 
angeht, jo enthalten wir uns dort jeder Einmijchung. ir beichränfen 
uns auf den lebhaften und aufrichtigen Wunfch, daß fich die ruſſiſche Ent- 
widelung in glüdlicher, friedlicher, ruhiger Weife vollziehen möge. Daran 
find mir wirtjchaftlih und politiſch als Nachbarland in hohem Grade 
interefjiert. Aber weder mit einem Angebot unferer Hilfe, noch mit irgend 
einer Art von Intervention mijchen wir uns da ein. Was ich da fage 
über unſere Stellung zu Rußland, gilt ganz bejonders für unfere Haltung 
gegenüber den Vorgängen in den Weichjelgouvernementd. In diejer Be— 
ziehung hat man ung die unfinnigften Pläne untergejchoben. Ich habe in 
einem großen ausländifchen Blatte an einem Dienstag gelefen, Rußland 
würde ſich genötigt jehen, Polen die Autonomie zu geben, weil wir das 
verlangt hätten, um an der Grenze Ruhe zu Haben. Und darauf habe 
id am Mittwoch wieder in demjelben Blatte gelejen, aljo als inzwijchen 
anftatt der Gewährung der Autonomie der Belagerungszuftand verfündigt 
war, der Belagerungszuftand wäre auf unfer Drängen proflamiert worden, 
weil wir und vor Selbftändigfeitsgelüften unferer polnischen Staatsbürger 
fürchteten. Das eine war eine ebenfo alberne Erfindung wie das andere. 
Wie ſich die ruſſiſchen Verhältnifje weiter entmwideln, iſt lediglich Sache 
der Ruſſen. Das verfteht ſich von jelbjt, daß wir ein Uebergreifen der 
Unruhen auf unjer Gebiet nicht dulden werden. Bei uns werden mir 
die Drdnung aufrecht zu erhalten wiffen, darauf verlafien Sie fih! — Was 
nun die Maroffofrage angeht, jo fann ich in dieſer Beziehung feine neue 
Tatſache vorführen, ih kann auch nicht alles jagen, was die Aften ent- 
halten. Es erjcheint mir aber durchaus angemefjen und berechtigt, daß 
die Vertretung des deutjchen Volkes weiß, wie der verantwortliche Leiter 
der auswärtigen Politik zu einer Frage fteht, die über ihren unmittelbaren 
materiellen Wert hinaus die internationale Stellung des Neiches berührt 
und ernjte Schwierigfeiten gemacht hat. Ich glaube, das gejchieht am 
beiten, wenn ich Ihnen in ganz einfachen Linien ein Bild der Entwidlung 
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diejer Frage gebe. Es ift Ihnen befannt, daß Deutichland jchon zur Zeit 
der Madrider Konferenz, aljo vor 25 Jahren, in Maroffo feine Sonder- 
vorteile juchte, fondern damals wie alle übrigen Mächte eine ruhige und 
unabhängige Entwidelung des jcherifiichen Reiches begünftigte. Indem 
wir an diefem Standpunkt fefthielten, könnte eine deutjche Aktion wegen 
Marokko nur defenfiver, nicht aggrefjiver Natur fein. Alſo feine terri- 
torialen Erwerbungen in Marokko, wohl aber Achtung vor den bejtehenden 
Verträgen, Achtung unferer politiichen Stellung zu Maroffo ald einem 
unabhängigen Staat, Achtung unferer wirtjchaftlichen Gleichberechtigung in 
Marokko. Nun Haben Anfang April vergangenen Jahres England und 
Frankreich wegen überfeeifcher Fragen ein Abkommen miteinander gejchlofjen. 
Sn bezug auf Marofto bedeutete diejes Abfommen eine Desinterejjierung 
Englands zugunften Frankreichs. England verpflichtet fich durch Diejes 
Abkommen, Frankreich in Marokko freie Hand zu lafien. Selbftverftändlich 
haben wir niemals der englijchen Regierung das Recht beftritten, ebenjo- 
wenig wie jpäter der ſpaniſchen, über die marokkaniſchen Intereſſen ihrer 
Untertanen nach Gutdünfen zu verfügen. Aber deutjche Rechte Fonnten 
durch ein englifch-franzöfifches Ablommen nicht aufgehoben werden. Dieje 
unjere Rechte ergaben ſich aus der zwiſchen bem größeren europäischen 
Staaten, den Vereinigten Staaten von Amerifa und Maroffo am 3. Juli 1880 
zu Madrid abgejchloffenen Konvention und aus den deutich-maroffanijchen 
— vom 1. Juni 1890. Hauptſächlich kam der Artikel 17 der 

adrider Konvention in Betracht, durch welchen Marokko allen auf der 
Madrider Konferenz vertretenen Mächten das Recht der Behandlung als 
meinftbegünftigte Nation eingeräumt hat. Wenn aljo Frankreich auf Grund 
bes franzöfiich-englifhen Abkommens in Marokko Sonderrechte erwerben 
wollte, welde mit dem Meiftbegünftigungsrecht der anderen Staaten in 
Widerjpruch ftehen, jo hatte es nicht nur die Zuftimmung von Maroffo, 
jondern auch diejenige der übrigen Signatarmächte einzuholen. (Lebhafte 
— — Pacta sunt servanda. Wir hatten ein vertragsmäßiges 
Recht darauf, bei einer Neugeſtaltung der Verhältniſſe in Marokko mit— 
gehört zu werden. Unſere Handelsintereſſen in Marokko ſind zu erheblich, 
als daß wir eine Entwickelung der Dinge hätten zulaſſen können, an deren 
Ende die vollſtändige Abſchließung von Marokko ſtand. Wir haben ein 
erhebliches Intereſſe daran, daß die noch freien Gebiete in der Welt nicht 
noch weiter eingefchränft werden (lebhafter Beifall), und daß der Betätigun 
unjerer Induftrie und der Ausbreitung unferes Handels in einem ae 
wichtigen und zukumftöreihen Lande die Wege nicht verjchlojjen werben. 
Und wenn gejagt worden ift, diefe unjere Handelsinterefjen wären nicht 
erheblich genug, um eine ernithafte Vertretung zu rechtfertigen, jo erwidere 
ich darauf, daß jedes Land das Recht hat, jelbit Ka enticheiden, wie hoch 
e3 den Wert ſolcher feiner Intereſſen jchägen will. Jedenfalls trifft das 
„Minima non curat praetor“ nicht auf Angelegenheiten zu, bei denen das 
Vertragsrecht und das Anjehen eines Landes in Frage fommen. ch hätte 
lebhaft gemünjcht, daß die Berftändigung mit Frankreich über die Ver— 
einigung unjerer vertragsmäßigen Rechte in Maroffo mit dem franzöjijch- 
engliihen Abkommen ſich rajch, glatt und geräufchlos vollzogen hätte. 
Bon diefem Wunſche geleitet, habe ich mich vor diejem Hohen Hauje bald 
nach dem Abjchluß des engliich-franzöfiichen Ablommens über Marokko in 
entgegenfommender und verjöhnlicher Weije ausgejprochen. Ich Hob da— 
mals hervor, wir brauchten bi3 auf weiteres nicht anzunehmen, daß unjere 
Intereſſen und Rechte in Marokko verlegt werden würden. Sch betonte, 
wir hätten feinen Grund, a priori zu glauben, daß dem englijch-frangö- 
ſiſchen Abkommen eine Spiße gegen uns gegeben werden ſolle. Die An- 
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deutung, welche in dieſen Worten lag, war, wie ich glaube, verjtändlich; 
fie war jedenfall3 voller Courtoifie. Meine Erwartung, daß die andere 
Seite, bevor fie an die Verwirklichung ihrer Pläne in Maroffo ging, an 
uns herantreten und fi mit uns verjtändigen würde, hat jich jedoch nicht 
erfüllt. Man machte uns feine und jedenfalls feine ernfthafte und aus- 
reichende Mitteilung über das Abkommen. Ein Teil der franzöfifchen 
Preſſe war bemüht, dem Abkommen eine Spige gegen Deutſchland zu 
geben. Auch jonft trat die Tendenz hervor, und Schwierigkeiten in den 
Weg zu legen. Der Minifter, der die jchwere Verantwortung trägt für 
die Sicherheit und den Frieden eines großen Landes, darf ſich nicht ein- 
ichläfern oder düpieren lafjen; er joll aber auch nicht vorzeitig die Nerven 
verlieren, jondern abwarten und jchweigen können, bi3 ſich die Situation 
in der einen oder anderen Richtung geflärt hat. Diefer Augenblid kam, 
als die franzöſiſche Regierung ſich anjchicdte, ohne weitere Erflärung, ohne 
Anfrage bei uns aus dem Abkommen mit Maroffo die meiteftgehenden 
Konjequenzen zu ziehen. Bu diefem Zwecke wurde der franzöfiiche Ge- 
fandte Herr St. Rene Taillandier nad Fez geſchickt, weldher der maroffa- 
nischen Regierung Vorſchläge unterbreitete, deren Annahme Marokko in 
eine ähnliche Lage gebradht haben würde wie Tunis. Dieſe Vorſchläge 
wurden in Formen geftellt, die al3 Ultimatum gelten fonnten. Indem fe 
und hiervon in Kenntnis jeßte, teilte die maroffanifche Regierung uns 
gleichzeitig mit, der franzöſiſche Geſandte Habe fich zur Unterftügung feiner 
Forderungen auf ein europäiiche3 Mandat berufen. Damit waren unfere 
vertragämäßigen Rechte aus der Mabdrider Konvention offenkundig verlegt, 
die durch internationale Verträge verbürgte Souveränität in Marokko ın 
Frage geftellt, unjere wirtſchaftlichen Intereſſen in Marokko in abjehbarer 
Zeit mit Vernichtung bedroht. Die verjchiedenen Phajen der langwierigen 
diplomatischen Kampagne, die fich jeitdem abgejpielt hat, will ich nicht im 
einzelnen refapitulieren. Die Gefichtspunfte, die für ung während dieſer 
mehrmonatigen Verhandlung leitend waren, find in einem Erlaß zufammen- 
gefaßt, den ih am 11. April d. J. an den Kaiferlichen Botichafter in Lon- 
don gerichtet habe und den ich vor diefem hohen Haufe verlejen mill. 
Erlaß an den Botfchafter in London: „Obwohl ich aus Eurer Erzellenz 
Berichterftattung entnehme, daß die öffentlihe Meinung in England einer 
jahlihen Würdigung marokkaniſcher Angelegenheiten und insbejondere un- 
jerer Maroffopolitit wenig zugänglich ift, möchte ich doc) nicht unterlafien, 
Sie über die Hauptgeficht3punkte diejer leßteren zu orientieren. In dem 
engliich-franzöfiichen Ablommen ift die Erhaltung des Status quo ausdrüd- 
li) vorgejehen. Wir mwaren daher berechtigt anzunehmen, daß, fall im 
Laufe der Zeit Neuerungen eingeführt werden jollten, welche geeignet wären, 
die Intereſſen der Fremden zu berühren, Deutjchland zu denjenigen Staaten 
gehören würde, mit welchen man deswegen in Verhandlung treten werbe. 
Hiervon ausgehend, traten wir aus der Beobachterrolle nicht heraus bis 
zu dem Augenblid, wo die maroffanische Regierung unjern Vertreter in 
Tanger fragen ließ, ob wirklich der franzöfiiche Gejandte, wie er das vor 
dem Maghzen erklärt habe, Mandatar der europäifchen Mächte ſei. Un- 
gefähr gleichzeitig Damit erfuhren wir, daß das von dem Gejandten zur 
Annahme vorgelegte Programm Forderungen enthalte, welche mit dem 
Status quo unvereinbar find. Um jeden Zweifel an den Endabfichten der 
franzöfiihen Regierung zu bejeitigen, machten einige injpirierte Organe 
der großen Barijer Preſſe Stimmung für den Gedanken, daß Marokko zu 
Frankreich in das gleiche Verhältnis wie Tunis zu bringen fei. Wir ftehen 
auf dem Standpunkte, daß diefem franzöfiihen Vorhaben die völferrecht- 
lihe Grundlage fehlt und daß dadurch die Intereſſen aller derjenigen 
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Staaten beeinträchtigt werden, welche bei den früheren maroffanischen Kon— 
ferenzen mitberaten haben und jegt nicht von Frankreich befragt worden 
find. Der Einwand offiziöfer franzöfiicher Blätter, daß es fich bei den 
früheren Konferenzen nicht um eine politifche Aenderung, fondern lediglich 
um die Regelung privatrechtlicher Intereſſenfragen gehandelt habe, ift 
rabuliftiih und nicht ftichhaltig. Denn eine Aenderung, wie die Tunifi- 
fation von Maroffo, weldye darauf hinausläuft, die nichtfranzöfifchen Ele- 
mente nach dem Vorgange von Tunis gänzlich aus dem maroffanifchen 
Gejchäftsleben zu verdrängen, berührt jelbftverftändlich die fremden Privat— 
interefjen in ihrer Gejamtheit. Eine Befragung der Vertragsſtaaten ift 
daher nicht zu vermeiden, jofern Frankreich nicht den Rechtsboden verlafjen 
und lediglich die Machtfrage ftellen will. Was England und auch Spanien 
angeht, ja bejtreiten wir feiner der beiden Regierungen das Recht, über 
die maroffanischen Intereffen ihrer Untertanen für Gegenwart und Zukunft 
nad) Gutdünfen zu verfügen. Wir glauben aber nicht, daß eine der beiden 
den Anfpruch erhebt, gleichzeitig über die Jntereffen der Angehörigen der 
übrigen Vertragsſtaaten, 3. B. über die Deutichen, zu disponieren. Dieje 
unjere Annahme wird gejtügt durch den Artikel des englifch-franzöfischen 
Vertrags, wo die Erhaltung de3 Status quo ausdrüdlich vorgeſehen ift. 
E3 werden jet in der engliichen Prefje große Anftrengungen gemadt, um, 
wie dies übrigens jchon feit Jahren gebräuchlich ift, der deutichen Politik 
allerlei düftere Pläne unterzufchteben. Auf unfere Lage paßt der Spruch: 
Cet animal est tr&s möchant, quand on l’attaque, il se defend. Wir 
treten für unſere Intereſſen ein, über welche, anjcheinend ohne unfere ver- 
tragsmäßige Zuftimmung, verfügt werden fol. Die Bedeutung der Inter— 
eſſen ift dabei Nebenjache. Derjenige, welchem Geld aus der Tajche ge- 
nommen werden joll, wird fich immer nach Möglichkeit wehren, gleichviel, 
ob e3 fih um 5 Mark oder um 5000 Handelt. Daß wir mwirtjchaftliche 
Intereſſen in Maroffo haben, bedarf feines Beweijes. Wenn wir diejelben 
jtillichweigend preisgeben, jo ermuntern wir damit die zufchauende Welt 
u ähnlichen Rüdjicht3lofigkeiten gegen uns bei anderen, vielleicht größeren 
— Euere Exzellenz werden alſo da, wo Sie eine Beſprechung der 
Marokkopolitik für angezeigt halten, ſagen können, daß Deutſchland in 
Marokko für die Intereſſen ſeiner Reichsangehörigen eintritt, welche dort 
identiſch ſind mit den Intereſſen der Angehörigen aller übrigen Vertrags— 
ſtaaten und mit der Erhaltung der offenen Tür; ferner, daß Deutſchland 
nicht die Abſicht hat, bei dieſem Anlaß durch Sonderverhandlungen ſich 
Sondervorteile, welcher Art es auch ſei, in Marokko oder anderswo zu 
verſchaffen.“ In Uebereinſtimmung mit dieſem Geſichtspunkte haben wir 
von dem Augenblick an, wo die Marokkofrage nicht durch unſere Schuld 
in ein akutes Stadium getreten war, eine neue Konferenz der Madrider 
Konferenzſtaaten als den ſicherſten Weg zu einer friedlichen Löſung des 
entſtandenen Intereſſenkonfliktes angeſehen. Wir haben alſo in dieſer Frage 
von Anfang an einen klaren Rechtsſtandpunkt eingenommen und feſtgehalten. 
Dieſer Rechtsſtandpunkt ſchloß die Anerkennung der beſonderen Stellung 
in ſich ein, die Frankreich als algeriſcher Grenznachbar einnimmt, wie 
ſeiner Rechte aus ſeinen früheren Verträgen, mußte aber gegenüber einer 
unberechtigten und gefährlichen Ignorierungspolitik um ſo entſchiedener 
zur Geltung gebracht werden. (Lebhaftes Bravo!) Die franzöſiſche Regie— 
rung hat nunmehr den Konferenzgedanfen angenommen, jich mit uns über 
da3 en amm verjtändigt; die anderen Gignatarmädhte, ebenfo 
wie auch Rußland, werden an der neuen Maroffofonferenz teilnehmen. 
Es verfteht fi von jelbit, daß wir auf diejer Konferenz das, was wir 
bisher für recht und billig gehalten haben, auch weiter vertreten und ver- 
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teibigen werben. Darin iollen und auch die von alter Jeimdihbeit und 
Kıszunk unternommenen Beriuhe nicht beirten, der deutichen Rolirif 
ialibe Beweggründe unterzuichieben, Mißtrauen zu iäen und imäbeiondere 
bie dentiche Zriedensliebe zu verbähtigen (Sehr gut‘ Wan hat ums 
nafıgeiagt, dab wir nach einem Anlaß juchten, um über Frankreich berzu- 
follen. Barum jollten wir da3? Aus Revande? Wofür? Tier aus 
blioßer Rauflut? Das ıft abiurd. Dann hie es wieder, wir wollten 
Franfreih zwingen, mit uns gegen England zu geben. Das ik ebenio 
abfjurd. Alle dieſe und ähnliche Ausftreuungen, alle dieje und äbnliche 
Lügen erflären fih nur daraus, da feindielige Stimmungen gegen uns 
befiehen, gegen die wir auf der Hut jein müflen. — Dieier Rüdblid auf 
die Entwidelung der maroflaniichen Angelegenheit joll mir nicht den An- 
laß bieten, feierlih und in ſchönen Worten vor diefem hoben Hauie, vor 
Europa und vor der Welt den friedlichen Grundzug unjerer Volitik zu 
verjichern. Denn gerade unjere Haltung gegenüber der Maroffo-Angelegen- 
heit, wie ich fie in großen Umrifien gezeichnet babe, beweift unanfechtbar, 
daß, wenn wir die deutichen Rechte und Intereſſen zu wahren beftrebt 
find, wir doch auch materielle Schwierigkeiten und diplomatiiche Gegner- 
ihaften ohne Mißachtung der Rechte anderer, ohne Provokation, friedlich 
zu überwinden trachten. Indem wir das tun, jind wir ganz im Rahmen 
der deutichen traditionellen Politif, die jeit der Erlangung unjerer Einheit 
fein höheres Ziel und fein höheres Intereſſe gefannt bat, als die Kräfte 
innerer und äußerer Kultur zu entfalten und allezeit gegen die Schreden 
des Krieges gerüftet zu jein. Wer das noch nicht erfannt hat, der will 
es nicht jehen, und da helfen auch rednerijche Berfiherungen nichts. Leb— 
hafter, anhaltender Beifall.) 

7. Dezember. Staatsjefretär v. Zirpig begründet die neue Flotten- 
vorlage. Die Auslandöfreuzer hätten jchon im Frieden als Rüdgrat der 
Handelsflotte eine wichtige Rolle. Die Vergrößerung des Deplazements 
jei durch die Seeſchlacht von Tſchuſchima als nötig erwiejen. Abg. Bebel 
(S03.): Die auswärtige Lage jei nicht erfreulich, und zwar habe die Pro- 
vofationsreife nach Tanger jehr ungünftig gewirkt. England und Frank— 
reich jeien durch die deutjche Politik zufammengeführt worden. Deutich- 
fand jei nad Rußland der reaftionärjte Staat, wie u. a. das Nedeverbot 
für Jaurès beweiſe. Wie ftänden die Höfe von London und Berlin mit- 
einander? Bon Deutſchland aus jeien die auswärtigen Mächte wiederholt 
durch provozierende Weußerungen gereizt worden, die Sozialdemokratie 
allein habe bisher den Weltkrieg verhindert. Die neuen Steuern für die 
Flotte würden die Armen bedrüden. Wenn das Land in Gefahr ijt, ver- 
langeu Sie vom Arbeiter, dag er mit Leben und Gejundheit dafür ein- 
trete; aber wenn Sie nicht dafür jorgen, daß der Arbeiter leben kann, 
dann wird er ſich das nächſte Mal fragen, ob er es verteidigt, wenn er 
aber verjagt, dann jind Sie verloren. Abg. Frhr. dv. Rihthofen (konf.) 
will alles zur Rüftung des Vaterlandes Notwendige bewilligen, fordert 
aber auch Maßregeln gegen den inneren Feind. Die Sprade der jozial- 
demofratiichen Preſſe dürfe nicht geduldet werden. 

8. Dezember. en Bajjermann (nl.) bedauert die jchlechten Be- 
ziehungen zu England, die der Grund der — auswärtigen Ber- 

ättmifte jeten. Ueberall bemühe man ji, Mißſtimmung gegen Deutjch- 
and zu ermweden, obgleich Deutichland feine offenfiven Tendenzen habe. 
Die deutjche Prefje jei daran nicht ohne Schuld, fie müſſe fich in der Kritik 
des Auslandes mäßigen. Eine Verhegung zwiſchen Deutjchland und Eng- 
land jei verdammungswürdig. Die deutſche Flottenvermehrung richte fich 
nicht gegen England. Die Kritit der Sozialdemokraten ſei ungerecht; der 
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Volkswohlſtand Habe fich gehoben, und die auswärtige Politif werde vor- 
fichtig geleitet. Auch in der Kolonialpolitif dürfe man nicht nachlajjen, 
trog mander Fehler in Südweftafrifa. Die Neichöfinanzreform müſſe in 
der Kommiſſion genau betrachtet werden, die Verfehröbeläftigungen jeien 
ihädlich, aber eine Wehrfteuer gerecht. 

Reichskanzler Fürft Bülow fagt nah einer warmen Anerkennung 
der Truppenleiftungen in Südweſtafrika: So viele andere dringende Auf- 
gaben der Löſung —— aber wir müſſen durchhalten, wenn anders wir 
die Kolonien nicht preisgeben wollen. Ich glaube mit dem sei Abg. 
Baſſermann, daß durch das Blut, das in Südweſtafrika gefloſſen iſt, die 
Schutzgebiete nur noch feſter mit dem Mutterlande verbunden ſind, ich 
glaube auch nicht an eine Kolonialmüdigkeit, von der Herr Abg. Kopſch 
geſprochen er ch glaube, daß das deutſche Volk heute noch weniger 

eneigt it, jeine Kolonien aufzugeben. Wenn wir aber unferen Befig feit- 
en wollen, müfjen wir uns auch der Pflicht bewußt werden — und 
darin ftimme ich ganz mit dem Herrn Abg. Bafjermann überein — unfere 
Kolonien in einem rajcheren Tempo vorwärts zu bringen, damit wir fie aus 
einer Laſt für den Neichsjädel zu einer Stüße für unfere internationale 
Stellung, für unjere Weltftellung und für unferen Wohlftand macden. 
Und in dieſer Beziehung ziehen wir gern aus den Vorgängen in Süd— 
weftafrifa Konjequenzen und Lehren. Ich gebe vollflommen zu, daß auf 
folonialpolitifchem Gebiete Fehler begangen find, grobe Fehler, intra muros 
und extra, e8 hat aber feinen Zwed, darüber nachträglich zu ftreiten, wie 
fie hätten vermieden werden fünnen. Worauf es anfommt, ift jet, dahin 
zu wirken, daß dieje Fehler in Zukunft vermieden werden, um Mißftände, 
die vorhanden find, zu befeitigen, um Hand anzulegen, und vor allem 
müffen uns die Vorgänge in Afrika allerdings eine Lehre dafür fein, wie 
teuer und die übertriebene Sparjamfeit zu ee fommt. Wenn mir 
unferen Kolonien nicht die notwendigen Vorausjegungen gewähren, dann 
fünnen wir und aud nicht wundern, daß fich ſolche Unterlafjungsjünden 
doppelt und dreifach rächen, wie dies der Fall geweien if. Wo das An- 
lagefapital, wo das Betriebsfapital nicht ausreicht, fan ein Unternehmen 
nicht rentieren. Ich will auf die Forderungen im einzelnen jeßt nicht 
eingehen, aber ich möchte auch meinerjeit3 auf die befondere Wichtigkeit 
des Eijenbahnbaues Lüderigbucht-Kubub hinweiſen. Wenn das hohe Haus 
diefe Vorlage mit möglichiter Beichleunigung erledigt, wird es fich nicht 
nur den Danf unferer Koloniften und unjerer braven Truppen verdienen, 
fondern aud im Sinne einer weijen, weitihauenden Sparſamkeit handeln. 
Aus den Borgängen und Lehren in Afrika follen wir auch die nötigen 
Nupanwendungen für eine Reorganijation unferer Kolonialverwaltung 
ziehen. Es ift gerade ein Jahr Her, daß ich von diejer Stelle aus mid) 
darüber ausgefprodhen und ein kolonialpolitiiche® Programm entwidelt 
habe. Damals befanden wir und noch mitten in Erwägungen, und mas 
ich jagte, war natürlich mit manden Vorbehalten und Fragezeichen ver- 
jehen. Die einzelnen Punkte Haben inzmwijchen fefte Geftalt angenommen, 
und ich bin entjchloffen, dieje® Programm, wie ich e8 damals jfizzierte, 
voll durchzuführen. Bon dem, was ich damals in Aussicht geftellt, ift die 
Ernennung eine® Gouverneurd für das ſüdweſtafrikaniſche Schußgebiet 
heute bereit3 vollendete Tatjache. Die Ummandlung der Kolonialabteilung 
des Auswärtigen Amts in ein Reichskolonialamt, auf die ich noch gleich 
zurüdfommen werde, finden Sie in dem vorliegenden Entwurf in Vor— 
ſchlag gebracht; die beſonders wichtige Trennung von Militär- und Zivil- 
verwaltung, die ſich jowohl für die Schlagfertigkeit der Truppen als aud) 
für die Einheitlichfeit der Verwaltung als eine Notwendigkeit ermwiejen 
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hat, erhält ihre Grundlage in den Etat3 für Südmweitafrifa und Oſtafrika. 
Ich kenne jehr wohl die Schwierigkeiten, auf diejem Gebiete zu organi- 
jatorischen Reformen zu fommen. ch hoffe und vertraue aber doch darauf, 
dad jih über die Mittel zur Erreihung diejes Ziele eine Einigung mit 
dem Haufe wird herbeiführen laſſen. Der Abg. Frigen äußerte neulich 
Zweifel darüber, ob durch die Einrichtung eines Kolonialamtes an der 
Kolonialverwaltung etwas geändert werden würde. Er verlangte eine 
Keorganijation von unten herauf, die von der Verwaltung der verichie- 
denen Schußgebiete auszugehen habe. Ich muß darauf erwidern: Das 
eine tun und das andere nicht laſſen. Aus dem, was ich jhon vor einem 
Jahre ausgeführt habe, wiſſen Sie, dat die Umwandlung der Kolonial- 
abteilung in ein Reich3lolonialamt nur als ein Glied in der Kolonial- 
reform zu betrachten ift, aber allerdings al3 ein wichtiges Glied. Die 
Berwaltung der Schußgebiete hängt doc wejentlih davon ab, dab der 
Mechanismus der Zentralinftanz richtig Happt. Mir ift e8 aber zweifellos, 
daß die Zentralverwaltung ihrer umfangreichen und vielgeftaltigen Auf- 
gabe in dem jegigen Rahmen nicht mehr gerecht werden fann. Es fommt 
dazu, daß e3 für den Reichskanzler überaus erwünſcht ift, für die Kolonial- 
angelegenheiten einen anderen Stellvertreter zur Seite zu haben, jowie er 
ſolche für die übrigen Reſſorts bejigt. Wie Ihnen befannt, fann nur der 
Vorfteher einer oberjten Reichsbehörde mit joldyer Stellvertretung betraut 
werden. Das Reichskolonialamt joll eine oberfte Reichsbehörde werden, 
die Kolonialabteilung ift e3 nicht. Nun Hat der Herr Abg. Bafjermann 
joeben den Wunſch ausgeſprochen nad) einem befieren Beamtenperjonal 
für die Kolonien. Auch Hier gebe ich vollflommen zu, daß die Kolonial- 
verwaltung nicht immer die richtigen Leute auf die richtigen Poften geftellt 
hat. Ich bitte aber doch, ſolche Fehler nicht zu verallgemeinern. Sch bin 
überzeugt, daß die große Mehrheit unjerer Kolonialbeamten ihre Schuldig- 
feit tut. In jeder Verwaltung werden Berfehlungen vorfommen, namentlich 
unter den jchwierigen, unter den bejonderen Berhältnifjen in den Kolo— 
nien. Ich möchte auch daran erinnern, daß fich eine, allen Anforderungen 
genügende foloniale Beamtenjchaft nicht aus der Erde jtampfen läßt, jon- 
dern daß fie nur allmählich herangezogen werden, daß fie fih nur all- 
mählich entwideln fann. Ich habe gleichfall3 gejagt, alle foloniale Re- 
organijation nüße nichts, wenn nicht in der ganzen Verwaltung der richtige 
Geiſt Herrihe. Ich bin aber überzeugt, daß es nad) und nach gelingen 
wird, einen jolden Beamtenjtand, der allen Anforderungen in den Kolo— 
nien entjpricht, heranzuziehen, der auf der Höhe des guten Aufes des 
deutichen Beamtentums fteht. Der Abg. Bafjermann Hat auch den Wechiel 
berührt, der in der Kolonialverwaltung vor fich gegangen if. Ich würde 
es für eine Ungerechtigkeit halten, nicht auch bei diefem Anlaß meine An- 
erfennung auszufprechen dem bisherigen Herrn SKolonialdireftor für die 
Pflihttreue und, ich kann wohl jagen, für die Selbftlofigfeit, mit der er 
in harten Zeiten fein Amt wahrgenommen hat. (Bravo!) Sch Hoffe und 
glaube, daß fein Nachfolger der richtige Mann ift, um die Gefichtöpunfte 
durchzuführen, die ich ala die Vorbedingung für eine glücliche Geftaltung 
der folonialen Verhältniſſe hingeftellt Habe. Ich erwarte insbejondere, daß 
er von der Kolonialverwaltung fernhalten wird die Krebsichäden jeder 
Verwaltung: Bureaufratismus und perfönliche Eiferfüchteleien. Ich bin 
auch überzeugt, daß es ihm ebenjo fernliegen wird wie mir, tüchtige Leute 
in Wafjerjtiefeln zurüdzufegen Hinter weniger tüchtigen Leuten ın Lad- 
ſchuhen. (Heiterfeit.) Ich hoffe, daß mit der Unterftügung diejes hohen 
Haufes unjeren Kolonien, unjerem Schmerzensfind, kann ich wohl jagen, 
beijere Tage und ein Aufſchwung bevorftehen mögen. Ich will aber diejen 
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Gegenftand nicht verlafien, ohne mit der größten Entjchiedenheit die An- 
griffe zurüdzumeijen, die in der Sigung vor acht Tagen, der ich zu meinem 
lebhaften Bedauern, verhindert durch dringende Amtsgeſchäfte, nicht bei- 
wohnen fonnte, gegen den General von Trotha gerichtet worden find. Der 
General von Trotha hat in einem langwierigen und jchwierigen Feldzuge 
perjönlie Bravour, Energie, Umficht, alle Eigenjchaften eines hervor— 
ragenden Führers an den Tag gelegt. Mit vollem Recht trägt er die 
höchſte militärische Auszeichnung, die Preußen zu vergeben hat, den Orden 
Pour le merite. Solche Angrife, wie fie gegen den General von Trotha 
gerichtet worden find, fönnen nur fein Anjehen erhöhen, fünnen nur die 
Achtung vor ihm erhöhen bei allen denjenigen, die jich ald Deutjche fühlen. 
Sadlid) Habe ich auf die Vorwürfe, die gegen die Sriegführung des 
General von Trotha und insbejondere gegen eine wieder zur Sprache 
ebradhte Proflamation des General3 gerichtet worden find, das Nach— 
tehende zu jagen: Es ijt begreiflich, daß in dem Augenblide, wo dieſe 
PBroflamation erlafjen wurde, für den General von Trotha die militärischen 
Geſichtspunkte in erjter Linie ftanden. Dieje Tiefen ihm die äußerfte 
Strenge gegenüber den Herero al3 notwendig erjcheinen. Sie wiſſen 
übrigens, daß der General von Trotha die Proflamation, die für Die 
Herero bejtimmt war, durch einen gleichzeitig an die Truppen erlafjenen 
Befehl mwejentlich abgemildert hat. Trogdem ift, jobald diefe Proflamation 
bier befannt geworden war, in Uebereinftimmung mit den Grundjäßen, 
die ich vor einem Jahre vor diefem Hohen Hauje entwidelt Habe, der 
General telegraphiich angewiejen worden, die Herero, mit Ausnahme der 
unmittelbar Schuldigen, nicht zurückzuweiſen und für ihre Unterbringung 
die guten Dienfte der Mifjionen anzunehmen. Nach diefen Grundjäßen ijt 
im ganzen GSchußgebiet, jowohl im Hererolande wie auf dem jüdlichen 
Kriegsihauplag, verfahren worden. Wenn Sie fi in die Lage unferer 
Zeute in Südwejtafrifa verjegen, jo werden Sie mir, glaube ich, zugeben, 
daß eine jo weitgehende Schonung de3 Feindes bei unjeren Leuten einen 
hohen Grad von Selbtbeherrihung vorausjegt. Die Tüde und Die 
Grauſamkeit de3 aufftändiichen Feindes, mie fie hier der Oberft v. Deim- 
ling gejchildert Hat, der jelbft vor dem Feinde gejtanden Hat, und uner- 
örte Strapazen ftellten die Geduld und Langmut unſerer Leute auf eine 
arte Probe. Yc glaube, daß, wer fern vom Schuß fich über angebliche 
Grauſamkeiten unjerer Leute entrüftet, daß der ſich doch feinen rechten 
Begriff davon macht, was es für unfere ſolchen Anftrengungen und Ent» 
behrungen, den Qualen von Hunger und Durft, der jteten Todesgefahr 
ausgejegten Reiter bedeutet, die zu Hunderten vom Feinde ausgeftoßenen 
Weiber und Kinder bei jich aufzunehmen und den legten Schlud Wafjer 
und das legte bischen Reis mit ihnen zu teilen. Das jegt nach meiner 
Auffaffung eine Selbjtverleugnung voraus, von der ich nicht weiß, ob alle 
diejenigen fie eintretendenfall3 an den Tag legen würden, die jet nad 
unferen Truppen mit Steinen werfen. Sedenfalld, gegenüber den Ber- 
juchen, unferen Leuten und unferer Rriegführung in Südweftafrifa einen 
Makel anzuheften, Verſuchen, die im Inland hervorgehen aus Parteiwut, 
im Auslande aus Heuchelei, gegenüber jolchen Verſuchen erfläre ih, daß 
nad) meiner Ueberzeugung felten oder nie ein Kolonialfrieg mit jolcher 
— Menſchlichkeit geführt worden iſt wie dieſer Feldzug von unſeren 
eutſchen Soldaten (Bravo). Der Abg. Bebel hat vorgeſtern den Beſuch 
Seiner Majeſtät des Kaiſers in Tanger eine Provokationsreiſe genannt, 
und auch der Abg. Baſſermann war mit dieſem Beſuche nicht ganz ein— 
verſtanden. Um allen Mißverſtändniſſen vorzubeugen, will ich ausdrücklich 
betonen, daß ich dieſen Beſuch, der ſchon im Februar in Erwägung ge— 
10* 
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zogen war und defjen Ausführung ich, nachdem ohne unfere Schuld die 
Maroflofrage einen afuteren Charakter angenommen hatte, angeraten habe, 
mit meiner vollen politischen Werantwortung dede. Diefer Bejuh Hat 
dadurch, daß er den internationalen Charakter der Maroffofrage zum all- 
gemeinen Bewußtſein brachte, nüßlich gewirkt, und indem Seine Majeftät 
der Kaiſer bei diefem Anlaß jeine Perſon für die deutfchen Interefien und 
das deutſche Anjehen einjegte, 5 er nach meiner Weberzeugung ſich um 
da3 Land verdient gemadt. In der vorgeftrigen Rede des jozialdemo- 
fratiihen Führers ift auch die Angelegenheit Jaurès berührt worden. Die 
Regierung hat einfach ihre Pflicht erfüllt, ihre Schuldigfeit, indem fie jich 
in kritiſcher Zeit ihre Kreife nicht durch die Sozialdemokratie ftören ließ. 
Die Frage, ob der Berliner Bejuch des Herrn Jaurès nüglich gewirkt 
haben würde für die Beziehungen zwiſchen Deutihland und Frankreich, 
hängt davon ab, ob einerjeitö dieſer Bejuch in Frankreich einen günftigen 
Eindrud hervorgerufen, und welchen Mißbrauch andererfeit3 die Sozial— 
demofratie in Berlin mit Herrn Jaurès getrieben hätte. Wa3 den erfteren 
Punkt anlangt, jo glaube ıch, daß der Beſuch damals in Frankreich feinen 
allgemein günftigen Eindrud gemacht haben würde, und ich nehme das 
Recht für mid in Anſpruch, die Vorgänge in Frankreich und die Rüd- 
wirfung, die dieſe oder jene Ereignifje auf die Vorgänge dort üben, gerade 
jo genau beurteilen zu fönnen wie mancher andere. Was aber den Miß— 
brauch angeht, den die Sozialdemokratie in Berlin mit Herrn Jaurès ge- 
trieben haben würde, jo ijt ja klar, daß die Sozialdemokratie den Bejuch 
de3 Herren Jaurès in Berlin wünjchte, um ihn für innerpolitifche Ziele 
der deutſchen Sozialdemokratie auszuſchlachten. Die Sozialdemokratie 
wollte die Legende verbreiten, al3 ob fich die Regierung mit friegerifchen, 
mit frivolen Kriegsabfichten getragen hätte, aber an der Ausführung dieſer 
Abfichten verhindert worden wäre durch die Sozialdemokratie. Es jollte 
das Märchen in Umlauf gejegt werden, als ob die Regierung nicht im— 
ftande gemwejen wäre, den Frieden mit Ehren zu wahren, dazu hätte fie 
der Unterftüßung der Sozialdemokratie bedurft. Die Sozialdemokratie 
wollte jich al die Retterin des Kapitol3 aufipielen. In einem Leipziger 
Blatt las ich damals die ganz zutreffende Bemerkung: Der Palmwedel, 
den die Sozialdemokratie für Herrn Yauras bereit hielt, ift im Grunde 
nur ein dürftiges Feigenblatt. Die Entſcheidung über die großen Fragen 
der auswärtigen Politik, über Krieg und Frieden, liegt nicht bei der jozial- 
demofratiihen Agitation, die wird nicht von jozialdemofratiichen Agitatoren 
in der Hafjenhaide ausgetragen. Die Entjcheidung über Krieg und Frieden 
liegt in Deutfchland bei denjenigen Faktoren, die dazu verfaffungsmäßig 
berufen find. Soweit find wir nicht gefommen, daß wir uns Dies ver- 
fafjungsmäßige Recht entwinden ließen, daß wir die Entſcheidung über die 
allerernftejten Fragen, von denen Wohl und Wehe und Zukunft und 
Frieden der Nation abhängt, hineingleiten ließen in den Strudel der 
jozialdemofratifchen Agitation. Solange ich an dieſer Stelle ftehe, wird 
die auswärtige Politit des Lande nicht unter den Willen der Sozial. 
demofratie gebeugt werden (lebhafter Beifall), denn die Sozialdemokratie 
behandelt die auswärtigen Fragen nicht, wie fie behandelt werden müfjen: 
lediglih vom Standpunkt der nationalen Intereſſen, jondern fie behandelt 
auch dieje Fragen aus dem engen Gefichtsmwinfel ihres Fraktionsintereſſes, 
ihrer Barteidoftrin, ihre Parteidogmas. Die Sozialdemokratie oder viel- 
mehr die deutiche Sozialdemofratie treibt feine nationale auswärtige 
Politif; fie weiß vorläufig nicht einmal, was eine nationale auswärtige 
Politik ift, jondern fie ordnet die auswärtigen Intereſſen des Landes ihren 
Parteiinterejjen unter. Wenn wir unjere auswärtige Politif folchen Ein- 
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flüffen unterwerfen, wenn mir ſolchen Tendenzen auch nur Einfluß ein- 
räumten über unjere auswärtige Politik, jo würden wir die Sicherheit 
de3 Landes gefährden; das wäre nationaler Selbftmord. Ich werde alle 
derartigen Verſuche auch Fünftig abweiſen und in ihre Schranken zurüd- 
mweilen. In Konftanz hat im vergangenen Juni der Führer der deutichen 
Sozialdemokratie erklärt, wenn e3 zum Krieg käme, zwiſchen Deutjchland 
und Franfreih — zu einem Kriege, den wir nicht wünſchen, von dem die 
Führer der Sozialdemokratie jehr wohl wifjen, daß wir ihn nicht wollen —, 
mwenn e3 zu einem jolchen Kriege käme, wäre es jehr möglich, daß ſich in 
Deutichland Dinge ereigneten wie in Rußland. Das Heißt: er ftellte für 
diejen Fall Revolution und Meuterei in Ausficht. Wenn e3 etwas gibt, 
was im Auslande diejenigen ermutigt, die ſich dem deutſchen Volke gegen- 
über mit gehäffigen, mit feindjeligen Abfichten tragen, fo tft e3 eine folche 
Aeußerung und ein folder Hinweis. Wir wiſſen alle, daß e3 in England 
Organe der öffentlichen Meinung gibt, die in völliger Verfennung deutjcher 
Sinnesart oder wider bejjeres Wifjen die Meinung verbreiten, al3 richteten 
fi die deutſchen Flottenrüftungen gegen England. Während nun die 
verftändigen Leute — nicht nur in Deutſchland, ſondern glüdlicherweije 
auch in England — darauf hinweiſen, daß unjere Politik friedlich ift, 
daß unjere Flottenverſtärkung defenfiver Natur ift, daß mir das Necht 
haben, und Schiffe zu Halten und eine Flotte zu bauen wie alle anderen 
Zänder, jo bemühte fich derjelbe Führer der deutjchen Sozialdemokratie 
vorgeftern wieder, die Meinung zu verbreiten, al3 enthielten unfere Flotten- 
rüftungen eine PBrovofation, eine Drohung gegenüber England. Wenn 
man eine Prämie jegen würde auf eine Aeußerung, die am meiften ge- 
eignet wäre, unjere Stellung gegenüber England zu erjchweren, Miftrauen 
in England gegen uns zu erweden, den Unfrieden zwijchen England und 
Deutihland zu erregen, jo würde der Mann einen Anſpruch auf eine 
ſolche Prämie haben, der hier eine ſolche Aeußerung gemacht hat. Weiter 
hat der Führer der Sozialdemokratie gejagt, die deutiche Sozialdemofratie 
würde das Baterland nur dann verteidigen, wenn ihr das richtig erjcheine, 
d. h. wenn e3 in ihren Parteikram pafje. Der Abg. Bafjermann hat jchon 
gefragt, wer joll denn das entjcheiden, ob gefochten werden, ob das Vater— 
land verteidigt werden fol? Soll da3 entichieden merden auf einem 
ſozialdemokratiſchen Parteitag durch Mehrheit, oder wird das entichieden 
vom jozialdemofratiichen Parteivorftand, wie eine Stänferei innerhalb der 
Redaktion diefes oder jenes Parteiblatted, oder trägt etwa der Diktator 
der jozialdemofratiihen Partei die Entiheidung darüber in den Falten 
jeiner Zoga? Und das wurde hier gejagt, 24 Stunden, bevor in ber 
franzöſiſchen Deputiertenfammer geftern ein hervorragender franzöfiicher 
Sozialift erklärte, die franzöfiiche Sozialdemokratie dejertiere nicht vor dem 
auswärtigen Feinde. Wenn jene Neußerung de3 Führers der deutjchen 
GSozialdemofratie jo viel heißen joll, daß dieſe, wo es ſich um die Sicher— 
heit, die Wohlfahrt, die Zukunft des ganzen Volkes in einem und freventlich 
aufgedrungenen Kriege — und nur einen folchen werden wir führen, 
darauf fünnen Sie fich verlafien ! — Handelt, erſt ratichlagen will, ob fie 
mittun joll oder nicht, das heißt auf deutih, ob fie Landesverrat üben 
will oder nicht, jo kann ich Ihnen nur raten, folche Tendenzen nicht da 
u betätigen, wo Sie nicht unter dem Scuße der parlamentarifchen 

mmunität ftehen. Und ic; möchte auch dem Auslande raten, auf jolche 
ſozialiſtiſchen Verficherungen feine Hoffnung zu bauen. Der Abg. Bebel 
hat vorgejtern mehrmals auf die rufjischen Verhältniſſe hingewieſen, und 
in der jozialdemofratiichen Preſſe leſen wir täglich Vergleiche und Hinweise, 
daß es bei uns ebenjo fommen könnte. Aus naheliegenden Gründen 
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werde ich mich jeder Kritik ruffiicher Yuftände, jedes Urteil über ruſſiſche 
Berhältnifje enthalten. Aber das will ich doch jagen, daß die Verhältnifie 
in Deutichland weſentlich anders liegen al3 in Rußland, und das will ich 
weiter jagen, daß, wenn die Sozialdemofratie verjuchen follte, bei ung 
Plünderungen und Meuchelmord, Generalftreif und Mafjendemonftrationen 
einzubürgern, jolche Verſuche zerjchellen werden an der Feftigfeit unjerer 
Snititutionen, an der Entjchlofjenheit der Regierungen, an dem gefunden 
Sinn des deutjchen Volkes, das ſich das Joch der Sozialdemokratie nicht 
auferlegen lafjen wird. (Stürmijcher Beifall.) 

Abg. Müller-Sagan (fr. Up.) tadelt, daß der Reichskanzler nichts 
über die Diäten des Neichstagd gejagt Habe. Bor einer Reform der 
Branntweinftener dürften neue Steuern nicht bewilligt werden. Die Be- 
fümpfung der Delcafjeihen Ränfe werde vom ganzen Bolfe unterftüßt, 
aber man wolle nicht eine friegerijche Weltpolitik, jondern eine friedliche 
und Handel mit aller Welt. Abg. v. Kardorff (R.P.) wünſcht ſchnelleren 
Ausbau der Flotte-und polemifiert gegen Abg. Bebel. 

Am 12. Dezember führt Staatsjelretär Graf Poſadowsky die 
* Beſchlußunfähigkeit des Reichstags nicht auf das Fehlen der Diäten, 
ondern auf die Weberlaftung der Abgeordneten mit allerlei politischen 
Arbeiten zurüd. Ueber die Frage Ballermann nad einem Gejeg über 
die Berufsvereine jagt er: Die Regierung mwolle erft jehen, ob das Geſetz 
betreffend die Berufsvereine in diefem Haufe eine Geftalt erhält, die für 
die verbündeten Regierungen annehmbar ift. Iſt das der Fall, jo werden 
ficherlich die verbündeten Regierungen einen Schritt weiter gehen und zur 
Schaffung einer Arbeitervertretung übergehen. Ich möchte nun mit ein 
paar Worten auf die joziale Frage im allgemeinen übergehen. Man muß 
ugeben, daß die moderne Arbeiterbewegung im engen Zufammenhange 
—*8 mit der großen Entwickelung unſerer deutſchen Induſtrie. Dieſe 
moderne Arbeiterbewegung, die die großen Maſſen konzentriert an ein— 
zelnen induſtriellen Punkten und ſie von ihrer heimiſchen Scholle loslöſt 
und in vollkommen neue Verhältniſſe einführt, iſt der Schatten unſerer 
induſtriellen Entwickelung. Es iſt ganz naturgemäß, daß, wenn der Arbeiter 
ſieht, wie die allgemeine Wohlhabenheit ſteigt und wenn ſeine Schulbildung, 
ſeine allgemeine Kultur wächſt, auch ſeine Anſprüche an die äußere Lebens— 
haltung ſteigen und er einen größeren Teil an dem Gewinn der indu— 
ſtriellen Betriebe für ſich gewinnen will. Aber dieſes Beſtreben, daß an 
ſich verſtändig und auch gerechtfertigt iſt, hat ſeine natürliche Grenze. Es 
darf ſelbſtverſtändlich durch die hohen Arbeitslöhne die Produktion nicht 
in einer Weiſe verteuert werden, daß ſchließlich die Kaufkraft und die 
Kaufluſt der Konſumenten ſinkt, auch iſt es ein Irrtum, der namentlich 
in ſozialdemokratiſchen Kreiſen herrſcht, daß man ſtets den Verdienſt der 
einzelnen Unternehmer viel zu hoch einſchätzt. Wenn der Unternehmer 
nicht die Ausſicht hat, ſein Kapital wirklich gewinnbringend anzulegen, 
dann wird ſeine Unternehmungsluſt zurückgehen, wie es in Frankreich be— 
klagt wird. Man ſieht immer nur die glücklichen Unternehmer. Die 
zahlreichen Unternehmungen aber, die ſtill untergehen, von denen ſpricht 
kein Menſch. Deshalb wird, wenn die —— überſchraubt 
werden, die Ware zu teuer und die Arbeiter haben den Schaden von dieſen 
Zuſtänden, weil die Arbeitsgelegenheit rapid ſinkt. Dieſen Auswüchſen 
der Arbeiterbewegung kann man nicht durch Geſetz abhelfen, ſondern der 
Arbeiter muß in ſeinem wirtſchaftlichen Denken ſo ausgebildet ſein, daß 
er dieſen Zuſammenhang zwiſchen Arbeitslohn und Arbeitsmarkt überſieht. 
Außerdem muß ſelbſtverſtändlich eine gerechte Behandlung der Arbeiter 
ſeitens der Regierungsorgane und der bürgerlichen Geſellſchaft hinzukommen, 
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um das Vertrauen der Wrbeiter zu gewinnen. Mit Unrecht hat man 
neulich hier von der traurigen zen der deutjchen Arbeiter gejprochen. 
Bon englifcher Seite ift ein fehr leſenswertes Buch über die Lage der 
deutfchen Arbeiter erjchienen, das in bezug auf die fittlihe Erziehung des 
deutichen Volkes von allgemeinem Wert ih. Es heißt darin, es ſei ganz 
unzweifelhaft, daß der deutjche Arbeiter bejjer genährt jei wie der eng- 
Küche, und daß er fich eines höheren fozialen Lebensſtandes erfreue wie 
der engliihe. Es jcheine, daß die billige Nahrung nicht der einzige wich— 
tige Gefichtspunft in der Wohlfahrt eines Volkes jei, jondern die Intelli— 
genz und bewußte Selbftbejchränfung jei vielleicht von. noch größerer Be- 
deutung. Man kann in der Tat behaupten, daß die Intelligenz des 
deutfchen Arbeiter dank der deutſchen Schulbildung ganz außerordentlich 
geftiegen ift, und man kann nur wünjchen, daß er von diefer Intelligenz 
auh in den Kämpfen auf dem Arbeitsmarkt einen durch Selbſtkontrolle 
beichräntten Gebrauch machen möge. Etwas ganz anderes aber, wie die 
moderne Arbeiterbewegung, ift die Sozialdemokratie. Sie erklärt den 
Maſſen, die beftehende bürgerliche Gejellichaft jei nicht imftande, die be- 
redhtigten Forderungen der Arbeiter zu befriedigen, und deshalb müſſe 
der Staat von Grund aus neu aufgebaut werden. E3 ift aber für die 
bürgerliche Gejellichaft ganz außerordentlich gefährlih, wenn fie nicht 
ihrerjeit3 einen Unterfchied zwijchen der modernen Arbeiterbewegung und 
der Sozialdemofratie macht. Es it falſch, wenn gewiſſe Forderungen in 
. bezug auf Hebung der Gittlichkeit u. ſ. mw. einfach als jozialdemofratijche 
Forderungen Hingeltellt werden. Das ift ein fchwerer politiicher Fehler, 
der lediglich zur Stärfung der Sozialdemokratie beiträgt. Ich glaube 
nicht, daß ich ein Chaupinift bin, aber ich habe die innere Weberzeugung, 
daß es doch fein Land gibt, wo im allgemeinen jo geordnete joziale wirt- 
ichaftlihe und politiiche Zuftände Herrchen, wie in Deutjchland, und fein 
Land, wo auch die unteren Volksklaſſen jo viel wirtjchaftliche und politische 
Rechte haben. Demgegenüber fragt man: Wie ift es piychologiich er- 
Härlih, daß in dieſem Deutjchland eine Partei mit drei Millionen 
Stimmen bei den Wahlen auftreten kann, die unjere ganze Gejchichte ver- 
leugnet und jagt: „Das moderne Staatsweſen ift durch und durch morſch 
und muß von Grund aus neu aufgebaut werden ?" ch Habe mit Aus- 
Yändern darüber gefprochen, und die haben mir gejagt, ja wir ftehen vor 
einem Rätjel. Wenn wir durch Deutichland reifen und diefen wachjenden 
Wohlſtand jehen, wenn wir überall wohlgefleidete Leute jehen, und wenn 
wir jehen, was Deutjchland auf jozialem Gebiete geleiftet hat, wie dem- 
gegenüber diefe Bartei vorhanden jein fann. Ich will gewiß feine Schön- 
färberei treiben; ich glaube, daß unjere Verwaltung auch in den lofalen 
Snftanzen noch manche Kleinen Gefichtspunfte aus dem alten Bolizeiftaat 
herübergenommen hat, die vielleicht in unſere Zeit nicht mehr paſſen. ch 
glaube ferner, daß mit dem mwachjenden Wohlftand nicht die Opferfreudig- 
feit geftiegen ift, die Großherzigfeit im wirtjchaftlichen Leben, Die die be- 
figenden Klaſſen befigen müſſen. Die Bewegung der Sozialdemokratie 
mwurzelt unzweifelhaft in einer durchaus materialiftiichen Anjhauung. Man 
fann aber nicht leugnen, daß mit unjerem mwachjenden Reichtum aud in 
unjeren befigenden a ein Maß von materialiftiicher Weltanschauung, 
von Genufßjucht ‚verbunden ift, daß die mich manchmal mit Trauer und 
Bedauern erfüllt. Denn der eigentliche Grund, weshalb die bürgerliche 
Gejellichaft nicht die Kraft Hat, die Sozialdemokratie zu überwinden, Liegt 
darin, daß in meiten Kreiſen ein Materialismus herricht, dem fich kon— 
geniale Erjcheinungen zugejellen. Man kann die Sozialdemokratie nicht 
mit Gefegen oder großen Worten überwinden, jondern nur, wenn man in 
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deutung, welche in diejen Worten lag, war, wie ich glaube, verſtändlich; 
fie war jedenfall3 voller Eourtoifie. Meine Erwartung, daß die andere 
Seite, bevor fie an die Verwirklichung ihrer Pläne in Marokko ging, an 
uns herantreten und ſich mit und verftändigen würde, hat fich jedoch nicht 
erfüllt. Man machte uns feine und jedenfall3 feine ernfthafte und aus- 
reichende Mitteilung über das Abkommen. Ein Teil der franzöfiichen 
Preſſe war bemüht, dem Abkommen eine Spite gegen Deutſchland zu 
geben. Auch jonft trat die Tendenz hervor, uns Schwierigkeiten in den 
Weg zu legen. Der Minifter, der die jchwere Verantwortung trägt für 
die Sicherheit und den Frieden eines großen Landes, darf fich nicht ein- 
ichläfern oder düpieren lafjen; er joll aber auch nicht vorzeitig die Nerven 
verlieren, jondern abwarten und fchweigen können, bi3 ſich die Situation 
in der einen oder anderen Richtung geklärt hat. Diejer Augenblid kam, 
al3 die franzöſiſche Regierung ſich anjchidte, ohne weitere Erklärung, ohne 
Unfrage bei uns aus dem Abkommen mit Maroffo die meiteftgehenden 
Konjequenzen zu ziehen. Zu dieſem Zwecke wurde der franzöfiiche Ge- 
jandte Herr St. Rene Taillandier nad Fez geichidt, welcher der maroffa- 
nijchen Regierung Vorſchläge unterbreitete, deren Annahme Maroffo in 
eine Ähnliche Lage gebracht haben würde wie Tunis. Dieſe Vorſchläge 
wurden in Formen gejtellt, die al3 Ultimatum gelten fonnten. indem fie 
ung hiervon in Kenntnis jeßte, teilte die maroffanische Regierung uns 
gleichzeitig mit, der franzöſiſche Gefandte habe fich zur Unterftüßung feiner 
Forderungen auf ein europäiiches Mandat berufen. Damit waren unjere 
vertragsmäßigen Rechte aus der Madrider Konvention offenkundig verlegt, 
die durch internationale Verträge verbiürgte Souveränität in Marokko in 
Frage gejtellt, unjere wirtjchaftlichen Intereſſen in Marokko in abjehbarer 
Zeit mit Vernichtung bedroht. Die verjchiedenen Phaſen der langwierigen 
diplomatiihen Kampagne, die fich jeitdem abgejpielt hat, will ich nicht im 
einzelnen refapitulieren. Die Gefichtspunfte, die für und während diejer 
mehrmonatigen Verhandlung leitend waren, find in einem Erlaß zufammen- 
gefaßt, den ich am 11. April d. J. an den Kaiferlichen Botjchafter in Lon— 
don gerichtet Habe und den ich vor diefem hohen Haufe verlefen will. 
Erlaß an den Botjchafter in London: „Obwohl ic) aus Eurer Erzellenz 
Berichterftattung entnehme, daß die öffentliche Meinung in England einer 
fahlihen Würdigung maroflanijcher Angelegenheiten und insbeſondere un- 
jerer Maroffopolitif wenig zugänglich ift, möchte ich doc) nicht unterlafien, 
Sie über die Hauptgefichtspunfte diejer le&teren zu orientieren. In dem 
engliſch-franzöſiſchen Abkommen ift die Erhaltung des Status quo ausdrüd- 
lich vorgejehen. Wir maren daher berechtigt anzunehmen, daß, falls im 
Laufe der Zeit Neuerungen eingeführt werden jollten, welche geeignet wären, 
die nterefjen der Fremden zu berühren, Deutjchland zu denjenigen Staaten 
gehören würde, mit welchen man deswegen in Verhandlung treten werbe. 
Hierbon auögehend, traten wir aus der Beobachterrolle nicht heraus bis 
u dem Augenblid, wo die marokkaniſche Regierung unjern Vertreter in 
— fragen ließ, ob wirklich der franzöſiſche Geſandte, wie er das vor 
dem Maghzen erklärt habe, Mandatar der europäiſchen Mächte ſei. Un— 
gefähr gleichzeitig damit erfuhren wir, daß das von dem Geſandten zur 
Annahme vorgelegte Programm Forderungen enthalte, welche mit dem 
Status quo unvereinbar ſind. Um jeden Zweifel an den Endabſichten der 
franzöfiihen Regierung zu befeitigen, machten einige injpirierte Organe 
der großen Bariler Preſſe Stimmung für den Gedanken, daß Marokko zu 
Sranfreich in das gleiche Verhältnis wie Tunis zu bringen fei. Wir ftehen 
auf dem Standpunkte, daß diefem franzöfifhen Vorhaben die völferrecht- 
lihe Grundlage fehlt und da dadurch die Intereſſen aller derjenigen 
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Staaten beeinträchtigt werben, welche bei den früheren marokkaniſchen Kon- 
ferenzen mitberaten haben und jeßt nicht von Frankreich befragt worden 
find. Der Einwand offiziöfer franzöfiicher Blätter, daß es fich bei den 
früheren Konferenzen nicht um eine politifche Uenderung, fondern lediglich 
um die Regelung privatrechtlicher Intereſſenfragen gehandelt habe, ift 
rabuliftiich und nicht ftihhaltig. Denn eine Aenderung, wie die Tunifi- 
fation von Maroffo, welche darauf hinausläuft, die nichtfrangöfiichen Ele- 
mente nach dem Borgange von Tunis gänzlich) aus dem maroffanischen 
Geſchäftsleben zu verdrängen, berührt jelbjtverftändlich die fremden PBrivat- 
interefjen in ihrer Gejamtheit. Eine Befragung der Vertragsftaaten  ift 
daher nicht zu vermeiden, fofern Frankreich nicht den Rechtsboden verlafien 
und lediglich die Machtfrage ftellen will. Was England und auch Spanien 
angeht, jo bejtreiten wir feiner der beiden Regierungen das Recht, über 
die maroffanischen Intereſſen ihrer Untertanen für Gegenwart und Zukunft 
nad) Gutdünken zu verfügen. Wir glauben aber nicht, daß eine der beiden 
den Anfpruch erhebt, gleichzeitig über die Intereſſen der Angehörigen der 
übrigen Bertragöftaaten, 3. B. über die Deutichen, zu disponieren. Dieje 
unfere Annahme wird gejtügt durch den Artikel des engliſch-franzöſiſchen 
Vertrags, wo die Erhaltung des Status quo ausdrüdlich vorgeſehen ift. 
Es werden jet in der engliihen Prefje große Anftrengungen gemacht, um, 
mie dies übrigens jchon ſeit Jahren gebräuchlich ift, der deutjchen Politik 
allerlei düftere Pläne unterzujchieben. Auf unfere Lage paßt der Sprud;: 
Cet animal est tr&s méchant, quand on l’attaque, il se defend. Wir 
treten für unjere Intereſſen ein, iiber welche, anjcheinend ohne unfere ver- 
tragsmäßige Zuftimmung, verfügt werden fol. Die Bedeutung der Inter— 
ejjen ift Dabei Nebenjache. Derjenige, welchem Geld aus der Taſche ge- 
nommen werden joll, wird fich immer nad) Möglichkeit wehren, gleichviel, 
ob e3 ſich um 5 Mark oder um 5000 Handelt. Daß wir wirtjchaftliche 
Intereſſen in Maroffo haben, bedarf feines Beweiſes. Wenn wir diejelben 
jtillichmweigend preisgeben, jo ermuntern wir damit die zufchauende Welt 
u ähnlichen Rüdjichtslofigkeiten gegen uns bei anderen, vielleicht größeren 

ragen. Euere Erzellenz werden aljo da, wo Gie eine Beiprechung der 
Maroffopolitit für angezeigt halten, fagen können, daß Deutichland in 
Maroffo für die Intereſſen feiner Reichdangehörigen eintritt, welche dort 
identiich find mit den Intereſſen der Angehörigen aller übrigen Vertrags- 
ftaaten und mit der Erhaltung der offenen Tür; ferner, daß Deutichland 
nicht die Abficht Hat, bei diefem Anlaß durch Sonderverhandlungen ſich 
Sonderborteile, welcher Art e8 auch jei, in Maroffo oder anderswo zu 
verjchaffen.” In Uebereinftimmung mit diefem Gefichtspunfte haben wir 
von dem Augenblid an, mo die Maroffofrage nicht durch unfere Schuld 
in ein afutes Stadium getreten war, eine neue Konferenz der Madrider 
Konferenzftaaten als den ficherften Weg zu einer friedlichen Löfung des 
entjtandenen Interejjenfonfliftes angejehen. Wir haben alſo in diefer Frage 
von Anfang an einen Haren Rechtsftandpunft eingenommen und feftgehalten. 
Diefer Rechtsſtandpunkt jchloß die Anerfennung der befonderen Stellung 
in fi ein, die Frankreich als algerifcher Grenznachbar einnimmt, mie 
jeiner Rechte aus jeinen früheren Verträgen, mußte aber gegenüber einer 
unberechtigten und gefährlichen Fgnorierungspolitif um jo entjchiedener 
zur Geltung gebracht werden. (Lebhaftes Bravo!) Die franzöfiiche Regie— 
rung hat nunmehr den Konferenzgedanfen angenommen, fich mit uns über 
das Konferenzprogramm verftändigt; die anderen Gignatarmächte, ebenfo 
wie auch Rußland, werden an der neuen Maroffofonferenz teilnehmen. 
Es verfteht ſich von ſelbſt, daß wir auf diejer Konferenz das, was wir 
bisher für recht und billig gehalten haben, auch weiter vertreten und ver- 
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teidigen werden. Darin follen und aud die von alter Feindichaft und 
Mißgunſt unternommenen Verſuche nicht beirren, der deutſchen Politik 
falihe Beweggründe unterzufchieben, Mißtrauen zu jäen und insbejondere 
die deutjche Friedensliebe zu verdädtigen. (Sehr gut!) Man Hat uns 
nachgeſagt, daß wir nach einem Anlaß juchten, um über Frankreich herzu- 
fallen. Warum jollten wir da3? Aus Revande? Wofür? Oder aus 
bloßer Raufluft? Das ift abjurd. Dann hieß es wieder, wir mollten 
Frankreich zwingen, mit und gegen England zu gehen. Das ift ebenjo 
abjurd. Alle diefe und ähnliche Ausftreuungen, alle diefe und ähnliche 
Lügen erklären ſich nur daraus, daß feindjelige Stimmungen gegen uns 
beftehen, gegen die wir auf der Hut jein müfjen. — Diejer Rüdblid auf 
die Entwidelung der maroffaniichen Angelegenheit joll mir nicht den An— 
laß bieten, feierlich und in jchönen Worten vor diefem hohen Haufe, vor 
Europa und vor der Welt den friedlichen Grundzug unjerer Politik zu 
verjichern. Denn gerade unjere Haltung gegenüber der Maroffo-Angelegen- 
heit, wie ich fie in großen Umriſſen gezeichnet habe, beweift —— 
daß, wenn wir die deutſchen Rechte und Intereſſen zu wahren beſtrebt 
find, wir doch auch materielle Schwierigfeiten und diplomatifche Gegner- 
ihaften ohne Mißachtung der Rechte anderer, ohne PBrovofation, friedlich 
zu überwinden trachten. Indem wir das tun, find wir ganz im Rahmen 
der deutjchen traditionellen Politik, die jeit der Erlangung unferer Einheit 
fein höheres Biel und fein höheres Intereſſe gefannt hat, als die Kräfte 
innerer und äußerer Kultur zu entfalten und allezeit gegen die Schreden 
de3 Krieges gerüftet zu jein. Wer das noch nicht erfannt hat, der will 
e3 nicht jehen, und da helfen auch rednerische Verfiherungen nichts. (Leb- 
hafter, anhaltender Beifall.) 

7. Dezember. Staatsjefretär v. Tirpitz begründet die neue Flotten- 
vorlage. Die Auslandsfreuzer hätten jchon im Frieden al3 Rüdgrat der 
Handelsflotte eine wichtige Rolle. Die Vergrößerung des Deplazements 
jei durch die Seeſchlacht von Tſchuſchima als nötig erwieſen. Abg. Bebel 
(Soz.): Die auswärtige Lage fei nicht erfreulich, und zwar habe die Pro- 
vofationgreife nad) Tanger jehr ungünftig gewirkt. England und Frank— 
reich jeien durch die deutjche Bolitif zufammengeführt worden. Deutſch— 
land jei nad) Rußland der reaktionärjte Staat, wie u. a. das Redeverbot 
für Jaurès beweife. Wie ftänden die Höfe von London und Berlin mit- 
einander? Bon Deutichland aus jeien die auswärtigen Mächte wiederholt 
durch provozierende Weußerungen gereizt worden, die Sozialdemokratie 
allein habe bisher den Weltkrieg verhindert. Die neuen Steuern für die 
Flotte würden die Armen bedrüden. Wenn das Land in Gefahr ift, ver- 
langeu Sie vom Arbeiter, daß er mit Leben und Gefundheit dafür ein- 
trete; aber wenn Sie nicht dafür jorgen, daß der Arbeiter leben kann, 
dann wird er fich das nächſte Mal fragen, ob er es verteidigt, wenn er 
aber verjagt, dann find Sie verloren. Abg. Frhr. dv. Rihthofen (konf.) 
will alles zur Rüftung des Vaterlandes Notwendige bewilligen, fordert 
aber auch Mafregeln gegen den inneren Feind. Die Sprade der jozial- 
demofratiihen Preſſe dürfe nicht geduldet werben. 

8. Dezember. Abg. Bajjermann (nl.) bedauert die jchlechten Be— 
ziehungen zu England, die der Grund der gefpannten auswärtigen Ber- 
hältnifje jeren. Ueberall bemühe man ſich, Mißſtimmung gegen Deutjch- 
land zu ermweden, obgleich Deutichland feine offenfiven Tendenzen habe. 
Die deutjche Preſſe jei daran nicht ohne Schuld, fie müfje fich in der Kritik 
des Auslandes mäßigen. Eine Berhegung zwiſchen Deutjchland und Eng- 
land jei verdammungsmwürdig. Die deutjche Flottenvermehrung richte ſich 
nicht gegen England. Die Kritif der Sozialdemokraten ſei ungerecht; der 
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Volkswohlſtand Habe jich gehoben, und die auswärtige Politik werde vor— 
fichtig geleitet. Auch in der Kolonialpolitif dürfe man nicht nachlafjen, 
trog mancher Fehler in Südweftafrifa. Die Reichöfinanzreform müſſe in 
der Kommiſſion genau betrachtet werden, die VBerfehrsbeläftigungen jeien 
ichädlich, aber eine Wehrfteuer gerecht. 

Reichskanzler Fürft Bülow fagt nad einer warmen Unerfennung 
der Truppenleiftungen in Südmweftafrifa: So viele andere dringende Auf- 
gaben der Löſung harren, aber wir müffen durchhalten, wenn anders wir 
die Kolonien nicht preißgeben wollen. ch glaube mit dem Be bg. 
Baffermann, daß durd das Blut, das in Südweſtafrika gefloſſen ift, die 
Schußgebiete nur noch feiter mit dem Mutterlande verbunden find, ich 
glaube auch nicht an eine Kolonialmüdigfeit, von der Herr Abg. Kopſch 
geiprochen — Ich glaube, daß das deutſche Volk heute noch weniger 
geneigt ift, ſeine Kolonien aufzugeben. Wenn wir aber unſeren Beſiz feſt— 
halten wollen, müfjen wir uns auch der Pflicht bewußt werden — und 
darin flimme ich ganz mit dem Herrn Abg. Bafjermann überein — unjere 
Kolonien in einem rajcheren Tempo vorwärts zu bringen, damit wir fie aus 
einer Laft für den NReichsjädel zu einer Stüße für unfere internationale 
Stellung, für unjere Weltftellung und für unjeren Wohlftand machen. 
Und in diefer Beziehung ziehen wir gern aus den Vorgängen in Süd— 
weftafrifa Konfequenzen und Lehren. Ich gebe vollfommen zu, daß auf 
folonialpolitijchem Gebiete Fehler — ſind, grobe Fehler, intra muros 
und extra, es hat aber keinen Zweck, darüber nachträglich zu ſtreiten, wie 
ſie hätten vermieden werden können. Worauf es ankommt, iſt jetzt, dahin 
zu wirken, daß dieſe Fehler in Zukunft vermieden werden, um Mißſtände, 
die vorhanden ſind, zu beſeitigen, um Hand anzulegen, und vor allem 
müſſen uns die Vorgänge in Aria allerdings eine Lehre dafür fein, mie 
teuer und Die übertriebene Sparjamfeit zu —— kommt. Wenn wir 
unſeren Kolonien nicht die notwendigen Vorausſetzungen gewähren, dann 
können wir uns auch nicht wundern, daß ſich ſolche Unterlaſſungsſünden 
doppelt und dreifach rächen, wie dies der Fall geweſen iſt. Wo das An— 
lagekapital, wo das Betriebskapital nicht ausreicht, kann ein Unternehmen 
nicht rentieren. Ich will auf die Forderungen im einzelnen jetzt nicht 
eingehen, aber ich möchte auch meinerſeits auf die beſondere Wichtigkeit 
des Eiſenbahnbaues Lüderitzbucht-Kubub hinweiſen. Wenn das hohe Haus 
diefe Vorlage mit möglichiter Beichleunigung erledigt, wird es fich nicht 
nur den Dank unjerer Koloniften und unjerer braven Truppen verdienen, 
fondern aud im Sinne einer weiſen, weitſchauenden Sparjamfeit handeln. 
Aus den Borgängen und Lehren in Afrika follen wir auch die nötigen 
Nubanwendungen für eine Reorganifation unferer Kolonialverwaltung 
—— Es iſt gerade ein Jahr her, daß ich von dieſer Stelle aus mich 

arüber ausgeſprochen und ein kolonialpolitiſches Programm entwickelt 
habe. Damals befanden wir uns noch mitten in Erwägungen, und was 
ich ſagte, war natürlich mit manchen Vorbehalten und Fragezeichen ver— 
ſehen. Die einzelnen Punkte haben inzwiſchen feſte Geſtalt angenommen, 
und ich bin entſchloſſen, dieſes Programm, wie ich es damals ſtizzierte, 
voll durchzuführen. Von dem, was ich damals in Ausſicht geſtellt, iſt die 
Ernennung eines Gouverneurs für das ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet 
heute bereits vollendete Tatſache. Die Umwandlung der Kolonialabteilung 
des Auswärtigen Amts in ein Reichskolonialamt, auf die ich noch gleich 
zurückkommen werde, finden Sie in dem vorliegenden Entwurf in Vor— 
ſchlag gebracht; die beſonders wichtige Trennung von Militär- und Zivil— 
verwaltung, die ſich ſowohl für die Schlagfertigkeit der Truppen als auch 
für die Einheitlichkeit der Verwaltung als eine Notwendigkeit erwieſen 
Europäifcher Geſchichtskalender. XLVI. 10 
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hat, erhält ihre Grundlage in den Etat3 für Südweſtafrika und Dftafrifa. 
Ich kenne ſehr wohl die Schwierigkeiten, auf diejem Gebiete zu organi- 
jatorifhen Reformen zu fommen. Ich hoffe und vertraue aber doch darauf, 
dag fih über die Mittel zur Erreichung diejes Ziele eine Einigung mit 
dem Haufe wird herbeiführen lafien. Der Abg. Frigen äußerte neulich 

weifel darüber, ob durch die Einrichtung eines Kolonialamtes an der 

olonialverwaltung etwas geändert werden würde. Er verlangte eine 
Reorganijation von unten herauf, die von der Verwaltung der verjchie- 
denen Schußgebiete auszugehen habe. Ich muß darauf erwidern: Das 
eine tun und das andere nicht laſſen. Aus dem, was id) ſchon vor einem 
Jahre ausgeführt Habe, willen Sie, daß die Umwandlung der Kolonial- 
abteilung in ein Reichöfolonialamt nur als ein Glied in der Kolonial- 
reform zu betrachten ift, aber allerdings al3 ein wichtiges Glied. Die 
Verwaltung der Schußgebiete hängt doch weſentlich davon ab, daß ber 
Mechanismus der Zentralinſtanz richtig Happt. Mir ift e8 aber zweifellos, 
daß die Bentralverwaltung ihrer umfangreichen und vielgeftaltigen Auf- 
gabe in dem jegigen Rahmen nicht mehr gerecht werden kann. E3 kommt 
dazu, daß es für den Reichskanzler überaus erwünscht ift, für die Kolonial- 
angelegenheiten einen anderen Stellvertreter zur Seite zu haben, ſowie er 
ſolche für die übrigen Reſſorts bejigt. Wie Ihnen befannt, fann nur der 
Borfteher einer oberften Reich3behörde mit ſolcher Stellvertretung betraut 
werden. Das Reichskolonialamt joll eine oberfte Reichsbehörde merben, 
die Kolonialabteilung ift e8 nicht. Nun Hat der Herr Abg. Bafjermann 
joeben den Wunſch ausgejprodhen nad) einem befjeren Beamtenperjonal 
für die Kolonien. Auch hier gebe ich vollflommen zu, daß die Kolonial- 
verwaltung nicht immer die richtigen Leute auf die richtigen Poſten geftellt 
hat. Ich bitte aber doch, ſolche Fehler nicht zu verallgemeinern. ch bin 
überzeugt, daß die große Mehrheit unjerer Kolonialbeamten ihre Schuldig- 
feit tut. In jeder Verwaltung werden Verfehlungen vorfommen, namentlic) 
unter den jchwierigen, unter den bejonderen Berhältniffen in den Kolo— 
nien. Ich möchte auch daran erinnern, daß fich eine, allen Anforderungen 
genügende koloniale Beamtenjchaft nicht aus der Erde ftampfen läßt, jon- 
dern daß fie nur allmählich herangezogen werden, daß fie ſich nur all- 
mählih entwideln kann. Ich Habe gleichfall3 gejagt, alle foloniale Re- 
organijation nütze nicht3, wenn nicht in der ganzen Verwaltung der richtige 
Geiſt herrſche. Ich bin aber überzeugt, daß es nach und nad) gelingen 
wird, einen ſolchen Beamtenftand, der allen Anforderungen in den Kolo- 
nien entjpricht, heranzuziehen, der auf der Höhe des guten Aufes des 
deutjchen Beamtentums fteht. Der Abg. Bafjermann hat aud) den Wechiel 
berührt, der in der Kolonialverwaltung vor ſich gegangen ift. Ich würde 
es für eine Umngerechtigfeit halten, nicht auch bei diefem Anlaß meine An- 
erfennung auszujprechen dem bisherigen Herrn Kolonialdireftor für die 
Pflichttreue und, ich kann wohl jagen, für die Selbftlofigfeit, mit der er 
in harten Zeiten fein Amt wahrgenommen hat. (Bravo!) Sch hoffe und 
glaube, daß jein Nachfolger der richtige Mann ift, um die Gefichtöpunfte 
durchzuführen, die ich al3 die Vorbedingung für eine glüdfiche Geftaltung 
der folonialen Berhältnifje Hingeftellt habe. Ich erwarte insbejondere, daß 
er von der Solonialverwaltung fernhalten wird die Krebsjchäden jeder 
Verwaltung: Bureaufratismus und perjönliche Eiferfüchteleien. Ich bin 
auch überzeugt, daß es ihm ebenjo fernliegen wird wie mir, tüchtige Leute 
in Wafjerjtiefeln zurüdzufegen Hinter weniger tüchtigen Leuten in Lad- 
ſchuhen. (Heiterkeit) Ich Hoffe, daß mit der Unterftügung dieſes hohen 
Haujes unjeren Kolonien, unjerem Schmerzensfind, kann ich wohl jagen, 
bejjere Tage und ein Aufichwung bevorftehen mögen. Ich will aber dieſen 
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Gegenſtand nicht verlaffen, ohne mit der größten Entichiedenheit die An— 
griffe zurücdzumeijen, die in der Sigung vor acht Tagen, der ich zu meinem 
lebhaften Bedauern, verhindert durch dringende Amtsgejchäfte, nicht bei- 
wohnen fonnte, gegen den General von Trotha gerichtet worden jind. Der 
General von Trotha hat in einem langwierigen und jchwierigen Feldzuge 
perjönliche Bravour, Energie, Umficht, alle Eigenjchaften eines hervor— 
ragenden Führers an den Tag gelegt. Mit vollem Recht trägt er die 
höchſte militärische Auszeichnung, Die en zu vergeben hat, den Orden 
Pour le merite. Solde Angriffe, wie fie gegen den General von Trotha 
gerichtet worden find, können nur fein Anjehen erhöhen, können nur die 
Achtung vor ihm erhöhen bei allen denjenigen, die jich als Deutjche fühlen. 
Sadhlic habe ih) auf die Vorwürfe, die gegen die Sriegführung des 
General3 von Trotha und insbefondere gegen eine wieder zur Sprade 
ebradhte Proflamation des Generald gerichtet worden find, das Nach— 
Hehenbe zu jagen: Es ift begreiflih, daß in dem Augenblide, mo dieje 
Proflamation erlafien wurde, für den General von Trotha die militärischen 
Geſichtspunkte in erfter Linie ftanden. Dieje Tiefen ihm die äußerjte 
Strenge gegenüber den Herero als notwendig erjcheinen. Sie willen 
übrigens, daß der General von Trotha die Proklamation, die für die 
Herero beſtimmt war, durch einen gleichzeitig an die Truppen erlaſſenen 
Befehl weſentlich abgemildert hat. Trotzdem iſt, ſobald dieſe Proklamation 
hier bekannt geworden war, in Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen, 
die ich vor einem Jahre vor dieſem hohen Hauſe entwickelt habe, der 
General telegraphiſch angewieſen worden, die Herero, mit Ausnahme der 
unmittelbar Schuldigen, nicht zurückzuweiſen und für ihre Unterbringung 
die guten Dienſte der Miſſionen anzunehmen. Nach dieſen Grundſätzen iſt 
im ganzen Schutzgebiet, ſowohl im Hererolande wie auf dem ſüdlichen 
Kriegsſchauplatz, verfahren worden. Wenn Sie ſich in die Lage unſerer 
Leute in Südweſtafrika verſetzen, ſo werden Sie mir, glaube ich, zugeben, 
daß eine ſo weitgehende Schonung des Feindes bei unſeren Leuten einen 
hohen Grad von Selbſtbeherrſchung vorausſetzt. Die Tücke und die 
Grauſamkeit des aufſtändiſchen Feindes, wie ſie hier der Oberſt v. Deim— 
ling geſchildert hat, der ſelbſt vor dem Feinde geſtanden hat, und uner— 
hörte Strapazen ſtellten die Geduld und Langmut unſerer Leute auf eine 
harte Probe. Ich glaube, daß, wer fern vom Schuß ſich über angebliche 
Grauſamkeiten unſerer Leute entrüſtet, daß der ſich doch keinen rechten 
Begriff davon macht, was es für unſere ſolchen Anſtrengungen und Ent— 
behrungen, den Qualen von Hunger und Durſt, der ſteten Todesgefahr 
ausgeſetzten Reiter bedeutet, die zu Hunderten vom Feinde ausgeſtoßenen 
Weiber und Kinder bei ſich aufzunehmen und den letzten Schluck Waſſer 
und das letzte bißchen Reis mit ihnen zu teilen. Das ſetzt nach meiner 
Auffaſſung eine Selbſtverleugnung voraus, von der ich nicht weiß, ob alle 
diejenigen ſie eintretendenfalls an den Tag legen würden, die jetzt nach 
unſeren Truppen mit Steinen werfen. Jedenfalls, gegenüber den Ver— 
ſuchen, unſeren Leuten und unſerer Kriegführung in Südweſtafrika einen 
Makel anzuheften, Verſuchen, die im Inland hervorgehen aus Parteiwut, 
im Auslande aus Heuchelei, gegenüber ſolchen Verſuchen erkläre ich, daß 
nach meiner Ueberzeugung ſelten oder nie ein Kolonialkrieg mit ſolcher 
— Menſchlichkeit geführt worden iſt wie dieſer Feldzug von unſeren 
eutſchen Soldaten (Bravo). Der Abg. Bebel hat vorgeſtern den Beſuch 
Seiner Majeſtät des Kaiſers in Tanger eine Provokationsreiſe genannt, 
und auch der Abg. Baſſermann war mit dieſem Beſuche nicht ganz ein— 
verſtanden. Um allen Mißverſtändniſſen vorzubeugen, will ich ausdrücklich 
betonen, daß ich dieſen Beſuch, der ſchon im Februar in Erwägung ge— 
10* 
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zogen war und deſſen Ausführung ich, nachdem ohne unjere Schuld die 
Marofkofrage einen akuteren Charakter angenommen hatte, angeraten habe, 
mit meiner vollen politifhen Berantwortung dede. Dieſer Bejuh Hat 
dadurch, daß er den internationalen Charakter der Maroffofrage zum all- 
gemeinen Bewußtjein brachte, nüßlich gewirkt, und indem Seine Majeftät 
der Kaifer bei diejem Anlaß jeine Berfon für die deutfchen Intereſſen und 
das deutſche Anjehen einjegte, se er nach meiner Weberzeugung jih um 
das Land verdient gemadt. In der vorgeftrigen Rede des jozialdemo- 
fratiichen Führers ift auch die Angelegenheit Jaures berührt worden. Die 
Negierung hat einfach ihre Pflicht erfüllt, ihre Schuldigfeit, indem fie jich 
in fritifcher Zeit ihre Kreife nicht durch die Sozialdemokratie ftören ließ. 
Die Frage, ob der Berliner Beſuch des Herrn Jaureès nüßlic gewirkt 
haben würde für die Beziehungen zwiſchen Deutichland und Frankreich, 
hängt davon ab, ob einerjeit3 diefer Beſuch in Frankreich einen günftigen 
Eindrud hervorgerufen, und welchen Mißbrauch andererjeitd die Sozial- 
demofratie in Berlin mit Herrn — getrieben hätte. Was den erſteren 
Punkt anlangt, ſo glaube ich, daß der Beſuch damals in Frankreich keinen 
allgemein günſtigen Eindruck gemacht haben würde, und ich nehme das 
Recht für mich in Anſpruch, die Vorgänge in Frankreich und die Rück— 
wirkung, die dieſe oder jene Ereigniſſe auf die Vorgänge dort üben, gerade 
ſo genau beurteilen zu können wie mancher andere. Was aber den Miß— 
brauch angeht, den die Sozialdemokratie in Berlin mit Herrn Jaureès ge- 
trieben haben würde, jo iſt ja Far, daß die Sozialdemokratie den Beſuch 
de Herrn Jaurès in Berlin wünjchte, um ihn für innerpolitifche Biele 
der deutſchen Sozialdemokratie auszufchlachten. Die Sozialdemofratie 
wollte die Legende verbreiten, al3 ob fich die Regierung mit friegerijchen, 
mit frivolen Kriegsabfichten getragen hätte, aber an der Ausführung dieier 
Abfichten verhindert worden wäre durch die Sozialdemokratie. Es follte 
das Märchen in Umlauf gejegt werden, al3 ob die Regierung nicht im- 
ftande geweſen wäre, ben Frieden mit Ehren zu wahren, dazu hätte jie 
der Unterftügung der Sozialdemokratie bedurft. Die Sozialdemokratie 
wollte jich als die Retterin des Kapitol3 aufipielen. In einem Leipziger 
Blatt las ich damals die ganz zutreffende Bemerkung: Der Palmwedel, 
den die Sozialdemokratie für Herrn Jaureès bereit hielt, ift im Grunde 
nur ein dürftiges Feigenblatt. Die Entiheidung über die großen Fragen 
der auswärtigen Politik, über Krieg und Frieden, liegt nicht bei der ſozial— 
demofratiihen Agitation, die wird nicht von jozialdemofratiichen Agitatoren 
in der Hajenhaide auögetragen. Die Entiheidung über Krieg und Frieden 
liegt in Deutjchland bei denjenigen Faktoren, die dazu verfaffungsmäßig 
berufen find. Soweit find wir nicht gefommen, daß wir und dies ver- 
fafjungsmäßige Recht entwinden ließen, daß wir die Entjcheidung über die 
allerernfteften Fragen, von denen Wohl und Wehe und Zukunft und 
Frieden der Nation abhängt, Hineingleiten Tießen in den Strudel der 
jozialdemofratiichen Agitation. Solange ich an diejer Stelle ftehe, wird 
die auswärtige Politit des Landes nicht unter den Willen der Sozial» 
demofratie gebeugt werden (lebhafter Beifall), denn die Sozialdemofratie 
behandelt die auswärtigen Fragen nicht, wie fie behandelt werden müſſen: 
lediglih vom Standpunkt der nationalen Intereſſen, jondern fie behandelt 
auch dieje Fragen aus dem engen Gefichtswinfel ihres Fraktionsinterefjes, 
ihrer Barteidoktrin, ihres Parteidogmas. Die Sozialdemokratie oder viel- 
mehr die deutſche Sozialdemokratie treibt feine nationale auswärtige 
Politik; fie weiß vorläufig nicht einmal, was eine nationale auswärtige 
Politik ift, jondern fie ordnet die auswärtigen Intereſſen des Landes ihren 
PBarteiinterefjen unter. Wenn wir unjere auswärtige Politik joldhen Ein- 
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flüffen unterwerfen, wenn mir ſolchen Tendenzen auch nur Einfluß ein- 
räumten über unjere auswärtige Politik, jo würden wir die Sicherheit 
des Landes gefährden; da3 wäre nationaler Selbftmord. Ich werde alle 
derartigen Verſuche auch Fünftig abweiſen und in ihre Schranken zurück— 
weijen. In Konſtanz hat im vergangenen Juni der Führer der deutichen 
Sozialdemokratie erklärt, wenn es zum Krieg fäme, zwiſchen Deutjchland 
und Frankreich — zu einem Kriege, den wir nicht wünfchen, von dem die 
Führer der Sozialdemokratie jehr wohl mwifjen, daß wir ihn nicht wollen —, 
wenn e3 zu einem folchen Kriege fäme, wäre e3 ſehr möglich, daß fich in 
Deutichland Dinge ereigneten wie in Rußland. Das heikt: er ftellte für 
diejen Fall Revolution und Meuterei in Ausfiht. Wenn e3 etwas gibt, 
mas im Auslande diejenigen ermutigt, die fich dem deutjchen Volke gegen- 
über mit gehäffigen, mit feindfeligen Abfichten tragen, fo ıft es eine jolche 
Yeußerung und ein jolher Hinweis. Wir wiſſen alle, daß es in England 
Drgane der öffentlichen Meinung gibt, die in völliger Verkennung deuticher 
Sinnesart oder wider bejjeres Wifjen die Meinung verbreiten, als richteten 
ji) die deutſchen Flottenrüftungen gegen England. Während nun die 
verftändigen Leute — nicht nur in Deutichland, fondern glüdlicherweife 
auch in England — darauf Hinmweijen, daß unſere Politik friedlich ift, 
daß unjere Flottenverftärfung defenfiver Natur ift, dab mir das Recht 
haben, und Schiffe zu Halten und eine Flotte zu bauen wie alle anderen 
Zänder, jo bemühte ſich derjelbe Führer der deutjchen Sozialdemokratie 
vorgeftern wieder, die Meinung zu verbreiten, al3 enthielten unfere Flotten- 
rüftungen eine PBrovofation, eine Drohung gegenüber England. Wenn 
man eine Prämie jegen würde auf eine Yeußerung, die am meiften ge- 
eignet wäre, unjere Stellung gegenüber England zu erjchweren, Mißtrauen 
in England gegen uns zu erweden, den Unfrieden zwijchen England und 
Deutihland zu erregen, jo würde der Mann einen Anſpruch auf eine 
jolhe Prämie haben, der Hier eine ſolche Aeußerung gemacht hat. Weiter 
hat der Führer der Sozialdemokratie gejagt, die deutiche Sozialdemokratie 
würde das Vaterland nur dann verteidigen, wenn ihr das richtig erjcheine, 
d. h. wenn e3 in ihren Parteifram pafje. Der Abg. Baflermann hat jchon 
gefragt, wer foll denn das enticheiden, ob gefochten werden, ob das Vater— 
land verteidigt werden fol? Sol das entichieden werden auf einem 
ſozialdemokratiſchen Barteitag durch Mehrheit, oder wird das entichieden 
bom jozialdemofratiichen Parteivorjtand, wie eine Stänferei innerhalb der 
Redaktion dieſes oder jenes Parteiblattes, oder trägt etwa der Diktator 
der jozialdemofratiihen Partei die Enticheidung darüber in den Falten 
jeiner Zoga? Und dad wurde hier gejagt, 24 Stunden, bevor in ber 
franzöſiſchen Deputiertenfammer geftern ein hervorragender franzöfiicher 
Sozialift erklärte, die franzöfiiche Sozialdemokratie defertiere nicht vor dem 
auswärtigen Yeinde. Wenn jene Neußerung des Führers der deutjchen 
Sozialdemofratie jo viel heißen ſoll, daß Diele, wo es ſich um die Sicher- 
heit, die Wohlfahrt, die Zukunft des ganzen Volkes in einem uns freventlich 
aufgedrungenen Kriege — und nur einen folchen mwerden wir führen, 
darauf können Sie fich verlafien ! — handelt, erft ratichlagen will, ob fie 
mittun joll oder nicht, das heißt auf deutſch, ob fie Randesverrat üben 
will oder nicht, jo kann ich Ihnen nur raten, ſolche Tendenzen nicht da 
zu betätigen, wo Sie nicht unter dem Schutze der parlamentarijchen 
Smmunität ftehen. Und ich möchte auch dem Auslande raten, auf ſolche 
jozialiftiichen VBerficherungen feine Hoffnung zu bauen. Der Abg. Bebel 
hat vorgejtern mehrmald auf die ruſſiſchen Verhältniffe hingemwiejen, und 
in der jozialdemofratiichen Preſſe lefen wir täglich Vergleiche und Hinmweije, 
daß e3 bei uns ebenjo kommen fönnte. Aus naheliegenden Gründen 
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werde ich mich jeder Kritif ruffifcher Yuftände, jedes Urteils über ruffische 
Berhältniffe enthalten. Aber das will ich doc jagen, daß die Verhältnifje 
in Deutjchland weſentlich anders liegen als in Rußland, und das will ich 
weiter jagen, daß, wenn die Sozialdemokratie verjuchen follte, bei ung 
Plünderungen und Meucelmord, Generalftreif und Mafjendemonftrationen 
einzubürgern, jolche Verjuche zerjchellen werden an der Feſtigkeit unjerer 
Snititutionen, an der Entjchlofjenheit der Regierungen, an dem gefunden 
Sinn des deutjchen Volkes, das fich das Joch der Sozialdemokratie nicht 
auferlegen lafjen wird. (Stürmijcher Beifall.) 

Abg. Müller-Sagan (fr. Bp.) tadelt, daß der Reichskanzler nichts 
über die Diäten des Meichdtagd gejagt habe. Vor einer Reform der 
Branntweinfteuer dürften neue Steuern nicht bewilligt werden. Die Be- 
fämpfung der Delcafjeihen Ränke werde vom ganzen Bolfe unterftügt, 
aber man mwolle nicht eine kriegeriſche Weltpolitik, jondern eine friedliche 
und Handel mit aller Welt. Abg. v. Kardorff(R.-P.) wünſcht jchnelleren 
Ausbau der Flotte-und polemifiert gegen Abg. Bebel. 

Um 12. Dezember führt Staatsfefretär Graf Poſadowsky die 
lc Beihlußunfähigfeit des Neichdtags nicht auf das Fehlen der Diäten, 
ondern auf die MWeberlaftung der Abgeordneten mit allerlei politischen 
Arbeiten zurüd. Ueber die Frage Baſſermanns nad einem Geſetz über 
die Berufsvereine jagt er: Die Regierung mwolle erſt jehen, ob das Geſetz 
betreffend die Berufövereine in diejem Haufe eine Gejtalt erhält, die für 
die verbündeten Regierungen annehmbar ift. ft das der Fall, jo werden 
ficherlic) die verbündeten Regierungen einen Schritt weiter gehen und zur 
Schaffung einer Arbeitervertretung übergehen. Ich möchte nun mit ein 
paar Worten auf die joziale Frage im allgemeinen übergehen. Man muß 
zugeben, daß die moderne Arbeiterbewegung im engen Zufammenhange 
fteht mit der großen Entwidelung unferer deutichen Induſtrie. Dieje 
moderne Arbeiterbewegung, die die großen Mafjen fonzentriert an ein- 
zelnen induftriellen Punkten und fie von ihrer heimischen Scholle loslöſt 
und in vollfommen neue Berhältnifje einführt, iſt der Schatten unjerer 
induftriellen Entwidelung. Es ift ganz naturgemäß, daß, wenn der Arbeiter 
fieht, wie die allgemeine Wohlhabenheit fteigt und wenn feine Schulbildung, 
jeine allgemeine Kultur mwächjt, auch feine Anfprüche an die äußere Lebens— 
haltung fteigen und er einen größeren Teil an dem Geminn der indu— 
ftriellen Betriebe für fich gewinnen will. Aber diejes Beftreben, daß an 
fich verftändig und auch gerechtfertigt ift, hat jeine natürliche Grenze. Es 
darf jelbitverjtändlich durch die hohen Arbeitslöhne die Produftion nicht 
in einer Weiſe verteuert werden, daß ſchließlich die Kaufkraft und die 
Kaufluft der Konjumenten finft, auch ift es ein Irrtum, der namentlich 
in jozialdemofratiichen Kreijen herricht, daß man ftet3 den Verdienft der 
einzelnen Unternehmer viel zu Hoch einihägt. Wenn der Unternehmer 
nicht die Ausficht Hat, fein Kapital wirklich gewinnbringend anzulegen, 
dann wird feine Unternehmungsluft zurüdgehen, wie es in Frankreich be- 
Hagt wird. Man fieht immer nur die glüdlichen Unternehmer. Die 
en Unternehmungen aber, die ftill untergehen, von denen jpricht 
ein Menih. Deshalb wird, wenn die Lohnforderungen überichraubt 
werden, die Ware zu teuer und die Arbeiter haben den Schaden von dieſen 
Zuftänden, weil die Arbeitägelegenheit rapid. finft. Diefen Auswüchſen 
der Arbeiterbewegung fann man nicht durch Geſetz abhelfen, jondern ber 
Arbeiter muß in jenem wirtjchaftlichen Denken jo ausgebildet jein, daß 
er diejen Zujammenhang zwijchen Arbeitslohn und Arbeitsmarkt überjieht. 
Außerdem muß jelbjtverftändlich eine gerechte Behandlung der Arbeiter 
jeitens der Regierungsorgane und der bürgerlichen Gejellichaft Hinzufommen, 
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um das Vertrauen der Wrbeiter zu gewinnen. Mit Unrecht hat man 
neulich hier von der traurigen Lage der beutjchen Arbeiter gejprochen. 
Bon englijcher Seite ift ein jehr lejenswertes Buch über die Lage der 
deutichen Arbeiter erjchienen, das in bezug auf die fittliche Erziehung des 
deutjchen Volkes von allgemeinem Wert ih. Es heißt darin, es fei ganz 
unzweifelhaft, daß der deutſche Arbeiter beſſer genährt jei wie der eng- 
Küche, und daß er ich eines Höheren fozialen Lebensftandes erfreue wie 
der engliſche. Es jcheine, daß die billige Nahrung nicht der einzige wich— 
tige Gefichtspunft in der Wohlfahrt eines Volkes ſei, ſondern die Intelli— 
genz und bewußte Gelbjtbejchränfung ſei vielleicht von nod) größerer Be- 
deutung. Man kann in der Tat behaupten, dab die Intelligenz des 
deutjchen Arbeiterd dank der deutichen Schulbildung ganz außerordentlich 
geftiegen ift, und man kann nur wünjchen, daß er von diejer Intelligenz 
auch in den Kämpfen auf dem Arbeitsmarkt einen durch Selbitkontrolfe 
bejchräntten Gebrauch machen möge. Etwas ganz anderes aber, wie die 
moderne Arbeiterbewegung, iſt die Sozialdemokratie. Sie erklärt den 
Maſſen, die beftehende bürgerliche Gejellichaft jei nicht imftande, die be- 
rechtigten Forderungen der Arbeiter zu befriedigen, und deshalb müſſe 
der Staat von Grund aus neu aufgebaut werden. E3 ift aber für die 
bürgerliche Gejellichaft ganz außerordentlich gefährlih, wenn fie nicht 
ihrerjeit3 einen Unterjchied zwijchen der modernen Arbeiterbewegung und 
der Sozialdemokratie macht. Es ift falſch, wenn gewiſſe Forderungen in 
. bezug auf Hebung der GSittlichfeit u. ſ. w. einfach als ſozialdemokratiſche 
Forderungen hingeitellt werden. Das ift ein ſchwerer politifcher Fehler, 
der lediglich zur Stärkung der Sozialdemofratie beiträgt. Ach glaube 
nicht, daß ich ein Chaupinift bin, aber ich Habe die innere Weberzeugung, 
daß e3 doch fein Land gibt, wo im allgemeinen jo geordnete joziale wirt- 
ichaftlihe und politiiche Zuftände herrſchen, wie in Deutjchland, und fein 
Land, wo auch die unteren Volksklaſſen jo viel wirtichaftliche und politijche 
Rechte Haben. Demgegenüber fragt man: Wie ift e3 pigchologiich er- 
Härlih, daß in Diefem Deutichland eine Partei mit drei Millionen 
Stimmen bei den Wahlen auftreten fann, die unfere ganze Gejchichte ver- 
leugnet und jagt: „Das moderne Staatsweſen ift durch und durch morſch 
und muß von Grund aus neu aufgebaut werden ?" Ach habe mit Aus- 
ländern darüber geſprochen, und die haben mir gejagt, ja wir ftehen vor 
einem Rätjel. Wenn wir durch Deutichland reifen und dieſen wachſenden 
Wohlitand fehen, wenn wir überall mwohlgefleidete Leute jehen, und wenn 
wir jehen, mas Deutjchland auf jozialem Gebiete geleiftet hat, wie dem- 
gegenüber dieſe Partei vorhanden fein kann. Ich will gewiß feine Schön- 
färberei treiben; ich glaube, daß unfere Berwaltung auch in den lofalen 
Snftanzen noch manche Kleinen Gefichtspunfte aus dem alten Bolizeiftaat 
herübergenommen hat, die vielleicht in unjere Zeit nicht mehr pafjen. Ich 
glaube — daß mit dem wachſenden Wohlſtand nicht die Opferfreudig— 
keit geſtiegen iſt, die Großherzigkeit im wirtſchaftlichen Leben, die die be— 
ſitzenden Klaſſen beſitzen müſſen. Die Bewegung der Sozialdemokratie 
wurzelt unzweifelhaft in einer durchaus materialiſtiſchen Anſchauung. Man 
kann aber nicht leugnen, daß mit unſerem wachſenden Reichtum auch in 
unſeren beſitzenden Klaſſen ein Maß von materialiſtiſcher Weltanſchauung, 
von Genußſucht verbunden iſt, daß die mich manchmal mit Trauer und 
Bedauern erfüllt. Denn der eigentliche Grund, weshalb die bürgerliche 
Geſellſchaft nicht die Kraft hat, die Sozialdemokratie zu überwinden, liegt 
darin, daß in weiten Kreiſen ein Materialismus herrſcht, dem ſich kon— 
geniale Erſcheinungen zugeſellen. Man kann die Sozialdemokratie nicht 
mit Geſetzen oder großen Worten überwinden, ſondern nur, wenn man in 
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fih geht und jelbft den materialiftiichen Standpunft verläßt, und wenn 
dad ganze Leben der bürgerlichen Klaſſen ein größeres Maß fittlichen 
Ernfte3 gewinnt. Wir haben bei Beginn des 16. und des 19. Jahr— 
hundert3 Perioden gehabt, wo ein großer fittliher und geiftiger Läute— 
rungsprozeß über das deutſche Volk gekommen iſt. Dieſem Läuterungs- 
prozeß verdanken wir es eigentlih, daß es zu einem deutſchen National 
ftaat gefommen if. Und jo wünjche ih auch, und es tut dringend not, 
daß das deutſche Volk wieder eine geiftige und fittlihe Wiedergeburt er- 
fährt. Dann werden die befigenden Slafjen in Deutichland und Die 
bürgerliche Gejellichaft wieder den Einfluß und die Schwerkraft gewinnen, 
die fie in jedem Staat bejigen müſſen und in jedem zivilifierten Staat 
bejigen. (Beifall.) 

Am 14. Dezember wendet fih Fürft Bülow gegen eine neue 
Kritif der auswärtigen Verhältnifje durch den Abg. Bebel. Er hat ge- 
meint, die deutjche Sozialdemokratie und die deutiche jozialdemofratijche 
Preſſe regiftriere nur die Spannung, die beftehe, und trage zu einer 
jolhen nicht bei. Das beftreite ich auf das allerentjchiedenfte. Daß mir 
England gegenüber feine aggreifiven Pläne verfolgen, habe ich hHundertmal 
gejagt. Ich Habe hundertmal gejagt, daß es Unfinn ift, ung jolde Pläne 
unterzufchieben. Dieſe unrichtige, dieje faliche Behauptung wird fortgejegt 
von Der ——— Preſſe wiederholt. Das leitende Blatt der 
Sozialdemokratie, das Zentralorgan, der. „Vorwärts“, brachte am 12. Auguſt, 
gerade in dem Augenblid, wo der Beſuch der engliſchen Flotte in der Oſtſee 
weniger bei und al3 an unjerer Grenze eine gewiſſe Erregung hervorgerufen 
hatte, einen Artikel, in dem es wörtlich hieß: Eines jcheint ganz ficher und 
nicht erfunden: Am Ausgang des vorigen Jahres war Deutichland im Begriff, 
England den Krieg zu erklären. Das ift eine Lüge! Weiter hieß es in dem 
Artikel: daß tatfächlich die Flotte damals mobil gemacht worden war, iſt 
feinerzeit von uns aus abjolut ficherer Quelle mitgeteilt worden. — Das 
iſt Unfinn, wir haben niemals mobil gemacht. Als das Unwetter vorüber ge- 
gangen war, wurde für das harte Wort „Mobilmachung“ ein mildernder Aus- 
drud erfonnen. „Darüber befteht nicht der geringite Zweifel, daß man in 
England genau unterrichtet ift, und daß auf diefe Vorgänge die Erregung 
zurüdzuführen ift. Nur darüber ift man fich im unflaren, welche geheim- 
nisvollen Vorkommniſſe dieſe Krifis nahegerüdt — ſollen. Leute, 
welche ſich für informiert ausgeben, ſprechen Wochen immer ungenierter 
davon, daß die Urſache in einem ſchweren Zuſammenſtoß zwiſchen Wil- 
heim II. und Eduard VII. zu juchen ſei.“ Das ift eine blödfinnige Lüge. 
(Große anhaltende Heiterkeit.) Und daß jolche Aeußerungen Material für 
die Verleumdung liefern müfjen, liegt auf der Hand, und daß das nicht 
der Zwed folder Ausftreuungen fein foll, werden wohl nur wenige be- 
weifeln, welche außerhalb des Banned der jozialdemofratifchen Doktrin 
Kehen. Demgegenüber erkläre ich auf das allerbeftimmtefte al3 der ver- 
antwortliche Leiter der deutjchen Politik: E3 ift unwahr, daß wir uns 
jemal3 mit aggreifiven Plänen getragen Haben; es ift unmwahr, daß wir 
jemals im Begriffe ftanden, England den Krieg zu erflären; e3 ift unmwahr, 
daß im vergangenen Winter mobil gemacht werden jollte; e3 ift unwahr, 
daß wir England in irgend einer Weije gereizt oder provoziert hätten, 
und mit der größten Entichiedenheit trete ich dem Verſuche entgegen, den 
Deutjichen Kater, der feit 18 Jahren fo viele Beweiſe ehrlicher Friedens- 
liebe gegeben hat, als einen Friedensſtörer Hinzuftellen. Am 1. Auguft 
bradhte die Magdeburgifche Zeitung einen Artifel, wo e3 am Schluſſe 
heißt: Kaifer Wilhelm hat feine kriegeriſchen Pläne, das liegt in der Natur 
der Dinge und in dem Charakter des Volkes, an dejjen Spite der Kaijer 
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ftegt. An den Rand dieſes Artikels fchrieb damals der Kaiſer: Richtig, 
Habe ich heute wörtlich an den König von Dänemark gejagt. 

Am 14. und 15. Dezember richtet Abg. Erzberger (B.) einige 
Angriffe auf die Kolonialverwaltung, die Geheimer Rat Helffrich zurüd- 
weil. Abg. Ablaß (fr. Vg.) bringt einige Fälle von Mißhandlungen 
Eingeborener zur Sprade. 

8. Dezember. (Reichdtagswahl.) Bei der Erjahwahl im 
9, ſchleswig-holſteiniſchen Wahlkreife (Plön) wird gewählt Bodel- 
mann (RP.) mit 8998 Stimmen gegen Strumwe (fr. Vg.) mit 
4540 und Weinheber (Soz.) mit 4406 Stimmen. 

9. Dezember. Das Preußiſche Abgeordnetenhaus weit 
nach furzer Debatte die Novelle zum Einkommenſteuergeſetz und 
da3 Kreis- und Provinzialabgabengejeg an Kommiffionen. — Die 
meiften Redner jtimmen den Grundgedanken der Entwürfe zu. 

11.112. Dezember. (Preußijches Abgeordnetenhauß.) 
Volksſchulunterhaltungsgeſetz. 

Kultusminiſter Dr. Studt: Die Vorlage entſpreche dem Kom— 
promiſſe der Parteien. Eine Reviſion der Volksſchullehrerbeſoldung mit 
Erhöhung des Grundgehalts werde ſpäter eingebracht werden. Das vor- 
liegende Geſetz ftelle an die Gutsbezirke erhebliche Mehrforderungen, ſuche 
aber den Abzug der Lehrer vom Lande in die Städte zu verhindern. 
Abg. dv. Heydebrand (fonj.): Es jei vernünftig, daß jich die Vorlage 
auf dad Kommunalprinzip gründe, aber das Prinzip der Konfeffionalität 
erfülle fie leider nicht, obgleich die Mehrheit des Volkes fie wünjche. Abg. 
Fundd(fe Vp.) verwirft die Vorlage, weil fie die Entwidlung der Simul- 
tanjchule unterbinde und jo die Scheidung zwiſchen evangeliich und Fatho- 
liſch vertiefe. Abg. Schiffer (nl.) Hofft auf eine Verftändigung in der 
Kommilfion über größere Berüdfichtigung der Simultanjchule und der 
Fachaufſicht. Abg. Porſch (8.): Die katholifche Bevölkerung fordere un— 
bedingt die fonfejjionelle Schule. Die beftehenden Simultanfchulen fönnten 
bleiben, aber e3 jei bedenklich ihre Einführung der Entiheidung des Pro- 
vinzialrat3 zu unterftellen. Abg. Freiherr v. Zedlig (frk.): Der Pro- 
vinzialrat ſei beſſer al3 eine Minifterinftanz; am beften jei allerdings eine 
Gelbftverwaltungsbehörde in leßter Inſtanz. — Am folgenden Tage geht 
die Vorlage an eine Kommifjion. 

12. Dezember. (Baden) Der Landtag wird eröffnet. Die 
Thronrede fonftatiert eine Beſſerung der Finanzen, erwartet aber 
eine dauernde günftige Entwidelung allein von einer durchgreifen- 
den Reichsfinanzreform. 

15. Dezember. Der Reichstag genehmigt den Nachtrags— 
etat, der den Bahnbau Lüderigbucht- Kubub enthält. Dagegen 
ſtimmen nur die Sozialdemofraten. 

15. Dezember. (Bayerifches Abgeordnetenhaus.) Auf 
die Anregung einiger Zentrumdabgeordneten, die Prügelftrafe wieder 
einzuführen, erwidert Yuftizminifter v. Miltner, daran ſei unter 
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16. Dezember. (Baden.) Die Zweite Hammer wählt zu 
Präfidenten die Abgg. Gönner (nl.), Land (3.) und Ged (Soz.), 
ohne daß Abg. Geck verjpricht, die üblichen Repräfentationspflichten 
erfüllen zu wollen. 

Dezember. Aus den Dftjeehäfen gehen auf Beranlafjung des 
Reichskanzlers mehrere Dampfer nach Riga und Libau, um ge= 
fährdete Reichdangehörige abzuholen. Viele ruſſiſche Flüchtlinge 
kommen in Königsberg und Stettin an. 

17. Dezember. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt 
über die Haltung des Kaiſers und Bülows in der Maroffofrage: 

„Die ‚Rheinifch-Weftfäliiche Zeitung‘ will unterftellen, daß Fürft 
Bülow, obwohl er natürlich hinterher die volle Verantwortung übernahm, 
ja jelbft daS Urheberreht für die Idee der Kaiſerfahrt für ich bean- 
fpruchte, von der ganzen, ihm allzu gefährlich erjcheinenden Marokkoſache 
nichts wiſſen wollte, bis der Kaiſer jelbjt in feiner raſchen demonftrativen 
Art das Verſäumte nachzuholen juhte. Wir weijen dieje Darftellung, wie 
die im Anjchluß daran erwähnte ‚Klagen der Franzojen‘, daß Fürſt Bülow 
fi) beim Eingreifen des Kaiſers jozufagen ‚Watte in die Ohren ftopfte‘, 
ald wahrheitswidrige Gejhichtsflitterung zurüd: denn dem Reichskanzler 
ift, wenn er auch das Eingreifen in Die Maroflofrage auf den nad) jeiner 
Kenntnis der Dinge geeigneten Beitpunft verjchob, die Wahrnehmung der 
deutjchen Rechte und Intereſſen im jcherifiichen Reich niemals zu gefährlich 
erjchienen. Die Landung des Kaijerd in Tanger mar feine plögliche 
Schwenkung unjerer Politik. Sie wurde nad) reifliher Ueberlegung ins 
Werk geſetzt ald ein durch die Umftände gerechtfertigter Akt, um den inter- 
nationalen Charakter der Maroffofrage zu befunden.“ 

17. Dezember. (Berlin.) Eine große von den Altejten der 
Kaufmannjchaft berufene Verſammlung jpricht fih für gute Be⸗ 


ziehungen zu England aus. Ähnliche Kundgebungen finden mehr- 
fach ſtatt. 

17. Dezember. (Frankfurt a. M.) Eine Vertrauensmänner— 
verſammlung der Zentrumspartei verwirft von der Reichsſteuer— 
reform den Quittungs- und Frachturkundenſtempel, die Fahrkarten— 
ſteuer und verlangt Modifikation der Tabak- und Bierſteuer. 

Dezember. Ein Zwiſchenfall mit Braſilien. 


In engliſchen Zeitungen wird von einer ſchweren Ausſchreitung 
eines deutſchen Kanonenbootes gegen Braſilien berichtet, Braſilien ſtelle 
deswegen Kriegsſchiffe in Dienſt, und die Union bereite eine Intervention 
vor. Am 19. teilt die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung” mit, daß deutſche 
Offiziere und Mannichaften an Land gegangen jeien, um den Verbleib 
eined der Dejertion verdächtigen Matrojen feitzuftellen. Da fie dabei ihren 
Auftrag überjchritten, jprach die deutjche Regierung ihr Bedauern aus. 


19. Dezember. (Bayern.) Die Reichgratsfammer genehmigt 
einen Bejchluß der Abgeordnetenfammer, Tagegelder an Gejchworene 
zu gewähren. 
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20. Dezember. (Heſſen.) Der Landtag wird eröffnet. Der 
Etat jchließt mit einem Fehlbetrag troß der günftigen Entwidelung 
der Eijenbahnen infolge der Eijenbahngemeinjchaft. 

20. Dezember. (Reichdtagswahl.) Bei der Erjagwahl in 
Donauwörth wird Pütz (3.) mit 8891 Stimmen gewählt. Döder- 
lein (lib.) erhält 5307, Rollwagen (So3.) 413 Stimmen. 

22. Dezember. (Preußen.) Ein EZöniglicher Erlaß ordnet 
die DVerdeutfhung von 97 polnifchen Ortsnamen der Provinz 
Pofen an. 


Il. 
Die öſterreichiſch-ungariſche Monarkie. 


1. Januar. (Cisleithanien.) Der Statthalter von Ober— 
Öfterreich Graf Bylandt-Rheidt wird zum Minifter des Innern, 
Sektionschef Klein zum Juſtizminiſter ernannt. 

4. Januar. (Ungarn.) Der König löft in einer feierlichen 
Sitzung das Abgeordnetenhaus auf. — Am 3. war der Schluß des 
Reichstagd verkündet worden; in jtürmifcher Sitzung hatte die 
Dppofition erklärt, der Verlefung der Thronrede nicht beimohnen 
zu wollen. 

4. Januar. (Ungarn.) 42 Abgeordnete, die am 13. De— 
zember 1904 bei der Zerjtörung des Sitzungsſaales mitgewirkt 
hatten, werden angeklagt. 


24. Januar. (Cisleithanien.) Der NReichsrat tritt zu— 
jammen. Minifterpräfident Frhr. vd. Gautſch erklärt: 


Das Beftreben der Regierung wird vor allem darauf gerichtet fein, 
wichtige, dringende Vorlagen im Verein mit beiden Häufern des Reichs— 
rates der Erledigung zuzuführen. Ohne die Stellung der’ Regierung im 
Haufe zu en Ur und frei von jedem Optimismus glaube ich aus ge- 
wiſſen Anzeichen hoffen zu dürfen, daß das Haus nunmehr in die von 
der Bevölferung erjehnte Periode der Arbeit eintreten wird, damit ſich die 
Erwartungen rechtfertigten, welche der Staat und die Bürger mit Recht 
an die verfafjungsmäßigen Einrichtungen fnüpfen. Die Arbeitsfähigfeit 
des Haufes bildet nicht nur ein eminent ftaatliches Intereſſe, jondern 
fommt in erjter Linie dem Haufe ſelbſt zu ftatten. Denn nur ein aftives 
Parlament vermag jeine Rechte und feinen gebührenden Einfluß auf die 
Geftaltung der öffentlichen Angelegenheiten in vollem Maße wahrzunehmen. 
Dann werden aud die Befürchtungen jchwinden, es fünnte troß der pflicht- 
mäßigen entjchiedenften Vertretung der öfterreichiichen Intereſſen das 
Gleichgewichtsverhältnis innerhalb der Monarchie geftört oder der Schwer- 
punkt zuungunften Oeſterreichs verjchoben werden. (Lebhafter Beifall.) 
Haben ſich aber die Parteien des Haufes wieder zur gemeinfamen Tätig- 
feit zufammengefunden, dann jcheint auc die Vorausjegung gegeben zu 
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fein, um die Löfung jene größten Problems der öfterreichiichen Politik 
mindeftens anzubahnen, von welcher allein eine dauernde Gejundung der 
innerpolitifchen Lage erwartet werden fann, die Annäherung und Ber- 
ftändigung zwiſchen dem deutjchen und dem tichechiichen Volksſtamme. Die 
Regierung wird ein bejondere3 Augenmerk darauf richten, ein gedeihliches 
Wirken aller Landtage herbeizuführen, die gejamte Verwaltung im Sinne 
ftrengfter Objektivität zu führen, die Gejege gewifjenhaft zu handhaben 
und von ihren Befugnifien maßvollen Gebrauch zu maden...... Bon 
der Entjcheidung über die wirtichaftlichen Verhältniffe zu Ungarn und 
über die handelspolitifchen Beziehungen zum Auslande dürfen wir mannig- 
fahe Anregungen zur Entfaltung unjerer Volkswirtſchaft und zur Hebung 
der Induftrie und des Handel erwarten. Damit fie aber ganz zur 
Geltung kommen, wird bei allen Stellen der öffentlichen Verwaltung der 
Gedanke lebendig jein müfjen, daß die Unterftügung und Erleichterung 
der heimijchen Erwerbstätigkeit zu den wichtigſten Obliegenheiten der Ver- 
waltung zählt.... Redner jagt meitejtgehende —— von Induſtrie, 
Handel und Landwirtſchaft ſeitens der Regierung zu, kündigt die dem— 
nächſtige Einbringung der Gewerbenovelle an und verſichert, daß die Re— 
gierung allen Angelegenheiten der arbeitenden Bevölkerung wirkſame Förde— 
rung angedeihen laſſen werde. 

Die Parteiobmänner beſchließen, die Dringlichkeitsanträge zugunſten 
der Arbeitsfähigkeit des Parlaments zurückzuziehen. 

26. Januar. (Ungarn.) Wahlen. Kabinettswechſel. 

Es werden gewählt 151 Liberale, 159 Mitglieder der Koſſuthpartei, 
27 Difjidenten, 24 Anhänger der Volkspartei, 12 Anhänger der Banffy- 
partei, 10 Barteilofe und 9 Nationaliften. — Da Die Oppofition die Mehr- 
heit erlangt hat, erflärt Graf Tisza den Nüdtritt des Kabinett3 (1. Fe— 
bruar). — Bei den Wahlen fommt e3 zu blutigen Kämpfen. 

7. Februar. (Cisleithanien.) Reichsrat. Refundierung. 
Rekrutierung. 

Der Budgetausfhuß genehmigt mit 22 gegen 8 Stimmen die Re- 
fundierungsvorlage, wonach die Regierung zur Ausgabe einer Tilgungs- 
rente von 51,7 Millionen Kronen ermächtigt wird. In der Beratung der 
Refrutierungsvorlage im Plenum tadeln die Alldeutjchen die Serreihung 
des Heeres durch die Konzeffionen an die Magyaren und verweigern mit 
Rüdfiht hierauf die Bewilligung. — (Genehmigung im SHerrenhaufe 
27. Februar.) 

11. Februar. (Cisleithanien.) Das Herrenhaus genehmigt 
eine Vorlage über Anderung der Gejchäftsordnung. 

12. Februar. (Ungarn.) Der König empfängt in Wien den 
Präfidenten der Unabhängigkeitspartei Franz Koſſuth. 

14. Februar. (Eißleithanien.) Im Reichsrat erklärt Mi- 
nifterpräfident Frhr. dv. Gautjch auf eine Anfrage über dag Ber- 
hältnis zu Ungarn: 

Er molle diefer Frage keineswegs ausweichen, er werde fich aber 
darauf beichränfen, nur ben Standpunkt der öfterreichiichen Regierung feit- 
zuftellen; die Regierung ftehe auf dem Boden der Gemeinſamkeit, wie jie 
das Ausgleichögeieb vom Jahre 1867 gejeglich feftgejegt Hat. Die Regie— 
rung betrachte es als ihre Pflicht, alle Abmachungen und Vereinbarungen 
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zwijchen Defterreih und Ungarn loyal durchzuführen. Sollten jedoch bei 
der Durchführung neue Bedingungen gejtellt oder die von Defterreich als 
gemeinjam betrachteten Inſtitutionen in ihrem Weſen berührt werden, 
dann werde die Öfterreichiiche Regierung in vollem Einvernehmen mit dem 
Parlament und der öffentlihen Meinung, in aller Ruhe, aber jehr energijch 
die öfterreichifchen Snterefjen vertreten. Das Haus werde fich überzeugen, 
daß die Regierung bei diefer Wahrung ſich auf Worte nicht beſchränken, 
jondern energijch eintreten werde für die Großmadhtitellung der Monardjie, 
welche das Ergebnis eines jahrhundertlangen Prozeſſes jei, für die Gene- 
rationen ihr Beftes geopfert, die von den europäiichen Staaten als Not- 
wendigfeit anerfannt werde und die eine Bürgjchaft des Friedens und nicht 
zulegt auch eine fichere Gewähr für den Wohlftand der Bürger beider 
Staaten jei. (Xebhafter Beifall.) 


15. Februar. (Cisleithanien.) Der Polenklub des Reichs— 
rat3 erläßt eine Kundgebung über die Vorgänge in Rußland: 

Es heißt darin, daß die traurigen Ereigniffe in Rußland auch in 
Galizien tiefen Eindrud hervorgerufen haben. Alle Manifeftationen und 
jonftigen Schritte, welche von Galizien aus unternommen wurden, um in 
dem benachbarten Teile Polens die Unruhen zu vermehren oder um der 
durch die ſozialdemokratiſche Partei in Ruſſiſch-Polen hervorgerufenen Be- 
wegung einen nationalen Charakter zu geben, waren für die nationale 
Sache der Polen von größtem Nachteile. Wer daher zu unüberlegten 
Schritten fich Habe Hinreißen laſſen, jei e8 durch fein Gefühl, fei es infolge 
unglüdjeliger, von feindlicher oder hinterliftiger Seite fommender Ueber— 
redung, trage nicht nur die Verantwortung für das unnüß vergoſſene 
Blut, jondern mwälze auf fich eine noch viel größere Schuld, indem er der 
polnischen Nation ein großes, in jeinen Konjequenzen unabjehbares Un- 
glüd zugefügt Hat. Dieſe Ueberzeugung ſoll nötigenfall3 auch im Abge— 
ordnetenhauje und in den Delegationen vertreten werden. 


17. Februar. (Ungarn) Das Abgeordnetenhaus eröffnet 
jeine Sigungen. Der Beichluß vom 18. November 1904 über die 
Haudordnung wird für ungejeglich und nichtig erklärt. — Am 22. 
wird Juſth (Mitglied der Unabhängigfeitspartei) zum Präfidenten 
gewählt. 

Ende Februar. Polenfrage zwifchen Deutfchland und Öfterreich. 

Gegen einige Weußerungen des preußifhen Minifterd Freiherrn 
v. Rheinbaben protejtiert der Polenklub Tebhaft; der Minifter des Aus- 
wärtigen Graf Goluchowski erhebt Vorftellungen in Berlin, Die, mie 
das „Fremdenblatt“ erklärt, zu vollkommen befriedigenden freundichaft- 
fihen Erklärungen führen. — Die Angelegenheit wird in deutſchen und 
polnischen Blättern viel beſprochen; deutſche Blätter weifen darauf hin, 
daß die dfterreihiichen Polen im Jahre 1901 eine jcharfe Sprache über 
preußische Dinge geführt hätten, während Rheinbaben nur eine Tatjache 
fonftatiert habe. — Am 9. März wird die Angelegenheit im Abgeordneten- 
hauje diskutiert, wobei Minifter v. Gautjch die Erklärung des Fremden— 
blattes wiederholt, aber die von den Alldeutjchen geforderte Mitteilung 
des Schriftwechjeld ablehnt. 


1. März. (Cisleithanien.) Reichsrat. Beratung über 
den 8 14. 


— 
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Der Berfafjungsausihuß des Mbgeordnnetenhaufes bejchließt die 
Einjegung eined aus ſieben Mitgliedern bejtehenden Unterfomitees behufs 
Herbeiihaffung von Material und Entgegennahme von Aufflärungen der 
Regierung über den Urjprung jämtlicher auf dem $ 14, dem DOftroyierungs- 
paragraphen, beruhenden Verordnungen. Minifterpräfident v. Gautſch: 
Er jei bereit, dieſes Material bereitzuftellen und die Notwendigkeit und die 
Dringlichkeit der einzelnen Verordnungen nachzumweiien. Gegenüber gewiſſen 
im Laufe der Debatte gemachten juriftiichen Bemerkungen über die Wirkung 
eines ablehnenden Beſchluſſes eines der beiden Häufer Hinfichtlich der auf 
den $ 14 ſich ftügenden Verordnungen weile er auf die Haren Beſtim— 
mungen des Staatsgrundgejeges hin, monad in diefem Falle die Regie— 
rung verpflichtet jei, die betreffende Verordnung außer Wirffamkeit zu 
jegen. Solange aber ein ſolcher Beſchluß nicht vorliege, hätten die Ver— 
ordnungen volle Geltung. Die Anregung des polnischen Abg. Grafen 
Dzieduſzycki, der die nachträgliche ausdrüdliche parlamentarische Gut- 
Heißung des mittelft des $ 14 in Kraft gejegten Budgetprovijoriums für 
das erjte Halbjahr diejes Jahres empfahl, begrüßt der Minifterpräfident 
auf das wärmfte, denn damit würde das oftroyierte Proviſorium fich jofort 
in ein von der Bolfövertretung votiertes verwandeln. 

März. (Eisleithanien.) Der Landesverteidigungsminifter 
Graf Weljersheimb tritt zurüd. Sein Nachfolger wird Feldzeug- 
meijter Schönaid). 

17.121. März. (Eisleithanien.) Debatte über die Bezie— 
hungen zu Ungarn. 

Abg. Derihatta (di. Vollsp.) beantragt, eine Kommiffion zu 
wählen, die die fünftigen kommerziellen und politiichen Beziehungen zu 
Ungarn regeln jol. Am 17. März erklärt Minifterprändent Frhr. 
v. Gautſch: Ich kann mir nicht recht vorſtellen, wie es möglich wäre, 
daß in dem Augenblicke, wo der König aus Ungarn nach dem Ausfall 
der jüngſten Wahlen dem konſtitutionellen Gebrauch gemäß eine größere 
Zahl ungarischer Politiker bedufs Löjung der Krijis zu fich berief, auch 
Öfterreichiiche Politifer eine jolche Berufung erhalten jollten. Allerdings 
wird e3 nad) der Bildung der neuen ungarijchen Regierung Aufgabe der 
Öfterreichiichen Regierung jein, an erftere mit einer Reihe ganz beſtimmter 
Fragen heranzutreten, um dann, entjprechend der ihr erteilten Antwort, 
mit Anträgen vor das Haus zu treten. Gegenüber den Bemerkungen bes 
Abg. Lecher, daß ich ein weißes Blatt fei, auf welchem der Kaijer von 
Deiterreihh eined Tages jchreiben werde, was der König Ungarn ver- 
iprochen habe, ſowie daß ih nur auf das Stichwort aus der Hofburg 
warte, vielleicht auch ein Grammophon fei, in welches der Herr eine neue 
Platte einlegen werde, bemerfe ich: So einfeitig bin ich nicht. (Heiterfeit.) 
Bielleicht wird das Haus im Laufe der Zeit Gelegenheit haben, fich zu 
überzeugen, daß ich recht einjeitig bin, wenn es ſich um die Vertretung 
von Intereſſen des Vaterlandes handelt. Was die Frage Lechers betrifft, 
ob die Regierung ein Programm habe und bereit jei, mit demfelben zu 
ftehen und zu alla erfläre ih: E3 wird von diefem Plate aus niemals 
etwas vertreten, was des Vaterlandes (Defterreich) nicht würdig ift und 
deſſen Intereſſen widerjtreitet. Was unjere wirtichaftlihen Beziehungen 
zu Ungarn betrifft, jo hält die Regierung ohne jeden Vorbehalt an den 
Abmachungen und Vereinbarungen feft, welche jeit längerer Zeit dem 
Haufe zur Beſchlußfaſſung vorliegen. Was immer die Zukunft bringen 
mag, das Haus wird die Regierung ftet3 zu rechtzeitigem und energifchem 
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Handeln bereit finden. Die Regierung zieht hierbei die große Unterftügung 
in ihr Kalkül, welche die Bolfövertretung im gegebenen Augenblid im 
diefer Frage gewähren wird. Soweit die Anträge Derſchattas ſich auf 
die Armee beziehen, kann ich auf meinen am 14. Februar dargelegten 
Standpunft verweilen. Die Regierung wird den ihr in diejen Staat3- 
gebieten gejeglich zuftehenden Einfluß zu wahren willen. (Bravo) Das 
iſt unfer Recht und unjere Pflicht. Beide Staatögebiete haben an der 
unverjehrten Erhaltung unjerer gemeinjamen Armee da3 größte Intereſſe 
und von diejer Erkenntnis erwarte ich den Sieg über alles Ungeftüm und 
über alle Leidenjchaften des Taged. Wenn ich die Gejamtjituation über- 
ichaue, jo muß ich dem Abg. Lecher beipflichten, daß unjere Lage in 
Oeſterreich ernft, aber durchaus nicht jchlecht if. Wir bitten das Haus, 
Vertrauen zu haben zu dem unerjhhütterlichen Willen der Regierung, und 
alles zu tun, damit den öfterreichiichen Intereſſen fein Abbruch gejchehe. 
Wir werden dieſes Vertrauen nicht täuſchen. (Lebhafter Beifall.) — Am 
21. wird der Antrag angenommen. Viele Redner fordern eine Trennung 
von Ungarn. 

23. März. (Cisleithanien.) Das Komitee des Eiſenbahn— 
ausſchuſſes erteilt dem Eijenbahnminifter ein Mißtrauensvotum, 
weil beim Bau der Alpenbahnen der Anjchlag um 90 Millionen 
Kronen überjchritten ift. 

5. April. (Ungarn.) Da alle Verhandlungen über die 
Bildung einer Regierung gejcheitert find, verläßt der König Peſt 
nach längerem Aufenthalt. Die „Polit. Korreſp.“ ſchreibt dazu: 

„Seine Majeftät verläßt heute Budapeft, ohne daß die ungarifche 
Krifis gelöft worden wäre. Man kann gleihwohl nicht behaupten, daß 
der hiejige Aufenthalt des Königs nicht wenigſtens nach einer Richtung 
volle8 Licht verbreitet Hat. Schon heute läßt fich vielmehr mit Flarer 
Beftimmtheit das eine jagen, daß die Forderungen der Oppofition in der 
Armeefrage auf verfafjungsmäßigem Wege nicht zu erreichen find. Wenn 
die äußerſte Linfe jahrzehntelang von fich behauptete, daß fie ihre poli- 
tiichen Beſtrebungen auf friedlihem, verfafjungsmäßigem Wege und im 
Einvernehmen mit dem König durchjegen wolle, jo erjcheint diefe Behaup- 
tung nad) den jüngjten Audienzen und Sonferenzen vollftändig widerlegt. 
Die Oppofition hatte reichlich Gelegenheit, ſich während der legten Wochen 
in authentijcher Weije zu überzeugen, daß fie ihre politifchen Beftrebungen 
in der Armeefrage im Einvernehmen mit der Krone nicht durchführen 
fann. Die äußerjte Linke und die mit ihr verbündeten Fraktionen haben 
fih nunmehr die Frage vorzulegen, ob jie ihre Forderungen in der Armee- 
frage auch anders al3 auf Fkonftitutionellem Wege betreiben wollen, und 
welhe Wege und Machtmittel ihnen hierfür zu Gebote Ing Die Oppo- 
fition hat die Pflicht, Diefe Wege und Machtmittel ebenjo ar darzulegen, 
wie die Krone ihren Standpunkt Far dargelegt hat. An Neuwahlen wird 
zunächit nicht gedacht, denn nicht der Bevölkerung, jondern der oppofitio- 
nellen Mehrheit obliegt es jeßt, der Welt zu zeigen, ob die Forderungen 
der Oppofition in der Armeefrage auf verfafjungsmäßigem oder verfafjungs- 
widrigem Wege zur Geltung gebradht werden follen. Ehe die oppofitio- 
nelle Koalition in dieſe Frage nicht Licht und Klarheit bringt, kann zur 
Löſung der Krifis fein entjcheidender Schritt weiter getan werden.“ 


5. April. Wien) Das „Vaterland“ veröffentlicht ein 
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Schreiben des Papſtes vom 6. März an den diterreichtichen Epis- 
fopat über die Lo3 von Rom=Bewegung: 

Wir willen zwar, daß ihr euerer Pflicht wohleingedent jeid, Allein 
je näher die Gefahr heranfommt, dejto größere Fürſorge miüflen Die 
Biichöfe zu deren Abwehr aufwenden, um fo eifriger müſſen fie ihren 
Hirtenpflidhten obliegen. Es ift befannt, daß fich euer Eifer hierin betätigt, 
und wir haben zu unferer freude erfahren, daß es euch zum Lobe anzu—⸗ 
rechnen ift, wenn das chriftliche Volk nicht noch — Schaden ge- 
nommen hat. Dennod, aber ermahnen wir euch in Ehrifto, daß ihr Immer 
begeifterter den Kampf kämpfet und alles, fei es im engeren Kreiſe, fei 
e3 in der Deffentlichfeit aufbietet, auf dak der Glaube unferer Söhne 
unverjehrt bewahrt bleibe. Dieje fo herrliche Nation, der in der Geſchichte 
der Eatholiihen Religion jo glänzendes Lob gebührt, wird mit Gottes 
Hilfe fatholifch bleiben, wenn jich euer Eifer auch fernerhin in den Dienft 
der göttlichen Vorſehung ftellt, fie wird auch in Macht, Eintracht und 
Friede ruhmvoll daftehen, wenn von der Religion der Väter, auf ber das 
Heil und die Stärfe des Kaiferreiches hauptſächlich ruhen, Neid, Bwietracht 
und jegliche Urjache religiöjer Parteiungen ferngehalten werben, 

7. April. (Ungarn) Das Mbgeordnetenhaus hebt mit 
großer Mehrheit den Beichluß vom 18.Nodember 1904 (1904 ©, 204) 
über die Geſchäftsordnung auf. 

8. April. (Kroatien.) Stroßmayer, Bijchof von Diafovar, f. 
Geboren 1815 in Eſſek, 1850 Biſchof, opponierte 1870 gegen bie 
Sinfallibilität, unterwarf fich jpäter. Politifch vertrat er ertreme 
kroatiſche Anſprüche. 

15. April. (Ungarn.) Das Abgeordnetenhaus erteilt dem 
Grafen Tisza ein Zadeldvotum. 

Ende April. (Ungarn.) SKroatifche Blätter fordern, daß 
in den froatiichen Regimentern die froatijche Hommanbofprache 
eingeführt werde, wenn die deutſche Kommandoſprache beieitigt 
werden jolle. 

2. Mai. (Eigleithanien.) Der Eifenbahnminifter v. Wittet 
tritt zurüd, da feine Stellung wegen großer Gtatsüberjchreitungen 
ſchwierig wird. Sein Rachfolger wird Seltionschef Wrba, 

7. Dat. (Zirol) In Sterzing wird ein tiroliicher Bolfs- 
bund zur Abwehr italienifch-trredentiftiiher Beſtrebungen gebildet. 
Alle Parteien nehmen daran teil; fogleich treten üder 2000 Mit» 
glieder bei. 

4.12. Mai. (Eisleithantien.) Tas Abgeordnetenhaus berät 
und genehmigt den Zolltarif im zweiter und dritter Lefung. 

In der Zeherte jugr Handeisnrmiter u. Call über Ind Berdältms 
zu Ungarn: Ter Zollsarıt bedeute emer Kampromiij im Rafmen nes 
Ausgleiſches mir Unger. Niemals hätten th die Vorteile Jer ernern⸗ 
jamsleit des Zollgebietes übergugender als gegemmärtig Yargeitellt. De 
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Haus möge überzeugt jein, daß die parlamentarische Erledigung des Zoll- 
tarif3 die wichtigite, aber auch die unentbehrlichite Gewähr für eine wirf- 
jame Wahrung der wirtihaftlihen Intereſſen Defterreihs biete. Dies 
gelte auch Speziell hinfichtlich des wirtichaftlichen Verhältniffes zu Ungarn. 
— Viele Redner finden, daß jowohl Ungarn wie das Ausland Defterreich 
gegenüber begünftigt ift. 


13. Mai. (Eisleithanien.) Debatte über die Errichtung 
nationaler Univerfitäten. 


Sn der Beratung über die Errichtung einer italienischen Rechts— 
fatultät in Movereto fordert Abg. Bennati (Ftal.) eine italieniiche 
Univerfität in Trieſt. Abg. Romamzuf verlangt eine rutheniiche 
Fakultät in Lemberg. Abg. Lautan proteftiert gegen die italieniiche 
Fakultät und fordert eine flovenifche Univerfität in Laibach. Unterricht3- 
minifter Ritter v. Hartel: Die Regierung ftehe den in den legten Jahr— 
zehnten fi) mehrenden Wünfchen nad) Errichtung neuer Univerfitäten 
durchaus ſympathiſch gegenüber, fie müſſe jedoch auf die wiederholt dar- 
gelegten unentbehrlichen, notwendigen Vorbedingungen für diejelben die 
gebotene Rüdficht nehmen; es werde fich Gelegenheit bieten, die Fragen 
der Errichtung einer zweiten tichechifchen, einer rutheniichen und einer 
jlovenifchen Univerjität im Ausſchuſſe zu erörtern. 

24. Mai. (Wien) Graf Andraffy, der Vertrauensmann der 
foalierten ungarifchen Parteien, unterhandelt mit der Krone. 

Das „Ungarische Korrefpondenz-Burean“ berichtet darüber: „Der 
Kaiſer empfing heute vormittag 11 Uhr den Grafen Andraffy in Audienz. 
Diejelbe währte ?s Stunden. Graf Andraſſy entwidelte das gemäß den 
legten Bejchlüffen des leitenden Ausſchuſſes aufgeftellte Programm ver 
Koalition, auf Grund deſſen die Bildung des Kabinetts aus den Reihen 
der Majorität erfolgen könnte. Die Audienz ergab, daß feine Verände— 
rung des gegenjäglichen Standpunftes in der Armeefrage eingetreten fei. 
Die Lage ift alfo unverändert diejelbe, die fie jeit Monaten gemwejen ift. — 
Graf Andraſſy verläßt nachmittags 3 Uhr Wien und wird dem leitenden 
Ausſchuſſe über den Verlauf der Audienz berichten. Das Kabinett Tiiza 
muß, da über jeine Erjegung bisher fein endgültiger Beſchluß gefaßt 
wurde, die interimiftiiche Geichäftsführung noch einige Zeit fortjegen.” 


26. Mai. (Böhmen.) Die Deutjchen erklären im Landtag, 
die Objtruftion für einige wirtichaftliche Vorlagen einstellen zu 
wollen. Sobald die Tjchechen im Reichsrat Objtruftion trieben, 
würden fie die Deutjchen im Landtag wieder beginnen. 

2. $uni. (Ungarn) Das Abgeordnetenhaus genehmigt mit 
großer Mehrheit einen Antrag Kofjuth auf Schaffung eines auto— 
nomen ungarifchen Zolltarifs. 

13.118. Juni. (Ungarn.) Kabinettswechſel. 


Am 13. Juni bildet der frühere — Baron Fejer— 
vary ein neues Miniſterium. Das Miniſterium des Innern übernimmt 
der Obergeſpan Kriſtoffy, das Handelsminiſterium der ehemalige Staats- 
ſekretär Voeroes, das Ackerbauminiſterium der Schriftſteller Andreas 
Gyoergy, das Unterrichtsminiſterium der Obergeſpan Georg Lukaes, das 
Juſtizminiſterium Miniſterialrat Lanyi, das Honvedminiſterium General- 
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major Bihar. Minifterpräfident Baron Fejervary, der auch das Mini- 
fterium am SHoflager führen wird, trägt außerdem noch die Verantwortung 
für das Finanzminifterium, das der Leitung des Staatsſekretärs Popovies 
unterftellt wird. 

Am 18. wird folgendes Handichreiben des Königs publiziert: 
„Lieber Baron Fejervary! Mit großem Bedauern erfüllt es Mich, daß 
Sch bisher aus der Majorität des Abgeordnetenhaufes des Reichstags 
Meiner treuen ungariihen Nation Feine Regierung habe ernennen fünnen, 
und zwar deshalb nicht, weil Mir die zur Majorität Foalierten Parteien 
fein jolche3 Regierungsprogramm vorgelegt haben, auf Grund dejien Ach 
einer aus ihren Reihen genommenen Regierung das Schidjal der Nation 
mit voller Beruhigung hätte anvertrauen können. Der bedaucrliche Still- 
ftand der jchaffenden Tätigkeit der Gejeggebung gereicht Meinem geliebten 
Ungarn mirtichaftli und moralisch zu unberedyenbarem Schaden. Mber 
Ich hoffe, dab jett nad Enthebung der Minoritätsregierung unter Ver- 
mittelung einer außerhalb der Parteien ftehenden Regierung die von Mir 
ſehnlichſt erwünjchte Ausgleihung der zutage getretenen Gegenjäge es Mir 
bald ermöglichen wird, zur Regierung in Meinem geliebten Ungarn ein 
Minifterium aus den Reihen der Majorität zu berufen. Auf dem Gebiete 
der Reformen der inneren Verwaltung und der Bolkswirtichaft ſehe Ich 
gerne den Mir von der Majorität des Abgeordnetenhaujes zu machenden 
Vorichlägen entgegen, und was die in den militärischen Fragen zum Aus- 
drud gelangten Wünjche betrifft, jo habe Ich denjelben im Sa der Zeit 
und zulegt in den von der Regierung im Jahre 1903 abgegebenen bin- 
denden Erklärungen nad Tunlichkeit bereit8 zugeftimmt: Die infolgedefien 
von Mir in der Armee angeordneten Verfügungen konnten fich jedoch bei 
Voraugenhalten Meiner gefeßlichen Herrſcherrechte und Meiner mit diejen 
verbundenen Pflichten ftet3 nur in jenem Rahmen bewegen, der unbedingt 
eingehalten werden muß, um zu verhindern, daß die fir beide Staaten 
der Monarchie gleich vitale Bedeutung habende Schlagfertigfeit der Armee 
gefährdet werde. Es würde Mir zur bejonderen Freude gereichen, wenn 
e3 Ahnen infolge Ihrer Berührung mit den politiichen Parteien gelänge, 
innerhalb der gezeichneten Grenzen eine Berftändigung anzubahnen und 
dadurd die Ernennung einer Majoritätdregierung zu fördern. Budapeſt, 
18. Juni 1905. (gez3.) Franz Joſeph m. p. (gegengez.) Baron Geza 
Fejervary m. p.“ 

2. Juni. (Cisleithanien.) In der Bubdgetberatung fpricht 
ſich Minifterpräfident Frhr. v. Gautfch über allerlei ſchwebende 
Fragen aus: 

Die Regierung habe an die neue ungarische Regierung eine Reihe 
von Anfragen gerichtet, von deren Beantwortung die weiteren Schritte ber 
Regierung abhängig fein würden. Gie Pr et unentwegt auf ber 
67er Bajis und werde im enticheidenden Augenblick die dfterreichifchen 
Intereſſen mit allem Nachdrud wahren. Bei ber — ber inner⸗ 
politiſchen Fragen betont der Miniſterpräſident, daß die Frage der ſlaviſchen 
Parallelklaſfen an den Lehrerbildungsanftalten Schlefiens in einer alle 
Barteien befriedigenden Weife werde geldft werben, Auf bie böhmifche 
Frage übergehend, bedauert Redner, daf nicht genügend ee Kandidaten 
für die zu bejegenden Beamtenftellen vorhanden feien, e Reglerung 
werde zu einem geeigneten Beitpunfte eine oder mehrere Geſehesvorlagen 
einbringen, die auch dem Gebrauch der tchechiichen Sprache im inneren 
Dienfte in den tſchechiſchen Bezirklen Rechnung tragen twilrben. Weziglic) 

11? 
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der Univerfitätöfrage erflärt er es für notwendig, die beftehenden Hoch- 
ichulen modern auszugeftalten; die Regierung werde mit der Forderung 
eines Kredite von 25 Millionen an das Haus herantreten; die Regierung 
beabjichtige außerdem in Mähren zwei neue Univerfitäten zu errichten, je 
eine für jeden Volksſtamm. Die Regierung werde ftet3 beftrebt jein, in 
allen politiihen Fragen taftvoll vorzugehen; das Haus möge überzeugt 
fein, daß die Regierung ihre Erflärungen nicht im Sinne irgend eines 
Parteidiktates abgebe. (Anhaltender Iebhafter Beifall.) 

21. Zuni. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Konflikt zwifchen 
der Regierung und der Mehrheit. 


Bor der Situng haben die vereinigten Fraktionen der DOppofition 
beichloffen, gegen das Kabinett Fejervary ein Mißtrauensvotum zu bean— 
tragen. Die liberale Partei beichloß eine Erklärung, melde bejagt, daß 
die liberale Partei zu dem Minifterium, da dasjelbe ein nichtparlamen- 
tarijches fei, fein Vertrauen hege, und es nicht unterftügen werde. Die 
Mitglieder de3 neuen Kabinett? werden bei ihrem Erfcheinen im Saale 
mit Zeichen des Miffallend empfangen, fonft ift alles ruhig. Der Minifter- 
präfident Baron Fejervary überreiht dem Präfidenten das fönigliche 
Handjchreiben, in welchem dem Reichdtage die Ernennung de3 neuen Kabi— 
nett3 mitgeteilt wird, und verlieft dann eine Erflärung über die Umftände, 
unter denen die Ernennung de3 über den Parteien ſtehenden Kabinetts 
erfolgt if. Der Minifterpräjident bezeichnet ald Hauptaufgabe des Kabi- 
nett3, die Ernennung eines parlamentarifchen Minijteriums zu ermöglichen, 
dad dem jegigen baldmöglichjt folgen folle, und legt dann verjchiedene 
Gejegentwürfe, betreffend die Yndemnitätsbewilligung, die Rekrutierung 
und die Entjendung einer Duotendeputation, vor. Präfident Juſth erklärt 
hierauf, das Haus werde bezüglich der Vorlagen verfügen. In dem 
Augenblid bittet der Minifter, ein zweites königliches Handjchreiben ver- 
lejen zu dürfen. Unter den Abgeordneten entfteht eine große Aufregung, 
weil jie vermuten, daß in dem zweiten Handſchreiben die Bertagung des 
Haufes verfügt werden würde, und weil fie dieje jo lange hinauszujchieben 
wünſchen, bis dem neuen Kabinette vom Haufe ein Mißtrauensvotum er- 
teilt worden fei. Präfident Juſth erflärt, er fünne das Handichreiben 
nicht verlejen laſſen, da der vorliegende Gegenjtand der Tagesordnung, 
die Vorftellung der Minifter, noch nicht erledigt jei. Graf Tijza (Führer 
der ae erflärt, die Ehrfurdht vor dem Könige verlange eine jo- 
fortige Berlejung. Auch Graf Julius Andraſſy (liberaler Difjident) 
wünſcht diejelbe, erflärt aber, da3 Vorgehen des Minijterpräfidenten ſelbſt 
habe bewirkt, daß der Verlefung de3 Handichreibens Schwierigfeiten be- 
gegnen. Die Sigung wird jodann fuspendiert. — Nach Wiederaufnahme 
der Sigung beſchließt das Haus mit Mehrheit, daß zuerft der zur Ver— 
handlung ftehende Punkt der Tagesordnung erledigt und hierauf erft das 
föniglihe Handſchreiben verlefen werden ſolle. Der Minijterpräfident er- 
klärt, da der Beichluß dem traditionellen Herkommen mwiderjpreche, jo ver- 
lafje er mit den Mitgliedern der Regierung den Saal. Hierauf beantragt 
Abg. Franz Koſſuth namens der foalierten Majorität ein Mißtrauens- 
botum gegen das Kabinett, da es unparlamentariſch jei. Graf Tiiza be- 
antragt ebenfalls ein Mißtrauensvotum namens der liberalen Partei, das 
fi von dem Kofjuth3 jedoch dadurch unterjcheidet, daß e3 einen Hinweis 
auf die Gefahren enthält, welche aus dem Gegenjag zwijchen der Majo— 
rität und der Krone entftehen. Sodann nimmt das Haus mit großer 
Mehrheit den Antrag Kofjuths an. Hierauf wird mit der Verlejung des 
zweiten Handjchreibens begonnen, Durch welches das Abgeordnetenhaus bis 
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zum 15. September vertagt wird. (Große Unruhe, Rufe: Schmad! 
Schande!) Das Handjchreiben kann in dem großen Lärm nicht zu Ende 
gelefen werden. Die Sigung wird für furze Zeit nochmals unterbrochen 
und ſodann aud der Schluß des Handjchreibens verlefen. Nach der Ver— 
lefung erhebt ji Baron Banffy, um namens der Koalition Proteft gegen 
die Vertagung des Abgeordnetenhaufes zu erheben, da diejelbe dem gejeß- 
lihen Rechte der freien Meinungsäußerung feitens der Nation widerfjpreche, 
und erflärt, das Berbleiben der Regierung im Amte jei verfafjungswidrig, 
da dieje ein Mißtrauendvotum erhalten habe. Die Regierung jei daher 
nicht berechtigt, Refruten auszuheben, die Erjagrejerve einzuberufen und 
die ausgedienten Rekruten zurüdzubehalten, auch jei fie nicht berechtigt, 
Steuern zu erheben oder über Handel3verträge zu verhandeln. („Allg. Ztg.“) 
Auch das Magnatenhaus votiert ein Mißtrauensvotum. 


23. Juni. (Ungarn) Der König lehnt ein Entlaffungs- 
gejuch des Miniſteriums ab. 


6. Zuli. (Eisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus geneh- 
migt nach langer, ftürmifcher Beratung gegen die Obftruftion der 
Tſchechiſch-KRadikalen den Handelsvertrag mit Deutjchland und die 
proviforischen Ablommen mit der Schweiz und Bulgarien. (Anz 
nahme im Herrenhaufe 14. Juli.) 

8. Juli. (Cisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus vertagt 
fih auf unbeftimmte Zeit. Ein Beichluß über die Regelung der 
Duotenfrage mit Ungarn und über die italienische Fakultät iſt 
nicht zuftande gefommen. 

Juli. (Ungarn.) Kundgebungen der Regierung, der un— 
teren Behörden und der Parteien. 

Am 13. richtet der Minifterpräfident an fämtliche Stadtverwaltungen 
einen Erlaß, worin unter Hinweis darauf, daß die gegenwärtige Regie- 
rung verfafjungsgemäß und gejeglich jei und daß die Negierungs- und 
Berwaltungsgejchäfte in einem modernen Staate feinen Augenblid Still- 
ftand dulden, die Verwaltungen aufgefordert werden, jede Bejtrebung 
zurückzuweiſen, Die auf die Hemmung der Staatögejchäfte und Auflöjung 
der gejeglihen Ordnung hinzielt. Die Regierung werde jeden Beſchluß 
der Städteverwaltungen, der die Zurückweiſung von freiwillig gezahlten 
Steuern oder von freiwillig fich ftellenden Rekruten bezweckt, unbedingt 
für ungültig erflären. 

Der Munizipalausihuß des Peſter Komitats beichließt, die Ent- 
une der Steuern und die Stellung von Rekruten zu verweigern. 

ie Budapefter Gemeindebehörde bejchließt, auch freiwillig gezahlte Steuern 
der Staatsfafje nicht abzuliefern. Der Minifter des Innern Eaffiert diejen 
Beſchluß. — Die koalierte Oppofition erläßt folgende Kundgebung: Ob— 
wohl die Steuerzahlung und die Ableiftung des Militärdienjtes patrio- 
tiſche Pflicht ift und die Bürger bei Wiederherftellung der verfajjungs- 
mäßigen Ordnung die jeßt fällige Steuer leiften werden, fie auch ebenjo 
der Militärpflicht genügen müfjen, ift e8 doch unter den gegenwärtigen 
Umftänden jedermanns Pflicht, der nicht verfafjungsmäßigen Regierung 
alle öffentlichen — vorzuenthalten. Die Lokalbehörden und die 
Organe der autonomen Behörden handeln rechtmäßig, wenn ſie jede Mit— 
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der Univerfitätäfrage erflärt er es für notwendig, die beitehenden Hodh- 
jhulen modern auszugeftalten; die Regierung werde mit der Forderung 
eines Kredite von 25 Willionen an das Haus berantreten; die Regierung 
beabfichtige außerdem in Mähren zwei neue Univerjitäten zu errichten, je 
eine für jeden Vollsſtamm. Die Regierung werde ftet3 beitrebt jein, in 
allen politiihen Fragen taftvoll vorzugehen; das Haus möge überzeugt 
fein, dab die Regierung ihre Erklärungen nidht im Sinne irgend eines 
Parteidiktates abgebe. (Anhaltender lebhafter Beifall.) 

21. Juni. (Ungarn.) Abgeordnetenhaus. Konflikt zwijchen 
der Regierung und der Mehrheit. 

Bor der Sigung haben die vereinigten Fraktionen der Oppojition 
beſchloſſen, gegen das Kabinett Fejervary ein Miftrauendvotum zu bean- 
tragen. ®ie liberale Partei beihloß eine Erklärung, welche bejagt, daß 
die liberale Partei zu dem Minifterium, da dasjelbe ein nichtparlamen- 
tarijches jei, fein Vertrauen hege, und es nicht unterftügen werde. Die 
Mitglieder des neuen Kabinetts werden bei ihrem Erjcheinen im Saale 
mit Zeichen de3 Mißfallens empfangen, jonft ift alles ruhig. Der Minifter- 
präfident Baron Fejervary überreiht dem Präfidenten das königliche 
Handjchreiben, in welchem dem Reichsſtage die Ernennung des neuen Kabi— 
nett3 mitgeteilt wird, und verlieft dann eine Erflärung über die Umftände, 
unter denen die Ernennung de3 über den Parteien fiehenden Kabinett 
erfolgt ift. Der Minifterpräjident bezeichnet al3 Hauptaufgabe des Kabi- 
nett3, die Ernennung eines parlamentarijhen Minijteriums zu ermöglichen, 
dad dem Iepigen baldmöglichft folgen jolle, und legt dann verjchiedene 
Gejegentwürfe, betreffend die Fndemnitätsbewilligung, die Rekrutierung 
und die Entjendung einer Quotendeputation, vor. Präfident Juſth erflärt 
hierauf, das Haus werde bezüglich der Vorlagen verfügen. In dem 
Augenblid bittet der Minifter, ein zweites königliches Handjchreiben ver- 
fejen zu dürfen. Unter den Abgeordneten entjteht eine große Aufregung, 
weil fie vermuten, daß in dem zweiten Handjchreiben die Bertagung des 
Haufes verfügt werden würde, und meil fie dieje jo lange hinauszujchieben 
wünjchen, bis dem neuen Kabinette vom Haufe ein Mißtrauensvotum er- 
teilt worden jei. Bräfident Juſth erklärt, er fünne das Handjchreiben 
nicht verlejen laſſen, da der vorliegende Gegenjtand ber Tagesordnung, 
die Vorftellung der Minifter, noch nicht erledigt jei. Graf Tijza (Führer 
der er erflärt, die Ehrfurht vor dem Könige verlange eine jo- 
fortige Berlefung. Auch Graf Julius Andraſſy (liberaler Diſſident) 
mwünjcht diejelbe, erflärt aber, daS Vorgehen des Minifterpräfidenten jelbit 
habe bewirkt, daß der Berlefung des Handjchreibend Schwierigkeiten be- 
gegnen. Die Sigung wird fodann fuspendiert. — Nach Wiederaufnahme 
der Sitzung beſchließt das Haus mit Mehrheit, daß zuerft der zur Ber- 
— tehende Punkt der Tagesordnung erledigt und hierauf erſt das 
önigliche Handſchreiben verleſen werden ſolle. Der Miniſterpräſident er- 
klärt, da der Beſchluß dem traditionellen Herkommen widerſpreche, ſo ver— 
laſſe er mit den Mitgliedern der Regierung den Saal. Hierauf beantragt 
Abg. Franz Koſſuth namens der koalierten Majorität ein Mißtrauens— 
votum gegen das Kabinett, da es unparlamentariſch ſei. Graf Tiſza be— 
antragt ebenfalls ein Mißtrauensvotum namens der liberalen Partei, das 
ſich von dem Koſſuths jedoch dadurch unterſcheidet, daß es einen Hinweis 
auf die Gefahren enthält, welche aus dem Gegenſatz zwiſchen der Majo— 
rität und der Krone entſtehen. Sodann nimmt das Haus mit großer 
Mehrheit den Antrag Koſſuths an. Hierauf wird mit der Verleſung des 
zweiten Handſchreibens begonnen, durch welches das Abgeordnetenhaus bis 
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zum 15. September vertagt wird. (Große Unruhe, Rufe: Schmad! 
Schande!) Das Handjchreiben kann in dem großen Lärm nicht zu Ende 
geleſen werden. Die Sitzung wird für kurze Zeit nochmals unterbrochen 
und ſodann auch der Schluß des Handſchreibens verleſen. Nach der Ver— 
leſung erhebt ſich Baron Banffy, um namens der Koalition Proteſt gegen 
die Vertagung des Abgeordnetenhauſes zu erheben, da dieſelbe dem geſetz— 
lichen Rechte der freien Meinungsäußerung ſeitens der Nation widerſpreche, 
und erklärt, das Verbleiben der Regierung im Amte ſei verfaſſungswidrig, 
da dieſe ein Mißtrauensvotum erhalten habe. Die Regierung daher 
nicht berechtigt, Rekruten auszuheben, die Erſatzreſerve einzuberufen und 
die ausgedienten Rekruten zurückzubehalten, auch ſei ſie nicht berechtigt, 
Steuern zu erheben oder über Handelsverträge zu verhandeln. („Allg. Ztg.“) 
Auch das Magnatenhaus votiert ein Mißtrauensvotum. 


23. Juni. (Ungarn.) Der König lehnt ein Entlaffungs- 
gejuch des Minifteriums ab. 


6. Zuli. (Eisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus geneh- 
migt nach langer, jtürmifcher Beratung gegen die Objtruftion der 
Tſchechiſch-KRadikalen den Handelövertrag mit Deutjchland und die 
probijorifchen Abfommen mit der Schweiz und Bulgarien. (An— 
nahme im Herrenhaufe 14. Juli.) 

8. Zuli. (Eisleithanien.) Das Abgeordnetenhaus vertagt 
fih auf unbejtimmte Zeit. Ein Bejchluß über die Regelung der 
Duotenfrage mit Ungarn und über die italienifche Fakultät ijt 
nicht zuftande gekommen. 

Juli. (Ungarn) Kundgebungen der Regierung, der un 
teren Behörden und der Parteien. 

Am 13. richtet der Minifterpräfident an ſämtliche Stadtverwaltungen 
einen Erlaß, worin unter Hinweis darauf, daß die gegenwärtige Regie- 
rung verfafjungsgemäß und gejeglich jei und daß die Regierungs- und 
Berwaltungsgejchäfte in einem modernen Staate feinen Augenblid Still- 
ftand dulden, die Verwaltungen aufgefordert werden, jede Bejtrebung 
zurüdzumeifen, die auf die Hemmung der Staatsgeſchäfte und Auflöjun 
der gejeglichen Drdnung Hinzielt. Die Regierung werde jeden —** 
der Städteverwaltungen, der die Zurückweiſung von freiwillig gezahlten 
Steuern oder von Freipilfig fich ftellenden Rekruten bezwedt, unbedingt 
für ungültig erflären. 

Der Munizipalausichuß des Peſter Komitat beichließt, die Ent- 
gegennahme der Steuern und die Stellung von Refruten zu verweigern. 
Die Budapefter Gemeindebehörde bejchließt, auch freiwillig gezahlte Steuern 
der Staatskaſſe nicht abzuliefern. Der Minifter des Innern kaſſiert diejen 
Beſchluß. — Die koalierte DOppofition erläßt folgende Kundgebung: Ob— 
wohl die Steuerzahlung und die Wbleiftung des Militärdienftes patrio- 
tiſche Pflicht ift und die Bürger bei Wiederheritellung der verfafjungs- 
mäßigen Ordnung die jest fällige Steuer leiften werden, fie auch ebenjo 
der Militärpflicht genügen müſſen, ift es doc unter den gegenwärtigen 
Umftänden jedermanns Pflicht, der nicht verfaflungsmäßigen Regierung 
alle öffentlichen Leiftungen vorzuenthalten. Die Lofalbehörden und die 
Organe der autonomen Behörden handeln rechtmäßig, wenn fie jede Mit- 


166 Die öferreihifcdeungarifhe Monardie. (Juli Ende—Auguft 22.) 


wirkung bei der Steuereintreibung und der Aushebung der Rekruten ver- 
jagen. Die Regierung fann mit rechtlicher Wirkung ſolche Beſchlüſſe der 
Gemeindebehörden nicht umftoßen. Falld die Regierung einzelne Beamte 
abjegen jollte, die bei der GSteuererhebung und der Rekrutierung ihre 
Mitwirkung verweigern, jo wird diejen Beamten nad) Herftellung der 
normalen Verhältniſſe volle Entihädigung für das ihnen zugefügte Un- 
recht geboten werden und die Regierung wie die Helfer werden zur Rechen— 
jchaft gezogen werden. 

Ende Juli. (Ungarn) Baron Banffy, der Yührer der 
oppofitionellen „Neuen Partei” ftellt als feine politifchen Forde— 
rungen auf: 

Ausbau des ungarischen nationalen Staates in entichieden fiberaler, 
demofratijcher, nationaler Richtung, allgemeines Wahlrecht, Neueinteilung 
der Wahlbezirke, Herabjegung de3 Wahlzenjus, Sicherung der Staats— 
ſprache, Staat3präparandien, Nechtögleichheit der verjchiedenen Konfeſſionen, 
Autonomie der katholiſchen Kirche, Reform des Anſiedelungsweſens, Be- 
jeitigung des Arbeitsmangels, Verhinderung der Verarmung, Beſchränkung 
der Auswanderung, Steuerreform, Schuß des Erijtenzminimums, zeitge- 
mäße Arbeiterinftitutionen, Regelung des Verſammlungsrechts, Dienft- 
pragmatif der Beamten, Berftaatlichung der Verwaltung ohne Verlegung 
der örtlichen Autonomie und der öffentlichen Freiheit. Auf dem Heeres- 
gebiete verlangt die Neue Partei „die volle Geltendmachung der (unga- 
riſchen) Staatsſprache, des nationalen Charakters im ungarifchen Teil der 
Wehrfraft ſowohl bei dem Unterricht der Offiziere wie bei der Ausbildung 
der Mannjchaft und bei der Kommando», Dienft- und Leitungsjprache”. 
Gegenüber dem Herrſcher will jie Vertrauen, Liebe und Anhänglichkeit 
pflegen und verlangt deshalb eine eigene Hofhaltung in Peſt. Nation und 
König müßten zujammenfühlen, daher ſei eine die Krone aufrichtig auf- 
Härende Bolitif notwendig. „Wir wollen die gejeglichen Rechte der Krone 
achten, aber auch die Rechte der Nation fichern und zur Geltung bringen. 

Anfang Auguft. (Ungarn) Die Regierung kündigt halb- 
amtlich die Vorlegung eines Geſetzes zur Einführung des allge- 
meinen Wahlrecht an. 

Anfang Auguft. (Schlejien.) Die von Körber errichteten 
tſchechiſchen Parallelklaffen am Lehrerfeminar in Troppau werden 
aufgelöjt, dafür wird in Polniſch-Oſtrau eine tjchechifche Lehrer: 
bildungsanjtalt errichtet. 

10. Auguft. (Ungarn.) Der leitende Ausschuß der Koali- 
tionsparteien erklärt alle Verordnungen der Regierung für un: 
gejeglich und gibt den Beamten Weifungen, wie fie die Eintreibung 
der Steuern und die Aushebung der Rekruten verhindern follen. 


16. Auguft. (Iſchl.) Zufammenkunft des Kaiſers mit dem 
König von England. 

17. Auguft. (Cisleithanien.) Der Kaifer ernennt 32 Herren- 
hausmitglieder. 

22. Auguſt. (Iſchl.) Der Kaiſer hält eine Miniſterkonferenz 
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ab, an der die gemeinfamen Minifter und die beiden Minifter- 
präfidenten teilnehmen. Es wird namentlich die ungarische Krifig 
bejprochen. 

23. Auguft. (Ungarn.) Eine Konferenz der liberalen Partei 
in Peſt beſchließt, auf der bisherigen Grundlage verharren zu wollen; 
indeſſen jei fie bereit, fall3 eine Konzentration fämtlicher Fraktionen 
der 67er Ausgleichspartei ftattfindet, an der Bildung diefer neuen 
Partei mit Preisgabe ihrer gejonderten Eriftenz als Partei mit- 
zuwirfen. — Mehrere Mitglieder treten aus der Partei aus. 

Ende Auguft. (Ungarn.) Eine Verfügung der Regierung 
bejtimmt, daß die Hälfte aller dem Leſen und Schreiben gewidmeten 
Stunden in Schulen mit nichtmagyarifcher Unterrichtsfprache dem 
Magyarifchen gewidmet fein müffe. 

31. Auguft. Ofterreich-Ungarn und Italien beſchließen, die 
am 24. September 1904 in Rom unterzeichnete Deklaration über 
die einftweilige Regelung der öſterreichiſch-ungariſch-italieniſchen 
Handelsbeziehungen für den 1. März 1906 zu fündigen. 

11. September. (Cisleithanien.) Der Kultusminifter 
dv. Hartel und der Handeldminifter vd. Call treten zurüd. Die Mi- 


nijterien übernehmen zunächft die Sektionschefs. 

12. September. (Ungarn.) Minifterpräfident Fejervary reicht 
jeine Entlaffung ein. 

Im allgemeinen wird ald Grund angenommen, daß der König dem 
allgemeinen Wahlrecht nicht zugeftimmt Habe, weil er davon unter dem Ein- 
fluß de3 Grafen Goluchowski und des Frhrn. v. Gautſch üble Folgen für 
Cisleithanien befürchtet Habe. Das Wiener „Vaterland“ jchreibt dagegen: 
Es ift Hervorzuheben, daß Baron Fejervary nicht die Ablehnung des all- 
gemeinen Wahlrechtes als Grund der Demiffion des Kabinett3 bezeichnet 
hat, jondern nur, daß es der Regierung nicht gelungen ijt, die ihr zuge- 
wiejene Aufgabe des Zuftandefommens einer Mehrheitsregierung zu löſen. 
Das beweilt, daß die Krone in der Wahlrechtäfrage nicht meritorijch ent- 
Ichieden, jondern nur es abgelehnt Hat, eine allgemeine Erflärung abgeben 
gu laffen, ohne daß fie die noch nicht ausgearbeitete Wahlrechtsvorlage 
ennt. Das ift für die Koalition eine ſehr bedenkliche Zwidmühle, weil 
die Freiheit der Aktion der Krone durch die Negierungserflärung (im 
Abgeordnetenhaufe) nicht im mindeften beirrt erjcheint und weil geftern die 
liberale Partei einen Ausschuß zur Ausarbeitung eines Parteiprogramms 
und einen Ausſchuß zur Organifierung eined Parteillub3 wählte. 


14. September. (Ungarn.) Die Yührer der Koalition ver— 
Öffentlichen einen Antrag, die Regierung in Anklagezuftand zu 
verſetzen. 

September. (Ungarn.) Eine Broſchüre, die für eine Los— 
reißung Ungarns unter einem Hohenzollern plädiert, erregt großes 
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Auffehen. Ein Prozeß wegen Hochverrats gegen den Autor Zeyfig, 
in den auch Baron Banffy verwidelt wird, endet mit Freifprechung 
(November). 


15. September. (Ungarn.) Eröffnung und VBertagung des 
Reichstags. 

Minifterpräfident Fejervary verlieft im Wbgeordnetenhauje fol- 
gende Erklärung: „Da e3 der Regierung unter dem zwingenden Drud 
der Verhältnifje nicht gelang, die ihr von dem König geftellte Aufgabe zu 
löſen, Hat fie die Demijjion überreicht, die der König angenommen hat. 
Die Minifter find mit der proviforischen Fortführung der Gejchäfte betraut.“ 
Der König Hat mich zu der Erklärung ermächtigt, daß er den Wunjch 
eat, aus den Reihen der Majorität auf der Grundlage eine? annehm- 
aren Programms eine Regierung zu bilden, damit die foalierten Parteien 
die eventuellen Vorſchläge dem Könige unterbreiten können. Das Abge- 
ordnetenhaus wird mittelft Föniglichen Handjchreibens bis zum 10. Dftober 
vertagt. (Burufe links: Altes Spiel!) Franz Koſſuth proteftiert gegen 
eine Bertagung. Graf Tisza: Er würde gewifje, auf feine Demiſſion 
bezüglihe Umftände bejprechen, wenn er nicht der Anficht wäre, daß nad) 
der Berlefung des Allerhöchiten Handjchreibens betreff3 Vertagung feine 
Verhandlung mehr zuläffig ſei. Minifterpräfident Baron Fejervary ver- 
wahrt fich gegen den Broteft, den Kofjuth gegen die Vertagung erhoben 
hat, und jagt, dies fei mit der Ehrfurcht, die man dem Könige jchulde, 
unvereinbar. Graf Apponyi beruft fich darauf, daß bei einer früheren 
Gelegenheit nach der Berlefung des königlichen Handjchreibens eine Dis- 
fuffion über deſſen Inhalt ftattgefunden Habe. Er führt aus, er biete 
alles auf, daß in diejer jchweren Zeit der Prüfungen die Loyalität gegen 
die Krone unerjchütterlich bewahrt werde, er proteftiere jedoch dagegen, 
daß eine Art Loyalität fich entwidle, die e3 verbietet, daß gegen einen 
Mißbrauch der königlichen Rechte, für welche die Minifter verantwortlich 
jeien, Proteft erhoben werde. Uebrigens bemeije die Anmejenheit des 
Minifterpräfidenten, daß er eine Diskuffion für zuläffig halte. Minifter- 
präfident Baron Fejervary jagt, er müfje dem entjchieden widerſprechen, 
daß jeine Anwejenheit nn gedeutet werde, er jei im Sitzungsſaale ge- 
blieben, um den Proteſt Koſſuths zurüdzumeijen. Die Minifter verlafien 
hierauf den Saal. Nach längerer Debatte, an der Redner verjchiedener 
Parteien teilnehmen, wird der Antrag Kofjuth, in welchem diejer gegen 
die Bertagung Einjpruc erhebt, angenommen. Hierauf wird die Sitzung 
unter großer Bewegung gejchlojjen. 

Anläßlich des Zufanımentritt3 des Reichstags demonftriert eine große 
Bolfsmenge, die bis auf 40000 Köpfe geſchätzt wird, in Peſt für das all- 
gemeine Wahlrecht. 


Geptember. (Ungarn.) Minifter des Innern Krijtoffy be— 
gründet in einer Wahlrede die Notwendigkeit des allgemeinen 
Wahlrechts: 

Die heutige Lage ſei durch die allzugroße Beſchränkung des Wahl- 
recht3 geichaffen; von 20 Millionen ungariſcher Staatsbürger befite faum 
eine Million das Wahlrecht. Ye ausgedehnter aber der Kreis der Wahl- 
berechtigten, defto geringer jei die Möglichkeit einer Obftruftion, denn wo 
hinter der Mehrheit des Parlaments die Mehrheit des Volkes ftehe, dort 
fünne die DOppojition das Mehrheitsprinzip nicht mißachten. Im unga— 
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riſchen Parlament habe die Obftruftion gefiegt, weil die Mehrheit infolge 
der engen Begrenzung des Wahlrecht3 vom Bolfe vollftändig ifoliert fei. 
Wären die breiten Volksihichten im ungariijhen Parlament vertreten ge- 
wejen, jo wäre da3 Abgeordnetenhaus niemals dazu gelangt, die teuere 
Beit mit ftaatsrechtlichen Zwiftigfeiten zu vertrödeln. Die ftaatsrechtlichen 
Ideen verlören überall an Bedeutung gegenüber den fozialen Ideen. 
In Ungarn aber werde der Begriff Nation ein ganz anderer, al3 der des 
Bolkes; das Parlament verirre ſich vollitändig im Labyrinth ftaatsrecht- 
lihen Hader3; die großen Ideen, die das Volk bewegen, blieben ihm völlig 
fremd, jo die Auswanderungsfrage. Hätten wir eine wirfliche Volksver— 
tretung, jo würde die Fägliche Lage großer Volksmaſſen, die fie zur Aus- 
wanderung drängt, im Parlament zur Sprache kommen, jo würden die 
Steuerreform, jomwie Eijenbahn- und Kanalbauten begonnen werden. Die 
Bolksvertretung mürde fi) mit der Yörderung des Handel und der 
Induſtrie befaſſen, demokratiſche Grundbefigpolitif treiben, kurzum, das 
Parlament würde ſeine Ehre darin ſuchen, die Wohlfahrt der breiten 
Volksſchichten zu fördern. Da jedoch das Parlament aus dem Kreiſe der 
geringen Zahl der Privilegierten hervorgeht, kümmert es ſich nicht um 
dieſe hochwichtigen Intereſſen, vertieft ſich aber mit fanatiſchem Eifer in 
die ſtaatsrechtlichen Streitfragen. Die Erſcheinung neuer Elemente im 
Parlament, welche das allgemeine Stimmrecht entſenden wird, wird zu— 
leich neue Ideen in den Vordergrund ſtellen; die alten verbrauchten 
—— Schlagworte werden in die Rumpelkammer fommen. Man 
wird durch pofitive jegensreiche Arbeit den Beifall der Wählerjchaften zu 
— ſuchen müſſen. Das allgemeine Wahlrecht ſchließt nicht die 
üre vor den nationalen Wünſchen und wird für ein ſegensreiches, erfolg- 
reiche Zujammenwirfen der Krone und der Nation die feite Grundlage 
des parlamentarijchen Lebens bilden. Das ganze Land lechzt nad) einer 
Entwirrung und wünſcht eine endgültige, friedliche Entwidelung. Das 
allgemeine Wahlrecht reinigt die politiihe Moral. Die häßlichen Seelen- 
fäufe müfjen aufhören. Auch bei dem allgemeinen Wahlrecht würde das 
magyarishe Element überwiegen. Das Wahlrecht foll nur denjenigen 
erteilt werden, die über 20 Yahre alt find und Magyariſch (nicht etwa 
allen, die ihre Mutterjprache) jchreiben und leſen können. Das wären 
2273881 Wähler. Ausgejchlojfen blieben nocd) 2049085 über 20 Yahre 
alte Männer. 52,06 Prozent erhalten das Wahlrecht, 47,4 erhalten es 
niht. Die Ausſchließung träfe am ftärkften die nichtmagyarifchen 
Nationalitäten. 


17. September. (Eggenburg i.N.-Öfterreich.) Der chriftlich- 
joziale Parteitag unter Führung Prinz U. Liechtenfteins, Luegers u.a. 
protejtiert jcharf gegen die Preisgebung der djterreichifchen Intereſſen 
„gegenüber einer gewifjen judäomagyarifchen Klique“. 

20. September. (Gaftein.) Die Tauernbahn wird eröffnet 
in Anmejenheit des Kaijers. 

22. September. (Wien.) Die Gejamterefutive der Sozial: 
demofratie Hſterreichs fpricht den ungarischen Sozialdemokraten 
ihre Sympathie im Kampfe um da3 allgemeine Wahlrecht aus 
und tadelt den Frhrn. dv. Gautjch jcharf, daß er die Wahlreform 
in Ungarn verhindert habe. „ 
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23. September. (Wien.) Bergebliche Verhandlungen zwi— 
jchen den Führern der ungarijchen Koalition und dem König. 


Der König empfängt in der Hofburg den Grafen Andrafiy, Grafen 
Apponyi, Baron Banffy, Franz Koſſuth und den Grafen Adalar Zichy 
und forderte dieje als Vertreter der Majorität des ungarischen Reichs— 
tages auf, auf Grund eines annehmbaren, in voller Berüdjichtigung der 
bon der Krone aufgeftellten Bedingungen ausgearbeiteten Regierungspro- 
gramms Vorſchläge zur Bildung eines parlamentariichen Kabinett? zu 
machen. Die Bedingungen find: 1. die militärifchen Fragen, injofern fie 
die Kommando=- und Dienftiprache betreffen und in denen eine Nachgiebig- 
keit abjolut ausgejchloffen ift und bleibt, werden aus dem Programm aus— 
geichaltet; 2. die Grundlagen der Gemeinſamkeit, ſowohl in bezug auf die 
Armee ald auch der auswärtigen Vertretungen bleiben vollfommen unbe- 
rührt; 3. die Nevifion der 67er Baſis, fjofern es fih um wirtjchaftliche 
oder ſonſtige, da3 Verhältnis zwiichen Defterreih und Ungarn berührende 
Fragen handelt, wird nicht einfeitig zwijchen der Krone und der unga- 
riijhen Nation, jondern nur im Wege eines von der Sanftion des Kaijers 
abhängigen Kompromifjes zwijchen den beiden Staaten der Monardjie 
unter der Intervention der beiderjeitigen Regierungen und von ad hoc 
ernannten Barlamentsdeputationen En: 4. joll die Verpflichtung 
übernommen werden, daß die Staatönotwendigkeiten, nämlich, daß der 
Staat3voranichlag, die ordentliche Rekrutierung und die Handeldverträge 
potiert und die Wahl der Delegationen und der Quotendeputation vorge- 
nommen werden. 5. joll die Berpflihtung übernommen werden, daß die 
Koftendedung für jene militärischen Forderungen, von denen die legten 
Delegationen einen Zeil der Beträge für die Jahre 1904/05 bewilligt 
haben, ferner eine auf Grund der zweijährigen PBräjenz-Dienftpflicht ein- 
zubringende Wehrvorlage votiert werden. 

Der König weit hierauf die Koalitionsführer zur weiteren Ber- 
handlung an den Minifter de3 Auswärtigen Grafen Goluchowski. Die 
Abgeordneten lehnen die Verhandlungen mit ihm ab, weil er nicht unga- 
riiher Staatsbürger ſei und fih nicht in innere ungarijche Berhältnifie 
einmijchen dürfe. Der König beruft hierauf den Oberſthofmarſchall Graf 
Cziraki zur Führung der Berhandlung. Nach einer Beſprechung mit 
ihm verlafjen die Magyaren Wien (24. September). 


26. September. (Cisleithanien.) Eröffnung des Abgeord- 
netenhaufes. Erklärung über das Berhältnis zu Ungarn. All- 
gemeine Stimmrecht. 


Minifterpräfident Frhr. v. Gautſch, von den Sozialdemokraten 
mit großem Lärm begrüßt, bejpricht das Verhältnis zu Ungarn. Er er- 
innert an Die bei feinem Amtsantritt abgegebene Erflärung, daß die Re— 
gierung bereit ei, für eine loyale Durchführung der mit Ungarn getroffenen 
Vereinbarungen jederzeit einzuftehen. Selbſtverſtändlich müffe aber die 
öfterreichiiche Regierung auch auf der vorbehaltlofen Durchführung diefer 
Vereinbarungen jeitend Ungarn beftehen. Insbeſondere verlange die Re- 
gierung die Yortjegung und rechtzeitige Beendigung der Handelövertrags- 
aktion. Die Regierung fönne hierfür von ihrem Standpunkt irgend eine 
Konzeſſion nicht gewähren. Sie ſei jedoch jederzeit bereit, Hinfichtlich der 
die wirtſchaftlichen und jonftigen Verhältnifje zu Ungarn berührenden 
Fragen eine Revifion der 1867er Gejeßgebung unter den von der Krone 
zunächſt ausgejprochenen Vorbehalten und auf dem von der Krone be- 
zeichneten Wege zuzugeftehen. Sollte bebauerlicherweife Ungarn bezüglich 
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ber Durchführung der Handelöverträge der Auffafjung der öfterreichiichen 
Regierung nicht zuftimmen, wobei für die Regierungen fein anderer Termin 
als der 1. März 1906 bejtehe, jo werde die Regierung die öfterreichifchen 
Anterefjen zu jchügen wiſſen und rechtzeitig dem Hauje die betreffenden 
Vorlagen unterbreiten. Für den Fall, daß verfafjungsmäßige Delegations- 
beichlüffe nicht rechtzeitig zuftande fämen, werde die Regierung in der 
nächſten Tagung dem Haufe eine Gejegesvorlage betr. die Beitragsleiftung 
zum gemeinjamen Staat3haushalt unterbreiten. In bezug auf die Frage 
de3 allgemeinen Stimmredt3 in Ungarn (anhaltender Lärm, Zwiſchenrufe 
bei den Sozialdemokraten), fonjtatiert der Minifterpräfident, daß die über 
jeine Haltung in Ddiejer Frage in die Deffentlichkeit gedrungenen Mit- 
teilungen nach der Natur der Sache feinen Anjprud auf Glaubwürdigkeit 
erheben fönnten (fortgejegte Zwijchenrufe) und tatjächlich auch in der ver- 
öffentlichten Form unrichtig ſeien. (Anhaltende Zwilchenrufe: Warum 
haben Sie früher nicht geiproden?) Schon der Umstand, daß dieje Mit- 
teilungen ſich al3 Quelle auf die unter dem Borfig des Kaijers ftattge- 
fundene Konferenz beriefen, an der außer dem Minijter des Aeußern nur 
die beiden Minifterpräfidenten teilnahmen, mußte gewiß Mißtrauen hervor- 
rufen. Die bloße Bumutung, daß dieje Konferenz wirklich die Quelle ge- 
bildet haben könnte, jcheine ihm, dem Minifterpräfidenten, mindejtens eine 
arge Beleidigung der betreffenden Minifter zu enthalten. Er müſſe 
übrigen3 die ihm von der Deffentlichkeit zugejchriebene entjcheidende Ein- 
wirkung auf die Frage des allgemeinen Stimmredt3 in Ungarn beftreiten. 
(Zebhafter Lärm.) Er Halte jelbftverftändlich nach wie vor unbedingt an 
dem Grundjag feit, jih nicht in die inneren Angelegenheiten Ungarns 
einzumifchen, gleichwie er ji) dagegen verwahren müfje, daß jeitens Ungarns 
in die inneren Angelegenheiten Oeſterreichs irgendwie eingegriffen würde. 
(2ebhafter Beifall; Zwiſchenrufe.) Das Hindere aber nicht, daß fich eine 
Situation ergeben habe, in der die Stimme de3 öſterreichiſchen Minifter- 
präjidenten gehört werden müſſe und gehört werden würde. In foldhen 
Situationen, wo e3 jih um große, ihm anvertraute Intereſſen handle, fei 
der Minifterpräfident ſich zu äußern berechtigt und verpflichtet. Und 
diejes Recht würde er fich von niemanden verfümmern lafjen. (Lebhafter 
Beifall.) Aus diefen Darlegungen gehe hervor, daß die Frage der Er- 
weiterung des Wahlrechtes in Ungarn eine Angelegenheit jei, worüber er 
als Minifterpräfident hier weder jprechen könne noch dürfe. Er ftehe 
aber nicht an, ſich rüdhaltlos über feine Haltung zum allgemeinen Stimm- 
recht in Dejterreich zu äußern. Er jei durchaus fein grundjäglicher Gegner 
der Erweiterung des Wahlrechtes auf der breiteften Grundlage und er jei 
wiederholt für dieſelbe eingetreten. Aber gerade in Oeſterreich ftänden 
einer jo weittragenden Reform mit Nüdficht darauf Schwierigkeiten ent- 
gegen, als ein allgemeines Wahlrecht, wenn e3 die Gewähr jeines Beftehens 
in ſich tragen ſolle, nur auf der feften und dauernden Iinterlage der 
Ordnung der nationalen Berhältnifje beruhen fünne. (Anhaltende Zwiſchen— 
rufe.) Alles aber, was hier gejchehe, müjje auf verfaffjungsmäßigem Wege 
eihehen; denn auf der verfafjungsmäßigen Grundlage beruhten alle 
Hontöregitichen Einrihtungen in Defterreih. Dede gewaltſame Unter— 
bredung der Yegalen Entwidelung erjchüttere das Rechtsbewußtfein und 
die Rechtsficherheit auf Generationen hinaus. 

In der Debatte am folgenden Tage finden u. a. die deutiche Fort» 
ihritt3partei und die Sozialdemokraten, daß Gautjch feine Einmiſchung in 
die ungarische Wahlfrage zugeftanden habe. 

26. September. (Cisleithanien.) Budget. 

Das Budget für 1906 weift eine Gefamteinnahme von 1822027400 
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Kronen und eine Gefamtausgabe von 1819042210 Kronen auf; der Ueber— 
ihuß beträgt ſonach 2985191 Kronen. Die Beitragsquote für die gemein- 
jamen Angelegenheiten ift vorläufig mit den PBräliminarziffern des Jahres 
1905 eingeftellt, da das Erfordernis des gemeinfamen Haushaltes durch 
die Delegationsbeijchlüffe noch nicht ziffernmäßig fejtgeftellt if. Für die 
Errihtung neuer Telephonleitungen ift ein Mehrerfordernis von einer 
Million Kronen eingeftellt. Außerdem wird die Regierung in dem Finanz- 
gejeg ermächtigt, aus Gebarungsüberjchüfien von 1904 zur Ausgeſtaltung 
des Telephonneges 1!/. Millionen zu verwenden. 


Ende September. (Ungarn.) Kundgebungen der Parteien. 
Angeblihe Einmiſchung Deutjchlande. 


Die foalierten Parteien erlafjen ein Manifeft, in dem fie in Er- 
widerung auf da3 von dem König vorgelegte Programm erflären, daß 
einige Punkte desjelben mit der Verfafjung nicht übereinftimmen. Nament- 
lid) wird von der Erklärung des Königs, daß bezüglich der Kommando- 
ſprache Konzeſſionen ausgejchlofjen jeien und bleiben, gejagt, daß dieſe das 
Selbjtbeftimmungsreht der Nation tatſächlich aufheben oder doc ohne 
gejegliche Grundlage verftümmeln würde. — Die Blätter bezeichnen die 
Erklärungen des öſterreichiſchen Minifterpräfidenten Dr. Frhrn. v. Gautſch 
al3 unbefugte Einmijchung in innere ungarische Angelegenheiten, welche er, 
wenn auch mit allerlei Berflaufulierungen, zugeftanden habe. 

Die aus der liberalen Partei ausgetretenen 20 Abgeordneten erflären 
in Eintritt in die Koalition. Die Führer der Koalition bereijen die 

rovinz, um dieſe über die politiiche Lage aufzuklären. 

Der Bizepräfident der ungariſchen Unabhängigfeitspartei Polonyi 
ermächtigt den Korrejpondenten der „Neuen Freien PBrefje“, zu erklären, 
daß der unbeugjame Wille des Kaiſers gegen die Armeeforderung der 
Ungarn auf das direkte Eingreifen der deutichen Botſchaft zurüdzuführen 
jei. Hierauf erklärt der deutjche Botichafter Graf Wedel in der „Neuen 
Freien Preſſe“, daß die unter dem Namen des ungarijchen Abgeordneten 
Polonyi veröffentlichten Mitteilungen über feine (Wedels) Einflußnahme 
auf Entjchliegungen des Kaiſers Franz Joſeph bezüglich der ungarijchen 
Kommandofprache gänzlih unwahr find. Der Botjchafter verjichert, er 
et diejer Angelegenheit weder in Berlin noch in Wien eine Audienz 
gehabt. 

Ende September. (Ungarn) Die magyarijche Preſſe ijt 
enttäufcht über den Empfang der Abgeordneten beim König und 
fieht in der föniglichen Erklärung eine Vorbereitung des Abfolutis- 
mus. Das Ultimatum des Königs fei für die Nation unannehm- 
bar. Zwiſchen Sozialdemofraten und Anhängern der Koalition 
fommt e8 zu mehrfachen Schlägereien. 

1. Oktober. (Mähren.) Ein deutjcher Volkstag in Brünn 
protejtiert gegen die Errichtung einer tichechifchen Univerfität in 
Brünn, die nur ein nationales Kampfmittel bilden werde. — Ein 
tſchechiſcher Volkstag in Brünn erklärt e8 für Pflicht der Regierung, 
ichleunigjt eine tjchechijche Univerfität in Brünn zu errichten. — 
Mehrere Zujammenftöße finden ftatt, in den folgenden Tagen 


jchreitet Militär gegen die Tſchechen ein. 
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1. Oftober. (Ungarn.) Der dritte Jahrgang der aus Un— 
garn refrutierten Mannjchaft wird nicht entlafjen, jondern bis zum 
31. Dezember zurüdbehalten. 


5./6. Oftober. (Gisleithanien.) Abgeordnetenhaus. De— 
batte über das allgemeine Wahlrecht. 


Die Tihechen ftellen einen Dringlichkeitantrag auf Einführung des 
allgemeinen Wahlrechts. Abg. Kramarſch (Tſch.): Der Staat müfje die 
Volksmaſſen im eigenen Intereſſe Heranziehen. Die Furcht vor Nicht- 
bemwilligung der Notwendigkeiten des Staates, bejonders der Militärlaften, 
jei unbegründet. Das Volk werde vielmehr dadurd, daß es gemifjenlojen 
Agitatoren entzogen werde, ein erhöhtes Interefje an den Staatänotwendig- 
feiten gewinnen, und e3 werde die durch die Privilegien des Adels und 
des Großgrundbefige3 gehemmte Entwidelung des Staates ungleich befjer 
fördern. Auch der Abſchluß des nationalen Friedens werde nicht eher 
ermöglicht werden, als bis das Privilegium im Parlament aufgehört hat, 
denn ein Friedensſchluß zwiichen Privilegierten und Unterdrüdten ſei un- 
möglid. Er glaube nicht, daß der Minifterpräfident jich in die ungarifchen 
Wahlangelegenheiten eingemijcht habe, er übe jedoch indireft Einfluß dar- 
auf aus, wenn er fich hier gegen da3 allgemeine Wahlrecht in Defterreic) 
ausſpreche. Er erwarte von der Einführung des allgemeinen Wahlrechts 
hüben wie drüben einen günftigeren Boden für die Regelung des Verhält- 
niſſes zwiſchen den beiden Reichsteilen. 

Am folgenden Tage erwidert Minifterpräjident v. Gautſch: Die 
Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten, geheimen Stimmrechtes jei 
eine Frage von jo überaus weitgehender, ja grundftürzender Bedeutung 
für alle öffentlihen Angelegenheiten, daß fie nur mit großem Ernſte, mit 
der größten Objektivität, nur nad) reiflicher Prüfung gelöft werden könne. 
Er habe den Eindrud gewonnen, daß die Flagge des allgemeinen Stimm- 
rechtes politiiche Ware von ganz verjchiedener Art dede. (Lebhafte Zu- 
ftimmung.) Der Abg. Kramarſch hat bei den Einjchränkungen Hinfichtlich 
der Steuerleiftung die Bevölferungszahl außer acht gelafjen jowie den Um— 
ftand, dab es fih nicht um Länder, fondern um die fie bemohnenden 
Nationalitäten handele. Es wäre feine glüdliche Löſung, wenn irgendeine 
Nationalität des Reiches durch das allgemeine Stimmredht um jene Ber- 
tretung im Abgeordnetenhauſe käme, die fie nad) ihrer Fulturellen und 
geichichtlichen Bedeutung zu beanjpruchen berufen je. In jolhem alle 
bilde da3 allgemeine Stimmredt nicht nur ein gefährliches, jondern ein 
jehr kurzlebiges Experiment. Das öſterreichiſche Parlament jei nicht nur 
die Vertretung der Parteien und einzelner politiicher Anjchauungen, ſon— 
dern auch die Vertretung der Nationalitäten. Der Regierung liege e3 ob, 
die überfommene gejchichtliche Geltung der Nationalitäten nicht außer acht 
zu lafjen. Sollten aber die Vertreter der öfterreichiichen Völker jelbjt alles 
für unnötig halten, was fie bisher ald Bürgjchaft ihres berechtigten Ein- 
fluffes im Parlamente fefthielten, und was den Nationalitäten Schuß vor 
Majorifierungen bot, dann würden auch bei der Regierung die wichtigften, 
gegen die Einführung des allgemeinen Wahlrechtes jprechenden Bejorgnifje 
ſchwinden. In England beftehe bisher das allgemeine gleiche Stimmrecht 
nicht. Deutichland habe e3 zwar für den Reichstag als Erbichaft der Ein- 
heitsbeftrebungen des Jahres 1848 übernommen, doch fehle e8 auch hier 
nicht an Verjuchen, die nivellierende Macht des allgemeinen Stimmrecdhtes 
abzuſchwächen. Das allgemeine Wahlrecht beftehe eigentlich nur in Deutjch- 
land und Frankreich, zwei Staaten, die auf einheitlicher nationaler Grund- 
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lage beruhen. Defterreich ſei am menigften geeignet, nach irgend einer 
Schablone regiert zu werden. Was Hier zu erörtern und zu bejchließen 
jei, könne ausichließlich von den reiflich erwogenen Intereſſen Defterreichs 
und feiner Völker ausgehen. Nur dieje fönne er prüfen; einen theoretijchen 
Grundjaß aber könne er dem Haufe bei der Abjtimmung über die Dring- 
lichkeitsanträge nicht empfehlen. 

Abg. Dzieduszycki (Pole): Die Polen verſchlöſſen fich nicht der 
Notwendigkeit der Ausdehnung des Wahlrechts, doc) könne dieje Angelegen- 
heit nicht im Wege der Dringlichkeitsanträge und ohne Rüdficht darauf 
gelöft werden, daß dieſes Parlament ein Länderparlament fei. Hortis 
(italien. Vg.) glaubt, die durch das allgemeine Wahlrecht ins Haus ent- 
jandten Bertreter würden einen noch ftärferen Rüdhalt im olfe haben 
und ihre Stimmen könnten dann im Parlamente nicht ignoriert werden. 
Dr. Menger rg Fortichrp.): Er könne nicht für die Auträge ftimmen, 
folange nicht für eine gebührende Vertretung aller Nationalitäten Garantie 
geichaffen fei. Stein (alldeutiche Vg.) erklärt, die Alldeutichen würden für 
die Dringlichkeit ftimmen und den Antrag auf die Feitlegung der deutjchen 
Staatsſprache hierbei erneuern. Derſchatta (deutiche Vp.) jpricht fich für 
die Dringlichkeitäanträge aus, verlangt jedoch Berüdjichtigung der natio- 
nalen, kulturellen ſowie fozialen und wirtfchaftlichen Verſchiedenheiten der 
einzelnen Länder. Schöpfer (driftl.-joz. Vg.) tritt gleichfalld für das 
allgemeine Wahlrecht ein. In der dann folgenden Abſtimmung wird die 
Dringlichkeit fämtlicher Anträge abgelehnt. 

10. Oktober. (Ungarn.) Der Reichötag tritt zufammen und 
wird durch ein königliches Handjchreiben biß zum 19. Dezember 
vertagt. Beide Häufer fafjen einen Proteftbefchluß gegen die Ver— 
tagung. 

10. Dftober. (Böhmen.) Der Landtag tritt zufammen. — 
Die Sozialdemokraten veranftalten vor Beginn der Sitzung eine 
Mafjendemonftration für das allgemeine Wahlrecht. 

16. Oktober. (Ungarn.) Baron Fejervary wird abermals 
mit der Kabinettsbildung betraut. 

25. Dftober. Das „Fremdenblatt” richtet eine ſcharfe Mah— 
nung an den Gultan, in der Trage der Yinanzkontrolle nachzu= 
geben, um Gewaltmaßregeln der Mächte zu vermeiden. 

25. Oktober. (Ungarn.) Das fiebenbürgifch-evangelijche Kon— 
fiftorium erhebt beim König Bejchwerde gegen die Minifterialver- 
ordnung vom Auguft über die Volksſchulen (©. 167). 

25. Oktober. (Ungarn.) Minifterpräfident Fejervary fordert 
in einem Rundfchreiben die Munizipien auf, die freiwillig gezahlten 
Steuern an die Staatskaſſe abzuliefern und den fich freiwillig zum 
Militärdienft Meldenden Bejcheinigungen zu erteilen. 

28. Oktober. (Ungarn.) Minifterpräfident Fejervary legt 
in einer Öffentlichen Anjprache fein Programm dar: 

Falls die Koalition eine Berftändigung ablehne, werde er Neu- 
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wahlen ausjchreiben. An der Spitze jeined Programms ftehe das all- 
gemeine, geheime, nach Gemeinden und unmittelbar auszuübende Wahl- 
recht. Bei Einführung diefer Inftitution werde er aber Sorge tragen für 
den Schuß der ftaatlichen und der nationalen Intereſſen. Ueber die mili» 
täriihe Frage jagt er: Mit der Rüdverfegung ungariſcher Offiziere jei 
bereit3 begonnen; für die Offiziersunterricht3anftalten jei bereit3 angeordnet 
worden, daß ein großer Teil der Unterrichtögegenftände in ungarifcher 
Sprache gelehrt werde und in derjelben auch die Prüfungen zu erfolgen 
hätten; ebenjo jei auch die ungarische Ausbildung der Mannichaften an- 
geordnet worden, auch in dem Falle, wenn ihre Mutterjprache nicht die 
ungarijche jei, vorausgefegt, daß fie nur überhaupt Ungarifch verftehen. 
Auf dieſe Weife werde im Wege de3 umentgeltlihen Volksunterrichts im 
ganzen ungarijchen Teile der Armee die Ausbildung eheftens in ungarischer 
Spradhe erfolgen. Zur Löſung der Emblemfrage würden baldigſt Kom- 
miffionen zujammentreten. Die Regierung halte feft an der zweijährigen 
Dienftzeit. Ferner jollten große joziale Reformen, namentlich Arbeiter- 
verjicherungsgefege, ausgeführt werden. 


Ende Dftober. (Ungarn.) Die magyarijchen Parteien er- 
Hären fich im allgemeinen gegen das allgemeine Wahlrecht. 

Anfang November. (Ci3leithanien.) Demonftrationen für 
das allgemeine Wahlrecht. 


In vielen großen Städten, z.B. in Wien, Prag, Graz, demon- 
ftrieren Umzüge und Verfammlungen für das allgemeine Wahlrecht. An 
manchen Stellen, namentlic) in Prag, Hat die Demonftration einen revo- 
Iutionären Charafter und wird mit Kundgebungen für die ruffiiche Revo— 
lution und gegen die Deutjchen verbunden; zahlreiche Zufammenjtöße mit 
Polizei und Militär finden ftatt, in Prag zerjtört das Militär Barrifaden 
(5./7. November). Die jozialdemofratiichen Eijenbahner Böhmen beichliegen 
die Obftruftion, um Lohnerhöhungen und das allgemeine Wahlrecht zu 
erzwingen; für den allgemeinen Ausftand wird agitiert. 


4. November. (Eisleithanien.) Die „Abendpojt” bringt 
folgende offiziöfe Kundgebung über das Wahlrecht: 


„Das Abgeordnetenhaus hat fich in jeinem letzten Seſſionsabſchnitte 
faft ausjchließlid mit der Wahlrechtsreform bejchäftigt, und wer den De- 
batten aufmerkſam gefolgt ift, konnte den Eindrud gewinnen, daß der 
früher verbreitete grumdjägliche Widerftand gegen eine weitgehende Aende- 
rung der Grundlagen des bisherigen Wahlrechtes zum Reichsrate ſich er- 
heblich abgeſchwächt hat und daß die Stimmung de3 Parlaments, ſowie 
des größten Teile der Deffentlichkeit heute einer Reform weſentlich ge- 
neigter ift. Die Negierung vermochte diefe Tatjachen nicht zu überjehen 
und mußte fich, je größer die Bedenken und Schwierigkeiten find, auf Die 
eine praktiſche Durchführung des Verlangen nad) dem direkten, allgemeinen 
und gleihen Wahlrechte in Defterreich ftößt, defto eher und eingehender 
mit der Frage befafien, unter welchen Bedingungen den Wünjchen nad) 
einer dem Stande der öffentlichen Entwidelung entiprechenden Wahlreform 
willfahrt werden könnte. Es darf auch nicht überjehen werden, daß dieje 
Wünſche durch Vorgänge in anderen Staaten mannigfache Unterftügung 
erfahren haben. In Defterreich handelt es fich nicht um die Anwendung 
einer einfachen Formel; es müfjen vielmehr, wenn nicht der Uebergang 
mit zu großen politijchen Erjchütterungen verbunden jein joll, Geſichts⸗ 
punkte der verſchiedenſten Art berückſichtigt werden. Es iſt dies eine Arbeit, 
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welche rubigfter und reiflichfter Weberlegung bedarf; Beweis deſſen die 
Bielheit und Verfchiedenartigkeit der VBorjchläge, die jelbft von bedingungs- 
lojen Anhängern de3 allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes in 
bezug auf die praftiiche Geftaltung der Einzelheiten vorgebracht wurden. 
Bor allem ift für dieſe Arbeit eines unerläßlich: die Ruhe des öffentlichen 
Lebens; denn während leidenjchaftlicher Volksbewegungen kann dieje Arbeit 
nicht geleiftet werden. Die Vorgänge der legten Wochen, bejonderd aber 
jene in Wien, machen e3 notwendig, auf diejen Umftand nachdrücklich Hin- 
zumeijen und diejenigen, die am lebhafteften für eine weitgehende Reform 
eintreten, darauf aufmerkſam zu machen, daß deren Schiedjal zum Teile 
auch in ihrer Hand liegt. Wenn die Regierung darauf bedacht ift, das 
Verlangen nad) einer zeitgemäßen Umgeftaltung des Wahlrechtes zu fördern 
und feiner Erfüllung zuzuführen, jo tft fie auch verpflichtet, um fünftiger 
Aenderungen de3 öffentlichen Rechtes willen nicht die öffentliche Ordnung 
jtören zu lafjen und Auflehnungen gegen die Gejeße, wie fie in der legten 
Zeit vorgefommen find, Hintanzuhalten. In der Bewegung, deren Lärm 
jeit einiger Zeit die Straßen erfüllt, muß das politiihe Moment von dem 
der Gemalttätigfeit und Gejegwidrigfeit unterjchieden werden. Die Regie- 
rung wird der politifchen Bewegung feine Schranken jegen; weder der Er- 
Örterung in der Preſſe noch in den Verfammlungen. Die politiiche Agi- 
tation für die dee der Wahlrechtäreform joll fich innerhalb des Geſetzes 
ungehemmt entfalten. Aber andrerjeit3 darf nichts gejchehen, was Unruhe 
und Aufruhr im Gefolge hat. Gewalttätigfeiten und Zerftörungen, Auf- 
lehnungen gegen die öffentliche Ordnung müffen unterbleiben, und die Re— 
gierung ift entfchloffen, mit allen gejeglichen Mitteln folche, das öffentliche 
Leben jchädigenden und das Anjehen des Staates herabjegenden Ausichrei- 
tungen entgegenzutreten. Wem es um politiiche Entwidelung, um Fort— 
bildung des Berfaffungsrechtes, um Erweiterung des Wahlrechtes zu tun 
ift, der wird diefen Zielen am beften dienen, wenn er allen feinen Einfluß 
aufbietet, um Vorfälle, wie fie fich jüngft zum allgemeinen Bedauern er- 
eignet haben, hintanzuhalten. Es liegt im Intereſſe der Volkskreiſe, die 
dieje Reform wünſchen, durch ihr Verhalten zu bezeugen, daß fie in jedem 
Sinne politiich reif find — auch für ein neues Wahlredht. Das Parlament, 
nicht die Straße ift der Ort, wo die Entſcheidung darüber zu fallen Hat.“ 


14. November. (Cisleithanien.) Die Obftruftion der 
Eijenbahner, die den Güterverkehr in Böhmen und auf benach— 
barten Streden lahmgelegt hat, wird durch Lohnerhöhungen bei= 
gelegt. 

14. November. (Wien) Der König von Spanien bejucht 
den Kaijer Franz Joſeph. 

17. November. (Mähren) Der Landtag genehmigt eine 


neue Wahlordnung. 


Die nach mehrjähriger Vorbereitung bejchlofjene Wahlordnung ent- 
hält fünf Kurien: Großgrundbejig, Handelsfammern, Städte, Yandgemeinden, 
Kurie des allgemeinen Wahlreht3. Die Kurien find national geteilt, 
Deutiche und Tichechen werden in getrennten Rataftern eingetragen und 
wählen getrennt. Der Großgrundbejig wählt nad) einem jehr verwidelten 
Proportionalwahliyftem 10 Tſchechen und 20 Deutſche, die Stabtfurie 
20 Tſchechen und 20 Deutjche, die Handeläfammern von Brünn und Dl- 
müg 3 Tſchechen und 3 Deutjiche, die Landgemeinden 39 Tichechen und 
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14 Deutjche, die allgemeine Wählerflaffe 14 Tichehen und 6 Deutfche. In 
nationalen Fragen ift Zweidrittelmehrheit erforderlich. 


18. November. (Ungarn.) Da viele Komitatsbehörden der 
Regierung die Unterjtüßung verweigern, entzieht die Regierung 
ihnen die ſtaatliche Subvention, die did autonome Verwaltung 
erhält. 

28. November. (Wien) Ein Maffenumzug, deſſen Zeil- 
nehmer bi3 auf 100000 Perſonen geſchätzt werden, demonftriert für 
das allgemeine Wahlrecht. Abordnungen tragen dem Minifter- 
präfidenten, den Präfidenten des Abgeordnnetenhaufes und Herren- 
hauſes die Volkswünſche vor. 

28. November. Wien.) Der Reichsrat tritt zufammen. 
Debatte im Abgeordnetenhaufe über das Verhältnis zu Ungarn und 
das allgemeine Wahlrecht. 


Minifterpräfident v. Gautſch mweift zunächft auf die Notwendigkeit 
der Sicherung der verfafjungämäßigen Gebarung des Staatshaushaltsetats 
hin, zu welchem Zwecke die Regierung dem Haufe ein jech3monatiges 
Budgetprovijorium unterbreite. Ueber das Berhältnis zu Ungarn erflärt 
er: der wiederholt dargelegte Standpunkt ſei der gleiche geblieben, daß die 
gemeinjamen Einrichtungen, insbeſondere die Gemeinjamfeit des Heeres, 
ım Sinne de3 Ausgleichsgeſetzes unverjehrt erhalten bleiben müßten und 
daß auch das Programm de3 neuen ungarijchen Minifterpräfidenten die 
Ausführung der befanntgegebenen Entichliegungen des gemeinfamen Kriegs— 
minifters enthalte, die die Einheit der Armee nicht zu lodern verjuchten. 
Die Verfügungen bezüglich der Regimentsiprache jeien feine Neuerung und 
fönnten fein Hindernis bilden für die Armee, die ſich neuerlid” mit Ruhm 
bededen werde, wenn einmal der Ruf an fie erginge. (Zuftimmung.) Be- 
züglih der wirtichaftlihen WVerhältniffe zu Ungarn ftehe die Regierung 
unverändert auf dem Standpunkte, daß die Gemeinfamfeit nur dann wie 
bisher erhalten werden fünne, wenn Ungarn ohne weitere Zugeftändniffe 
jeiten3 Defterreich3 die von der früheren Regierung getroffenen Abmachungen 
übernähme. Was den gemeinfamen Haushalt der Monarchie betreffe, hoffe 
die Regierung, daß das Parlament die Ermächtigung zu der Vorlage er- 
teile, die die Regierung zur Negelung der Haushaltsangelegenheiten recht- 
zeitig dem Haus unterbreiten werde. Ueber die Wahlrechtsfrage jagt 
er: Die Regierung glaubt, daß bei den verjchiedenartigiten Wirkungskreiſen 
der Landtage und der Reichövertretung das allgemeine Stimmrecht feines- 
wegs berufen ift, den Grundjaß der Sntereffenvertretung aus den Land- 
tagen zu verdrängen, da bie nee wirtichaftlichen Intereſſen, die die 
Zandtage wahrzunehmen berufen find, in der nterefjenvertretung einen 
wirfjameren Schuß finden als bei dem allgemeinen Stimmredt. Das Haus 
habe durch feinen Beichluß vom 6. Oktober formell der Frage der Ein- 
führung des allgemeinen Wahlrecht die Dringlichkeit nicht zuerkannt, durch 
die damals erzielte Mehrheit aber die Unerläjjigfeit einer Wahlreform an- 
erfannt. (Lebhafte Zuftimmung.) Der Grundjag müfje aufrecht erhalten 
werden, daß die früher erworbenen öffentlichen Rechte weiter gelten müfjen. 
Weitere jorgfältigfte Beachtung erfordert die Frage voller Sicherung der 
Freiheit der Wahlen und der Verhinderung jedes Terrorismus. Die wich- 
tigfte Frage aber ift der Schu der nationalen Minderheiten gegen die 
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Uebermacht der Kopfzahl. Die Regierung ift der Anjchauung, daß der bejte 
Schuß der nationalen Minderheiten in Kleinen, möglichjt national ab- 
gegrenzten Wahlbezirfen mit Einzelwahlen zu finden ift. (Rebhafter Bei- 
fall.) Sie wird dem Haufe eine Wahlfreißeinteilung vorjchlagen, Die die 
nationalen Reibungsfläden bi auf ein Mindeftmaß vermindern wird und 
den Gedanken einer nationalen Autonomie einer Zukunft eröffnet. (Xeb- 
bafter Beifall.) Der Regierung ſchwebt vor allem eine national einheitliche 
Abgrenzung der Wahlfreife vor; die nationalen Gemeindebezirfe jollen zu 
einheitlihen Wahlbezirfen verbunden werden, wobei jede Gemeinde ber 
MWahlort wäre. Auc, eine entjprechende Vertretung der induftriell hervor- 
tragenden Gebiete muß gefichert werden. Die Regierung wird alles auf- 
bieten, um den Entwurf jpäteftend im Februar vorzulegen. Gleichzeitig 
müfje eine Reform des Haufe und eine Reviſion des Geſetzes über die 
Geihäftsordnung des Reichsrates in Beratung gezogen werden, um den 
regelmäßigen Gang der Gejeßgebung zu fichern. Die Regierung wird einen 
dahingehenden Gefebentiwurf vorlegen. Endlich) beichäftige ſich die Re— 
ierung auch mit der Frage, durch entjprechende Ausgeftaltung des Herren- 
Paufes jenen Intereſſengruppen eine entſprechende Vertretung zu fchaffen, 
die durch die Ausdehnung des Reichsratswaäahlrechts in Mitleidenjchaft ge- 
zogen werden. (Andauernde lebhafte Zwijchenrufe.) Soll ein neues Wahl- 
recht geichaffen werden, dann muß Vefterreicdh die neuen Wege mit Zu- 
verjicht betreten; denn jo groß auch die Reformbedürftigfeit des Wahlrechts 
jein mag, jo muß es das Biel der öfterreichifchen Politik fein, den inneren 
Frieden und die Rechtsficherheit der Völker zu mehren und die Machtfülle 
des Staates zu fteigern. (Lebhafter Beifall.) 
Sn der Debatte am 28., 30. November und 5. Dezember jprechen 
jich die Vertreter der meiften Parteien grundjäglic für das allgemeine 
Wahlrecht aus; zur Vorbereitung werden nationale Abgrenzungen gefordert. 


1.12. Dezember. (Cisleithanien.) Wahlrechtsdebatte im 
Herrenhaufe. 


Minifterpräfident v. Gautjch verweift auf jeine Erklärungen im 
Abgeordnetenhaufe über das Wahlrecht und weiſt zur Begründung der Re- 
form Hin auf die Fortichritte auf jozialem, politiichem und geiftigem Ge— 
biete jomwie auf die bisherige Unfruchtbarkeit der Gejeßgebung, wodurch 
die Strömung zugunften der Menderung der Grundlage des Parlaments 
jehr gefördert werde. Die Reform müfje zur Zeit verwirklicht werden, wo 
die Erweiterung der öffentlichen Rechte verjühnlich mwirfe und das Band 
zwijchen der Gejeggebung und allen Volksſchichten durch friedliches Zu— 
jammenmwirfen gefräftigt werde. Die Regierung jchreite übrigens nur auf 
dem Wege fort, der durc die Gejeßgebung von 1896 feftgelegt fei. Sie 
wolle das allgemeine Wahlrecht völlig ausgeftalten unter Berüdfichtigung 
der ftaatsrechtlichen und nationalen Berhältnifje, damit auch das neue Haus 
ein Spiegelbild des Reiches bleibe. 

Am folgenden Tage ſpricht Graf Thun fein Befremden über die 
Sinnesänderung aus, welche binnen drei Monaten feit der Ablehnung 
der Pringlichkeitanträge im Abgeordnetenhaufe bezüglich der Wahlreform 
eingetreten fei. Die jo grundjägliche Menderung des ganzen parlamenta- 
riſchen Lebens könne nur jchrittweife erfolgen. Dasjenige aber, was die 
Regierung al3 einen weiteren Schritt auf der durch die Gejehgebung ge- 
gebenen Bahn bezeichnet habe, jei der wahrhafte Sprung ind Dunkle. Er 
glaube nicht, daß die Regierung dem Anfturme zur Einführung des all- 
gemeinen Wahlrecht3 in den Landtagen genügenden Widerjtand werde ent- 
gegenjegen können. Er könne fich des ſchmerzlichen Gefühles nicht erwehren, 
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daß das Staatsruder nicht mehr in den Händen eines zielbewußten und 
unverwandt eine Richtung im Auge behaltenden Steuermannes fich befinde. 
Er müffe befürchten, daß das vom Minifterpräfidenten unnützerweiſe mit 
der Wahlreform im Zuſammenhang gebradte Schlagwort „Reform des 

errenhaujes” zu einer bedauerlihen Aktion ausgenügt werden könnte. 

ürft Auersperg macht die Regierung für den Bankrott des beftehenden 
Parlaments verantwortlih. Wie in Ungarn, jo habe auch in Defterreich 
der Zufall die Wahlreform auf die Tagesordnung geſetzt. Es fei feines- 
wegs ein Beweis von Stärke und Macht, einige taujend Menjchen unter 
irgendeinem Schlagworte auf die Straße zu führen, wohl aber jei es ein 
Beichen namenlojer Schwäche der Regierung, daß fie ſolche Ungejeglichteiten 
zulafle. Es ſei fein Kampf gegen die Rechte des Volkes, jondern gegen eine 
politifche Partei, welche die Alleinherrichaft im Staate haben wolle, defien 
EL fie leugne. Dr. v. Plener (deutjch-lib.) fordert als 
Gegengewicht bei Einführung des allgemeinen Wahlrechts Maßregeln zur 
Sicherung der Deutſchen und des ftädtiichen Mittelftandee. Dr. Mat- 
tuſch (Tſch.) macht das allgemeine Wahlreht von einer Neueinteilung 
Böhmens abhängig. Profefior Lammaſch (hriftl.-foz.) hält das allgemeine 
Wahlrecht für unvermeidlid). 


Anfang Dezember. (Böhmen.) Da in Prag neue Unruhen 
befürchtet werden, wird die Garnifon beträchtlich verjtärkt. 

Anfang Dezember. (Ungarn.) Die ſozialdemokratiſchen Setzer 
boyfottieren die da8 allgemeine Wahlrecht befämpfenden Organe 
der Koalition, jo daß dieje zeitweilig das Erjcheinen einftellen müſſen. 
Es fommt dabei zu blutigen Zujammenjtößen. Am 6. Dezember 
verjprechen die Zeitungen, feine Angriffe mehr gegen das allgemeine 
Mahlrecht richten zu wollen. 

Mitte Dezember. (Ungarn) Kultusminifter Lucacs ver- 
handelt vergeblich mit den Yührern der Koalition. 

19. Dezember. (Ungarn.) Der Reichdtag tritt zufammen 
und wird durch ein königliches Handfchreiben big zum 1. März 1906 
vertagt. — Das Abgeordnetenhaus proteftiert einftimmig gegen die 
Vertagung als verfaffungswidrig. 

19. Dezember. (Ungarn.) Die Regierung veröffentlicht den 
Gejegentwurf über das allgemeine Wahlrecht. 


Danad erhält jeder männliche Staatsbürger, der das 24. Lebens- 
jahr vollendet Hat und des Leſens und Schreibens kundig ift, das aftive 
Wahlreht. Jeder Wahlbezirk wählt einen Abgeordneten. Die Wahlbezirfe 
werden in Hleinere Abftimmungsfreife geteilt, wobei jede Gemeinde nad) 
einer bejonderen Wählerlifte abjtimmt. Die Wahl ift unmittelbar und 
geheim und erfolgt mitteld Stimmzetteld. Bei gleicher Stimmenzahl ent- 
ſcheidet das Los. Die gegenwärtige Zahl der Abgeordneten bleibt un- 
verändert beftehen, ebenjo die fünfjährige Mandatsdauer. Die bisherigen 
Wahlberechtigten behalten das Wahlrecht noch für die Dauer der beiden 
nächſten Wahlperioden, auch wenn fie nicht leſen und jchreiben können. 
Wählbar ift jeder ungarifche Staatsbürger, der von der Ausübung des 
Wahlrechts nicht ausgejchloffen ift und mindeftens jchon zehn Jahre lang 
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Uebermadht der Kopfzahl. Die Regierung ift der Anſchauung, daß der beite 
Schug der nationalen Minderheiten in Eleinen, möglichjt national ab- 
gegrenzten Wahlbezirfen mit Einzelwahlen zu finden ift. (Lebhafter Bei- 
fall.) Sie wird dem Haufe eine Wahlfreiseinteilung vorjchlagen, die die 
nationalen Reibungsfläden bis auf ein Mindeftmaß vermindern wird und 
den Gedanken einer nationalen Autonomie einer Zukunft eröffnet. (Leb— 
hafter Beifall.) Der Regierung jchwebt vor allem eine national einheitliche 
Abgrenzung der Wahlfreije vor; die nationalen Gemeindebezirke jollen zu 
einheitlihen Wahlbezirfen verbunden werden, wobei jede Gemeinde der 
Wahlort wäre. Auc eine entjprechende Vertretung der induftriell hervor- 
ragenden Gebiete muß gefichert werden. Die Regierung wird alles auf- 
bieten, um den Entwurf jpäteftens im Yebruar vorzulegen. Gleichzeitig 
müfje eine Reform des Hauſes und eine Revifion des Gejeges über Die 
Gejchäftsordnung des Reichsrates in Beratung gezogen werden, um ben 
regelmäßigen Gang der Gejeßgebung zu fichern. Die Regierung wird einen 
dahingehenden Gejegentwurf vorlegen. Endlich bejchäftige ſich die Re— 
gierung auch mit der Frage, durch entiprechende Ausgeftaltung des Herren- 
hauſes jenen AIntereffengruppen eine entiprechende Bertretung zu fchaffen, 
die Durch die Ausdehnung des Reichdratäwahlrecht3 in Mitleidenjchaft ge- 
zogen werden. (Andauernde lebhafte Zwijchenrufe.) Soll ein neues Wahl- 
recht geichaffen werden, dann muß Vefterreich die neuen Wege mit Zu- 
verjicht betreten; denn jo groß auch die Reformbedürftigfeit des Wahlrecht3 
fein mag, jo muß es das Ziel der öfterreichifchen Politik fein, den inneren 
Frieden und die Rechtöficherheit der Völker zu mehren und die Machtfülle 
des Staates zu fteigern. (Lebhafter Beifall.) 

In der Debatte am 28., 30. November und 5. Dezember jprechen 
fich die Vertreter der meiften Parteien grundjäglich für das allgemeine 
Wahlrecht aus; zur Vorbereitung werden nationale Abgrenzungen gefordert. 


1.12. Dezember. (Cisleithanien.) Wahlrechtsdebatte im 
Herrenhaufe. 


Minifterpräfident v. Gautjch verweiſt auf jeine Erklärungen im 
Abgeordnetenhaufe über das Wahlreht und weilt zur Begründung der Re- 
form Hin auf die Fortichritte auf jozialem, politiichem und geiftigem Ge— 
biete jomwie auf die bisherige Unfruchtbarkeit der Gejeßgebung, wodurch 
die Strömung zugunften der Menderung der Grundlage des Parlaments 
jehr gefördert werde, Die Reform müfje zur Zeit verwirklicht werden, wo 
die Erweiterung der öffentlichen Rechte verfühnli wirfe und das Band 
zwilchen der Gejeßgebung und allen Volksſchichten durch friedliches Zu- 
ſammenwirken gefräftigt werde. Die Regierung jchreite übrigens nur auf 
dem Wege fort, der durch die Gejeggebung von 1896 feitgelegt fei. Sie 
wolle das allgemeine Wahlrecht völlig ausgeftalten unter Berüdfichtigung 
der ftaatörechtlichen und nationalen Berhältnifje, damit auch das neue Haus 
ein Spiegelbild des Reiches bleibe. 

Am folgenden Tage ſpricht Graf Thun fein Befremden über die 
Sinnesänderung aus, welche binnen drei Monaten jeit der Ablehnung 
der Dringlichkeitanträge im Abgeordnetenhaufe bezüglich der Wahlreform 
eingetreten fei. Die jo grundjägliche Aenderung des ganzen parlamenta- 
riijhen Lebens könne nur jchrittweije erfolgen. Dasjenige aber, was die 
Regierung als einen weiteren Schritt auf der durch die Gejeßgebung ge- 
gebenen Bahn bezeichnet habe, jei der wahrhafte Sprung ind Dunkle. Er 
glaube nicht, daß die Regierung dem Anfturme zur Einführung de3 all» 
gemeinen Wahlrechts in den Landtagen genügenden Widerftand werde ent- 
gegenjegen können, Er könne ſich des jhmerzlichen Gefühles nicht erwehren, 
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dab das Staatsruder nicht mehr in den Händen eines zielbewußten und 
unverwandt eine Richtung im Auge behaltenden Steuermannes ich befinde. 
Er müfje befürchten, daß das vom Minifterpräfidenten unnügermweije mit 
der Wahlreform im Zuſammenhang gebradte Schlagwort „Reform des 
Herrenhaufes“ zu einer bedauerlihen Aktion ausgenügt werden könnte. 
Fürft Auersperg macht die Regierung für den Bankrott des bejtehenden 
Parlaments verantwortlih. Wie in Ungarn, jo habe auch in Defterreich 
der Zufall die Wahlreforn auf die Tagesordnung gejeßt. Es fei feines- 
wegs ein Beweis von Stärke und Macht, einige taujend Menjchen unter 
irgendeinem Schlagworte auf die Straße zu führen, wohl aber jei es ein 
Beichen namenloſer Schwäche der Regierung, daß fie ſolche Ungejeglichkeiten 
zulafje. Es jei fein Kampf gegen bie Rechte des Volkes, jondern gegen eine 
politifche Partei, welche die Alleinherrichaft im Staate haben wolle, defjen 
Eriftenzberedhtigung fie Teugne. Dr. v. Plener (deutfch-Tib.) fordert ala 
Gegengewicht bei Einführung des allgemeinen Wahlreht3 Mafregeln zur 
Sicherung der Deutſchen und des ftädtiichen Mittelſtandes. Dr. Mat- 
tuſch (Tich.) macht das allgemeine Wahlreht von einer Neueinteilung 
Böhmens abhängig. Profeſſor Lammaſch (riftl.-foz.) Hält das allgemeine 
Wahlrecht für unvermeidlich. 


Anfang Dezember. (Böhmen.) Da in Prag neue Unruhen 
befürchtet werden, wird die Garnifon beträchtlich verftärkt. 

Anfang Dezember. (Ungarn.) Die jozialdemofratifchen Setzer 
boyfottieren die das allgemeine Wahlrecht befämpfenden Organe 
der Koalition, jo daß dieje zeitweilig das Erjcheinen einftellen müſſen. 
63 fommt dabei zu blutigen Zufammenjtößen. Am 6. Dezember 
veriprechen die Zeitungen, feine Angriffe mehr gegen das allgemeine 
MWahlrecht richten zu wollen. 

Mitte Dezember. (Ungarn.) Kultusminijter Lucacs vers 
handelt vergeblich mit den Führern der Koalition. 

19. Dezember. (Ungarn) Der Reichdtag tritt zufammen 
und wird durch ein königliches Handjchreiben big zum 1. März 1906 
vertagt. — Das Abgeordnetenhaus protejtiert einftimmig gegen die 
Vertagung als verfafjungswidrig. 

19. Dezember. (Ungarn.) Die Regierung veröffentlicht den 
Gejegentwurf über dag allgemeine Wahlrecht. 


Danach erhält jeder männliche Staatsbürger, der das 24. Lebens— 
jahr vollendet Hat und des Leſens und Schreibens kundig ift, das aftive 
Wahlrecht. Leder Wahlbezirk wählt einen Abgeordneten. Die Wahlbezirfe 
werden in Heinere Abſtimmungskreiſe geteilt, wobei jede Gemeinde nach 
einer bejonderen Wählerlifte abjtimmt. Die Wahl ift unmittelbar und 
geheim und erfolgt mittel Stimmzetteld. Bei gleicher Stimmenzahl ent- 
ſcheidet das Los. Die gegenwärtige Zahl der Abgeordneten bleibt un- 
verändert beftehen, ebenjo die fünfjährige Mandatsdauer. Die bisherigen 
Wahlberechtigten behalten das Wahlreht noch für die Dauer der beiden 
nächſten Wahlperioden, auch wenn fie nicht leſen und jchreiben Fönnen. 
Wählbar ift jeder ungarische Staatsbürger, der von der Ausübung des 
Wahlreht3 nicht ausgejchloffen ift und mindeftens jchon zehn Jahre lang 
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das Staatbsürgerrecht befigt. Nicht wählbar dagegen ijt jeder, der wegen 
Bergehens aus Gewinnſucht oder wegen Aufreizung zum Nationalitäten- 
haß verurteilt ift. 

In der Begründung heißt es, daß der gegenwärtige Zuftand, bei 
dem das Wahlrecht an einen nad) den verjchiedenen Gegenden variierenden 
Zenſus von 68 Hellern bis 87 Kronen geknüpft ift, wobei es Bezirke mit 
139 und ſolche mit 12000 Wählern gibt, nicht mehr aufrecht —— 
werden könne. Die Reform könne nur auf dem Prinzip einer Ausdehnung 
der Rechte ausgeführt werden und zwar will die Regierung die Ausdeh- 
nung auf dem Grundjage durchführen, daß alle diejenigen das Wahlrecht 
erhalten, die jchreiben und lejen können. Die Motivierung führt ferner 
aus, jede andere Reform des Wahlrechtes, insbeſondere die Herabjegung 
des Zenſus, jei für die magyarischen Elemente ungünftiger, al3 die von 
der Regierung vorgejchlagene Reform des allgemeinen Wahlrecht, und die 
Bedingung des Schreibens und Lejens in ungariſcher Sprache fünne nicht 
ausgejprochen werden, weil dadurd zahlreiche Wähler ihr Wahlrecht ver- 
lieren würden und diejes Syſtem eine ungeheuere Rechtöberaubung nad) 
fich ziehen würde. Trotzdem werden die jpezifiich-magyariichen Intereſſen 
nicht geichädigt. Denn während nad) dem bisherigen Wahlrecht 56 Prozent 
der Wähler Magyaren find, werden e3 nad) dem neuen Wahlrecht 61 Prozent 
jein. Die joziale Verſchiebung, die ſich im Kreiſe der Wähler vollziehen 
wird, wird bejonders im Hinblid auf die Arbeiter eine große fein. Während 
bisher nur 40000 der Wahlberechtigten Arbeiter find, werden in Zukunft 
800000 Arbeiter das Wahlrecht haben, d.h. e3 werden ftatt 4 Prozent 
33 Prozent der Wähler zur Arbeiterfchaft gehören. 


21. Dezember. (Ungarn.) Das „Amtsblatt“ teilt mit, daß 
der König ein Demiffionsgefuch Fejervarys abgelehnt Hat. 


III. 
Bortngal. 


12. Februar. Bei den Deputiertentwahlen erhält die Negie- 
rung eine große Mehrheit. In Liffabon werden viele republifa- 
niſche Stimmen abgegeben. 

27.130. März. Aufenthalt des Deutjchen Kaiſers in Liffabon. 


Am 27. gibt der König dem Kaifer ein Galadiner, wobei beide 
Monarchen Toafte auf die guten Beziehungen ihrer Länder ausbringen. — 
Am 30. bejucht der Kaiſer das Rathaus. — Der Kaiſer empfängt Abord- 
nungen der deutſchen Kolonien von Liffabon und Dporto, darunter Die 
Vertreter eines jozialdemofratifchen Arbeiterverbandes. 


4. April. Der König eröffnet da8 Parlament. 

In der Thronrede jagt der König über die Beziehungen zum Aus- 
lande: Der herzliche Empfang und Die begeifterte Aufnahme durch ben 
Souverän und das Volk während feines Bejuches in England hätten feinem 
Herzen eine unauslöfchliche Dankbarkeit eingeprägt. Ein Beweis der guten 
Beziehungen fei der Beſuch der Königin von England jowie des Herzogs 
und der Herzogin von Connaught in Liffabon und der warme Empfang, 
welcher der Königin und ihm auf der Reife nad England in Paris be- 
reitet worden ſei. „Wir haben ſoeben einen jeltenen Beweis von Hoch— 
achtung vom Deutſchen Kaiſer Durch deſſen Beſuch in Lifjabon erhalten. 
Wir find angenehm berührt durch die Hohe Auszeichnung gegen uns und 
den Beweis der FFreundichaftsgefühle zwifchen Deutichland und Portugal, 
die zum Vorteile der Entwidelung der gemeinfamen Intereſſen enger ge- 
knüpft find.” 

27. Oktober. Beſuch des Präfidenten der franzöfifchen Re— 
publif in Liffabon. 

26.127. Dezember. Das Minifterium tritt zurüd und wird 


durch ein Kabinett Luciano Gaftro erjeßt. 


IV. 
Spanien. 


21. Januar. Der König erläßt anläßlich jeine® Namens— 
tags eine Amneftie, die fich auch auf die Deputierten erſtreckt, 
welche gerichtlich verfolgt werden. Hierdurch wird eine fchwierige 
politifche Frage geldit. 

26.127. Januar. Minifterwechjel. 


Das Kabinett Azcarraga tritt zurüd wegen interner Meinungs» 
verjchiedenheiten und es wird folgendes Minifterium gebildet: Villaverde 
Präfidium und Finanzen, Bejada Inneres, Billa Urrutia Aeußeres, Garcia 
Alix Finanzen, Ugarte Juſtiz, Lacierva Unterricht, Cobian Marine, Gene- 
ral Marina Krieg und Badillo Aderbau. 


13. März. Kommunalwahlen. 


Die Wahlen zu den Kommunalräten in allen 49 Provinzen zu— 
fammen ergeben 260 Konjervative, 101 Xiberale, 99 Demokraten, 39 Re- 
publifaner, 10 Karliften, 8 Romeriften und 5 Unabhängige. Vom Minifter 
des Innern wird Diejes Ergebnis als ein Sieg der Regierung betrachtet. 


Anfang April. (Madrid.) Infolge von Konflikten mit dem 
Unterricht3minifter ftellen die Studenten den Beſuch der Vor— 
lejungen ein. 

8. April. (Madrid) Durch den Einfturz eines im Bau 
befindlichen Wafferrejervoirs kommen über 100 PBerjonen um. Das 
Unglüd wird auf unfolide Bauart zurüdgeführt. 

8. Mai. Feier zum Gedächtnis Cervantes’. 

29. Mai. (Madrid.) Der frühere Minifterpräfident Sil- 
vela +. — Geboren 1843, Yournalift, 1869 liberaler Abgeordneter, 
1876 Unterftaatsjefretär in einem fonjervativen Kabinett, 1879 
zum erften Male Minijter, feit 1892 Führer der Konjervativen, 
1899 Minifterpräfident. 

20. Juni. Kabinettswechjel. 


Das fonjervative Minifterium Villaverde tritt zurüd, da ihm ein 
Bertrauensvotum mit 204 gegen 45 Stimmen wegen finanzieller Differenzen 
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verweigert wird. Am 23. wird ein liberale gebildet: Präfidium Mon» 
tero Rios, Inneres Garcia Prieto, Auswärtiges Saint Roman, Finanzen 
Urgaiz, Krieg Weyler, Marine Billanueva, Aderbau Romanones, Juſtiz 
Pena, Unterricht Mellado. 


Auguſt. In Andaluſien herrſcht Hungersnot. Die Land— 
arbeiter bemächtigen ſich der Herden, um ſich Nahrung zu ver— 
ſchaffen. Die Gendarmerie iſt machtlos. 

3. September. In Barcelona werden durch ein Bomben— 
attentat mehrere Perſonen getötet und über 60 verwundet. 

10. September. Bei den Corteswahlen erhält die Regierung 
eine erhebliche Mehrheit. Die Republifaner verlieren an Stimmen. 

Dftober. In Südfpanien verüben hungernde Landleute Aus— 
Ichreitungen. 

23. Oftober. Beſuch des Präfidenten der frangzöfifchen Re— 
publif Zoubet in Madrid. 

31. Oktober. Das Minifterium Montero Rios tritt zurüd. 
Es wird ein neues Kabinett Montero-Rios gebildet. 

Ende November. Separatiftifche Bewegung in Katalonien. 


Da die jeparatiftiihe Bewegung in Barcelona zunimmt, plant die 
Regierung die Berhängung des Kriegszuftandes. Infolge von Preß— 
angriffen auf die Offiziere jtürmen die Offiziere Die Drucderei eines Blattes 
und verwüſten fie. — Am 29. November genehmigt die Kammer die Auf- 
hebung der verfafiungsmäßigen Bürgſchaften in Barcelona mit geringer 
Mehrheit. — Die Offiziere der gefamten Armee fordern Genugtuung für 
die Beleidigungen. 


2. Dezember. Es wird ein Kabinett Moret gebildet, da 
Montero Rios wegen der fatalonifchen Dinge zurüdtritt. 

17.118. Dezember. (Kammer) Es wird von Abgeordneten 
behauptet, daß bei der Abſtempelung von Staatöpapieren die Staats— 
kaſſe durch Betrügereien um 36 Millionen Pejetas gejchädigt ift; 
die Regierung erklärt eine ftrenge gerichtliche Unterſuchung für nötig. 
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ziviliſierten großen Nationen um die Vorherrſchaft rängen. Wenn ähn- 

Abkommen wie zwijchen Frankreich und England zwiſchen allen euro- 
hen Nationen getroffen werden könnten, jo fünnte die Möglichkeit eines 
ıflikt3 fat als beigelegt gelten. 


Ende Januar. Blaubuch über die tibetanifche Expedition. 


In einem Blaubud wird mitgeteilt, daß Dberft Younghousband 
Einverftändnid mit der indiſchen Regierung Tibet Bedingungen auf- 
egt Hatte, Die der Bejignahme eines Teil von Tibet durch England 
ichgefommen jein würden. Er verlangte eine Entſchädigung, die in 
Jahresraten gezahlt werben jollte und die England für dieſe Zeit in 
m Bejige der Tihumbitäler belafjen Haben würde. Troß des Wider- 
ruchs der engliſchen Regierung hielt er an feinen Forderungen feſt, die 

ber von der Regierung in London umgeftoßen wurden, da Lord Sans- 
owne ſich Rußland gegenüber bereit erklärt hatte, daß England weder 
«ibetanijches Gebiet annektieren, noch ein Proteftorat errichten, noch ſich in 
ie inneren Angelegenheiten des Landes einmijchen würde, folange andere 
Mächte fich einer ſolchen Einmiſchung enthielten. 

Januar. In London und 74 Provinzialftädten werden gegen 
40 000 Arbeitslofe durch Notjtandsarbeiten bejchäftigt. 

Januar. Eine Rede des Zivillord der Admiralität Lee, daß 
England Deutjchland den Ausbau feiner Flotte verbieten müſſe, 
wird in England und Deutjchland lebhaft fommentiert. 

Ende Januar. Die „Times“ fritifiert im Anſchluß an eine 
Beiprechung der ruffiichen Ereignifje die inneren Zuftände in Deutjch- 
land, die den ruffiichen ähnlich jeien. Die „Empire Review” be- 
fämpft jcharf diefe „dumme Lüge“. 

Anfang Februar. E3 wird ein Rüdgang der Geburtenziffer 
fonjtatiert. 

Die Geburtsrate für England und Wales belief ſich im Jahre 1904 
auf 27.9 per Tauſend der Bevölkerung. Dies bedeutet eine Abnahme von 
1.3 per Taujend der Durchichnittsrate der legten zehn Jahre und die Rate 
ift geringer al3 irgend eine bisherige. Die Geburtärate ift aber nicht mur 
im Verhältnis zu dem Prozentjag der Bevölkerung gefallen, jondern Die 
Zahl der Geburten ging auch abjolut gegen das Vorjahr um 3000 zurüd. 
Merkwürdigerweiſe zeigt fich der Rückgang ſogar in den einzelnen Quar- 
talen des Jahres 1904. Während jo die Geburten zurüdgehen, iſt aber 
auch die Kinderfterblichfeit der Kinder unter einem Jahre eine ungewöhn- 
lic große. In den legten drei Monaten des Jahres 1904 waren 138405 
Todesfälle zu verzeichnen, wovon 30967 auf Kinder unter einem Jahre 
fommen. Die Zahl der Geburten betrug in Derjelben Zeit 228413. Auf 
1000 Kinder, die geboren wurden, fommen demnach zirfa 136 Todesfälle 
von Kindern. Es iſt bemerkenswert, daß von den 76 größten Städten 
zwei Städte der Baumwollinduſtrie in Laneaſterſhire den größten Prozent- 
ja an Kinderfterblichkeit aufweifen. („Allg. Ztg.“) 


14. Februar. Der König eröffnet das Parlament. 

In der Thronrede heißt ed, nachdem die Beziehungen zum Auslande 
als freundichaftliche charakterifiert find: Der Krieg, der jeit vorigen Februar 
zwiichen Rußland und Japan im Gange war, dauert leider an. Meine 
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Regierung Sat es iärz Sorge fein lañea. die eimer meutralen Madit ob- 
aufs eg eınzjufalter Die Lage auf dem 
Baltlar z5t noch immer Anlch zur Beiorgei3. Tie auf Beranlaifung 
Leiterreit-Ungarus und Ruß.23 axzersumenen Haguahmen haber ich 
bazu bienlih erwieſen, einige Beferung des Zuttandes im dem vom deux 
Ur betroffenen Bezirfen berteizutüsren Em Aoriidritr ik nament- 
lich ber Keorgantiation ber Gerdarretie gemahr werden, wobei 
zu meinem Deere gehörende Lriziere werwole Ritsilfe zeleter Baben. 
Ziele Matmagmen And no duch radiale Reformen, namentlich des 
Ananzigftems, zu ergänzen, ehe irgendwelde dauernde Berbefierungen in 
der Berwaltung bieier Erovinzen des türfihen Reiches zur — 
gebracht werben fünnen. ch vermerfe mit t Genu gtuurg, daß die öfterreichüch- 
ungariide und bie rufitihe Hegierung fürzlih dabimzielende Rorihläge 
an bie Pforte gerichtet haben. Meine Regierung it mit den Regi 
Der anderen hauptiählih an bieiem wichtigen Gegentond intereiterten 
Mächte in Berbindung ... Das Ueberei nlommen zmwiichen der engluchen 
und ber franzoſichen ng betreffend die freundicartliche Regelung 
ber bie — beider — berũhrenden ragen jet vom franzoſijchen 
Parlament igt und ordnungsgemäß ratifiziert worden. Hoffentlich 
werde basielbe für beide Länder vorteilhafte Wirkungen haben, während 
es zugleich nicht auöbleiben könne, daB es die freundichaftlichen Beziehungen, 
weiche beide Länder jo ar miteinander verbänden, noch weiter feitigen 
werde, Meine Hegieru mit der rufftiihen Regierung zu einem 
Einverftänbnis gelang, u 5 defien einer internationalen Unterfudhungs- 
lommiſſion, bie in Uebereinftimmung mit den Grundiägen der Haager 
Friedenslonvention zuſammengetreten ift, die Aufgabe anvertraut worden 
ift, bie mit ber Sataftrophe ber britijchen Siicherflotte, welche durch das 
Borgehen ber ruifiihen Flotte in der Nordjee hervorgerufen wurde, zu- 
fammenhängenden Umftände zu unterſuchen und die Berantwortlichteit für 
dieſen beflagenöwerten Zwiſchenfall den in Betraht Kommenden zuzu- 
mefien...... Schritte zur Einführung einer repräjentativen Konftitution 
in Transvaal werben ernftlich erwogen und ich hoffe, daß jie einen wejent- 
lichen Fortſchritt nah dem legten Ziele Hin, nämlich völliger Selbftverwal- 
tung, bringen werben. Ein Ablommen, das dazu beftimmt ift, die Be— 
— en zwiſchen der tibetaniſchen und der indiſchen Regierung auf eine 
befrie enbe Grundlage zu ftellen, ift in Lhaſſa abgeſchloſſen worden. Die 
großen Schwierigkeiten, denen unjere Mijjion begegnete, find von den 
m. und militärischen Leitern in glänzender Weije überwunden worden. 
ie chineſſiche Hegierung hat einen Kommifjar nad Kalkutta gejandt be- 
hufs Verhandlungen über eine Konvention, durch welche der Beitritt Chinas 
zu dem Ablommen mit Tibet ausgeſprochen wird. . ‚Erfreulich jei der 
Hoflichleitsbeſuch des Sohnes des Emirs von Aghaniftan in Kalkutta 
und ber Entjendung eines hohen Beamten der indiichen Regierung nad 
ſtabul behufs Erörterung von Fra onen, die die Beziehungen zwijchen der 
indifchen Negierung und der von Afghaniftan betreffen. 

14. Februar. (Oberhaus.) Adreßdebatte. Oftafiatifcher 
Krieg; Makedonien; Tibet; Afghanijtan. 

Auf eine Anfrage, ob England im oftafiatijhen Kriege nit an 
Bermittelung denke, — taatsſekretär des Auswärtigen Lord 
Lanéedowne: Jede übel aufgenommene Vermittelung könnte leicht ernſte 
Folgen haben. Er brauche nicht zu verſichern, daß die Regierung, wenn 
ſich ihr eine Gelegenheit zur Vermittelung bieten ſollte, ſich ihrer bereit⸗ 
willig bedienen würde. Die Regierung habe es ſich angelegen fein laſſen, 
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ftriftefte Neutralität zu beobachten und ihr Beftreben fei nicht erfolglos 
gemwejen. Bezüglich der Frage der Friegsfontrebande jei die Regierung 
bemüht gewejen, die hergebradhte Politik Englands zu befolgen und die 
Lifte der Kontrebandeartifel möglichſt zu bejchränfen. Der Regierung ſei 
es zu ihrer Befriedigung gelungen, in diejer Beziehung einen vernünftigen 
modus vivendi zu — und ſeit vorigem Juli ſeien nur ſolche eng— 
liſche Schiffe von einer Beſchlagnahme betroffen worden, die ſich offen— 
kundig des Blockadebruchs ſchuldig gemacht hatten. Ein einziges Mal ſei 
England auch anſcheinend nahe daran geweſen, in den Kriegstrubel mit 
hineingezogen zu werden. Das war gelegentlich des Zwiſchenfalls in der 
Nordſee, den er (Redner) nur erwähne, weil er dem freundlichen Charakter 
der von Lord Spencer hinſichtlich der Haltung der Regierung in dieſer 
Angelegenheit gemachten Bemerkungen ſeine Anerkennung zollen wolle. 
Die Entwickelung der makedoniſchen Angelegenheit ſei unerfreulich. Er ſei 
überzeugt, daß auf keine Beſſerung zu rechnen ſei, wenn nicht für die Ein— 
führung durchgreifender Reformen Sorge getroffen werde. Mit Befriedi— 
ung ſei es zu begrüßen, daß allgemein die Anſicht herrſche, daß weitere 
Reformen nötig ſeien. Ein neuer Reformentwurf ſtehe jetzt zur Beratung, 
der Entwurf ſei ſehr kompliziert. Er ſei nicht in der Lage, ein Urteil 
über ihn abzugeben. Der Entwurf bedeute aber zur Befriedigung der 
Regierung einen Schritt vorwärts. Die Regierung werde nicht zögern, 
ihr Recht, den Entwurf zu kritiſieren und Vorſchläge dazu zu machen, aus— 
zuüben. Die Regierung habe Grund zu der Annahme, daß keine Kritik 
und keine Vorſchläge, die ſie machen würde, von Oeſterreich-Ungarn und 
Rußland übel genommen würden. . . . Ueber Tibet jagt Lord Lans— 
downe; Die Regierung ſei gezwungen, das Vorgehen Younghousbands zu 
mißbilligen, der die Inſtruktionen überſchritt und in einen Rechtsirrtum 
verfiel; denn ſein Abkommen ſchloß die Beſetzung des Tſchumbitales auf 
70 Jahre ein, eine Zuwiderhandlung gegen die von der Regierung ab— 
gegebenen Zuſicherungen; die indiſche Regierung nahm die Politik der 
Reichsregierung richtig auf. Wir haben allen Grund zu glauben, daß die 
indiſche Regierung unſere Inſtruktionen getreu befolgte. Ueber den Fort— 
ſchritt der Verhandlungen in Afghaniſtan kann ich keine Auskunft geben. 
Die Verhandlungen dauern noch fort; ſie ſind von äußerſt ſchwieriger 
Natur. Es würde gegenwärtig ſehr wenig wünſchenswert ſein, die darauf 
bezüglichen Akten zu veröffentlichen. Nachdem Lansdowne noch die Militär- 
politif der Negierung verteidigt Hat, erklärt er, die Regierung jei nicht 
darauf vorbereitet, ihr Amt auf Geheiß der Oppofition im Stich zu laſſen. 


14.116. Februar. (Unterhaus) Adreßdebatte. Zollfrage. 
Lees Rede. Sieg der Regierung. 


Abg. Campell Bannermann (lib.) greift die Regierung jcharf 
an, weil ihre Handelspolitif unflar jei. Das Land erwarte mit wachien- 
der Ungebuld die Gelegenheit, jein Urteil darüber abzugeben. Die Op- 
pofition verlange vom Premierminifter eine klare, unzweideutige Erklärung, 
wie er über die Fisfalpolitif denfe und was er beabjichtige. Die politijche 
Lage jei voll von Gefahr für die Öffentlichen Intereſſen. Das Minifterium 
jei demoralifiert; wie jehr dies der Fall jei, zeige fi) in der ganz unan— 
gebrachten Rede, die ein untergeordnete Mitglied der Admiralität gehalten 
habe. Der Zivillord der Ndmiralität Lee jei augenjcheinlich beſtrebt ge- 
wejen, beachtet zu werden (Beifall der Liberalen, Widerjpruch bei den Kon— 
jervativen), und er habe anjcheinend bejchlofjen, fi) einen Namen zu machen. 
Dies ſei ihm gelungen, und Taujende, die bisher nie von ihm gehört 
hätten, wüßten jeßt von feiner Eriftenz. Die Welt jei empört über die 
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mörderiiche Katur es Kamuiez m Tea Her md »r vr Imr. * 
ücder, daij Zansdomme don sus idngeriiun me ms Segung ne ee 
Melegenbeit Semugen Dede, Englands Emfug uqumieı WE Foeders 
geltend zu madıen, ugmriden ıber T-feite LKeatrautãt u eobamen. Für 
die Haltung Lausdawues m er Mrgeegenber ↄes Sorverszuideriniles 
habe er nur Lob: Ierüglih er — mg ee Tigeiegenber zube Eurg- 
(and vıel den embibartiider Bıerter mes zı edimfern Beide 
Zmede verfolge se Winon 1a Hobantan? — Irmiermuniier Brı- 
faur: Fa Aghamiitan Jertuige de Neperang nr. mie 

aunehme, eine Jersusforderide Bokrf Tas Sauvte eneat mer jerunder 
Bolirf ir die duche Heperuug ‘a. pie Pereiunger mr em Bachber 
von der Nordweitgrerze zu murerjaler Tieer Aachhar Tee üchen 
Indien um) emer mädrgen VE imadr Tre Franndider des Emirz 
fänne England sel nigen: Engiaus Snne mr der zum mehr wigen. 
Es ſei aler Gerd aursauden za Temmdicher Beyrenungen wwuchen Dem 
beiden Linderı. Die Hegermng wirihe Iuchaas, nee Bezetumger auf- 
recht zu erhaizen. Perigüh der Fsfrlanict Jude x ee Seffumg 
berens dargelege. Fr Peximmorzung er Aorerung er [uuoitzum, dus 
Bariamenz isle au’geläit werden, erfize er, we Kererng beiulge eume 
Belzit, Sie mr dem gerader Meriseerituıde u Eirfange Tee. Guuz 
wansrz wa) gruss ie der Air Eruyel Burmermorıs auf den 
32* ser Lmtraſ tat Lee geiaz, atwoal ee oh mr Arme jeme 
amt.ihe Tuirng befir.se, mie merzucl Teiıe grıge Gesichter rd fer 
Ar ſeaem Lande ſei. Beral, €, Baltsır, nae wit veriehen, 
marım Gamyell Pannermarn Lee austuhte für ſeinen wıedelmmichgen 
Zaset. (Beitilk,, 

Am Ih. wird folgender Adreßentwurf der Liberalen mir 311 gegen 
ZUR Trimmen abgelehnt: Bir bringen Ew. Majetät ım aller Eirfurdht die 
nerihispenen Aniıchten über bie Finanzfragen zur Keuntris, die mm bei- 
nahe mei Jahre fang im Lande beiprochen wurden. Jezt it Die Zeıt 
arfammen, um ohme meiteren Berzug dem Bolle die Entiherdung üder die 
Streitfenge zu Aberlafien. 

Anfang März, Bas Frlottenbudget für 19056 wird ver- 
bftentlicht. 

(#8 forert 4342) Erb. St. gegen 36889000 Erd. St. im Vor⸗ 
jahre, Die Merringerung ift beöhalb eingetreten, weil im Borjabre zwei 
hiteniihe Schiffe angelauft mworben waren und bie Forderungen für Nen- 
bunten unb Meparaturen geringe werben. An Wannihaften jind 2100 
Bio er * infolge ber Ausſcheidung von Schiffen mit geringem 
444 awert, Gefordert werden zwei Klaſſen Torpedojäger; es ſoll ein 
{pr ieller np Ichnellfahrenber Hochſeetorpedojäger ſowie ein neuer Typ 
Riiltentorpebojger eichaffen werben. (rftere find teurer und — 
zahlreich, lehzlere bitliger und zahlreiher. Für dad Rechnungsjahr 1905/6 
mwirb ber Beginn folgender Neubauten vorgeichlagen: 1 ——SS 
Rn er, 5 Sochleetorpebojäger, 1 Hochſeetorpedojäger vom Ber- 

yetyp, I ‚iftentorpebojäger und 11 Unterjeeboote. Der Aufwand hier- 
hr beirä g! gr Hehnungsjahre I aft 9’, Millionen Pfd. St. Künftig jollen 
weniger % Iniffe nleihyeitig, dieſe aber jchneller gebaut werden. Seit Be- 
dinn bes Jahres mwurben fiber 100 Fahrzeuge in den Dienft geftellt. 


Anfang März. In der Negierungspartei fommt es zu hef— 
linen Streitigleiten, weil einige Kabinettsmitglieder, vor allem der 
Sltaaléſekretär fir Jrland, Wyndham, den Iren in Verwaltungs: 
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fragen entgegenfommen wollen. Angeficht8 der Oppofition der 
Parteimehrheit muß Wyndham zurüdtreten; fein Nachfolger wird 
Walter Lony. | 

8. März. 155 Schiffe werden aus der Lifte der Flotte ala 
unbrauchbar geftrichen, darunter vier Schlachtichiffe aus den Jahren 
1882 —89, vier große Kreuzer aus dem Yahre 1889. 


I. März. (London.) Der ruffiiche Botjchafter Graf Benden- 
dorff zahlt die Entichädigungsjumme von 65000 Pfund für die 
Huller Filcher an Lord Lansdowne aus. 


14. März. (Unterhaus) Debatte über die deutjche und 
engliſche Flotte. 


Premierminiſter Balfour erklärt in Beantwortung einer Anfrage, 
daß nach Anſicht des Reichsverteidigungsausſchuſſes ein Einfall in Eng— 
land zum Zwecke der Eroberung eine Unmöglichkeit ſei. Yerburgh (konſ.): 
Der wirkliche Grund für die Aenderung in der Verteilung der Flotte ſei 
das Heranwachſen einer ſehr großen Flottenmacht in der Nordſee. Die 
deutſche Flotte werde im Jahre 1917 aus 38 Schlachtſchiffen erſter Klaſſe 
beſtehen, ferner aus 14 großen und 38 kleinen Kreuzern. Dies ſei eine 
große und mächtige Flotte. Man dürfe nicht vergeſſen, daß ſie in der 
Nordſee konzentriert ſei. Man wird mir ſagen, es ſei nicht mit einem 
richtigen Einvernehmen zwiſchen uns und den anderen Ländern im Ein— 
klang, andere Mächte hier im Parlamente im Zuſammenhange mit der 
Vermehrung der britiſchen Flotte zu erwähnen. In anderen Parlamenten 
handelt man indes nicht nach dieſer Empfindung. Wir ſehen, daß im 
franzöſiſchen und im deutſchen Parlamente die Stellung anderer Länder 
offen erörtert wird. Der franzöſiſche Marineminiſter hat kürzlich eine 
Rede gehalten, worin er die Stärke der franzöſiſchen und der deutſchen 
Flotte verglich, und im deutichen Reichstag hat der Führer der jozialifti- 
ihen Partei hervorgehoben, die gemwünjchte Vermehrung der deutſchen Flotte 
fünnte nur als Drohung gegen England gedacht werden. ch bin aljo 
berechtigt, bei Beratung der Stärke der britiihen Flotte die Lage der 
deutjchen Flotte vor dem Haufe zur Sprache zu bringen. Es ift nicht ge- 
rechtfertigt, daß die Admiralität das dem Haufe jet vorliegende Fleine 
Schiffsbauprogramm aufgeftellt hat. Parlamentsſekretär der Nomiralität 
PBretyman: Der Voranichlag jei nad) dem Bedürfnifje des nächſten Jahres 
aufgeftellt. Falls ſich jpäter größere Anftrengungen notwendig ermeijen 
era p werde das Land ficherlich die nötigen Geldmittel bereitftellen. 
(Beifall. 


17. März. Das Unterhaus genehmigt einen Entwurf auf 
Einführung des Achtitundentags für die im Kohlenbergbau bejchäf- 
tigten Arbeiter unter 18 Jahren. 


März. Enthüllungen über Armeelieferungen während des 
Burenfrieges. 

Ein Blaubuch dedt große Mißſtände in der Verproviantierung der 
Armee auf. Die „Allgemeine Zeitung“ berichtet darüber: „Nicht weniger 
ala 5611622 Kationen von Büchjenfleiich und Gemüje, die 5900000 Marf 
gefoftet hatten, erwiefen fich ald ungenießbar und mußten vernichtet werden. 
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Die Vorräte an Proviant, die nach Abſchluß des Krieges übrig eb 
(meift Konſerven), wurden für 560898 Bid. St (11217 Marfı an: 
Armeelieferanten zurüdverfauft und braten faum die Hälfte befiem ri 
was fie gefoftet hatten, Sehr merkwürdig ging es auhb mit Dem Eimf:m: 
und Werfauf von Heu und Haber an die Lieferanten zu. Im Demmielbe 
Monat verfaufte man an eine Firma in Pretoria Heu zum Preife rm 
10 Echillingen und Haber zum Preiſe von 11 Scillingen im Gear: 
betrage don 127044 Pfd. St. und kaufte denjelben Haber umb bDasiei: 
Heu zum Preiſe von 18 Scillingen und 17! Scillingen zurüd. Wet: 
liches wiederholte fih auch an anderen Stellen und erflärt ber G@ener:. 
aubitor, daß bierilber bisher feine befriedigende Aufflärung zu erlamsr 
war, In dem Werichte wird auch noch weiter erwähnt, dab ſich von der 
gelieferten Wewehrpatronen 28 Millionen als fehlerhaft und Daber ur- 
brauchbar erwiefen hatten, die von den Lieferanten anftandSIos über- 
nommen worden waren, jo daß fein Erjaß verlangt werden fonrıte. 

Der Bericht verurfacht lebhafte Erörterungen; mehrere Firmen meier 
die Anlagen zuriäd, Im Parlament wird erregt darüber debattiert. 


28. März. (Oberbaus) Miniſter de Auswärtigen Lord 
Lansdowne erwidert auf eine Anfrage über die maledonifche An- 


gelegenbeit: 

Die Lage der Dinge in Maledonien ſei nicht befriedigend; aber in 
einigen Beziehungen wäre doc eine deutliche Befferung zu bemerfen. Aber 
folange der Yultand derart ift, daß er einen Vorwand für Einfälle von 
aufftändifchen Banden und fir die Veibehaltung einer großen Streitmadht 
undisziplinierter Truppen feitens der türkiichen Regierung in Mafedonien 
abgibt und folange legteres für Bulgarien der Anlaß ift, beunruhigende 
militärische Vorbereitungen zu treffen, jolange wird die mafedonijche Frage 
den Frieden Europas bedrohen. Die engliiche Regierung hat den Reform- 
plan der nächftbeteiligten Mächte mit dem Borbehalt angenommen, weiter- 
gehende Mafnahmen treffen zu können, wenn dieſer Plan fich nicht be- 
währen follte. Nun ift anerkannt, daß weitere Neformen notwendig find. 
Die Lage Makedoniens wird fich nicht eher beffern, als bis feine Finanz. 
lage nad) jeder Richtung hin einer Revifion — iſt. Die Frage 
hat nun ein Stadium erreicht, wo alle Mächte das Recht haben, gehört 
zu werden. Von uns werden feine Vorjchläge als genügend angejehen, die 
den mafedonischen Provinzen nicht ein ausreichendes Finanzsystem zufichern. 
Das mafedonijche Budget muß jo aufgeftellt werden, dab es hinreichend 
für die legitimen Verwaltungsbedürfnifie Mafedoniens ſorgt. Die Finanzen 
Makedoniens müſſen direft oder indireft unter internationale Kontrolle 
gejtellt werden und es muß für Garantien gejorgt werden, die es unmög- 
li) machen, daß irgend welche Einnahmen, die zur Befriedigung der Ber 
dürfniffe Mafedoniens verwendet werden jollen, für andere Zwecke aus- 
gegeben werden. Wie wir glauben, daß eine Uebereinftimmung unter den 
Mächten zugunften meiterer Reformen in Mafedonien vorhanden ift, 
wünſchen wir ernftlich, mit ihnen zufammenarbeiten zu fönnen. Die eng« 
Tische Regierung ift nicht in der Lage gewejen, in dem Berhalten Deiter- 
reichs oder Rußlands irgend einen Verſuch zu entdeden, die Zuſtände in 
Makedonien zu ihrem eigenen Vorteil zu drehen. 


Ende März. April. Die Prefje über die marokkaniſche Frage 
und die Politit Deutjchlande. 


Die Preffe beipricht die Bremer Rede des Deutjchen Kaiſers (S, 67) 
im allgemeinen unfreundlich: es ſei ein Oelzweig in gepanzerter Fauſt; 
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die Behauptung, dab die Verftärfung der deutjchen Flotte dem Frieden 
diene, verftoße gegen den gejunden Menjchenverftand. Der Beluh in 
Tanger wird betrachtet al3 ein Proteft gegen den engliſch-franzöſiſchen 
Vertrag; England müſſe an ihm fejthalten und die Kaijerreife mit einer 
BZujammenfunft der englifhen und franzöfiihen Kanal- und Nordiee- 
gejhwader beantworten. Die „Morning Poſt“ allein beurteilt die deutjche 
Politik objektiv: „Der Beſuch des Deutichen Kaiſers und die Sprache des 
Grafen Bülow bringen die Tatjache in Erinnerung, daß auch Deutjchland 
in Marokko Intereſſen zu bejiten glaubt, als deren Wächter e3 fich jelbft 
betrachtet, und die es nicht ohne genügende Gegenleiftung aufzugeben ge- 
neigt ift. Die Natur und die Größe diejer Intereſſen ſowie die Art und 
Weiſe, wie Deutichland Diejelben zu behandeln gedenft, find natürlich 
Deutihlands Sache. Es ift augenblidlich fein Beweis dafür vorhanden, 
Daß die deutſche Regierung nicht geneigt wäre, auf die Wünſche Franf- 
reich einzugehen, natürlich in der Art einer gejhäftsmäßigen Transaktion. 
Deutichland will nicht gern die Rolle des Ignorierten ſpielen.“ 


6. April. (Unterhaus.) Deutjchland und die Maroffofrage. 


Labouchere (lib.) fragt, ob die engliſch-franzöſiſche Konvention der 
deutjchen Regierung amtlich befannt gegeben wurde, ob irgend welche jpä- 
teren Mitteilungen über die Konvention zwijchen Großbritannien und 
Deutſchland ausgetaufcht wurden. Ferner: ob irgend ein Vertrag beftehe 
zwiſchen Deutſchland und Maroffo, der Deutichland bejondere Handels- 
rechte und Privilegien fichere und, wenn dies der Fall, ob dieje Rechte 
analog wären denen, die Großbritannien durch die 1856 zwijchen England 
und Maroffo abgejchloffene Konvention zugeftanden jeien, ferner, ob der 
Sultan von Maroffo noch das Necht habe, Verträge, durch die Handels- 
rechte zugeftanden werden, mit anderen Ländern abzujchließen, die nicht 
beteiligt wären an der englifch-franzöfifhen Konvention. Unterftaatsjefretär 
Earl of Percy: Die engliich-franzöfiihe Erklärung vom 8. April 1904 
ift der deutjchen Regierung offiziell nicht mitgeteilt und zwijchen der bri- 
tiſchen und deutichen Regierung find feine Mitteilungen betreffend dieſe 
Erklärung, joweit fie fi) auf Marokko bezog, erfolgt. Der Sultan von 
Marokko beteiligte fih an der Erklärung nicht, die ein unabhängiges Ab- 
fommen zwifchen der franzöfiichen und britijchen Regierung war, das ich 
auf die beiderfeitigen Anterejjen in jenem Lande bezieht. Der Vertrag 
zwiſchen Deutjchland und Maroffo vom Jahre 1890 ijt analog dem Ber- 
trag zwiſchen England und Maroffo vom Jahre 1856. Gibjon Bomwles 
(konf.): Sind Mitteilungen an Deutichland erfolgt betreff3 anderer Teile 
des engliich-franzöfischen Ablommens? Earl of Percy: Es haben Feine 
Mitteilungen an Deutichland ftattgefunden, außer betreff3 des Defrefts 
de3 Khedive. 


10. April. (Unterhaus) Budget. 


Schagfanzler Auften Chamberlain legt dad Budget vor. Das 
Finanzjahr 1904/5 ſchloß mit einem Ueberjchuß von 1400000 Pfd. St. ab. 
Der Boranjchlag für 1905/6 fieht an Ausgaben insgefamt 141032000 
Pfd. Et. vor. Die Einnahmen würden, auf der Grundlage der bisherigen 
Befteuerung berechnet, 144004000 Pfd. St. betragen. Von dem fich er- 
gebenden Ueberfhuß von 2972000 Pfd. St. will der Scaßfanzler eine 
Million für die Begründung eines Amortifationsfonds verwenden. Für 
die in diefem Jahre fällig werdenden Schagbonds von 10 Millionen Pfd. St. 
jollen neue Bonds auf zehn Jahre ausgegeben werden, von denen jährlich 
für eine Million gezogen und zurüdgezahlt werden jollen. Der Teezoll 
joll vom 1. Zuli ab um zwei Pence für das Pfund ermäßigt werden, die 
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1, Mat, Alnterhaus.) Bei einer Debatte über bie Landes— 
berteiblgung fagt Minifterpräfident Balfour über die Verteidigung 
Anbiens unb ble Webentung Afghaniſtans: 
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Eine Invafion Indiens fei ein Häufig mwiederfehrender Geſprächs— 
gegenjtand unter den ruſſiſchen Offizieren; er glaube aber nicht, daß fie 
irgend einen Teil der ruſſiſchen Regierungspläne bilde. „Ich fpreche jetzt 
nur von einer allgemeinen Frage und möchte das Haus nicht auf die Ver- 
mutung bringen, daß ich in einer Woche oder einem Monate vor Gie 
hintreten und jagen werde, daß ein Krieg mit Rußland an der Nordieit- 
grenze Indiens möglich oder gar wahrjcheinlich ſei.“ Uebertriebene Bedeu- 
tung wird mwohl den neuen ruffiichen Eifenbahnen von denjenigen bei- 
gemejjen, die die Lektionen des mandfchurifchen Krieges zu haftig lefen. 
In Afghaniftan liegt die Sache anders: dort find noch feine Eijenbahnen 
gebaut, und jollten fie jemals gebaut werden, jo ift es von Wichtigkeit, 
daß dies nicht in Friedenzzeiten gejchieht. Eine Invafion in Indien ift 
nur von Kabul oder Kandahar aus möglich, jagt der Redner weiter und 
Ipricht dann über die unüberwindlichen Schwierigkeiten einer ſolchen In— 
vafion und des Baues von Eifenbahnen. Die Verteidigung Indiens ift 
eine Frage der Heranſchaffung von Nahrungsmitteln und Erjag an Mann- 
ihaften und Kriegsmaterial. Eine Ueberrajchung ift in diefem Falle nicht 
möglih; Indien kann nicht durch einen Ueberfall genommen werden. Wenn 
wir die Grenzfrage endgültig feitlegen müfjen, dann kann dies nur ge- 
ichehen, wenn wir die Schwierigfeiten, die eine feindliche Streitmacht zu 
überwinden hat, unvermindert aufrecht erhalten. Die Transportfrage ift 
die größte Schwierigkeit der angreifenden Armee. Es müßte als eine 
direft feindjelige Handlung gegen England betrachtet werden, wenn irgend 
ein Verſuch gemacht würde, eine Eijenbahn im Zujammenhang mit den 
ruſſiſchen ftrategifchen Bahnen auf afghanishem Boden zu bauen. Ich 
habe nicht den geringiten Grund, anzunehmen, daß die ruffifche Regierung 
jegt — hoffentlich auch in Zukunft nicht — beabjichtigt, eine folche Bahn 
zu bauen. Gollte der Verſuch trogdem gemacht werden, jo glaube ich, 
wenn es auch zuerft unſere Intereſſen nicht zu berühren jcheint, daß Dies 
der denkbar ſchwerſte und geradezu gegen das Herz des Kaiferreiches Indien 
er Schlag wäre. (Buftimmung.) Wenn wir aus Blindheit, Läflig- 
eit oder Feigheit die allmähliche Abjorbierung Afghaniſtans zulafen, in 
der Weile, wie mir notgedrungen die Abjorbierung der verjchiedenen 
Khanate in Zentralafien zugelafjen haben, wenn wir geftatten, daß bie 
ruffiichen ftrategifchen Eifenbahnen immer näher an die Grenze heran- 
fommen, dann wird Großbritannien unmeigerlich für feine Sorglofigfeit 
dadurch bezahlen müſſen, daß es eine viel größere Armee unterhalten muß, 
al3 wir mit ruhigem Gemifjen au halten planen fönnten. Vorausſicht und 
Mut werden dieje Gefahren abwenden, aber ohne Borausfiht und Mut 
fönnen fie über uns fommen. (Buftimmung.) 


1. Juni. (Kondon.) Minifter de Auswärtigen Lord Land» 
downe jagt auf einem Feſtmahl über die Beziehungen zu Japan 
und Frankreich: 


E3 ift niemals die Rede davon gemwejen, daß wir uns von bem 
Bündnis mit Japan zurüdziehen würden. Die einzige Frage, wann die 
Beit gelommen fein wird, würde die fein, ob das Bündnis in der gegen- 
mwärtigen Form erneuert oder ob es geftärft und befeftigt werden joll. Es 
ift nie ein Augenblid gewejen, in dem unjere guten Beziehungen zu Frank— 
reich fefter gegründet waren al3 jegt. Das gute Einvernehmen mit Frank— 
reich ift ein Mittel dazu gemwejen, NReibungen und Störungen, die von 
einem großen Kriege unzertrennlich find, zu mildern. Das Bündnis mit 
Japan ift ein Fraftvolles Werkzeug für den Frieden gemwejen; wenn es 
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m Las Unterhaus genehmigt im dritter 2elung 


Malt, Mnterbaus, Riederlage des Kabinetts. 

Hs 4, Mebmonb !ire, beantragt Die Herabiegung besjemigen 
Poltena 1a ride Bubzeis, ber ſich auf bie Landestomminiion bezieht, 
um irren bes Pıntehtes gegen bie Art der Anwendung der iriſchen 
santalle Baltome Ipridt ſich gegen ben Antrag aus. Nach längerer 
Irrntung Imirb ber Antrag mit 143 gegen 196 Stimmen angenommen. 
{ — Ve ſall auf ben Bänten ber Oppofition.) — Die Führer der 
I uvulltion Torben unter Mohn bie Hegierung zur Abdankung auf, Mi- 
nifterpräflbent Balfowe will fi vor einer Erklärung mit feinen Kollegen 
hrralen 


24, Auli, (Unterhaus) Minifterpräfident Balfour erklärt, 
bie Megterung iwerbe weber zuridtreten noch das Haus auflöfen, 


Großbritannien. (Juli Ende—Auguft 3.) 195 


da fie noch über die Mehrheit verfüge. — Am 25. wird der Be- 
ihluß vom 21. mit 260 gegen 200 Stimmen rüdgängig gemacht. 


Ende Juli. Die Preffe verbreitet im Anjchluß an die Kaifer- 
begegnung (vgl. Rußland und ©. 107) die Nachricht, daß der deutfche 
Kaifer die norwegijche Krone für einen Hohenzoller erftrebe und 
daß er die Oſtſee allen Schiffen außer denen der baltifchen Nationen 
verjchließen wolle. 


1. Auguft. (Unterhaus) Auf eine Anfrage erklärt Minifter- 
präfident Balfour, daß das Gerücht, ein deutjches Syndifat wolle 
Koblenfelder in Südwaled anfaufen, unrichtig ſei. Im Notfalle 
werde man es durch ein Geſetz verhindern, weil die Verteidigung 
dadurch Gefahr Liefe. 

3. Auguft. (Unterhaus.) Debatte über Dftafien, Deutjch- 
land, Kongoftaat, Kreta. 


Abg. Charles Dilke (lib.) polemifiert gegen Balfour, der die aus- 
märtige Lage zu ſchwarz dargeftellt Habe; England jei von feinem Angriff 
bedroht. Ein Kabinettswechſel würde die auswärtigen Beziehungen nicht 
beeinflufien, da die nationalen Intereſſen eine unabänderliche Bahn der 
Politik vorjchrieben. J. Walton (lib.) fürchtet, daß Deutichland in Schan- 
tung die offene Tür verjchließen werde. Fitzmaurice (lib.) wünſcht Er- 
haltung des Bündniffes mit Japan. Unterftaatsjefretär Earl of Percy: 
Große politiiche Fragen könnten jegt nicht erörtert werden. Ich habe aber 
mit Befriedigung Kenntni® genommen von den von den Rednern der 
Oppofition abgegebenen Erklärungen, daß feine Meinungsverjchiedenheiten 
unter den Mitgliedern der Oppoſition herrſchen Hinfichtlich der Anficht, 
daß es wünſchenswert jei, das Bündnis mit Japan zu erneuern. Auch 
ichließe ich mich den Ausführungen Dilfes über die allgemeine Lage in 
Europa an und glaube, daß fie zu Befürchtungen feinen Anlaß gibt. Ich 
meine jfogar, daß gegenwärtig viel weniger Grund zur Beſorgnis vorliegt 
al3 in früheren Perioden. Hierauf jagt er über die Beziehungen zum 
Kongoftaat: Die englifche Regierung fei dabei nur von menjchenfreund- 
lichen Beweggründen geleitet; fie hoffe zuverfichtlich, daß infolge der Unter- 
juhung, die gegen die Verwaltung des Kongoftaat3 geführt werde, jchnelle 
und wirfjame Remedur gegenüber den vorhandenen Mißjtänden werde ge- 
ichaffen werden. Was das Handelsſyſtem im Stongobeden betreffe, jo jei 
die Regierung der Anficht, daß die Regelung diejer Frage durch eine inter- 
nationale Konferenz zu erfolgen habe, in der von den Mächten, die die 
Berliner Afte unterzeichnet Haben, jo viele als möglich vertreten jein 
jollen. — In Kreta jeien die Garantiemächte darüber einig, daß dem Ber- 
langen nad) einer Bereinigung Kreta mit Griechenland zur Zeit nicht 
ftattgegeben werden könne, doc feien jie der Anficht, daß die Verwaltung 
der Inſel eine jehr jorgfältige Prüfung erfordere. Die Bejorgnifje, die 
bon einem der Redner auf das Vorgehen Deutichlands in Schantung ge- 
äußert worden waren, hält der Vertreter ded3 Auswärtigen Amts für un- 
begründet. Es fei nicht richtig, daß die deutjche Regierung die Bergrechte 
in diefer Provinz monopolifiert habe. Das Prinzip der offenen Türe jei 
dort nicht verlegt. Die englifche Negierung habe neuerdings mit der Re— 
gierung von Frankreich Verhandlungen bezüglid) des Baues einer Eifen- 
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Sahnfinie vom Banzgriezul zum Szehwandeder geslluger md & ki zu 
Sofex, dag dieie Berfamdlmmger u Kuryer Jer zu zmem Jeriedtigenden 
Abichlaßj Führen, dab ao die Eieubaien mtr der Tıivgien der beiden 
Mächte gefaut werden würde. 

7.4. Augut. (Portsmouth: Bernd eines Frumzöfikhen 
Geichwaders von 1° Kriegsſchtffen. Gime Woordnung des Geichma- 
ders wird im Cowes som König empfıngen, auderz befuchen Sondon 
als Säfte der Stadt und des Tarlımenisz — Te Tree bringt 
begeifterte Artikel über die Freundichaft der beiden Kzriomen. 

11. Auguft. Tas Parlament wird vertagt. 

Auguft. Der König reift zur Kur nad Karlsbad, von wo 
aus er Kaiſer Franz Joſerh in Jſchl befucht. Daß er nicht mit 
Kaiſer Wilhelm zufammentriftt, wird auf eine Verſtimmung der 
beiden Monarchen zurückgeführt. Deutſche offigiöſe Blätter lehnen 
biefe Erklärung ab. 

29. Auguſt. Der Pizefönig von Indien Lord Curzon tritt 
wegen Zifferenzen mit Lord Kitchener zurüd. Sein Rachfolger 
wird Earl Minto, früher Generalgouverneur von Kanada. 


Ende Auguft. Die Prefie findet, dat Japans Mäfigung 
unb riedensliebe den Ruflen überaus günftige Bedingungen be- 
willigt babe. 

Anfang September. Die Wochenfchrift „Dutlod“ fchreibt an= 
fnüpfend an die Oſtſeefahrt der Kanalflotte: 

„Deutichland ift natürlich jelbit am beften in der Lage, jeine Aus- 
fihten in einem Wettbewerb mit England auf dem Gebiete des Schiffs 
baues zu beurteilen. Wir betradhten dieje Ausfichten aber nicht ala jehr 
grob. Die Stärke unjerer Kanalflotte beträgt etwas mehr als ein Drittel 
er engfiihen Flotte. Hier wäre alio jchon etwas nachzuholen. Es ift 
ferner nicht ohne Bedeutung, daß England feſt entſchloſſen iſt, nicht zu 
dulden, daß die deutſche oder irgend eine andere Flotte der ſeinigen an 
Stärfe nahe fommt. Ferner ift noch das Hindernis vorhanden, da Eng- 
fand nicht nur bereit3 einen gewaltigen Vorſprung hat, jondern auch über 
bie finanziellen Mittel verfügt, dieſen Vorjprung beizubehalten und zu ver- 
größern. Scließlih hat Deutihland zu erwägen, daß Frankreich, die Ber- 
einigten Staaten und Japan — d.h. drei der führenden Seemädhte der 
Welt — entweder durch die Bande formeller Bündniffe oder einer nicht 
formellen, aber nichtsdeftoweniger wirkſamen Freundſchaft mit England 
verbunden find. Iſt es nicht Mar, daß für Deutjchland die Frage der 
maritimen Suprematie in der Nordfee oder ſonſtwo bereit3 entjchieden 
murbe, und zwar — gegen Deutichland; daß jeine folonialen und über- 
feeiichen ehrgeizigen Pläne damit unmiderruflich vereitelt wurden; daß 
Deutichland, ftatt einen nußlojen Kampf aufrecht zu — ſeine &e- 
danken beſſer ben ihm näher liegenden größeren Deutſchland zuwenden 
ſollte? Jedenfalls war es keine göttliche — ſondern eine ſterb— 
liche Mutmaßung, jene Erklärung, daß Deutſchlands Zukunft auf dem 
Waſſer liege. 
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4.18. September. (Hanley in Staffordfhire.) Kongreß der 
Zrade Unions. 458 Delegierte vertreten 1560000 Mitglieder. Der 
Kongreß fordert Aufrechterhaltung des Freihandels und den Acht- 
ftundentag. — Bon vielen Seiten wird über Unfruchtbarkeit der 
Verhandlungen und perjönliche Differenzen im Kongreß geklagt. 

27. September. Der Tert des neuen englifch-japanijchen 
Bündniſſes vom 12. Auguft wird veröffentlicht. 

Die Ziele des Abkommens find die Befeftigung und Aufrechterhal- 
tung de3 allgemeinen Friedens in Dftafien und Indien, die Erhaltung der 
gemeinjamen Intereſſen aller Mächte in China durch Sicherung der Un- 
abhängigfeit und Integrität Chinas, ſowie ded Prinzips der Gleichberech- 
tigung des Handel aller Nationen, ferner die Aufrechterhaltung der 
territorialen Rechte Großbritanniens und Japans in Dftafien und Indien 
und die Verteidigung ihrer befonderen Antereffen in diefen Gebieten. 

Urt. 1. Die beiden Regierungen werden, wenn immer ihre oben 
bezeichneten Rechte und Intereſſen gefährdet find, miteinander in vollem 
Umfange und offen in Berfehr treten und gemeinfam die Maßnahmen 
erwägen, die zur Wahrung derjelben zu ergreifen find. Art.2. Wenn in- 
folge eine3 nicht herausgeforderten Angriff3 oder eines aggreifiven Vor— 
gehend, das wo immer jeitend irgend welcher Macht oder Mächte erfolgen 
mag, einer der beiden vertragichließenden Teile in der Verteidigung feiner 
Nechte und Intereſſen in einen Krieg verwidelt wird, jo wird der andere 
Zeil dem Berbündeten jofort zu Hilfe fommen, mit ihm den Krieg ge- 
meinjam führen, ſowie im wechjeljeitigen Einvernehmen Frieden jchließen. 
Art. 3. Da Sapan die vorherrichenden politifchen, militärijchen und wirt— 
ichaftlichen Rechte in Korea befitt, erfennt Großbritannien Japan das Recht 
zu, jolde Maßregeln zur Leitung der Kontrolle und des Schußes Koreas 
zu ergreifen, als e3 für geeignet und notwendig erachten mag, um bieje 
Intereſſen zu jchügen und zu fördern. Art. 4. Japan anerkennt das Recht 
Großbritanniens, in der Nähe der indijchen an ſolche Maßregeln zu 
ergreifen, welche nötig fein mögen, die indifchen Befigungen zu jchüßen. 
Art.5. Beide Teile fommen überein, daß feiner, ohne den anderen zu be— 
fragen, in bejondere Abmachungen eintreten wird, welche den in der Ein- 
leitung des Abkommens bezeichneten Zielen nachteilig jein könnten. 
Art.6. Im Falle eines ruffiich-japanischen Krieges übernimmt es Groß- 
britannien, ftrenge Neutralität zu bewahren, und Japan, falls e3 von einer 
anderen Macht angegriffen wird, zu Hilfe zu fommen. Urt.7. Die Be- 
dingungen, unter welchen der erwähnte Beiftand geleiftet werden joll, 
werden durch die Militär- und Marinebehörden der vertragjchließenden 
Zeile vereinbart, die miteinander von Zeit zu Zeit in vollem Umfange 
und offen in Beratung treten. rt. 8. Das gegenwärtige Uebereinfommen 
gilt für eine Frift von zehn Jahren, ift aber mit einjähriger Kündigung 
aufbebbar. 

Ende September. Die Preſſe bringt Nachrichten, daß die 
Regierung Singapore zur Flottenbaſis ausbauen wolle. 

Dftober. Kundgebungen über die Beziehungen zu Deutjchland. 

Die „Times“ verbreitet Nachrichten, daß ein engliicheruffiiches Ein- 
vernehmen unmittelbar bevorftehe. Deutſchlands Verſuche, dies Einver- 
nehmen zu hindern und mit Wittes Hilfe eine deutjch-ruffiiche Berftändi- 
gung zu finden, feien gejcheitert. 
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mörbderijche Natur des Kampfes im fernen Dften, und er, der Redner, ſei 
ficher, daß Lansdowne ſchon aus Pflichtgefühl wie aus Neigung die erjte 
Gelegenheit benugen werde, Englands Einfluß zugunften des Friedens 
geltend zu machen, inzwijchen aber ftriftefte Neutralität zu beobachten. Für 
die Haltung Lansdownes in der Angelegenheit des Nordjeezwijchenfalles 
habe er nur Rob; bezüglich der Regelung diejer Angelegenheit Habe Eng- 
land viel den freundfchaftlichen Dienften Frankreich zu verdanken. Welche 
Zwecke verfolge die Miffion nach Afghaniftan? — Bremierminifter Bal- 
four: In Afghaniftan verfolge die Regierung nicht, wie Bannermann 
annehme, eine herausfordernde Politil. Das Hauptelement einer gejunden 
Politik für die indische Regierung fei, gute Beziehungen mit dem Nachbar 
von der Nordmwejtgrenze zu unterhalten. Dieſer Nachbar ftehe zwijchen 
Indien und einer mächtigen Militärmaht. Die Freundfchaft des Emirs 
fönne England viel nügen; England könne ihm aber noch mehr nüßen. 
Es jei aller Grund vorhanden zu freundlichen Beziehungen zwiſchen den 
beiden Ländern. Die Regierung wünjche durchaus, diefe Beziehungen auf- 
recht zu erhalten. Bezüglich der Fisfalpolitit Habe er feine Stellung 
bereit3 dargelegt. In Beantwortung der Forderung der Oppofition, das 
Parlament jolle aufgelöft werden, erkläre er, die Regierung befolge eine 
Bolitif, die mit dem gejunden Menjchenverftande im Einklange jtehe. Ganz 
unnötig und grnndlos fei der Angriff Campell Bannermanns auf den 
Zivillord der Admiralität. Lee zeigte, obwohl er noch nicht lange feine 
amtliche Stellung befleide, wie wertvoll feine große Geſchicklichkeit und fein 
Fleiß feinem Lande ſei. (Beifall) Er, Balfour, könne nicht verftehen, 
warum Campell Bannermann Lee ausfuchte für feinen unedelmütigen 
Tadel. (Beifall.) 

Am 16. wird folgender Adreßentwurf der Liberalen mit 311 gegen 
248 Stimmen abgelehnt: Wir bringen Em. Majeftät in aller Ehrfurcht die 
verjchiedenen Anfichten über die Finanzfragen zur Kenntnis, die nun bei- 
nahe zwei Jahre lang im Lande bejprochen wurden. Jetzt ijt Die Zeit 
gefommen, um ohne weiteren Verzug dem Bolfe die Entſcheidung über die 
Streitfrage zu überlafjen. 

Anfang März. Das Flottenbudget für 1905/6 wird ver— 
dffentlicht. 

Es fordert 33389000 Pfd. St. gegen 36889000 Pfd. St. im Bor- 
jahre. Die Verringerung ift deshalb eingetreten, weil im Vorjahre zwei 
chileniihe Schiffe angefauft worden waren und die Forderungen für Neu- 
bauten und Reparaturen geringer werden. An Mannjchaften find 2100 
weniger angejeßt infolge der Ausſcheidung von Schiffen mit geringem 
Gefechtäwert. Gefordert werden zwei alten Torpedojäger; es ſoll ein 
ipezieller Typ jchnellfahrender Hochjeetorpedojäger jowie ein neuer Typ 
üftentorpedpjäger geichaffen werden. Erftere find teurer und weniger 
zahlreich, leßtere billiger und zahlreicher. Für das Nechnungsjahr 1905/6 
wird der Beginn folgender Neubauten vorgeichlagen: 1 Schlachtſchiff, 
4 Busen 5 Hochieetorpedojäger, 1 Hochjeetorpedojäger vom Ber- 
judhstyp, 12 Küftentorpedojäger und 11 Unterfeeboote. Der Aufwand hier- 
für beträgt im Rechnungsjahre faft 9'/. Millionen Pfd. St. Künftig jollen 
weniger Schiffe gleichzeitig, diefe aber jchneller gebaut werden. Seit Be- 
ginn des Jahres wurden über 100 Fahrzeuge in den Dienft geitellt. 


Anfang März. In der Negierungspartei fommt es zu hef— 
tigen Streitigkeiten, weil einige Kabinettsmitglieder, vor allem der 
Staatsjefretär für Irland, Wyndham, den Iren in VBerwaltung?- 
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fragen entgegenfommen wollen. Angeficht? der Oppofition der 
Parteimehrheit muß Wyndham zurüdtreten; fein Nachfolger wird 
Walter Lony. 


8. März. 155 Schiffe werden aus der Lifte der Flotte ala 
unbrauchbar geftrichen, darunter vier Schlachtichiffe aus den Jahren 
1882—89, vier große Kreuzer aus dem Jahre 1889. 


9. März. (London.) Der ruffiiche Botjchafter Graf Benden- 
dorff zahlt die Entichädigungsjumme von 65000 Pfund für die 
Huller Filcher an Lord Lansdowne aus. 


14. Mär. (Unterbau?) Debatte über die deutjche und 
englifche Flotte. 


Premierminifter Balfour erflärt in Beantwortung einer Anfrage, 
daß nach Anficht des Reichsverteidigungsausſchuſſes ein Einfall in Eng— 
land zum Zwecke der Eroberung eine Unmöglichkeit jei. Werburgh (konf.): 
Der wirkliche Grund für die Aenderung in der Verteilung der Flotte jei 
das Heranwachſen einer jehr großen Flottenmadht in der Nordjee. Die 
deutjche Flotte werde im Jahre 1917 aus 38 Schlachtſchiffen erjter Klaſſe 
beftehen, ferner aus 14 großen und 38 Heinen Sreuzern. Dies fei eine 
große und mächtige Flotte. Man dürfe nicht vergejjen, daß fie in der 
Nordjee konzentriert jei. Man wird mir fagen, es ſei nicht mit einem 
richtigen Einvernehmen zwiſchen uns und den anderen Ländern im Ein- 
Hang, andere Mächte Hier im Parlamente im Zujammenhange mit der 
Bermehrung der britischen Flotte zu erwähnen. In anderen Parlamenten 
handelt man indes nicht nach diefer Empfindung. Wir jehen, daß im 
franzöfiijhen und im bdeutjchen Parlamente die Stellung anderer Länder 
offen erörtert wird. Der franzöfiiche Marineminifter hat fürzlic eine 
Rede gehalten, worin er die Stärke der franzöfiichen und der deutjchen 
Flotte verglich, und im deutichen Reichstag hat der Führer der fozialifti- 
ihen Partei hervorgehoben, die gewünjchte Vermehrung der deutjchen Flotte 
fönnte nur als Drohung gegen England gedacht werden. Ich bin aljo 
berechtigt, bei Beratung der Stärke der britiichen Flotte die Lage der 
deutjchen Flotte vor dem Haufe zur Sprache zu bringen. Es iſt nicht ge- 
rechtfertigt, daß die Admiralität das dem Haufe jet vorliegende Fleine 
Schiffsbauprogramm aufgejtellt Hat. Parlamentsjefretär der Admiralität 
PBretyman: Der VBoranichlag jei nach dem Bedürfniffe des nächſten Jahres 
aufgeftellt. Falls fich jpäter größere Anftrengungen notwendig ermweijen 
—* N werde das Land Sicherlich die nötigen Geldmittel bereitjtellen. 
(Beifall. 


17. März. Das Unterhaus genehmigt einen Entwurf auf 
Einführung des Achtftundentags für die im Kohlenbergbau bejchäf- 
tigten Arbeiter unter 18 Jahren. 

März. Enthüllungen über Armeelieferungen während des 
Burenfrieges. 


Ein Blaubuch dedt große Mipftände in der Verproviantierung der 
Armee auf. Die „Allgemeine Zeitung“ berichtet darüber: „Nicht weniger 
als 5611622 Kationen von Bücjjenfleifh und Gemüfe, die 5900000 Mark 
gefoftet hatten, erwieſen fich ald ungenießbar und mußten vernichtet werden. 
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die Behauptung, daß die Verſtärkung der deutjchen Flotte dem Frieden 
diene, verftoße gegen den gejunden Menfchenverftand. Der Beluh in 
Tanger wird betrachtet al3 ein Proteft gegen den englijch-franzöfiichen 
Vertrag; England müſſe an ihm feithalten und die Kaiferreife mit einer 
Zuſammenkunft der englischen und franzöfiihen Kanal- und Nordjee- 
geſchwader beantworten. Die „Morning Bot“ allein beurteilt die deutjche 
Politik objektiv: „Der Beſuch des Deutichen Kaiſers und die Sprache des 
Grafen Bülow bringen die Tatjache in Erinnerung, daß auch Deutjchland 
in Marokko Intereſſen zu bejigen glaubt, als deren Wächter e3 fich ſelbſt 
betrachtet, und die ed nicht ohne genügende Gegenleiftung aufzugeben ge- 
neigt ift. Die Natur und die Größe diejer Jnterefjen fowie die Art und 
Weiſe, wie Deutjchland diejelben zu behandeln gedenkt, find natürlich 
Deutihlands Sache. Es ift augenblidlich fein Beweis dafür vorhanden, 
daß die deutjche Regierung nicht geneigt wäre, auf die Wünſche Frant- 
reich8 einzugehen, natürlich in der Art einer gejchäftsmäßigen Transaktion. 
Deutjchland will nicht gern die Rolle des Ignorierten ſpielen.“ 

6. April. (Unterhaus.) Deutjchland und die Marokkofrage. 

Labouchere (lib.) fragt, ob die englijch-franzöfijche Konvention der 
deutjchen Regierung amtlich befannt gegeben wurde, ob irgend welche jpä- 
teren Mitteilungen über die Konvention zwijchen Großbritannien und 
Deutjhland auögetaufcht wurden. Ferner: ob irgend ein Vertrag beftehe 
zwiichen Deutichland und Marokko, der Deutichland bejondere Handels- 
rechte und Privilegien fichere und, wenn dies der Fall, ob dieje Rechte 
analog wären denen, die Großbritannien durch die 1856 zwifchen England 
und Marokko abgefchlofjene Konvention zugejtanden feien, ferner, ob der 
Sultan von Maroffo noch das Recht habe, Berträge, durch die Handels— 
rechte zugeftanden werden, mit anderen Ländern abzufchließen, die nicht 
beteiligt wären an der englifch-franzöfifchen Konvention. Unterftaatsjekretär 
Earl of Percy: Die engliich-franzöjiiche Erklärung vom 8. April 1904 
ift der deutjchen Regierung offiziell nicht mitgeteilt und zwiſchen der bri- 
tiſchen und deutjchen Regierung find feine Mitteilungen betreffend dieje 
Erklärung, ſoweit fie fi) auf Marokko bezog, erfolgt. Der Sultan von 
Marokko beteiligte fih an der Erklärung nicht, die ein unabhängiges Ab- 
fommen zwijchen der franzöſiſchen und britiichen Regierung war, das ſich 
auf die beiderjeitigen Anterejfen in jenem Lande bezieht. Der Vertrag 
zwilchen Deutjichland und Maroflo vom Jahre 1890 ift analog dem Ber- 
trag zwifchen England und Maroffo vom Jahre 1856. Gibfon Bowles 
(fon.): Sind Mitteilungen an Deutichland erfolgt betreff3 anderer Teile 
des englilch-franzöfiichen Abkommens? Earl of Bercy: Es haben feine 
Mitteilungen an Deutjichland ftattgefunden, außer betreff3 des Dekrekts 
des Sthedive. 


10. April. (Unterhaus) Budget. 


Schagfanzler Auften Chamberlain legt da3 Budget vor. Das 
Finanzjahr 1904/5 Schloß mit einem Ueberſchuß von 1400000 Pfd. St. ab, 
Der Voranſchlag für 1905/6 jieht an Ausgaben insgejamt 141032000 
Pr. Et. vor. Die Einnahmen würden, auf der Grundlage der bisherigen 
Befteuerung berechnet, 144004000 Pfd. St. betragen. Von dem fich er- 
gebenden Weberfhuß von 2972000 Pfd. St. will der Schaßfanzler eine 
Million für die Begründung eines Amortifationsfonds verwenden. Für 
die in diefem Jahre fällig werdenden Schaßbonds von 10 Millionen Pfd. St. 
follen neue Bonds auf zehn Jahre ausgegeben werden, von denen jährlich 
für eine Million gezogen und zurüdgezahlt werden jollen. Der Teezoll 
joll vom 1. Juli ab um zwei Pence für das Pfund ermäßigt werden, die 
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dadurch bewirkte Einnahmeverminderung wird ſich auf 1550000 Pfd. St. 
belaufen. Demgemäß wird die Gejamteinnahme für 1905/6 mit einem 
Ueberijhuß von 422000 Pfd. St. veranjchlagt. Andere Zölle und Steuern 
bleiben unverändert. — Zu beachten fei der beftändige Rüdgang der Zoll- 
einnahmen von Spirituojen und Bier. — Die Staatsjchuld beläuft ſich 
auf 794736000 Pfd. St. 

Anfang Mai. Bizeadmiral a. D. Fitzgerald führt in der 
„Deutichen Revue“ aus, ein baldiger Krieg zwijchen England und 
Deutjchland ſei unvermeidlich, wenn Deutjchland feine Flotte in 
dem bisherigen Tempo weiter verjtärfe. Der Artikel wird von der 
geſamten Preſſe jcharf abgelehnt. 

Mai. Die Prefje fieht in dem Verweilen Roſchdeſtwenskys 
in den franzdfilchen Gewäſſern eine große Gefahr für den MWelt- 
frieden. Frankreich dürfe das englifch-japanijche Bündnis nicht 
ala belanglos behandeln. 

2. Mai. Das Unterhaus genehmigt mit 211 gegen 59 Stim= 
men eine Vorlage zur Erjchwerung der Einwanderung. 

Die Hauptbeftimmungen des Gefegentwurfes find folgende: Kein 
Einwanderer joll die Erlaubnis erhalten, von einem Einwandererſchiff zu 
landen, außer wenn die Landung in einem Hafen erfolgt, wo ein Ein 
wanderungsbeamter angejtellt ift, und wenn er die Erlaubnis dieſes Be- 
amten erhält. Ein Einwanderer, der die Erlaubnis zur Landung nicht 
erhält, darf beim Einwanderungsausfhuß Berufung einlegen, der aus drei 
Berjonen zujammengejegt werden joll, unter denen ein Polizeibeamter fein 
jol. Ein Einwanderer darf als unerwünjcht angefehen werden und ihm 
dann die Erlaubnis zum Landen verweigert werden, wenn er nicht nach— 
weiſen fann, daß er in der Lage ift, fich, wenn auch in bejcheidenen Ver— 
hältniffen, jelbft zu unterhalten, ferner wenn er geiftesfranf ift oder wenn 
die Wahrjcheinlichkeit bejteht, Daß er wegen Krankheit oder Schwäche ber 
öffentlichen Armenpflege anheimfält. Die Erlaubnis darf ſchließlich ver- 
weigert werden, wenn der Einwanderer im Auslande wegen eined Ver— 
brechens verurteilt wurde, wegen dejjen er ausgeliefert werden fann und 
dad nicht politifcher Natur ift. Die Erlaubnis zur Landung joll nicht 
wegen Mittellofigfeit allein verweigert werden, und wenn der Einwanderer 
nachweiſt, daß er nur die Aufnahme fucht, um fich einer Verfolgung wegen 
Vergehen politiſcher Art zu entziehen. Der Staatsjefretär des Innern 
erhält die Erlaubnis, unerwünfchte Ausländer auszumeifen, wenn die Aus- 
weijung von einem Gerichtshof empfohlen wird. Zur Zahlung der durch 
die Ausweiſung entjtandenen Koften darf der Kapitän oder Eigner des 
Schiffes herangezogen werden, das die Ausgewieſenen nad) England ge- 
bracht hat, wenn die Ausweifung innerhalb jehs Monaten nad) der Landung 
erfolgte. Einwanderer dürfen nur in acht Häfen zwiſchen Leight und 
Southampton gelandet werden. Einwanderer, die England nur auf dem 
Wege nach anderen Ländern paffieren, find von den vorftehenden Beftim- 
mungen ausgenommen. 


11. Mai. (Unterhaug.) Bei einer Debatte über die Landes- 
verteidigung jagt Minifterpräfident Balfour über die Verteidigung 
Indiens und die Bedeutung Afghaniftang: 
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Eine Invaſion Indiens fei ein häufig wiederfehrender Geſprächs— 
gegenftand unter den ruſſiſchen Offizieren; er glaube aber nicht, daß fie 
irgend einen Teil der ruffischen Regierungspläne bilde. „Sch jpreche jegt 
nur von einer allgemeinen Frage und möchte das Haus nicht auf die Ver— 
mutung bringen, daß ich in einer Woche oder einem Monate vor Gie 
hintreten und jagen werde, daß ein Krieg mit Rußland an der Nordweſt— 
grenze Indiens möglich oder gar wahrjcheinlich ſei.“ Webertriebene Bedeu- 
tung wird mwohl den neuen ruffiihen Eijenbahnen von denjenigen bei- 
gemefjen, die die Lektionen des mandſchuriſchen Krieges zu haftig leſen. 
In Afghaniftan liegt die Sache anders: dort find noch feine Eifenbahnen 
gebaut, und jollten fie jemals gebaut werden, jo ift es von Wichtigkeit, 
daß dies nicht in Friedenszeiten gefchieht. Eine Invaſion in Indien ift 
nur von Kabul oder Kandahar aus möglich, jagt der Redner weiter und 
ipriht dann über die unüberwindlichen Schwierigkeiten einer ſolchen In— 
vafion und des Baues von Eifenbahnen. Die Verteidigung Indiens ift 
eine Frage der Heranihaffung von Nahrungsmitteln und Erjag an Mann- 
ſchaften und Kriegamaterial. Eine Ueberrafhung ift in diefem Falle nicht 
möglih; Indien fann nicht durch einen Ueberfall genommen werden. Wenn 
wir die Grenzfrage endgültig feftlegen müfjen, dann kann dies nur ge- 
ichehen, wenn wir die Schwierigfeiten, die eine feindlihe Streitmacht zu 
überwinden hat, unvermindert aufrecht erhalten. Die Transportfrage 1ft 
die größte Schwierigkeit der angreifenden Armee. Es müßte al3 eine 
direft feindjelige Handlung gegen England betrachtet werden, wenn irgend 
ein Verſuch gemacht würde, eine Eilenbapn im Zujammenhang mit den 
ruſſiſchen ftrategifchen Bahnen auf afghaniihem Boden zu bauen. 
habe nicht den geringften Grund, anzunehmen, daß die rufniiche Regierung 
jest — hoffentlich auch in Zukunft nicht — beabjichtigt, eine ſolche Bahn 
zu bauen. Sollte der Verſuch trogdem gemacht werden, jo glaube ich, 
wenn e3 auch zuerft unjere Intereſſen nicht zu berühren jcheint, daß Dies 
ber denkbar ſchwerſte und geradezu gegen das Herz des Kaijerreiches Indien 
gene Schlag wäre. (Buftimmung.) Wenn wir aus Blindheit, Läſſig— 
eit oder Feigheit die allmähliche Abjorbierung Afghaniftans zulafjen, in 
der Weile, wie wir notgedrungen die Abjorbierung der verjchiedenen 
Khanate in Zentralafien zugelaffen haben, wenn mir gejtatten, daß bie 
ruffiichen ftrategifchen Eifenbahnen immer näher an die Grenze heran- 
fommen, dann wird Großbritannien unmeigerlic für feine Sorglofigfeit 
dadurch bezahlen müfjen, daß es eine viel größere Armee unterhalten muß, 
al3 wir mit ruhigem Gemifjen zu halten planen könnten. Vorausſicht und 
Mut werden biete Gefahren abwenden, aber ohne Vorausſicht und Mut 
fönnen fie über uns fommen. (Buftimmung.) 


1. Juni. (London.) Minifter de Auswärtigen Lord Lans— 
downe jagt auf einem Feitmahl über die Beziehungen zu Japan 
und Frankreich: 


E3 ift niemals die Nede davon geweſen, daß mir und von dem 
Bündnis mit Japan zurüdziehen würden. Die einzige Frage, wann bie 
Beit gefommen fein wird, würde die fein, ob das Bündnis in der gegen- 
wärtigen Form erneuert oder ob es geftärft und befeftigt werden fol. Es 
ift nie ein Augenblid gewejen, in dem unjere guten Beziehungen zu Frank— 
reich fefter gegründet waren als jegt. Das gute Einvernehmen mit Frank— 
reich ift ein Mittel dazu geweſen, Reibungen und Störungen, die von 
einem großen Kriege unzertrennlic find, zu mildern. Das Bündnis mit 
Japan ift ein Fraftvolles Werkzeug für den Frieden gemejen; wenn es 
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möglich ift, es jo abzuändern, daß es auch den Ausbruch von Kriegen ver- 
hindert, würden alle wahren Freunde de3 Friedens dieſe Abänderungen 
willtommen heißen. Das Bündnis mit Japan und das Einvernehmen mit 
Frankreich find für feinen jelbftjüchtigen aggrefiiven Zwed ausgedacht und 
auch ohne jeden Wunjch, andere aus dem Bejige des ihnen gehörigen zu 
verdrängen. 


5.8. Juni. (Bondon.) Beſuch des Königs von Spanien 
beim König. 

21.126. Juni. (Unterbau?) Die Regierung wird von der 
Dppofition jcharf angegriffen, daß fie bei der Aufdeckung von be= 
trügerifchen Lieferungen für die Armee nicht genügende Energie 
gezeigt habe. 

11. Zuli. (Oberhaus.) Lord Landdowne jagt über die 


Marofkofrage: 

Wir find offiziell benachrichtigt, daß die deutſche und die franzöfiiche 
Regierung zu einer Verftändigung gelangt find, auf deren Grundlage die 
vom Sultan von Maroffo vorgejchlagene Konferenz abgehalten werden 
fönne. Die Konferenz wird aljo ftattfinden. Die engliichen Intereſſen in 
Maroffo jind derart, daß wir e3 beftimmt für wichtig halten werden, an 
der Konferenz teilzunehmen. Wir werden den Borjchlag, der uns zweifel- 
[08 gemacht werden wird, aber noch nicht gemacht ift, annehmen und uns 
unter angemefjenen Bedingungen mit den übrigen Mächten an den Be- 
ratungen beteiligen, die jtattfinden werden. Mehr kann ich für jeßt 
nicht jagen. 


13. Zuli. Das Unterhaus bewilligt den Heeresetat mit der 
geringen Mehrheit von 26 Stimmen. 


Mitte Juli. Wahlreformplan. 


Die Regierung veröffentlicht einen Gejegentwurf, wonach die Ab- 
geordnetenzahl unverändert bleiben, aber eine Neueinteilung der Wahlfreije 
nad) der Bevölkerungszahl vorgenommen werden fol. Danach joll Irland 
22 Sitze verlieren, England 17, Schottland 4, Wales 1 gewinnen. — Die 
Oppoſition befämpft den Plan heftig als ein Parteimandver. 


19. Juli. Daß Unterhaus genehmigt in dritter Leſung 
das Trremdengejeg mit einer Mehrheit von 90 Stimmen. 


21. Juli. (Unterhaug.) Niederlage des Kabinetts. 


Abg. J. Redmond (re) beantragt die Herabjegung desjenigen 
Poſtens des irischen Budgets, der fich ne die Landeskommiſſion bezieht, 
zum Zeichen de3 Proteftes gegen die Art der Anwendung der irijchen 
Landakte. Balfour fpricht fich gegen den Antrag aus. Nach längerer 
Beratung mwird der Antrag mit 199 gegen 196 Stimmen angenommen. 
(Stürmijcher Beifall auf den Bänfen der Oppofition.) — Die Führer der 
Oppoſition fordern unter Hohn die Regierung zur Abdankfung auf, Mi- 
——— Balfour will ſich vor einer Erklärung mit feinen Kollegen 
eraten. 


24. Juli. (Unterhaus) Minifterpräfident Balfour erflärt, 
die Regierung werde weder zurücdtreten noch das Haus auflöfen, 
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da fie noch über die Mehrheit verfüge. — Am 25. wird der Be- 
ihluß vom 21. mit 260 gegen 200 Stimmen rüdgängig gemacht. 


Ende Juli. Die Prefje verbreitet im Anjchluß an die Kaiſer— 
begegnung (vgl. Rußland und ©. 107) die Nachricht, daß der deutfche 
Kaifer die norwegijche Krone für einen Hohenzoller erftrebe und 
daß er die Oſtſee allen Schiffen außer denen der baltijchen Nationen 
verjchließen wolle. 


1. August. (Unterhaus.) Auf eine Anfrage erklärt Minifter- 
präfident Balfour, daß das Gerücht, ein deutjche® Syndifat wolle 
Kohlenfelder in Südwales anfaufen, unrichtig ſei. Im Notfalle 
werde man es durch ein Geſetz verhindern, weil die Verteidigung 
dadurch Gefahr Liefe. 

3. Auguft. (Unterhaus.) Debatte über Oftafien, Deutjch- 
land, Kongoftaat, Kreta. 


Abg. Charles Dilke (Tib.) polemifiert gegen Balfour, der die aus- 
wärtige Lage zu ſchwarz dargeftellt habe; England jei von feinem Angriff 
bedroht. Ein Kabinettswechſel würde die auswärtigen Beziehungen nicht 
beeinflufien, da die nationalen Intereſſen eine unabänderlihe Bahn der 
Politik vorfchrieben. J. Walton (lib.) fürchtet, daß Deutichland in Schan- 
tung die offene Tür verjchließen werde. Fitzmaurice (lib.) wünjcht Er- 
haltung des Biündnifjes mit Japan. Unterjtaatsjefretär Earl of Percy: 
Große politische Fragen könnten jegt nicht erörtert werden. Ich habe aber 
mit Befriedigung Kenntnis genommen von den von den Nednern der 
Dppofition abgegebenen Erklärungen, daß feine Meinungsverſchiedenheiten 
unter den Mitgliedern der Dppofition herrſchen Hinfichtlid) der Anficht, 
daß es wünſchenswert jei, das Bündnid mit Japan zu erneuern. Auch 
ichließe ich mich den Ausführungen Dilfes über die allgemeine Lage in 
Europa an und glaube, daß jie zu Befürchtungen feinen Anlaß gibt. Ich 
meine jogar, daß gegenwärtig viel weniger Grund zur Bejorgnis vorliegt 
al3 in früheren Perioden. Hierauf jagt er über die Beziehungen zum 
Kongoftaat: Die engliiche Regierung jei dabei nur von menjchenfreund- 
lien Beweggründen geleitet; fie Hoffe zuverfichtlich, daß infolge der Unter- 
ſuchung, die gegen die Verwaltung des Kongoftaats geführt werde, jchnelle 
und wirfame Remedur gegenüber den vorhandenen Mißſtänden werde ge- 
ihaffen werden. Was das Handelsſyſtem im Kongobeden betreffe, jo jei 
die Regierung der AUnficht, daß die Regelung diejer Frage durch eine inter- 
nationale Konferenz zu erfolgen habe, in der von den Mächten, die die 
Berliner Akte unterzeichnet haben, jo viele als möglich vertreten jein 
follen. — In Kreta jeien die Garantiemäcdhte darüber einig, daß dem Ver- 
langen nad) einer Vereinigung Kreta mit Griechenland zur Zeit nicht 
ftattgegeben werden könne, doch jeien fie der Anficht, daß die Verwaltung 
der riet eine jehr jorgfältige Prüfung erfordere. Die Bejorgniffe, die 
von einem der Redner auf dad Vorgehen Deutichlands in Schantung ge— 
äußert worden waren, hält der Vertreter ded Auswärtigen Amts für un- 
begründet. Es fei nicht richtig, daß die deutjche Regierung die Bergrechte 
in diefer Provinz monopolifiert habe. Das Prinzip der offenen Türe jei 
dort nicht verlegt. Die engliiche Regierung habe neuerdings mit der Re— 
gierung von Frankreich Verhandlungen bezüglich des Baues einer Eijen- 

13* 
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bahnlinie vom Pangiietal zum Szechwanbeden gepflogen, und es fei zu 
hoften, dab biete Verhandlungen in furzer Zeit zu einem befriedigenden 
Abichluß führen, dab alfo die Eiienbahn unter den Auipizien der beiden 
Machte gebaut werben würde. 


7.44. Auguſt. (Portsmouth) Beiuc eines franzöfifchen 
Geihwabers von 18 Kriegsſchiffen. Eine Aborbnung des Geſchwa- 
bers wirb in Gowes vom König empfangen, andere befuchen London 
als Gäfte der Stadt und bes Parlaments. — Die Prefie bringt 
begeifterte Artikel über bie Freundſchaft der beiden Rationen. 

11. Auguſt. Das Parlament wird vertagt. 

Auguft. Der König reift zur Kur nach Karlsbad, von wo 
aus er Kaifer Franz Joſeph in Iſchl beſucht. Daß er nicht mit 
Kaifer Wilhelm zujammentrifft, wird auf eine Berftimmung der 
beiden Monarchen zurüdgeführt. Deutiche offiziöfe Blätter lehnen 
biefe Erklärung ab. 

20. Auguft. Der Vizelönig von Indien Lord Gurzon tritt 
wegen Differenzen mit Lord Kitchener zurück. Sein Nachfolger 


wird Garl Minto, früher Generalgouverneur von Kanada. 

Ende Auguft. Die Prefje findet, daß Japans Mäfigung 
und Friedensliebe den Ruſſen überaus günftige Bedingungen be- 
willigt habe. 

Anfang September. Die Wochenfchrift „Dutlod“ jchreibt an— 
fnüpfend an die Oftjeefahrt der Kanalflotte: 

„Deutichland ift natürlich jelbft am beften in der Lage, jeine Aus- 
fihten in einem Wettbewerb mit England auf dem Gebiete des Sciffs- 
baue3 zu beurteilen. Wir betrachten dieſe Ausfichten aber nicht ala jehr 
roß. Die Stärke unferer Kanalflotte beträgt etwas mehr ala ein Drittel 
ber englischen Flotte. Hier wäre aljo jchon etwas nachzuholen. Es ift 
ferner nicht ohne Bedeutung, daß England feft entichlofjen ift, nicht zu 
dulden, daß bie deutſche oder irgend eine andere flotte der jeinigen an 
Stärke nahe kommt. Ferner ift noch das Hindernis vorhanden, daß Eng- 
fand nicht nur bereit einen gewaltigen Vorfprung hat, jondern auch über 
bie finanziellen Mittel verfügt, dieſen Borjprung beizubehalten und zu ver- 
größern. Schließlich hat Deutſchland zu erwägen, daf Frankreich, die Ber- 
einigten Staaten und Japan — d.h. drei der ge Seemädte der 
Welt — entweder durch die Bande formeller Bündniffe oder einer nicht 
formellen, aber nichtödeftoweniger wirffamen Freundihaft mit England 
verbunden find. ft es nicht Har, dab für Deutfchland die Frage der 
maritimen Suprematie in der Nordſee oder jonftwo bereits entjchieden 
wurde, und zwar — gegen Deutfchland; daß feine Folonialen und über- 
jeeiichen ehrgeizigen Pläne damit unmiderruflich vereitelt wurden; daß 
Deutichland, ftatt einen nußlojen Kampf aufrecht zu erhalten, feine Ge— 
banfen befjer den ihm näher liegenden größeren Deutichland zumenden 
follte? Jedenfalls war es feine göttliche Verfügung, ſondern eine fterb- 
liche Mutmaßung, jene Erflärung, daß Deutichlande Zukunft auf dem 
Waſſer liege. 
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4.8. September. (Hanley in Staffordfhire.) Kongreß der 
Trade Unions. 458 Delegierte vertreten 1560000 Mitglieder. Der 
Kongreß fordert Aufrechterhaltung des Freihandels und den Acht- 
ftundentag. — Bon vielen Seiten wird über Unfruchtbarkeit der 
Verhandlungen und perjönliche Differenzen im Kongreß geklagt. 

27. September. Der Text des neuen englifch=-japanijchen 
Bündniffes vom 12. Auguft wird veröffentlicht. 

Die Ziele des Abkommens find die Befeftigung und Aufrechterhal- 
tung des allgemeinen Friedens in DOftafien und Indien, die Erhaltung der 
gemeinjamen Intereſſen aller Mächte in China durch Sicherung der Un- 
abhängigfeit und Integrität Chinas, jomwie des Prinzips der Gleichberech- 
tigung de3 Handel aller Nationen, ferner die Aufrechterhaltung der 
territorialen Rechte Großbritanniens und Japans in DOftafien und Indien 
und die Verteidigung ihrer bejonderen Intereſſen in dieſen Gebieten. 

Art. 1. Die beiden Regierungen werden, wenn immer ihre oben 
bezeichneten Rechte und Anterefjen gefährdet find, miteinander in vollem 
Umfange und offen in Berfehr treten und gemeinfam die Maßnahmen 
erwägen, die zur Wahrung derſelben zu ergreifen find. Art.2. Wenn in- 
folge eine3 nicht herausgeforderten Angriff3 oder eines aggrejjiven Vor— 
gehend, das wo immer ſeitens irgend welcher Macht oder Mächte erfolgen 
mag, einer der beiden vertragjchließenden Teile in der Verteidigung feiner 
Rechte und Anterefjen in einen Krieg verwidelt wird, jo wird der andere 
Teil dem Verbündeten jofort zu-Hilfe fommen, mit ihm den Krieg ge- 
meinjam führen, jomwie im wmwechjeljeitigen Einvernehmen Frieden jchliegen. 
Art.3. Da Japan die vorherrichenden politifchen, militärischen und wirt— 
ichaftlichen Rechte in Korea befigt, erfennt Großbritannien Japan das Recht 
zu, jolde Maßregeln zur Leitung der Kontrolle und des Schuges Koreas 
zu ergreifen, als es für geeignet und notwendig erachten mag, um dieje 
Intereſſen zu jhügen und zu fördern. Art.4. Japan anerkennt das Recht 
Großbritanniens, in der Nähe der indiſchen Grenze jolhe Maßregeln zu 
ergreifen, welche nötig fein mögen, die indiſchen Beſitzungen zu jchügen. 
Art.5. Beide Teile fommen überein, daß feiner, ohne den anderen zu be= 
fragen, in bejondere Abmadjungen eintreten wird, welche den in der Ein- 
leitung des Abkommens bezeichneten Zielen nachteilig fein Fönnten. 
Art.6. Im Falle eines ruffiih-japaniihen Krieges übernimmt ed Groß— 
britannien, ftrenge Neutralität zu bewahren, und Japan, fall e3 von einer 
anderen Macht angegriffen wird, zu Hilfe zu fommen. Art.7. Die Be- 
dingungen, unter welchen der erwähnte Beiftand geleiftet werden joll, 
werden durch die Militär- und Marinebehörden der vertragjchließenden 
Teile vereinbart, die miteinander von Zeit zu Zeit in vollem Umfange 
und offen in Beratung treten. Art.8. Das gegenwärtige Uebereinfommen 
gilt für eine Frift von zehn Jahren, ift aber mit einjähriger Kündigung 
aufbebbar. 

Ende September. Die Prefje bringt Nachrichten, daß die 
Regierung Singapore zur Flottenbafi3 ausbauen wolle. 

Dftober. Kundgebungen über die Beziehungen zu Deutjchland. 

Die „Times“ verbreitet Nachrichten, daß ein englifcheruffiiches Ein- 
vernehmen unmittelbar bevorftehe. Deutſchlands Verſuche, dies Einver- 
nehmen zu hindern und mit Wittes Hilfe eine deutich-ruffiiche Verftändi- 
gung zu finden, feier gejcheitert. 
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mörberijche Natur des Kampfes im fernen Often, und er, der Redner, jei 
fiher, daß Lansdowne ſchon aus Pflichtgefühl wie aus Neigung die erfte 
Gelegenheit benußen werde, Englands Einfluß zugunften des Friedens 
geltend zu machen, inzwifchen aber ſtrikteſte Neutralität zu beobachten. Für 
die Haltung Lansdownes in der Angelegenheit des Nordjeezwijchenfalles 
habe er nur Lob; bezüglich der Negelung diejer Angelegenheit habe Eng- 
land viel den freundichaftlichen Dienften Frankfreichd zu verdanken. Welche 
Bmwede verfolge die Miffion nah Afghaniftan? — WPremierminifter Bal- 
four: In Afghaniftan verfolge die Regierung nicht, wie Bannermann 
annehme, eine herausfordernde Politif. Das Hauptelement einer gefunden 
Politik für die indifche Regierung jei, gute Beziehungen mit dem Nachbar 
von der Nordweitgrenze zu unterhalten. Dieſer Nachbar ftehe zwiſchen 
Indien und einer mächtigen Militärmacht. Die Freundichaft des Emirs 
fönne England viel nüßen; England fönne ihm aber nody mehr nügßen. 
E3 jei aller Grund vorhanden zu freundlichen Beziehungen zwijchen den 
beiden Ländern. Die Regierung wünfche durchaus, diefe Beziehungen auf- 
recht zu erhalten. Bezüglich der Fisfalpolitif habe er jeine Stellung 
bereit3 dargelegt. In Beantwortung der Forderung der Oppofition, das 
Parlament ſolle aufgelöft werden, erkläre er, die Regierung befolge eine 
Politik, die mit dem gefunden Menfchenverftande im Einflange jtehe. Ganz 
unnötig und grundlos ſei der Angriff Campell Bannermanns auf den 
BZivillord der Admiralität. Lee zeigte, obwohl er noch nicht lange feine 
amtliche Stellung befleide, wie wertvoll feine große Gejchidlichfeit und jein 
Fleiß jeinem Lande fei. (Beifall) Er, Balfour, fünne nicht verftehen, 
warum Gampell Bannermann Lee ausjuchte für feinen unedelmütigen 
Tadel. (Beifall.) 

Am 16. wird folgender Adreßentwurf der Liberalen mit 311 gegen 
248 Stimmen abgelehnt: Wir bringen Ew. Majeftät in aller Ehrfurcht die 
verjchiedenen Anſichten über die Finanzfragen zur Kenntnis, die nun bei» 
nahe zwei Jahre lang im Lande beſprochen wurden. Jetzt ift die Zeit 
gefommen, um ohne weiteren Verzug dem Volke die Entſcheidung über die 
Gtreitfrage zu überlafjen. 

Anfang März. Das Flottenbudget für 1905/6 wird ver- 
öffentlicht. 

Es fordert 33389000 Pd. St. gegen 36889000 Pfd. St. im Vor- 
jahre. Die Verringerung ift deshalb eingetreten, weil im Vorjahre zwei 
chilenische Schiffe angefauft worden waren und die Forderungen für Neu- 
bauten und Reparaturen geringer werden. An Mannjchaften find 2100 
weniger angejegt infolge der Ausſcheidung von Schiffen mit geringem 
Gefechtöwert. Gefordert werden zwei Klaſſen Torpedojäger; e3 ſoll ein 
ipezieller Typ jchnellfahrender Hochjeetorpedojäger ſowie ein neuer Typ 
Kiüftentorpedojäger geichaffen werden. Erftere find teurer und weniger 
zahlreich, letztere billiger und zahlreicher. Für das Nechnungsjahr 1905/6 
wird der Beginn folgender Neubauten vorgeichlagen: 1 Schladhtichiff, 
4 Banzerfreuzer, 5 Hochjeetorpedojäger, 1 Hochjeetorpedojäger vom Ver— 
juhstyp, 12 Süftentorpedojäger und 11 Unterjeeboote. Der Aufwand Hier- 
für beträgt im Rechnungsjahre faft 9'/. Millionen Pfd. St. Künftig jollen 
weniger Schiffe gleichzeitig, dieſe aber jchneller gebaut werden. Geit Be- 
ginn des Jahres wurden über 100 Fahrzeuge in den Dienft geftellt. 


Anfang März. In der NRegierungspartei fommt es zu hef— 
tigen Streitigfeiten, weil einige Kabinett3mitglieder, vor allem der 
Staatsfefretär für Irland, Wyndham, den Iren in Verwaltungs: 


Großbritannien. (März 8.—17.) 189 


fragen entgegenfommen wollen. Angeficht3 der Oppofition der 
Parteimehrheit muß Wyndham zurüdtreten; fein Nachfolger wird 
Malter Lony. 

8. März. 155 Schiffe werden aus der Lifte der Flotte als 
unbrauchbar gejtrichen, darunter vier Schlachtichiffe aus den Jahren 
1882—89, vier große Kreuzer aus dem Jahre 1889. 


I. März. London.) Der ruffiiche Botjchafter Graf Benden- 
dorf zahlt die Entjchädigungsfumme von 65000 Pfund für die 
Huller Filher an Lord Lansdowne aus. 


14. März. (Unterhaus) Debatte über die deutjche und 
englijche Flotte. 


Premierminifter Balfour erflärt in Beantwortung einer Anfrage, 
daß nad Anficht des Neichsverteidigungsausichuffes ein Einfall in Eng» 
land zum Bwede der Eroberung eine Unmöglichkeit jei. Yerburgh (fonf.): 
Der wirkliche Grund für die Nenderung in der Verteilung der Flotte jei 
das Heranwachſen einer jehr großen Flottenmacht in der Nordjee. Die 
deutjche Flotte werde im Jahre 1917 aus 38 Schladhtichiffen erjter Klafje 
beftehen, ferner aus 14 großen und 38 Heinen Kreuzern. Dies ei eine 
große und mächtige Flotte. Man dürfe nicht vergefien, daß fie in der 
Nordjee konzentriert je. Man wird mir fagen, es jei nicht mit einem 
richtigen Einvernehmen zwiſchen uns und den anderen Ländern im Ein- 
Hang, andere Mächte Hier im Parlamente im Zujammenhange mit der 
Bermehrung der britifchen Flotte zu erwähnen. In anderen Parlamenten 
handelt man indes nicht nach diejer Empfindung. Wir fehen, daß im 
franzöfiihen und im deutſchen Parlamente die Stellung anderer Ränder 
offen erörtert wird. Der franzöjiihe Marineminifter hat Fürzlich eine 
Rede gehalten, worin er die Stärke der franzöſiſchen und der deutjchen 
Flotte vergli, und im deutfchen Reichstag hat der Führer der fozialifti- 
ſchen Partei hervorgehoben, die gewünjchte Vermehrung der deutichen Flotte 
fünnte nur als Drohung gegen England gedacht werden. ch bin aljo 
berechtigt, bei Beratung der Stärke der britifchen Flotte die Lage der 
beutjchen lotte vor dem Haufe zur Sprache zu bringen. Es ift nicht ge- 
rechtfertigt, daß die Admiralität da3 dem Haufe jet vorliegende Heine 
Schiffsbauprogramm aufgeftellt hat. PBarlamentsjefretär der Admiralität 
Pretyman: Der Voranjchlag jei nach dem Bedürfniffe des nächſten Jahres 
aufgeftellt. Falls ſich ſpäter größere Anftrengungen notwendig ermweijen 
ei o werde das Land ficherlich die nötigen Geldmittel bereitftellen. 

eifall. 


17. März. Das Unterhaus genehmigt einen Entwurf auf 
Einführung des Achtjtundentags für die im Kohlenbergbau bejchäf- 
tigten Arbeiter unter 18 Jahren. 

März. Enthüllungen über Armeelieferungen während des 
Burenkrieges. 


Ein Blaubuch deckt große Mißſtände in der Verproviantierung der 
Armee auf. Die „Allgemeine Zeitung“ berichtet darüber: „Nicht weniger 
als 5611622 Rationen von Büchſenfleiſch und Gemüſe, die 5900000 Mark 
gekoſtet hatten, erwieſen ſich als ungenießbar und mußten vernichtet werden. 
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Die Vorräte an Proviant, die nach Abſchluß des Krieges übrig blieben 
(meift Konjerven), wurden für 560898 Pd. St (11217960 Marf) an die 
Armeelieferanten zurüdverfauft und brachten faum die Hälfte defjen ein, 
was fie gefoftet Hatten. Sehr merkwürdig ging e8 auch mit dem Einfauf 
und Berfauf von Heu und Haber an die Lieferanten zu. In demjelben 
Monat verkaufte man an eine Firma in Pretoria Heu zum Preiſe von 
10 Scillingen und Haber zum reife von 11 Schillingen im Gefamt- 
betrage von 127044 Pfd. St. und Faufte denjelben Haber und dasſelbe 
Heu zum Preife von 18 Schillingen und 17! Schillingen zurüd. Wehn- 
liches wiederholte ſich auch an anderen Stellen und erflärt der General- 
auditor, daß hierüber bisher feine befriedigende Aufklärung zu erlangen 
war. In dem Berichte wird auch noch weiter erwähnt, daß fich von den 
gelieferten Gemwehrpatronen 28 Millionen als fehlerhaft und daher un- 
brauchbar erwiejen Hatten, die von den Lieferanten anftandslos über- 
nommen worden waren, jo daß fein Erjaß verlangt werden Fonnte. 

Der Bericht verurjacht lebhafte Erörterungen; mehrere Firmen weiſen 
die Anklagen zurüd. Im Parlament wird erregt darüber debattiert. 

28. März. (Oberhaus.) Minifter des Auswärtigen Lord 
Lansdowne erwidert auf eine Anfrage über die makedoniſche An— 
gelegenheit: 

Die Lage der Dinge in Makedonien jei nicht befriedigend; aber in 
einigen Beziehungen wäre doc eine deutliche Befjerung zu bemerfen. Aber 
jolange der Zuftand derart ift, daß er einen Vorwand für Einfälle von 
aufftändifchen Banden und für die Beibehaltung einer großen Streitmacdht 
undisziplinierter Truppen feitens der türkischen Negierung in Makedonien 
abgibt und folange leßteres für Bulgarien der Anlaß ift, beunruhigende 
militärijche Vorbereitungen zu treffen, jolange wird die mafedonifche Frage 
den Frieden Europas bedrohen. Die englifche Regierung hat den Reform- 
plan der nächjtbeteiligten Mächte mit dem Vorbehalt angenommen, meiter- 
gehende Maßnahmen treffen zu können, wenn diejer Plan ich nicht be- 
währen ſollte. Nun ift anerkannt, daß weitere Reformen notwendig find. 
Die Lage Mafedoniens wird fich nicht eher befjern, als bis feine Finanz» 
lage nach jeder Richtung Hin einer Revifion unterzogen if. Die Frage 
hat nun ein Stadium erreiht, wo alle Mächte das Recht haben, gehört 
zu werden. Bon uns werden feine Vorſchläge als genügend angejehen, die 
den mafedonijchen Provinzen nicht ein augreichendes Finanzſyſtem zufichern. 
Das makedoniſche Budget muß jo aufgeftellt werden, daß es hinreichend 
für die legitimen Verwaltungsbedürfnifje Mafedonieng forgt. Die Finanzen 
Mafedoniens müfjen direft oder indireft unter internationale Kontrolle 
gejtellt werden und es muß für Garantien geforgt werden, die es unmög- 
lid) machen, daß irgend welche Einnahmen, die zur Befriedigung der Be- 
dürfnifje Makedonien verwendet werden jollen, für andere Zwecke aus- 
gegeben werden. Wie wir glauben, daß eine Mebereinftimmung unter den 
Mächten zugunften weiterer Reformen in Makedonien vorhanden ift, 
wünjchen wir ernftlich, mit ihnen zufammenarbeiten zu fünnen. Die eng- 
tiiche Regierung ift nicht in der Lage gewejen, in dem Verhalten Defter- 
reichs oder Rußlands irgend einen Verſuch zu entdeden, die Zuftände in 
Makedonien zu ihrem eigenen Vorteil zu drehen. 


Ende März. April. Die Preffe über die maroffanijche Frage 
und die Politit Deutjchlande. 


Die Preſſe beipricht die Bremer Rede des Deutjchen Kaiſers (©. 67) 
im allgemeinen unfreundlich: es fei ein Oelzweig in gepanzerter Fauft; 
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die Behauptung, daß die Verftärfung der deutjchen Flotte dem Frieden 
diene, verftoße gegen den gejunden Menjchenverftand. Der Beſuch in 
Tanger wird betrachtet al3 ein Proteft gegen den engliſch-franzöſiſchen 
Vertrag; England müfje an ihm fefthalten und die Kaijerreife mit einer 
Zujammenfunft der engliihen und franzöſiſchen Kanal- und Nordjee- 
gejchiwader beantworten. Die „Morning Poft” allein beurteilt die deutjche 
Bolitif objektiv: „Der Bejuch des Deutjchen Kaiferd und die Sprache de3 
Grafen Bülow bringen die Tatjache in Erinnerung, daß auch Deutjchland 
in Marokko Intereſſen zu bejigen glaubt, als deren Wächter es fich ſelbſt 
betrachtet, und die es nicht ohne genügende Gegenleiftung aufzugeben ge- 
neigt ift. Die Natur und die Größe diejer Jntereffen ſowie die Art und 
Weiſe, wie Deutjchland dieſelben zu behandeln gedenkt, find natürlich 
Deutihlands Sache. Es ift augenblidlich fein Beweis dafür vorhanden, 
daß die deutjche Regierung nicht geneigt wäre, auf die Wünfche Frant- 
reich einzugehen, natürlich in der Art einer geihäftsmäßigen Transaftion. 
Deutjchland will nicht gern die Rolle des Ignorierten fpielen.“ 


6. April. (Unterhaus) Deutjchland und die Maroffofrage. 


Labouchere (lib.) fragt, ob die engliſch-franzöſiſche Konvention der 
deutjchen Regierung amtlich befannt gegeben wurde, ob irgend welche jpä- 
teren Mitterlungen über die Konvention zwiſchen Großbritannien und 
Deutjchland ausgetauscht wurden. Ferner: ob irgend ein Vertrag bejtehe 
zwilchen Deutichland und Maroffo, der Deutjchland bejondere Handels- 
rechte und Privilegien fichere und, wenn Died der Fall, ob diefe Rechte 
analog wären denen, die Großbritannien durch die 1856 zwiſchen England 
und Maroffo abgejchloffene Konvention zugeftanden feien, ferner, ob der 
Sultan von Maroffo noch das Recht habe, Verträge, durch die Handel3- 
rechte zugeftanden werden, mit anderen Ländern abzufchließen, die nicht 
beteiligt wären an der englijch-franzöfifchen Konvention. Unterftaatsjefretär 
Earl of Percy: Die engliich-franzöfiiche Erklärung vom 8. April 1904 
ift der deutjchen Regierung offiziell nicht mitgeteilt und zwiſchen der bri- 
tiihen und deutſchen Regierung find feine Mitteilungen betreffend dieje 
Erflärung, joweit fie ſich auf Marokko bezog, erfolgt. Der Sultan von 
Marokko beteiligte jich an der Erklärung nicht, die ein unabhängiges Ab- 
fommen zwijchen der franzöfiichen und britiichen Regierung war, das ſich 
auf die beiderfeitigen Intereſſen in jenem Lande bezieht. Der Vertrag 
zwiſchen Deutichland und Maroflo vom Jahre 1890 ift analog dem Ber- 
trag zwifchen England und Maroffo vom Jahre 1856. Gibjon Bomwles 
(fonj.): Sind Mitteilungen an Deutichland erfolgt betreff3 anderer Teile 
des engliich-franzöfiichen Abkommens? Earl of Percy: Es haben feine 
Mitteilungen an Deutichland ftattgefunden, außer betreffs des Dekrekts 
des Khedive. 


10. April. (Unterhaus) Budget. 


Scaßlanzler Auften Chamberlain legt dad Budget vor. Das 
Finanzjahr 1904/5 jchloß mit einem Ueberihuß von 1400000 Pfd. St. ab. 
Der Voranſchlag für 1905/6 fieht an Ausgaben insgeſamt 141032000 
Pfd. Et. vor. Die Einnahmen würden, auf der Grundlage der bisherigen 
Befteuerung berechnet, 144004000 Pfd. St. betragen. Bon dem jich er- 
gebenden Ueberſchuß von 2972000 Pfd. St. will der Schaßfanzler eine 
Million für die Begründung eines Amortifationsfonds verwenden. Für 
die in diefem Jahre fällig werdenden Schagbonds von 10 Millionen Pfd. St. 
follen neue Bonds auf zehn Fahre ausgegeben werden, von denen jährlich 
für eine Million gezogen und zurüdgezahlt werden jollen. Der Teezoll 
joll vom 1. Zuli ab um zwei Bence für das Pfund ermäßigt werden, die 


192 Großbritannien. (Mai Unfang— 11.) 


dadurch bewirkte Einnahmeverminderung wird fi auf 1550000 Pfd. St. 
belaufen. Demgemäß mwird die Gejamteinnahme für 1905/6 mit einem 
Ueberjhuß von 422000 Pfd. St. veranichlagt. Andere Zölle und Steuern 
bleiben unverändert. — Zu beachten fei der beftändige Rüdgang der Zoll» 
einnahmen von Spirituojen und Bier. — Die Staatsſchuld beläuft ich 
auf 794736000 Pfd. St. 

Anfang Mai. Bizeadmiral a. D. Fitzgerald führt in der 
„Deutichen Revue“ aus, ein baldiger Krieg zwijchen England und 
Deutjchland fei unvermeidlich, wenn Deutjchland feine Flotte in 
dem bisherigen Tempo weiter verſtärke. Der Artifel wird von der 
geſamten Prefle ſcharf abgelehnt. 

Mai. Die Prefje fieht in dem Verweilen Roſchdeſtwenskys 
in den franzöfiichen Gewäfjern eine große Gefahr für den Welt- 
frieden. Frankreich dürfe das englifch-japanifche Bündnis nicht 
als belanglo3 behandeln. 

2. Mai. Das Unterhaus genehmigt mit 211 gegen 59 Stim= 
men eine Vorlage zur Erjchwerung der Einwanderung. 

Die Hauptbeftimmungen des Gejegentwurfes find folgende: Kein 
Einwanderer joll die Erlaubnis erhalten, von einem Einwandererſchiff zu 
landen, außer wenn die Landung in einem Hafen erfolgt, wo ein Ein- 
mwanderungsbeamter angeftellt ift, und wenn er die Erlaubnis dieſes Be- 
amten erhält. Ein Einwanderer, der die Erlaubnis zur Landung nicht 
erhält, darf beim Einwanderungsausihuß Berufung einlegen, der aus drei 
Perjonen zujammengejegt werden joll, unter denen ein Polizeibeamter fein 
jol. Ein Einwanderer darf als unerwünfcht angefehen werden und ihm 
dann bie Erlaubnis zum Landen verweigert werden, wenn er nicht nach— 
weiſen fann, daß er in der Lage ift, fich, wenn auch in bejcheidenen Ber- 
hältniſſen, jelbft zu unterhalten, ferner wenn er geiftesfranf ift oder wenn 
die — beſteht, daß er wegen Krankheit oder Schwäche der 
öffentlichen Armenpflege anheimfällt. Die Erlaubnis darf ſchließlich ver— 
weigert werden, wenn der Einwanderer im Auslande wegen eines Ver— 
brechens verurteilt wurde, wegen deſſen er ausgeliefert werden kann und 
das nicht politiſcher Natur iſt. Die Erlaubnis zur Landung ſoll nicht 
wegen Mittelloſigkeit allein verweigert werden, und wenn der Einwanderer 
nachweiſt, daß er nur die Aufnahme ſucht, um ſich einer Verfolgung wegen 
Vergehen politiſcher Art zu entziehen. Der Staatsſekretär des Innern 
erhält die Erlaubnis, unerwünſchte Ausländer auszuweiſen, wenn die Aus— 
weiſung von einem Gerichtöhof empfohlen wird. Zur Zahlung der durd) 
die Ausweifung entftandenen Koften darf der Kapitän oder Eigner des 
Schiffes herangezogen werden, da3 die Ausgewiejenen nach England ge- 
bracht hat, wenn die Ausweifung innerhalb jech3 Monaten nad) der Landung 
erfolgte. Einwanderer dürfen nur in act Häfen zwiſchen Leight und 
Southampton gelandet werden. Einwanderer, die England nur auf dem 
Wege nad) anderen Ländern pajjieren, find von den vorjtehenden Bejtim- 
mungen ausgenommen. 


11. Mai. (Unterhaug.) Bei einer Debatte über die Landes- 
verteidigung jagt Minifterpräfident Balfour über die Verteidigung 
Indiens und die Bedeutung Afghanijtang: 
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Eine Invafion Indiens jei ein häufig wiederfehrender Geſprächs— 
gegenjtand unter den ruffiichen Offizieren; er glaube aber nicht, daß fie 
irgend einen Teil der ruffiihen Negierungspläne bilde. „Sch jpreche jept 
nur von einer allgemeinen Frage und möchte das Haus nicht auf die Ver- 
mutung bringen, daß id in einer Woche oder einem Monate vor Sie 
hintreten und jagen werde, daß ein Krieg mit Rußland an der Nordweit- 
grenze Indiens möglich oder gar wahrfcheinlich jei.” Uebertriebene Bedeu- 
tung wird wohl den neuen ruffiichen Eifenbahnen von denjenigen bei- 
gemefjen, die die Lektionen des mandſchuriſchen Krieges zu haftig leſen. 
In Afghaniftan Liegt die Sache anders: dort find noch feine Eijenbahnen 
gebaut, und jollten fie jemals gebaut werden, jo ift ed von Wichtigkeit, 
daß dies nicht in Friedenzzeiten gejchieht. Eine Invaſion in Indien ift 
nur von Kabul oder Kandahar aus möglich, fagt der Redner weiter und 
ipriht dann über die unüberwindlichen Schwierigkeiten einer ſolchen In— 
vafion und des Baue von Eifenbahnen. Die Verteidigung Indiens ift 
eine Frage der Heranichaffung von Nahrungsmitteln und Erjag an Mann- 
ichaften und Kriegämaterial. Eine Ueberrajhung ift in diefem Falle nicht 
möglih; Indien kann nicht durch einen Ueberfall genommen werden. Wenn 
wir die Grenzfrage endgültig feftlegen müfjen, dann kann dies nur ge- 
ichehen, wenn wir die Schwierigfeiten, die eine feindliche Streitmacht zu 
überwinden hat, unvermindert aufrecht erhalten. Die Transportfrage ift 
die größte Schwierigkeit der angreifenden Armee. Es müßte alö eine 
direkt feindjelige Handlung gegen England betrachtet werben, wenn irgend 
ein Verſuch gemacht würde, eine Eijenbahn im Zufammenhang mit den 
ruſſiſchen ftrategifchen Bahnen auf afghanifchem Boden zu bauen. Ich 
abe nicht den geringften Grund, anzunehmen, daß die ruffifche Regierung 
jegt — hoffentlich auch in Zukunft nicht — beabjichtigt, eine jolhe Bahn 
zu bauen. Sollte der Verſuch trogdem gemacht werden, jo glaube ich, 
wenn e3 auch zuerjt unſere Intereſſen nicht zu berühren ſcheint daß dies 
der denkbar ſchwerſte und geradezu gegen das Herz des Kaiſerreiches Indien 
gerichtete Schlag wäre. (Zuftimmung.) Wenn wir aus Blindheit, Läſſig— 
feit oder Feigheit die allmähliche Abjorbierung Afghaniftans zulafien, in 
der Weife, wie mir notgedrungen die Abjorbierung der verjchiedenen 
Khanate in Zentralafien sugelafjen haben, wenn wir geftatten, daß die 
ruffiichen ftrategifchen Eifenbahnen immer näher an die Grenze heran- 
fommen, dann wird Großbritannien unweigerlich für feine Sorglofigfeit 
dadurch bezahlen müfjen, daß es eine viel größere Armee unterhalten muß, 
als wir mit ruhigem Gewiſſen zu Halten planen fünnten. Vorausficht und 
Mut werden diefe Gefahren abwenden, aber ohne Vorausficht und Mut 
fönnen fie über ung fommen. (Buftimmung.) 


1. Juni. Zondon.) Minifter des Auswärtigen Lord Lans- 
downe jagt auf einem Feſtmahl über die Beziehungen zu Japan 
und Frankreich: 


E3 ift niemal3 die Rede davon gemwejen, daß wir uns von bem 
Bündnis mit Japan zurüdziehen würden. Die einzige Frage, wann die 
Zeit gefommen fein wird, würde die fein, ob das Bündnis in der gegen- 
märtigen Form erneuert oder ob es geftärkt und befeftigt werden joll. Es 
ift nie ein Augenblid gewejen, in dem unfere guten Beziehungen zu Frank— 
reich fefter gegründet waren als jegt. Das gute Einvernehmen mit Frank— 
reich ift ein Mittel dazu gemwejen, Reibungen und Störungen, die von 
einem großen Kriege ungertrennlich find, zu mildern. Das Bündnis mit 
Japan iſt ein Fraftvolles Werkzeug für den Frieden geweſen; wenn es 
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möglich ift, es jo abzuändern, daß es auch den Ausbruch von Kriegen ver- 
hindert, würden alle wahren Freunde des Friedens dieſe Ubänderungen 
willtommen heißen. Das Bündnis mit Japan und das Einvernehmen mit 
Frankreich find für feinen felbftjüchtigen aggrejliven Zweck ausgedacht und 
auch ohne jeden Wunſch, andere aus dem Befige des ihnen gehörigen zu 
verdrängen. 


5.8. Juni. (London) Bejuch des Königs von Spanien 
beim König. 

21.126. Juni. (Unterhau3.) Die Regierung wird von der 
Oppofition fcharf angegriffen, daß fie bei der Aufdedung von be= 
trügerifchen Lieferungen für die Armee nicht genügende Energie 
gezeigt habe. 

11. Juli. (Oberhaud.) Lord Lansdowne jagt über die 


Marokkofrage: 

Wir find offiziell benachrichtigt, daß die deutſche und die franzöſiſche 
Regierung zu einer Berftändigung gelangt find, auf deren Grundlage die 
vom Sultan von Maroffo vorgeichlagene Konferenz abgehalten werden 
fönne. Die Konferenz wird alſo jtattfinden. Die engliichen Intereſſen in 
Marokko jind derart, daß wir es beftimmt für wichtig halten werden, an 
der Konferenz teilzunehmen. Wir werden den Vorſchlag, der uns zweifel- 
[08 gemadjt werden wird, aber noch nicht gemacht ift, annehmen und uns 
unter angemefjenen Bedingungen mit den übrigen Mächten an den Be- 
ratungen beteiligen, die ftattfinden werden. Mehr kann ich für jebt 
nicht jagen. 


13. Zuli. Das Unterhaus bewilligt den Heeregetat mit der 
geringen Mehrheit von 26 Stimmen. 


Mitte Juli. Wahlreformplan. 

Die Regierung veröffentlicht einen Gejeßentwurf, wonach die Ab— 
geordnetenzahl unverändert bleiben, aber eine Neueinteilung der Wahlfreife 
nach der Bevölkerungszahl vorgenommen werden jol. Danach joll Irland 
22 Site verlieren, England 17, Schottland 4, Wales 1 gewinnen. — Die 
DOppofition befämpft den Plan heftig al3 ein PBarteimanöver. 


19. Juli. Das Unterhaus genehmigt in dritter Leſung 
das Fremdengeſetz mit einer Mehrheit von 90 Stimmen. 


21. Juli. (Unterhaus) Niederlage des Kabinetts. 

Abg. J. Redmond (Fre) beantragt die Herabjegung desjenigen 
Poſtens des iriichen Budgets, der fich ar die Landeskommiſſion bezieht, 
zum Beichen des Protejte3 gegen die Art der Anwendung der irijchen 
Landakte. Balfour fpricht fi gegen den Antrag aus. Nach längerer 
Beratung wird der Antrag mit 199 gegen 196 Stimmen angenommen. 
—— Beifall auf den Bänken der Oppofition.) — Die Führer der 

ppofition fordern unter Hohn die Regierung zur Abdankung auf, Mi- 
— — Balfour will ſich vor einer Erklärung mit ſeinen Kollegen 
eraten. 


24. Juli. (Unterhaus.) Miniſterpräſident Balfour erklärt, 
die Regierung werde weder zurücktreten noch das Haus auflöfen, 
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da fie noch über die Mehrheit verfüge. — Am 25. wird der Be— 
ihluß vom 21. mit 260 gegen 200 Stimmen rüdgängig gemacht. 


Ende Juli. Die Preſſe verbreitet im Anſchluß an die Kaifer- 
begegnung (vgl. Rußland und ©. 107) die Nachricht, daß der deutjche 
Kaifer die norwegiſche Krone für einen Hohenzoller erftrebe und 
daß er die Ditjee allen Schiffen außer denen der baltifchen Nationen 
verjchließen wolle. 

1. Auguft. (Unterhaus.) Auf eine Anfrage erklärt Minifter- 
präfident Balfour, daß das Gerücht, ein deutjche® Syndifat wolle 
Kohlenfelder in Südwales anfaufen, unrichtig ſei. Im Notfalle 
werde man es durch ein Geſetz verhindern, weil die Verteidigung 
dadurch Gefahr Liefe. 

3. Auguft. (Unterhaus) Debatte über Oftafien, Deutjch- 
land, Kongoftaat, Kreta. 


Abg. Charles Dilke (lib.) polemifiert gegen Balfour, der die aus- 
wärtige Lage zu ſchwarz dargeftellt habe; England fei von feinem Angriff 
bedroht. Ein Kabinettswechſel würde die auswärtigen Beziehungen nicht 
beeinfluffen, da die nationalen Intereſſen eine unabänderliche Bahn der 
Politik vorjchrieben. 3. Walton (Tib.) fürchtet, daß Deutichland in Schan- 
tung die offene Tür verjchliegen werde. Fitzmaurice (fib.) wünjcht Er- 
haltung de3 Biindnifjes mit Japan. Unterjtaatsjefretär Earl of Bercy: 
Große politiiche Fragen könnten jegt nicht erörtert werden. Ich habe aber 
mit Befriedigung Kenntnis genommen von den von den Rednern der 
DOppofition abgegebenen Erklärungen, daß feine Meinungsverjhiedenheiten 
unter den Mitgliedern der Dppofition Herrchen hinſichtlich der Anficht, 
daß e3 wünſchenswert jei, das Bündnis mit Japan zu erneuern. Auch 
Ichließe ich mich den Ausführungen Dilfes über die allgemeine Lage in 
Europa an und glaube, daß fie zu Befürchtungen feinen Anlaß gibt. Ich 
meine jogar, daß gegenwärtig viel weniger Grund zur Bejorgnis vorliegt 
al3 in früheren Perioden. Hierauf jagt er über die Beziehungen zum 
Kongoftaat: Die engliihe Regierung jei dabei nur von menjchenfreund- 
lichen Beweggründen geleitet; ſie hoffe zuverfichtlich, daß infolge der Unter- 
juhung, die gegen die Verwaltung des Kongoftaat3 geführt werde, jchnelle 
und wirfjame Remedur gegenüber den vorhandenen Mißſtänden werde ge- 
ihaffen werden. Was das Handelsiyftem im Kongobeden betreffe, jo jei 
die Regierung der Anficht, daß die Regelung diefer Frage durch eine inter- 
nationale Konferenz zu erfolgen habe, in der von den Mächten, die die 
Berliner Alte unterzeichnet haben, jo viele ald möglich vertreten jein 
jolfen. — In Kreta jeien die Garantiemächte darüber einig, daß dem Ber- 
langen nad) einer Bereinigung Kretas mit Griechenland zur Zeit nicht 
ftattgegeben werden fönne, doch jeien fie der Anficht, daß die Verwaltung 
der Inſel eine jehr jorgfältige Prüfung erfordere. Die Bejorgnifje, die 
bon einem der Redner auf dad Borgehen Deutichlands in Schantung ge- 
äußert worden waren, hält der Vertreter ded Auswärtigen Amts für un- 
begründet. Es fei nicht richtig, daß die deutjche Regierung die Bergrechte 
in diefer Provinz monopolifiert habe. Das Brinzip der offenen Türe fei 
dort nicht verlegt. Die engliſche Regierung habe neuerdings mit der Re— 
gierung von Frankreich Verhandlungen bezüglich des Baues einer Eifen- 
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Regierung Hat es ihre Sorge fein laffen, die einer neutralen Macht ob- 
liegenden Berpflihtungen aufs ftrengite einzuhalten. Die Lage auf dem 
Balkan gibt noch immer Anlaß zur Bejorgnis. Die auf Beranlafjun 
Dejterreih- Ungarns und Rußlands angenommenen Maßnahmen haben fich 
dazu dienlich erwiefen, einige Beſſerung des Zuftandes in den von den 
Unruhen betroffenen Bezirken herbeizuführen. Ein Fortichritt ift nament- 
fi bei der Reorganijation der Gendarmerie gemacht worden, wobei 
zu meinem Heere gehörende Offiziere wertvolle Mithilfe geleiftet rer 
Diefe Maßnahmen find noch durch radikale Reformen, namentlih des 
Finanziyftems, zu ergänzen, ehe irgendwelche dauernde Berbeflerungen in 
der Verwaltung diefer Provinzen des türfiichen Reiches zur Wirkſamkeit 
gebracht werden können. Ich vermerfe mit Genugtuung, daß die öfterreichifch- 
ungariſche und die ruſſiſche — kürzlich dahinzielende Vorſchläge 
an die Pforte gerichtet haben. Meine Regierung iſt mit den Regierungen 
der anderen hauptſächlich an dieſem wichtigen Gegenſtand intereſſierten 
Mächte in Verbindung. . . . Das Uebereinkommen zwiſchen der engliſchen 
und der franzöſiſchen Regierung betreffend die freundſchaftliche Regelung 
der die Intereſſen beider Länder berührenden Fragen ſei vom franzöſiſchen 
Parlament genehmigt und ordnungsgemäß ratifiziert worden. Hoffentlich 
werde dasjelbe für beide Länder vorteilhafte Wirkungen haben, während 
e3 zugleich nicht ausbleiben könne, daß e3 die freundfchaftlichen Beziehungen, 
welche beide Ränder jo glüdlich miteinander verbänden, noch weiter feftigen 
werde. Meine Regierung ift auch mit der ruffiichen Regierung zu einem 
Einverftändnis gelangt, kraft deſſen einer internationalen Unterjuhungs- 
fommiffion, die in Uebereinftimmung mit den Grundjäßen der Haager 
Friedenskonvention zufammengetreten ift, die Aufgabe anvertraut worden 
ift, die mit der Katajtrophe der britifchen Fifcherflotte, welche durch das 
Borgehen der rufjischen Flotte in der Nordjee hervorgerufen wurde, zu— 
fammenhängenden Umftände zu unterjuchen und die Verantwortlichkeit für 
diejen beflagenswerten Zmifchenfall den in Betraht Kommenden zuzu— 
meſſen. . . . Schritte zur Einführung einer repräfentativen Konftitution 
in Transvaal werden ernftlich erwogen und ich hoffe, daß fie einen wejent- 
lihen Fortſchritt nach dem legten Ziele hin, nämlich völliger Selbftverwal- 
tung, bringen werden. Ein Abkommen, das dazu beftimmt ift, die Be- 
ziehungen zwijchen der tibetanischen und der indiichen Negierung auf eine 
befriedigende Grundlage zu ftellen, ift in Lhafja abgejchlofjen worden. Die 
großen Schwierigkeiten, denen unſere Million begegnete, jind von den 
zivilen und militärischen Leitern in glänzender Weije überwunden worden. 
Die chinejjiche Regierung Hat einen Kommifjar nad Kalfutta gejandt be— 
hufs Verhandlungen über eine Konvention, durch welche der Beitritt Chinas 
zu dem Abkommen mit Tibet ausgejprochen wird. ..... Erfreulich jei der 
Höflichfeitsbefuch des Sohnes des Emird von Afghaniftan in Kalfutta 
und der Entiendung eines hohen Beamten der indiſchen Regierung nad) 
Kabul behufs Erörterung von Fragen, die die Beziehungen zwischen der 
indiihen Regierung und der von Afghaniftan betreffen. 

14. Februar. (Oberhaus.) Adreßdebatte. Dftafiatifcher 
Krieg; Makedonien; Tibet; Afghanijtan. 

Auf eine Anfrage, ob England im oftafiatischen Kriege nicht an 
Bermittelung denke, erwidert Staatsjefretär de3 Auswärtigen Lord 
Lansdomwne: Jede übel aufgenommene Bermittelung Fönnte leicht ernite 
Folgen haben. Er brauche nicht zu verfichern, daß die Regierung, wenn 
jih ihr eine Gelegenheit zur Vermittelung bieten jollte, jich ihrer bereit» 
willig bedienen würde. Die Regierung habe es ſich angelegen jein laſſen, 
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ftriftefte Neutralität zu beobachten und ihr Beftreben fei nicht erfolglos 
gewejen. Bezüglich der Frage der Kriegsfontrebande jei die Regierung 
bemüht gewejen, die hergebradhte Politit Englands zu befolgen und bie 
Lifte der Kontrebandeartifel möglichit zu bejchränfen. Der Regierung jei 
e3 zu ihrer Befriedigung gelungen, in dieſer Beziehung einen vernünftigen 
modus vivendi zu erlangen, und jeit vorigem Juli jeien nur jolche eng— 
liſche Schiffe von einer ———— betroffen worden, die ſich offen— 
kundig des Blockadebruchs ſchuldig gemacht hatten. Ein einziges Mal ſei 
England auch anſcheinend nahe daran geweſen, in den Kriegstrubel mit 
hineingezogen zu werden. Das war gelegentlich des Zwiſchenfalls in der 
Nordſee, den er (Redner) nur erwähne, weil er dem freundlichen Charakter 
der von Lord Spencer hinſichtlich der Haltung der Regierung in dieſer 
Angelegenheit gemachten Bemerkungen ſeine Anerkennung zollen wolle. 
Die Entwickelung der makedoniſchen Angelegenheit ſei unerfreulich. Er ſei 
überzeugt, daß auf keine Beſſerung zu rechnen ſei, wenn nicht für die Ein— 
führung durchgreifender Reformen Sorge getroffen werde. Mit Befriedi— 
ung ſei es zu begrüßen, daß allgemein die Anſicht herrſche, daß weitere 
Reformen nötig jeien. Ein neuer Reformentwurf ftehe jegt zur Beratung, 
der Entwurf jei jehr kompliziert. Er fei nicht in der Lage, ein Urteil 
über ihn abzugeben. Der Entwurf bedeute aber zur Befriedigung der 
Regierung einen Schritt vorwärts. Die Regierung werde nicht zögern, 
ihr Recht, den Entwurf zu fritifieren und Vorjchläge dazu zu machen, aus- 
zuüben. Die Regierung habe Grund zu der Annahme, daß Feine Kritik 
und feine Borjchläge, die fie machen würde, von Defterreich-Ungarn und 
Rußland übel genommen würden... . Ueber Tibet jagt Lord Lans— 
downe: Die Regierung jei gezwungen, da3 Vorgehen Younghousbands zu 
mißbilligen, der die Inſtruktionen überfchritt und in einen Rechtsirrtum 
verfiel; denn jein Abkommen ſchloß die Bejegung des Tſchumbitales auf 
70 Jahre ein, eine Zumiderhandlung gegen die von der Regierung ab- 
gegebenen AZuficherungen; die indijche Regierung nahm die Politif der 
Reichöregierung richtig auf. Wir haben allen Grund zu glauben, daß die 
indische Regierung unjere Inſtruktionen getreu befolgte. Ueber den Fort— 
jchritt der Verhandlungen in Afghaniftan kann ich feine Auskunft geben. 
Die Verhandlungen dauern noch fort; fie find von äußerſt jchwieriger 
Natur. E3 würde gegenwärtig jehr wenig wünjchenswert jein, die darauf 
bezüglichen Akten zu veröffentlichen. Nachdem Lansdorwne noch die Militär- 
politif der Regierung verteidigt hat, erflärt er, die Regierung jei nicht 
darauf vorbereitet, ihr Amt auf Geheiß der Oppofition im Stich zu laſſen. 


14.116. Februar. (Unterhaus) Adreßdebatte. Zollfrage. 
Lees Rede. Sieg der Regierung. 


Abg. Campell Bannermann (lib.) greift die Regierung jcharf 
an, weil ihre Handelspolitif unflar jei. Das Land erwarte mit wacdjen- 
der Ungeduld die Gelegenheit, jein Urteil darüber abzugeben. Die Op- 
pojition verlange vom PBremierminifter eine flare, unzweideutige Erklärung, 
wie er über die Fisfalpolitif denfe und was er beabjichtige. Die politijche 
Lage jei voll von Gefahr für die öffentlichen Intereſſen. Das Minifterium 
jei demoralifiert; wie jehr dies der Fall jei, zeige fich in der ganz unan- 
gebrachten Rede, die ein untergeordnete Mitglied der Admiralität gehalten 
habe. Der Zivillord der Admiralität Lee jei augenscheinlich bejtrebt ge- 
weſen, beachtet zu werden (Beifall der Liberalen, Widerjpruch bei den Kon- 
jerbativen), und er habe anjcheinend bejchloffen, fich einen Namen zu machen. 
Dies jei ihm gelungen, und Taufende, die bisher nie von ihm gehört 
hätten, wühten jet von feiner Eriftenz. Die Welt jei empört über Die 
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mörberijche Natur des Kampfes im fernen Often, und er, der Redner, fei 
jicher, daß Lansdowne ſchon aus Pflichtgefühl mie aus Neigung die erſte 
Gelegenheit benußen werde, Englands Einfluß zugunften des Friedens 
geltend zu machen, inzwijchen aber ftriftefte Neutralität zu beobachten. Für 
die Haltung Lansdownes in der Angelegenheit des Nordjeezwijchenfalles 
ra er nur Rob; bezüglich der Negelung diefer Angelegenheit habe Eng- 
and viel den freundichaftlichen Dienften Frankreichs zu verdanken. Welche 
Zwecke verfolge die Miffion nah Afghaniftan? — Premierminifter Bal- 
four: In Afghaniftan verfolge die Regierung nicht, wie Bannermann 
annehme, eine herausfordernde Politif. Das Hauptelement einer gefunden 
Politik für die indische Regierung fei, gute Beziehungen mit dem Nachbar 
von der Nordwejtgrenze zu unterhalten. Diejer Nachbar ftehe zwiſchen 
Indien und einer mächtigen Militärmadht. Die Freundichaft des Emirs 
könne England viel nügen; England fönne ihm aber noch mehr nüßen. 
E3 jei aller Grund vorhanden zu freundlichen Beziehungen zwifchen den 
beiden Ländern. Die Regierung wünfche durchaus, diefe Beziehungen auf- 
recht zu erhalten. Bezüglich der Fisfalpolitif Habe er * tellung 
bereits dargelegt. In Beantwortung der Forderung der Oppoſition, das 
Parlament ſolle aufgelöſt werden, erkläre er, die Regierung befolge eine 
Politik, die mit dem geſunden Menſchenverſtande im Einklange ſtehe. Ganz 
unnötig und grundlos ſei der Angriff Campell Bannermanns auf den 
BZivillord der Admiralität. Lee zeigte, obwohl er noch nicht lange feine 
amtliche Stellung befleide, wie wertvoll feine große Geſchicklichkeit und fein 
Fleiß jeinem Lande ſei. (Beifall) Er, Balfour, könne nicht verftehen, 
warum Campell Bannermann Lee ausjuchte für feinen unedelmütigen 
Tadel. (Beifall.) 

Am 16. wird folgender Adreßentwurf der Liberalen mit 311 gegen 
248 Stimmen abgelehnt: Wir bringen Em. Majeftät in aller Ehrfurcht die 
verjchiedenen Anfichten über die Finanzfragen zur Kenntnis, die nun bei- 
nahe zwei Jahre lang im Lande beſprochen wurden. Yet ift die Zeit 
gefommen, um ohne weiteren Verzug dem Volke die Entſcheidung über Die 
Gtreitfrage zu überlafjen. 

Anfang März. Das Flottenbudget für 1905/6 wird ver- 
öffentlicht. 

Es fordert 33389000 Pfd. St. gegen 36889000 Pfd. St. im Vor— 
jahre. Die Verringerung ift deshalb eingetreten, weil im Vorjahre zwei 
chileniſche Schiffe angefauft worden waren und die Forderungen für Neu- 
bauten und Reparaturen geringer werben. An Mannjchaften find 2100 
weniger angejegt infolge der Ausicheidung von Schiffen mit geringem 
Gefechtswert. Gefordert werden zwei Klafjen Torpedojäger; es joll ein 
ipezieller Typ jchnellfahrender Hochjeetorpedojäger jowie ein neuer Typ 
Küftentorpedojäger geichaffen werden. Erjtere find teurer und weniger 
zahlreich, leßtere billiger und zahlreicher. Für das Recdhnungsjahr 1905/6 
wird der Beginn folgender Neubauten vorgejchlagen: 1 Schlahtidhiff, 
4 PBanzerfreuzer, 5 Hochjeetorpedojäger, 1 Hochieetorpedojäger vom Ver— 
fuchstyp, 12 Süftentorpedojäger und 11 Unterjeeboote. Der Aufwand hier- 
für beträgt im Rechnungsjahre faft 9/. Millionen Pfd. St. Künftig jollen 
weniger Schiffe gleichzeitig, dieje aber fjchneller gebaut werden. Geit Be— 
ginn des Jahres wurden über 100 Fahrzeuge in den Dienft geftellt. 


Anfang März. In der NRegierungspartei fommt e& zu hef— 
tigen Streitigfeiten, weil einige Kabinettsmitglieder, vor allem der 
Staatsjefretär für Irland, Wyndham, den ren in Verwaltungs— 
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fragen entgegenfommen wollen. Angeficht3 der Oppofition der 
Parteimehrheit muß Wyndham zurüdtreten; fein Nachfolger wird 
Malter Lony. 

8. März. 155 Schiffe werden aus ber Lifte der Flotte ala 
unbrauchbar gejtrichen, darunter vier Schlachtſchiffe aus den Jahren 
1882 —89, vier große Kreuzer aus dem Jahre 1889, 


I. März. (London.) Der ruffiiche Botfchafter Graf Benden- 
dorff zahlt die Entichädigungsjumme von 65000 Pfund für die 
Huller Filher an Lord Lansdowne aus. 


14. März. (Unterhaus) Debatte über die deutfche und 
englifche Flotte. 


Premierminifter Balfour erflärt in Beantwortung einer Anfrage, 
daß nad Anficht des Reichsverteidigungsausſchuſſes ein Einfall in Eng- 
land zum Zmwede der Eroberung eine Unmöglichkeit jei. Yerburgh (fonf.): 
Der wirkliche Grund für die Aenderung in der Verteilung der Flotte jei 
das Heranwachſen einer jehr großen Flottenmacht in der Nordjee. Die 
deutiche Flotte werde im Jahre 1917 aus 38 Schladhtihiffen erfter Klaſſe 
beftehen, ferner aus 14 großen und 38 Heinen Kreuzern. Dies fei eine 
große und mächtige Flotte. Man dürfe nicht vergefien, daß fie in der 
Nordjee Eonzentriert jei. Man wird mir jagen, es jei nicht mit einem 
richtigen Einvernehmen zwiſchen uns und den anderen Ländern im Ein- 
Hang, andere Mächte Hier im Parlamente im Zujammenhange mit der 
Vermehrung der britifchen Flotte zu erwähnen. In anderen Parlamenten 
handelt man indes nicht nad diejer Empfindung. Wir jehen, daß im 
franzöfiichen und im deutſchen Parlamente die Stellung anderer Länder 
offen erörtert wird. Der franzöfiihe Marineminifter hat fürzlich eine 
Rede gehalten, worin er die Stärke der franzöfiihen und der deutjchen 
Flotte verglidh, und im deutichen Reichstag Hat der Führer der fozialifti- 
ihen Partei hervorgehoben, die gewünjchte Vermehrung der deutichen Flotte 
fönnte nur als Drohung gegen England gedacht werden. Ich bin aljo 
berechtigt, bei Beratung der Stärke der britiichen Flotte die Lage der 
deutjchen Flotte vor dem Haufe zur Sprache zu bringen. E83 ift nicht ge- 
rechtfertigt, daß die Admiralität das dem Haufe jet vorliegende Fleine 
Schiffsbauprogramm aufgeftellt hat. Parlamentsfefretär der Admiralität 
Pretyman: Der Boranichlag jei nach dem Bedürfniffe des nächften Jahres 
aufgeftellt. Falls fich jpäter größere Anftrengungen notwendig ermweijen 
—*X 1 werde das Land ficherlich die nötigen Geldmittel bereitftellen. 
(Beifall. 


17. März. Das Unterhaus genehmigt einen Entwurf auf 
Einführung des Achtftundentags für die im Kohlenbergbau bejchäf- 
tigten Arbeiter unter 18 Jahren. 

März. Enthüllungen über Armeelieferungen während des 
Burenfrieges. 


Ein Blaubuch dedt große Mißſtände in der Verproviantierung der 
Urmee auf. Die „Allgemeine Zeitung” berichtet darüber: „Nicht weniger 
al3 5611622 Kationen von Büchjenfleiih und Gemüfe, die 5900000 Marf 
gefoftet Hatten, erwieſen fich ald ungenießbar und mußten vernichtet werden. 


ör 
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Die Vorräte an Proviant, die nad Abſchluß des te übrig blieben 
(meift Konferven), wurden für 560898 Pfd. St (11217960 Marf) an die 
Armeelieferanten zurüdverfauft und braten kaum die Hälfte dejjen ein, 
was fie gefoftet hatten. Sehr merkwürdig ging e3 auch mit dem Einfauf 
und Berfauf von Heu und Haber an die Lieferanten zu. In demjelben 
Monat verfaufte man an eine Firma in Pretoria Heu zum Preije von 
10 Scillingen und Haber zum Preiſe von 11 Schillingen im Gejamt- 
betrage von 127044 Pfd. St. und Faufte denjelben Haber und dasjelbe 
Heu zum Preife von 18 Schillingen und 171 Schillingen zurüd. Wehn- 
liches wiederholte ſich auch an anderen Stellen und erflärt der General- 
auditor, daß hierüber bisher Feine befriedigende Aufklärung zu erlangen 
war. In dem Berichte wird auch noch weiter erwähnt, daß fich von den 
gelieferten Gemwehrpatronen 28 Millionen al3 fehlerhaft und daher un— 
brauchbar erwieſen Hatten, die von den Lieferanten anſtandslos über— 
nommen worden waren, jo daß fein Erſatz verlangt werden fonnte. 

Der Bericht verurfacht lebhafte Erörterungen; mehrere Firmen weiſen 
die Anklagen zurüd. Im Parlament wird erregt darüber debattiert. 

28. März. (Oberhaus.) Minifter des Auswärtigen Lord 
Lansdowne erwidert auf eine Anfrage über die mafedonifche An— 
gelegenheit: 

Die Lage der Dinge in Makedonien fei nicht befriedigend; aber in 
einigen Beziehungen wäre doc eine deutliche Befjerung zu bemerken. Aber 
jolange der Buftand derart ift, daß er einen Vorwand für Einfälle von 
aufftändiihen Banden und für die Beibehaltung einer großen Streitmacht 
undisziplinierter Truppen feitens der türkischen Regierung in Makedonien 
abgibt und folange leßteres für Bulgarien der Anlaß ift, beunruhigende 
militärijche Vorbereitungen zu treffen, jolange wird die maledonijche Frage 
den Frieden Europas bedrohen. Die engliiche Regierung hat den Reform- 
plan der nächjtbeteiligten Mächte mit dem Vorbehalt angenommen, meiter- 
gehende Maßnahmen treffen zu können, wenn diefer Plan fich nicht be- 
währen follte. Nun ift anerfannt, daß weitere Reformen notwendig find. 
Die Lage Makedonien wird fich nicht eher befjern, als bis feine Finanz- 
lage nach jeder Richtung Hin einer Revifion unterzogen ift. Die Frage 
hat nun ein Stadium erreiht, wo alle Mächte das Hecht Haben, gehört 
zu werden. Bon und werden feine Vorſchläge als genügend angejehen, die 
den mafedonischen Provinzen nicht ein ausreichendes Finanzſyſtem zufichern. 
Das makedoniſche Budget muß fo aufgeftellt werden, daß es hinreichend 
für die legitimen Verwaltungsbedürfnifje Mafedoniens ſorgt. Die Finanzen 
Makedoniens müfjen direft oder indireft unter internationale Kontrolle 
geftellt werden und es muß für Garantien geforgt werden, die es unmög- 
li) machen, daß irgend welche Einnahmen, die zur Befriedigung der Be- 
dürfniffe Mafedoniend verwendet werden jollen, für andere Zwecke aus- 
gegeben werden. Wie wir glauben, daß eine Hebereinftimmung unter den 
Mächten zugunften weiterer Reformen in Makedonien vorhanden ift, 
wünſchen wir ernitlich, mit ihnen zufammenarbeiten zu fönnen. Die eng- 
liſche Regierung ift nicht in der Lage gewejen, in dem Berhalten Oeſter— 
reichs oder Rußlands irgend einen Verſuch zu entdeden, die Zuftände in 
Makedonien zu ihrem eigenen Vorteil zu drehen. 


Ende März. April. Die Preffe über die maroffanifche Frage 
und die Politik Deutfchlande. 


Die Preffe beipricht die Bremer Rede des Deutjchen Kaijers (©. 67) 
im allgemeinen unfreundli: es fei ein Delzweig in gepanzerter Fauſt; 


u 
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die Behauptung, daß die Berftärfung der deutjchen Flotte dem Frieden 
diene, verftoße gegen den gejunden Menfchenverftand. Der Beſuch in 
Tanger wird betrachtet al3 ein Proteft gegen den engliſch-franzöſiſchen 
Vertrag; England müſſe an ihm fefthalten und die Kaijerreije mit einer 
Zujammenkunft der englifchen und franzöfiichen Kanal- und Nordjee- 
gejchwader beantworten. Die „Morning Poſt“ allein beurteilt die deutſche 
Politik objektiv: „Der Beſuch des Deutichen Kaifers und die Sprache des 
Grafen Bülow bringen die Tatfache in Erinnerung, daß auch Deutjchland 
in Marokko Intereſſen zu befigen glaubt, als deren Wächter es fich felbft 
betrachtet, und die es nicht ohne genügende Gegenleiftung aufzugeben ge- 
neigt ift. Die Natur und die Größe diejer Jntereffen ſowie die Art und 
Weiſe, wie Deutjchland dieſelben zu behandeln gedenkt, find natürlich 
Deutſchlands Sache. Es ift augenblidlich fein Beweis dafür vorhanden, 
daß die deutſche Regierung nicht geneigt wäre, auf die Wünjche Franl- 
reich3 einzugehen, natürlich in der Art einer gejchäftsmäßigen Transaftion. 
Deutjchland will nicht gern die Rolle des Ignorierten jpielen.“ 


6. April. (Unterhaus) Deutjchland und die Maroffofrage. 


Labouchere (lib.) fragt, ob die englijch-franzöfijche Konvention der 
deutjchen Regierung amtlich befannt gegeben wurde, ob irgend welche jpä- 
teren Mitteilungen über die Konvention zwijchen Großbritannien und 
Deutjchland ausgetaufcht wurden. Ferner: ob irgend ein Vertrag beftehe 
zwiichen Deutjchland und Marokko, der Deutichland bejondere Handels- 
rechte und Privilegien fichere und, wenn dies der Fall, ob dieje Rechte 
analog wären denen, die Großbritannien durch die 1856 zwiſchen England 
und Marokko abgejchloffene Konvention zugeftanden feien, ferner, ob der 
Sultan von Marokko noch das Recht habe, Verträge, durch die Handel3- 
rechte zugeftanden werden, mit anderen Ländern abzuſchließen, die nicht 
beteiligt wären an der englijch-franzöfifchen Konvention. Unterftaatsjefretär 
Earl of Percy: Die englifch-franzöfiiche Erklärung vom 8. April 1904 
ift der deutjchen Regierung offiziell nicht mitgeteilt und zwijchen der bri- 
tiſchen und deutſchen Regierung find feine Mitteilungen betreffend dieſe 
Erklärung, joweit fie ſich auf Marokko bezog, erfolgt. Der Sultan von 
Marokko beteiligte jih an der Erflärung nicht, die ein unabhängiges Ab- 
fommen zwijchen der franzöfiichen und britiichen Regierung war, das ſich 
auf die beiderjeitigen Snterefjen in jenem Lande bezieht. Der Vertrag 
zwiichen Deutjchland und Maroffo vom Fahre 1890 iſt analog dem Ber- 
trag zwifchen England und Maroffo vom Sahre 1856. Gibfon Bowles 
(fonj.): Sind Mitteilungen an Deutjchland erfolgt betreff3 anderer Teile 
des engliich-franzöfiichen Abkommens? Earl of Bercy: Es haben feine 
Mitteilungen an Deutichland ftattgefunden, außer betreffs des Dekrekts 
des Khedive. 


10. April. (Unterhaug.) Budget. 


Scaplanzler Auften Chamberlain legt das Budget vor. Das 
Yinanzjahr 1904/5 jchloß mit einem Weberihuß von 1400000 Pd. St. ab. 
Der Voranſchlag für 1905/6 fieht an Ausgaben insgefamt 141032000 
Pd. Et. vor. Die Einnahmen würden, auf der Grundlage der bisherigen 
Befteuerung berechnet, 144004000 Pfd. St. betragen. Bon dem jich er- 
gebenden Ueberſchuß von 2972000 Pfd. St. will der Schaßfanzler eine 
Million für die Begründung eines Amortijationsfonds verwenden. Für 
die in dieſem Jahre fällig werdenden Schaßbonds von 10 Millionen Pfd. St. 
follen neue Bonds auf zehn Jahre ausgegeben werden, von denen jährlich 
für eine Million gezogen und zurücdgezahlt werden follen. Der Teezoll 
joll vom 1. Juli ab um zwei Bence für das Pfund ermäßigt werden, die 
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dadurch bewirkte Einnahmeverminderung wird fich auf 1550000 Pfd. St. 
belaufen. Demgemäß wird die Gejamteinnahme für 1905/6 mit einem 
Ueberihuß von 422000 Pfd. St. veranjchlagt. Andere Zölle und Steuern 
bleiben unverändert. — Zu beachten fei der beftändige Rüdgang der Zoll» 
einnahmen von Spirituojen und Bier. — Die Staatsjchuld beläuft jich 
auf 794736000 Pfd. St. 

Anfang Mai. Vizeadmiral a. D. Fitgerald führt in der 
„Deutichen Revue“ aus, ein baldiger Krieg zwijchen England und 
Deutfchland fei unvermeidlich, wenn Deutjchland jeine Flotte in 
dem bisherigen Tempo weiter verjtärfe. Der Artikel wird von der 
geſamten Preſſe jcharf abgelehnt. 

Mai. Die Preſſe fieht in dem Verweilen Roſchdeſtwenskys 
in den franzöfiichen Gewäfjern eine große Gefahr für den Welt- 
frieden. Frankreich dürfe das englifch-japanifche Bündnis nicht 
als belanglo3 behandeln. 

2. Mai. Das Unterhaus genehmigt mit 211 gegen 59 Stim— 
men eine Borlage zur Erjchwerung der Einwanderung. 

Die Hauptbeftimmungen des Gejeßentwurfes find folgende: Kein 
Einwanderer joll die Erlaubnis erhalten, von einem Einwandererſchiff zu 
landen, außer wenn die Landung in einem Hafen erfolgt, wo ein Ein— 
wanderungsbeamter angeftellt ift, und wenn er die Erlaubnis dieſes Be- 
amten erhält. Ein Einwanderer, der die Erlaubnis zur Landung nicht 
erhält, darf beim Einwanderungsausſchuß Berufung einlegen, der aus drei 
Perſonen zufammengejegt werden joll, unter denen ein Polizeibeamter fein 
jol. Ein Einwanderer darf als unerwünjcht angefehen werden und ihm 
dann die Erlaubnis zum Landen verweigert werden, wenn er nicht nad)- 
weiſen kann, daß er in der Lage ift, fich, wenn auch in bejcheidenen Ver— 
hältnifjen, jelbft zu unterhalten, ferner wenn er geiftesfranf ift oder wenn 
die Wahrjheinlichkeit bejteht, daß er wegen Krankheit oder Schwäche der 
öffentlichen Armenpflege anheimfält. Die Erlaubnis darf ſchließlich ver- 
weigert werden, wenn der Einwanderer im Auslande wegen eines Ver— 
brechens verurteilt wurde, wegen dejjen er ausgeliefert werden kann und 
dad nicht politischer Natur if. Die Erlaubni3 zur Landung joll nicht 
wegen Mittellofigfeit allein verweigert werden, und wenn der Einwanderer 
nachweift, daß er nur die Aufnahme fucht, um fich einer Verfolgung wegen 
Bergehen politischer Art zu entziehen. Der Staatsjefretär de Innern 
erhält die Erlaubnis, unerwünfchte Ausländer auszumeijen, wenn die Aus— 
weiſung von einem Gerichtöhof empfohlen wird. Zur Zahlung der durd) 
die Ausweiſung entftandenen Koften darf der Kapitän oder Eigner des 
Schiffes herangezogen werden, das die Ausgewieſenen nad England ge- 
bracht Hat, wenn die Ausweijung innerhalb jechd Monaten nach der Landung 
erfolgte. Einwanderer dürfen nur in act Häfen zwijchen Leight und 
Southampton gelandet werden. Einwanderer, die England nur auf dem 
Wege nad) anderen Ländern pafjieren, find von den vorftehenden Beſtim— 
mungen ausgenommen. 


11. Mai. (Unterhaus.) Bei einer Debatte über die Landes— 
verteidigung jagt Minifterpräfident Balfour über die Verteidigung 
Indiens und die Bedeutung Afghaniftang: 
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Eine Invafion Indiens fei ein häufig mwiederfehrender Geſprächs— 
gegenftand unter den ruſſiſchen Offizieren; er glaube aber nicht, daß fie 
irgend einen Teil der ruſſiſchen NRegierungspläne bilde. „Sch ipreche jetzt 
nur bon einer allgemeinen Frage und möchte das Haus nicht auf die Ver- 
mutung bringen, daß ich in einer Woche oder einem Monate vor Gie 
hintreten und jagen werde, daß ein Krieg mit Rußland an der Norbweft- 
grenze Indiens möglich oder gar wahrjcheinlich ſei.“ Uebertriebene Bedeu- 
tung wird wohl den neuen ruffiichen Eifenbahnen von denjenigen bei- 
gemejjen, Die die Lektionen des mandjchurijchen Krieges zu Haftig leſen. 
In Ufghaniftan Liegt die Sache anders: dort find noch feine Eijenbahnen 
gebaut, und jollten fie jemals gebaut werden, jo ift es von Wichtigkeit, 
daß dies nicht in Friedenszeiten gejchieht. Eine Invafion in Indien ift 
nur von Kabul oder Kandahar aus möglich, jagt der Redner weiter und 
ſpricht dann über die unüberwindlichen Schwierigkeiten einer ſolchen In— 
vafion und des Baues von Eifenbahnen. Die Verteidigung Indiens ift 
eine Frage der Heranihaffung von Nahrungsmitteln und Erfag an Mann- 
haften und Kriegsmaterial. Eine Ueberraſchung ift in diefem Falle nicht 
möglich; Indien kann nicht durch einen Ueberfall genommen werden. Wenn 
wir die Grenzfrage endgültig feitlegen müfjen, dann kann dies nur ge- 
ichehen, wenn wir die Schwierigfeiten, Die eine feindliche Streitmacht zu 
überwinden hat, unvermindert aufrecht erhalten. Die Transportfrage tft 
die größte Schwierigkeit der angreifenden Armee. Es müßte al3 eine 
direft feindjelige Handlung gegen England betrachtet werden, wenn irgend 
ein Verſuch gemacht würde, eine Eijenbahn im Zufammenhang mit den 
ruſſiſchen ftrategifchen Bahnen auf afghanifhem Boden zu bauen. Ich 
habe nicht den geringften Grund, anzunehmen, daß bie ruftifche Regierung 
jegt — Hoffentlich auch in Zukunft nicht — beabjichtigt, eine ſolche Bahn 
zu bauen. Sollte der Berjuch trogdem gemacht werden, jo glaube ich, 
wenn e3 auch zuerſt unfere Intereſſen nicht zu berühren jcheint, daß dies 
der denkbar jchwerjte und geradezu gegen das Herz des Kaijerreiches Indien 

erichtete Schlag märe. ge? Wenn wir aus Blindheit, Läſſig— 
eit oder Feigheit die allmähliche Abjorbierung Afghaniftans zulafjen, in 
der Weile, wie mir notgedrungen die Abjorbierung der verjchiedenen 
Khanate in Zentralafien zugelaffen haben, wenn wir geftatten, daß Die 
ruffiichen ftrategifchen Eifenbahnen immer näher an die Grenze heran- 
fommen, dann wird Großbritannien unmeigerli für feine Sorglofigkeit 
dadurch bezahlen müfjen, daß es eine viel größere Armee unterhalten muß, 
al3 wir mit ruhigem Gewiſſen zu halten planen fünnten. Vorausſicht und 
Mut werden diefe Gefahren abwenden, aber ohne Vorausficht und Mut 
fönnen fie über uns fommen. (Buftimmung.) 


1. Juni. (Zondon.) Minifter des Auswärtigen Lord Lans- 
downe jagt auf einem Feſtmahl über die Beziehungen zu Japan 
und Frankreich: 


Es ift niemal3 die Rede davon gemwejen, daß wir uns von dem 
Bündnis mit Japan zurüdziehen würden. Die einzige Frage, wann die 
Beit gefommen fein wird, würde die jein, ob das Bündnis in der gegen- 
wärtigen Form erneuert oder ob es geftärkt und befeftigt werden fol. Es 
ift nie ein Augenblid gewejen, in dem unfere guten Beziehungen zu Franf- 
reich feiter gegründet waren als jet. Das gute Einvernehmen mit Frank— 
reich ift ein Mittel dazu gemejen, NReibungen und Störungen, die von 
einem großen Kriege unzertrennlich find, zu mildern. Das Bündnis mit 
Japan ift ein Fraftvolles Werkzeug für den Frieden geweſen; wenn es 
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möglich ift, e8 jo abzuändern, daß es auch den Ausbruch von Kriegen ver- 
hindert, würden alle wahren Freunde de3 Friedens dieſe Abänderungen 
willtommen heißen. Das Bündnis mit Japan und das Einvernehmen mit 
Frankreich find für feinen jelbjtjüchtigen aggrefliven Zweck ausgedadht und 
auch ohne jeden Wunſch, andere aus dem Bejige des ihnen gehörigen zu 
verdrängen. 


5.8. Juni. (London.) Beſuch de Königd von Spanien 
beim König. 

21.126. Juni. (Unterhaus) Die Regierung wird don der 
Dppofition ſcharf angegriffen, daß fie bei der Aufdeckung von be= 
trügerifchen Lieferungen für die Armee nicht genügende Energie 
gezeigt habe. 

11. Zuli. (Oberhaud.) Lord Lansdowne jagt über die 


Maroffofrage: 

Wir find offiziell benachrichtigt, daß die deutjche und die franzöſiſche 
Regierung zu einer Verftändigung gelangt find, auf deren Grundlage die 
vom Sultan von Maroffo vorgeichlagene Konferenz abgehalten werden 
könne. Die Konferenz wird aljo ftattfinden. Die engliichen Intereſſen in 
Marokko jind derart, daß wir e3 beftimmt für wichtig halten werden, an 
der Konferenz teilzunehmen. Wir werden den Borjchlag, der uns zweifel- 
los gemacht werden wird, aber noch nicht gemacht ift, annehmen und uns 
unter angemeffenen Bedingungen mit den übrigen Mächten an den Be- 
ratungen beteiligen, die jtattfinden werden. Mehr Tann ich für jekt 
nicht jagen. 


13. Juli. Das Unterhaus bewilligt den Heeresetat mit der 
geringen Mehrheit von 26 Stimmen. 


Mitte Juli. Wahlreformplan. 

Die Regierung veröffentlicht einen Gejegentwurf, wonach die Ab- 
geordnetenzahl unverändert bleiben, aber eine Neueinteilung der Wahlfreije 
nad) der Bevölferungszahl vorgenommen werden fol. Danach ſoll Irland 
22 Siße verlieren, England 17, Schottland 4, Wales 1 gewinnen. — Die 
Oppofition befämpft den Plan heftig al3 ein Parteimanöver. 


19. Juli. Daß Unterhaus genehmigt in dritter Leſung 
das Fremdengeſetz mit einer Mehrheit von 90 Stimmen. 


21. Juli. (Unterhaus) Niederlage des Kabinetts. 


Abg. J. Redmond (re) beantragt die Herabjegung desjenigen 
Poſtens des iriſchen Budgets, der fich auf die Landeskommiſſion bezieht, 
zum Beichen de3 Proteftes gegen die Art der Anwendung der irischen 
Landakte. Balfour fjpricht jich gegen den Antrag aus. Nach längerer 
Beratung wird der Antrag mit 199 gegen 196 Stimmen angenommen. 
(Stürmiſcher Beifall auf den Bänken der Oppofition.) — Die Führer der 
Oppofition fordern unter Hohn die Regierung zur Abdankung auf, Mi- 
— Balfour will ſich vor einer Erklärung mit ſeinen Kollegen 

eraten. 


24. Juli. (Unterhaus.) Miniſterpräſident Balfour erklärt, 
die Regierung werde weder zurücktreten noch das Haus auflöſen, 
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da fie noch über die Mehrheit verfüge. — Am 25. wird der Be— 
ſchluß vom 21. mit 260 gegen 200 Stimmen rüdgängig gemacht. 


Ende Juli. Die Preffe verbreitet im Anſchluß an die Kaifer- 
begegnung (vgl. Rußland und ©. 107) die Nachricht, daR der deutjche 
Kaifer die norwegifche Krone für einen Hohenzoller erftrebe und 
daß er die Oſtſee allen Schiffen außer denen der baltifchen Nationen 
verjchließen wolle. 


1. Auguft. (Unterhaus) Auf eine Anfrage erklärt Minifter- 
präfident Balfour, daß das Gerücht, ein deutſches Syndifat wolle 
Kohlenfelder in Südwales ankaufen, unrichtig fei. Im Notfalle 
werde man es durch ein Geſetz verhindern, weil die Verteidigung 
dadurch Gefahr Liefe. 

3. Auguſt. (Unterhaus.) Debatte über Oftafien, Deutjch- 
land, Kongojtaat, Kreta. 


Abg. Charles Dilke (lib.) polemifiert gegen Balfour, der die aus- 
mwärtige Lage zu ſchwarz dargeftellt Habe; England ſei von feinem Angriff 
bedroht. Ein Kabinettswechjel würde die auswärtigen Beziehungen nicht 
beeinfluffen, da die nationalen Intereſſen eine unabänderlihe Bahn der 
Politik vorjchrieben. J. Walton (lib.) fiirchtet, daß Deutichland in Schan- 
tung die offene Tür verjchließen werde. Fitzmaurice (lib.) wünjcht Er- 
haltung des Bindniffes mit Japan. Unterjtaatsjefretär Earl of Percy: 
Große politifche Fragen könnten jegt nicht erörtert werden. Ich habe aber 
mit Befriedigung Kenntnis genommen von den von den Rednern der 
DOppofition abgegebenen Erklärungen, daß feine Meinungsverjhiedenheiten 
unter den Mitgliedern der Oppoſition Herrjchen Hinfichtlic der Anficht, 
daß es wünſchenswert fei, das Bündnis mit Japan zu erneuern. Auch 
ichließe ich mich den Ausführungen Dilfes über die allgemeine Lage in 
Europa an und glaube, daß fie zu Befürchtungen feinen Anlaß gibt. Ich 
meine fogar, daß gegenwärtig viel weniger Grund zur Bejorgnis vorliegt 
al3 in früheren Perioden. Hierauf jagt er über die Beziehungen zum 
Kongoftaat: Die engliiche Regierung jei dabei nur von menjchenfreund- 
lihen Beweggründen geleitet; fie Hoffe zuverfichtlich, daß infolge der Unter- 
ſuchung, die gegen bie Verwaltung des Kongojtaats geführt werde, jchnelle 
und wirkſame Remedur gegenüber den vorhandenen Mißjtänden werde ge- 
ichaffen werden. Was das Handelsjyftem im Kongobecken betreffe, jo jei 
die Regierung der AUnficht, daß die Regelung diejer Frage durch eine inter- 
nationale Konferenz zu erfolgen habe, in der von den Mächten, die die 
Berliner Alte unterzeichnet haben, jo viele ald möglich vertreten jein 
jollen. — In Kreta jeien die Garantiemächte darüber einig, daß dem Ber- 
langen nad) einer Bereinigung Kretad mit Griechenland zur Zeit nicht 
ftattgegeben werden fünne, doch jeien fie der Anficht, daß die Verwaltung 
der Inſel eine jehr forgfältige Prüfung erfordere. Die Bejorgnifje, die 
von einem der Redner auf das Vorgehen Deutichlands in Schantung ge- 
äußert worden waren, hält der Vertreter de Auswärtigen Amts für un- 
begründet. Es fei nicht richtig, daß die deutjche Regierung die Bergrechte 
in diefer Provinz monopolifiert habe. Das Prinzip der offenen Türe fei 
dort nicht verlegt. Die englifche Regierung habe neuerdings mit der Re— 
gierung von Frankreich Verhandlungen bezüglic) des Baues einer Eijen- 
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bahnlinie vom Vangtjetal zum Szehwanbeden gepflogen, und es jei zu 
hoffen, daß Ddieje Verhandlungen in Furzer Zeit zu einem befriedigenden 
Abſchluß führen, dat alſo die Eijenbahn unter den Aufpizien der beiden 
Mächte gebaut werden würde. 

7.14. Auguft. Portsmouth.) Beſuch eines franzöfifchen 
Geſchwaders von 18 Kriegsſchiffen. Eine Abordnung des Gejchwa= 
ders wird in Cowes vom König empfangen, andere bejuchen London 
als Gäjte der Stadt und ded Parlaments. — Die Prefje bringt 
begeifterte Artikel über die Freundſchaft der beiden Nationen. 

11. Auguft. Das Parlament wird vertagt. 

Auguft. Der König reift zur Kur nach Karlöbad, von wo 
aus er Kaiſer Franz Joſeph in Iſchl befucht. Daß er nicht mit 
Kaifer Wilhelm zujammentrifft, wird auf eine VBerftimmung der 
beiden Monarchen zurüdgeführt. Deutjche offiziöfe Blätter lehnen 
diefe Erklärung ab. 

20. Auguft. Der Vizekönig von Indien Lord Curzon tritt 
wegen Differenzen mit Lord Kitchener zurüd. Sein Nachfolger 
wird Earl Minto, früher Generalgouverneur von Kanada. 

Ende Auguft. Die Prefje findet, daß Japans Mäßigung 
und Friedensliebe den Rufen überaus günftige Bedingungen be= 
willigt habe. 

Anfang September. Die Wochenfchrift „Dutlod“ fchreibt an— 
fnüpfend an die Oftjeefahrt der Kanalflotte: 

„Deutſchland ift natürlich jelbft am beften in der Lage, feine Aus- 
jihten in einem Wettbewerb mit England auf dem Gebiete des Schiffs— 
baues zu beurteilen. Wir betrachten diefe Ausfichten aber nicht als jehr 
groß. Die Stärke unferer Kanalflotte beträgt etwas mehr als ein Drittel 
der englischen Flotte. Hier wäre aljo jchon etwas nachzuholen. Es ift 
ferner nicht ohne Bedeutung, daß England feft entichloflen ift, nicht zu 
dulden, daß die deutjche oder irgend eine andere Flotte der jeinigen an 
Stärke nahe fommt. Ferner ift noch das Hindernis ——— daß Eng- 
fand nicht nur bereit3 einen gewaltigen Vorſprung hat, jondern auch über 
die finanziellen Mittel verfügt, diefen Vorſprung beizubehalten und zu ver⸗ 
größern. Schließlich Hat Deutichland zu erwägen, daß Frankreich, die Ver- 
einigten Staaten und Japan — d.h. drei der ne Seemädhte der 
Welt — entweder durch die Bande formeller Bündniffe oder einer nicht 
formellen, aber nichtödeftoweniger wirkſamen Freundichaft mit England 
verbunden find. Iſt es nicht Har, daß für Deutjchland die Frage der 
maritimen Suprematie in der Nordjee oder fonftiwo bereit3 entjchieden 
wurde, und zwar — gegen Deutichland; daß jeine Folonialen und über- 
jeeiichen ehrgeizigen Pläne damit unwiderruflich vereitelt wurden; daß 
Deutjchland, ftatt einen nußlojen Kampf aufrecht zu ar jeine Ge— 
danfen befjer den ihm näher liegenden größeren Deutichland zumenden 
ſollte? Jedenfalls war es Feine göttliche Verfügung, fondern eine fterb- 
5 — jene Erklärung, daß Deutſchlands Zukunft auf dem 
Waſſer liege. 
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4.8. September. (Hanley in Staffordfhire.) Kongreß der 
Trade Union. 458 Delegierte vertreten 1560000 Mitglieder. Der 
Kongreß fordert Aufrechterhaltung des Freihandels und den Acht- 
ftundentag. — Bon vielen Seiten wird über Unfruchtbarkeit der 
Verhandlungen und perjönliche Differenzen im Kongreß geklagt. 

27. September. Der Tert des neuen englifch-japanifchen 
Bündnifſſes vom 12. Auguft wird veröffentlicht. 

Die Ziele des Ablommens find die Befeftigung und Aufrechterhal- 
tung des allgemeinen Friedens in Oftafien und Indien, die Erhaltung der 
gemeinjamen Intereſſen aller Mächte in China durd Sicherung der Un- 
abhängigfeit und Antegrität Chinas, ſowie des Prinzips der Gleichberech- 
tigung des Handel3 aller Nationen, ferner die Aufrechterhaltung der 
territorialen Rechte Großbritanniens und Japans in DOftafien und Indien 
und die Verteidigung ihrer bejonderen Intereſſen in diejen Gebieten. 

Art. 1. Die beiden Regierungen werden, wenn immer ihre oben 
bezeichneten Rechte und Intereſſen gefährdet find, miteinander in vollem 
Umfange und offen in Berfehr treten und gemeinjam die Maßnahmen 
erwägen, die zur Wahrung derjelben zu ergreifen find. Art.2. Wenn in- 
folge eines nicht herausgeforderten Angriff oder eines aggreſſiven Vor— 
gehend, das wo immer jeitend irgend welcher Macht oder Mächte erfolgen 
mag, einer der beiden vertragjchließenden Teile in der Verteidigung feiner 
Rechte und Anterefjen in einen Krieg verwidelt wird, jo wird der andere 
Teil dem Verbündeten jofort zu-Hilfe kommen, mit ihm den Krieg ges 
meinjam führen, ſowie im wechjeljeitigen Einvernehmen Frieden ſchließen. 
Urt. 3. Da Japan die vorherrichenden politifchen, militäriichen und wirt— 
ihaftlihen Rechte in Korea befigt, erfennt Großbritannien Japan das Necht 
zu, ſolche Maßregeln zur Leitung der Kontrolle und des Schubes Koreas 
zu ergreifen, ald es dir geeignet und notwendig erachten mag, um Dieje 
Intereſſen zu jchügen und zu fördern. Art. 4. Japan anerkennt das Recht 
Großbritanniens, in der Nähe der indifchen Grenze jolhe Maßregeln zu 
ergreifen, welche nötig fein mögen, die indiihen Beſitzungen zu jchügen. 
Art.5. Beide Teile kommen überein, daß feiner, ohne den anderen zu be- 
fragen, in bejondere Abmachungen eintreten wird, welche den in der Ein- 
leitung des Abkommens bezeichneten Zielen nachteilig fein könnten. 
Art.6. Im Falle eines ruffisch-japanischen Kriege übernimmt es Groß- 
britannien, ftrenge Neutralität zu bewahren, und Japan, fall es von einer 
anderen Macht angegriffen wird, zu Hilfe zu fommen. Art.7. Die Be- 
dingungen, unter welchen der erwähnte Beiftand geleiftet werden joll, 
werden durch die Militär- und Marinebehörden der vertragjchließenden 
Teile vereinbart, die miteinander von Zeit zu Zeit in vollem Umfange 
und offen in Beratung treten. Art.8. Das gegenwärtige Uebereinfommen 
gilt für eine Frift von zehn Jahren, ift aber mit einjähriger Kündigung 
aufbebbar. 

Ende September. Die Prefje bringt Nachrichten, daß die 
Regierung Singapore zur Flottenbafi3 ausbauen wolle. 

Dftober. Kundgebungen über die Beziehungen zu Deutjchland. 

Die „Times“ verbreitet Nachrichten, daß ein englicheruffiiches Ein- 
vernehmen unmittelbar bevorftehe. Deutichlands Verſuche, dies Einver- 
nehmen zu hindern und mit Wittes Hilfe eine deutich-ruffiiche Verftändi- 
gung zu finden, feien gejcheitert. 


198 Großbritannien. (November 6. 9.) 


Staatsjefretär Brodrid verurteilt in einer öffentlichen Rede in 
Guildford (26. Oktober) die Angriffe auf Deutichland: Es dürfe feine Zeit 
verloren werden, um das auszufprechen, was er mit allem ihm zu Gebote 
ftehendem Nachdruck betonen möchte, daß zwiſchen den beiden Regierungen 
feinerlei perfönliche Stimmungen Herrjchten. Er jage noch weiter, daß 
keinerlei unerledigte Frage irgend welcher Art zwifchen beiden Regierungen 
beftehe und nicht? vorliege, was Animofität zwifchen ihnen hervorrufen 
fönnte. Ein gutes Einvernehmen mit den Nachbarn, welche Sprade fie 
auch fprächen, jei notwendig und mwünfchenswert. Alle Gerüchte von Miß— 
verftändniffen müßten bejeitigt werben, ebenjo wie die zirfulierenden Ge- 
rüchte von dem Plan eines Einfalled von 100000 Soldaten in Schleswig— 
Holftein und von völlig grundlojen Angriffen, die wohl dazu dienen könnten, 
die Feder gemwiffer Männer von der Preſſe dienftwillig zu machen, die aber 
von jedem verantwortlichen Staatsmann kurzerhand zurückgewieſen würden. 


6. November. (London) Staatsjekretär Lord Lansdowne 
jagt über das Bündnis mit Japan und das Einvernehmen mit 
Frankreich: 


Es ſei nötig, die auswärtige Politik von der Parteipolitik zu trennen. 
Die auswärtige Politik müſſe in dieſen Tagen, in denen die Völker ſich 
gruppierten und bis an die Zähne bewaffneten, und in denen feine Nation, 
die ihren Pla in der Weltpolitif einnehmen wolle, wagen dürfe, allein 
zu ftehen, eine fontinuierliche fein. In Japan habe England einen Ber- 
bündeten gewonnen, auf den es ftolz fein dürfe. In diefem Bündnis trage 
nichts den Ausdrud einer Verſchwörung gegen andere. Da gäbe es feine 
—— Gründe und keine — Klauſeln hinter den veröffentlichten 
okumenten, ſondern der vornehmſte Zweck ſei die Erhaltung des Friedens, 
und wenn England und Japan den Frieden im fernen Oſten wünſchten, 
würde er nicht gebrochen werden. Der zweite Zweck des Bündniſſes ſei 
die Erhaltung der Integrität Chinas und das Prinzip der offenen Tür. 
Dieſer Vertrag ſichere ſo die Verwirklichung der Politik der beiden Länder. 
Der dritte Zweck ſei die gegenſeitige Verteidigung gegen Angriffe, die man 
nicht herausgefordert habe. Er glaube auch, daß der keineswegs aggreſſive 
Charakter dieſes Bündniſſes voll und ganz das richtige Verſtändnis im 
Auslande finde. Weder im Einvernehmen mit Japan noch in dem mit 
Frankreich liege irgend ein Verlangen, die Rechte anderer Länder zu be— 
einträchtigen. Die Behauptung, dieſe Einvernehmen brächten notwendiger— 
weiſe eine Entfremdung der übrigen Mächte mit ſich, ſei unbegründet und 
zu beklagen. Wenn irgend eine andere Macht gewillt ſei, mit England 
ein ähnliches Einvernehmen abzuſchließen, ſei England dazu ebenfalls bereit, 
vorausgeſetzt, daß nichts geſchehe, was Englands Freundſchaft mit Frank— 
reich und Japan beeinträchtige. 


6. November. (Kondon.) Miniſterpräſident Balfour empfängt 
eine Deputation von Arbeitsloſen, die Einberufung des Parlaments 
fordert. Balfour lehnt ſie ab; man ſolle erſt die Wirkung des 
Arbeitsloſengeſetzes abwarten. — In den folgenden Tagen finden 
mehrfach Demonjtrationen Arbeitslojer ftatt. 

9. November. (London.) Minifterpräfident Balfour jagt 
beim Lordmayorsbanfett über die auswärtige Politik: 

Es ijt gerade jegt, wo in Dftafien der Friede geſchloſſen wurde, 
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wo unjere Verbündeten in Japan fi) and Werk machen, die großen Auf— 
gaben der Zivilifation durchzuführen, und wo ihre bisherigen Gegner, 
unjere Freunde in Rußland, das öffentliche Intereffe in Anſpruch nehmen 
durch die große Bewegung in der Richtung auf die Gelbftverwaltung, der 
rechte Zeitpunkt zu einem — politiſchen Ueberblick. Wie wir 
glauben, iſt die Aufgabe des Kaiſers Nikolaus und ſeiner Ratgeber keine 
leichte. Diejenigen, bei denen ſeit Jahrhunderten eine parlamentariſche 
Regierung in Tätigkeit iſt, können am beſten die Schwierigkeiten des Kaiſers 
und ſeiner Ratgeber erkennen. Es gibt feinen Bürger in Großbritannien, 
der ihnen nicht jeden Erfolg wünjchte und aus vollftem Herzen den Wunſch 
hegte, daß die Bewegung in Zukunft nicht durch unnötige Blutvergießen 
erijchwert werden möge. Wir Hoffen, daß fie ungezählten Millionen ein 
Glück bringen werde, das nicht durch jchmerzliche Szenen, wie fie den An— 
fang der Bewegung zu einem jo beflagenswerten machten, eine Trübung 
erfährt. Die britifche Regierung hat viele Jahre hindurch ihr Beftes ge- 
tan, um Rriegdgefahren abzumehren und einen Krieg unmöglich zu machen, 
ſoweit er nicht abfichtlich begonnen würde. Zehn Jahre hindurch Hat ſich 
die Regierung bemüht, den Gang der Schiedsgerichtsfrage aufs äußerfte 
u entwideln und Konflikten mit den Nachbarländern ein Ende zu machen. 

le Fälle, in denen Großbritannien es zu einem Schiedsſpruch gebracht 
hat, find von Erfolg gemwejen und die Hindernifjfe guter Beziehungen find 
jo bejeitigt worden. Eine der Hauptquellen von Schwierigkeiten find Die 
Grenzfragen gewejen in Ländern des wilden Afrifa oder in Ländern, Die 
unvolllommen vermefjen find. Sie berühren unjere Beziehungen zu Frank— 
reich, Deutjchland, Portugal und den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Zur Zeit fteht feine Grenzfrage aus. Dieſe Rejultate bedeuten, daß auf 
die Dauer Streiturjachen bejeitigt find, die jeden Augenblid eine akute Form 
annehmen fonnten. Bon Korea bis Maroffo erftredt fich eine Reihe von 
Staaten über drei Weltteile Hin, die Schwierigkeiten zwijchen den zivili- 
jierten Mächten verurſachen können. Sie find politiiche Deprejfionsgebiete, 
die unvermeidlich ein Einftrömen von außen her, das von unheilbringenden 
Stürmen begleitet ift, veranlaffen. Das Ziel der Diplomatie ift, zu ver- 
hindern, daß fie zu internationalen Konflikten führen. Das Problem ift 
nicht leicht. Weniger zivilifierte Nationen können des Handel3 wegen nicht 
fich jelbft überlaffen werden, und der wachjende Wettbewerb der zivilifierten 
Länder um Abjaßgebiete, die nicht von feindlichen Tarifen umringt find, 
macht e3 zu einer internationalen Notwendigkeit, in irgend einer Weife 
ein Abkommen zu treffen. Wir machen in diefer Hinficht Fortſchritte in 
der Erkenntnis, daß dur Abkommen zwijchen zivilifierten Ländern ſelbſt — 
nicht dort, wo die weniger zivilifierten gegeneinander losgehen — der 
Friede aufrecht zu erhalten ift, und daß ferner unfere Betrebungen und 
diejenigen der anderen Länder darauf gerichtet fein müſſen, er und mehr 
Schiedsſprüche anzumenden, um ſo ſchnell al3 möglich alle Grenzfragen, 
die Reibungen hervorrufen, zu regeln. Was für Gefahren bleiben ſonſt 
noh? Ich bin fo janguinifch, zu denken, daß wir in Zufunft feinen Krieg 
jehen werden, e3 ſei denn, daß eine Nation oder ein Herrfcher erftände, 
die unfähig wären, einen Plan nationaler Vergrößerung anders auszu- 
führen, al3 durch Niedertreten der Nechte der Nachbarn. Ich habe aber 
feinen Grund zu der Annahme, daß ein ſolches Unglüf in Europa ein- 
treten wird. Es würde eine Rückkehr zu längft vergangenen Tagen fein, 
wenn Europa gezwungen wäre, ein Bündnis gegen eine oder zwei Mächte 
einzugehen. Bor Hundert Jahren jagte Pitt in einer Rede, die er nad) 
der Schlacht bei Trafalgar hielt, England habe fich durch feine eigenen 
Anftrengungen gerettet und er prophezeite einen langen Krieg. Soweit 
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die menichlice Boransfiht gebt, Tann ich dagegen einen langen Frieden 
propgezeien. Bir find glũdlicher als umiere Borelterm, aber wir mũſſen 
auf alle Möglichkeiten vorbereitet jein Bir mühen auf einen Frieden 
duch Freundihaft mit allen Nationen rechnen; wir mühen zur Erhöhung 
unferer Berteidigungsftaft ſolche Cpfer bringen, dai wir dadurd dem Be- 
reih der Möglichkeit eines Angriffes entrüdt werden. Es werden wahr- 
ſcheinlich noch langjährige Bemühungen nötig jein, damit wir verfichert 
jeın können, da, wie aud immer die Bewegungen der Tiplomatie und 
bie Aenderungen in der ®eltordnung ſich geitalten mögen, dieſes Land, 

defien Jnterefie der Friede ift, ficher über den Stürmen des Schicjals fteht. 
Und dieſes Land, weldes in den vorderften Reihen der Zivilijation fteht, 

muß, ohne | einem anderen Lande in den Weg zu fommen, jein 
na, Beitr zeigen, die ganz neue Maſchinerie des Schiedöverf fahren 
anzuwenden 

15. November. Das „Bureau Reuter“ jchreibt über das eng- 
liſch⸗ ruffiſche Einvernehmen: 

Sowohl auf ſeiten der engliſchen wie der ruiftichen Regierung be- 
fteht der aufrihtige Wunſch, zu einer politiihen Entente zu gelangen. 
Es fanden aud Erörterungen freundihaftlichiter Art fatt, um die Hinder- 
nifie, welche jpäter, wenn die Zeit reif dafür jein wird, den zu pflegenden 
Berhandlungen fich entgegenftellen könnten, zu beieitigen. Endgültige poli- 
tiihe Schritte find jedoh, jolange die wirre Lage in Rußland fortdauert, 
nicht angemefien. Man glaubt, daß der erfte Schritt zu der Entente in 
einer Revifion des Handelövertrages, für die bereits Borichläge gemacht 
find, gefunden werden fann.“ 

19. November. Der Paflagierdampfer „Hilda“ geht mit 
123 Berjonen bei der Inſel Gegembra an der bretonifchen Küfte 
unter. 

Ende November. Die Preffe diskutiert die Möglichkeit eines 
Kabinettwechjeld. Viele liberale Stimmen erflären, die Liberalen 
würden augenblidlich die Regierung nicht übernehmen, jondern eine 
Parlamentsauflöfung durch Balfour verlangen. 

Ende November. Der Privatjefretär des Könige, Knollys, 
dementiert die Zeitungsnadhricht, daß König Eduard an der eier 
der filbernen Hochzeit des deutjchen Kaiferpaars teilnehmen werde. 
Dad Dementi gilt in Deutjchland als Beweis für die Spannung 
zwifchen Deutjchland und England und für die unfreundliche Ge- 
finnung des Königs gegen den Kaiſer. 

1. Dezember. Die Regierung veröffentlicht den Schriften- 
wechjel über die geplante Konferenz der Premierminifter der Kolonien. 

Daraus geht hervor, daß der Kolonialminifter Lyttelton —— 
hat, der Konferenz den Namen Reichsrat (Imperial Council) zu geben und 
einen ſtändigen Ausſchuß zu bilden, der den Reichsrat auf deſſen Verlangen 
über ge er zu beraten hat. Die Kapfolonie, Natal und 
Auftralien haben fid) mit diefem Vorſchlag völlig einverftanden erklärt; 
Kanada und Neufundland haben fich Dagegen ausgejprochen. Neujeeland 
erwiderte, es ſei nicht in der Lage, eine Antwort zu erteilen, bevor das 
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Ergebnis der dortigen Wahlen feftftehe. Die Neichregierung Hat am 
29. November die Vertagung der Konferenz bis 1907 veranlaßt. 


1. Dezember. (London) Eine große Bolfaverfammlung 
unter Vorfiß don Lord Avebury demonftriert für die Pflege guter 
Beziehungen zu Deutjchland. — In den nächlten Tagen finden 
noch ähnliche Kundgebungen ftatt, 3.8. im Lyceum Ladies-Club, 
wo der deutjche Botjchafter eine Rede hält. (Vgl. ©. 154.) 

4. Dezember. Kabinettwechſel. 


Das Minifterium Balfour reicht feine Demiffion ein. Am 10. wird 
folgendes liberale Minifterium gebildet: Premierminifter und Erfter Lord 
des Schates Sir Henry Campbell Bannermann, Lordgroßfanzler Sir 
Robert Reid, Schatlanzler Asquith, Inneres Herbert Gladjtone, Aeußeres 
Sir Edward Grey, Kolonien Earl of Elgin, Krieg Haldane, Indien Morley, 
Admiralität Lord Tweedmouth, Handelsamt Lloyd-George, Lokalverwal— 
tungsamt Kohn Burns (von der Arbeiterpartei), Sekretär für Schottland 
Sinclair, Aderbau Earl of Carrington, Generalpoftmeifter Sydney Burton, 
Cheffefretär für Irland Bryce, Lordpräfident des Geheimen Rats Earl 
of Creme, Lord-Geheimfiegelbewahrer Marquis of Ripon, Unterricht 
Auguftine Birrel, Kanzler de3 Herzogtums Lancafter Sir Henry Fowler. 
Minifter, die dem Kabinett nicht angehören, find: Lordftatthalter von Fre 
land Earl of Aberdeen, Lordfanzler von Irland Lord Juſtice Walker und 
Erfter Kommifjar der öffentlichen Arbeiten Lewis Harcourt. 

7. Dezember. (Irland.) Eine Berfammlung der Iriſh 
National Konvention, an der mehrere nationaliftifche Abgeordnete 
teilnehmen, fordert, daß eine einem irischen Parlament verantwort- 
liche irische Regierung gefchaffen werde. 

21. Dezember. (London) An der liberalen Vereinigung 
hält der Minifterpräfident Campbell Bannermann eine Progranım= 
rede, worin er über die auswärtige Politik jagt: 

Bor einigen Wochen nahm ich in Portsmouth Bezug auf unjere 
augenblidlichen Beziehungen zu anderen Mächten, und ich re mit 
befonderem Beifall und befonderem Vergnügen das von Lord Lansdowne 
jo weiſe abgeichlofjene Abkommen mit der franzöfischen Regierung und gab 
der Bewunderung, die meine Landsleute aller Klafjen und aller Parteien 
für die große franzöfifche Nation hegen, Ausdrud. Es ift mein Wunſch, 
ausdrüdlich zu betonen, daß ich an der Politif der Entente Eordiale feit- 
halte. Noch wichtiger aber, al3 jedes freundliche Abkommen, ift die wahre 
Freundſchaft, die fich zwifchen den beiden Völkern entwidelt hat, und eines 
der Ziele unjerer Politif wird das fein, diefen Geift der Freundichaft zu 
erhalten. Bei der von mir erwähnten Gelegenheit gedachte ich kurz der 
ichweren Prüfung, die Rußland augenblidlich zu beftehen Hat. Alles, was 
ich jetzt jagen kann, ift: „Wir haben nur freundliche Gefühle jenem großen 
Volke gegenüber”. Was Deutfchland anbelangt, fo jehe ich nicht die ge- 
ringfte Veranlafjung zur Entfremdung in irgend einem Intereſſe der beiden 
Bölfer, und wir heißen die unoffizielen Freundfchaftsdemonftrationen, Die 
in der legten Zeit zwifchen den beiden Ländern ausgetaufht wurden, mwill- 
fommen. Unjere u zu anderen europäijchen Mächten jind die 
freundichaftlichften. Gehen wir über die Grenzen Europas hinaus, jo 
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haben wir einerjeit3 Japan. Unfere Beziehungen zu diejer Nation find 
der Welt genügend befannt durch den neuerdings abgejchlofjenen Vertrag. 
Wir haben anderjeit3 die Vereinigten Staaten. Mit der Regierung und 
dem Volke jened Landes verbinden uns die engften Bande der Raſſe und 
der Kameradſchaft. Das find die jchönften Ausfichten, und ich vertraue 
darauf, daß fie durch fein Ereignis getrübt werden fünnen. Was unjere 
allgemeine Bolitif unjeren Nachbarn gegenüber anbetrifft, d. h. unſere all» 
gemeine auswärtige Politik, jo wird fie in der Regierung diejelbe bleiben, 
die jie in der Oppofition war. Sie wird gegen jedes feindjelige Vorgehen 
jein, und fie wird durchdrungen jein von dem Wunſche, mit allen Nationen 
auf bejtem Fuße zu ftehen und mit ihnen gemeinfam an dem Werfe der 
Bivilifation zu arbeiten. — In dem beftehenden Freihandelsſyſtem, durch 
da3 England vor Handelöfriegen bewahrt werde, finde er eine mächtige 
Stütze für dieſe Politik. Gladftone habe durch die Beilegung des Alabama- 
ſtreites durch ein Schiedögericht ein unſchätzbares Beifpiel gegeben. „Ich 
freue mich, daß jeit jener Zeit das Schiedsgerichtsprinzip große Fortichritte 
gemacht hat und daß es heute nicht länger mehr als Schwäche ausgelegt 
wird, wenn irgend eine der Großmächte der Welt Streitfragen ... einem 
höheren Tribunal unterbreitet.“ 


VI 
Frankreich. 


8. Januar. (Paris.) An Stelle Syvetons (vgl. 1904 S. 251) 
wird der nationaliſtiſche Admiral Bienaime gewählt. Da er ein 
Gegner Pelletans ift, gilt die Wahl als eine jchwere Niederlage 
der Regierung. 

9. Jannar. (Bari?) Die Kommiffion zur Unterfuchung 
der Hullfrage (1904 ©. 232) fonjtituiert fi und wählt Admiral 
Yournier zum Präfidenten. 

10. Januar. Die Kammer wählt an Stelle des Regierungs- 
fandidaten Brifjon den Kandidaten der Oppofition Doumer mit 
265 gegen 240 Stimmen zum Präfidenten. Die Oppofition er- 
wartet daher den baldigen Sturz des Kabinetts. 


14. Januar. (Kammer) In einer Beiprechung der all- 
gemeinen Politik wird die Regierung wegen der Angeberei im Heere 
heftig angegriffen. Eine Tagesordnung zu ihren Gunften wird mit 
289 gegen 279 Stimmen angenommen. Wegen diejer geringen 
Mehrheit tritt das Kabinett zurüd. 


24. Januar. Folgendes Kabinett wird gebildet. 

Rouvier Borfi und Finanzen, Chaumis Juſtiz, Delcafjs Aeußeres, 
Etienne Inneres, Berteaur Krieg, Thomjon Marine, Elementel Kolonien, 
Gauthier Deffentliche Arbeiten, Bienvenu-Martin Unterricht, Dubief Handel, 
Ruau Aderbau. 


27. Januar. (Kammer) Minifterpräfident Rouvier legt 
fein Programm vor. 


In der Erklärung Heißt es: Das Minifterium ftellt ſich eine dop- 
pelte Aufgabe, nämlich: die Gemüter zu beruhigen und Eintracht unter 
den Republifanern zu jchaffen, und zweitens, jo jchnell wie möglich die 
Neformen durchzuführen, deren dringende Notwendigkeit die Kammer mit 
impofanter Mehrheit proflamiert Hat. Zunächſt muß jede Zmeideutigfeit 
bejeitigt werden. Die Regierung beflagt und mißbilligt auf das energijchfte 
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die don der Kammer verurteilten unzuläffigen Vorgänge und ift feft ent- 
ichloffen, den zur Führung der Regierung benötigten Beiftand nur bei den 
gejeglichen Organen zu ſuchen, unter Ausichluß jeder außerhalb ftehenden 
Organifation, welche e3 auch jein möge. Das neue Minifterium wird fich 
nicht dazu hergeben, den heftigen Forderungen nachzugeben, melde die 
Gegner der Republif bei ihrem Feldzuge gegen dieje Stellen, ohne fich 
darum zu fümmern, ob fie möglicherweije die nationale Berteidigungs- 
armee in Gefahr bringen und dabei Frankreich jelbjt treffen. Die Regie- 
rung richtet deshalb an das Parlament und das ganze Land die Bitte, 
ji ihr anzufchließen, um im vaterländifchen Intereſſe die Erinnerung an 
unjere Zwijtigfeiten zu verwiſchen. Denn die Regierung ift feſt entſchloſſen, 
fi) nicht von der Arbeit abwendig machen zu laſſen, die vollbracht werden 
muß, wenn man nit an das Ende der Legislaturperiode gelangen will, 
ohne dem Lande eine einzige der verfprochenen Reformen gegeben zu haben. 
Die Regierung hofft, bar danf dem Einvernehmen der beiden Häuſer des 
Parlaments die Militärreform, die nur die einheitliche Armee ſtärker machen 
joll, demnäcdft genehmigt werden wird. Um die Verwirklichung der Be- 
chleunigung derjenigen Reformen, denen die Kammer bereit3 durch ihre 
Abftimmung bei der legten Interpellation zugeftimmt hat, handelte es ſich: 
die Unterftügung der Greife und der Unheilbarfranfen, die Aufhebung des 
Geſetzes Fallvur, die Einfommenfteuer, die Trennung von Staat und Kirche, 
die Alterdverfiherung. So wird die Regierung die Arbeit an dieſen Re— 
formen bei dem Punkte fortjegen, bis zu dem die vorige Regierung mit 
den parlamentariihen Kommijfionen fie geführt hatte. Die Regierung 
wird alle ihre Kräfte dafür einjegen, daß diefe Arbeit zu einem glüdlichen 
Ende geführt werde. In den auswärtigen Beziehungen wird das Kabinett 
die Politik fortfegen, die danf der Unterftügung des Parlaments und der 
offenfundigen Zuftimmung der Nation durch die tätige Benugung unferer 
Allianz und die Verwirklichung diejer nüglihen Abmachungen an be Stel- 
fung in der Welt befejtigt wird. — Magniande (Soz.) glaubt nicht, daß 
der Minifterpräfident Rouvier das Land befriedigen werde. Leroy (rad.) 
fragt den Unterrichtminifter Bienvenu Martin, welches feine Abſichten 
bezüglich der Trennung von Staat und Kirche jeien. Redner fragt weiter, 
ob die Regierung die Trennung von Staat und Kirche an die Spitze ihres 
Programms ftellen wolle. Minifterpräfident Rouvier: Er wünſche mit 
einer Mehrheit der Linken zu regieren. Das Kabinett wolle die Trennung 
von Staat und Kirche unter Achtung der Gewiſſensfreiheit durchführen. 
(Beifall im Zentrum.) 


10. Februar. (Kammer.) Kirchenpolitif. Vertrauensvotum. 
Arbeiterpenfion. 


Abg. Morlot (rad.) fragt, was aus den Diözejen, die augenblidlich 
vafant jeien, werden jolle. Der Regierung ftänden zwei Löfungen zu Ge— 
bote, entweder die jtrifte Anwendung des Konkordats oder die Kündigung 
desjelben. Er ſei für die letztere Löſung. Die bloße Einbringung der 
Borlage betreffend die Entftaatlichung der Kirche ſei noch feine ausreichende 
Antwort auf das provozierende Verhalten des Vatikans; die Regierung 
müffe vielmehr erklären, daß fie feit entjchloffen fei, die Trennung der 
Kirhe vom Staat durchzuführen. Sie werde bei der Verfolgung dieſes 
Bieles ftet3 die republifanifche Mehrheit des Landes Hinter fich haben. 
Abg. Gauthier de Clagny (Nat.): Der Geſetzentwurf fei lediglich ein 
Ableitungsmittel und werde in der gegenwärtigen Legislaturperiode nicht 
mehr zur Berabjchiedung fommen. Er empfehle dagegen, die Arbeiter- 
penfionsfrage zu erledigen. Kultusminifter Bienvenu-Martin: Die zur 
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Beit vafanten Diözefen würden vafant bleiben. Die Diözeſe Dijon be- 
trachte die Regierung als nicht vafant. Das einzige Mittel zur Beendi- 
gung der anormalen Lage fei die Entftaatlihung der Kirche. Die Regie- 
rung, die die Vorlage eingebracht Habe, werde aud dafür Sorge tragen, 
daß fie jo jchnell wie möglich zur Erledigung fomme Wir wollen nie- 
mand täufchen und wir werden näter auch das Arbeiterpenſionsgeſetz zur 
Verabſchiedung bringen. 

Die Kammer genehmigt mit 338 gegen 185 Stimmen die von 
Rouvier gebilligte Tagesordnung Sarrien, welche bejagt, daß angejichts 
der: Yaltung des Vatikans die Regierung die Vorlage über die Trennung 
von Kirche und Staat zur Verabfchiedung bringen müfje, und zwar nad) 
der Botierung des Budget3 und der Militärvorlage. 

Ref Po republikaniſche Preſſe triumphiert, dab der Blod wieder her- 
geftellt jei. 


16. Februar. (Senat.) Abſchluß der Beratungen über die 


Mehrvorlage. 


Der Senat erhöht die von der Kammer auf 15 Tage bejtimmte 
Uebungszeit der a auf 28 Tage, für die Landwehr jegt er 13 Tage 
feft, während die Kammer die Landwehr übungsfrei laffen will. — Der 
Entwurf geht an die Kammer zurüd. 

22. Februar. (Kammer) Marineetat. Bauplan. 

Marineminifter Thomfon: Die Hauptfrage fei das neue Flotten- 
bauprogramm. Im Jahre 1898 Habe die deutjche Flotte nur 25 Prozent 
der franzöfiichen betragen. Im Jahre 1908 merde fie jchon drei Viertel 
der franzöfiihen ausmachen und im Jahre 1917 fie an Stärke ſogar über- 
treffen, wenn Frankreich bis dahin nicht 24 große Kriegsichiffe gebaut habe, 
wie ed in dem neuen Flottenprogramm vorgejehen jei. Das Programm 
von 1900 jei nahezu erledigt. Das neue Flottenprogramm könne aus- 
geführt werden, ohne auf das außerordentliche Budget zurüdzugreifen. 
Die Ausgaben für die Neubauten jeien auf 12 Millionen für das Jahr 
1905 feftgefegt. In Indochina müßten zwei Flottenftationen errichtet 
werden. — Am 24. wird dad Marinebudget angenommen. 

25. Februar. (Paris.) Die Hulllommiffion fällt ihr Urteil 
und jchließt ihre Situngen. 

Der Bericht ftellt feit, daß die durch den Majchinenjchaden ent- 
ftandene Verzögerung der Fahrt der „Kamtſchatka“ vielleicht eine Mit- 
urjache der folgenden Ereignifje war. Der Kommandant der „Kamtſchatka“ 
meldete am 21. Oktober abends, er jei allfeitig von XTorpedobooten an— 
gegriffen, dadurch konnte Roſchdeſtwenski zu der Annahme kommen, er 
würde ebenfall3 angegriffen. In dem Befehl Roſchdeſtwenskis, die Wach- 
jamfeit zu verdoppeln und fich auf einen Torpedobootsangriff gefaßt zu 
machen, fieht die Kommijfion nichts Mebertriebenes in den Kriegszeiten und 
unter den Umftänden, die Roſchdeſtwenski für ſehr beunruhigend zu Halten 
alle Urjache Hatte, da er die ihm zugegangenen Nachrichten der rufjischen 
Agenten nicht nachprüfen konnte. Der Bericht jchildert weiter den Zu— 
jammenftoß des Gejchwaderd mit den Filcherbooten und ftellt feſt, die 
Fiſcherboote führten die vorjchriftsmäßigen Lichter und Tagen dem Filch- 
fange regelreht und mit den üblichen Raketen ob. Das grüne Licht, 
welches das Panzerichiff „Sumoroff” argmöhnifch machte, war das Dienft- 
fignal der Fiicherboote. „Suworoff“ bemerkte danach recht3 ein verdäch— 
tiges Schiff, das Fein Licht Hatte und auf ihn zuzufahren ſchien. Er glaubte, 


— — — — 
ET Teer fi —— ke, ze Wk pn E ã 


3 — —— —— per er’ per Adern ee ee 
— — werse unk ser Breuer „Worpes“ or mehreren 
gerwfor. Ze Bere: der Brmmitnpnimugfirter vele TE Di en am 
genenen Urheisen Wi, um ericher ze Soenen, ri weh Fl won den 
Astor yitofire werde Eortäammig aber wire vom er Sommünns- 
users vmerteer:, bii In: Arierbasz Yemeie Veormiade Derblengen 
feyunyen ehem eri Dih, be Die Mebrpahi der ozeter der Erde ie, 
* zryes wrirı ben Acderionten, 20H im deren Umgrgerr? Sb ingemb 
sın Inrprisvosst Weirzy, int Erifrıng ei Arne Ärddeimenihe ice 

gu uhtienigen wer, I rege Momenten glaubte ih Dieser Are 
wish auidlichen zu Innen wub geb ber Uzbergengung Winibrmd, Du 
en vu verbäßtsgen Schrñe, Die Tıh bem Geidunader ım feimblidker UIb- 
seien, ven Anich gegeben Haben, dab das Fener eröfinet werde. 

2 = ber Autura“ eingeihlagenen Geihonie könnten zu der Annahme 
Hüyın, bah birier Mrruger ber erhe war, u 
uuf #9 og Tu Rommifiore Hellien jeit, daß es ihnen im dieſer Richtung 
un mıttiygen Aufllärungen fehlt, bie ihnen geftatten würden, die Gründe 

u erlennen, aus benen das euer von ben Badborden fortgeiegt wurde. 

is Tour yes Aeuernd vom Steuerbord war nad Anſicht der Mehrheit 
er Rommilfionsmitglieber länger als es nötig war. Ueber die Fortiegung 

» Shyiekens von ber Badborbieite fehlt eine genügende Aufflärung. Die 
— erfennt einftimmi on, daß Roichdeitwensfi durdaus alles 

Mögliche getan hat, um ein auf als ſolche erfannte Fiſcherboote 
u verhinbern. Zie Kommilfion erlennt ferner einftimmig an, daB 
bem Schlufle bes Feuers genügend Ungemwihheit über die für das Geſchwader 
beitehenbe Gefahr beftand, um bie Weiterfahrt zu rechtfertigen. Die Mehr- 
pet bebauert aber, baß Hojchbeftwensti bei dem Paſſieren de3 Aermel- 
anala nicht bie Serbe örden auf bie Bene es Fiſcherboote auf- 
merffam gemacht r Bericht jchließt: Die ausgeſprochenen Anfichten 
fönnen ber mili — Tucht — — 9 Menſchlichkeit Roſchdeſtwenskis 
und beflen Perſonals keinerlei 


28, Februar. (Kammer.) Beraleid zwifchen der deutjchen 
und franzdfifchen Heeresſtärke. 


Jr ber Generaldebatte über den Militäretat erflärt Abg. Angag- 
neur, baß ber Geſundheitszuſtand im deutſchen Heere befjer jei als im 
—32 — Um den letzteren zu heben, müßten bei der Rekrutierung 
te ſchwächlichen Leute — en, die Aubereitung und Verteilung der 
Lebensmittel in den Stafernen ftreng überwacht, die Regeln ber Opgiene 
In ben Stafernen genau beobachtet und Ueberanftrengungen der Mann- 
Ihjaften vermieden werben. bg. Comte d’Alface (Mep.) mweift auf die 
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Erhöhung des Effektivbeftandes des deutichen Heeres hin und jagt, in den 
von Deutichland annektierten Provinzen ftänden drei Armeekorps. Hinter 
diejen drei Armeekorps ftänden weitere acht oder zehn mit einer jehr be- 
deutenden Effektivftärke, auf jeiten der Franzojen dagegen feien die Effektiv- 
beftände beträchtlich geringer. Redner fpriht mit Anerkennung von der 
Tüchtigfeit der franzöfiichen Offiziere und bemerft dann, ihn erfülle der 
Gedanke mit Sorge, was im Falle einer Kriegserflärung aus den am 
weiteften vorgejchobenen vier Pivifionen in Nancy, Toul und Verdun 
werden würde; die Divifionen in Nancy würden ficherlich vernichtet oder 
zum Rüdzug gezwungen werden. Die Deutichen jeien fortgejegt beftrebt, 
die militärischen Verhältniſſe auf3 äußerfte zu verftärfen, ed würden neue 
Forts errichtet, jtrategijche Eifenbahnlinien gebaut, die Effeftivbeftände jeien 
bei den Deutjchen immer vollzählig, während im franzöfiichen Heere, wie 
die amtlichen Berichte zeigten, die Effeftivbeftände der Kompanien — 
lich von 175 auf 140 und 130, im Juni 1904 auf 90 Mann hera 

gegangen ſeien. Es wäre ſinnlos, einer Nation an Truppenzahl gleich— 
fommen zu wollen, die 20 Millionen Einwohner mehr hat als Frankreich, 
aber für die ausreichende Stärke der Truppen zur Dedung der Grenze 
müſſe gejorgt werden, denn da handle e3 ſich um die Sicherheit des Landes. 

16.17. März. (Kammer) Beratung und Annahme des 
Wehrgeſetzes. Zweijährige Dienjtzeit. Präfenzitärfe. 

Kriegdminifter Berteaux plädiert für Annahme des Gejeges in der 
Senatsfafjung. Abg. de Montebello (Rep.) fordert die Vertagung der 
Beratung, bi3 der Oberſte Kriegsrat ſich gutachtlich Habe äußern können. 
Er befürdhte, daß das Geſetz Frankreich Deutſchland gegenüber in hohem 
Maße jhwächen werde. Seines Erachtens würden die jeans live Dedungs- 
truppen nicht ſtark genug jein, um Hinter ihnen die Mobilifation durch- 
führen zu können. Sriegsminifter Berteaur: Die Angaben des Bor- 
redner3 über die Dedungstruppen feien ganz ungenau und würden durch 
die Tatjache widerlegt, daß Frankreich ebenjoviele Negimenter an der 
Grenze habe wie Deutjchland, und daß dieje Regimenter denjelben Effektiv- 
beftand hätten wie die deutjchen. Der Vorredner möchte die Souveränität 
de3 Parlaments der militärischen Macht unterordnen. ' 

Am 17. wird da3 Gejeg mit 519 gegen 32 Stimmen angenommen, 

Der Ausfall des dritten Jahrganges bedeutet eine Verminderung 
um 110000 Mann. Dadurch, daß die bisherigen Einjährigen (dispenses) 
in Zufunft zwei Jahre dienen, entitcht ein Mehr von 66000 Mann. Der 
Ausfall wird jomit auf rund 50000 Mann eingejchränft. Diejer wird 
gededt dur: 1. Erhöhung der Zahl der Kapitulantenunteroffiziere um 
2750, der Kapitulantengefreiten um 18500, der Kapitulantengemeinen um 
6000; 2. zweijährige Dienftzeit der franzöfiichen Koloniften in Algerien 
und Tunejien: 5000 Mann; 3. Dienftpflicht der bisher befreiten, im Aus- 
land lebenden Franzojen: 600 Mann; 4. Dienftpflicht in den vier alten 
Kolonien: 1000 Mann; 5. Einftellung Mindertauglider vom Service 
auxiliaire: jährlih 8000—16000 Mann. Zuſammen 49850 Mann. 


21. März. Die Kammer beginnt die Beratung des Geſetz— 
entwurfs über Trennung von Staat und Kirche. 


Der Entwurf beginnt („Frankfurter Zeitung”): Die Republif an- 
erfennt weder noch bejoldet und unterftüßt irgend einen Kult. Infolge— 
deffen werden vom 1. Januar an, der auf die Verfündung diejes Ge- 
jeßes folgt, Staatd-Departements- und Gemeindebudget3, die fich auf die 
Unterhaltung der Kulte beziehen, unterdrüdt. Nachjtehend folgen die 
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einjchneidenditen Beftimmungen des Gejegentwurfes in ihrem Wortlaute 
(nad) der Uebertragung der „Frankfurter Zeitung”): Art.3. Die Etablifje- 
ments, deren Aufhebung im Art. 2 ausgejprochen ift, jegen ihre Funktion 
in Gemäßheit ihrer bisherigen Befugnifje fort, bis ihre Güter an die im 
vierten Teil vorgejehenen Vereine übergegangen find, ſpäteſtens aber bis 
zum Ablauf der im folgenden angegebenen Frift. Art. 4. Im Laufe eines 
Jahres von der Verkündigung des gegenwärtigen Gejeged an werden Die 
beweglichen und unbeweglichen Güter, die den Kirchenverwaltungen, Pres- 
byterialräten, Konfiftorien und anderen öffentlichen Etablifjements des 
Kultus gehören, mit allen Laften und Verpflichtungen durch Die gejeglihen 
Vertreter diejer Etablifjement3 an die Vereine übergeben, die ſich in den 
alten Bezirken der erwähnten Etablifjements zur Ausübung des Kultus 
in gejeglicher Weife gebildet haben. Diejenigen Güter, die dem Staate 
gehören und nicht einen frommen Stiftungszweck haben, fehren in das 
Eigentum de3 Staates zurüd. Falls es an einem Vereine fehlt, der 
geeignet ift, die Güter eines Ffirchlichen Etablifjement3 zu übernehmen, 
fönnen diejenigen Güter, die nicht mit einem frommen Stiftungszweck be— 
laftet find, von der Gemeinde, in der das Etablifjement feinen Sig Hat, 
in Anſpruch genommen werden, unter der Bedingung, daß fie Werfen des 
Beiftandes und der Fürjorge gewidmet werden. Art.5. Die beweglichen und 
unbeweglichen Güter, die einen mildtätigen oder irgend einen anderen Zweck 
haben, der dem Kultus fremd ift, werden durch die gejeßlichen Vertreter 
der kirchlichen Etablifjements den öffentlichen Dienftzweigen oder Anftalten 
von Öffentlicher Nüslichkeit überwiejen, deren Beftimmung dem GStiftungs- 
zwede der Güter entjpridt. Art.6. Wenn ein kirchliches Etablifjement 
in der Frift, die durch den erjten Abſatz des — Artikels beſtimmt 
iſt, die vorgeſchriebenen Zuteilungen nicht ausgeführt hat, oder in dem 
Falle, daß die Güter, entweder vom Urſprung an oder für die Folge, 
von mehreren Vereinen beanſprucht werden, die ſich in geſetzlicher Weiſe 
für die Ausübung desſelben Kultus gebildet haben, dann erfolgt die Zuteilung 
durch das Zivilgericht, das für das Etabliffement zuftändig if. Auf Ver- 
langen der Beteiligten oder der Staatöbehörde können die zu verteilenden 
Güter durch Entjcheidung des PBräfidenten dieſes Gerichts bis zu ihrer Zu- 
teilung unter Sequefter geftellt werden. Art.9. Die Kultusdiener, die 
ein vom Staat, den Departements oder den Gemeinden bejoldetes Amt 
fünfundzwanzig Jahre lang beffeidet Haben, von denen wenigſtens zwanzig 
Jahre im Staatsdienft zugebracdht jein müfjen, erhalten auf Üebengseit eine 
jährliche Penfion, die der Hälfte ihres Gehaltes gleihfommt; jedoch darf 
diefe Penſion nicht unter 400 und nit über 1200 Franken betragen. 
Die Departements und die Gemeinden können unter den gleichen Be- 
dingungen, wie der Staat den Kultusdienern, die gegenwärtig von ihnen 
bejoldet werden, Penfionen oder Entihädigungen auf gleicher Grundlage 
und für die gleiche Dauer bemwilligen. Art. 10. Die aus der Zeit vor dem 
Konkordat ftammenden Gebäude, die der Ausübung des Kultus oder der 
Unterbringung der Kultusbeamten dienen, aljo Kathedralen, Kirchen, 
Kapellen, Tempel, Synagogen, erzbiihöflihe Paläfte, Pfarrhäujer, Semi- 
narien, ferner die dazu gehörigen Grundftüde, jowie die Mobilareinrichtung, 
die fi) in den Gebäuden befand zu der Zeit, als fie zur Verfügung des 
Kultus geftellt wurden, find und bleiben Eigentum des Staates, ber 
Departements und der Gemeinden; fie müſſen aber zwei Jahre lang, von der 
Verkündigung des Geſetzes an, den kirchlichen Anftalten oder Bereinen, 
die fich zur Ausübung des Kultus in den Bezirken der aufgehobenen kirch— 
lihen Etablifjements gebildet haben, unentgeltlich zur Benugung überlaffen 
werden. Staat, Departement? und Gemeinden haben die gleiche Ber- 
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pflichtung bezüglich derjenigen Gebäude, die aus der Zeit nad) dem Ab— 
ſchluß des Konkordates ftammen und deren Eigentümer jie find, einjchließ- 
lich der proteftantifch-theologischen Fakultäten. Art. 11. Nah Ablauf der 
genannten Friſt müflen Staat, Departements und Gemeinden zuftimmen, 
daß auf die jeweilige Dauer von nicht mehr wie fünf Jahren die Pfarr- 
häuſer und auf die Dauer von nicht mehr wie zehn Jahren die Kathe— 
dralen, Kirchen, Kapellen, Tempel und Synagogen nebjt deren Mobiliar- 
einrihtung an die Hultusvereine vermietet werden. Der Mietpreis darf 
nicht größer jein al3 zehn Prozent des jährlichen Durchſchnittes der Ein- 
nahmen des aufgelöften Etabliftements, berechnet nad) den Ergebnijjen der 
legten fünf Jahre vor Erlaß diejes Gejeges, unter Abzug der Einnahmen, 
die durch das Geſetz vom 28. Dezember 1904 unterdrüdt worden find. 
Die Koften der Unterhaltung, der Reparaturen und der Verficherung des 
gemieteten Gebäudes jind zu Laften der Etablifjements3 oder der Vereine. 
Art. 12. Nach Ablauf der vorgejehenen zwölf Fahre haben Staat, Departe- 
ment3 und Gemeinden die freie Verfügung über die ihnen gehörenden 
beweglichen und unbeweglichen Güter, — zur Vermietung wie zum 
Verkauf. Dasſelbe gilt, nach Ablauf der Friſt des unentgeltlichen Genuſſes, 
für alle Güter, deren Vermietung an die Kultusvereine nicht obligatoriſch 
iſt oder innerhalb eines Jahres nach Verkündigung dieſes Geſetzes nicht 
ausgeführt wurde. Art. 16. Die Vereine, die ſich zum Zwecke der Aus— 
übung und Unterhaltung eines Kultus bilden, müſſen ſich nach den Ar— 
tikeln 5 und folgenden des Geſetzes vom 1. Juli 1901 richten; fie find 
außerdem den anderen Vorſchriften des genannten Gejeges unterworfen, unter 
Vorbehalt der nachjtehenden Beitimmungen. Art. 17. Die Vereine müfjen 
aus mindeftens jieben volljährigen Perſonen beftehen, die in dem flirchen- 
bezirfe ihren zung haben, und fie müfjen zu ihrem Zwecke ausſchließlich 
die Ausübung eines Kultus haben. Sie können außer den Vereinäbeiträgen, 
die im Art. 6 des Geſetzes vom 1. Juli 1901 vorgefehen find, noch das Er— 
— von Sammlungen für die Koſten des Kultus einziehen, ſowie Ge— 
ühren erheben für die Zeremonien und gottesdienſtlichen Handlungen, auch 
ſtiftungsweiſe, ferner für die Vermietung von Bänken und Stühlen ſowie 
für die Ueberlaſſung von Gegenſtänden, die für den Dienſt der Leichen— 
begängniſſe in den Religionsgebäuden und für die Ausſchmückung der 
letzteren beſtimmt find. Die Vereine können, ohne dafür Steuern bezahlen 
zu müfjen, den Ueberſchuß ihrer Einnahmen an andere Vereine abgeben, 
die dem gleichen Bmwede dienen. Subventionen vom Staate, von den 
Departements oder den Gemeinden können fie nicht erhalten, unter welcher 
Form ed aucd immer fei. Diejenigen Summen, welche Staat, Departe- 
ment® oder Gemeinden für die großen Reparaturen der an die Vereine 
vermietenden Kultusgebäude ausgeben wollen, werden nicht als Subven- 
tionen betrachtet. Art. 18. Die Kultusvereine können in den Formen, die 
durch Art. 7 des Defret3 vom 10. Auguft 1901 beftimmt find, Verbände 
bilden, die eine einheitliche Verwaltung oder Leitung haben; dieſe Verbände 
unterliegen den Beitimmungen der Art. 12 und 13 dieſes Geſetzes. Art. 19. 
Die Vereine und dieje Berbände müfjen über ihre Einnahmen und Ausgaben 
Buch führen; fie müfjen jedes Jahr eine Rechnung für das abgelaufene 
Pre jowie ein Inventar ihrer beweglichen und und unbeweglichen Güter 
aufftellen. Die finanzielle Kontrolle über die Vereine wird durch die 
Steuerverwaltung, die Kontrolle über die Verbände durch den Rechnungs- 
hof ausgeübt. Art. 20. Die Vereine und Verbände können ihre verfüg- 
baren Hilfsmittel zur Errichtung eines Reſevefonds verwenden, deſſen Höchit- 
betrag jedoch den jährlichen Durchſchnitt der Summen, die während der 
legten fünf Rechnungsjahre für die Koften und die Unterhaltung des Kultus 
Europäifcher Geſchichtskalender. XLVI. 14 
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Staatsjefretär Brodrid verurteilt in einer öÖffentlihen Rede in 
Guildford (26. Oktober) die Angriffe auf Deutjchland: Es dürfe feine Zeit 
verloren werden, um das auszuſprechen, wa3 er mit allem ihm zu Gebote 
ftehendem Nachdrud betonen möchte, daß zwifchen den beiden Regierungen 
feinerlei perfönlihe Stimmungen Herrjchten. Er jage noch weiter, Daß 
keinerlei unerledigte Frage irgend welcher Art zwiichen beiden Regierungen 
beftehe und nicht3 vorliege, was Animofität zwifchen ihnen hervorrufen 
fönnte. Ein gutes Einvernehmen mit den Nachbarn, welche Sprache fie 
auch jprächen, fei notwendig und mwünjchenswert. Alle Gerüchte von Miß— 
verftändniffen müßten bejeitigt werden, ebenjo wie die zirfulierenden Ge- 
rüchte von dem Plan eines Einfalle® von 100000 Soldaten in Schleöwig- 
Holftein und von völlig grundlojen Angriffen, die wohl dazu dienen könnten, 
die Feder gewiſſer Männer von der Preſſe dienftwillig zu machen, die aber 
von jedem verantwortlichen Staatgmann furzerhand zurücgewiefen würden. 


6. November. (Xondon.) Staatzjefretär Lord Lansdowne 
jagt über das Bündnis mit Japan und das Einvernehmen mit 
Frankreich: 


Es ſei nötig, die auswärtige Politik von der Parteipolitik zu trennen. 
Die auswärtige Politik müſſe in dieſen Tagen, in denen die Völker ſich 
gruppierten und bis an die Zähne bewaffneten, und in denen keine Nation, 
die ihren Platz in der Weltpolitik einnehmen wolle, wagen dürfe, allein 
zu ſtehen, eine kontinuierliche ſein. In Japan habe England einen Ver— 
bündeten gewonnen, auf den es ſtolz ſein dürfe. In dieſem Bündnis trage 
nichts den Ausdruck einer Verſchwörung gegen andere. Da gäbe es keine 
geheimen Gründe und keine geheimen Klauſeln hinter den veröffentlichten 
Dokumenten, ſondern der vornehmſte Zweck ſei die Erhaltung des Friedens, 
und wenn England und Japan den Frieden im fernen Oſten wünſchten, 
würde er nicht gebrochen werden. Der zweite Zweck des Bündniſſes ſei 
die Erhaltung der Integrität Chinas und das Prinzip der offenen Tür. 
Diejer Vertrag jichere jo die Verwirklichung der Politik der beiden Länder. 
Der dritte Zweck jei Die gegenfeitige Verteidigung gegen Angriffe, die man 
nicht herausgefordert habe. Er glaube auch, daß der keineswegs aggreſſive 
Charakter diejes Bindnifjes voll und ganz das richtige Verftändnis im 
Auslande finde. Weder im Einvernehmen mit Japan noch in dem mit 
Frankreich liege irgend ein Berlangen, die Rechte anderer Länder zu be- 
einträchtigen. Die Behauptung, diefe Einvernehmen bräcdten notwendiger- 
weije eine Entfremdung der übrigen Mächte mit fich, ſei unbegründet und 
zu beflagen. Wenn irgend eine andere Macht gewillt jei, mit England 
ein ähnliches Einvernehmen abzujchließen, jei England dazu ebenfalls bereit, 
vorausgejegt, daß nichts gejchehe, was Englands Freundichaft mit Franf- 
reih und Japan beeinträchtige. 


6. November. (London.) Minifterpräfident Balfour empfängt 
eine Deputation von Arbeitslofen, die Einberufung des Parlaments 
fordert. Balfour lehnt fie ab; man folle erjt die Wirkung des 
Arbeitslojengejegeg abwarten. — In den folgenden Tagen finden 
mehrfach Demonjtrationen Arbeitslojer ftatt. 

9. November. (London) Minifterpräfident Balfour jagt 
beim Lordmayorsbankett über die auswärtige Politik: 

Es iſt gerade jeßt, wo in Dftafien der Friede gejchloffen wurde, 
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wo unjere Verbündeten in Japan ſich and Werk machen, die großen Auf- 
gaben der Zivilifation durchzuführen, und wo ihre bisherigen Gegner, 
unjere Freunde in Rußland, das öffentliche Intereſſe in Anſpruch — 
durch die große Bewegung in der Richtung auf die Selbſtverwaltung, der 
rechte Zeitpunkt zu einem allgemeinen politiſchen Ueberblick. Wie wir 
glauben, iſt die Aufgabe des Kaiſers Nikolaus und ſeiner Ratgeber keine 
leichte. Diejenigen, bei denen ſeit Jahrhunderten eine parlamentariſche 
Regierung in Tätigkeit iſt, können am beſten die Schwierigkeiten des Kaiſers 
und ſeiner Ratgeber erkennen. Es gibt feinen Bürger in Großbritannien, 
der ihnen nicht jeden Erfolg wünjchte und aus vollitem Herzen den Wunſch 
hegte, daß die Bewegung in Zukunft nicht durch unnötiges Blutvergießen 
erjchwert werden möge. Wir Hoffen, daß fie ungezählten Millionen ein 
Glück bringen werde, das nicht durch jchmerzliche Szenen, wie fie den An— 
fang der Bewegung zu einem jo beflagenöwerten machten, eine Trübung 
erfährt. Die britiiche Regierung hat viele Jahre hindurch ihr Beſtes ge- 
tan, um Kriegdgefahren abzumehren und einen Krieg unmöglich zu machen, 
ſoweit er nicht abjichtlich begonnen würde. Zehn Sabre hindurch Hat fich 
die Regierung bemüht, den Gang der Schiedsgerichtsfrage aufs äußerfte 
zu entwideln und Konflikten mit den Nachbarländern ein Ende zu machen. 
Ale Fälle, in denen Großbritannien es zu einem Schiedsſpruch gebradt 
hat, find von Erfolg gemwejen und die Hindernifje guter Beziehungen find 
jo bejeitigt worden. Eine der Hauptquellen von Schwierigkeiten find die 
Grenzfragen gewejen in Ländern des wilden Afrika oder in Ländern, Die 
unvollfommen vermefjen find. Sie berühren unjere Beziehungen zu Frank— 
reich, Deutichland, Portugal und den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Zur Zeit fteht feine Grenzfrage aus. Diefe Reſultate bedeuten, daß auf 
die Dauer Streiturjachen bejeitigt find, die jeden Augenblid eine akute Form 
annehmen fonnten. Bon Korea bis Maroffo erftredt fich eine Reihe von 
Staaten über drei Weltteile hin, die Schwierigkeiten zwiſchen den zivili- 
jierten Mächten verurfachen können. Sie find politiſche Deprejfionsgebiete, 
die unvermeidlich ein Einftrömen von außen her, das von unheilbringenden 
Stürmen begleitet ift, veranlaſſen. Das Ziel der Diplomatie ift, zu ver- 
hindern, daß fie zu internationalen Konflikten führen. Das Problem ift 
nicht leicht. Weniger zivilifierte Nationen können des Handel3 wegen nicht 
ſich jelbft überlaffen werden, und der wachſende Wettbewerb der zivilifierten 
Länder um Abſatzgebiete, die nicht von feindlichen Tarifen umringt find, 
macht e3 zu einer internationalen Notwendigkeit, in irgend einer Weije 
ein Abfommen zu treffen. Wir machen in diefer Hinficht Fortichritte in 
der Erkenntnis, daß durch Abkommen zwiſchen zivilifierten Ländern jelbjt — 
nicht dort, wo die weniger zivilifierten gegeneinander losgehen — der 
Friede aufrecht zu erhalten it und daß * unſere Beſtrebungen und 
diejenigen der anderen Länder darauf gerichtet ſein müſſen, mehr und mehr 
Schiedsſprüche anzuwenden, um fo ſchnell als möglich alle Grenzfragen, 
die Reibungen hervorrufen, zu regeln. Was für Gefahren bleiben ſonſt 
noch? Ich bin ſo ſanguiniſch, zu denken, daß wir in Zukunft keinen Krieg 
ſehen werden, es ſei denn, daß eine Nation oder ein Herrſcher erſtände, 
die unfähig wären, einen Plan nationaler Vergrößerung anders auszu— 
führen, als durch Niedertreten der Rechte der Nachbarn. Ich habe aber 
keinen Grund zu der Annahme, daß ein ſolches Unglück in Europa ein— 
treten wird. Es würde eine Rückkehr zu längſt vergangenen Tagen ſein, 
wenn Europa gezwungen wäre, ein Bündnis gegen eine oder zwei Mächte 
einzugehen. Vor hundert Jahren ſagte Pitt in einer Rede, die er nach 
der Schlacht bei Trafalgar hielt, England habe ſich durch ſeine eigenen 
Anſtrengungen gerettet und er prophezeite einen langen Krieg. Soweit 
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die menfchliche Vorausficht geht, kann ich dagegen einen langen Frieden 
prophezeien. Wir find glüdlicher al3 unſere Voreltern, aber wir müſſen 
auf alle Möglichkeiten vorbereitet fein. Wir müffen auf einen Frieden 
durch Freundichaft mit allen Nationen rechnen; wir müffen zur Erhöhung 
unferer Verteidigungsfraft ſolche Opfer bringen, daß wir dadurch dem Be- 
reich der Möglichkeit eines Angriffes entrüdt werden. Es werden wahr- 
ſcheinlich noch langjährige —— nötig ſein, damit wir verſichert 
ſein können, daß, wie auch immer die Bewegungen der Diplomatie und 
die Aenderungen in der Weltordnung ſich er mögen, bieje Land, 
defjen Intereſſe der Friede ift, fiher über den Stürmen des Schidjals fteht. 
Und diejes Land, welches in den vorderften Reihen der Zivilijation fteht, 
muß, ohne irgend einem anderen Lande in den Weg zu fommen, jein 
eifriges Beftreben zeigen, die ganz neue Maſchinerie des Schiedsverfahrens 
anzumenden. 


15. November. Das „Bureau Reuter” fchreibt über das eng— 
ifcheruffiiche Einvernehmen: 


„Sowohl auf feiten der englifchen wie der ruffischen Regierung be— 
fteht der aufrichtige Wunsch, zu einer politifhen Entente zu gelangen. 
Es fanden auch ge freundfchaftlichjter Art ftatt, um die Hinder- 
niffe, welche fpäter, wenn die Beit reif dafür fein wird, den zu pflegenden 
Verhandlungen fich entgegenftellen könnten, zu bejeitigen. Endgültige poli- 
tiſche Schritte find jedoch, folange die wirre Lage in Rußland fortdauert, 
nicht angemefjen. Man glaubt, daß der erfte Schritt zu der Entente in 
einer Revifion des Handeldvertrages, für die bereit3 Vorjchläge gemacht 
find, gefunden werden kann.“ 


19. November. Der BPafjagierdampfer „Hilda“ geht mit 
123 Perſonen bei der Inſel Cegembra an der bretonijchen Küjte 
unter. 

Ende November. Die Preffe diskutiert die Möglichkeit eines 
Kabinettwechjeld. Viele liberale Stimmen erklären, die Liberalen 
würden augenblidlich die Regierung nicht übernehmen, jondern eine 
Parlamentsauflöfung durch Balfour verlangen. 

Ende November. Der Privatjefretär des Könige, Knollys, 
dementiert die Zeitungsnachricht, daß König Eduard an der Feier 
der filbernen Hochzeit des deutjchen Kaiſerpaars teilnehmen werde. 
Dad Dementi gilt in Deutjchland ala Beweis für die Spannung 
zwifchen Deutjchland und England und für die unfreundliche Ge— 
finnung des Königs gegen den Kaijer. 

1. Dezember. Die Regierung veröffentlicht den Schriften» 
wechjel über die geplante Konferenz der Premierminifter der Kolonien. 


Daraus geht hervor, daß der Kolonialminifter Zyttelton vorgejchlagen 
hat, der Konferenz den Namen Reichsrat (Imperial Couneil) zu geben und 
einen ftändigen Ausschuß zu bilden, der den Reichsrat auf defjen Verlangen 
über Einzelangelegenheiten zu beraten hat. Die Kapfolonie, Natal und 
Auftralien haben ſich mit diefem Vorſchlag völlig einverftanden erklärt; 
Kanada und Neufundland Haben fich dagegen ausgefprochen. Neufeeland 
erwiderte, e3 ſei nicht in der Lage, eine Antwort zu erteilen, bevor das 
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Ergebnis der dortigen Wahlen feftftehe. Die Reichdregierung hat am 
29. November die Bertagung der Konferenz bi3 1907 veranlaßt. 


1. Dezember. London.) Eine große Bolfsverfammlung 
unter Borfiß von Lord Avebury demonftriert für die Pflege guter 
Beziehungen zu Deutfchland. — In den nächften Tagen finden 
noch ähnliche Kundgebungen ftatt, 3.8. im Lyceum Ladies-Club, 
wo der deutjche Botjchafter eine Rede hält. (Val. ©. 154.) 

4. Dezember. Kabinettwechjel. 


Das Minifterium Balfour reicht feine Demiffion ein. Am 10. wird 
folgendes liberale Minifterium gebildet: Premierminifter und Erfter Lord 
des Schahes Sir Henry Campbell Bannermann, Lordgroßfanzler Sir 
Robert Reid, Schatzkanzler Asquith, Inneres Herbert Gladitone, Aeußeres 
Sir Edward Grey, Kolonien Earl of Elgin, Krieg Haldane, Indien Morley, 
Admiralität Lord Tweedmouth, Handeldamt Lloyd-George, Rofalverwal- 
tungsamt Kohn Burns (von der Arbeiterpartei), Sekretär für Schottland 
Sinclair, Aderbau Earl of Carrington, Generalpoftmeifter Sydney Burton, 
Chefiefretär für Irland Bryce, Lordpräfident des Geheimen Rats Earl 
of Crewe, Lord-Geheimfiegelbewahrer Marquis of Ripon, Unterricht 
Auguftine Birrel, Kanzler des Herzogtums Lancafter Sir Henry Fowler. 
Minifter, die dem Kabinett nicht angehören, find: Lordftatthalter von Ir— 
land Earl of Aberdeen, Lordfanzler von Irland Lord Juſtice Walker und 
Erfter Kommifjar der öffentlichen Arbeiten Lewis Harcourt. 

7. Dezember. (Irland) Eine Berfammlung der Iriſh 
National Konvention, an der mehrere nationaliftifche Abgeordnete 
teilnehmen, fordert, daß eine einem irischen Parlament verantwort- 
liche irische Regierung gejchaffen werde. 

21. Dezember. (London.) In der liberalen Bereinigung 
hält der Minifterpräfident Campbell Bannermann eine Programm: 
rede, worin er über die auswärtige Politik jagt: 

Bor einigen Wochen nahm ich in Portsmouth Bezug auf unjere 
augenblidlichen Beziehungen zu anderen Mächten, und ich begrüßte mit 
befonderem Beifall und bejonderem Bergnügen das von Lord Lansdowne 
fo weiſe abgejchloffene Abfommen mit der franzöfifchen Regierung und gab 
der Bewunderung, die meine Landsleute aller Klaſſen und aller Parteien 
für die große franzöfiiche Nation Hegen, Ausdrud. Es ift mein Wunſch, 
ausdrüdlich zu betonen, daß ich an der Politik der Entente Cordiale feit- 
halte. Noch wichtiger aber, als jedes freundliche Abkommen, ift die wahre 
Freundſchaft, die ſich zwifchen den beiden Völkern entwidelt Hat, und eines 
der Biele unjerer Politik wird das fein, diefen Geift der Freundichaft zu 
erhalten. Bei der von mir erwähnten Gelegenheit gedachte ich Furz der 
ihweren Prüfung, die Rußland augenblidlich zu beftehen hat. Alles, was 
ich jeßt jagen fann, ift: „Wir haben nur freundliche Gefühle jenem großen 
Volke gegenüber”. Was Deutjchland anbelangt, fo ſehe ich nicht die ge- 
ringfte Veranlafjung zur Entfremdung in irgend einem Intereſſe der beiden 
Völker, und wir heißen die unoffiziellen reundfchaftsdemonftrationen, die 
in der legten Zeit zwifchen den beiden Ländern ausgetaujcht wurden, will 
fommen. Unſere Beziehungen zu anderen europäifchen Mächten jind Die 
freundichaftlichften.. Gehen wir über die Grenzen Europas hinaus, fo 
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haben wir einerjeits Japan. Unſere Beziehungen zu diejer Nation find 
der Welt genügend befannt durch den neuerdings abgejchlofjenen Vertrag. 
Wir haben anderjeits die Vereinigten Staaten. Mit der Regierung und 
dem Volke jenes Landes verbinden uns die engften Bande der Rafje und 
der Kameradſchaft. Das find die jchönften Ausfichten, und ich vertraue 
darauf, daß fie durch fein Ereignis getrübt werden fünnen. Was unjere 
allgemeine Politik unjeren Nachbarn jegenüber anbetrifft, d. h. unjere all— 
gemeine auswärtige Politik, ſo wird ſie in der Regierung diejelbe bleiben, 
die fie in der Oppofition war. Sie wird gegen jedes feindjelige Vorgehen 
jein, und fie wird durchdrungen jein von dem Wunfche, mit allen Nationen 
auf beftem Fuße zu ftehen und mit ihnen gemeinjam an dem Werfe der 
Bivilifation zu arbeiten. — In dem bejtehenden Freihandelsſyſtem, durch 
das England vor Handeläfriegen bewahrt werde, finde er eine mächtige 
Stüße für dieſe Politik. Gladſtone Habe durch die Beilegung des Ulabama- 
ftreited durch ein Schiedsgericht ein unſchätzbares Beijpiel gegeben. „Sch 
freue mich, daß jeit jener Zeit das Schiedsgerichtsprinzip große Fortichritte 
gemacht hat und daß es heute nicht länger mehr ald Schwäche auägeient 
wird, wenn irgend eine der Großmächte der Welt Streitfragen ... einem 
höheren Tribunal unterbreitet.” 


VI 
Frankreich. 


8. Januar. (Paris.) An Stelle Syvetons (vgl. 1904 ©. 251) 
wird der nationaliftiiche Admiral Bienaime gewählt. Da er ein 
Gegner Pelletans ift, gilt die Wahl als eine jchwere Niederlage 
der Regierung. 


9. Januar. (Bari?) Die Kommiffion zur Unterfuchung 
der Hullfrage (1904 ©. 232) Efonftituiert fi) und wählt Admiral 
Fournier zum PBräfidenten. 

10. Januar. Die Kammer wählt an Stelle des Regierungs- 
fandidaten Briſſon den Kandidaten der Oppofition Doumer mit 
265 gegen 240 Stimmen zum Präfidenten. Die Oppofition er- 
wartet daher den baldigen Sturz des Kabinetts. 


14. Januar. (Kammer.) Yn einer Beiprechung der all- 
gemeinen Politit wird die Regierung wegen der Angeberei im Heere 
beftig angegriffen. Eine Tageordnung zu ihren Gunjten wird mit 
289 gegen 279 Stimmen angenommen. Wegen Mae geringen 
Mehrheit tritt das Kabinett zurüd. 


24. Januar. Folgendes Kabinett wird gebildet. 

Rouvier Borfig und Finanzen, Chaumié Juſtiz, Delcafie Aeußeres, 
Etienne Inneres, Berteaux Krieg, Thomjon Marine, Elementel Kolonien, 
Gauthier Deffentliche Arbeiten, Bienvenu-Martin Unterricht, Dubief Handel, 
Ruau Aderbau. 


27. Januar. (Kammer) Minifterpräfident Rouvier legt 
fein Programm vor. 


In der Erflärung heißt es: Das Minifterium ftellt ſich eine dop— 
pelte Aufgabe, nämlich: die Gemüter zu. beruhigen und Eintracht unter 
den Republifanern zu ſchaffen, und zweitens, jo jchnell wie möglich die 
Reformen ar, deren dringende Notwendigkeit die Kammer mit 
impofanter Mehrheit proflamiert hat. Zunächſt muß jede Zweideutigkeit 
bejeitigt werden. Die Regierung beflagt und mißbilligt auf das energijchite 
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die von der Kammer verurteilten unzuläffigen Vorgänge und ift feit ent- 
ichlofjen, den zur Führung der Regierung benötigten Beiftand nur bei den 
gejeglichen Organen zu fuchen, unter Ausſchluß jeder außerhalb ftehenden 
Organifation, welche es auch fein möge. Das neue Minifterium wird fich 
nicht dazu hergeben, den heftigen Forderungen nachzugeben, welche die 
Gegner der Republik bei ihrem Feldzuge gegen dieje Stellen, ohne fich 
darum zu kümmern, ob fie möglicherweife die nationale Verteidigungs- 
armee in Gefahr bringen und dabei Frankreich jelbft treffen. Die Negie- 
rung richtet deshalb an das Parlament und das ganze Land die Bitte, 
fih ihr anzufchliegen, um im vaterländifchen Anterefje die Erinnerung an 
unjere Zwijtigfeiten zu verwiſchen. Denn die Regierung ift feſt entſchloſſen, 
fih nicht von der Arbeit abwendig machen zu lajfen, die vollbracht werden 
muß, wenn man nicht an da3 Ende der Legislaturperiode gelangen will, 
ohne dem Lande eine einzige der verfprochenen Reformen gegeben zu haben. 
Die Regierung hofft, daß danf dem Einvernehmen der beiden Häufer des 
Parlaments die Militärreform, die nur die einheitliche Armee ftärfer machen 
fol, demnächft genehmigt werden wird. Um die Verwirklichung der Be- 
ichleunigung derjenigen Reformen, denen die Kammer bereit3 durch ihre 
Abftimmung bei der legten Interpellation zugeftimmt Hat, handelte es ſich: 
die Unterftügung der Greife und der Unheilbarfranfen, die Aufhebung des 
Geſetzes Fallour, die Einfommenfteuer, die Trennung von Staat und Kirche, 
die Alteröverfiherung. So wird die Regierung die Arbeit an diefen Re— 
formen bei dem Punkte fortjegen, bis zu dem die vorige Regierung mit 
den parlamentarishen Kommiſſionen fie geführt Hatte. Die Regierung 
wird alle ihre Kräfte dafür einjegen, daß dieſe Arbeit zu einem glüdlichen 
Ende geführt werde. In den auswärtigen Beziehungen wird das Kabinett 
die Politik fortfegen, die dank der Unterftügung des Parlaments und der 
offenfundigen Zuftimmung der Nation durch die tätige Benugung unjerer 
Allianz und die Verwirklichung diefer nüglichen Abmachungen unjere Gtel- 
lung in der Welt befeftigt wird. — Magniandé (Soz.) glaubt nicht, daß 
der Minifterpräfident Rouvier das Land befriedigen werde. Leroy (rad.) 
fragt den Unterrichtminifter Bienvenu Martin, welches feine Abfichten 
bezüglich der Trennung von Staat und Kirche jeien. Redner fragt meiter, 
ob die Regierung die Trennung von Staat und Kirche an die Spike ihres 
Programms ftellen wolle. Minifterpräfident Roupier: Er wünſche mit 
einer Mehrheit der Linken zu regieren. Das Kabinett wolle die Trennung 
von Staat und Kirche unter Achtung der Gewifjensfreiheit durchführen. 
(Beifall im Zentrum.) 


10. Februar. (Kammer.) Kirchenpolitif. Vertrauensvotum. 
Arbeiterpenfion. 


Abg. Morlot (rad.) fragt, was aus den Diözejen, die augenblicklich 
vafant jeien, werden ſolle. Der Regierung ftänden zwei Löfungen zu Ge- 
bote, entweder die ftrifte Anwendung des Konkordats oder die Kündigung 
desjelben. Er jei für die letztere Löſung. Die bloße Einbringung der 
Borlage betreffend die Entjtaatlihung der Kirche ſei noch feine ausreichende 
Antwort auf das provozierende Verhalten des Batifand; die Regierung 
müffe vielmehr erklären, daß fie feſt entfchloffen jei, die Trennung der 
Kirhe vom Staat durchzuführen. Sie werde bei der Verfolgung diejes 
Zieles ſtets die republifanifche Mehrheit des Landes Hinter fich Haben. 
Abg. Gauthier de Clagny (Nat.): Der Geſetzentwurf fei lediglich ein 
Ableitungsmittel und werde in der gegenwärtigen Legislaturperiode nicht 
mehr zur Verabjchiedung fommen. Er empfehle dagegen, die Arbeiter- 
penfionsfrage zu erledigen. Kultusminifter Bienvenu-Martin: Die zur 
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Beit vakanten Diözefen würden vafant bleiben. Die Diözefe Dijon be- 
trachte die Regierung als nicht vafant. Das einzige Mittel zur Beendi- 
gung der anormalen Lage fei die Entftaatlihung der Kirche. Die Regie- 
rung, die die Vorlage eingebracht habe, werde auch dafür Sorge tragen, 
daß fie jo jchnell wie möglich zur Erledigung komme. Wir wollen nie- 
mand täufchen und wir werden jpäter auch daS Arbeiterpenfionsgejeß zur 
Verabſchiedung bringen. 

Die Kammer genehmigt mit 338 gegen 185 Stimmen die von 
Rouvier gebilligte Tagesordnung Sarrien, welche bejagt, daß angejichts 
. des Vatikans die Regierung die Vorlage über die Trennung 
von Kirche und Staat zur Verabſchiedung bringen müffe, und zwar nad) 
der Botierung des Budgets und der Militärvorlage. 

Ref Pe republikaniſche Preffe triumphiert, daß der Blod wieder her- 
geftellt jei. 


16. Februar. (Senat.) Abſchluß der Beratungen über die 


Mebrvorlage. 


Der Senat erhöht die von der Kammer auf 15 Tage beftimmte 
Uebungszeit der Reſerve auf 28 Tage, für die Landwehr ſetzt er 13 Tage 
feft, während die Kammer die Landwehr übungsfrei lafjen will. — Der 
Entwurf geht an die Kammer zurüd. 


22. Sebruar. (Kammer) Marineetat. Bauplan. 

Marineminifter Thomfon: Die Hauptfrage ſei das neue Flotten- 
bauprogramm. Im Jahre 1898 habe die deutjche Flotte nur 25 Prozent 
der frangöfiichen betragen. Im Jahre 1908 werde fie jchon drei Viertel 
der franzöfishen ausmachen und im Jahre 1917 fie an Stärke jogar über- 
treffen, wenn Frankreich bis dahin nicht 24 große Kriegsichiffe gebaut Habe, 
wie e3 in dem neuen Flottenprogramm vorgejehen jei. Das Programm 
von 1900 ſei nahezu erledigt. Das neue Flottenprogramm könne aus- 
geführt werden, ohne auf das außerordentliche Budget zurüdzugreifen. 
Die Ausgaben für die Neubauten feien auf 12 Millionen für dad Jahr 
1905 feftgefegt. In Indochina müßten zwei Ylottenftationen errichtet 
werden. — Am 24. wird dad Marinebudget angenommen. 

25. Februar. (Paris) Die Hulllommiffion Fällt ihr Urteil 
und ſchließt ihre Sitzungen. 

Der Bericht ftellt feit, daß die durch den Maſchinenſchaden ent- 
ftandene Verzögerung der Fahrt der „Kamtſchatka“ vielleicht eine Mit- 
urjache der folgenden Ereigniffe war. Der Kommandant der „Kamtſchatka“ 
meldete am 21. Dftober abends, er ſei allfeitig von Torpedobooten an— 
gegriffen, dadurch konnte Rojchdeftwensfi zu der Annahme kommen, er 
würde ebenfall3 angegriffen. In dem Befehl Roſchdeſtwenskis, die Wach— 
ſamkeit zu verdoppeln und ſich auf einen Torpedobootsangriff gefaßt zu 
machen, Seht die Kommiſſion nichts Mebertriebenes in den Kriegszeiten und 
unter den Umftänden, die Roſchdeſtwenski für fehr beunruhigend zu Halten 
alfe Urſache hatte, da er die ihm zugegangenen Nachrichten der ruffischen 
Agenten nicht nachprüfen konnte. Der Bericht jchildert weiter den Zu— 
jammenftoß de3 Geſchwaders mit den Filcherbooten und ftellt feſt, die 
Fiſcherboote führten die vorjchriftsmäßigen Lichter und lagen dem Fiſch— 
fange regelreht und mit den üblichen Raketen ob. Das grüne Licht, 
welches das Panzerichiff „Suworoff“ argwöhniſch machte, war das Dienit- 
fignal der Fiſcherboote. „Sumoroff“ bemerkte danach rechts ein verbäd)- 
tiges Schiff, das fein Licht Hatte und auf ihn zuzufahren jchien. Er glaubte, 
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al3 er jeinen Scheinwerfer Hinlenkte, ein ſchnellfahrendes Torpedoboot zu 
erfennen. Infolge dieſes Anjcheins Tieß Roſchdeſtwenskis auf das un— 
befannte Schiff das Feuer eröffnen. Die Mehrheit der Kommifjare jpricht 
ſich daher 5 aus, daß Roſchdeſtwenski für dieſe Handlung und für die 
Folgen der Kanonade verantwortlich iſt. Gleich nach der Eröffnung des 
Feuers bemerkte das Panzerſchiff „Suworoff“ vor ſeinem Bug ein kleines 
Fahrzeug, welches er als ein Fiſcherboot erkannte. Sogleich befahl Roſch— 
deſtwenski dem Geſchwader, nicht auf Fiſcherboote zu ſchießen. Gleichzeitig 
gab „Sumworoff“ von Badbord Feuer auf ein anderes Schiff, das ver- 
dächtig erfchien, jo daß von zwei Seiten gefeuert wurde. Das Admirals— 
ihiff gab mit Hilfe von Scheinmwerfern die Ziele an. Da jedoch jedes 
Schiff feinen eigenen Scheinwerfer Hatte, um fich gegen Ueberraſchungen 
zu fichern, konnte leicht eine Verwirrung entftehen. Das Schießen dauerte 
10 bi3 12 Minuten und richtete auf den Filcherbooten großen Schaden an. 
Undererfeit3 wurde auch der Kreuzer „Aurora“ von mehreren Gejchoffen 
getroffen. Die Mehrheit der Kommifjionsmitglieder ftellte feit, daß es an 
— Anhalten fehlt, um erſehen zu können, auf welches Ziel von den 
chiffen geſchoſſen wurde. Einſtimmig aber wurde von den Kommiſſions— 
mitgliedern anerkannt, daß die Fiſcherboote feinerlei feindliche Handlungen 
begangen haben und daß, da die Mehrzahl der Mitglieder der Anficht ift, 
daß weder unter den Filcherbooten, noch in deren Umgegend fich irgend 
ein Torpedoboot befand, die Eröffnung des Feuers Roſchdeſtwenskis nicht 
zu rechtfertigen war. Die ruſſiſche Kommiſſion glaubte fich diejer Anficht 
nicht anjchliegen zu können und gab der Ueberzeugung Ausdrud, daß 
erade die verdächtigen Schiffe, die fi dem Gejchwader in feindlicher Ab— 
6 näherten, den Anlaß gegeben haben, daß das Feuer eröffnet wurde. 
Die auf der „Aurora“ eingejchlagenen Gejchoffe könnten zu der Annahme 
führen, daß dieſer Kreuzer der erfte war, der das Feuer veranlaßte und 
auf fich z0g. Die Kommifjare ftellten feſt, daß es ihmen in diefer Richtung 
an wichtigen Aufflärungen fehlt, die ihnen geftatten würden, die Gründe 
zu erfennen, aus denen das Feuer von den Badborden fortgejegt wurde. 
Die Dauer des Feuerns dom Steuerbord war nad) Anficht der Mehrheit 
der Kommijjiongmitglieder länger als es nötig war. Ueber die Fortjegung 
des Schießens von der Badbordfeite fehlt eine genügende Aufklärung. Die 
Kommiſſion erfennt einftimmig an, daß Roſchdeſtwenski durchaus alles 
Mögliche getan Hat, um ein Schießen auf als ſolche erfannte Filcherboote 
zu verhindern. Die Kommiſſion erfennt ferner einftimmig an, daß bei 
dem Schlufje des Feuers genügend Ungemißheit über die für das Geſchwader 
beftehende Gefahr bejtand, um die Weiterfahrt zu rechtfertigen. Die Mehr- 
F— bedauert aber, daß Roſchdeſtwenski bei dem Paſſieren des Aermel— 
anals nicht die Seebehörden auf die hilfebedürftigen Fiſcherboote auf— 
merkſam gemacht hat. Der Bericht ſchließt: Die ausgeſprochenen Anſichten 
können der militäriſchen Tüchtigkeit und Menſchlichkeit Roſchdeſtwenskis 
und deſſen Perſonals keinerlei Abbruch tun. 


28. Februar. (Kammer.) Vergleich zwiſchen der deutſchen 
und franzöſiſchen Heeresſtärke. 


In der Generaldebatte über den Militäretat erklärt Abg. Angag— 
neur, daß der Gejundheitszuftand im deutjchen Heere befjer ſei ald im 
franzöfiihen. Um den leßteren zu heben, müßten bei der Rekrutierung 
die ſchwächlichen Leute da die Zubereitung und Verteilung der 
Lebensmittel in den Kafernen ftreng überwacht, die Regeln der Hygiene 
in den Kajernen genau beobachtet und Meberanftrengungen der Mann- 
ichaften vermieden werden. Abg. Comte d’Aljace (Rep.) mweift auf die 
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Erhöhung des Effektivbeftandes des deutjchen Heeres hin und jagt, in den 
von Deutichland annektierten Provinzen ftänden drei Armeekorps. Hinter 
diejen drei Armeekorps ftänden mweitere acht oder zehn mit einer ſehr be- 
deutenden Effektivftärke, auf jeiten der Franzoſen dagegen feien die Effektiv— 
beftände beträchtlich geringer. Redner fpricht mit Anerfennung von der 
Tüchtigfeit der franzöfiichen Offiziere und bemerkt dann, ihn erfülle der 
Gedanke mit Sorge, was im Falle einer Kriegserflärung aus den am 
weiteften vorgejchobenen vier Divifionen in Nancy, Toul und Verdun 
werden würde; die Divifionen in Nancy würden ficherlicdy vernichtet oder 
zum Rüdzug gezwungen werden. Die Deutjchen jeien fortgejegt beftrebt, 
die militärischen Verhältniffe aufs äußerfte zu verftärken, es würden neue 
Forts errichtet, jtrategijche Eijenbahnlinien gebaut, die Effeftivbeftände jeien 
bei den Deutjchen immer vollzählig, während im franzöfiichen Heere, wie 
die amtlichen Berichte zeigten, die Effektivbeftände der Kompanien nr 
ih von 175 auf 140 und 130, im Juni 1904 auf 90 Mann Hera 

gegangen ſeien. Es wäre finnlos, einer Nation an Truppenzahl gleich- 
fommen zu wollen, die 20 Millionen Einwohner mehr hat als Frankreich, 
aber für die ausreichende Stärke der Truppen zur Dedung der Grenze 
müſſe gejorgt werden, denn da handle e3 fich um die Sicherheit des Landes. 

16.117. März. (Kammer.) Beratung und Annahme des 
Wehrgeſetzes. Zweijährige Dienjtzeit. Präfenzitärke. 

Kriegsminifter Berteaug plädiert für Annahme des Geſetzes in der 
Senatsfafjung. Abg. de Montebello (Rep.) fordert die Vertagung der 
Beratung, bis der Oberfte Kriegsrat ſich gutachtlich Habe äußern können. 
Er befürdte, daß das Gejeg Frankreich Deutjchland gegenüber in hohem 
Make ſchwächen werde. Seines Erachtens würden die franzöſiſchen Dedungs- 
truppen nicht jtarf genug fein, um Hinter ihnen die Mobilifation durch- 
führen zu können. Kriegsminifter Berteaur: Die Angaben des Vor— 
rednerd über die Dedungstruppen jeien ganz ungenau und würden durch 
die Tatjache widerlegt, daß Frankreich ebenjoviele Regimenter an der 
Grenze habe wie Deutjchland, und daß dieje Regimenter denjelben Effeftiv- 
beftand hätten wie die deutjchen. Der Vorredner möchte die Souveränität 
des Parlaments der militärischen Macht unterordnen. 

Am 17. wird das Geſetz mit 519 gegen 32 Stimmen angenommen. 

Der Ausfall des dritten Jahrganges bedeutet eine Verminderung 
um 110000 Mann. Dadurch, da die bisherigen Einjährigen (dispenses) 
in Zufunft zwei Jahre dienen, entftcht ein Mehr von 66000 Mann. Der 
Ausfall wird jomit auf rund 50000 Mann eingefchränft. Dieſer wird 
gededt durch: 1. Erhöhung der Zahl der Kapitulantenunteroffiziere um 
2750, der Kapitulantengefreiten um 18500, der Kapitulantengemeinen um 
6000; 2. zweijährige Dienftzeit der franzöfiichen Koloniften in Wlgerien 
und Tunejien: 5000 Mann; 3. Dienftpflicht der bisher befreiten, im Aus— 
land lebenden Franzojen: 600 Mann; 4. Dienftpfliht in den vier alten 
Kolonien: 1000 Mann; 5. Einftellung Mindertaugliher vom Service 
auxiliaire: jährlih 8000—16000 Mann. Zuſammen 49850 Mann. 


21. März. Die Kammer beginnt die Beratung des Gejeh- 
entwurf3 über Trennung von Staat und Kirche. 


Der Entwurf beginnt („Sranffurter Zeitung”): Die Republif an- 
erfennt weder noch bejoldet und unterftüßt irgend einen Kult. ———— 
deſſen werden vom 1. Januar an, der auf die Verkündung dieſes Ge— 
ſetzes folgt, Staats-Departements- und Gemeindebudgets, die ſich auf die 
Unterhaltung der Kulte beziehen, unterdrückt. Nachſtehend folgen die 
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einfhneidenditen Beitimmungen de3 Geiegentwurfes in ihrem Wortlaute 
(nad) der Uebertragung der „Frankfurter Zeitung“): Art.3. Die Etablifje- 
ments, deren Aufhebung im Art. 2 ausgeiprocdhen ift, jegen ihre Funktion 
in Gemäßheit ihrer bisherigen Befugniffe fort, bis ihre Güter an die im 
vierten Zeil vorgejehenen Vereine übergegangen jind, jpäteftens aber bis 
zum Ablauf der im folgenden angegebenen Friſt. Art. 4. Jm Laufe eines 
Jahres von der Berfündigung des gegenwärtigen Gejege3 an werden Die 
beweglichen und unbeweglichen Güter, die den Kirchenverwaltungen, Pres- 
byterialräten, Konfiftorien und anderen öffentlihen Etablifjement3 des 
Kultus gehören, mit allen Laften und Berpflichtungen durch die gejeglichen 
Bertreter dieſer Etablifjements an die Vereine übergeben, die ſich in den 
alten Bezirfen der erwähnten Etablifjements zur Ausübung de3 Kultus 
in geſetzlicher Weije gebildet haben. Diejenigen Güter, die dem GStaate 
gehören und nicht einen frommen Gtiftungszwed haben, fehren in das 
Eigentum des Staates zurüd. Falls e3 an einem Vereine fehlt, der 
geeignet ift, die Güter eines firchlichen Etablifjement3 zu übernehmen, 
fönnen diejenigen Güter, die nicht mit einem frommen Stiftungsziwed be— 
laftet find, von der Gemeinde, in der das Etablifjement jeinen Sig hat, 
in Anſpruch genommen werden, unter der Bedingung, daß fie Werfen des 
Beiftandes und der Fürjorge gewidmet werden. Art.5. Die beweglichen und 
unbeweglichen Güter, die einen mildtätigen oder irgend einen anderen Zweck 
haben, der dem Kultus fremd iſt, werden durch die gejeglichen Vertreter 
der kirchlichen Etablifjements den öffentlichen Dienftzweigen oder Anftalten 
von Öffentlicher Nützlichkeit überwiejen, deren Beftimmung dem GStiftungs- 
zwede der Güter entſpricht. Art.6. Wenn ein kirchliches Etablifjement 
ın der Frift, die durch den erjten Abjat des — Artikels beſtimmt 
iſt, die vorgeſchriebenen Zuteilungen nicht ausgeführt hat, oder in dem 
Falle, daß die Güter, entweder vom Urſprung an oder für die Folge, 
von mehreren Vereinen beanſprucht werden, die ſich in geſetzlicher Weiſe 
für die Ausübung desſelben Kultus gebildet haben, dann erfolgt die Zuteilung 
durch das Zivilgericht, das für das Etabliſſement zuſtändig iſt. Auf Ver— 
langen der Beteiligten oder der Staatsbehörde können die zu verteilenden 
Güter durch Entſcheidung des Präſidenten dieſes Gerichts bis zu ihrer Zu— 
teilung unter Sequeſter geſtellt werden. Art.9. Die Kultusdiener, die 
ein vom Staat, den Departements oder den Gemeinden bejoldetes Amt 
fünfundzwanzig Jahre lang beffeidet haben, von denen wenigitens zwanzig 
Jahre im Staatsdienft zugebracht jein müfjen, erhalten auf Lebenszeit eine 
jährliche Penſion, die der Hälfte ihres Gehaltes gleihfommt; jedoch darf 
dieſe Penjion nicht unter 400 und nicht über 1200 Franken betragen. 
Die Departementd und die Gemeinden fönnen unter den gleichen Be— 
dingungen, wie der Staat den Kultusdienern, die gegenwärtig von ihnen 
befoldet werden, Penfionen oder Entihädigungen auf gleicher Grundlage 
und für die gleiche Dauer bemwilligen. Art. 10. Die aus der Zeit vor dem 
Konkordat ftammenden Gebäude, die der Ausübung des Kultus oder der 
Unterbringung der Kultusbeamten dienen, aljo Kathedralen, Kirchen, 
Kapellen, Tempel, Synagogen, erzbiihöfliche Paläfte, Pfarrhäujer, Semi- 
narien, ferner die dazu gehörigen Grundftüde, ſowie die Mobilareinrichtung, 
die fi) in den Gebäuden befand zu der Zeit, als fie zur Verfügung des 
Kultus geftellt wurden, find und bleiben Eigentum des Staates, der 
Departements und der Gemeinden; fie müfjen aber zwei Jahre lang, von der 
Verkündigung des Geſetzes an, den kirchlichen Anftalten oder Vereinen, 
die fich zur Ausübung des Kultus in den Bezirken der aufgehobenen kirch— 
lichen Etablifjements gebildet haben, unentgeltlich zur Benugung überlaſſen 
werden. Staat, Departements und Gemeinden haben die gleiche Ver— 
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pflichtung bezüglich derjenigen Gebäude, die aus der Zeit nach dem Ab- 
ichluß des Konkordates ftammen und deren Eigentümer fie find, einjchließ- 
lich der proteftantifch-theologijchen Fakultäten. Art. 11. Nach Ablauf der 
genannten Friſt müfjen Staat, Departement? und Gemeinden zuftimmen, 
daß auf die jeweilige Dauer von nicht mehr wie fünf Jahren die Pfarr- 
häuſer und auf die Dauer von nicht mehr wie zehn Jahren die Kathe— 
dralen, Kirchen, Kapellen, Tempel und Synagogen nebjt deren Mobiliar- 
einrichtung an die Hultusvereine vermietet werden. Der Mietprei3 darf 
nicht größer jein als zehn Prozent des jährlichen Durchſchnittes der Ein- 
nahmen de3 aufgelöften Etablifements, berechnet nad) den Ergebnifien der 
legten fünf Jahre vor Erlaß dieſes Gejeges, unter Abzug der Einnahmen, 
die durch das Geje vom 28. Dezember 1904 unterdrüdt worden find. 
Die Koften der Unterhaltung, der Reparaturen und der BVerficherung des 
gemieteten Gebäudes jind zu Laften der Etablifjements oder der Vereine. 
Art. 12. Nach Ablauf der vorgejehenen zwölf Jahre haben Staat, Departe- 
ment3 und Gemeinden die freie Verfügung über die ihnen gehörenden 
beweglichen und unbeweglichen Güter, — zur Vermietung wie zum 
Verkauf. Dasſelbe gilt, nach Ablauf der Friſt des unentgeltlichen Genuſſes, 
für alle Güter, deren Vermietung an die Kultusvereine nicht obligatoriſch 
iſt oder innerhalb eines Jahres nach Verkündigung dieſes Geſetzes nicht 
ausgeführt wurde. Art. 16. Die Vereine, die ſich zum Zwecke der Aus— 
übung und Unterhaltung eines Kultus bilden, müſſen ſich nach den Ar— 
tifeln 5 und folgenden des Geſetzes vom 1. Juli 1901 richten; fie find 
außerdem den anderen Borjchriften des genannten Geſetzes untertworfen, unter 
Vorbehalt der nachjtehenden Beitimmungen. Art. 17. Die Vereine müfjen 
aus mindeſtens jieben volljährigen Perſonen beftehen, die in dem Kirchen— 
bezirfe ihren Wohnfig haben, und fie müſſen zu ihrem Zwecke ausschließlich 
die Ausübung eines Kultus haben. Sie können außer den Vereinsbeiträgen, 
die im Art. 6 des Geſetzes vom 1. Juli 1901 vorgejehen find, noch das Er- 
gebnis von Sammlungen für die Koſten des Kultus einziehen, ſowie Ge— 
bühren erheben für die Zeremonien und gottesdienftlichen Handlungen, auch 
ftiftungsmweije, ferner für die Vermietung von Bänfen und Stühlen jowie 
für die Ueberlafjung von Gegenftänden, die für den Dienft der Leichen- 
begängnifje in den NReligionsgebäuden und für die Ausihmüdung der 
legteren beftimmt find. Die Vereine können, ohne dafür Steuern bezahlen 
zu müffen, den Ueberſchuß ihrer Einnahmen an andere Vereine abgeben, 
die dem gleichen Zwecke dienen. Subventionen vom Staate, von den 
Departements oder den Gemeinden können fie nicht erhalten, unter welcher 
Form e3 auch immer fei. Diejenigen Summen, welche Staat, Departe- 
ment3 oder Gemeinden für die großen Reparaturen der an die Bereine 
vermietenden Kultusgebäude ausgeben wollen, werden nicht als Subven— 
tionen betrachtet. Art. 18. Die Hultusvereine können in den Formen, die 
durch Art. 7 des Dekrets vom 10. Auguft 1901 beftimmt find, Verbände 
bilden, die eine einheitliche Verwaltung oder Leitung haben; dieje Verbände 
unterliegen den Bejtimmungen der Art. 12 und 13 dieſes Geſetzes. Art. 19. 
Die Vereine und dieje Verbände müffen über ihre Einnahmen und Ausgaben 
Bud führen; fie müfjen jedes Jahr eine Rechnung für das abgelaufene 
Se jowie ein Inventar ihrer beweglichen und und unbeweglichen Güter 
aufitellen.. Die finanzielle Kontrolle über die Vereine wird durch die 
Steuerverwaltung, die Kontrolle über die Verbände durd den Rechnungs- 
hof ausgeübt. Art. 20. Die Vereine und Verbände können ihre verfüg- 
baren Hilfsmittel zur Errichtung eines Rejevefonds verwenden, deſſen Höchjit- 
betrag jedoch den jährlichen Durchſchnitt der Summen, die während der 
legten fünf Rechnungsjahre für die Koften und die Unterhaltung des Kultus 
Europäifcher Geichichtäfalender. XLVI. 14 


210 Frankreig. (März 21.) 


auögegeben worden find, nicht überfteigen darf. Art. 21. Borfigende oder 
Leiter von Vereinen oder Verbänden, die ſich gegen die Art. 16,17, 18, 19 
und 20 verfehlen, werden mit einer Geldbuße von 16 bis 100 Franken und 
mit Gefängnis von ſechs Tagen bis zu drei Monaten oder mit einer diejer 
zwei Strafen belegt. Im Falle der Zumiderhandlung gegen den erjten 
Abjag des Art. 20 können die Gerichte verfügen, dab der Berein oder der 
Verband den durch die Finanzkontrolle feftgeftellten Mehrbetrag an den 
Staat abliefern muß. Die Gerichte können außerdem in allen Fällen, auf 
die der erjte Abſatz diejes Artikels anwendbar ift, die Auflöjung des Bereins 
oder des Verbandes verfügen. Art. 22. Die beweglichen und die unbeiweg- 
lihen Güter, die Eigentum der Vereine oder der Berbände find, unterliegen 
denjelben Steuern wie das Privateigentum. Art. 23. Die Berfammlungen 
zur Feier eines Kultus, die in einem der den Sultusvereinen zur Ber- 
fügung geftellten Lokale abgehalten werden, find öffentlih. Sie find den 
Beftimmungen des Art. 8 des Geſetzes vom 30. Juni 1881 nidt unter- 
tworfen, unterftehen aber der Ueberwadhung durch die Behörden im Intereſſe 
der öffentlichen Ordnung. Sie fönnen nur ftattfinden nad Abgabe einer 
Erklärung, die den Formen des Art. 2 des genannten Gejeges entiprechen 
muß und das Lokal angibt, in weldhem die Berjammlungen abgehalten 
werden. Art. 24. Es ijt verboten, in den Zofalen, die für gewöhnlich der 
Ausübung des Kultus dienen, politiiche Berfammlungen zu Halten. Art. 25. 
Die Zeremonien, Prozeffionen und andere äußerlihen Kundgebungen eines 
Kultus dürfen nicht auf Öffentlichen Straßen und Plägen jtattfinden. Die 
Reichenbegängnifje werden durch Gemeindeverordnung auf Grund des Ge- 
jeßes vom 15. November 1887 geregelt. Ueber das Glodengeläute wird 
ebenfall3 durch Gemeindeverordnung verfügt. Art. 26. E3 ift in Zukunft 
unterjagt, auf öffentlihen Denkmälern oder an irgend einem Ort, welcher 
e3 auch ift, religiöje Abzeichen oder Bilder anzubringen, mit Ausnahme 
der Gebäude, die dem Kultus dienen, jowie der privaten Begräbnispläße, 
der Mufeen und Ausftellungen. Art. 27. Zumiderhandlungen gegen dieſe 
Beitimmungen werden mit einfachen Polizeiftrafen belegt. Den gleichen 
Strafen unterliegen in den Fällen der Artikel 18, 19 und 20 diejenigen, 
die eine Verfammlung oder Kundgebung veranstaltet haben, ferner die— 
jenigen, die als Kultusdiener daran teilgenommen haben, jomwie in dem 
Falle der Art. 18 und 19 Diejenigen, die das Lofal hergegeben Haben. 
Art. 28. Mit einer Geldbuße von 16 bis 200 Franken und mit Gefängnis 
von ſechs Tagen bis zu zwei Monaten, oder mit einer diejer beiden Strafen 
und Diejenigen zu bejtrafen, die entweder durch Tätlichfeiten, Gewalt- 
anwendung oder Drohungen oder dadurch, daß fie Furcht vor Verluft des 
Amtes oder für Schaden für fich, ihre Familie oder ein Vermögen erregen, 
jemand dazu bejtimmen, einem Kultus beizumwohnen oder fi) von ihm 
fernzuhalten, zu den Koften eines Kultus beizutragen oder fich deſſen zu 
enthalten. Art. 29. Denjelben Strafen unterliegen Diejenigen, welche die 
Ausübung eines Kultus durch Störung oder Unordnung in dem Lokale 
jelbft, das dem Kultus dient, verhindert, verzögert ober unterbrochen haben. 
Urt. 31. Jeder Kultusbeamte, der in einem Yofale, das für den Kultus 
beftimmt tft, durch gehaltene Reden, vorgelefene Schriftftüde, verteilte Drud- 
ihriften oder angejchlagene Zettel einen Virger, ber einen öffentlichen 
Dienft verfieht, beleidigt oder verleumdet hat, wird mit einer Geldbuße 
von 500 bis 2000 Franken und mit Gefängnis von einem Monat bis zu 
einem Fahre oder mit einer diefer beiden Strafen belegt. Art. 32. Wenn 
eine in einem Kultusgebäude gehaltene Rede, ein angejchlagenes oder öffent« 
lich verteiltes Schriftitüd eine direkte Aufforderung zum Widerftand gegen 
die Geſetze oder die gejeglichen Anordnungen der Behörde enthält oder 
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einen Zeil der Bürger gegen den anderen aufzureizen oder zu bewaffnen 
ſucht, jo wird der Kultusbeamte, der ſich dejjen jchuldig macht, mit Gefäng- 
nis von drei Monaten bis zu zwei Jahren beitraft, vorbehaltlich der 
Strafe für die Mitjchuld in dem Falle, daß die Aufreizung einen Aufruhr, 
Aufftand oder Bürgerkrieg zur Folge gehabt hat. Art. 33. In dem Falle 
der Berurteilungen durch das Polizei» oder das Strafgericht in Anmwen- 
dung der Art. 18, 19, 26 und 27 iſt der Kultusverein, in deſſen Lofal 
die Gejeßesverlegung begangen worden ift, jowie feine Leiter und Verwalter 
zivilrechtlicy und folidarisch haftbar. Wenn dem Verein das Gebäude durd) 
den Staat, die Departement3 oder die Gemeinden auf Grund des gegen- 
mwärtigen Gejeges vermietet worden ift, kann der Vermieter die Aufhebung 
des Mietöverhältnifjes verlangen. Art. 36. Ein PVerwaltungsreglement, 
da3 in ben drei Monaten, weldye der Verkündigung des gegenwärtigen 
Geſetzes folgen, zu erlafjen ift, wird die Maßregen treffen, die geignet find, 
die Ausführung des Gejeges zu fichern. 

30. März. Der Senat bejchließt mit 232 gegen 31 Stimmen 
nach einer Beiprechung der Delationsfrage in der Armee, „daß der 
Kriegaminifter bei Beförderung der Offiziere gleichzeitig von der 
Befähigung für ihren Beruf und von ihrer Ergebenheit gegenüber 
der Republik fich leiten laſſen werde“. 

3. März. (Senat) Auf eine Snterpellation über die 
maroffanijche Frage erwidert Minijter des Auswärtigen Delcafje: 


Er könne fich darauf bejchränfen, die Tatſachen in die Erinnerung 
zurüdzurufen, denn das Vorgehen Frankreichs vollziehe fi) genau unter 
den auf der Tribüne der beiden Kammern angegebenen Bedingungen, habe 
denjelben Charafter behalten und verfolge immer noch dasjelbe Ziel. Die völlige 
Schwädhung der marokkaniſchen Regierung und die erwachjende Anarchie 
und Unficherheit, die das Ergebni davon mwaren, waren für jedermann 
nachteilig, befonders für Franfreih. Der Minifter fährt fort: Wir em- 
pfanden in Algerien die Folgen der Unruhe hart, die unaufhörlich das 
moroffanijche Gebiet verheerten. Wir hatten ein doppeltes Anrecht, für 
die unerträglich gewordene Lage Abhilfe zu ſchaffen. Aber ganz bejonders 
war und daran gelegen, jedem Mißverſtändnis hinſichtlich unferer Abfichten 
vorzubeugen und jedem begründeten Anlaß zur VBerdächtigung. Wenn 
einerjeit3 zahlreihe Nationen in Marokko Handelsinterefjen Haben, die 
unbeftreitbar Anfpruc auf die Erlangung jeder Sicherheit erheben können, 
wie fann man andererjeit3 die Mittelmeermächte vergeflen, die, die einen 
aus Sorge um die Aufrechterhaltung des Gleichgewichtes im Mittelmeer, 
die anderen aus Sorgen um ihren Einfluß in Maroffo jelbft, nicht gleich" 
gültig der Aktion zuſchauen fonnten, die fie wohl merkten. Wenn wir 
cinerjeit3 nicht untätig bleiben konnten, dürfen wir andererjeit3 um jo weniger 
vergefien, daß Frankreich — Tatfachen beweifen e3 alle Tage, und die 
Welt gefällt ſich darin, es feftzuftellen — nicht Anjpruch erhebt, jeine 
Intereſſen auf die Richtachtung der Interreſſen anderer zu begründen, 
ſondern im Gegenteil auf die Harmonie ſeiner Intereſſen mit den Inter— 
eſſen der anderen Mächte. Artikel 2 des franzöſiſch-engliſchen Ueberein— 
kommens ftellt genau den Charakter des Vorgehens Frankreich feit, dem 
feine Lage als Grenzmacht die Pflicht auferlegt, über Die Ruhe in Maroffo 
zu wachen und ihm Hilfe zu leiften bei allen abminiftrativen, finanziellen, 
wirtichaftlichen und militäriichen Reformen. Artikel 4 fichert das Prinzip 
der Tsreiheit de3 Handel in Maroffo ebenfo wie in Aegypten, und läßt 
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feine Ungleichheit in der Erhebung der Zölle, in der Feſtſetzung der Steuern 
oder in bezug auf die Transporttarife zu, die für alle gleich fein. Das 
Franzöfifch-panifche Ablommen vom Oktober 1904, durch welches im Aus» 
tausch für die Anerkennung jeiner Lage und jeiner Handelsinterefien durch 
Franfreih Spanien dem franzöfiich-engliichen Abkommen znftimmt, läßt 
Artikel 4 des franzöfiich-engliihen Abfommens unberührt, es beftätigt ihn 
vielmehr. Durch diejen Artikel 4 zerftreuen wir die berechtigten Bejorg- 
nifje der Mächte, welhe mit Marokko Handel treiben und die darum 
Intereſſe an dem Erfolge unferes zivilifatorischen Werkes haben, weil von 
der Entwidlung der Angelegenheiten in Marokko ihre Sicherheit abhängt. 
Der Tert des Ablommens läßt feine Ausnahme zu, was jede Möglichkeit 
eines Mißverſtändniſſes ausſchloß. Man fragt, ob der franzöfiich-englijche 
Bertrag dem Sultan unterbreitet wurde. Gewiß war er ed von der erften 
Stunde an. Dies beweift insbefondere die im Juli dem Sultan bewilligte 
Anleihe, der jeinerjeit3 nur dafür Zolleinnahmen gibt. Vor dem Weber- 
einkommen mit England hatte Franfreih ein Ablommen mit der marof- 
faniihen Regierung abgejchloffen, insbejondere um deren Vorgehen mit 
dem jeinigen in Webereinftimmung zu bringen und um die Unterdrüdung 
der Unruhen an der algerijchen Grenze zu fichern. Dieje Unruhen und 
Einfälle der Maroflaner auf unjer Gebiet und unſeren Handel hätten aus- 
gereicht, und das Recht zu geben, Sondermaßnahmen zu treffen und in 
Maroffo zu intervenieren. Wir haben vollauf unfere Berbindlichkeiten 
gehalten, während die maroffanifche Regierung die ihrigen nicht erfüllen 
fonnte. Wir zogen daraus Nutzen, wie e3 unjer Neht war. Aus Freund- 
ichaft für die maroffanifche Regierung und in richtiger Erfenntni3 unjerer 
Intereſſen, zogen wir es vor, ihr die Gefahren der Lage zu zeigen, die fich 
nur mit Hilfe Frankreichs beſchwören laffen, welches mehr als jede andere 
Macht ein Anterefje Hat zu wifjen, daß Maroffo der Autorität des Sultans 
unterfteht. Meine heutige Sprache ift genau diejelbe wie die, die ich früher 
auf der Tribüne geführt habe. Unjere Sprache in Fez war ebenjo frei- 
mütig, und die maroffanijche Regierung hat bemerkt, daß fie die Not- 
mwendigfeit unjerer Mitwirkung mehrere Male nachgejucht, teil3 mündlich, 
teils jchriftlih. Ich Habe niemal3 daraus ein Hehl gemacht, daß es fich 
um ein großes und delifates Werf handle, daß Zwiſchenfälle kommen 
würden, um e3 zu durchfreuzen; aber iſt das nicht das Verhängnis jeden 
großen Unternehmens? Die maroffanijche Regierung erfennt an, daß wir 
in Fez bei Perjonen auf Widerftand ftoßen, die ein Sntereife daran haben, 
daß der gegenwärtige Zujtand erhalten bleibe oder bei denen, welche noch 
nicht den wirklichen Zwed unjeres Vorgehens erfaßten. Aber dies hinderte 
die marokkaniſche Regierung nicht, und zu bitten, ihr felbft unerläßliche 
Reformen anzugeben und um unfere Borjchläge und Ratichläge nachzu— 
juhen und zu erflären, daß fie fi) danach richten wolle. Das ift die 
Aufgabe, die zurzeit unfere Geſandſchaft erfült. Man weiſt darauf hin, 
daß ſie auf große Schwierigkeiten ftoßen wird. Die größten find nod 
diejenigen, welche ihr von Franfreih fommen könnten. Ich machte 
mir niemal® Jlufionen über den Widerftand, den wir in Fez finden 
fönnen, aber id) jage, daß unjer Entſchluß dadurch nicht geändert werden 
fönnte, weil unjer Intereſſe dem entgegenftellt if. Die marokkaniſche Re- 
gierung wird unjerem Wohlwollen und unferer Macht Glauben jchenken. 
Die vielfältigen Erfahrungen haben fie überzeugt, daß wir feinen Vorwand 
und Grund juchten, das ficher ausgearbeitete und jorgfältig ftudierte Programm 
unſerer maroffanijchen Politik zu erweitern, jo daß fie nicht an unjerem 
feften Willen zweifeln fanı, das Programm zu vermwillihen. Sie ift zu 
der Hoffnung berechtigt, daß im weſtlichen Mittelmeerbeden, wo fich, wie 
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es ſich mehr und mehr herausſtellt, das bejonders fruchtbare Feld für 
unfere Ausdehnung und unjere Tätigfeit befindet, Frankreich dazu gelangen 
wird, fich jeinen Einfluß zu fihern, ohne irgend ein Recht zu beeinträchtigen 
und ohne welche Intereſſen zu verlegen, (Beifall) 

Anfang April. Die Prefie bejpricht lebhaft die Reife des 
Deutichen Kaiſers nach Tanger und die Erklärungen Delcafjes. 
Die radikale und nationaliftifche Preffe verurteilt im allgemeinen 
Delcafjeg Politik fcharf; er Habe Frankreich Deutjchland gegenüber 
bloßgejtellt. — Es wird viel von einer bevorftehenden frangöftich- 
engliichen Alottendemonjtration gejprochen. 

6. April. (Paris.) Der König von England berührt Paris 
auf einer Reife nach der Riviera und hat eine Zufammenkunft 
mit Loubet. 

13. April. Die Sammer genehmigt in der Beratung des 
Kirchengejeßes den Grundjat, daß die Republif feinen Kultus an— 
erkennt und bejoldet mit der Einjchränfung (gegen den Willen der 
Regierung), die Almofenier3 in den Lyzeen und anderen Mittel: 
ichulen, in den Hojpitälern, Greifenafylen und Gefängniffen zu 
bejolden. 

15. April. (Senat) Der Kolonialminifter erklärt über die 
Berteidigungsanftalten in den Kolonien: 

Die Aera der Eolonialen Eroberungen jei zu Ende und Erſparniſſe 
auf militärifchem Gebiete würden möglich werden. Gegenwärtig würden 
nur vier Stüßpunkte gefordert. Man könne jelbjt aus gewiſſen Befigungen, 
die nicht verteidigt werden könnten, die Garnifonen zurüdziehen, andrerjeits 
bleibe aber auch noch viel zu tun für die Verteidigung gewiſſer Kolonien, 
befonders Indochinas. Der franzöfiiche Handel mit den Kolonien bringe 
einen Gewinn von 40 Millionen Francd. 

Mitte April. (Kimoges.) Bei einem Streif der Porzellan- 
arbeiter muß Militär zum Schuß der Gefängnifje aufgeboten wer- 
den, wobei es zu Kämpfen mit Streifenden fommt. 

19. April. (Kammer) Debatte über Marokko. Angriffe 
auf Delcafle. 

Abg. Jaurès (Soz.) tadelt den Minifter des Auswärtigen Delcafig, 
daß er fich nicht mit Deutichland über Maroffo verftändigt habe. Er jolle 
die Jnitiative dazu ergreifen. Minifter Delcafje: Die marokkaniſche Re— 
gierung erflärte am 5. April, fie nehme im Prinzip unſere Vorſchläge an. 
Die Erörterung begann alsbald. Die Verhandlungen jchreiten fort. Unjer 
Vertreter ift befriedigt. Was die Bejorgnifie bezüglich unferer maroffa- 
nischen Politik im Hinblif auf das Ausland betrifft, jo habe ich dem Ver— 
treter Deutjchlands gegenüber die Erklärung abgegeben, wenn meine Aus- 
führungen nicht genügten, jo twäre ich bereit gewejen, jie zu vervollftändigen. 

ch bin bereit, alle Intereſſen zu beruhigen. Der Vorwurf, ich habe 


den Forderungen nad) der Aufflärung nicht immer entjprochen, ift un- 
begründet. 
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Die meiften Blätter bezeichnen die Erklärung als nichtsſagend. 
Delcafis reicht jeine Entlaffung ein, nimmt fie aber wieder zurüd, da das 
Kabinett feine Politik billigt. 

22. April. Die Kammer genehmigt mit 509 gegen 44 Stim— 
men den entjcheidenden Artikel über Trennung von Staat und 
Kirche: 

„Innerhalb eined® Jahres von der Veröffentlichung des gegen- 
wärtigen Gejeged an werden die beweglichen und unbeweglichen Güter der 
bijchöflichen Menſen, der Kirchenfabrifen, Presbyterialräte, Konfiftorien und 
anderen öffentlihen Kultusanftalten mit allen auf ihnen haftenden Laſten 
und Verpflichtungen und mit ihrem bejonderen Beſtimmungszwecke von 
den gejeglichen Vertretern diejer Anftalten den Gemeinjchaften übertragen, 
die fi unter Anpafjung an die Regeln der allgemeinen Organijation des 
Kultus, deffen Ausübung fie zu fichern beabjichtigen, nach den Beftim- 
mungen des Artikel 17 für die Ausübung diejed Kultus in den ehemaligen 
Bezirken der genannten Anftalten gefegmäßig gebildet haben werden.“ 


27. April. (Baris.) Der „Matin“ veröffentlicht einen hef— 
tigen Artikel gegen Deutjchland, dag in Marokko den europäijchen 
Frieden jtören wolle. Da der Artikel für offizids gilt, verurjacht 
er eine Panik an der Börje. Delcafje wird deshalb von den meijten 
Blättern jcharf angegriffen. Die „Agence Havas“ verleugnet den 
Artikel. 

30. April. (Paris.) Der König von England bejucht Paris 
und hat Zufammenfünfte mit Loubet und Delcaffe. 

18.122. Mai. (Lyon) Ein Ausftand der Polizeibeamten 
wegen Ernennung eines unbeliebten Kommandanten führt zu großen 
Unordnungen. Der Streik fcheitert. 

30. Mai—4. Juni. Beſuch de KHönigd von Spanien in 
Pariz. Am 31. wird gegen ihn ein Bombenattentat von einem 
Ipanifchen Anarchiften unternommen, wobei zehn Perſonen verlegt 
werden. 

Anfang Juni. Die Prefje fieht in dem Vorſchlage Marokkos, 
eine Konferenz einzuberufen, einen Sieg Deutjchlands über Frank: 
reih. (Vgl. Afrika.) 

6. Juni. (Bari?) Der Minijter des Auswärtigen Delcafjs 
tritt zurüd, da das Kabinett jeine Marofkopolitif nicht billigt. 
Minifterpräfident Rouvier übernimmt das Auswärtige. 

15. Juni. Der „Temps“ jchreibt über die Beziehungen zwi— 
ſchen Deutjchland, England und Frankreich: 


„Dan hat die Frage aufgeworfen, ob England uns die Regelung 
unjeres Streite3 mit Deutichland erleichtern oder ob e3 im Gegenteil durch 
jeinen Widerjtand oder jeine Objtruftion dieje Regelung erjchiweren werde. 
Auf diefe Frage kann man zweifellos antworten, daß ein Teil der eng» 
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lichen öffentlichen Meinung vielleicht einen baldigen Krieg gewünfcht hätte, 
um Deutichland zur See noch vor jeiner vollen Entwidelung zu jchlagen, 
und daß die Unterftügung feitens Frankreichs in einem ſolchen Kriege für 
England nüglih wäre. Uber wenn England einen jolhen Plan wirklich 
gefaßt hätte, müßte es ſich doc jagen, daß eine große Nation wie Frank— 
reich Herrin ihrer Entichließungen ift und jich nicht in einen Krieg ein— 
lafjen fönnte, um die Gejchäfte einer dritten Macht zu bejorgen. Darüber 
kann es in Frankreich nur eine einzige Anficht geben. Und wenn wir über 
die gütliche Regelung unferer folonialen Schwierigkeiten mit England er- 
freut waren, jo fonnte diejes genau umgrenzte Abkommen uns nicht weiter 
fortreißen, da ja überdies eine englijhe Allianz nad) dem Geftändnis der 
Engländer ſelbſt nicht imftande wäre, uns fontinentale Bürgjchaften zu 
leiften, welche wir anderwärts juchen müßten. UWebrigens ift England in 
feiner Weije berechtigt, uns Verlegenheiten zu bereiten. Das Abkommen 
vom 8. April 1904 iſt ehrlich durchgeführt. E3 ift nicht die Schuld Eng- 
lands, wenn wir bisher daraus feinen Nuben gezogen haben. Man kann 
unmöglich geftatten, daß England uns auf dem ohnehin jchwierigen Wege 
zu einer friedlichen Regelung der maroffanijchen Angelegenheit noch Hinder- 
niſſe auftürmen will.“ 

Sn vielen Blättern wird die Bejorgnid vor einem Kriege mit 
Deutichland Marokkos wegen ausgejprocden. 


16. Juni. Unterftaatsfefretär Merlou übernimmt dag Finanz: 
minijterium, da Rouvier das Auswärtige behält. 

2. Juli. Das Berggejeß, das den Marimalarbeitstag bis 
1910 auf neun Stunden, von 1910 ab auf acht Stunden fejtjet, 
tritt in Kraft. 

3. Juli. Die Kammer genehmigt nach einigen jtürmijchen 
Sitzungen das Geſetz über Trennung don Staat und Kirche mit 
341 gegen 233 Stimmen. 

Anfang Juli. Die vom Abg. Jaures geplante Reife nach 
Berlin wird don den nichtjozialiftifchen Blättern meijt abfällig 
fritifiert. Seine Tätigkeit werde die Beziehungen wieder verwideln. 
(Bgl. ©. 104.) 

I. Juli. (Breit) Beſuch einer englifchen Flotte, die mit 
großem Aufwand gefeiert wird. 

10. Zuli. Folgende Aktenjtüde über die Verhandlungen zwi— 
chen Frankreich und Deutichland über Marokko werden veröffentlicht: 


Schreiben des Minifterpräfidenten Rouvier an den Fürften Radolin 
vom 8. Zuli: 

„Herr Botjchafter! Die Regierung der Republik ift durch die Be- 
iprechungen, die zwilchen den Vertretern beider Länder ſowohl in Paris 
wie in Berlin ftattgefunden haben, zu der Ueberzeugung gelangt, daß die 
faiferliche Regierung auf der vom Sultan von Marokko vorgeichlagenen 
Konferenz feine Ziele verfolgen wird, welche die berechtigten Intereſſen 
Frankreichs in diefem Lande in Frage ftellen oder im Widerfpruche ftehen 
mit den Rechten Frankreichs, die fich aus defjen Verträgen (oder Arrange- 
ments) ergeben und fich mit folgenden Grundjägen im Einklang befinden: 
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Souveränität und Unabhängigfeit des Sultans; Integrität jeined Reiches; 
wirtjchaftliche Freiheit ohne jegliche Ungleichheit; Nüglichfeit von polizei- 
lichen und finanziellen Reformen, deren Einführung für Furze Zeit auf 
Grund internationaler Vereinbarung geregelt werden joll; Anerkennung 
der Lage, die für Frankreich in Marokko gejchaffen wird durch die lang- 
ausgedehnte Grenzberührung zwiſchen Algerien und dem Reiche des Scherifs 
und durch die fich Hieraus für die beiden Nachbarländer ergebenden eigen- 
artigen Beziehungen, jowie durch das hieraus für Frankreich folgende 
bejondere Anterefte daran, daß im Reiche des Scherif3 Ordnung herrice. 
Snfolgedejien läßt die Regierung der Republif ihre urjprünglichen Ein— 
mwendungen gegen die Konferenz fallen und nimmt die Einladung an.“ 

Antwort des deutichen Botjchafters Fürften Radolin an den fran- 
Minifter des Auswärtigen und Minifterpräfidenten Rouvier vom 
8. Juli: 

„Herr Minifterpräfident! Da die Regierung der Nepublif die vom 
Sultan von Maroffo vorgeichlagene Konferenz annimmt, jo hat die faijer- 
lihe Regierung mich beauftragt, Ihnen die mündlichen Erklärungen zu 
beftätigen, nach welchen fie auf der Konferenz feine Ziele verfolgen wird, 
welche die berechtigten Intereſſen Frankfreichd in dieſem Lande in Frage 
ftellen oder in Widerjpruch ftehen mit den Rechten Frankreichs, die fich 
aus deſſen Verträgen (oder Arrangements) ergeben und fich mit folgenden 
Grundjägen im Einklang befinden: Souveränität und Unabhängigkeit des 
Sultans; Integrität feines Reiches; mirtichaftliche Freiheit ohne jede Un- 

leichheit, Nüglichkeit von polizeilihen und finanziellen Reformen, deren 

Einführung für furze Zeit auf Grund internationaler Vereinbarungen ge- 
regelt werden joll; Anerkennung der Lage, die für Frankreich in Daroffo 
geichaffen wird durch die langausgedehnte Grenzberührung zwiſchen Algerien 
und dem Reiche des Scherif3 und durch die fich hieraus für die beiden 
Nachbarländer ergebenden eigenartigen Beziehungen, jowie durch das Hieraus 
für Frankreich folgende bejondere Anterejje daran, daß im Reiche des 
Scerif3 Ordnung herrſche.“ 

Die gemeinjame Erklärung des Fürften Radolin und des Minifter- 
präfidenten Rouvier vom 8. Juli lautet: 

„Die deutfche Regierung und die Regierung der Republik find überein- 
gelommen: erftens gleichzeitig ihre zurzeit in Fez befindlichen Gejandtjchaften 
zurüdzuberufen, jobald die Konferenz zujammengetreten ift; zweitens dem 
Sultan von Marokko gemeinjchaftlid” durch ihre Vertreter Ratſchläge er- 
teilen zu laffen zur Feititellung des von ihm zur Konferenz vorzuſchlagen— 
den Programms auf den Grundlagen, wie fie in den unterm 8. Juli 
zwijchen dem deutjchen Botichafter in Paris und dem Minifterpräfidenten 
und Minifter ded Auswärtigen ausgetaujchten Schreiben angegeben find. 

Paris, 8. Juli 1905. Radolin, Roupier.“ 


10. Zuli. (Kammer) Minijterpräfident Roupvier gibt fol= 
gende Erklärung über die Verhandlungen mit Deutjchland ab: 


„Die Kammer erinnert fi, daß unjer Gefandter in Maroffo bei 
jeiner Neife nad) Fez im Januar d. %. den Auftrag hatte, namens Franf- 
reich3 den Sultan mit den Reformen befannt zu machen, die am meiften 
geeignet find, der gejtörten Lage feines Reiches wieder aufzuhelfen, und 
die in großen Zügen einer Berfammlung der Notablen des Reiches unter- 
breitet, jowie jehr gründlich unter Mitwirkung der zu diefem Zwecke er- 
nannten Bevollmächtigten geprüft worden waren. Dieje NReformpläne 
fanden feine ablehnende Antwort oder ernitliche Einwendung. Der Sultan 
jedoch, über dieje vorbereitenden Verhandlungen unterrichtet, wünjchte die 
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Anſicht der fremden Mächte einzuholen und lud dieſe zu dem Zwecke zu 
einer internationalen Konferenz ein. Dieſe Einladung an uns erging am 
30. Mai. Das Berliner Kabinett teilte der Republik am 5. Juni durch 
eine Note mit, daß ihm eine Konferenz als das beſte Mittel erſcheine, um 
dieſe Reformen vorzubereiten. Wir haben darauf geantwortet, daß wir 
im Prinzip mit wohlüberlegtem Entſchluſſe dem Gedanken einer Konferenz 
nicht gegenüberſtänden, daß es uns aber notwendig erſchiene, um zweck— 
mäßig unſern Beitritt zu erklären, uns mit Deutſchland ins Einvernehmen 
über gewiſſe Grundſätze zu ſetzen, deren wir uns in Marokko nicht würden 
begeben können. Wir wünfjchten beſonders Gewißheit Darüber zu erlangen, 
daß die Faiferliche Regierung ebenjo wie wir die bejonderen Intereſſen 
Frankreichs als Grenzland an der Aufrechterhaltung der Ordnung im 
cherifiichen Reiche anerfenne. Die Erklärungen, die ich mit dem Bot- 
Ichafter Fürften Radolin ausgetaufcht Habe und die von unjerem Botichafter 
Bihourd und dem Reichdlanzler Fürften Bülow getroffenen Vereinbarungen 
haben die beiden Regierungen veranlagt, gegenjeitige Zuficherungen zu 
geben und deren Wortlaut in einem Schriftitüd feitzulegen, das ic) der 
Kammer jegt verlejen werde.“ „Das jo wünjchenswerte Uebereinfommen, 
das jeßt zwijchen den beiden Mächten (Deutichland und Frankreich) zu— 
ftande gekommen ift, läßt die Abfommen, die Frankreich vorher mit anderen 
Mächten getroffen hat, unberührt. Zu feiner Zeit der Verhandlungen hat die 
Beratung das franzöfisch-Tpaniiche Abkommen berührt. Sowohl die Erklärung, 
welche in den ausgetaujchten Scriftftüden über die Bündniſſe und Ab— 
fommen Frankreichs abgegeben worden ift, wie die formellen Berjicherungen, 
die die Vertreter der faiferlichen Regierung aus eigenem Antriebe im Laufe 
der Borverhandlungen gegeben und bei Schluß derfelben wiederholt haben, 
geftatten mir, Gie zu verfichern, daß Deutjchland fich in unjere Ablommen 
mit England und Spanien nicht einmiſcht. Könnte das übrigens aud) 
anders jein? Diefe Abkommen verpflichten uns gegenüber nur die beiden 
Mächte, welche fie unterzeichnet haben und umgekehrt uns allein dieſen 
Mächten gegenüber. Es Ffönnte feine Frage fein, daraus eine Schluß- 
folgerung zu ziehen gegen irgend eine andere Macht, ebenfo wie feine 
andere Macht etwas einwenden fann gegen die Bedingungen, denen Eng- 
land und Spanien zugeftimmt haben. Die Kammer wird jich gewiß beglüd- 
wünjchen zu dem glüdlichen Ergebnis, das ſich dank der aufrichtigen An— 
jtrengungen ber Regierungen aus den Berhandlungen zwiſchen Frankreich 
und Deutichland in der Maroffoangelegenheit ergeben hat.“ 

In der Hammer und in der Brefie findet Rouvierd Politik faft 
— Zuſtimmung; er habe eine verfahrene Angelegenheit geſchickt 
eendet. 

12. Juli. Paris.) Nach dem „Gaulois“ hat fich der frühere 
Minijter Delcaffs über feine Politif und feinen Rüdtritt folgender: 
maßen ausgejprochen: 

Frankreich müfje mit England, jeinem beften Käufer, ein Bündnis 
ichliegen. Frankreich kann England die Herrichaft zur See nicht ftreitig 
machen; deshalb ift es das Klügſte, fi) vor der Vernunft zu beugen und 
in Rechnung zu ziehen, welchen Wert der englijche Beiftand in gewiſſen 
Fällen für ung haben kann. Diejer Beiftand nun hätte den Wert für 
uns, daß Deutihland in die Unmöglichkeit verjegt werden würde, uns 
den Krieg zu erflären. Denn was vermöchte im Falle eines Krieges, in 
dem England mit uns ginge, die deutjche Flotte? Was würde aus den 
Häfen, dem Handel und der Handeldmarine Deutſchlands werden? Eine 
vollftändige Vernichtung derfelben wäre die Folge... Die Entente mit 
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England bedeute außerdem die Anbahnung beſſerer Beziehungen zwiſchen 
Rußland und England. Das war eine Ueberraſchung, welche das gute 
Einvernehmen Englands mit Frankreich der Welt bereiten fonnte.“ Del- 
cafie jchildert jodann die Minifterratsjigung, in der er jeine Entlafjung 
gab. Danad) hätte er in diefer Sigung feine auf das Bündnis mit Eng- 
land bafierten Pläne auseinandergejegt, worauf die übrigen Minifter er- 
ſchreckt erwiderten: „Aber dann wird uns Deutjchland angreifen.“ Hierauf 
habe er, Delcaſſé, erklärt: „Nun, jo mag es uns jchlieglich angreifen, wir 
find in der Lage zu antworten!“ Delcaſſé bemerkt jchlieglih: „Sih zur 
Konferenz begeben, ijt für Frankreich ein Fehler und wel ein Fehler!“ 
13. Juli. Begnadigung politifcher Verbrecher. 


Die Regierung hat eine Vorlage eingebradit, alle wegen politiiher 
Vergehen verurteilten Perjonen zu ammeftieren. Da Abg. Laſies (nat.) 
heftig gegen die Amneſtie der Denunzianten in der Armee (Jahrg. 1904 
©. 250) proteftiert (13. Juli), wird die Sigung unterbrochen und die Be— 
ratung vertagt. — Die Regierung begnadigt hierauf alle in der Amneſtie— 
vorlage angeführten Perjonen. 


Mitte Auguft. Eine Note der franzöfifchen Regierung pro= 
tejtiert dagegen, daß einige deutfche Banken dem Sultan von Ma— 
roffo eine Anleihe von 12". Millionen Franken gewähren wollen. 

August. Frankreich und Deutichland verhandeln über das 
Programm für die Maroffofonferenz. 

Ende Auguft. Anfang September. Die Breffe betont im all« 
gemeinen, daß Rußland im Friedensſchluß einen diplomatischen 
Erfolg erzielt habe, und daß Japan offenbar wegen finanzieller Er— 
Ihöpfung jeine Bedingungen ermäßigt habe. 

13. September. (Baris.) Der frühere Minijter des Aus— 
wärtigen Rene Goblet, Führer der Radikalen, f. 

20. September. Der „Temps“ veröffentlicht Äußerungen des 
ruffiichen Miniſters Witte, wonach zwifchen Rufland und Deutjch- 
land eine Annäherung ftattgefunden hat, ohne daß darunter die 
rujftichefrangdfifchen Beziehungen Leiden jollten. 

24. September. (Durne an der Garthe.) Godefroy Ca— 
vaignac +. — Geboren 1853, 1895 und 1898 Kriegaminijter, 
Gegner einer Reviſion des Dreyfusprozeſſes. 

28. September. (Paris.) Deutſchland und Frankreich ſchließen 
folgende Vereinbarung über das Programm zur Marokkokonferenz: 


„Die beiden Regierungen find übereingefommen, dem Sultan den 
folgenden Brogrammentwurf vorzufchlagen, der gemäß den in dem Schrift- 
wechjel vom 8. Juli angenommenen Grundjäßen ausgearbeitet ift: 

I. 1. $nternational zu vereinbarende Einrichtung der Polizei außer- 
halb des Grenzgebietes, 2. Reglement zur Ordnung ber Ueberwadung und 
Unterdrüdung des Waffenfchmuggels. Im Grenzgebiete joll die Anmwen- 
Da diefes Reglements ausichließlih Sache Frankreichs und Maroffos 
bleiben. 
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I. Die Finanzreform. Finanzielle Unterftügung des Maghzen 
durch Errichtung einer mit Emijjionsrecht ausgeftatteten Staatsbanf, die 
die Aufgabe des Schaßwejens zu beforgen und die Müngprägung zu ver- 
mitteln hat, deren Erträge dem Maghzen zufallen. Die Staatsbank wird 
die Gejundung der Müngverhältnifje in die Hand zu nehmen haben. Die 
dem Maghzen eröffneten Kredite werden zur Ausrüftung und Bejoldung 
der Polizeitruppen und zu gewiſſen dringlichen öffentlichen Arbeiten, be- 
ſonders zur Berbefjerung der Häfen und ihrer Anlagen zu verwenden jein. 

III. Prüfung der Frage eines befjeren Ertrages der Steuern und 
der Erjchließung neuer Eintünfte. 

IV. Verpflichtung des Maghzen, feinen Zweig des öffentlichen Dienftes 
zum Vorteil von Sonderinterejjen aus der Hand zu geben. Grundjaß der 
Vergebung der öffentlichen Arbeiten im Wege Zujchlags ohne Anjehen der 
Staatsangehörigfeit. 

Gejchehen zu Paris am 28. September 1905. 

Gezeichnet: Radolin. Rouvier. 

Ueber den Molenbau und Anleihe wird mitgeteilt: Durch ſeine 
finanzielle Lage veranlaßt, hatte ſich der Maghzen an einen in Marokko 
wohnhaften fremden Vermittler gewandt, der ſeinerſeits eine Gruppe 
deutſcher Banken in Anſpruch nahm, um einen aus der nächſten Anleihe 
zurückzuerſtattenden Vorſchuß von kurzer Dauer zu erhalten; die marokka— 
niſche Regierung bot als Pfand dafür ihre Liegenſchaften in den verſchie— 
denen Städten der Küſte. Zwiſchen der Gruppe deutſcher Banken und 
dem Konſortium der franzöſiſchen Banken nebſt einer Gruppe von Banken 
anderer beteiligter Länder iſt ein Abkommen getroffen worden über eine Be— 
teiligung an dieſem Gejchäft, das jeinem Wejen nad) bleiben joll ein zeit 
weiliger Vorſchuß mit Sonderpfand, rüdzahlbar bei der nächiten Anleihe 
oder durch Mittel der Staat3banf, deren Errihtung zu dem Programm 
der Konferenz gehört. Das Geichäft läßt die Frage des Vorzugsrechts 
des franzöſiſchen Konjortiums unberührt. — Wegen der Anlage einer 
Mole im Hafen von Tanger hatte die maroffanische Regierung in einem 
unter dem 26. März an die deutfche Gejandtichaft gerichteten Briefe von 
dem Haufe Borgeaud & Reutemann die Aufftellung zweier Pläne, unter 
denen jie wählen würde, gefordert. Da um diejelbe Zeit eine franzöfijche 
Gejellichaft ermächtigt worden war, für diejelben Bauten Voranjchläge zu 
macen, jo ift man übereingefommen, daß zunächſt die Rechtsanſprüche 
diejer Gejellichaft geprüft werden jollen und daß, wenn die franzöjiiche Ge- 
jellichaft nicht gleiche Rechtsaniprüche wie die deutſche Gejellichaft erweijen 
fann, die deutjche die vom Maghzen beftellten Arbeiten ausführen joll. 


Ende September. Es gehen Nachrichten durch die Prefie, 
wonad) der Gouverneur von Franzöfifch- Kongo ungeheure Grau— 
jamfeiten gegen Eingeborene verübt habe. Er joll viele Taujend 
Schwarze umgebracht haben. 

6.113. Oktober. Enthüllungen Delcafjes über ein englijch- 
franzöſiſches Einverftändnis gegen Deutjchland und die Urfachen 
jeines Rüdtritts. Regierungserflärung. 


Der „Matin”, das Organ Delcafjes, führt aus: „Schon im Mai 
war der Sturz des Minifterd des Auswärtigen entjchieden. Gewiß gab 
e3 in der Kammer einige Schwanfende, und der Borfigende einer der 
wichtigen Fraktionen in der Kammer rief in den Gängen: ‚Wir können 
denn doc nicht Delcafjs dem Kaifer Wilhelm unter die Füße werfen!‘ 
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Aber für die Mehrheit, für das Kabinett, für alle Welt jchien der Rüd- 
tritt Delcafjes alles zu bereinigen, zu retten. Da3 war eine nationale 
Notwendigkeit; jonjt hätten die Deutichen in vier Tagen in Chalons ge- 
ftanden. Alles war desorganijiert, die Dftfort3 waren nicht betoniert, 
eine große Zahl Batterien Hatte Feine neuen Schnellfeuergejhüte. Der 
Rüdtritt war unausweichlich, um den Krieg und das Unglüd zu ver— 
‚ meiden.“ Ueber den Minifterrat vom 4. Juni, in dem Delcaſſé zum 
Nüdtritt gezwungen wurde, jagt der „Matin“, Delcafje habe zu jeiner 
Verteidigung mitgeteilt, England, Spanien, Stalien, Rußland und Die 
Vereinigten Staaten würden die Maroftofonferenz ablehnen, wenn Franf- 
reich fie ablehne; England Habe jogar der franzöfifchen Regierung das 
mündliche Verſprechen gegeben und jei auch bereit, es jchriftlid) zu mieder- 
holen, es werde im Falle eines deutichen Angriffes feine Flotte mobil 
machen, den Kaifer Wilhelm-Sanal befegen und 100000 Mann in Schleswig- 
—— landen. Aus dieſen Gründen ſei Delcafje für die Ablehnung des 
onferenzvorjchlages eingetreten. Darauf habe einer der Minifter erwidert, 
Herr Delcafje jei in feiner PVolitif gegen Deutihland zu erfolgreich ge- 
wejen, er habe Spanien und Italien abjpenftig gemacht, England mit Be- 
ihhlag belegt u. ſ.w. Da jei ihm Delcafje mit der Erflärung ins Wort 
gefallen, als franzöfiicher Minifter des Aeußern habe er es für jeine Pflicht 
gehalten, Frankreichs und nicht Deutſchlands Auslandspolitif zu führen. 
Darauf Habe man ſich darüber geeinigt, daß Frankreich zur Konferenz 
gehen könne, ohne ſich zu erniedrigen, wenn e3 im voraus Bürgjchaften 
erhalte, und Herr Delcafie habe fih von jeinen Kollegen mit einem 
Händedrud verabjchiedet, wobei einer von ihnen die Worte gejagt habe: 
„Die Zukunft wird Jhnen vielleicht recht geben.“ 
Am 8. Oktober erklärt Abg. Jaurès in einer Rede zu Limoges: 
Ich bin in der Lage zu beftätigen, daß die Parftellung des Matin vom 
Sturze Delcafies richtig ift; denn im jchärfften Augenblid der Krife haben 
mich drei Minifter ind Geheimnis gezogen. Die Beziehungen zwiſchen 
Frankreich und Deutichland waren in der Tat einen Augenblid jo ge— 
jpannt, daß der Krieg in furzer Zeit auszubrechen drohte... In der 
Beiprehung des engliihen Unterftüßungsangebot3 erflärt Jaurès: Ent- 
weder hat Delcafje durch die verbrecherijchite und hohlſte Erfindung ver- 
jucht, jeine Kollegen zu täufchen und fie zum Widerftand zu ermutigen 
— doch dieje Hypotheje ift zu kraß — oder England Hatte fi in der Tat 
dazu verjtiegen, dem beginnenden ungemwifjen Konflikt zwiſchen Frankreich 
und Deutſchland eine furchtbare Bejtimmtheit und einen furchtbaren Um- 
fang zu verleihen. Das ijt die Wahrheit, und Frankreich hat das Recht 
und die Pflicht, über dieje nunmehr unzweifelhafte Tatjache nachzudenken. 
Solange England nur jeine Flotte verſprach, konnte Frankreich mißtrauiſch 
fragen, was jegt jet England aufs Spiel? Geine Flotte wird fogleich 
der deutjchen Flotte Herr werden, und wenn England den deutjchen Handel 
vernichtet hat, wird es fich zurüdziehen können und wir allein werden fajt 
die ganze Laſt des Krieges zu tragen haben. Dagegen gab England durd) 
jein Angebot, 100000 Mann gegen die deutjche Armee ins Feld zu ftellen, 
Sranfreih ein gewichtiges Unterpfand, und nichts fonnte auf die Ein- 
bildungsfraft der Franzojen beffer einwirken. Wir haben e3 mit einem 
mwohlüberlegten Plane zu tun. Diejer Plan erfüllt mich mit Entjeßen. So 
haben wir das Einvernehmen mit England nicht verftanden. Der Ernft 
des von Delcafie enthüllten Planes fann nicht geleugnet werden. Delcafis 
hat bei der englifchen Regierung den Eindrud hervorgerufen, daß er zu 
allem bereit jei, und die englifche Regierung hat bei dem eitlen Erminifter 
die Rolle des Verſuchers geipielt. 
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Um 13. erffärt die Regierung in einer offiziöfen Note der „Agence 
Havas“: Wir find zu der Erklärung ermächtigt, daß die in den Blättern 
erjchienenen Erzählungen über die Zmwifchenfälle, die den Rücktritt Delcafies 
herbeiführten, und bejonders über die Einzelheiten bezüglich der Sigung des 
Minifterrates, die dem Rüdtritt Delcafje3vorangegangen war, unzutreffend find. 

Die Prefie tadelt vielfach Delcafis, daß er Staats; eheimnifje preis- 
gegeben habe. Das offiziöfe Dementi wird feiner Unbeſtimmtheit wegen 
meift nicht ernjt genommen. 


30. Oktober. Die Kammer beginnt ihre Situngen wieder 
und genehmigt eine Regierungsvorlage auf Erlaß einer Amnejtie 
wegen politifcher Vergehen. Ein Antrag, anarchiſtiſche und militär- 
feindliche Vergehen zu amneftieren, wird abgelehnt. 

November. Konflikte zwijchen der Regierung und den Ra— 
difalen. 

Am 7. November befämpft in der Kammer Minifterpräfident Rou— 
vier einen Antrag, den Beamten und Arbeitern in Staatsbetrieben das 
Recht zu gewähren, fi in Verbänden zu organijieren. Die Kammer 
ftimmt nad lebendiger Debatte mit 303 gegen 38 Stimmen zu. — Zu 
diefer Mehrheit ftellt die Rechte das größte Kontingent. Infolgedeſſen 
jaßt der Vollzugsausichuß ber rabifafen und jozialiftifchrradifalen Partei 
einftimmig einen Beihlußantrag, in welchem die Regierung getadelt wird, 
weil fie eine Mehrheit hingenommen habe, in welcher die Rechte eine über- 
wiegende Rolle jpiele. Ferner wird der Wunjch ausgeſprochen, daß die 
Vertreter der vereinigten Linken, d. h. des demokratiſchen Blocks, ihre 
parlamentarische Tätigkeit wieder aufnehmen möchten. Der Vorſtand des 
Vollzugsausſchuſſes wird beauftragt, den Beichlußantrag den radikalen 
Mitgliedern des Minifteriums zur Kenntnis zu bringen und fie auf die 
in der radifalen und in der DEI TRIER Partei herrſchende Ver— 
ſtimmung aufmerkſam zu machen. (8. Nov.) 

9. November. Der Senat beginnt die Beratung des Geſetzes 
über Trennung von Staat und Kirche und lehnt auf Verlangen 
Rouviers mehrere Anträge, die die Beratung hinausſchieben wollen, 
ab. Rouvier macht von der Annahme der Vorlage den Beſtand 
des Miniſteriums abhängig. 

10.112. November. Umbildung des Miniſteriums. 

In einer heftigen Diskuſſion über die allgemeine Politik der Re— 
gierung legt Kriegsminiſter Berteaux ſein Amt nieder, weil er die Politik 
der Regierung gegen die Staatsbeamten und die Unterftügung durch die 
Rechte nicht billigt. Sein Nachfolger wird der Minifter des Innern, 
Etienne; der Handelsminifter Dubief übernimmt das Innere, Trouillot 
wird Handeldminifter. 


November. Streik der Arjenalarbeiter in den Häfen, weil 
äwei Arbeiter in Breſt wegen antimilitariftiicher Kundgebungen 
entlafjen werden. Die Regierung verlangt bedingungsloſe Wieder- 
aufnahme der Arbeit. 

17.November. Die Kammer billigt mit 445 gegen 86 Stim- 
men die Politit der Regierung gegen die Arjenalarbeiter. 
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22. November. Bejuch de Königs von Portugal in Paris. 

4. Dezember. (Kammer.) Gegenüber Angriffen von Sozia— 
liſten auf die rufftfche Regierung und Sympathiefundgebungen für 
die ruffifche Revolution erflärt Minifterpräfident Rouvier, Regie- 
rung und Nation blieben der verbündeten Nation treu, ohne ſich 
in die innere ruffifche Politik einzumifchen. 

6. Dezember. Der Senat genehmigt mit 179 gegen 103 Stim- 
men das Geje über die Entjtaatlichung der Kirche. 

7. Dezember. Die Preſſe Eritifiert lebhaft Bülows Rede über 
Marokko (S. 138); fie findet im allgemeinen, daß fie einen gewiſſen 
mißtrauifchen Ton anjchlage, einige Blätter jehen darin die Ab— 
ficht, Frankreich zu demütigen. 

8.115. Dezember. (Kammer) An einer Debatte über die 
Arbeitsbörje befpricht Abg. Jaurès (Soz.) die Politif des Prole— 
tariat3, das den allgemeinen Frieden erhalten wolle. Nationaliften 
wie Deschanel treten ihm jcharf entgegen und bezweifeln, daß die 
Führer des Proletariat3 im Kriege ihre Schuldigfeit tun würden. 


13. Dezember. Maßregeln gegen den Stlavenhandel. 


Der Präſident der Republik unterzeichnet einen Erlaß des Kolonial- 
minifters, wodurch dem gegenwärtig in den franzöfiichen Befigungen von 
Weſtafrika ſowie in Franzöſiſch-Kongo von den Eingeborenen betriebenen 
Sklaventaufh ein Ende gemacht werben fol. Bisher waren von dem 
Berbot des Sklavenhandels nur die Franzoſen betroffen. Nunmehr jollen 
alle, die Sklavenhandel treiben, ohne Anjehen der Nationalität und der 
Rafje mit Gefängnis und Geldbuße beftraft werden. 


15. Dezember. Die Regierung veröffentlicht ein Gelbbuch 
über die Maroffoangelegenheit. 

16. Dezember. (Kammer) Minijterpräfident Rouvier gibt 
eine Darjtellung der Maroffofrage: 


Er beginnt mit Berlefung feiner Erklärungen vom 10. Juli über 
die Verhandlungen zwiichen Deutichland und Frankreich über die Marokko— 
fonferenz und fährt dann fort: Es jei damals noch übrig geblieben, das 
Programm der Konferenz feitzuitellen und e3 in gemeinfamem Einvernehmen 
zur Annahme durch den Gultan zu bringen. Er, Rouvier, habe am 
28. September mit dem Botjchafter Fürften Radolin ein neues Protokoll 
unterzeichnet, welches den Programmentwurf feſtſtellte. Der Sultan habe 
am 22. Dftober erklärt, daß er dem vorgefchlagenen Programm zuftimme 
und Algeciras al3 Konferenzort annehme. Da Spanien Europa aufs neue 
jeine Gaftfreundichaft gewähre, ftehe e3 ihm zu, die Mächte zu der Kon- 
ferenz zujammenzuberufen. Die Konferenz werde mwahrjcheinlih Anfang 
Januar eröffnet werden. Das diejer Tage verteilte Gelbbuch gejtatte, die 
Bolitif Frankreichs, feine Mäßigung und die Nechtmäßigkeit feines Vor— 
gehens zu würdigen. Frankreich müſſe eine maroffanijche Politif haben. 
Die Zukunft Marokkos werde in entjcheidender Weiſe Die Gejchide der 
nordafrifaniichen Befigungen beeinfluffen. Rouvier erinnert ſodann an die 


* 
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jeit jechzig Jahren beftehende unruhige Lage an der algerifch-maroffanischen 
Grenze und fährt fort: Das Gelbbuch legt die Anftrengungen und bie 
Methoden dar, welche zur Löjung dieſes Problemd angewendet morden 
find. Maroffo zeigt ji) machtlos, der Lage und der Gerahr, die fi aus 
der anftedenden Anarchie ergab, abzuhelfen. Die Berechtigung unjerer 
Klagen wurde von den Mächten anerfannt. Sie erfannten an, daß wir 
ein Recht hätten, mit ihnen in Marokko aufzutreten, und zwar nicht mehr 
nur als Bejchwerdeführer, jondern als Berater, von deren Rat die all- 
gemeine Bivilifation Nugen ziehen würde. Da trat Deutjchland mit feiner 
Intervention auf. Deutjchland Hielt es nicht für ausreichend, von unjerem 
Abkommen in Kenntnis gejeßt zu werden; es meinte, feine Intereſſen 
forderten, daß es in direfterer Weije befragt würde, und legte Nachdrud 
auf die Einberufung einer Konferenz. Ich hielt eine Konferenz für an- 
nehmbar unter der Bedingung, daß die nötigen Bürgfchaften gegeben 
wären, daß die Würde FFranfreichd gewahrt bliebe. Rouvier behandelt 
nun die Frage, unter welchen Bedingungen Frankreich auf die Konferenz 
eingehen konnte. Es ift heute Har, führt er aus, daß die von uns dem 
Sultan gemachten Vorſchläge feineswegd darauf ausgingen, in Marofto 
ein Regime analog dem in Tunis einzuführen. Wir haben uns niemals 
auf das angebliche europäifhe Mandat berufen. Der Geſandte Taillandier 
hat mit vollfommener Korrektheit feine Aufgabe erfüllt, die weder Die 
Souveränitätörechte des Sultans, nod) die Lage der Mächte, wie fie aus 
den Verträgen hervorgeht, berührte. Wir werden den vorgezeichneten 
Grenzen treu bleiben. Die der Konferenz geftellte Frage ift einfach. Jede 
Macht Hat Rechte in Maroflo. Dieje Rechte find nicht beftritten. Jede 
Macht genießt dort die Vertragsrechte. Es war niemals davon die Rede, 
dem Eintrag zu tun. Die Intereſſen der Mächte müfjen rejpeftiert werden, 
aber wir haben die Pflicht, der Konferenz die befondere Art unjerer Rechte 
und die Wichtigkeit unferer eigenen Intereſſen zu zeigen. Das Protokoll 
vom 8. Juli ftellt feit, daß das Regime an der algerijhen Grenze ber 
ausichlieglihen Zuftäandigfeit Franfreichd und Marokkos verbleibt. Unjer 
Recht in Marokko bejteht darin, daß Franfreich in Nordafrika eine mujel- 
männiihe Macht hat und daß wir unfere Autorität gegenüber ſechs Mil- 
lionen Eingeborenen aufrechterhalten müfjen, die durch die Gemeinjamfeit 
der Nafje den im Nachbarſtaate um fich greifenden Aufreizungen zugäng- 
lich ſind. Wir find daher berechtigt zu verlangen, daß in Maroffo eine 
Macht beiteht, welcher man ya und welche ihr Anjehen nicht dazu 
gebrauchen wird, um unſere Kolonien zu bedrohen und zu beunruhigen. 
Unjer Recht berührt fein Recht eines anderen und bietet allen zivilifterten 
Mächten eine Gewähr für ihr Necht. Wir werden auf der Konferenz noch 
bejonders unſere Handeld- und Finanzinterefjen zur Sprache bringen, Die 
den erjten Rang unter den europäijchen Snterefjen einnehmen. Indes 
zeigen unjere Ablommen mit England, Spanien und Deutfchland, daß wir 
eine gleihe Behandlung auf dem wirtichaftlichen Arbeitsgebiete wünjchen. 
Daher kann die von den meift intereffierten Mächten zugegebene und in 
unjerem Abkommen mit Deutichland jchriftlich niedergelegte Anerkennung 
unjerer bejonderen Lage niemand jchädigen. Die Wiederherftellung und 
Neform des Maghzen erjcheinen für uns immer als Grundbedingungen 
de3 in Maroffo für erforderlich erflärten Werfes. Die maroffanische Frage 
drängt ſich unjerer Politif auf, wenn wir nicht das alte foftipielige Wert 
Frankreichs in Nordmweftafrifa gefährden wollen. Das Ergebnis der fran- 
zöfisch-deutichen Unterhandlungen ift, daß unfere Rechte, wenn nicht alle 
anerfannt, jo doch alle vorbehalten find. Es iſt hervorzuheben, daß es 
Deutſchland und Frankreich gelungen ift, die zwei erften Etappen in der 
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Regelung der Schwierigkeiten zu überjchreiten, die einen Augenblid ihre 
Beziehungen zu trüben drohten. Warten wir mit Ruhe da3 Ergebnis der 
Konferenz ab. Die äußere Politif Frankreich ift leicht zu Fennzeichnen: 
Treu der unberührt gebliebenen Allianz und den koſtbaren Freundichaften, 
die frei von Hintergedanfen find, im Wunſche, gegenjeitige vertrauensvolle 
Beziehungen zu unterhalten, hat Frankreich, jeiner jelbft jiher — wir ver- 
finden es laut — nur die Wahrung feiner Rechte, feiner Intereſſen und 
feiner Freiheit im Auge. (Lebh. Beifall.) 

In der Beiprehung jagt Abg. Jaurès (Soz.): E3 wäre eine große 
Gefahr, wenn wir den Eindrud hervorrufen würden, daß wir bloß die 
bejonderen Rechte Frankreichs berüdjichtigen wollten und daß wir alle 
Bürgichaften internationaler Art im dunfeln lafjen wollten. (Lärm.) Wenn 
die Kammer dur ein beflagenswertes Mikverjtändnis im Auslande die 
Meinung entftehen laſſen jollte, daß die internationale Seite der Marokko— 
frage vernadläfligt werden wird, dann wird fie vor dem Lande und vor 
der Gejchichte die Verantwortung dafür tragen. (Beifall auf der äußerften 
Linken, Lärm rechts und im Zentrum.) Abg. Ribot: Wir beichwören 
feine Gefahr für die Zukunft herauf, aber e3 hängt von ung ab, und treu 
zu bleiben. Wir haben vor niemand Furcht, aber wir find der Anficht, 
daß wir eine Erörterung nur dann in Angriff nehmen jollen, wenn wir 
diejelbe für die Intereſſen Frankreich nüblih Halten. Ich möchte in 
diefem Augenblide fein Wort jagen, das Polemiken wieder erweden könnte, 
die nur zu lange gedauert haben und die dazu beitragen könnten, zwijchen 
‚ei Ländern den Zuftand der Ungemwißheit, des Unbehagens und jelbft 

er Spannung zu verlängern. (Bewegung.) Eine einzige Frage liegt heute 
vor: Stimmen wir der Regierung bei oder nit? Wenn mir ihr zu— 
ftimmen, dann müfjen wir ihr die erforderliche Autorität geben, damit fie 
nad) Algeciras geht, um die Intereſſen Frankreichs mit der ganzen Kraft 
Frankreichs jelbjt zu verteidigen. (Lauter Beifall.) Wir müljen uns eng 
um die Regierung jharen. Wenn es einige Wolfen gibt, dann hängt es 
von Deutjchland und feiner Regierung ab, fie zu zerjtreuen, aber e3 hängt 
von uns ab, dies Werf zu erleichtern, indem wir nad außen den ftarten 
Eindrud hervorrufen, daß wir unſer jelbft ficher find, daß wir von feinen 
inneren GStreitigfeiten zerrifien und daß wir alle mit der Regierung, der 
Berteidigerin der Sicherheit und der Ehre Frankreichs, einig find. (Stür— 
mijcher Beifall.) — Ein Bertagungsantrag wird darauf mit 501 gegen 
50 Stimmen angenommen. 


VII. 
Italien. 


9. Januar. (Sizilien.) In Caltaragione beſchließt eine 
Wählerverſammlung, eine katholiſche Partei zu begründen. In 
der römiſchen Frage will ſie die Entſcheidung dem Papſt über— 
lafjen, aber im übrigen erkennt fie die Verfaſſung an. 

12. Januar. (PBalermo.) Ein Erispidenfmal wird feierlich 
enthüllt. Der Graf von Turin als Bertreter des Königs und ein 
Vertreter des Deutfchen Kaiferd nehmen teil. 

6.—9. Februar. (Genua.) Der Kongreß der Gewerkſchaften, 
der 350000 Arbeiter vertritt, fordert energijche Sozialpolitik, lehnt 
aber radifale Kampfmittel wie einen Generalſtreik ab. 

9. Februar. (Senat.) Der Minijter des Auswärtigen Tit— 
toni erwidert auf eine Anfrage über die Beziehungen zum Auslande: 

Zwiſchen Stalien und Öfterreich-Ungarn herriche aufrichtige Ueber- 
einftimmung und volles Vertrauen. Die Beunruhigung der öfterreichifch- 
ungarischen Regierung über die irredentiftiihe Agitation habe bei ber 
loyalen Haltung der italienischen Regierung aufgehört, die öffentliche 
Meinung Italiens werde gegenwärtig allerdings durd; zwei Tatſachen be- 
unruhigt: durch die Vermehrung der Präjenzftärfe in Oeſterreich und bie 
Lage in Mazedonien. Erftere jei laut einer Erflärung Defterreihd nur 
in una auf etwaige fünftige Ereigniffe erfolgt. Die Lage in Mazedonien 
fei freilich nicht jo befriedigend wie im Worjahre, aber wenn am dortigen 
Horizont eine Wollte auftauche, jo jei died nur ein Grund mehr für 
Italien, bie Ag ae u Defterreich-Ungarn und Rußland, die dort 
ein europäifches Mandat Hätten, intimer zu geftalten. Mit England be- 
ftehe völliges Einvernehmen. Deutſchland, der Bundesgenoſſe Italiens, 
unterhalte, als Grundlage feiner Bolitif, gute Beziehungen zu Rußland, 
mit dem wiederum das Stalien befreundete Frankreich ein Bündnis Habe. 

10. Februar. Der König beichließt die Errichtung eines 
internationalen Inftitut3 zum Schuße des Aderbaus. Es foll ohne 
politifche Zwede die Lage der Landwirtichaft aller Länder jtudieren 
und fih um ihre Hebung bemühen. 

Europäifcher Geſchichtskalender. XLVI. 15 
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Partei gegen die Eifenbahner nimmt. Bei einer Abftimmung über einen 
Seneraljtreif ftimmen von 63000 Beteiligten 41600 mit Nein, 14000 mit 
Ya, 8000 fchweigen. 


1. März. (Senat) Minifter der öffentlichen Arbeiten 
Tedesco erwidert auf eine Interpellation über die Eifenbahner- 
objtruftion: 

Um aud nur einen Teil der Forderungen des Perſonals zu be- 
friedigen, müßten 100 Millionen verausgabt werden. (Bewegung.) Die 
Regierung habe die Forderungen geprüft; fie habe den Gejegentwurf be- 
treffend die Berftaatlihung der Eijenbahnen eingebradht, der viele auch 
dem Eijenbahnperjonal zugute fommende Borteile aufweiſe. Mehr glaube 
die Regierung nicht geben zu können und zu dürfen. Bezüglich des Ob- 
ftruftionismus jei übrigens ſchon eine merfliche Befjerung eingetreten. 
Die Eifenbahngejellichaften hätten angeordnet, daß die Beamten zwar die 
Verfügungen des Betriebsreglement3 ausführen jollten, aber wie früher 
finngemäß, in verftändiger Weile; fie würden diejenigen beftrafen, welche 
dad Reglement in böswilliger Weile ausführten, um dadurch den Verkehr 
zu hemmen. Er wiederhole, die Regierung wache darüber, daß die Gejell- 
ichaften das Reglement voll und ganz aufrecht erhielten, jo wie es im 
Intereſſe des Verkehrs und für die Sicherheit der Neifenden nötig jei. 
Nach einer heute eingegangenen Depejche jcheine das Perſonal von der 
DObftruftion mehr und mehr abzulafjen. Man rechne auf eine allmähliche 
Wiederherftellung des Dienftes. Zu Nusnahmemaßregeln zu greifen, halte 
die Regierung nicht für geboten, da die gewöhnlichen Geſetze ausreichten. 
Die Regierung habe das Bewußtſein ihrer Pflicht und werde fie erfüllen. 


4. März. Minifterpräfident Giolitti reicht wegen andauernder 
Kränklichkeit feine Demijfion ein. Infolgedeſſen demiffioniert das 
ganze Kabinett. Es wird betont, daß dem Rücktritt nicht politische 
Motive zu Grunde Liegen. 


5. März. Vorbereitung de3 internationalen landwirtjchaft- 
- lichen Inſtituts. 

Eine noch von Giolitti unterzeichnete Verfügung beftimmt, daß beim 
Minifterium des Weußeren ein dem Minifter des Neußeren, dem Land— 
wirtichafts- und dem Schagminifter unterftehendes vorläufiges Bureau er- 
richtet wird, welches alle mit der Gründung des internationalen Land— 
wirtichaftsinftitut3 zujammenhängenden Angelegenheiten bearbeiten joll. 
Gleichzeitig wird ein aus 30 Mitgliedern bejtehendes Generaltomitee ein- 
gejegt, welches dem Minifter Vorſchläge für das Programm der in diejer 
Angelegenheit für Mai geplanten internationalen Konferenz machen und 
die Regierung bei den vorbereitenden Arbeiten für dieje Konferenz unter- 
jtügen joll. 


16. März. Proviforifche Löſung der Miniſterkriſis. 

Dep. Fortis verjucht ein Kabinett zu bilden, findet aber Schwierig- 
feit bei der Minderheit der bisherigen Minifter. Infolgedeſſen lehnt er 
den Auftrag ab, der König beauftragt am 16. den Minifter des Aus- 
wärtigen, Tittoni, interimiftiich aud) das Minifterpräfidium und das Mini- 
jterium des Innern zu übernehmen. Die übrigen Minifter, welche ihre Ent- 
laſſung eingereicht hatten, werden vom König in ihren Aemtern neu beftätigt. 

15* 
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März. Italien fchließt mit dem Mullah ein Abkommen. 

Die „Agenfia Stefani” berichtet hierüber (19. März): „Der Ber- 
treter der italienischen Regierung, Peſtalozza, ift an der Somalifüfte ein- 
etroffen. Peſtalozza hat mit dem Mullah ein Uebereinfommen nad) be- 
timmten von der italienischen Regierung vorgefchlagenen Bedingungen auch 
im Intereſſe der englifchen Regierung —— Das Uebereinkommen 
vereinbart den allgemeinen Frieden, der Mullah geht die Friedensver— 
pflihtung ſowohl gegenüber Italien als England ein. Dadurch werden 
die Stämme in dem italienischen und englifchen Schußgebiet von den be- 
ftändigen NRaubzügen und Berheerungen ihrer Ländereien befreit. Der 
Mullah nimmt Aufenthalt in einem Gebiet, das zum Teil zum italienischen 
Schußgebiet gehört und das ihm als eigenes Beſitztum durch das Ueber- 
eintommen ausdrüdlich zugemwiefen wird. Geinen ftändigen Wohnſitz er- 
richtet er an einem zwilchen Rad Garad und Ras Gabbe gelegenen Punkte 
der Küſte. Er unterftellt ſich der italienischen Schußherrichaft und erkennt 
auch der italienischen Regierung die Befugnis zu, wenn fie will, einen 
Nefidenten bei ihm zu ernennen. In dem dem Mullah zugemiejenen 
Gebiet fol freier Handel herrichen, aber jeder Waffen- und Sflavenhandel 
verboten fein. Das neue Uebereinfommen macht in Aden einen ausge» 
zeichneten Eindrud, denn durch dasjelbe wird nicht nur den jchiwierigen 
und koftjpieligen militärifchen Operationen Englands ein Ende gejeßt, ſondern 
auch der unficheren Lage, die jeit mehreren Jahren das ganze Somailand 
ſchädigte. 

24. März. Die Kammer erteilt dem Miniſterium nach langer 
Debatte ein Vertrauensvotum. 

25. März. (Civitavecchia.) Die Deutſche Kaiſerin hat 
eine Zujammenfunft mit dem Königspaar. 


25.127. März. Neubildung des Kabinetts. 


Das Minifterium bejchließt (25.), daß Tittoni dem Könige das Ent- 
laſſungsgeſuch des Kabinetts überreichen fol. Das Geſuch joll dem Könige 
die Möglichkeit gewähren, nad) dem geftrigen Kammervotum über die 
fernere Zuſammenſetzung des Kabinett? zu entjcheiden. Am 29. wird das 
Kabinett neu gebildet: Fortis: Präfidium und Inneres; Tittoni: Aeußeres; 
Finochiaro Aprile: Juftiz; Angelo Mariano: Finanzen; Carcano: Schatz; 
Pedotti: Krieg; Mirabello: Marine; Leonardo Biandi: Unterricht; Carlo 
Ferraris: Öffentliche Arbeiten; Rava: Aderbau, und Meriello Gualitieratti: 
Poſt und Telegraphen. — Die Barteiftellung ift folgende: Unabhängige 
Linke: Fortis, Finochiaro, Rava. Gruppe Zanardelli: Carcano, Morelli. 
Gruppe Giolitti: Bianchi, Majorana. Rechte: Tittoni, Ferraris, Farblos: 
Pedotti, Mirabello. 


4. April. Minifterpräfident Fortis verliejt in beiden Kam— 


mern folgendes Programm: 


„Wir haben Ihnen feine neue politische Richtung zu verfünden. Der 
Umſchwung in der minifteriellen Kriſe zeigt, daß unjer Werf, geftügt auf 
eine breite parlamentarische Grundlage, darauf gerichtet ift, ein en 
durchzuführen, welches das Land in feinen Hauptzügen bereit3 günftig 
aufnahm. Wir müfjen indefjen unfer Brogramm ausführlicher darlegen, 
ohne auf das zurüdzufommen, was bereit3 in den Erörterungen vom 
23. und 24. März erllärt wurde. In der Eifenbahnfrage wurde uns fein 
Verzug zugeftanden, um den Uebergang des Eijenbahnbetriebes auf den 
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Staat für den 1. Juli ficherzuftellen. Wir bringen einen Gejegentwurf 
ein, der mit einigen angebracht erjcheinenden Abänderungen die Grund- 
süge des Entwurfs des früheren Minifteriums einjchließlich der mirtichaft- 
ichen Beflerftellung der Angeftellten aufnimmt und andererjeit3 Borjchläge 
enthält, die teild zu fofortiger Durchführung beftimmt find, teil3 darauf 
binzielen, vom 1. Juli ab den vom Staate zu übernehmenden Eifenbahn- 
dienst zu regeln. Andere Ergänzungsmaßnahmen werden jpäter vorge» 
ichlagen. Wir haben das Vertrauen, daß die Kammer den Entwurf jorg- 
fältig prüfen und ihm zuftimmen wird. Es würde überflüffig fein, uns 
nochmals ausführlich darüber auszulafien, daß das Regiment der Freiheit 
aufrechterhalten werden muß und daß unjere auswärtige Politik friedliche 
Biele verfolgt. Im allen innerpolitiichen Fragen werden wir die Ideen 
von Recht und Billigfeit zur Anwendung bringen, aber wir werden niemals 
darein willigen können, daß die Nutorität des Staates vermindert 
werde oder daß die Vernunft und die ftaatliche Ordnung, die eine wejent- 
fihe Bedingung des freien bürgerlichen Lebens find, bedroht werden. Was 
die internationalen Beziehungen betrifft, jo werden mir den von unjeren 
Borgängern eingejchlagenen Bahnen und ihrer Verhaltungslinie folgen. 
Die auswärtige Politik Italiens, die in Harer Weiſe vorgezeichnet ift durch 
die wiederholten Kundgebungen des Parlament3 und durdy den Far aus— 
geiprochenen Willen de3 Volkes, kann und joll in feiner Weije eine Modifi- 
fation erfahren. Wir werden fie mit größtem Eifer verfolgen, unfere 
Intereſſen wahrnehmen und unter den Völkern ein Element des Friedens 
jein. Der feſte Entichluß, dem Lande die Segnungen des Friedens zu 
jihern, darf uns aber nicht abhalten, unjere Berteidigungsmittel vorzu— 
bereiten. Gerade weil Stalien den Frieden will, * es für die Ver— 
beſſerung der militäriſchen Organiſation Sorge tragen. Auch der Flotte, 
die ein ſehr wichtiger Faktor der Friedenspolitik iſt, muß beſondere Sorg- 
falt zugetwendet werden. Weberall wird von den großen Bölfern an ber 
Bermehrung der Macht auf dem Meere gearbeitet, zwar nicht nur zum 
Zweck der Berteidigung, jondern aud zu dem des Schutzes des Handels. 
Es wäre deshalb — unſerer Seite, wenn wir verabſäumten, unſere 
Flotte zu verſtärken. enn zur Erfüllung dieſer höchſten Pflichten größere 
Mittel nötig ſein ſollten, wird das Parlament ſie ſicherlich nicht verweigern 
wollen. Wir müſſen und wollen Ihnen aber die Verſicherung geben, daß 
wir niemals die Grenzen aus dem Auge laſſen werden, die unſere Finanz— 
lage uns auferlegt, und daß wir es uns angelegen ſein laſſen werden, 
Sparſamkeit in jedem nur möglichen Umfang zu üben. Wir ſind durch— 
drungen von der ganzen Wichtigkeit der Finanzfrage. E3 ift unfer fefter 
Wille, ein jolides Gleichgewicht ded Budgets aufrecht zu erhalten und den 
Kredit des Staates zu wahren; das ift unumgänglich notwendig, um die 
erwünjchte Verbeſſerung im öffentlichen Dienjte, die Verminderung der 
Staat3laften und die Entwidlung der wirtichaftlihen Wohlfahrt des Landes 
zu Sichern. Damit unſere Finanzlage auch weiterhin eine gute bleibe, 
müſſen wir das Vertrauen haben, dab das Parlament das Budget nicht 
mit neuen Ausgaben, die nicht abjolut nötig und dringend find, belaftet. 
Es darf nicht vergefjen werden, daß wir vor dem Lande die Verpflichtung 
übernommen haben, die verfügbaren Beträge de3 Budget3 für die Steuer- 
reform zu verwenden, die die Staatslaften befjer verteilen und fie weniger 
drüdend für die minder bemittelten Klafjen machen jol. Auf jozialem 
Gebiete müfjen wir die jchon mit Erfolg begonnene Gejeggebung weiter 
führen. Es werden Vorlagen betreffend foziale Reformen und ebenjo 
jolche betreffend den öffentlichen Unterricht eingebracht werden. Unſer 
Streben wird einzig und allein fein, dem Lande nützliche Dienfte zu 
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leiſten. Wir haben das Bewußtjein, aus Pflichtgefühl die Negierung in 
Schwieriger Zeit übernommen zu haben, in der die Unterftügung des 
Parlaments nötiger ift als je. Wir bitten Sie, und nach unjeren Werten 
zu beurteilen.” 

Mitte April. Eifenbahnerftreif. 

Um das Eifenbahngejeß zu Fall zu bringen, proflamiert das fozialiftische 
Agitationstomitee den Ausftand aller Eifenbahnangeftellten (17. April). Es 
beteiligt fich) nur ein geringer Teil; die Streifenden werden durch Arbeiter 
und Militär erjeßt. Der Verkehr wird nur vorübergehend an einigen Stellen 
geftört. Am 21. wird die Arbeit wieder aufgenommen. 


16.117. April. (Kammer.) In einer Bejprechung des Eijen- 
bahneraugftandes tadeln alle bürgerlichen Parteien den Streik als 
ungeſetzlich. Minifterpräfident Fortis will gegen die Gtreifenden 
feine Bergeltungsmaßregeln anwenden. 

19. April. Die Kammer genehmigt in geheimer Abjtimmung 
mit 289 gegen 45 Stimmen die Eifenbahnvorlage. (Annahme im 
Senat 21. April.) 


29. April. (VBenedig.) Der Minifter des Auswärtigen Tit- 
toni Hat eine Zuſammenkunft mit dem dfterreichifch-ungarifchen 
Minifter des Auswärtigen Graf Goluchomwäti. 

2. Mai. (Benedig.) Das deutjche Kaiferpaar befucht Venedig. 


10. Mai. (Senat) Debatte über Tripolis. 


Der Minifter des Auswärtigen wird interpelliert, wie die Dinge 
in Tripolis lägen, ob tatjächlih, wie in der Prefje behauptet werde, dort 
franzöfifchen Kapitaliften eine Konzeffion zum Hafenbau erteilt fei. Minifter 
de3 Auswärtigen Tittoni: Stalien habe fi in Tripolis gewiſſe Vor- 
rechte von den Mächten garantieren lafjen. Stalien beabfichtige fich diejer 
Vorzugsrechte durch eine Bejegung Tripolis jedoch nur dann zu bedienen, 
wenn die Umftände es unerläßlich machen follten. Für Italien jei Tripolis 
das Element, welches das Gleichgewicht des Einflufjes der verjchiedenen 
Mächte im Mittelmeer beftimme; eine Störung dieſes Gleichgewichts zu 
feinem Nachteil werde e3 nie zulaffen können. Stalien habe ich Ioyaler- 
weije für den Frieden erklärt, müfje aber für die Wahrung feiner lebens- 
wichtigen Intereſſen im Mittelmeer vorforgen. Von dieſem Ziele gingen 
auch die im Parlament einzubringenden Flottenmaßnahmen aus. An die 
effektive Bejegung von Tripolis dürfe Stalien allerdings nicht denken, 
während e3 mit der Türkei in freundjchaftlichen Beziehungen ftehe, weil 
e3 dadurch diejenigen ermutigen würde, die das Ende der Türkei be- 
ichleunigen wollten, in einem Augenblide, in dem die Integrität der Türkei 
die Grundlage der auswärtigen Politik bilde. Doch müſſe jenes Italien 
zen Vorzugsrecht ihm jchon jegt den Anſpruch auf wirtjchaftlichen 

orzug geben durch die Ermunterung zur Smitiative auf dem dortigen 
industriellen und landwirtichaftlihen Gebiete. Dies ſolle im vollen Ein- 
vernehmen mit der Pforte gejchehen, die das größte Intereſſe daran habe, 
da3 auf den Frieden Hinzielende Vorgehen der italieniſchen Bivilifation zu 
erleichtern. Die faljche Nachricht von der Hafenkonzeſſion fei bedauerlicher- 
weiſe von der Preſſe, ohne ihre Nichtigkeit zu prüfen, zu Verdächtigungen 
der franzöjiichen Negierung benußt worden, die vollfommen loyal gehandelt 
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habe. Es fei niemals von einer Konzejliongerteilung die Rede geweſen, da 
überhaupt fein Konzeſſionsgeſuch eingereicht war. Das Verhalten des Bot- 
ichafter8 in Konftantinopel werde von der Regierung volllommen gebilligt. 
Ueber den Hafen von Tripolis habe nur der Sultan zu verfügen. Ge— 
ichäftsleute, die im Jahre 1900 eine Hafenfonzeifion ausboten, hätten eine 
folhe gar nicht bejejfen. Um allen unfoliden Vorfpiegelungen ein Ende 
zu machen und Die Intereſſen Italiens ficher zu mwahren, jei der Bot- 
ichafter aufgefordert worden, dem Sultan zu wiederholen, daß die politischen 
Biele Italiens friedliche feien, auf der Aufrechterhaltung des status quo 
beruhten und die Herzlichen Beziehungen zur Türkei zu feftigen bezmwedten. 
Zugleich habe der Botichafter die Aufmerkſamkeit der Pforte gelenkt auf 
die jchweren Folgen, die privilegierte Konzeffionen, die etwa zum Nachteil 
Italiens in Tripolis oder Kyrenaika erteilt werden follten, für die Türkei 
haben fönnten, denn dies würde Stalien nötigen, ſcharfe Maßregeln zu 
ergreifen. Diefe Erklärung wurde am 7. Mai abgegeben. Der Sultan 
ließ am felben Tage dem Botichafter erklären, 1. daß die Nachricht von 
der angeblichen Konzejjionsgewährung an Ausländer im Hafen von Tripolis 
faljch jei; 2. daß feine Konzejjion gefordert worden jet; 3. daß der Sultan 
gegenwärtig überhaupt nicht beabfichtige, einen Hafen in Tripolis zu 
bauen und daß, falld er dies tun werde, die Ausführung des Werfes von 
der türkischen Regierung felbft in die Hand genommen werden würde; 
4. daß der Sultan, jelbft wenn feine Regierung ihm die Erteilung der 
Konzeflion an Ausländer vorjchlage, diefe verweigern würde. Nach diejen 
feierlichen Erflärungen habe Stalien ruhig fein wirtjchaftliches Vorgehen 
in Tripolitanien wieder aufzunehmen. Früher hätten die einen eine ge- 
waltjame Eroberung gewünſcht, die anderen ein wirtichaftliches Eindringen. 
Sept jei die leßtere Anficht die vorherrjchende geworden. Die Regierung 
werde auch in diefer Frage in den Grenzen bleiben, innerhalb deren fie 
die Abfichten des Senats durchführen könne. — Alle Redner ftimmen dem 
Minifter zu. 


11. Mai. Marineprogramm. 


Nach dem Entwurf des Marineminifterd wird das Budget für 
1904/05 auf 125 Millionen, das für 1905/06 auf 126 Millionen, für 
1906 07 und 1907/08 auf 133 Millionen und die für 1908/09 bis 1916/17 
auf 134 Millionen feſtgeſetzt. Nach dem Flottenprogramm, wie nach dem 
Entwurf bis einjchließlich 1908,09 vorgejehen ift, wird die Flotte, was die 
Zahl der Schiffe und ihre Stärke anbetrifft, verdoppelt werden. In den 
aktiven Dienft werden eingeftellt werden vier Linienichiffe vom Typ des 
Vittorio Emanuele, vier gepanzerte Kreuzer vom Typ de3 San Giorgio, 
ein Küſtenpanzer, 14 ZTorpedobootäzerjtörer, 12 Unterjeeboote und 42 
Torpedoboote, 


12. Mai. (Kammer) Auswärtige Politif. Kreta, Drei: 
bund, Ballanfragen. 


Bei der Beratung de3 Budgets des Auswärtigen beipricht Minifter 
Tittoni die internationalen Probleme, die jämtlich feinen Grund zu Be- 
unruhigungen böten. „Eine Bereinigung Kretas mit Griechenland ift un— 
möglich, bejonders wegen der Rüdwirfung, die fie auf den Balfan ausüben 
würde. Die Kreter vergefien zu leicht die Dankbarkeit, die fie den Mächten 
Schulden, die ihnen Freiheit und Autonomie gegeben haben, und fchaffen 
ihnen jeßt Ungelegenheiten. Das ift von Griechenland in loyaler Weife 
anerfannt worden. Italien hat zwei Kriegsſchiffe in die fretifchen Gewäſſer 
entjandt zum Schuße des italienischen Kontingent3 und der italienischen 
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leiften.. Wir haben das Bewußtjein, aus Pflichtgefühl die Regierung in 
fchwieriger Zeit übernommen zu Haben, in der die Unterftügung des 
Parlaments nötiger ift als je. Wir bitten Sie, und nad) unjeren Werten 
zu beurteilen.“ 

Mitte April. Eifenbahnerftreif. 

Um das Eifenbahngejeß zu Fall zu bringen, proflamiert das jozialiftijche 
Agitationstomitee den Ausftand aller Eifenbahnangeftellten (17. April). Es 
beteiligt fich nur ein geringer Teil; die Streifenden werden durch Arbeiter 
und Militär erfegt. Der Verkehr wird nur vorübergehend an einigen Stellen 
geftört. Am 21. wird die Arbeit wieder aufgenommen. 


16.117. April. (Rammer.) In einer Bejprechung des Eiſen— 
bahnerausſtandes tadeln alle bürgerlichen Parteien den Streit ala 
ungeſetzlich. Minifterpräfident Fortis will gegen die Streifenden 
feine Vergeltungsmaßregeln anwenden. 

19. April. Die Kammer genehmigt in geheimer Abjtimmung 
mit 289 gegen 45 Stimmen die Eifenbahnvorlage. (Annahme im 
Senat 21. April.) 

29. April. (Venedig) Der Minifter des Auswärtigen Tit- 
toni Hat eine Zujammenfunft mit dem öfterreichifch-ungarijchen 
Minifter des Auswärtigen Graf Goluchowski. 


2. Mai. (Benedig.) Das deutjche Kaiferpaar befucht Venedig. 


10. Mai. (Senat) Debatte über Tripolis. 


Der Minifter des Auswärtigen wird interpelliert, wie die Dinge 
in Tripolis lägen, ob tatſächlich, wie in der Prefje behauptet werde, dort 
franzöfifchen Kapitaliften eine Konzeffion zum Hafenbau erteilt ſei. Minifter 
de3 Auswärtigen Tittoni: Stalien Habe fih in TripoliS gemijje Vor— 
rechte von den Mächten garantieren laſſen. Stalien beabfichtige fich diejer 
Vorzugsrechte durch eine Bejegung Tripolis jedoch nur dann zu bedienen, 
wenn die Umftände es unerläßlich machen follten. Für Italien fei Tripolis 
das Element, welches das Gleichgewicht des Einflufjes der verjchiedenen 
Mächte im Mittelmeer beftimme; eine Störung diejes Gleichgewicht3 zu 
feinem Nachteil werde es nie zulaffen können. Stalien habe fich loyaler- 
weile für den Frieden erklärt, müſſe aber für die Wahrung feiner lebens- 
wichtigen Intereſſen im Mittelmeer vorforgen. Von diefem Ziele gingen 
aud die im Parlament einzubringenden Flottenmaßnahmen aus. An die 
effektive Bejegung von Tripolis dürfe Stalien allerdings nicht denken, 
während e3 mit der Türfei in freundichaftlichen Beziehungen ftehe, weil 
e3 dadurch diejenigen ermutigen würde, die das Ende der Türkei be- 
ichleunigen wollten, in einem Augenblide, in dem die Integrität der Türfei 
die Grundlage der auswärtigen Politif bilde. Doch müſſe jenes Italien 
zugeftandene Vorzugsrecht ihm jchon jet den Anſpruch auf wirtjchaftlichen 
Vorzug geben durch die Ermunterung zur Snitiative auf dem dortigen 
induftriellen und landwirtichaftlichen Gebiete. Dies jolle im vollen Ein- 
vernehmen mit der Pforte gejchehen, die das größte Intereſſe daran habe, 
das auf den Frieden hinzielende Vorgehen der italienijchen Zivilifation zu 
erleichtern. Die faliche Nachricht von der Hafenkonzeſſion jei bedauerlicher- 
weile von der Preſſe, ohne ihre Nichtigkeit zu prüfen, zu Verdächtigungen 
der franzöfiichen Regierung benugt worden, die vollfommen loyal gehandelt 
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habe. Es jei niemals von einer Konzeſſionserteilung die Rede gemejen, da 
überhaupt fein Konzeſſionsgeſuch eingereicht war. Das Verhalten des Bot- 
ſchafters in Konftantinopel werde von der Regierung volllommen gebilligt. 
Ueber den Hafen von Tripolis habe nur der Gultan zu verfügen. Ge- 
ichäftsleute, die im Jahre 1900 eine Hafenkonzeilion ausboten, hätten eine 
ſolche gar nicht bejejfen. Um allen unfoliden Borjpiegelungen ein Ende 
zu machen und die Intereſſen Italiens jicher zu wahren, jei der Bot- 
Ichafter aufgefordert worden, dem Sultan zu wiederholen, daß die politischen 
Biele Staliens friedliche jeien, auf der Aufrechterhaltung des status quo 
beruhten und die herzlichen Beziehungen zur Türkei zu feitigen bezwedten. 
Zugleich Habe der Botjchafter die Aufmerkfamfeit der Pforte gelenkt auf 
die jchweren Folgen, die privilegierte Konzeffionen, die etwa zum Nachteil 
Staliens in Tripolis oder Kyrenaika erteilt werden follten, für die Türkei 
haben fönnten, denn dies würde Stalien nötigen, jcharfe Maßregeln zu 
ergreifen. Diefe Erklärung wurde am 7. Mai abgegeben. Der Sultan 
ließ am jelben Tage dem Botichafter erklären, 1. daß die Nachricht von 
der angeblichen Konzejjionsgewährung an Ausländer im Hafen von Tripolis 
falich jei; 2. daß Feine Konzejfion gefordert worden jei; 3. daß der Sultan 
gegenwärtig überhaupt nicht beabfichtige, einen Hafen in Tripolis zu 
bauen und daß, falld er dies tun werde, die Ausführung des Werkes von 
der türfiichen Regierung jelbjt in die Hand genommen werden würde; 
4. daß der Sultan, felbft wenn feine Regierung ihm die Erteilung der 
Konzejlion an Ausländer vorjchlage, diefe verweigern würde. Nach diejen 
feierlichen Erflärungen habe Stalien ruhig fein wirtjchaftliches Vorgehen 
in Tripolitanien wieder aufzunehmen. Früher hätten die einen eine ge- 
waltfame Eroberung gewünjcht, die anderen ein wirtichaftliches Eindringen. 
Sept jei die leßtere Anficht die vorherrjchende geworden. Die Regierung 
werde auch in diefer Frage in den Grenzen bleiben, innerhalb deren fie 
die Abfichten des Senats durchführen könne. — Alle Redner ftimmen dem 
Minifter zu. 


11. Mai. Marineprogramm. 


Nach dem Entwurf des Marineminifter® wird das Budget für 
1904/05 auf 125 Millionen, das für 1905/06 auf 126 Millionen, für 
1906 07 und 1907/08 auf 133 Millionen und die für 1908/09 bis 1916/17 
auf 134 Millionen feftgejegt. Nach dem Flottenprogranm, wie nach dem 
Entwurf bis einjchlieglich 1908.09 vorgejehen ift, wird die Flotte, was die 
Zahl der Schiffe und ihre Stärfe anbetrifft, verdoppelt werden. In den 
aktiven Dienft werden eingeftellt werden vier Linienjchiffe vom Typ des 
Vittorio Emanuele, vier gepanzerte Kreuzer vom Typ des San Giorgio, 
ein Küftenpanzer, 14 ZTorpedobootszerftörer, 12 Unterjeeboote und 42 
Torpedoboote. 


12. Mai. (Kammer) Auswärtige Politif. Kreta, Drei- 
bund, Balkanfragen. 


Bei der Beratung des Budgets des Auswärtigen beipricht Minifter 
Tittoni die internationalen Probleme, die jämtlich feinen Grund zu Be- 
unruhigungen böten. „Eine Bereinigung Kreta mit Griechenland ift un- 
möglich, bejonders wegen der Rüdwirfung, die fie auf den Balfan ausüben 
würde. Die Kreter vergefien zu leicht die Dankbarkeit, die fie den Mächten 
jchulden, die ihnen Freiheit und Autonomie gegeben haben, und jchaffen 
ihnen jegt Ungelegenheiten. Das ift von Griechenland in Ioyaler Weije 
anerfannt worden. Italien Hat zwei Kriegsſchiffe in die kretiſchen Gewäſſer 
entjandt zum Schutze de3 italienischen Kontingents und der italienischen 
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Gendarmerieoffiziere.” — Der Dreibund fei allen Teilnehmern nüßlich : 
„Er bewahrt uns vor übertriebenen Militärausgaben; nie könnte aber 
jemand behaupten, daß er und davon entbinde, ein Heer und eine Flotte 
zu unterhalten, und e3 ijt verlorene Mühe, genau fetitellen zu wollen, für 
wen er bon ein wenig mehr oder weniger Vorteil jei, denn er Hat jich 
al3 ein Eoftbared Element für die Erhaltung des europäischen Friedens 
erwiejen. Wir betrachten ihn ftet3 als ein Unterpfand und eine Garantie 
des Friedens, und als einen wichtigen Faktor unjerer Bolitil. Wenn der 
Deutjche Kaiſer der willlommen geheißene Gaft Italiens und feines Königs 
war, und wenn Graf Goluchowski in Venedig den Befuch erwiderte, den 
ich ihm in Abbazia gemacht Habe, jo hatte weder der Beſuch des Deutſchen 
Kaiſers den Zweck, die Bande des Dreibundes zu ftärken, denn dieje hatten 
ſich nicht gelodert, noch je die Zufammenkunft in Venedig den Zweck, 
unfere Beziehungen zu Defterreich-Ungarn, die ausgezeichnet find, zu beijern 
oder das Einvernehmen, das bereit3 ein volljtändiges war, noch enger zu 
geitalten. Da3 von mir im vergangenen Jahre vorgelegte Brogramm, das 
unfere Intereſſen auf dem Balkan vollftändig jchüßte, ift nach und nad), 
wie wir e3 vorhergejehen und gewünſcht haben, zur Ausführung gelangt. 
Alle Fragen wurden mit Defterreih-Ungarn freundjchaftlich beiprochen und 
geregelt. Deutjchland hatte den einzigen Wunſch, daß das Einvernehmen 
zwijchen Italien und Defterreich-Ungarn fortbeftehe. Gerade im Hinblid 
auf unfere Intereſſen im Orient habe ich ed mir angelegen jein lafjen, 
gute Beziehungen zu Rußland zu pflegen in jchwierigen Augenbliden, die 
Stalien in Erregung hielten. Mit England und Franfreic unterhielten 
wir herzlichen Gedanfenaustaujcd und in der Balfanfrage bewies England 
und die gewohnte, Frankreich eine weitere erneute Freundichaft. Unjere 
Hare Haltung hat uns da3 Vertrauen der Türfei und die Sympathie der 
Balkanftaaten erworben. In Makedonien hat das Werk der Zivilagenten 
in den vergangenen erften achtzehn Monaten feine beträchtlichen Ergebnifje 
gehabt. Man muß aber die großen Schwierigkeiten in Betracht ziehen, 
gegen die die Zivilagenten anzufämpfen hatten, und es wäre nicht gerecht, 
die troßdem von den Bivilagenten erreichten Ergebnifje verfennen zu wollen, 
zwei Hauptpunfte der Reformen: Garantie ded Lebens und des Eigen- 
tums. .... Im Sanuar unterbreiteten die Botjchafter Defterreich-Ungarns 
und Rußlands auf Grund des Mürzfteger Programms der Pforte eine 
Denktichrift über einige Maßregeln für die Neorganijation der Verwaltung 
in Makedonien und den Entwurf eines Reglements, das auf den von der 
Pforte ausgeſprochenen Wunſch Bezug hat, daß die Eingangszölle ad valorem 
von acht auf elf Prozent erhöht werden. Während Stalien diefen Ent- 
wurf aufmerfjam prüfte und Defterreich-Ungarn und Rußland jeine Be- 
merfungen und Vorbehalte mitteilte, erwiderte die Pforte ihrerjeit3 am 
5. März den beiden Botjchaftern, daß fie jelbft für einen guten Gang der 
Verwaltung in Makedonien gejorgt habe, und zwar mit Hilfe eined mit 
der faijerlihen Bank verabredeten Finanzreglements, dejjen Wortlaut der 
Note beigefügt war. Dabei wiederholte die Pforte ihr Gejuh um Er- 
höhung der Eingangszölle. Nach einem Gedankenaustaufh unter den 
Mächten wurde beichloffen, den türkiichen Gegenentwurf anzunehmen unter 
Hinzufügung eines Artifel3, der beftimmt, daß zur Ueberwachung der Aus— 
führung der Finanzreform Stalien, England, Frankreich und Deutjchland 
je einen Finanzdelegierten ernennen jollen, der jeine Tätigkeit im Ein- 
vernehmen mit dem Generalinfpefteur und dem öfterreichiich-ungariichen 
und ruffiihen Zivilagenten auszuüben habe. Die jo gebildete Kommiſſion 
joll alle nötige Vollmacht zur Durhfüprung ihrer Aufgabe haben, bejon- 
ders zur Ueberwachung der regelrechten Einziehung der Steuern, einjchließ- 
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lich der Zehnten. Die Budgets follen erſt endgültig werden, wenn die 
internationale Kommiffion, die geeignete Abänderungen daran vornehmen 
fann, fie gebilligt hat.“ Graf Goluchowski fei mit ihm darüber einig, 
daß, wenn auf Grund des Aruitels 3 des Mürzſteger Programmes an eine 
Verwaltungsreorganiſation in Makedonien herangetreten werde, die heute 
mit Makedonien vereinigten Bezirke, wo die Albanier überwiegen, wieder 
mit dem eigentlichen Albanien vereinigt werden jollen. 


17. Juni. (Kammer) Schagminifter Garcano erklärt, das 
Budget für 1904/5 werde mit einem Ueberſchuß von 30 Millionen, 
das von 1905/6 mit einem Ueberſchuß von 25 Millionen fchließen. 


16.123. Juli. Bei den Kommunal- und Provinzialwahlen 
erringen die vereinigten Konjervativen und Katholiken große Er— 
folge. In Mailand und Rom werden die Radifalen und Sozia— 
. liften geichlagen. 

30. Zuli. (Kammer) In der Beratung ber Eifenbahn- 
vorlage, die die Zahlung von 457 Millionen Lire an zu verftaat- 
lichende Eiſenbahngeſellſchaften enthält, jpricht die Kammer der 
Regierung mit 268 gegen 112 Stimmen ihr Bertrauensvotum aus 
und vertagt fich. 

Auguft. Öfterreich-Ungarn erhebt Vorftellungen, daß der 
Kanmerpräfident Marcora in einem Nekrolog auf einen Feldzugs— 
teilnehmer von 1866 von „unferem” Tirol geſprochen hat. Die 
ivredentiftifche Preffe feiert diefe Außerung lebhaft. Die italienifche 
Regierung bedauert den Vorfall und verfichert, der Präfident habe 
feine irredentiftiichen Tendenzen verfolgt. 

16. Auguft. Bei einem Tumult in Granmichele bei Katania, 
wobei Militär eingreift, werden 13 Arbeiter erjchofjen, über 100 
verwundet. 

8. September. Erdbeben in Süditalien. Mehrere Dörfer und 
Städte werden zerftört. Über 100 Menſchen kommen um. 

21. Oktober. (Genua.) In Gegenwart des Königspaares 
wird der Grundjtein zu großen Ermweiterungsbauten des Hafens 
gelegt. 
17. Dezember. Die Sammer lehnt den Handel3politifchen 
modus vivendi mit Spanien ab. Obwohl fie gleichzeitig der Re— 
gierung ihr Vertrauen ausfpricht, reicht Minifterpräfident Yortis 
feine Entlafjung ein. 

27. Dezember. Folgendes Kabinett wird gebildet: 


Fortis Präjidium und Inneres, Marquis di San Giuliano Weußeres, 
Finochiaro-Aprile Juſtiz, — Finanzen, Carcano Schatz, General 
Mainoni d'Intignano Krieg, Admiral Mirabello Marine, de Marinis 
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Unterricht, Tedesco öffentliche Arbeiten, Marjengo-Baftia Poſt und Tele— 
graphen, Graf Valrezzi Aderbau. 


Dezember. In Apulien fommt es wegen der Weinflaufel 
im fpanijchen Handelsvertrag zu blutigen Tumulten. 


VII. 
Die Römiſche Kurie. 


27. März. Der Papſt ſagt im Geheimen Konſiſtorium über 


Frankreich: 


Zum dritten Male ſpreche Ich zu Euch und muß leider Dinge zur 
Sprache bringen, welche anſtatt Freude Trauer erregen. Darin gleicht die 
Kirche ihrem göttlichen Bräutigam, der auch ein Zeichen ſein wollte, dem 
man widerſprechen würde. Wir beklagten Uns bei Euch, daß in Frankreich 
Pläne beſtänden, welche der Religion nachteilig ſeien, und beklagten, daß 
das Konkordat gekündigt werden ſollte und durch geſetzgeberiſche Maßregeln 
Trennung von Kirche und Staat ins Werk geſetzt werden ſollte. Noch in 
den letzten Tagen ſind Wir angegriffen worden, als ob Wir die ein— 
gegangenen Verträge nicht hätten halten wollen, und die Sache wird ſo 
eifrig betrieben, daß das Ende binnen kurzem bevorſteht. Was in Frank— 
reich geſchieht, iſt auch zum Nachteil des Staates; dies glauben nicht nur 
die katholiſchen Parteien Frankreichs, ſondern alle Freunde der öffentlichen 
Ordnung, welche gemeinſames Verderben verhüten möchten. 


19. Juni. Der Papſt erläßt eine Enzyklika an die italie— 
niſchen Biſchöfe und geſtattet den italieniſchen Katholiken die Be— 
teiligung am öffentlichen Leben. 


Es heißt darin: Die katholiſche Aktion muß ſich Geltung verſchaffen 
durch alle jene praktiſchen Mittel, die ihr der Fortſchritt des ſozialen und 
wirtſchaftlichen Studiums, die ſchon anderswo gemachte Erfahrung, die Ver— 
hältniſſe der bürgerlichen Geſellſchaft, ſogar das öffentliche Staatsleben an 
die Hand geben. Sie muß ſich infolgedeſſen jener bürgerlichen Rechte be— 
dienen, welche die heutigen Staatsverfaſſungen allen und demnach auch 
den Katholiken gewähren. . . . Jene Rechte ſind verſchiedener Art; ſie 
geſtatten ſogar direkt an dem politiſchen Leben des Landes Anteil zu 
nehmen vermittelſt der Volksvertretung im Parlament. Schwerwiegende 
Gründe raten Uns ab, ehrwürdige Brüder, von jenen Uns von Unſeren 
Vorgängern Pius IX. und Leo XII. vorgeſchriebenen Normen abzuweichen, 
wonach in Stalien die Teilnahme der Katholiken an den Parlaments- 
wahlen verboten ift. Nur ebenjo jchwerwiegende andere Gründe, die das 
höchſte Intereſſe der Gejellichaft im Auge haben, welches um jeden Preis 
gewahrt werden muß, fünnen veranlajjen, daß in bejonderen Fällen von 
dem Geſetze dispenfiert werde, hauptjächlich wenn ihr, ehrwürdige Brüder, 
von der unbedingten Notwendigkeit für das Heil der Seelen und für das 
höchſte Interejje eurer Kirchen überzeugt jeid und darum einfommt. Nun 
aber bedingt die Möglichkeit diejes Unjeres wohlwollenden Zugeftändnifjes, 
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daß alle Katholifen fich in verftändiger, ernfter Weife auf das politijche 
Leben vorbereiten, bis fie zur Teilnahme daran berufen werben. 


4. Juli. Die franzöfiiche Botfchaft beim Vatikan wird ge— 
räumt. Das Archiv wird in die Botjchaft beim Quirinal gebracht. 

Ende Dezember. Ein Weißbuch der Kurie über die Trennung 
von Kirche und Staat wird angekündigt. 


Der erſte Zeil enthält eine Abhandlung in neun Kapiteln nebit 
einem Anhang, der zweite Teil 47 Altenſtücke, darunter eine große Anzahl 
bisher nicht veröffentlichter, beijpieläweije einen Brief Leos XIII. an den 
Präfidenten Loubet vom 23. März 1900 nebſt der Antwort des Präfidenten, 
den Notenmwechjel, betreffend die Ernennung der Bilchöfe, genaue Tert- 
angabe der Noten bezüglid; der Romreiſe des Präfidenten Loubets. Laut 
Borrede bezwedt der Heilige Stuhl mit der Herausgabe des Weißbuches 
lediglich nachzuweiſen, daß nicht er den Bruch und die Trennung ver— 
fchuldet, wie franzöfiiche Staat3männer dies in Wort und Schrift be- 
baupten. An ber Hand von Dokumenten jei died nicht ſchwer Harzulegen. 
Die erjten drei Kapitel ftellen in großen Zügen die antireligiöje Politif 
der legten franzöfiichen Kabinette dar, die folgenden beſprechen Die gegen 
den Heiligen Stuhl erhobenen veſchuidi ungen, der Nachtrag handelt von 
dem Protektorat Frankreichs über die Katholiken im Orient und in Oſt— 
alien. Die Veröffentlihung ſei feine Antwort auf perjönliche Snjurien, 
noch wolle fie jemanden beleidigen, am allerwenigjten bie franzöfijche 
Nation. Das Weißbuch jolle die öffentliche Meinung, bejonders in Frank— 
reich, aufklären und eine Fälfhung der Hiftoriihen Wahrheit verhüten. 

(„Röln. Volksztg.“) 


IX. 
Schweiz. 


11. Januar. Aufruf zur internationalen Arbeiterjchußlonferen;. 

Der Bundesrat richtet an die diplomatischen Vertreter Deutjchlands, 
Defterreich-Ungarns, Belgiens, Dänemark, Spaniens, Franfreichd, Groß— 
britanniens, Griechenlands, Italiens, Luxemburgs, der Niederlande, Bor- 
tugal3, Rumäniens, Serbiens und von Schweden und Norwegen ein Rund- 
chreiben mit der Einladung zu einer Konferenz zur Regelung folgender 
Ubeiterichußfragen: 1. Verbot über Berwendung von weißem Phosphor 
bei — von Zündhölzchen; 2. Verbot der gewerblichen Nachtarbeit 
der rauen mit gemwiljen Einjchränfungen für die Verarbeitung von leicht- 
verderblichen Rohmaterialien. Die durchſchnittliche Arbeitsruhe foll zwölf 
Stunden vom Abend bis zum Morgen betragen. Die Ausdehnung des 
Verbots der Nachtarbeit auf die jugendlichen WUrbeiter iſt fallen gelafien 
worden. Die Konferenz ſoll am 8. Mai im Ständeratsjaal in Bern zu— 
jammentreten. 

24. Februar. Der Durchſtich de8 Simplon wird vollendet. 

22. März. Der Nationalrat genehmigt mit 103 gegen 
6 Stimmen den Handelvertrag mit Deutichland. 


2. April. (Sjelle) Der Simplontunnel wird feierlich er= 
öffnet. 

4. April. Der Bundesrat bejchließt über den Bolltarif: 

1. das Bundesgejeß, betreffend den jchweizerijchen Zolltarif, tritt mit 
den durch die Verträge mit den fremden Staaten erfolgten Uenderungen 
am 1. $anuar 1906 in Kraft; 2. unbejchadet der ihm nad) den allgemeinen 
Beftimmungen jener Geſetze zuftehenden Befugnifie behält jich der Bundes- 
rat vor, die einzelnen Anſätze des neuen Generaltarifs, wenn die Umftände 
es — jollten, jhon vor dem genannten Zeitpunkte in Wirkſamkeit 
zu ſetzen. 

8. Mai. (Bern.) Tagung der internationalen Arbeiterſchutz- 
fonferenz. Es wird beraten über Verwendung von weißem Phos— 
phor in Zündholzfabrifen und gewerbliche Nachtarbeit der Frauen. 

27. Juni. Der Nationalrat genehmigt das Geje über die 
Errichtung einer mit Notenmonopol ausgeftatteten Nationalbank 


mit 114 gegen 7 Stimmen. (Definitive Annahme 6. Dftober.) 
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4. Yuli. (Bern.) Tagung einer Konferenz zur Revifion der . 
internationalen Konvention betreffend den Güterfrachtenverfehr auf 
den Eiſenbahnen Deutſchlands, Defterreich- Ungarns, Belgiens, Däne- 
marks, Frankreichs, Italiens, der Niederlande, Rumäniens, Ruß- 
lands, der Schweiz und Luxemburgs. 

Anfang September. (Rorſchach.) Bei einem Streik der 
Gießereiarbeiter brechen jolche Unruhen aus, daß der Belagerungs— 
zuftand verhängt wird. 

29. Oktober. Bei den Wahlen zum Nationalrat bleibt die 
demofratifchfreifinnige Mehrheit bejtehen. Die Sozialdemokraten, 
die ſechs Site hatten, behaupten nur einen. 


X, 
Belgien. 


Sannar— März. Ein Bergarbeiterftreif bricht im Anjchluß 
an den im preußijchen Ruhrrevier aus. Anfang Februar ſtreiken 
80000 Zrrgleute, Anfang März geht der Ausſtand erfolglos zu 
Ende. Der Berluft an Arbeitslohn beträgt 10 Millionen Franken, 
an Unterſtützungen find 50000 Franken gezahlt worden. 

6. März. (Brüffel.) Baron Lambermont }. Geboren am 
25. März 1819 war er jeit 1859 Generaljefretär des Minifteriums 
de Auswärtigen und galt als der eigentliche Leiter der auswär— 
tigen Politik. 

Ende März. Es wird eine Entjcheidung des Papſtes ver- 
Öffentlicht, die die demokratischen Priefter Daens und Fonteyne 
wegen ihrer Oppofition gegen die Bifchöfe verurteilt. 

Anfang April. (Senat) Senator Graf Mörode (Eler.) 
greift die Heeresverwaltung ſcharf an; ftatt der gejegmäßigen 
40000 Mann jeien weniger als 20000 unter der Fahne. Der 
Kriegaminifter antwortet nicht. 

4. April. (Brüfjel.) Der Bildhauer Konftantin Meunier, 
72 Jahre alt, f. Seine Arbeiten behandeln vornehmlich die Arbeit 
im Bergwerf und Aderbau. 


27. April. (Lüttich) Eine Weltausftellung wird eröffnet. 
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uni. Juli. Kämpfe um den Ausbau Antwerpen und Die 


Heeredverjtärfung. 
Die Regierung bringt eine Vorlage ein über Erweiterung Des 
Hafens und der Feltung Antwerpen. Die herrichende Herifafe Partei 
lehnt das Projeft ab, weil die belgiſche Armee nicht zur Befegung Der 
vergrößerten Feſtung ausreiche und fie eine Heeresvermehrung nicht billigt. 
Die Herifale Partei fürchtet, dabei von ihren Wählern im Stich gelafjen 
u werben („Köln. Volksztg.“ 544). — Der König und die Bifchöfe agitieren 
lebhaft für die Vorlage. Trogdem ftimmt die Regierung einer Bertagung 
ber Vorlage bis zum Oktober zu (28. Juli). 
16. Juli. Das 75jährige Jubiläum der Unabhängigkeit Bel- 


giens wird durch große Feſte gefeiert. 

15. Auguft. Der Senat genehmigt ein von der Kammer 
beichlofjenes Geje, wonach in Induſtrie und Handel eine Sonn= 
tagöruhe von einem halben bis einen Tag fejtgejeßt wird. Aus— 
genommen find Fiſcherei, Waffertrangport, Jahrmarktsverfehr, Not- 
ftandsarbeiten u. dgl. 

16.121. Oktober. GBrüſſel.) Tagung der internationalen 
Geerechtäfonferen;. 

25.26. Oktober. (Deputiertenfammer.) Die Minilter des 
Auswärtigen und des Krieges begründen die Borlage über die Be— 
feftigung Antwerpen? und die Erweiterung feines Hafend. Belgien 
müſſe in der Lage fein, feine Neutralität zu fichern, und die Schelde 
müſſe für Schiffe jeder Größe fahrbar fein. 5 

10. November. (Brüjfel.) Die Elerifale Mehrheit der Kam— 
mer bejchließt in einer Fraktionsſitzung nach lebhafter Debatte, die 
Vorlage über Antwerpen einer eingehenden technijchen Nachprüfung 
zu unterziehen. Die Regierung Hatte fich dagegen erklärt. — In 
der Kammer finden in den folgenden Tagen heftige Kämpfe zwi- 
jchen Regierung und Mehrheit jtatt. 

November. (Brüffel.) Der Bericht des Kongo-Unterſuchungs— 
ausjchuffes wird veröffentlicht. (Vgl. ©. 195 und „Staats-Archiv“ 
Bd. 71.) 

Die „Allg. Ztg.“ jchreibt darüber: „Ihr Bericht ift das Ergebnis 
abjoluter Wahrheit, und wer dem mittelafrifanifchen Unternehmen des 
Königs der Belgier nicht mit unüberwindlicher Voreingenommenbeit ent- 
gegentritt, wird nicht verfehlen, daraus ein richtiges Urteil über den 
wahren Zuftand im Songoftaate zu jchöpfen. Bor allem bejeitigt der 
Bericht endgültig die von den engliichen Anklägern verbreitete Legende 
von den Graujamfeiten, welche die Kongobeamten an den Eingeborenen 
verübt Haben jollen. Der Bericht ftellt feft, daß im allgemeinen die Kongo» 

beamten jich weder eine fchlechte Behandlung der Neger noch deren Ber- 


ftümmelung zuſchulden kommen laſſen. An Ausnahmefällen, in denen es 
ſich um perjönliche Ausfchreitungen einzelner Beamten Handelt, fehlt es 
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natürlih im Kongoftaate jo wenig wie anderdwo. Aber die Kongoregie- 
rung ift jtet3 in jchärfiter Weile gegen die Schuldigen vorgegangen und 
hat damit ihre Pflicht erfüllt. Dagegen rügt der Bericht in entjichiedener 
Form das gegenwärtig im Kongoftaat übliche Syſtem der Handelstonzei- 
fionen, wodurd den Handelsagenten eine Polizeimacht übertragen und Die 
Ausbeutung von Handeldinterejjen über die wahren Intereſſen des Staates 
geftellt wird. Der Ausihuß fordert deshalb die ftrengjte ftaatlihe Be- 
wachung der bereit3 erteilten Handelsfonzejjionen und die Einftellung 
weiterer Konzejlionserteilungen, Mit diefem Syfteme, das zu berechtigten 
Klagen Anlaß bot, wird jomit jegt wohl endgültig gebrochen werden. Be- 
fanntlich hat die englifche „Congo Reform Aſſociation“ auch das Syſtem 
der perjönlichen Arbeitsleiftung der Kongo-Eingeborenen an Stelle der 
Steuern verurteilt. In diefem Punkte gibt der Ausſchuß aber dem Kongo- 
ftaate Recht. Der Bericht hebt hervor, daß der Kongoftaat nicht als eine 
Kolonie betrachtet werden könne, die vom Mutterlande erhalten wird. Er 
muß von eigenen Mitteln leben und daher Einfünfte befigen. Ohne die 
perjönliche Arbeit der Eingeborenen lafjen ſich die leßteren aber nicht er» 
zielen. Deshalb ijt der Arbeitszwang im Kongogebiet eine abjolute Not» 
wendigfeit. Nunmehr ift es Sache der Kongoregierung, die im Ausſchuß— 
berichte gerügten Mipftände abzuftellen. Eine aus 14 Mitgliedern be- 
jtehende bejondere Kommiffion ijt mit der Ausarbeitung von Vorjchlägen 
in diefem Sinne bejchäftigt, und die nächſte Zukunft wird den englischen 
Anklägern wohl ihre festen Waffen gegen den Kongojtaat entreißen. Der 
Borjig in dieſer Kommijjion wurde dem Senatsprälidenten am Kafjations- 
hoje, M. van Maldeghem, übertragen. Die Mitglieder der Kommiſſion, 
der die drei Generaljefretäre des Kongoftaates für Meußeres, Ritter de 
Euvelier, für Finanzen, H. Droogmans, und für Inneres, Charles Lieb- 
rechts, angehören, jegen jich aus Hohen belgischen Beamten und Nichtern, 
befannten $nduftriellen und hervorragenden Juriſten zufammen, darunter 
— Mitglied des permanenten Haager internationalen Gerichtshofes 
Nus. 


XI. 
Niederlande. 


9. Mai. Die Zweite Kammer genehmigt das Unterrichts— 
geſetz; die Erſte Kammer ſtimmt zu am 20. — Hiernach ſind die 
konfeſſionellen Univerſitäten den öffentlichen in der Diplomerteilung 
gleichberechtigt (vgl. 1904). 

22. Mai. (Haag.) Das Schiedägericht entjcheidet in der 
Streitfrage zwijchen Japan einerjeit3 und Deutjchland, Frankreich 
und England andererjeit3 wegen der ehemaligen in den Fremden— 
niederlafjungen erhobenen Steuern zugunften der europäijchen Mächte. 

16. Juni. Bei den Wahlen zur Zweiten Kammer werden 
gewählt 52 Antiminijterielle (34 Liberale, 11 Demokraten, 7 Sozial» 
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demofraten) und? +3 Wintitertelle (15 ortfodore Proteftanten, 
25 Katholiken, I Keftortiche Ehrritem). 

3 Juli. Das Miniſterium Kudder reicht feine Entlaffung ein. 

8. Auguft. Enticheidung des Haager Schiedägericht3 über den 
engliich-franzörtichen Maskatſtreit. 

Danach verliert Framtreich das Recht, weiterhin den Umtertanen bes 
Sultans von Mastat. mie beider fett 2. Janmar 1892 geihehen ift, zu er- 
lauben, ihre Schiffe unter franzöitiche Flagge zu ſtellen. es jei denn, daß 
ihre Reeder oder Beitzer nachweijen konnten, von Frankreich jchon vor 
1863 als Schüglinge angenommen zu jeim Das Recht, die franzöfifche 
Flagge zu fübren, könne jedoch nicht am andere übergeben als jene, Denen 
es urjprünglich verliehen wurde. 

14. Auguft. Es wird ein neues Miniftertum unter dem Prä- 
fibium von de Meeiter gebildet. Es beſteht aus gemäßigt Liberalen 


und aus Beamten. 

19. September. (Haag.) Die Königin eröffnet die General: 
ftaaten und kündigt eine Reviſion des Handelsgeſetzbuches, Vor— 
bereitung der allgemeinen Wehrpflicht, des allgemeinen Wahlrecht 
und jozialpolitiiche Vorlagen an. 

25. November. Die Stellung des ftändigen Minifterpräfi- 
denten wird abgejichafft. Der Präfident des Minifterrat3 wird nur 


auf ein Jahr ernannt. 

November. Berfaffungsänderung und Thronfolge. 

In der Thronrede war eine Berfafjungsänderung in Ausficht ge- 
ftellt worden. In der Preſſe wird die Vermutung ausgeiprocen, daß Die 
Uenderung in einer Wahlreform und der Regelung der Thronfolge, d. 5. 
in einer Ausfchliegung der deutichen Agnaten von der Nachfolge beftehen 
jolfe. Auf November jegt die Regierung einen Berfafjungsausihuß ein 
und erflärt, e3 handle jich bei den geplanten Maßnahmen hauptjächlich 
um die Prüfung und Abänderung der Beitimmungen über die Zujammen- 
fegung der Erften Kammer, um die Proportionalvertretung, die Dauer 
—F — — und die Entſchädigung der Mitglieder der General— 

ände. 

Mitte Dezember. Mit Bezug auf Gerüchte, daß die Nieder- 
lande und Belgien ein Schuß: und Zollbündnis abjchließen wür— 
den, erklärt der Minifter des Auswärtigen, daß Holland fein 
Bündnis diefer Art eingehen wolle, um feine ftaatliche Unabhängig: 


feit nicht zu beeinträchtigen. 
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XII. 
Luxemburg. 


17. November. Großherzog Adolf in Schloß Hohenburg f. 
Geboren 24. Juli 1817, fam zur Regierung ala Herzog von Naſſau 
1839, verlor Nafjau 1866, erhielt die Regierung Luxremburgs 1890. — 
Sein Nachfolger ift fein Sohn Wilhelm, geboren im Jahre 1852. 


XI. 
Danemarf. 


6.13. Januar, Kabinettswechſel. 


Am 6. Sanuar reichen der Kriegsminifter, der Kultusminifter, der 
Landwirtichaftsminifter, der Minifter des Innern und der AYuftizminifter 
ihr Abjchiedsgefuch ein. Am 11. Januar erklärt Minifterpräfident Deunger 
den Rüdtritt des Kabinetts; am 12, wird folgendes Minifterium gebildet: 
Ehriftenjen, Minifterpräfident, jomwie Krieg und Marine; Graf Raben- 
Levepau, Auswärtige Angelegenheiten; der bisherige Juftizminifter Alberti 
verbleibt auf feinem Poſten, ebenfo der biäherige Landwirtichaftsminifter 
Dlaf Hanfen. Der bisherige Minifter des Innern, Soerenjen, wird Kultus— 
minifter; Abgeordneter und Anwalt beim Höchſten Gerichte, Spend Hoegs— 
bro, wird Minifter für öffentliche Arbeiten. Der Abgeordnete und Re— 
dakteur Sigurd Berg wird Minijter des Innern. Der Abgeordnete Re— 
dakteur Wilhelm Larjen erhält das Finanzportefeuille. — Sämtliche Mit- 
glieder des neuen Kabinett3 gehören dem Bentrum und dem rechten Flügel 
der Reformpartei der Linken an; fie find mit Ausnahme de3 Minifterd 
des Auswärtigen Mitglieder des Folkethings. 


17.118. Januar. Programm de3 Miniſteriums. Vertrauens 


botum. 

Minifterpräjident Chriſtenſen erflärt im Folfething, das Mini- 
fterium jei ein ausgeprägtes Minifterium der Linfen; er vertrete aber feine 
einfeitigen S$nterefjen und wünſche die Zufammenarbeit mit allen, die das 
Wohl des Landes mwollen. Der wichtigfte Punkt des Programms jei die 
Durhführung des vorliegenden Regierungsentwurfes über das allgemeine 
Wahlrecht zur Gemeindevertretung, die Ordnung des Yandesverteidigungs- 
weſens auf der Grundlage der Neutralität des Landes, die nach Anficht 
des Minifterpräfidenten ohne weſentliche Aenderungen des Militärbudgets 
durchgeführt werden könne, und die Abänderung der Wahlfreißordnnung bei 
den Folkethingwahlen, wozu eine Menderung der Verfafjung erforderlic) 
jei. Am 18. wird ein Vertrauensvotum für die Regierung mit 63 Stimmen 
angenommen. Die 38 Abgeordneten der Minderheit enthalten fich der 
Abſtimmung. 

16.118. Februar. (Kopenhagen.) Internationale Konferenz 
von Ditjee- und Nordjee-Keedern. 
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E3 beteiligen fich etwa 100 Vertreter aus Dänemark, Schweden, 
Norwegen, Deutichland, Frankfreih, England, Holland, Rußland, die 
4127 Regiftertonnen repräfentieren. Einftimmig wird folgender Be- 
ihluß gefaßt: Die zur Konferenz in Kopenhagen verjammelten, die leiterr- 
den Vereinigungen der Dampfſchiff-Reedereien repräjentierenden Vertreter, 
ſowie zahlreiche private Firmen Großbritanniens, Deutichlands, Frankreichs, 
Spaniens, Hollands, Belgiens, Schwedens, Norwegens, Rußlands, Finnlands 
und Dänemarks fprechen ſich einftimmig für die Notwendigkeit aus, jofort eine 
internationale Vereinigung von NReedern zu bilden, welche an dem Handel 
an der Oſtſee, der Nordjee und dem Beihen Meere intereffiert find.“ Die 
dänische Dampfichiffsreeder-Bereinigung wird erfucht, die notwendigen vor— 
bereitenden Schritte zur Bildung der geplanten internationalen Vereinigung 
gelegentlich der Zujammenkunft im Juni zu tun. 


21. März. Das Folkething genehmigt in zweiter Beratung 
mit 56 gegen 46 Stimmen einen Gejeßentwurf betreffend die Ein— 
führung der Körperftrafe in der vom Landsthing bejchlofjenen Faſ— 
fung. (Endgültige Annahme 29.) 

17. Juli. (Kopenhagen.) Bejuch des deutjchen Kronpringen= 
paare?. 

31. Juli bis 2. Auguft. Beſuch des Deutjchen Kaiferd in 
Kopenhagen. 

5. September. Der Kriegd- und Marineminifter erhält die 
offizielle Bezeichnung Verteidigungsminiſter. 

8. September. Das Gejet über die Prügelftrafe tritt in Kraft. 

8. September. (Kopenhagen.) Befuch eines englifchen Ge- 
ſchwaders. 

10. Oktober. (Folfething.) In der Budgetdebatte wird 
über das Verhältnis zu Deutfchland gefprochen, wobei der Minifter 
des Auswärtigen erklärt, die Beziehungen hätten fich gebeffert. 

20. November. (Kopenhagen.) Die Deputation des nor= 
wegijchen Storthing, die dem Prinzen Karl die Königsfrone an— 
tragen fol, langt an. — Am 23. reift der Prinz ab. 


XIV. 
Schweden nnd Norwegen. 


15. Januar. (Norwegen) Durch einen Felsſturz bei Nes— 
dal, nördlich Bergen, fommen 59 PBerfonen um. 
18. Januar. (Schweden) Der Reichdtag wird eröffnet. 


Sn der Thronrede heißt e3, daß da3 Verhältnis zu den fremden 
Mächten fortdauernd das befte jei. Im abgelaufenen Jahre ſeien Schieds— 
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gericht3verträge mit Frankreich, England, Belgien, Rußland und der Schweiz 
abgejchlofien worden und die Verhandlungen über Einführung je eines be- 
jonderen Konſulatsweſens für Schweden und Norwegen foweit vorgejchritten, 
daß man erwartet, man könne das Ergebnis dem Reichdtag in nächfter 
Zeit vorlegen. Ein Entwurf über die Ausdehnung des Stimmrechtes zu 
den Wahlen zur Zweiten Kammer, der mit dem im vergangenen $ahre 
— Entwurfe nahezu übereinſtimmt, wird auch in dieſem Jahre 
vorgelegt. 


8. Februar. (Schweden) Dem Reichstag wird ein Ent— 
mwurf über Erweiterung des Wahlrechts vorgelegt, der im wejent- 
lichen diefelben Beitimmungen wie der vorjährige enthält. 

8. Februar. Die Verhandlungen über das ſchwediſch-norwe— 
giſche Konſularweſen jcheitern. 


Sm Schwediſchen Amtsblatte werden die Protokolle über die 
Verhandlungen veröffentlicht, welche zwiſchen dem jchwedijchen und dem 
norwegiſchen Minifter bezüglich der Trennung des gemeinjamen Konfulats 
ftattgefunden haben. Daraus ergibt fich, daß der normwegiiche Minifter den 
von dem ſchwediſchen Minifter gemachten Borjchlag, betreffend gleiche Geſetze 
für die Regelung der Beziehungen zwilchen den Miniftern des Auswärtigen 
und den Gejandtichaften einerjeit3 und zwiſchen den Konfulardireftionen 
und den Konjuln anderjeits, nicht annehmen wollte. Infolgedeſſen hat 
der König auf Vorſchlag des Minifterd des Aeußeren entichieden, daß Die 
Verhandlungen abzubrechen jeien. Dieſer Beichluß mar gleichzeitig im 
ſchwediſchen und norwegiſchen Staatsrat gefaßt worden, und der König 
traf folgende Verfügung: ch finde, daß ich unter den gegenwärtigen Um— 
ftänden feine andere Entjcheidung treffen Ffann, als dem Vorſchlage des 
Minifterd des Aeußeren beizuftimmen. ch kann mich aber nicht enthalten, 
meinen beiden Völkern den warmen Wunjch auszufprechen, daß die beiden, 
jeit einem Jahrhundert vereinigten Königreiche niemals zulafjen, da irgend- 
welche Meinungsverjchiedenheiten der Union jelbft jchaden; denn dieje ift 
der ficherfte Schuß der Unabhängigkeit, Sicherheit und Wohlfahrt der jkan- 
dinadvischen Halbinjel. — Die normwegijche Abteilung des Staatdrates hat 
dem Hinzugefügt, fie habe fich erlaubt, dem König von diejer Verfügung 
abzuraten. 

Im norwegiihen Storthing erflärt Staatöminifter Hagerup: 
Unfere Aufgabe muß es jein, zu erreichen, daß die Bedingungen dafür, 
daß Norwegen die ftaatd- und völferrechtliche Stellung einnimmt, die ihm 
als jouveränes Reich zufommt, ganz und ohne Einſchränkung durchgeführt 
werden. Kann diefe Aufgabe nicht innerhalb des Rahmens der bejtehen- 
den Staat3verbindung zwiſchen Norwegen und Schweden gelöft werden, jo 
muß in Erwägung gezogen werden, daß eine neue und freiere Form für 
ein ſolches Zuſammenwirken zwijchen beiden Bölfern feftgejeßt werde zur 
Förderung der Gejamtheit der Intereſſen, von der alle wünjchen müflen, 
daß jie erhalten bleibe und die in höherem Grade als Inftitutionen eine 
dauernde und wertvolle Grundlage für den Zuſammenſchluß zwijchen freien 
Nationen bildet. 


8. Februar. Der König überträgt dem Kronprinzen für 
unbeftimmte Zeit die Regierung, da er fich zur Beilegung der durch 
den Konjulatzjtreit hervorgerufenen Friktionen nicht Fräftig genug 


fühlt. 
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1.2. März. (Norwegen) Das Minifterium tritt zurüd. 


Außerung des Kronprinzen. 

Staatöminifter Hagerup erklärt in jeinem Abjchiedsgefuhe, daß 
eine vollftändige Klarjtellung des Unionsverhältnifjes auf der Grundlage 
und Borausjegung notwendig jei, daß, wenn Norwegens berechtigte natio- 
nale Forderungen nicht im Rahmen der bejtehenden Staatöverbindung er— 
füllt werden könnten, freiere Formen für das Zujammenarbeiten der beiden 
Völker gejucht werden müßten. Einjeitige norwegiiche Beichlüffe, die fich 
auf die Konjulatsjache beichränkten, jeien nicht geeignet, zum Ziele zu 
führen. — Am folgenden Tage erklärt der Kronprinz in einem offenen 
Briefe jeine Ueberzeugung, daß mit Rückſicht auf die europäifche Lage 
eine Bereinigung beider Reiche das befte jei. Die unerläßliche Bedingung 
für die Erfüllung des von Norwegen gehegten Wunjches nach einem eigenen 
Konfulatswejen müfje jein, daß das Verhältnis zum gemeinjamen Mini» 
fterium des Auswärtigen in einer die Union fichernden Weije hergeftellt 
werde, und daß die Angelegenheit nur in Uebereinjtimmung mit dem $ 5 
der Reichsakte entjchieden werden könne. 


10. März. (Norwegen.) Neubildung des Minifteriums. 

Es jegt fich folgendermaßen zufammen: Michelſen: Staatsminifter 
in Ehriftiania, Chef des Juftizdepartements, Loerland, Staatöminifter in 
Stodholm; Arcander, Departement für Handel, Jnduftrie und auswärtige 
Angelegenheiten; Gunnar Knudjen, Finanzdepartement; Propſt Ehriftian 
Knudjen, Kirchendepartement; Winje, Landwirtichaftlicheg Departement; 
Olſſoen, Yandesverteidigungsdepartement; Lehmkuhl, Departement für öffent- 
lihe Arbeiten; Hagerup und Bothner werden der Staatsratsabteilung in 
Chriftiania zugeteilt. 

15. März. Norwegen.) Minijterpräfident Michelfen erklärt 
im Storthing über das Programm des Minifteriumg: 

Die jegige Regierung jei gebildet, um das verfaffungsmäßige Necht 
Norwegens auf ein eigened3 norwegiſches Konfulatswejen durchzuführen. 
Das norwegiiche Volk Habe feinen Höheren Wunſch, al3 mit allen Völkern 
und nicht zum wenigften mit dem jchwedijchen Nachbarvolfe in Frieden 
und gutem Einvernehmen zu leben; e8 wünjche, jeine ganze Nationalfraft 
einjegen zu können zur Entwidelung feiner materiellen Hilfsquellen. Die 
Regierung jei überzeugt, daß der einige und unbeugjame Wille des nor- 
wegiichen Volkes jein Recht in Uebereinftimmung mit der Verfaffung zur 
Geltung bringen werde. 


5. April. (Stodholm.) Erklärung des Kronprinzen-Regenten 
im gemeinjamen Staatsrat über die Unionsfrage. 


Er fordert die Staat3räte der beiden Königreiche auf, unverzüglich 
und ohne an den früheren Gejichtspunften fejtzuhalten, freie und freund 
ichaftlihe Verhandlungen über eine neue Ordnung aller gemeinfamen An» 
gelegenheiten wieder aufzunehmen und zwar auf der Grundlage, daß eine 
vollftändige Gleichftellung für beide Länder zu ſuchen und zu verwirklichen 
jei. Der Weg, auf dem man mit gutem Willen von beiden Seiten zu 
einer alle Barteien befriedigenden Löſung gelangen könne, jei folgender: 
Ein gemeinjamer Minifter des Aeußeren, ſei e8 ein Schwede oder ein Nor- 
weger, der den beiden Königreichen oder den gemeinfamen Snftitutionen 
verantwortlich ift; befondere Konjuln für jedes Königreich mit der Maf- 
gabe, daß die Konjuln bezüglich aller Angelegenheiten, welche die Be— 


— 
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iehungen zu den auswärtigen Mächten betreffen, dem Minifterium des 
eußern unterftehen. Sollte im Laufe der Verhandlungen eine andere 
Form für die Organijation der gemeinfamen Angelegenheiten gefunden 
werden, jelbjtverjtändlich unter Beibehaltung der Gemeinſamkeit in der 
Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten, die eine unumgängliche Be- 
dingung für das Beftehen der Union jei, jo erklärt der Kronpinz- Regent, 
auch dieje Vorfchläge in ernfte Erwägung ziehen zu wollen. 


13. April. (Schweden.) Minifterpräfident Boftroem tritt 
zurück. Gein vorläufiger Nachfolger wird Staatsrat Ramftedt. 

25. April. Offizidfe Kundgebungen beider Regierungen zu 
den Verhandlungen über dad Konjulatswejen. 


Das „Schwediiche Telegraphenbureau” erklärt: Auf die von dem 
Kronprinz-Regenten im gemeinfamen Staatsrate am 5. Wpril an die 
Staatsräte beider Königreiche gerichtete Aufforderung, die Unionsverhand- 
lungen wieder aufzunehmen, hat die norwegijche Regierung geantwortet, 
daß fie der Wiederaufnahme der Verhandlungen nicht zuftimmen könne, 
fall3 nicht zuvor die Errichtung eines getrennten Konſulatsweſens für Nor- 
wegen angenommen jei. Außerdem verlangt die normwegiiche Regierung 
für die nad) Annahme diefes Punktes eventuell erfolgende Wiederaufnahme 
der we tee ve ge daß die beftehenden Einrichtungen feinem der beiden 
Länder für die Erreichung feiner Abfichten ein Hindernis bereiten dürfen. 
Snfolgedefjen hat der Kronprinz-Regent in der heutigen Sigung des ge- 
mifchten Staatsrate3 in Uebereinftimmung mit dem jchwediichen Staatsrat 
und der norwegiſchen Staat3ratsabteilung in Stodholm folgende Ent- 
iheidung getroffen: „Da die normwegifche Regierung leider einem Borfchlag 
auf Einleitung neuer, die Uniondfrage betreffender Unterhandlungen nicht 
beitreten will, muß ich zu meinem aufrichtigen Bedauern es bei den im 
gemijchten Staatsrat abgegebenen Erklärungen bewenden laſſen.“ 

Das „Normwegiiche Telegraphenbureau” erflärt: Die norwegifche Re- 
gierung äußert fih in ihrem, den Vorſchlag des Kronprinz-Regenten be- 
treffenden Gutachten dahin, daß das norwegische Volk — An⸗ 
ſpruch auf die Errichtung eines eigenen norwegiſchen Konſulatsweſens er— 
hoben und mit eben dieſer Einſtimmigkeit auch behauptet habe, daß die 
Entſcheidung dieſer Sache, weil ſie außerhalb der durch die Reichsakte er— 
richteten Gemeinſchaft zwiſchen beiden Reichen liegt, der ausſchließlichen 
Entſcheidung durch die norwegiſchen Staatsbehörden vorbehalten ſei. Das 
norwegiſche Storthing Habe zur Behandlung der Sache ein ſpezielles 
Komitee eingeſetzt, welches in der nächſten — einen Vorſchlag zum 
Zweck der Errichtung eines norwegiſchen Konſulatsweſens unterbreiten 
werde. Falls der in der gemeinſchaftlichen Sitzung des norwegiſchen und 
des ſchwedichen Miniſterkomitees gemachte Vorſchlag auf der Vorausſetzung 
bafiert ſein ſollte, daß die weitere Förderung der Sache vorläufig eingeſtellt 
werden müfje, würde der Anjchluß Norwegens an eine derartige Voraus— 
jegung gleichbedeutend jein mit dem Aufgeben des einftimmigen Anſpruchs 
des norwegischen Volkes und dem Verzicht auf die Durchführung eines 
Rechtes, das Norwegen ala jouveränem Reiche zulommt und welches über- 
dies durch das Grundgeſetz gemährleiftet wird. E3 würde den Verzicht 
auf eine Reform involvieren, weldhe die Entwidelung und die Lage des 
wirtjchaftlichen Lebens mit immer wachſendem Nahdrud erheifchen, um 
statt dejjen Verhandlungen zwijchen den beiden Weichen bezüglich diejer 
Reform einzuleiten, von welchen man nad) wiederholten Erfahrungen leider 
befürchten muß, daß fie entweder erfolglos bleiben oder im günftigften 
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Falle die Durchführung der Sache verzögern würden. Nachdem die Re— 
gierung die im Laufe der legten 60 Fahre zu wiederholtenmalen gepflo= 
genen aber ftet3 gejcheiterten Verhandlungen nochmals in Erwägung ge— 
zogen hat, betont jie: Wenn Die zulegt, und zwar zu Anfang diejes Jahres, 
geführten Verhandlungen ohne Erfolg geblieben find, jo muß die auf 
den Umftand zurüdgeführt werden, daß die jchwediiche Regierung, troß 
des dom Könige gutgeheißenen vorläufigen Abkommens, eine Reihe von 
Forderungen aufgeftellt Hat, die zum Teil das ausjchliegen würden, was 
durch das vorläufige Ablommen bereit3 al3 gegeben vorausgejegt mar. 
Unter diefen Umftänden glaubt die Regierung davon abraten zu müfjen, 
daß wegen der Unionsverhältnifje neue Unterhandlungen eingeleitet werden, 
ehe das gejonderte norwegiſche Konjulatswejen durchgeführt if. Auf alle 

le aber müßten die neuen Verhandlungen, jollte e3 wirklich dazu 
ommen, auf einer ganz freien Grundlage unter voller Anerkennung der 
Souveränität jedes der beiden Reiche, ohne Vorbehalt oder Beichränfung 
irgendwelcher Urt geführt werden. Es müßte bindende VBorausjegung fein, 
daß die bis jet bejtehenden Berhältniffe der Ausübung des Gelbjtbeitim- 
mungsrechtes jedes einzelnen der beiden Reiche feine Hindernifje in den 
Weg legen follen, jondern daß jedes der beiden Reiche die fünftigen Formen 
jeines nationalen Dajeins in voller Freiheit feſtſtellen könne. Denn nicht 
eine Zwangsunion, jondern nur das gegenfeitige Zutrauen und die gegen- 
jeitige Sympathie zweier freier jelbjtändiger Nationen kann die Zukunft 
und das Glüd beider Völker und die Unabhängigkeit und Antegrität dem 
Neiche fichern. Bei der Behandlung der Sache vor dem Kronprinz-Regenten 
in der gejtrigen gemeinfhaftlihen Sitzung des normwegifchen und jchme- 
diſchen Minifteriums in Stodholm betonte die norwegiihe Staatärat3- 
abteilung in Stodholm, daß normwegijcherjeit eine Auflöfung der Union 
nicht bezwedt werde, zugleich aber glaubte die Gtaatöratsabteilung doch 
betonen zu müſſen, daß eine jolche Auflöjfung immerhin ftatthaft jein würde. 

2. Mai. (Schweden) Beide Kammern de3 Reichstags 
ftimmen der Erklärung des Kronprinz-Regenten vom 5. April zu. 

5. Mai. (Schweden.) Die Zweite Kammer des Reichstags 
lehnt alle Vorjchläge über die Wahlreform ab. Die Reform ift 
damit gejcheitert. 

16. Mai. (Norwegen) Das Storthing bejchließt mit 81 
gegen 36 Stimmen die Einführung der direften Wahl für dag 
Storthing. 

23.Mai. Norwegen.) Das Storthing genehmigt das Kon— 
ſulatsgeſetz. 

27. Mai. Morwegen.) Nichtſanktionierung des Konſulats— 
geſetzes. Entlaſſungsgeſuch der Regierung. Preſſe über Auflöſung 
der Union. 

Im Staatdrat, der unter dem Vorſitz des Königs in Chrijtiania 
ftattfindet, verweigert König Oskar die Sanktion des Konſulatsgeſetzes. 
Daraufhin reicht die ganze Regierung ihr Entlaſſungsgeſuch ein. Dasielbe 
lautet: „Falls Euere Majeftät nicht geneigt jein jollten, dem Anfuchen der 
norwegiihen Regierung um Genehmigung des vom Storthing angenom- 
menen Gejeßes, betreffend das norwegiiche Konfulatswejen, zuzuftimmen, 
erlauben wir ung untertänigft zu beantragen, daß wir fofort von unjeren 
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Aemtern ald Mitglieder de3 Rates Eurer Majeftät entbunden werben, da 
feiner von uns einen Beſchluß gegenzeichnen will, den wir als offenkundig 
ſchädlich für das Reich anjehen. Die Zurüdweifung des von der Negie- 
rung einftimmig bejchlofjenen Anfuchens, betreffend ein norwegiſches Geſetz, 
da3 vom Storthing einftimmig angenommen wurde und deſſen * 
führung das ganze norwegiſche Volk fordert, kann nach unſerer Anſicht 
nicht mit den Intereſſen Norwegens begründet werden; ſie würde vielmehr 
eine Bedrohung der Souveränität des Reiches in ſich ſchließen und der 
Ausdruck einer perſönlichen Königsgewalt ſein, die dem Grundgeſetz und 
der konſtitutionellen Praxis widerſtreitet.“ 

Der König nimmt das Geſuch vorläufig nicht an, da er jetzt nicht 
imſtande ſei, eine neue Regierung zu bilden. — Die Menge bringt dem 
Miniſterium große Ovationen. Die Preſſe erwartet, daß der König kein 
Miniſterium finden werde, das auf das Konſulatsgeſetz verzichte, und daß 
daher nichts als friedliche Auflöſung der Union — bleibe. 


31. Mai. (Stockholm.) Dem König werden große Ova— 
tionen für jein Verhalten in der Unionskriſis gebracht. 

Ende Mai. (Stodholm.) Ein Streif der Straßenreiniger 
jcheitert, weil fich zahlreiche Hilfskräfte, darunter Studenten, melden. 

7. Juni. Norwegen.) Kündigung der Union mit Schweden. 


Adrefje an den König. 

Die norwegiiche Regierung erklärt im Storthing, daß fie zurücktrete. 
Das Storthing beichließt ohne Debatte einftimmig: „Da die jämtlichen 
Mitglieder des Staatsrats ihre Aemter niedergelegt haben, da der König 
fi außerftande erklärt hat, dem Lande eine neue Regierung zu verichaffen 
und da die fonftitutionelle Königsmacht jomit außer Wirfjamfeit getreten ift, 
werden die Mitglieder des heute abgetretenen Staatsrat3 vom Gtorthing 
ermächtigt, bis auf weiteres als norwegijche Regierung die dem König 
zuftehende Macht auszuüben in Hebereinftimmung mit der Berfafjung Nor- 
wegens und den geltenden Gejegen mit den Wenderungen, welche dadurch 
notwendig werden, daß die Vereinigung mit Schweden unter einem König 
al3 Folge davon aufgelöft ift und daß der König aufgehört hat, als nor- 
wegiſcher König zu fungieren.” 

Staat3minifter Micheljen übernimmt die proviforiiche Regierung; 
hierauf wird gegen fünf fozialiftiiche Stimmen folgende Adreſſe an den 
König beichlofien: „Majejtät! Da jämtlihe Mitglieder des Staatsrat 
heute im a Be Aemter niedergelegt und da Em. Majeftät im 
PBrotofoll vom 27. Mai offiziell erflärt haben, daß Em. Majeftät fich nicht 
imftande jehen, dem Lande eine neue Regierung zu verichaffen, ift die fon- 
ftitutionelle Königsmacht in Norwegen jomit außer Wirkfjamfeit getreten. 
Es ift daher Pflicht für das Storthing ald Vertreter des norwegiſchen 
Volkes geweſen, unverzüglich die Mitglieder des abgetretenen Staatsrats 
zu ermächtigen, als normwegifche Regierung bis auf weiteres die dem Könige 
zuftehende Macht auszuüben in te When Pnhndbun,] mit der Berfafjung des 
Königreichs Norwegen und den geltenden Gejegen mit den Nenderungen, 
welche dadurch notwendig werden, daß die Vereinigung mit Schweden, 
welche einen gemeinjamen König vorausjegt, al3 Folge davon aufgelöft 
ift und daß der König aufgehört hat, als normwegiicher König zu fungieren. 
Der Gang der Entwidelung, der mächtiger gewejen ift al3 der Wunſch 
und Wille des einzelnen, hat zu diefem Rejultat geführt. Die 1814 ein- 
gegangene Union iſt bereit3 von der erften Stunde an ihrem Wejen umd 
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Inhalte nad) von den beiden Völkern verjchieden aufgefaßt worden. Bon 
jchwediicher Seite find Beftrebungen ausgegangen, die Gemeinjchaft aus- 
zudehnen, von norwegifcher Seite Bejtrebungen, fie auf die in der Reichs— 
afte vorgejchriebene Gemeinjchaft zu beſchränken und im übrigen die All— 
gemeinheit der beiden Reiche in allen Angelegenheiten geltend zu machen, 
welche nicht in der Neichdafte als unionelle bezeichnet find. Der prin- 
zipielle Gegenjag in der Auffafjung über den Charakter der Union Hat 
viel Miverftändnis zwiſchen den Bölfern hervorgerufen und manche Rei- 
bungen veranlaßt. In der Auffafjung, welche während der fetten Ver— 
handlungen zwifchen den beiden Reichen von der ſchwediſchen Regierung 
gegenüber Norwegen geltend gemacht wurde, hat das norwegiſche Volk 
eine Kränkung feines verfafjungsmäßigen Rechtes, feiner Selbftändigfeit 
und nationalen Ehre jehen müſſen. Die Union hatte ihre Berechtigung, 
folange fie dazu beitragen konnte, Wohlfahrt und Glüd beider Völker zu 
fördern unter Wahrung ihrer Selbjtändigfeit als jfouveräne Staaten. Aber 
über der Union fteht für und Norweger unſer norwegiſches, für Die 
Schweden das jchwediiche Vaterland, und wertvoller al3 die politijche Ber- 
bindung find da3 Solidaritätögefühl und freiwillige Zufammenhalten der 
beiden Bölfer. Für dieſes Solidaritätsgefühl zwijchen dem norwegiihen 
und dem jchwediichen Volke, welches das Glück der beiden Bölfer jichern 
und ihre Stärke nad außen jein follte, ift die Union eine Gefahr ge— 
worden. Wenn die Vereinigung jetzt gelöft wird, hat das norwegiſche 
Volk feinen anderen Wunſch, ald in einem guten Verftändnis mit allen 
und nicht zum mwenigften mit dem Bolfe Schwedens und der Dynaftie zu 
leben, unter deren Leitung unjer Land trog vieler und bitterer Unions- 
ftreitigfeiten ein jo bedeutendes geiftiged und materielled Wachstum er- 
fahren hat. Als Zeugnis dafür, daß die Arbeit und der Kanıpf des nor— 
wegiſchen Volkes für die volle Gelbftändigfeit de3 Vaterlandes nicht in 
irgendwelcher Mißſtimmung gegen das königliche Haus oder das jchwediiche 
Bolf begründet gemwejen iſt und feine Bitterfeit gegen einen von ihnen 
hinterlafjen hat, erjucht das Storthing ehrerbietigft Seine Majejtät um die 
Mitwirkung, daß einem Prinzen aus Seiner Majeftät Haus gejtattet wird, 
unter Aufgabe jeines Erbrecdhtes auf den Thron Schwedens die Wahl zum 
König von Norwegen anzunehmen. Der Tag, an dem da3 normwegiiche 
Volk feinen eigenen König erhält, um den alten Thron Norwegens zu be- 
fteigen, wird die Aera ruhigerer Arbeitöbedingungen für Norwegen, eines 
guten herzlichen Verhältnifjes zum jchwediichen Volt und des Friedens, 
der Eintraht und des treuen Stammes hallens im Norden zum Schuße 
der Kultur der Bölfer, ihrer Freiheit und ihrer Selbftändigfeit einleiten. 
Hiervon überzeugt, wagt e3 da3 GStorthing, die fichere Hoffnung auszu- 
ſprechen, daß das, was jeßt gejchehen ift, fi zum Guten für alle wenden 
wird, aud für Em. Mageftät, für deſſen Perjon das norwegische Volk 
Hochachtung und Ergebenheit bewahren wird.” 


7. Juni. Norwegen.) Das Storthing bejchließt, die Unions— 
zeichen aus der Kriegs- und Handelsflagge zu entnehmen. 

7.8. Juni. (Stodholm.) Der König proteftiert in einem 
Telegramm gegen die ungejebliche Handlungsweije des Storthing 
und lehnt den Empfang einer Deputation ab. 

uni. (Schweden.) Die Prefje betont, daß das norwegische 
Storthing nicht befugt jei, den König zu ftürzen, weil er von feinem 
verfafjungsmäßigen Recht Gebrauch gemacht habe. Einige erklären 
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die Union für zu unwichtig, um Gewaltmittel gegen den norwe— 
gijchen Rechtsbruch anzuwenden. 


9. uni. (Schweden.) Die Regierung beruft für den 20. Juni 
einen aufßerorbentlichen Reichstag ein. Über die Unionskriſis er» 
klärt fie: 

Durch diefes revolutionäre Vorgehen hat das Storthing nicht nur 
ohne Mitwirkung des Königs, fondern auch ohne Rückſichtnahme auf 
Schweden mit eigener Madhtvollflommenheit über das Auflöjen der Union 
Beihluß gefaßt, die auf Grund des gegenfeitigen, durch das Geſetz feſt— 
gelegten Abkommens befteht und ohne Zuftimmung der beiden Länder 
nicht aufgehoben werden kann. Diejer Beihluß des Storthings ift eine 
ſchwere Verlegung der Nechte Schwedens. Es ift unbedingt nötig, daß 
der Reichstag unverzüglich zu einer außerordentlihen Tagung einberufen 
wird, um über die Schritte zu beraten, die auf Seiten Schwedens in be- 
treff deſſen, was fich ereignete, zu ergreifen find.“ 


13. Zuni. (Stodholm.) In einem Proteft des Königs gegen 
die Storthingsbeſchlüſſe heißt es: 

Wenn das norwegiſche Volk das Recht verlangt, den König zu 
zwingen, einen Beichluß zu faffen, der nach feiner Meinung feinen Pflichten 
als Unionsfönig widerftrebt, jo fann dies nur dadurd) erzielt werden, daß 
der König der Union, aljo auch der König von Schweden, in feinen Ent- 
jcheidungen ganz und gar von dem Willen des norwegijchen Volles, des 
norwegiihen Storthing und des norwegiſchen Staatsrates abhängig wird. 
Eine ſolche Stellung für die Macht des Königs muß Ich als unvereinbar 
mit den durch die Reichsakte feftgejegten Rechten des Königs bezeichnen. ... 
Sch wurde vor folgende Situation geftellt: Entweder mußte Ich ſelbſt die 
Reichsakte brechen, auf die Jch den Eid abgelegt habe, oder Ich mußte 
Mich der Eventualität ausjegen, daß Ich ohne Ratgeber daftand. Nach— 
dem die Staat3räte im Storthing ihre Aemter niedergelegt Hatten, hieß 
auch das Storthing den Bruch der Verfaflung gut und erklärte durch feine 
revolutionäre Handlung, daß der gejegliche König Norwegens aufgehört 
habe zu regieren, ſowie daß die Union zwijchen den vereinigten Reichen 
aufgelöft jei. E3 fteht nun Schweden und Mir, ald dem Unionsfönig, zu, 
darüber zu entjcheiden, ob der Angriff Norwegens auf die beftehende Union 
zu einer gejeglichen Aufhebung der Union führen joll. Die Gegenwart 
und die Nachwelt möge zwiſchen Mir und dem norwegiſchen Volke richten. 


21. Juni. (Schweden.) Die Regierung fordert vom Reichs— 
tage die Ermächtigung, mit dem norwegijchen Storthing in Vor— 
bejprechungen einzutreten, eine bedingte Regelung der Gejchäfte zu 
bejchließen, deren Feftitellung für den Fall der Trennung für not= 
wendig erachtet werde. 


Ende Juni. (Schweden.) In beiden Kammern des Reichs— 
tags wird die Vorlage der Regierung über die Trennung jcharf 
fritifiert. Diele Stimmen verlangen militärifche Rüftungen und 
für den Fall der Unionstrennung Schleifung der normwegijchen 
Grenzbefejtigung. 
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13. Zuli. (Schweden.) Der König und der Kronprinz 
haben eine Zuſammenkunft mit dem Deutjchen Kaifer in Gefle. 

15. Zuli. (Schweden.) Auf eine Interpellation ftellt der 
Auftizminifter feit, daß das Storthing, die Erflärung des Königs 
vom 27. Mai unrichtig wiedergegeben habe. Der König habe er— 
klärt, „jet“ feine neue Regierung bilden zu können, das Storthing 
babe „jet“ ausgelafjen (©. 247). 

27. Juli. (Schweden.) Beide Kammern des Reichstags 
genehmigen den Bericht des Ausſchuſſes über die Vorlage zur 
Uniondfrage. 

Darin wird die Negierungsvorlage mejentlich modifiziert. Der 
Ausſchuß ſchlägt vor, der Reichstag ſolle erflären, daß er nicht? dagegen 
einzumenden habe, die Verhandlungen über die Auflöfung der Union auf- 
—— wenn ein neugewähltes Storthing den Antrag auf Aufhebung 
er Reichsafte und Auflöjung der Union ftelle, oder wenn ein jolches Ver— 
langen jeitend Norwegens eingehe nachdem ſich daS norwegiiche Volk durch 
die Vollsabftimmung für die Auflöfung der Union ausgejprodhen Habe. 
Der Ausihuß jchlägt folgende bejonderen Forderungen bei einer etwaigen 
Auflöfung der Union vor: 1. Auf jeder Seite der Grenze zwiichen den 
beiden Reichen wird ein Gebiet fejtgejegt, innerhalb dejjen die Befeftigungen 
gejchleift werden jollen und neue Befeftigungen nicht errichtet werden Dürfen; 
2. die Weidegerechtigkeit auf Renntiere für die ſchwediſchen Zappländer im 
nördlichen Norwegen wird feitgelegt; 3. der Tranfithandel durch beide 
Länder wird gegen Behinderungen oder unbillige Erſchwerungen gefichert; 
4. die vertragsmäßige Rechtsftellung Schwedens gegenüber fremden Mächten 
muß flargeftellt werden, jo daß namentlich die vollftändige Freiheit Schwe- 
dens von der Berantmwortlichkeit für Norwegen gegenüber anderen Staaten 
unzweifelhaft wird. Der Ausſchuß Hält ein Schiedsgerichtsablommen mit 
Norwegen für wünſchenswert, aber Hinfichtlich der Frage der Auflöjung 
der Union nicht für notwendig. Der Ausschuß jchlägt vor, das Reichs— 
ihuldenfontor zu ermächtigen, durch Inanſpruchnahme des Kredits oder 
durch Aufnahme einer Anleihe 100 Millionen Kronen aufzubringen, die 
durch Reichstagsbeſchluß für Veranftaltungen verfügbar gemacht werden 
fönnen, die durch die Verhältniffe etwa erforderlich werden und die Zu- 
fammenberufung eines außerordentlichen Reichstages veranlaßten. 


2. Auguft. (Schweden) Es wird ein neue Minifterium 
Zundeberg gebildet. Es befteht aus fonfervativen und Liberalen 
Politikern. 

3. Auguft. (Schweden.) Ein deutjches Geſchwader bejucht 
Stodholm. 

7. Auguft. (Schweden.) Der König überträgt dem Kron— 
prinzen für unbejtimmte Zeit die Regierung. 

13. Auguft. Norwegen.) In der Volksabſtimmung werden 
368200 für und 184 Stimmen gegen die Trennung don Schweden 
abgegeben. Es jtimmen etwa 80 Prozent der Berechtigten. 

22. Auguft. (Norwegen) Das Storthing ermächtigt die 
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Regierung, Schweden das Ergebniß der Volksabſtimmung mitzu- 
teilen und es zu erjuchen, in die Aufhebung der Reichsakte zu 
willigen, ſowie auf dem Wege der Verhandlungen bei der fried- 
lichen Abwidelung der die Union betreffenden Fragen mitzuwirken. 


3. Auguft. (Karljtad.) Die Delegierten von Schweden 
und Norwegen beginnen die Verhandlungen über die Löjung der 
Union. 

2. September. (Schweden) Das „Stodholm Dagblad“ 
erklärt gegenüber Nachrichten der ausländifchen Prefje, daß der 
König durchaus die Kandidatur eines ſchwediſchen Prinzen für den 
norwegijchen Thron ablehne. 

8.September. (Norwegen.) Der neue Zolltarif tritt in Kraft. 

Mitte September. Schwedijche und norwegijche Blätter bringen 
Nachrichten über Mobilifierungsmaßregeln in beiden Staaten. 

23. September. (Karlitad.) Die jchwedifchen und norwe— 
gifchen Delegierten ſchließen folgendes Übereinfommen über das 
fünftige Verhältnis zwijchen beiden Staaten: 


A. Betreffend die Verweiſung von Streitigfeiten an das Schieds— 
ein Die Reiche verpflichten fich, an den Schiedsgerichtshof im Haag 
iejenigen Streitigkeiten zu verweifen, die nicht die Unabhängigkeit, In— 
tegrität und vitale Intereſſen beider Länder berühren. Sollten die beiden 
Reiche nicht darüber einig werden fönnen, ob ein entjtehender Streit vitale 
Snterefjen eines Landes berührt, fo wird dieje Frage der Entjcheidung des 
Sciedsgericht3 unterworfen. Zur Entiheidung durch das Haager Schieds— 
gericht werden jedoch nicht Streitigkeiten über die Auslegung oder Durch- 
führung des Uebereinfommens verwiejen, das im Zulammenhang mit der 
Auflöjung der Union abgejchloffen wird. Das Uebereinfommen foll zehn 
Jahre vom Tage der Unterzeichnung an gelten und für den gleichen Zeit- 
raum verlängert werden, wenn es nicht von einer Seite mindeftens zwei 
Jahre vor dem Ausgang der zehnjährigen Periode gekündigt wird. 

B. Betreffend die neutrale Zone, Niederlegung der Feftungen u. ſ. w. 
Auf den beiden Teilen de3 jüdlichen Teiles der Grenze, zwischen den beiden 
Reichen, wird eine neutrale Zone von 15 Kilometer Breite auf jeder Seite 
errichtet. In die neutrale Zone jind die Inſeln Schären eingejchlofjen, 
aber nicht die Teile des Meeres jelbft mit jeinen Buchten, die innerhalb 
der Grenzlinie der Zone fallen. Die für das Heer beftimmten Vorrats— 
niederlagen dürfen nicht beibehalten oder ſolche neu innerhalb der neutralen 
Bone angelegt werden. Dieje Bejtimmungen gelten jedoch nicht für den 
Fall, daß jich die Reiche gegen einen gemeinfamen Feind beiftehen. Auch 
jind fie, wenn eines der Reiche mit einer dritten Macht Krieg führt, nicht 
bindend für dieſes Neich Hinfichtlich jeine® Zonengebietes oder für das 
andere Neich, ſoweit die Behauptung feiner Neutralität in Frage fommt. 
Auf Grund diejer Beitimmungen jollen die Befeftigungen, welche innerhalb 
der Zone fich befinden, niedergelegt werden, nämlich die norwegijchen Be— 
feftigungsgruppen: Frederikſten mit dem Fort Gyldenlomwe, Dverbjerget- 
veden, Hjelmkollen, Derje mit Kroffund, ſowie Ursfog (Vingsrud). Die 
genannten Befeftigungen jollen innerhalb eines Zeitraumes von acht Mo- 
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naten ala ſolche unbrauchbar gemacht werden. Die alten Befeftigungs- 
werfe bei Frederikſten, Gyldenlowe und Overbjerget jollen jedoch beibehalten 
werden, dürfen aber nicht fortififatorifch erhalten werden. Nähere Beftim- 
mungen wegen der zu treffenden Maßregeln werden einem bejonderen 
Uebereinfommen vorbehalten. Die Kontrolle über die Durchführung der 
Maßregeln joll durch eine aus drei ausländijchen weder jchwediichen noch 
norwegiichen Offizieren beftehende Kommiffion ausgeübt werden. Schweden 
und Norwegen mählen je einen dieſer drei Offiziere. Die beiden jo Ge— 
wählten wählen den dritten Offizier. Wenn fich die beiden Offiziere nicht 
einigen können, wird der dritte Offizier vom Präſidenten des fchweizerifchen 
Bundesrats gewählt. Die Kongsvinger Befeftigungsgruppe darf nicht er- 
weitert werden weder Hinfichtlich der Armierung, noch Hinfichtlich der Be- 
jagung. Neue Befeftigungen dürfen als Folge hiervon nicht innerhalb 
eines Abſtandes von zehn Kilometer von der alten Kongsvinger Feſtung 
angelegt werden. Das Uebereinfommen tritt jobald ald möglich in Kraft 
und fann nicht einjeitig aufgehoben mwerden. 

Die Punkte C, D und E geben nähere Beftimmungen über Die 
Weidegerechtiame der Rappen, den Tranfitverfehr zwiichen den beiden Län— 
dern und die Benützung der gemeinjchaftlichen Wafjermwerfe. 

Betreffend die Art und Weije, wie die Union aufgelöft werden ſoll, 
find die Delegierten über folgenden Vorſchlag einig geworden: Dem Reichs— 
tag eines jeden der beiden Reiche wird ein Antrag auf Billigung des oben 
berichteten Entwurfs zu dem UWebereinfommen unter Vorausſetzung der 
Gegenjeitigfeit vorgelegt, jo daß das Uebereinkommen gelten joll, nachdem 
Schweden Norwegen al3 einen von der Union mit Schweden losgelöjten 
Staat anerfannt hat. Wenn diefer Entwurf von den Reichstagen beider 
Länder gebilligt ift, wird unter der Bedingung, daß das Mebereinfommen 
in gebührender Form unterzeichnet ift, der ſchwediſche Reichstag erfucht, 
von feiten Schwedens die Reichdakte aufzuheben und den König zu ermäch— 
tigen, Norwegen anzuerkennen. Nachdem die Anerkennung erfolgt ift, 
werden die Verträge in Uebereinjtimmung mit dem Beichluß der Reichs- 
tage unterzeichnet. Eine Ratifikation ift nicht notwendig. Nach Unter- 
zeihnung der Verträge notifiziert Schweden jobald wie möglich den frem- 
den Mächten feine Anerkennung Norwegens al3 eines von der Union mit 
Schweden losgelöften Staates. Jedes Reich richtet hierauf an die fremden 
Mächte, mit denen e3 geltende, gegenjeitig bindende Verträge abgeſchloſſen 
hat, das Erjuchen, anzuerkennen, daß die Gemeinjchaft — Schweden 
und Norwegen hinſichtlich der Rechte und Pflichten gemäß jener Ver— 
träge aufgehört hat, ſo daß das eine Reich nicht länger die Verantwor— 
tung für die Erfüllung von Verpflichtungen hat, welche auf dem anderen 
Reiche ruhen. 


Ende September. (Schweden.) Abſchluß der Reichstags— 
wahlen. Die Linke gewinnt eine Anzahl Sitze, ſo daß die Libe— 
ralen ſtärker als die Konſervativen und die Moderaten find. Die 
Sozialdemokraten ſteigen von 4 auf 14 Abgeordnete. 


9. Oktober. (Norwegen) Das Storthing genehmigt nach 
dreitägiger Debatte das Karlſtader Abkommen mit 101 gegen 
16 Stimmen. Die Oppoſition tadelt beſonders die Niederlegung 
der Feſtungswerke. — Am 10. wird die Seſſion geſchloſſen, am 12. 
beginnt die neue. 
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13. Oktober. (Schweden.) Beide Kammern des Reichstags 
genehmigen das Karljtader Abkommen. 


14. Dftober. Der König übernimmt die Regierung wieder. 


17. Oktober. (Schweden) Der König jchließt den Reichs— 
tag mit folgender Thronrede: 


E3 iſt ein bebeutungsvoller Augenblid, in dem Ich jet in diefem 
Saale Meine Stimme erhebe. Die 1814 gegründete Vereinigung zwijchen 
den in den vorausgegangenen Jahrhunderten zerjplitterten Völkern der 
ſtandinaviſchen Halbinjel ift gebrochen worden. Der ſchwediſche Reichstag 
bat durch jeinen am 16. Oktober gefahten Beihluß Meinen Vorſchlag be- 
züglich Ddiefer Auflöfung gutgeheißen, und wahrhaftig nicht ohne tiefen 
Schmerz ſehe Ich die ehemalige Trennung der beiden nahverwandten 
Völker wieder eintreten. Die Schwierigfeiten und Gefahren, welde in dem 
faft ein Zahrhundert alten Bündnis für immer bejeitigt fchienen, find 
möglichermweije neuerlich zum Leben erwedt; doch will Ich nicht die Hoff- 
nung unterdrüden, daß, obwohl die politiiche Vereinigung leider nicht 
länger befteht, ein dauerhafter Friede zwijchen den Völfern Schwedens und 
Norwegens zufünftig bewahrt wird zur Sicherheit und zum Glüd beider 
Nationen. Ich bin gewiß, daß eine gute Grundlage Hierfür durch das 
Uebereinfommen mit Norwegen gelegt ijt, da3 beide Nationen auf Meinen 
Antrag angenommen haben. In diefer Stunde muß Jh — nicht ohne 
tiefe Bewegung — laut Meinen warmen und innigen Dank für alle treue 
Ergebenheit ausiprechen, welche das edle Volk Schwedens Mir in der für 
Mic jo jchmerzlichen Zeit der Prüfung ermiejen, die jeit dem 7. Juni 1905 
gewährt hat. Die Erinnerung daran will Jh nicht allein in Meinem 
Herzen bi3 zur leßten Stunde Meines Lebens bewahren, fie joll Mich auch 
ftändig mahnen, die Kräfte, welche Mir in Meinem Hohen Alter noch 
übrig geblieben find, zum Beften des Landes und bes Volfes anzumenden, 
das Mir fo treue Liebe bewiejen hat. Ich erkläre Hiermit den außer— 
ordentlichen Reichstag für geichloffen und verbleibe Khnen, Meinen werten 
Herren und ſchwediſchen Männern, mit aller königlichen Gnade und Huld 
ftet3 wohl gewogen. 


26. Dftober. (Stodholm.) Die jchwedifche und norwegijche 
Regierung unterzeichnen die Abmachungen, wodurd die Union auf> 
gehoben wird. Die ſchwediſche Regierung teilt den fremden Mächten 
mit, daß Schweden Norwegen als unabhängiges Land anerkannt habe. 


26. Oktober. (Schweden.) Der König richtet folgendes 
Schreiben an den Präfidenten des norwegifchen Storthings: 


Nachdem ich Norwegen als einen von Schweden vollitändig ge- 
trennten Staat anerkannt habe, benachrichtige ich Sie, daß ich beichlofien 
habe, auf die Krone Norwegens zu verzichten, die mir troß meines guten 
Willens im Laufe der Jabre jo viel bittere Sorgen bereitet hat. Ich 
winjche aber dem Lande und dem Bolfe nur Gutes. In Anbetracht der 
Wendung, welde die Beziehungen in den beiden Ländern zueinander ge= 
nonmen haben, fann ich nicht glauben, daß es für das Glüd Schwedens 
oder Norwegens wäre, wenn ein Prinz meines Haujed die Wahl zum 
König von Norwegen annähme. In beiden Ländern würde es ficher nicht 
ausbleiben, daß Mißtrauen ſich erheben würde, das fich ebenjo gegen ihn 
wie gegen mich wenden würde. Dieſes Mißtrauen fönnte nur ein Sinderni 
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werden für die Beflerung der gegenjeitigen Beziehungen ber zufünftig 
leider getrennten beiden Volker. Ich kann aljo das Anerbieten des Stor- 
things nicht annehmen. 


Schweden. 


27. Oktober. Der König bejchließt im Staatsrat, fortan den 
Titel zu führen: König der Schweden, der Goten und Wenden. — 
Am 1. November wird eine rein fchwedijche Flagge ohne Unions— 
zeichen gehißt. 

7.November. Es wird ein liberales Kabinett gebildet unter 
dem Präfidium de3 Yuftizminifter® Staaff. Minifter des Aus- 
wärtigen wird Sammerherr Trolle, bisher Gefandter in Kopen— 
bagen. 

9. November. Schluß eines Streiks in der Eifen- und Metall— 
induftrie. 17000 Arbeiter waren feit dem 10. Juni auögefperrt. 
Sie ſetzen einen Minimallohn durch). 


Norivegen. 


27. Oktober. Im Storthing wird die Anerkennung Nor= 
wegen3 als unabhängiger Staat durch Schweden und das Schreiben 
König Oskars mitgeteilt. 

12. November. Bei der Volksabſtimmung, ob die Regierung 
die Erwählung des Prinzen Karl betreiben jolle, ftimmen 259563 
mit ja, 62264 mit nein. 

18. November. Königswahl. 

Das Storthing erwählt einftimmig den Prinzen Karl von Däne- 
marf zum König. — Die Sozialdemokraten erklären, jih dem Willen des 
Volkes zu fügen und für die Königswahl zu ftimmen. — Eine Deputation 
wird gewählt, um dem Prinzen die Wahl zu überbringen. — Am Abend 
teilt der Präfident mit, der Prinz habe auf eine telegraphifche Anfrage 
telegraphijch feine Zuftimmung ausgeſprochen. 

25. November. (Chrijtiania.) Prinz Karl von Dänemarf, 
der ala König den Namen Hakon VI. annimmt, langt auf dem 
dänijchen Schiffe „Danebrog” an. Er wird begleitet von englifchen 
und deutſchen Kriegsichiffen; Prinz Heinrich von Preußen wohnt 
den Feierlichkeiten bei. 

27. November. König Halon legt im Storthing den Eid auf 
die Derfaflung ab. 


XV. 
Rußland. 


Anfang Januar. (Moskau.) Der Präſident des Moskauer 
Semſtwo, Fürſt Trubetzkoi, ſchildert in einem offenen Schreiben an 
den Miniſter des Innern die Notwendigkeit von Reformen, um eine 
Revolution zu vermeiden. 

1. Januar. (Finnland.) Der Landtag erſucht, unter Be— 
tonung der Notwendigkeit, die Ausfchreibung für die Wehrpflichtigen 
jofort einzuftellen und die Verordnung vom 2. April mit den fpäter 
noch erlafjenen Bejtimmungen aufzuheben, den Kaiſer, die zur 
MWiederherftellung des geſetzmäßigen Zuftandes nötigen Maßnahmen 
zu treffen. 

4. Januar. Ein faiferlicher Erlaß vom 29. Dezember wird 
veröffentlicht, wonach eine 42,prozentige Anleihe im Nennbetrag 
von 231500000 Rubel ausgegeben wird. 

Januar. Biele Kundgebungen finden in Kreifen der In— 
telligenz und Arbeiterfchaft für adminiftrative und Eonftitutionelle 
Reformen ftatt. Die Polizei Jchreitet mehrfach dagegen ein. 

Januar. (Baku.) Bei einem Ausftande der Naphthaarbeiter 
fommt es zu Unruhen und Zujammenftößen mit der Polizei und 
dem Militär. Viele Bohrtürme werden zerjtört. 

12. Januar. Die 4'/eproz. Anleihe von 231 Millionen Rubel 
zum Kurſe von 94 Prozent wird in Berlin mehrfach überzeichnet. 

18. Januar. Ein Rundfchreiben des Minifterd des Innern 
gibt Ausführungsbejtimmungen zum Erlaß vom 25. Dezember 1904, 


Der Erlaß fehe die Verwirflihung und Beobachtung der Grund- 
lagen des Geſetzes von 1861 vor; er Schfiehe die Erhaltung der bäuerlichen 
und ftändifchen Ordnung, die feit alter Zeit fich herausgebildet habe, Feines» 
wegs aus. Er erfenne an, daß ed umaufichiebbar ſei, zur Wahrung der 
Gleichheit der Perjonen aller Stände vor dem Geſetz in das — 


Einheit zu bringen und allen Juſtizbehörden die nötige Selbſtändigkeit zu 
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fihern. Das jei aber nicht als Aufhebung des ftändifchen bäuerlichen Ge— 
richtes aufzufaſſen, deijen bisherige Iſolierung in anderer Weife behoben 
und deffen Selbftändigfeit auf andere Art gejichert werden könne. 


19. Januar. (Petersburg.) Beim Salutſchießen zur Feier 


der Waſſerweihe wird ein jcharfer Schuß auf das MWinterpalats 
abgegeben. Mehrere Kartätichfugeln ſchlagen in einem gımmereitt-— 

22. Januar. (Peterdburg.) Blutiger Zuſammenſtoß zwi— 
jchen Arbeitern und Militär. Bergeblicher Verfuch der Arbeiter, 
zum Baren zu gelangen. 

In den Freien der ftreifenden Arbeiter Peterburgd wird be— 
ichloffen, dem Zaren durch eine Mafjendeputation eine Bittjchrift zu über- 
reichen mit politiihen und jozialen Forderungen. Führer der Bewegung 
ift der Pope Gapon. E3 werden verlangt Maßnahmen zur Bejeitigung 
der Recdhtlojigfeit und der Armut der Bevölkerung und Vorkehrungen gegen- 
über der Bedrüdung der Arbeit durd) das Kapital. Garantien der per- 
fönlichen Sicherheit, Freiheit de Wortes, Gemwährleiftung des Berjamm- 
Iungsrechte3 und der Gemifjenzfreiheit, obligatorijcher Schulbejuh auf 
Staatskoſten, eine Bolfvertretung, Gleichheit aller vor Gericht, Verant— 
mwortlichfeit der Minifter, Bejeitigung der Ablöjungszahlungen der Bauern, 
Berbilligung de3 Kredits, allmähliche Verteilung der Staatsdomänen unter 
das Volk, Einführung der Einfommenfteuer für die gewerblichen Arbeiter. 
Im bejonderen: gejeglicher Schuß der Arbeit, Freiheit der Konjumvereine 
und anderer Bereine, der Achtjtundentag, Zulaffung des Kampfes der 
Arbeit gegen das Kapital und ftaatliche Arbeiterverfiherung. 

Obgleich die Regierung die Kundgebung verbietet, und ber Bar 
nit in Petersburg, jondern in Zarsſkoje Selo weilt, brechen mehrere 
Gruppen von je einigen Taufend Arbeitern nach dem Winterpalais auf. 
An der Spige marſchiert Gapon mit einem Kreuz und dem Bilde des 
Baren in der Hand. Die Mafjen werden an den Newarllebergängen und 
auf den Straßen vom Militär am Marſch auf das Winterpalais gehindert 
und ftarf beſchoſſen. Die Verlufte werden amtlich auf etwa 400 tote und 
verwundete Demonftranten angegeben, private Nachrichten geben al3 Mini- 
mum mehrere Taufend an. — In den folgenden Tagen finden noch Fleinere 
Unruhen und Bujammenftöße jtatt; viele Studenten und Arbeiterführer 
werden verhaftet, darunter Marim Gorfi, Gapon entflieht nad Franf- 
reich, nachdem er folgende Proflamation erlaſſen hat: „Kameraden, ruſſiſche 
Arbeiter! Es gibt feinen Zaren. Zwiſchen ihm und der ruffischen Nation 
find heute Ströme von Blut gefloffen. Es ift hohe Zeit für Rußlands 
Arbeiter, ohne ihn den Kampf für die nationale Freiheit aufzunehmen. 
Ihr Habt meinen Segen für diefen Kampf. Morgen werde ich bei euch 
jein. Heute bin ich eifrig für die Sache tätig. gez.: Pater Georg." 

Am 23. erläßt die Regierung folgendes Manifeft: „Zu Anfang des 
Sahres 1904 wurden auf das Erjuchen einiger Fabrifarbeiter von St. Peters- 
burg die Statuten der St. Peteröburger Gejellichaft der Fabrifarbeiter be- 
hördlicherſeits beftätigt. Die Gejellihaft bezwedte zur Befriedigung der 
geiftigen und retigiöfen Intereſſen der Arbeiter beizutragen und legtere 
von verbrecheriiher Propaganda fernzuhalten. Zum Vorſitzenden wählten 
die Arbeiter den Geiftlichen de3 Deportationsgefängnifjes Georgi Gapon. 
Nah und nad) begann die Gejellichaft, die Beziehungen der Arbeiter zu 
den Urbeitgebern zu beraten und im Dezember 1904 veranlaßte fie die 
Arbeiter zur Einmifchung in die Frage der Entlafjung von vier Arbeitern 
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bei den Putilow-Werken, von denen einige, wie erwieſen ift, nicht einmal 
entlajjen worden find, jondern freiwillig die Arbeit aufgegeben haben. 
Trogdem ftellten die Arbeiter am 15. Januar die Arbeit ein, wozu fie 
durch; Gapon und die .. der Gejellichaft aufgereizt wurden. Da- 
bei forderten die Arbeiter Abänderung der Arbeitsordnung und die Ent- 
lafjung von Arbeitern. Die Beruhigungsverfuche der Fabrikinſpektion 
blieben fruchtlos. Alle Arbeiter mehrerer großer Fabriken traten dem 
Ausftande bei, der fich jchnell ausdehnte und auf alle Fabriken übergriff. 
Gleichzeitig wuchſen die Forderungen der Arbeiter. Schriftliche, meift von 
Gapon formulierte Forderungen wurden unter die Arbeiter verteilt. Die 
Arbeitgeber hielten eine Beratung ab. Sie famem zu dem Ergebnis, daf 
die Befriedigung einiger der Anfprüche ein vollftändiges Sinfen der In— 
duftrie zur Folge haben müfje; andere Forderungen müßten geprüft und 
teilweife auch erfüllt werden. Dabei wurde die Bereitwilligfeit aus- 
gejprochen, mit den Arbeitern zu verhandeln, was aber bei der Drgani- 
jation der Ausftändigen unmögli war; Verhandlungen wären nur mit 
Arbeitern einzelner Fabriken möglich gewejen. Damit waren die Arbeiter 
nicht einverftanden. Da der Ausſtand ohne Ruheſtörung verlief, wurden 
feine Reprejjivmaßregeln ergriffen und feine Verhaftungen vorgenommen. 
Der Agitation der Arbeitergefellichaft Schloß fich jedoch bald die Agitation 
der revolutionären Kreije an. Am Morgen des 21. Januar trat die Ge- 
jellichaft, geführt von Gapon, offen mit revolutionären Bejtrebungen her- 
vor. An diefem Tage faßte Gapon eine Petition der Arbeiter an den 
Kaifer ab, in der außer Forderungen für die Arbeiter freche Forderungen 
politiihen Charakters enthalten find. Unter den Arbeitern wurde eine 
Ichriftliche Belanntmachung verbreitet, in der die Notwendigkeit ausgedrüdt 
ift, jih am 22. Januar auf dem Palaisplatz zu verfammeln, um durch 
Gapon dem Kaiſer ein Bittgejuch zu unterbreiten. Den Arbeitern wurden 
die Forderungen politischen Charafterd und der Zwed der Verſammlung 
am Palaisplag verheimlicht. Fanatiſche Reden, die Gapon, feiner geift- 
lihen Würde vergefjend, an die Arbeiter richtete und die verbrecherijche 
Agitation erregten die Arbeiter dermaßen, daß fie am 22. Januar in 
großen Mafjen zur Rejidenz zogen. An einigen Punkten fam e3 zwijchen 
ihnen und den Truppen infolge der Weigerung, den polizeilichen Anord- 
nungen Folge zu leiften oder infolge direkter Angriffe auf das Militär zu 
blutigen Zujammenftößen. Das Militär mußte feuern auf der Schlüffel- 
burger Chaufjee, bei dem Narewſchen Triumphtor, auf dem Troißfiplaß 
und in der vierten Linie im Waffili-Dftrow-Stadtteile, ferner im Alerander- 
garten, an der Ede der Newski- und der Gogolsjtraße, bei der Polizei- 
brücde und bei der Kaſankathedrale. Auf der vierten Linie errichtete die 
Menge aus Draht und Brettern drei Barrifaden; auf einer derjelben 
wehte eine rote Flagge. Aus den Fenftern der benachbarten Häufer wurde 
das Militär mit Steinen beworfen und bejchoffen. Den Schußleuten nahm 
die Menge die Säbel ab und bewaffnete ji) damit. Ferner plünderte die 
Menge die Waffenfabrit Schaff und raubte 100 Klingen, melde aber 
großenteild von der Polizei fortgenommen wurden. Die Menge zerjtörte 
die ZTelephonleitung und ftürzte die ZTelegraphenpfoften um. Auf das 
Amtsgebäude de3 zweiten Stadtteile8 wurde ein Angriff gemacht und das 
Lokal demoliert. Auf der St. Petersburger Seite wurden abends fünf 
Buden geplündert. 


24. Januar. (Beterdburg.) Durch einen faiferlichen Erlaß 
wird eine Militärdiktatur in Petersburg eingerichtet, an deren Spike 
der Gouverneur, General Trepow, fteht. 
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Ende Sanuar. (PBolen.) Bei wiederholten Zufammenftößen 
zwijchen Streifenden und Soldaten in Lodz und Warjchau werden 
mehrere Hundert Arbeiter getötet. 


Ende Januar. Der Moskauer Stadthauptmann führt in 
einer öffentlichen Erklärung die Bewegung in Rußland auf eng= 
liche und japanische Machenjchaften zurüd. Auf Proteft de eng— 
liſchen Botjchafters wird die Erklärung desavouiert. 


Januar. Februar. In faft allen größeren Städten (befonders 
Petersburg, Moskau, Riga, Warjchau, Lodz, Baku, Tiflis, Batum) 
finden große Streiks ftatt. Mehrfach können die Zeitungen nicht 
erjcheinen. Diele Zuſammenſtöße mit Truppen und Boliziften 
finden jtatt. 


1. Februar. Der Minifter des Innern Fürſt Swiatopolf- 
Mirski tritt zurüd; fein Nachfolger wird Bulygin, bisher General: 
gouverneur von Moskau. 


1. Sebruar. (Zarskoje Selo) Der Zar empfängt eine 
Deputation Peterdburger Arbeiter und Hält folgende Anjprache: 


„sh habe euch berufen, damit ihr meine Worte von mir jelbft 
vernehmen und diejelben euren Genofjen mitteilen könnt. Die beflagens- 
werten Ereignifje find traurig, aber die unvermeidlichen Folgen find ein- 
getreten, weil ihr euch von Verrätern umd Feinden unjered Baterlandes 
habt verführen lafjen. Als fie euch aufforderten, eine Bittjchrift über euere 
Bedürfnifje an Mich zu richten, Habt ihr emch zu einer Revolte gegen Mich 
und meine Regierung aufgewiegelt, indem ihr euch Hinreißen ließet, die 
Arbeit in einem Zeitraum zu verlaffen, an dem alle wahren Ruſſen un- 
aufhörlich arbeiten müſſen, um unjeren hartnädigen Feind zu bejiegen. 
Aufftände und aufwiegleriihe Kundgebungen führen die Menge ftet3 zu 
NRuheftörungen, die die Behörden immer gezwungen haben und aud in 
Zukunft zwingen werden, dag Militär zu verwenden, was unjchuldige 
Opfer zum Ergebnis hat. Sch weiß, daß das Leben der Arbeiter nicht 
leicht it. Es müfjen viele Dinge organifiert und verbefjert werden, aber 
habet Geduld; Wir greifen jelbit, wenn es nötig wird, ein, um das Necht 
des Arbeiter und des Arbeitgeberd zu jchügen. Wir werden beftrebt jein, 
die Verhältniffe unſerer Induſtrie zu berüdfichtigen, aber mir euere Be— 
dürfniſſe in der Geftalt einer aufmieglerijchen Menge auseinanderzujegen, ift 
ein Verbrechen. In Meiner Sorge für die Arbeiter werde Jch —I 
ergreifen, um alles Mögliche zu tun, um ihre Lage zu verbeſſern und ihnen 
geſetzliche Wege zur Prüfung ihrer Forderungen zu ſichern. Ich glaube an 
die ehrlichen Geſinnungen der Arbeiter, an ihre Ergebenheit für Mich und 
Ich verzeihe ihnen ihre Freveltat. Geht an eure Arbeit zurüd! Erfüllt 
eure Aufgaben mit euren Genofjen! Gott helfe euch!” 


6. Februar. Die Adelöverfammlung von St. Petersburg 
fordert den Kaiſer auf, „erwählte Vertreter des Volkes“ an der 


Gefeßgebung und Beratung der Regierunggmaßregeln teilnehmen 
zu lajjen. 


“ 
* 
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6. Februar. (Finnland.) Der Senatsprofurator Johnsſon 
wird ermordet. 

10. Februar. (Moskau) Eine Ärztekonferenz des Gouver- 
nements Moskau erläßt eine Sympathiefundgebung für die Peters- 
burger Arbeiter und proteftiert gegen den Krieg. 


12. Februar. Unterfuchung der Arbeiterverhältnifie. 


Ein kaiſerlicher Befehl ordnet an, daß unter dem Vorſitz des Reichs— 
rat3mitgliedes Schidlowsky ein Ausſchuß gebildet werde, behufs unvderzüg- 
licher Feftftellung der Urſache der Unzufriedenheit der Arbeiter in St. Peters- 
burg und Umgegend und behufs Ermittelung von Maßnahmen, die folcher 
Unzufriedenheit in Zufunft vorbeugen können. Der Ausfhuß fol aus 
Bertretern der betreffenden Reſſorts, jowie aus freigewählten Vertretern 
der Induſtriellen und der Arbeiter beftehen. Der Vorfigende hat die Be- 
fugni3, dem Kaijer perſönlich Bericht zu erftatten, weitere Perjönlichkeiten 
zu den Beratungen zu ziehen, die Zahl ber Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer, jowie die Drdnung für die Wahl diejer Vertreter feftzuftellen. 


12. Februar. (Samara.) Die Adelsverfammlung des Gou— 
vernement3 bittet den Zaren, die Selbjtherrjchaft zu erhalten und 
den Adel an den Reformarbeiten zu beteiligen. 

17. Februar. Der Zar genehmigt folgenden Bejchluß des 
Minifterrat3 über die Reform der drtlichen Verwaltung. 


1. Es ift die Ausarbeitung eines befonderen Entwurfes zur Regelung 
diefer Frage unter Teilnahme der ländlichen und ftädtischen Verwaltungen 
vorzunehmen; 2. mit der Ausarbeitung der Gejegentwürfe, betreffend die 
neuen ftädtijchen und ländlichen Verwaltungen, werden zwei Komitees 
beauftragt, welche zu dieſem bejonderen Zmwede in St. Beteröburg unter 
dem Vorſitz einer vom Kaiſer beſtimmten Perſönlichkeit zu bilden find. 
Dem Komitee jollen al3 Mitglieder Perjönlichkeiten angehören, welche von 
den oberjten Leitern der betreffenden Behörden dazu beftimmt werden und 
ferner jolche, die aus den ländlichen und ftädtifchen Verwaltungen erwählt 
find. Die in Rede ftehenden Gejegentwürfe find, ohne daß vorher ein 
Einvernehmen darüber mit den Behörden herbeizuführen ift, unmittelbar 
dem Staatörat vorzulegen. Hinfichtlih der Wahlen der Komiteemitglieder 
aus den ftädtijchen und ländlichen Verwaltungen ift folgendes zu beachten. 
In den Gouvernements, wo Semſtwos beftehen, find je zwei Komiteemit- 
glieder auszumählen. Das eine joll Mitglied der Semftwo-Berfammlung 
de3 Gouvernements fein (wobei aber befonder3 namhaft gemachte Perfonen 
von vornherein auszujchließen find). Da3 zweite Mitglied wird in fol- 
gender Weije gewählt: Jedes Bezirk3-Semftmo de3 Goupvernements wählt 
aus jeinem Berbande (wieder unter Ausſchluß beftimmter Perſonen) einen 
Kandidaten und dieje Kandidaten wählen aus ihrer Mitte das zweite 
Komiteemitglied. In den Städten, in welchen die Kommunalverfafjung 
von 1892 befteht, einjchließlih St. Petersburgs und der Städte, welche 
nad) der Zählung von 1897 mehr ala 50000 et hr haben, ift je 
ein Mitglied in das Spezialfomitee aus dem Verbande des Stadtrat3 und 
der Verſammlung der ftädtiichen Bevollmächtigten zu wählen unter Aus— 
ſchluß bejonders bezeichneter Perſonen. Nach der Feſtſtellung des Gejep- 
entwurfs über die ländlichen Verwaltungen joll in die Beratung der Frage 
eingetreten werden, ob und in welchen Grenzen diejes Gejeg auf die neuen 
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3. März; Ter Zar richtet Folgenden Erich an den Miniſter 
bes Innern über die Zuziehung von Pertrauenzleuten der Nation 


zur Feſtftellung von Reformen: 

Setreu dem altruitihen Vollsbrauche. dem Throne gegenüber in 
Tagen ber Freude und der Trauer des Baterlandes jeinen Gefühlen Aus— 
brud zu geben, bradten Mir Adeld- und Semftwoveriammlungen, Kauf- 
mannichaft und Bauerngemeinden von allen Seiten Rußlands aus Anlaf 
ber Geburt bes Thronfolgers zahlreihe Glüdwünihe mit dem Ausdrud 
ber Berritwilligfeit bar, für bie erfolgreiche Beendigung des Krieges ihr Ber- 
mögen zu opfern und Mir alle ihre Kräfte zu weihen zur Vervollkommnung 
ber Sabnung im Staate. In Meinem und Ihrer Majeftät der Kaijerin 
Namen beauftrage id Sie, unjern herzlichen Dank zu übermitteln für den 
Aushrud loyaler Gefühle, der im der jegigen ſchweren Zeit um jo er- 
freulſcher war, als bie fundgegebene Bereitwilligfeit auf Meinen Ruf, 
ale erfolgreichen Berwirflihung der von Mir angekündigten Reformen 





— 
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mitzuwirken, völlig Meinem Herzenswunſch entjpriht. Mein Wunſch be- 
fteht darin, in gemeinfamer Arbeit der Regierung und reifer Kräfte der 
Gejellichaft die Verwirflihung Meiner auf das Wohl des Volkes gerich— 
teten Abfichten zu erreihen. Die Arbeit Meiner gefrönten Borfahren 
fortjegend, bejtrebt, die ruffiichen Lande ungejchmälert zu erhalten und die 
Ordnung zu wahren, habe ch beichlofjen, von nun an mit Gottes Hilfe 
und mit Hilfe der würdigjten, dad Vertrauen des Volkes genießenden und 
von der Bevölkerung gewählten Männer an die Ausarbeitung und Be— 
ratung legislativer Entwürfe heranzugehen. In Erwägung der bejonderen 
Berhältnijfe des Baterlandes, der Mannigfaltigfeit jeiner Bölferftämme 
und der in einigen jeiner Teile ſchwachen Entwidelung des Bürgertums 
haben ruſſiſche Herricher in ihrer Weisheit dem Lande Reformen je nad 
den gereiften Bedürfnifjen und nur in folgerichtiger Ordnung gejchentt. 
Dabei haben fie die Kontinuität des feften Hiftorifchen, an die Vergangen— 
heit anfnüpfenden Bandes beobachtet, die das Unterpfand für die Dauer- 
haftigfeit und Feltigfeit in der Zukunft bildet. gig Sch gegenwärtig 
diefe Reformen unternehme, bin Ich überzeugt, daß die Kenntnis der ört— 
fihen Bedürfniffe, die Lebenserfahrung und das bejonnene, aufrichtige 
Wort der gewählten Männer die Fruchtbarkeit der gejeßgeberijchen Arbeiten 
fihern wird zum wahren Nuten des Volles. Ach fehe jedoch gleichzeitig 
voraus, wie kompliziert und jchwierig die Verwirklichung der Reformen 
unter unbedingter Wahrung der Unerjchütterlichfeit der Grundgejeße des 
Neiches fein wird. Daher habe Jh, da Ich Ihre langjährige admini- 
ftrative Erfahrung kenne und Ihre ruhige Sicherfeit jchäße, es für gut 
befunden, unter Ihrem Borfige eine bejondere Konferenz zur Beratung 
der Wege für die Verwirklichung diejes Meines Willens einzufegen. Gott 
jegne Mein gutes Beginnen. Möge Gott Ahnen Helfen, dasjelbe zum 
Wohle des Mir von Gott anvertrauten Volkes erfolgreich durchzuführen. 
Nikolaus. 


3. März. Der „Regierungsbote“ veröffentlicht folgende Kund— 
gebung des Zaren über den Krieg und die inneren Unruhen: 


Der unerforihlihen Borjehung hat es gefallen, da3 Baterland 
durch jchwere Prüfungen heimzujuchen. Der blutige Krieg im fernen 
Dften um die Ehre Rußlands und die Herrſchaft in den Gemäfjern des 
Stillen Ozeans, jo dringend nötig zur Sicherung de3 friedlichen Gedeihens 
nicht nur unjeres, jondern auch anderer chriftlicher Völker auf Jahrhunderte 
hinaus, hat von dem ruffiichen Wolfe eine bedeutende Anjpannung der 
Kräfte verlangt und viele unjerem Herzen naheftehende teure Opfer ge— 
fordert. Während die ruhmvollen Söhne Rußlands mit aufopfernder 
Tapferkeit kämpfen und ihr Leben für ihren Glauben, ihren Kaifer und 
ihr Vaterland einjegen, brachen in unjerem Vaterlande jelbft Wirren aus, 
den Feinden zur Freude, uns zu tiefem Kummer. Bon Hocdmut ver- 
blendet, machen übelgelinnte Führer einer aufrührerifchen Bewegung freche 
Anjchläge gegen die Heilige orthodore Kirche und die Durch die Geſetze ge- 
feftigten Grundpfeiler des ruſſiſchen Staates, indem fie meinen, wenn fie 
den natürlichen Zujammenhang mit der Vergangenheit zerreißen, würden 
fie die beftehende Staat3ordnnung zerjtören und ftatt diefer eine neue Landes— 
verwaltung auf neuer Grundlage errichten, die aber tatſächlich unſerem 
Baterlande nicht angemefjen fein würde. Der Anſchlag auf den Groß- 
fürften Sergius, der vorzeitig inmitten der heiligen Denkmäler des Kremls 
ums Leben fam, beleidigt tief das Nationalgefühl eines jeden, dem die 
Ehre des rujfiihen Namens und der Ruhm der Heimat teuer find. De- 
mütig tragen wir die niedergefandten Prüfungen und jchöpfen Kraft und 
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Troft aus dem feften Vertrauen auf die Gnade, die Gott ftet3 dem 
ruſſiſchen Volke bewiejen hat, und aus der befannten uralten Ergebenheit 
unjeres treuen Volkes für den Thron. Mit den Gebeten der heiligen 
rechtgläubigen Kirche, unter dem Banner der jelbjtherrlichen Faijerlichen 
Gewalt hat Rußland Schon Häufig große Kriege und Wirren überftanden, 
ftet3 mit neuer unbeugjamer Kraft aus den Nöten und Schwierigkeiten 
hervorgehend. Doc die in legter Zeit im Innern herrichende Unordnung 
und das Umfichgreifen der auf Aufruhr und Unruhen gerichteten Gedanken 
machen e3 und zur Pflicht, die Regierungsinftitutionen und alle Autoritäten 
an ihre Dienftpfliht und ihren Dienfteid zu erinnern und fie aufzufordern 
zur Wahrung des ent der Ordnung und der Gicherheit, ihre Auf- 
merfjamfeit zu verjchärfen im feiten Bemwußtjein ihrer moralijchen und 
dienftlichen Verantwortung gegen Thron und Vaterland. Unausgejegt auf 
das Volkswohl bedacht, im feiten Vertrauen, daß Gott, nachdem er unfere 
Geduld geprüft, unjeren Waffen den Sieg jchenfen werde, rufen Wir die 
utgefinnten Leute aller Stände auf, jeden in feinem Beruf und an feinem 
lage, ji in einmütiger Mitwirfung und mit Wort und Tat anzu- 
chließen zu dem heiligen großen Werfe der Ueberwindung des hartnädigen 
äußeren Feindes, zur Ausrottung des Aufruhr im Lande und zum be- 
fonnenen Entgegenwirfen gegen die inneren Wirren. Wir erinnern dabei 
daran, daß ed mur bei ruhiger Stimmung der gejamten Bevölferung mög- 
fich ift, Unfere auf Erneuerung des geiſtigen Bebens des Volkes, auf. die 
Kräftigung feines Wohlftandes und die Vervollkommnung der Staat3ord- 
nung gerichteten Abfichten zu verwirklichen. Mögen alle rufjiichen Unter- 
tanen fi feit um den Thron jcharen, getreu Rußlands Vergangenheit, 
die ehrlich und gewifjenhaft in Webereinftimmung mit uns für die Ange- 
legenheiten des Staates bejorgt find! Gott möge der Geijtlichfeit wahre 
Srömmigfeit, den Regierenden Gerechtigkeit und Wahrheit, dem Volke 
Frieden, den Gejegen Kraft, dem Glauben Gedeihen geben zur Befeftigung 
der Selbjtherrjchaft und zum Wohl Meiner treuen Untertanen. Nikolaus. 

Mitte März. Infolge der Niederlage bei Mufden erklären 
fi) manche Zeitungen für den Frieden. Offiziöſe Stimmen betonen 
die Notwendigkeit, den Krieg fiegreich zu beenden. 

26. März, GWarſchau.) Der Polizeichef wird durch eine 
Bombe verwundet. 

29. März. Verfügung des Kaiſers über Reformen in Polen. 

Darin heißt es, daß ſich mit der Erneuerung des bürgerlichen Lebens 
im Weichjelgebiet in den verflofienen legten 40 Jahren eine Reihe von 
Bedürfnijjen hervorgedrängt hätte, denen die Regierung jetzt bejondere 
Aufmerkſamkeit ſchenke. Die Verfuche der Feinde der Rechtsordnung, Wirren 
hervorzurufen, verhinderten eine ruhige Erörterung der Bedürfniffe. Gleich- 
zeitig äußerten einige Gruppen der polnischen Gejellichaft übermäßige An— 
jprüche bezüglich der Grenzen der Anwendung der Staatsſprache, welcher 
im ganzen Reiche eine gebührend hohe Bedeutung gefichert bleiben müſſe, 
aber ohne überflüjjige, ungerechte Verdrängung der örtlihen Spracden. 
Demgemäß beauftragt der Kaiſer den Generalgouverneur, unter geje 
mäßiger, fejter Unterdrüdung der fünftlich hervorgerufenen Wirren an die 
Ausarbeitung von Reformen zu gehen, die ald notwendig anerfannt werden 
für das Gedeihen des untrennbar mit den übrigen Teilen des ruffischen 
Staated verbundenen Gebiets. 


30. März. (Petersburg.) Die Polizei entdedt ein Komplott 
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gegen den Groffürften Wladimir, den Generalgouverneur Trepow 
und den Minijter des Innern Bulygin. 

3. März. Die Peterdburger Telegraphenagentur teilt amt— 
lich über die Berufung von Bolfövertretern mit: 


Am 3. März fegte der Kaifer durch einen Erlaß eine bejondere 
Konferenz unter den Vorſitze des Minifters des Innern ein, welche beraten 
follte, auf welche Weije der Wille des Kaiſers, Vertreter der Bevölkerung 
au Teilnahme an der Gejeßgebung einzuladen, zu verwirklichen fei. Der 

eiter der Konferenz, Minifter Bulygin, veranlafte im Minifterium des 
Snnern unverzüglich eine Sichtung des vorhandenen Materiald und widmete 
den vorbereitenden Wrbeiten eine ganz bejondere Aufmerkfjamfeit. Das 
Material, welches auch eine Anzahl Vorjchläge enthält, welche von ver- 
jchiedenen Perjönlichfeiten und Vereinigungen gemacht wurden, weit bezüg- 
lich der grundlegenden Fragen und in den Einzelheiten der zu löjenden 
Aufgabe erhebliche Verfchiedenheiten auf. Unter diefen Umftänden würde 
die Erörterung der einzelnen Entwürfe zu Weitläufigfeiten geführt, und 
die Arbeiten der Konferenz aufgehalten —— um ſo mehr, als letztere 
nicht allein aus Vertretern der Regierung und hohen Beamten zufammen- 
gejegt jein follte, jondern auch aus Perfonen, die durch ihre Tätigkeit für 
die Allgemeinheit der Regierung befannt und mit den Borausjegungen und 
dem Stand der fulturellen Entwidlung der verfchiedenen Teile des Reiches 
vertraut find. Infolgedeſſen wäre die Konferenz gezwungen gemejen, jich 
über die verjchiedenen Gejichtspunfte in der zur Beratung ftehenden Frage 
zu verbreiten. Der Minifter erachtete es deshalb für nötig, die grund- 
legenden Prinzipien fofort feftzuftellen, nad; denen die Einberufung von 
Bolfövertretern erfolgen fol; er wird diefe Grundlagen dem Minijterrate 
unterbreiten und dann — in der auf Grund des Erlaſſes vom 
3. März gejchaffenen befonderen Konferenz darüber beraten lajjen. Unter 
diefen Umjtänden würden alle vorbereitenden Arbeiten in zwei oder drei 
Monaten beendet fein. Die Frage, auf welchem Wege die Verwirklichung 
de3 faiferlihen Willend am beften zu erreichen ift, hätte ihre Löſung zu 
finden auf der Grundlage ber gleichen Berüdfichtigung der allgemeinen 
Intereſſen des Staates und der örtlichen Bedürfnijje der verjchiedenen Teile 
des Reiches. Der Minifter unterbreitete dem Kaiſer dieſe Vorjchläge. Dieſer 
gab ihnen am 29. März feine Zuftimmung. 


Ende März. In der Krim brechen Unruhen aus; dag faifer- 
liche Schloß in Yalta wird geplündert. Militär und Kriegsfchiffe 
jtellen die Ordnung wieder her. In Caſeno (Gouv. Jekaterinos— 
law) werden die deutſchen Anfiedler bedroht. In Livland wird 
der Zuftand des verjtärkten Schußes verhängt. Im Gouvernement 
Warſchau wird der Verkauf von Schießwaffen verboten. 

Ende März. (Betersburg.) Der Heilige Synod bejchlieht 
gegen das Votum Pobjedonoszews, den Kaiſer um die Genehmigung 
zur Einberufung eine3 Sobor zu erjuchen, in welchem die Wahl 
eined Patriarchen vorgenommen werden joll. 

Ende März. Der „Ruſſki Invalid“ jchreibt über die mili- 
tärischen Anftrengungen Rußlands, die Berlufte und die augenblid- 
liche Stärke der mandjchurifchen Armee: 
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Seit dem Beginn der militärifchen Operationen im Februar vorigen 
Sahres bis zum 27. Februar dieſes Jahres wurden auf der fibirijchen 
Bahn nad Eharbin befördert: 13087 Dffiziere, 761467 Untermilitärs, 
146408 Pferde, 1521 Geihüge und 19524977 Bud Frachten. NRechnet 
man dazu, daß jeit dem 27. Februar noch mindeftens 25000 Mann Ber- 
ftärfungen Hinzugefommen find und daß unjere Streitkräfte in der Man— 
dſchurei, Wladimoftof und Port Arthur zu Beginn des Krieges auf 100000 
Mann geihägt werden Dürfen, jo gelangen wir zu den Eolofjalen Ziffern 
von 900000 Mann mit 1800 Geſchützen und 150000 Pferden. Die mo- 
derne Kriegägejchichte kennt nur ein Beiſpiel, wo nod größere Maſſen 
während eines Feldzuges in Bewegung gejegt wurden, das war der deutjch- 
franzöfiiche Krieg, ın defien jechd Monate dauernden Berlaufe 1150000 
deutjche Krieger die franzöfiiche Grenze überichritten. Auf die Frage, wie- 
viel von —** aufgebotenen gewaltigen Streitmacht zurzeit noch dis— 
ponibel iſt, läßt ſich in Ermangelung völlig zuverläſſiger Angaben über 
die Verluſte in den Kämpfen und durch Krankheiten keine beſtimmte Ant— 
wort geben. Aber man wird mit Hilfe des vorhandenen Materials doch 
zu Annäherungswerten gelangen, die nicht allzuweit von der Wirklichkeit 
entfernt bleiben dürften. Die Verluſte unſerer Truppen an Toten, Ver— 
wundeten und Gefangenen betrugen am Jalu 3000 Mann, bei Wafangkou 
4000, bei Liaojang 26000, am Schaho 44000, in Port Arthur 55000, 
am Hunho 15000, bei Mukden 120000, bei Tjeling 2000, in kleineren 
Gefechten und Scharmützeln 10000, insgeſamt etwa 280000 Mann. Die 
Zahl der aus der Mandſchurei evakuierten Kranken wird mit 100000 
wohl nicht zu hoch gegriffen Iein, ebenjo der Kranfenbeitand in den Yeld- 
lazaretten mit 30000. Auf der Bahnlinie im Anzuge könnten 60000 
Mann verteilt und mit dem Schuße der Bahn 50000 Mann betraut jein. 
Die Bejagung von Wladiwoftof kann gleichfalls auf 50000 geſchätzt werden. 
Es blieben, wenn dieje Zahlen ungefähr jtimmen, für die auf dem Rüd- 
zuge nach Eharbin befindliche Feldarmee unter Linewitſch immer noch 
330000 Mann übrig, die binnen Monatöfrift faft auf 400000 Mann kom— 
plettiert jein könnten. Gelingt es, in diejer impojanten Mafje die durch 
die furchtbaren Tage von Mukden geftörte Ordnung wieder Herzuftellen 
und den Geift der Truppen an den Gedanken des Sieged zu gewöhnen, 
jo könnten die gleichfall3 gelichteten Reihen des Feindes noch auf Wider- 
ftände ftoßen, deren Ueberwindung mit außerordentliden Schwierigkeiten 
verfnüpft wäre. 

1. April. Zugeftändnifjfe an Finnland. 

Im finnländiihen Senat wird ein Manifeft verlefen, nach welchem 
die Ausichreibung der Wehrpflichtigen eingeftellt wird. Nach einer Aller- 
höchſten Verordnung ſoll die finnische Landeskaffe jährlihd 10 Millionen 
Mark an die Reichskafje zu Kriegszmweden zahlen. Die Beitimmungen über 
die Abjegung finnischer Zuftizbeamten werden aufgehoben. 


7.41. April. (Betersburg.) Allruffiiche Kongreffe von Ad= 
vofaten und Profefjoren fordern eine Verfaſſung auf demokratiſcher 
Grundlage. 

11. April. (Petersburg.) Die amtliche Preßkonferenz be= 
jchließt mit 17 gegen 2 Stimmen die Aufhebung der Zenfur über 
Privattelegramme der Zeitungen. 

15. April. Beröffentlicfung über die Staatsfinangen 1904. 
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Nach den bisher veröffentlichten vorläufigen Kaſſenausweiſen über 
die Ausführung des Staatöbudget3 für 1904 gingen an ordentlichen Ein- 
nahmen ein 2 Milliarden 17 Millionen Rubel, aljo 37 Millionen mehr 
al3 veranichlagt war, 14 Millionen weniger ald 1903 und 111 Millionen 
mehr als 1902. Die ordentlihen Einnahmen überjtiegen die ordentlichen 
Ausgaben, die 1 Milliarde 910 Millionen betrugen, um 107 Millionen. 
Im Ertraordinarium waren für Kriegsausgaben 641 Millionen, für Eijen- 
bahnbau und Darlehen an Eijenbahngejellichaften 162 Millionen ange- 
wiejen, zufammen 803 Millionen. Bu deren Dedung wurde verwandt der 
erwähnte Einnahme-leberihuß von 107 Millionen, der Ertrag der 1904 
realifierten fünfprozentigen Schagjcheine und Bond der Meichörente in 

öhe von 431 Millionen, ferner andere außerordentliche Einnahmen in 

öhe von 3 Millionen und die Reftbeftände früherer Jahre in der Höhe 
von 381 Millionen, zufammen 922 Millionen. Zu Beginn des Jahres 
1905 verblieben an freien Reftbeftänden 119 Millionen, wobei der Ertrag 
der 4!/s progentigen Anleihe nicht mitgerechnet ift. 


15. April. Verfügung über die Reform der bäuerlichen Ver— 
hältniſſe. 


Ein kaiſerliches Reſtript an den früheren Miniſter des Innern, 
Goremkin, ordnet die Bildung einer Speziallommillion unter feinem Vorſitz 
an, die fich mit der gejeglichen Feititellung der Beftimmungen zur Regelung 
der Verhältniſſe des bäuerlichen bei der eine Hauptgrundlage 
des nationalen Wohles bedeute, befaffen joll. Es joll Vorſorge getroffen 
werden, um den Bauern bejjere Mittel zur Benußung ihrer Ländereien 
an die Hand zu geben und jolchen, die einen zu geringen Beſitz Haben, 
die Möglichkeit der Auswanderung nad) anderen Gebieten Rußlands oder 
der Erweiterung ihres Befites mit Hilfe einer Bank zu gewähren. Ebenio 
joll der bäuerlihe Befig von dem Grund und Boden anderer Befiter ab- 
gegrenzt werden, um da3 Vertrauen des Bolfes in die Unverleglichkeit 
des Privateigentums zu ftärfen. 


29. April. Folgende Beichlüffe über Toleranz in Glaubens— 
fachen werden veröffentlicht: 


Der Abfall von dem orthodoren Glauben zu einem anderen chrijt- 
lihen Glauben zieht feine Verfolgung oder irgendwelche fir die perjön- 
lichen und bürgerlichen Rechte nachteiligen Folgen nad) ſich. Dabei werden 
die als Bolliäßrige Ubgefallenen zu der Konfeſſion zugehörig anerkannt, 
zu der fie übergetreten find. Bei dem Mebertritt eines Ehegatten zu einem 
anderen Glauben verbleiben die minderjährigen Kinder dem zu Diejent 
Glauben nicht übergetretenen Teil. Bei dem Mebertritt de3 Ehepaares 
nehmen die Kinder bis zu 14 Zahren den Glauben der Eltern an, die 
älteren Kinder verbleiben dem früheren Glauben. Den Ehriften jeder 
Konfeifion ift e3 geftattet, aufgenommene, ungetaufte Findlinge und Kinder 
unbefannter Herkunft nach dem Ritus des eigenen Glaubens taufen zu 
lafjen. Die Raflolnifen (Schismatifer) werden fortan in drei Gruppen 
geteilt, nämlich: Altgläubige, Seftierer und Bekenner von Srrlehren, Deren 
Befolgung den gerichtlichen Strafen unterliegt. Die erften beiden Gruppen 
erhalten das Necht des öffentlichen Gottesdienftes und beftimmte bürger- 
fihe Rechte. Die Raſkolniken jeder Art werden Altgläubige genannt, wenn 
fie die Grunddogmen der orthodorgen Kirche oder einige Gebräuche der- 
jelben nicht anerfennen und den Gottesdienft nach eigenen, alten Büchern 
verrichten. Religiöſe Altgläubige und GSeftierergemeinden erhalten das 
Necht für den Befig von Mobilien und Immobilien und für den Bau 
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Die Beichzung mt ber Ic erte:: ee e für me Molntamen, Zudbo- 
boryen xxt andere Sehtisrer. Der Bermeier bes Artismirberimms wird 
beauftragt, xcauei⸗ Suıgrahmen su ırerra ser Erindteruzg dei Scid- 
ſals Der wegen rei:z:öier Bergeben wererielten PBerones, deren Strafen 
gemilbert ober ganz autgeboben werben können. Besüslih der Konfeihonen 
Anberögläubiger bat das Shınzkerlomitee beihionen, Die beiiebenden Be- 
ſchraͤntungen zu beieitigen. zür bie Erötnung vom Betbäuiern if zur die 
Zuftimmung betreffenden geiklihen —— erforderlich. Die obli- 
torilhe Schließung ber röm: itatbo! üchen Kiöker ım Königreih Polen 
Bart auf, foweit bie neuen Beitimmungen in Kraft treten. Der Religions- 
unterricht Anderögläubiger erioigt in allen Lehranftalten in der Mutter- 
Ipradıe. 
April. Ber Zar erwibert auf ein Geiuch des Heiligen Synod, 
ein Konzil zur Wahl eines Patriarchen und zur Bornahme von 


Heiormen einzuberufen: 

Ich halte es für unmöglih, in der gegenwärtigen unruhigen Zeit 
eine fo große Sache zu vollbringen, die Ruhe und Ueberlegung erfordert. 
Ich — mir vor, bei Eintritt des dafür günftigen Momentes nad 
altem Beilpiel ber rechtgläubigen Kater die große Sache in Gang zu 
bringen und ein Stonzil der altruffiichen Kirche — kanoniſchen Erörterung 
von Glaubensangelegenheiten einzuberufen.“ en Antrag der H. Synode 
hatte ber Oberprolurator Pobjedonovszeff heftig bekämpft. 

29, April, Es wird verfügt, daß an allen Hochſchulen, wo 


infolge von Unruhen die Kurſe unterbrochen wurden, feine Prü- 
fungen ftattfinden jollen. 

30. April. Ein kaiferlicher Ukas erläßt den Bauern in meh- 
teren Goudernements Steuerrüdftände feit 1867 in der Höhe von 
75 Millionen Rubeln. 

Ende April. Anfang Mai. Warfchau) In mehrtägigen 
Kämpfen zwifchen Militär und Aufftändifchen werden über 100 Ber: 
fonen getdtet. Es bricht ein allgemeiner Streik aus. 
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5. Mai. (Moskau) Die Monarchijtenpartei fordert nach 
Belegung der Japaner innere Reformen unter Stärkung der Auto— 
fratie und der orthodoren Kirche. 

6. Mai. (Moskau) Eine Berfammlung Tiberaler Semſtwo— 
mitglieder verlangt eine Verfafjung unter Einführung des geheimen 
allgemeinen Wahlrecht8 und der Preß- und Verſammlunggsfreiheit. 

7.Mai. In Schitomir in Wolhynien finden blutige Juden— 
verfolgungen ftatt. 

Mitte Mai. In den neun wejtlichen Gouvernement3 werden 
die Beichränkungen der perfönlichen, wirtjchaftlichen, politijchen und 
religiöfen Freiheit gemildert: 

1. Perſonen polnischer Abftammung haben das Recht, innerhalb der 
neun weftlichen Gouvernement3 ohne bejondere Begrenzung der Pachtdauer 
Ländereien zu pachten und auf jedem gejeglich zuläffigen Wege von Per— 
jonen, die ebenfall3 polnischer Abftammung find, Grundeigentum oder 
Hüpothefeneigentum zu erwerben; 2. die Polen haben das Recht, mit Er- 
laubnis der Generalgouverneure oder der Gouverneure der betreffenden 
Gouvernements in Polen außerhalb von Städten und Dörfern zur Be- 
jeitigung von Enflaven und zum Zweck der Abrundung ihres Grundbejiges 
Grundeigentum zu erwerben. Es fteht ihnen auc das Recht zu, in dem 
bon dem Geſetze vorgejehenen Falle Grundeigentum auszutaujchen; 3. auf 
derjelben Grundlage find fie berechtigt, zu induftriellen Zweden Grund 
und Boden von weniger als 60 Dekjätinen zu erwerben; 4. der vom Kaifer 
am 8. Februar 1901 genehmigte Beſchluß des Minifterfomitees, welcher das 
Necht der Fatholiihen Bauern zum Erwerb von Grundeigentum in den 
neun weftlichen Gouvernement3 bejchränfte, wird abgeichafft; 5. die Adels— 
wahlen werden wieder eingeführt. Der Minifter des Innern hat jobald 
als möglich dem Staatsrat feine Vorjchläge bezüglich der Adelsverjamm- 
lungen, Grenzen der Rechte und Pflichten der Führer des Adels zu unter- 
breiten; 6. der Unterricht in polnischer und litauiſcher Spradhe wird in 
den Schulen der neun Gouvernements, welche das Progranım von Elementar- 
ſchulen Haben, und in Mittelfchulen an den Orten geftattet, wo die Mehr- 
zahl der Schüler Polen oder Litauen find. Der Unterrihtsminifter hat 
die Mittel zur fofortigen Verwirklichung der — — zu prüfen. 
Außerdem ſind auch die übrigen vom Kaiſer genehmigten Beſchlüſſe des 
Miniſterkomitees bezüglich der neun weſtlichen Gouvernements durchzuführen. 


24. Mai. (Bafu.) Der Gouverneur wird durch ein Bomben- 
attentat getötet. 

Mai. (Kaufafus.) Seit dem 23. liefern fich in Nachitſchewan 
Armenier und Tataren heftige Kämpfe. 

Ende Mai. (Warſchau.) Große blutige Schlägereien, in 
denen namentlich jüdiſche Arbeiter eine Rolle jpielen. Biele Straßen, 
bejonder3 die öffentlichen Häufer, werden geplündert und zerjtört. 

Anfang Juni. Aufnahme der Niederlage Roſchdeſtwenskys. 


Die meijten Blätter betonen, daß die friegeriichen Unfälle durch die 
jchlechten Zujtände im Innern hervorgerufen jeien. Einige verlangen 
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jrantwortung biefer Mitteilung hat ber Minifter des Auswärtigen 
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ruſſiſchen und japanischen Bevollmächtigten betrifft, welche die Aufgabe 
hätten zu prüfen, bis zu welchem Punkte ed den beiden Mächten möglich 
wäre, die Friedensbedingungen auszuarbeiten, jo hätte die faiferliche Re— 
gierung im Prinzip nichts gegen einen derartigen Verſuch einzumenden, 
wenn Japan den Wunſch darnach ausdrückte.“ 


19. Juni. (Peterhof.) Der Zar empfängt eine Abordnung 
des Moskauer Semjtiwwofongrefje und der Stadt Peterdburg. Auf 
die Anjprache des Fürſten Trubetzkoy, der Verwaltungsreformen 
fordert, eriwidert der Bar: 


Ich bin erfreut, Sie gehört zu Haben. Ich zweifle nicht, daß Sie 
geleitet ver von einer glühenden Baterlandaliebe, indem Sie ſich direft an 
Mid wandten. Ich bin mit Ahnen und dem ganzen Volke aufs tieffte 
betrübt gemwejen, und bin es noch über das Unglüd, welches der Krieg 
über Rußland brachte und über die Drangjale, welche noch eintreten können, 
fowie über alle Wirrniffe im Innern. Zerſtreuen Sie Ihre Bedenken. Mein 
Wille ift ein fouveräner Wille, ein unerjchütterlicher. Die Zulafjung von 
Ermwählten zu den Arbeiten des Staates wird ordnungsgemäß durchgeführt. 
Jeden Tag wache Ich über diefem Werke und widme Ich Mich ihm. Sie 
können dies allen, die Ihnen naheftehen, mitteilen, mögen fie auf dem Lande 
oder in Städten wohnen. ch bin feit überzeugt, daß Rußland aus den 
Prüfungen, die e3 überjteht, verjüngt hervorgehen wird, und daß fich, wie 
dies früher der Fall war, eine Einigung zwiſchen dem Kaifer und ganz 
Rußland bilden wird, eine Webereinjtimmung zwiſchen Mir und den 
Männern der ruſfiſchen Erde, eine Einigung und Uebereinſtimmung, welche 
als Grundlage für die Ordnung der Dinge in einer den urſprünglichen 
ruſſiſchen Grundſätzen entſprechenden Weiſe dienen ſoll. Ich habe Vertrauen 
zu Ihrem aufrichtigen Wunſche, Mich in dieſer Aufgabe zu unterſtützen! 

21. -25. Juni. (Lodz.,) Große Straßenkämpfe, bei denen 
561 Perſonen getötet werden. 60000 Arbeiter kämpfen auf Barri— 
kaden, die von den Truppen geſtürmt werden. In Warſchau und 
Czenſtochau herrſchen Ausftände. 

26. Juni. Die offiziöſe Telegraphenagentur veröffentlicht die 
Grundzüge der vom Miniſter des Innern Bulygin entworfenen 
Verfaſſung. 

Die Goſſudarſtwennaja wird 500 Vertreter umfaſſen, die auf fünf 
Jahre gewählt werden. Die Plenarverſammlung des Parlaments wird von 
einem Präfidenten geleitet, der vom Kaiſer ernannt wird. Die Duma wird 
eingeteilt in zehn Abteilungen, jede mit eigener Kompetenz über Land— 
wirtſchaft, Finanzen, Juſtiz, Handel, öffentliche Arbeiten, Marine u. ſ. w. 
Die Abteilungspräfidenten werden von ber Plenarverfammlung ernannt. 
Die Mitglieder des Parlaments erhalten eine jährliche Entihädigung von 

2500 Rubeln. Die Abgeordneten genießen abjolute parlamentarijche 
Immunität. Die Verfegung eines Deputierten in Anklagezuftand kann nur 
mit Zuftimmung des Parlaments geſchehen. Die Kompetenzen der Gofju- 
darjtwennaja Duma find die gleichen wie diejenigen des Reichsrates, dazu 
wird ihr die Aufjicht über die Tätigkeit der Regierung übertragen. Ferner 
erhält die Plenarverfammlung ber Nationalvertretung das Recht der Ini— 
tiative für die Ausarbeitung neuer Geſetze, die ihr notwendig erjcheinen. 
Die Duma wird berechtigt, die Regierung über alle ihre Gejchäfte zu inter- 
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Ende Januar. (Polen.) Bei wiederholten Zujfammenftößen 
zwijchen Streifenden und Soldaten in Lodz und Warjchau werden 
mehrere Hundert Arbeiter getötet. 


Ende Januar. Der Moskauer Stadthauptmann führt in 
einer öffentlichen Erklärung die Bewegung in Rußland auf eng- 
liſche und japanische Machenjchaften zurüd. Auf Protejt des eng- 
liſchen Botjchafters wird die Erklärung dedavouiert. 


Januar. Februar. In faft allen größeren Städten (befonders 
Peterdburg, Moskau, Riga, Warſchau, Lodz, Baku, Tiflis, Batum) 
finden große Streits ftatt. Mehrfach können die Zeitungen nicht 
erjcheinen. Diele Zuſammenſtöße mit Truppen und Poliziſten 
finden ftatt. 


1. Februar. Der Minifter des Innern Fürſt Swiatopolf- 
Mirski tritt zurüd; fein Nachfolger wird Bulygin, bisher General- 
gouverneur von Moskau. 


1. Februar. (Zarskoje Selo) Der Zar empfängt eine 
Deputation Peterdburger Arbeiter und hält folgende Anſprache: 


„sh Habe euch berufen, damit ihr meine Worte von mir jelbit 
vernehmen und diefelben euren Genofjen mitteilen könnt. Die beflagend- 
werten Ereignijje find traurig, aber die unvermeidlichen Folgen find ein- 
getreten, weil ihr euch von Verrätern und Feinden unſeres Baterlandes 
habt verführen lafjen. Als fie euch aufforderten, eine Bittfchrift über euere 
Bedürfnifje an Mich zu richten, habt ihr emch zu einer Revolte gegen Mich 
und meine Regierung aufgemwiegelt, indem ihr euch hinreißen ließet, die 
Arbeit in einem Zeitraum zu verlafien, an dem alle wahren Ruſſen un— 
aufhörlich arbeiten müfjfen, um unjeren hartnädigen Feind zu bejiegen. 
Aufftände und aufwieglerische Kundgebungen führen die Menge ſtets zu 
Auheftörungen, die die Behörden immer gezwungen haben und auch in 
Zukunft zwingen werden, das Militär zu verwenden, was unjchuldige 
Opfer zum Ergebnis hat. ch weiß, daß das Leben der Arbeiter nicht 
leicht ift. Es müſſen viele Dinge organifiert und verbejjert werden, aber 
habet Geduld; Wir greifen jelbft, wenn es nötig wird, ein, um das Necht 
des Arbeiter und des Urbeitgeberd zu jchügen. Wir werden bejtrebt jein, 
die Verhältnifje unjerer Induſtrie zu berüdfichtigen, aber mir euere Be— 
dürfnifje in der Geftalt einer aufmwieglerijchen Menge auseinanderzufegen, ift 
ein Verbrechen. In Meiner Sorge für die Arbeiter werde Ich — 125 — 
ergreifen, um alles Mögliche zu tun, um ihre Lage zu verbeſſern und ihnen 
geſetzliche Wege zur Prüfung ihrer Forderungen zu ſichern. Ich glaube an 
die ehrlichen Geſinnungen der Arbeiter, an ihre Ergebenheit für Mich und 
Ich verzeihe ihnen ihre Freveltat. Geht an eure Arbeit zurück! Erfüllt 
eure Aufgaben mit euren Genoſſen! Gott helfe euch!“ 


6. Februar. Die Adelsverſammlung von St. Petersburg 
fordert den Kaiſer auf, „erwählte Vertreter des Volkes“ an der 
Geſetzgebung und Beratung der Regierungsmaßregeln teilnehmen 
zu laſſen. 
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6. Februar. (Finnland.) Der Senatsprofurator Johnsſon 
wird ermordet. 

10. Februar. (Moskau) Eine Äürztekonferenz des Gouver— 
nements Moskau erläßt eine Sympathiefundgebung für die Peters- 
burger Arbeiter und proteftiert gegen den Krieg. 


12. Februar. Unterfuchung der Arbeiterverhältniffe. 


Ein faiferlicher Befehl ordnet an, daß unter dem Vorſitz des Reichs— 
ratsmitgliedes Schidlowsky ein Ausſchuß gebildet werde, behufs unverzüg- 
licher Feſtſtellung der Urjache der Unzufriedenheit der Arbeiter in St. Peters— 
burg und Umgegend und behufs Ermittelung von Maßnahmen, die folcher 
Unzufriedenheit in Zukunft vorbeugen können. Der Ausſchuß fol aus 
Vertretern der betreffenden Reſſorts, ſowie aus freigewählten Vertretern 
der Induſtriellen und der Arbeiter beftehen. Der Borfigende hat die Be- 
fugnis, dem Kaiſer perjönlicy Bericht zu erftatten, weitere PBerjönlichkeiten 
zu den Beratungen zu ziehen, die Zahl ber Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer, jowie die Ordnung für die Wahl diefer Vertreter feftzuftellen. 


12. Februar. (Samara.) Die Adelsverfammlung des Gou— 
vernements bittet den Zaren, die Selbjtherrjchaft zu erhalten und 
den Adel an den NReformarbeiten zu beteiligen. 

17. Februar. Der Zar genehmigt folgenden Beſchluß des 
Minijterrat3 über die Reform der drtlichen Verwaltung. 


1. Es ift die Ausarbeitung eines bejonderen Entwurfes zur Regelung 
diefer Frage unter Teilnahme der ländlichen und ſtädtiſchen Verwaltungen 
vorzunehmen; 2. mit der Ausarbeitung der Gejegentwürfe, betreffend die 
neuen ftädtifchen und ländlichen Berwaltungen, werden zwei Komitees 
beauftragt, welche zu diefem bejonderen Zmwede in St. Petersburg unter 
dem Vorſitz einer vom Kaiſer beftimmten Perjönlichkeit zu bilden find. 
Dem Komitee jollen ald Mitglieder Perjönlichkeiten angehören, welche von 
den oberften Leitern der betreffenden Behörden dazu bejtimmt werden und 
ferner jolche, die aus den ländlichen und ftädtifchen Verwaltungen erwählt 
find. Die in Rede ftehenden Gejegentwürfe find, ohne daß vorher ein 
Einvernehmen darüber mit den Behörden herbeizuführen ift, unmittelbar 
dem Staatärat vorzulegen. Hinſichtlich der Wahlen der Komiteemitglieder 
aus den ftädtifchen und ländlichen Verwaltungen ift folgendes zu beachten. 
In den Gouvernements, wo Semſtwos beftehen, find je zwei Komiteemit— 
glieder auszuwählen. Das eine joll Mitglied der Semſtwo-Verſammlung 
de Gouvernements jein (wobei aber bejonders namhaft gemachte Perſonen 
von vornherein auszuſchließen find). Das zweite Mitglied wird in fol- 
gender Weije gewählt: Jedes Bezirkd-Semftmo de3 Goupvernements wählt 
aus feinem Verbande (wieder unter Ausſchluß beftimmter Perſonen) einen 
Kandidaten und diefe Kandidaten mählen aus ihrer Mitte das zweite 
Komiteemitglied. In den Städten, in welchen die Kommunalverfafjung 
bon 1892 befteht, einfchließlih St. PVetersburgd und der Gtädte, welche 
nach der Zählung von 1897 mehr al3 50000 ann haben, ift je 
ein Mitglied in das Spezialkomitee aus dem Verbande des Stadtrat3 und 
der Verfammlung der jtädtiichen Bevollmächtigten zu wählen unter Aus- 
ſchluß bejonders bezeichneter Perfonen. Nach der Feſtſtellung des Gejep- 
entwurfs über die ländlichen Verwaltungen joll in die Beratung der Frage 
eingetreten werden, ob und in welchen Grenzen diejes Gejeg auf die neuen 
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Gouvernement3 des nördlichen und de3 fübmweftlichen Kreijes angewendet 
werden fann. 


17. Februar. (Moskau) Der Großfürft Sergei, Oheim 
des Zaren, wird durch ein Bombenattentat getötet. 

19. Februar ff. Im Kaukaſusgebiet finden mehrere Tage 
lang blutige Kämpfe zwifchen den einzelnen Völkerſtämmen jtatt, 
namentlich in Baku zwijchen Armeniern und perfifchen Tataren. 

20. Februar. (Petersburg.) Eine große Studentenverfamme 
fung proteftiert gegen den Krieg und den Abjolutismus und be= 
ſchließt als Zeichen der Revolution die Studien bis zum 13. Sep— 
tember einzujtellen. 

24. Februar. Landwirtihaftsminifter Yermolow überreicht 
dem Zaren eine Denkſchrift, in der er Einführung einer Konjtitu= 
tion und Berufung von Volksvertretern empfiehlt. 

26. Februar. Militarifierung des Eiſenbahnweſens. 


Da der Ausftand vieler Eifenbahner den regelmäßigen Dienft ge- 
fährdet und durch einen Ausftand in Tſchita (Transbaifalien) bereits 
der Kriegsſchauplatz berührt wird, beftimmt die Regierung, daß die Ange- 
ftellten auf allen rujfiihen Eifenbahnlinien mit Ausnahme jener im mitt- 
leren Alien anläßlich des Ausſtandes wie das unter den Kriegsgeſetzen 
ftehende Militär behandelt werden jollen. 


27. Februar. (Petersburg) Marim Gorfi wird gegen 
Kaution in Freiheit gejegt. Riga wird ihm als Aufenthaltsort 
angeiviejen. 

28. Februar. Rußland kündigt nach der Ratififation des 
deutjchen den franzöfifchen Handelsvertrag. Es werden jogleich 
Verhandlungen über einen neuen begonnen. 

Anfang März. In den Gouvernements Saratow, Orel, Kursk 
beginnen Bauernrevolten. Gutshöfe werden geplündert. 

3. März. Der Zar richtet folgenden Erlaß an den Minifter 
de3 Innern über die Zuziehung von Bertrauensleuten der Nation 
zur Feitjtellung von Reformen: 


Getreu dem altruffiichen Volksbrauche, dem Throne gegenüber in 
Tagen der Freude und der Trauer des VBaterlandes feinen Gefühlen Aus» 
drud zu geben, brachten Mir Adeld- und Semftwoverfammlungen, Kauf- 
mannjchaft und Bauerngemeinden von allen Seiten Rußlands aus Anlaß 
der Geburt de3 Thronfolgerd zahlreiche Glückwünſche mit dem Ausdrud 
der Bereitwilligfeit dar, für die erfolgreiche Beendigung des Krieges ihr Ber- 
mögen zu opfern und Mir alle ihre Kräfte zu weihen zur Vervollkommnung 
der Ordnung im Staate. In Meinem und Ihrer Majeftät der Kaiferin 
Namen beauftrage ich Sie, unjern herzlichen Danf zu übermitteln für den 
Ausdrud loyaler Gefühle, der in der jegigen ſchweren Zeit um jo er- 
freulicher war, als die Fundgegebene Bereitwilligfeit auf Meinen Auf, 
zur erfolgreichen Verwirklichung der von Mir angekündigten Reformen 
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mitzuwirken, völlig Meinem Herzenswunſch entipridt. Mein Wunjch be- 
fteht darin, in gemeinfamer Arbeit der Regierung und reifer Kräfte der 
Gejelihaft die Verwirflihung Meiner auf das Wohl des Volkes gerich- 
teten Abfichten zu erreichen. Die Arbeit Meiner gefrönten Vorfahren 
fortjegend, bejtrebt, die rujjischen Lande ungefchmälert zu erhalten und die 
Ordnung zu wahren, habe ch beichloffen, von nun an mit Gottes Hilfe 
und mit Hilfe der würdigften, das Bertrauen des Volkes genießenden und 
von der Bevölkerung gewählten Männer an die Ausarbeitung und Be- 
ratung legislativer Entwürfe heranzugehen. In Erwägung der bejonderen 
Berhältniffe des Vaterlandes, der Mannigfaltigfeit jeiner Völkerſtämme 
und der in einigen feiner Zeile ſchwachen Entwidelung des Bürgertums 
haben ruffische Herricher in ihrer Weisheit dem Lande Reformen je nad 
den gereiften Bedürfniffen und nur in folgerichtiger Ordnung gejchentt. 
Dabei haben fie die Kontinuität des feften Hiftorifchen, an die Vergangen— 
heit anfnüpfenden Bandes beobachtet, die das Unterpfand für die Dauer- 
haftigfeit und Feitigfeit in der Zufunft bildet. Sei Sch gegenwärtig 
diefe Reformen unternehme, bin Ich überzeugt, daß die Kenntnis der örte 
fihen Bedürfnifje, die Lebenserfahrung und das bejonnene, aufrichtige 
Wort der gewählten Männer die Fruchtbarkeit der gejeßgeberijchen Arbeiten 
fihern wird zum wahren Nugen des Volkes. Sch fehe jedocd, gleichzeitig 
voraus, wie kompliziert und jchwierig die Verwirklihung der Reformen 
unter unbedingter Wahrung der Unerjchütterlichleit der Grundgeſetze des 
Reiches fein wird. Daher habe Ich, da Ich Ihre langjährige admini- 
ftrative Erfahrung kenne und Ihre ruhige Sicherfeit ſchätze, es für gut 
befunden, unter Ihrem Borfige eine bejondere Konferenz zur Beratung 
der Wege für die Verwirklichung dieſes Meines Willens einzufegen. Gott 
jegne Mein gutes Beginnen. Möge Gott Ahnen Helfen, dasjelbe zum 
En: des Mir don Gott andertrauten Volkes erfolgreich durchzuführen. 
Nikolaus. 


3. März. Der „Regierungsbote” veröffentlicht folgende Kund— 
gebung de Zaren über den Krieg und die inneren Unruhen: 


Der unerforjchlihen Vorſehung hat e3 gefallen, das Baterland 
dur jchwere Prüfungen heimzuſuchen. Der blutige Krieg im fernen 
Dften um die Ehre Rußlands und die Herrichaft in den Gewäſſern des 
Stillen Ozeans, jo dringend nötig zur Sicherung des friedlichen Gedeihens 
nicht nur unjeres, jondern auch anderer chriftlicher Völker auf Jahrhunderte 
hinaus, hat von dem rufliihen Bolfe eine bedeutende Anjpannung der 
Kräfte verlangt und viele unjerem Herzen naheftehende teure Opfer ge- 
fordert. Während die ruhmvollen Söhne Rußlands mit aufopfernder 
Tapferkeit fümpfen und ihr Leben für ihren Glauben, ihren Kaifer und 
ihr Vaterland einjegen, brachen in unſerem Baterlande jelbft Wirren aus, 
den Feinden zur Freude, und zu tiefem Kummer. Bon Hochmut ver- 
blendet, machen übelgelinnte Führer einer aufrührerifchen Bewegung freche 
Anſchläge gegen die heilige orthodore Kirche und die durch die Gejege ge- 
feftigten Grundpfeiler des ruffischen Staates, indem fie meinen, wenn fie 
ben natürlihen Zujammenhang mit der Vergangenheit zerreißen, würden 
fie die beftehende Staat3ordnung zerjtören und ftatt dDiefer eine neue Landes— 
verwaltung auf neuer Grundlage errichten, die aber tatſächlich unferem 
Vaterlande nicht angemefjen fein würde. Der Anjchlag auf den Groß- 
fürften Sergius, der vorzeitig inmitten der heiligen Denkmäler des Kremls 
ums Leben fam, beleidigt tief das Nationalgefühl eines jeden, dem die 
Ehre des rufjiishen Namens und der Ruhm der Heimat teuer find. De- 
mütig tragen wir die niedergefandten Prüfungen und fchöpfen Kraft und 
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Troſt aus dem feften PBertrauen auf die Gnade, die Gott ftet3 dem 
ruſſiſchen Bolfe bewiejen hat, und aus der befannten uralten Ergebenheit 
unjere3 treuen Volfes für den Thron. Mit den Gebeten der Heiligen 
rechtgläubigen Kirche, unter dem Banner der jelbjtherrlichen taiferficen 
Gewalt hat Rußland ſchon häufig große Kriege und Wirren überjtanden, 
ftet3 mit neuer unbeugjamer Kraft aus den Nöten und Schwierigfeiten 
hervorgehend. Doc die in legter Zeit im Innern herrſchende Unordnung 
und das Umfichgreifen der auf Aufruhr und Unruhen gerichteten Gedanken 
machen e3 und zur Pflicht, die Regierungsinftitutionen und alle Autoritäten 
an ihre Dienftpfliht und ihren Dienfteid zu erinnern und jie aufzufordern 
zur Wahrung des Gejeßes, der Ordnung und der Sicherheit, ihre Auf- 
merfjamfeit zu verjchärfen im feiten Bewußtſein ihrer moralijhen und 
dienftlihen Verantwortung gegen Thron und Vaterland. Unausgejegt auf 
das Volkswohl bedacht, im fejten Vertrauen, daß Gott, nachdem er unfere 
Geduld geprüft, unjeren Waffen den Sieg jchenfen werde, rufen Wir die 
gutgefinnten Leute aller Stände auf, jeden in feinem Beruf und an feinem 
Plage, ih in einmütiger Mitwirkung ung mit Wort und Tat anzu- 
ichließen zu dem heiligen großen Werfe der Ueberwindung des hartnädigen 
äußeren Feinde, zur Ausrottung des Aufruhrs im Lande und zum be= 
fonnenen Entgegenwirfen gegen die inneren Wirren. Wir erinnern dabei 
daran, daß es nur bei ruhiger Stimmung der wege Bevölkerung mög- 
lich ift, Unfere auf Erneuerung des geiltigen Lebens des Volkes, auf. die 
Kräftigung feines Wohlftandes und die VBervolllommnung der Staat3ord- 
nung gerichteten Abfichten zu verwirklichen. Mögen alle ruſſiſchen Unter- 
tanen fich fejt um den Thron jcharen, getreu Rußland Vergangenheit, 
die ehrlich und gewifjenhaft in Uebereinftimmung mit uns für die Ange- 
legenheiten de3 Staates bejorgt find! Gott möge der Geiftlichfeit wahre 
Frömmigkeit, den Regierenden Gerechtigkeit und Wahrheit, dem Volke 
Frieden, den Gejegen Kraft, dem Glauben Gedeihen geben zur Befeftigung 
der Selbftherrfhaft und zum Wohl Meiner treuen Untertanen. Nikolaus. 


Mitte März. Infolge der Niederlage bei Mukden erklären 
ſich manche Zeitungen für den Frieden. Offiziöfe Stimmen betonen 
die Notwendigkeit, den Krieg fiegreich zu beenden. 

26. März, (Warfchau.) Der Polizeichef wird durch eine 
Bombe verwundet. 

29. März. Verfügung des Kaiſers über Reformen in Polen. 


Darin heißt es, daß fich mit der Erneuerung des bürgerlichen Lebens 
im Weichjelgebiet in den verflofjenen legten 40 Jahren eine Reihe von 
Bedürfniſſen hervorgedrängt hätte, denen die Negierung jebt bejondere 
Aufmerkſamkeit Schenke. Die Verjuche der Feinde der Rechtsordnung, Wirren 
hervorzurufen, verhinderten eine ruhige Erörterung der Bedürfniffe. Gleich- 
eitig äußerten einige Gruppen der polnifchen Gejellichaft übermäßige An- 
Prüche bezüglich der Grenzen der Anwendung der Staatsſprache, weldyer 
im ganzen Reiche eine gebührend Hohe Bedeutung gefichert bleiben müjje, 
aber ohne überflüjlige, ungerechte Verdrängung der örtlichen Spraden. 
Demgemäß beauftragt der Kaifer den Generalgouverneur, unter gejeß- 
mäßiger, fejter Unterdrüdung der fünftlich hervorgerufenen Wirren an die 
Ausarbeitung von Reformen zu gehen, die al3 notwendig anerfannt werden 
für das Gedeihen des untrennbar mit den übrigen Teilen des rujfischen 
Staates verbundenen Gebiets. 


30. März. (Petersburg.) Die Polizei entdedt ein Komplott 
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gegen den Großfürften Wladimir, den Generalgouverneur Trepow 
und den Minifter des Innern Bulygin. 

3. März. Die Peteröburger Telegraphenagentur teilt amt- 
lich über die Berufung von Volksvertretern mit: 


Am 3. März ſetzte der Kaifer duch einen Erla eine bejondere 
Konferenz unter dem Vorſitze des Minifters des Innern ein, welche beraten 
follte, = welche Weije der Wille des Kaiferd, Bertreter der Bevölferung 
zur Teilnahme an ber —I einzuladen, zu verwirklichen ſei. Der 
Leiter der Konferenz, Miniſter Bulygin, veranlaßte im Miniſterium des 
Innern unverzüglich eine Sichtung des vorhandenen Materials und widmete 
den vorbereitenden Arbeiten eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit. Das 
Material, welches auch eine Anzahl Vorſchläge enthält, welche von ver— 
ſchiedenen Perſönlichkeiten und Vereinigungen gemacht wurden, weiſt bezüg- 
li) der grundlegenden Fragen und in den Einzelheiten ber zu löſenden 
Aufgabe erhebliche VWerjchiedenheiten auf. Unter diefen Umftänden würde 
die Erörterung der einzelnen Entwürfe zu Weitläufigfeiten geführt, und 
die Arbeiten der Konferenz aufgehalten haben, um jo mehr, als leßtere 
nicht allein aus Vertretern der Negierung und hohen Beamten zujammen- 
gejeßt jein jollte, fondern auch aus Perjonen, die Durch ihre Tätigkeit für 
die Allgemeinheit der Regierung befannt und mit den Borausjegungen und 
dem Stand der fulturellen Entwidlung der verſchiedenen Teile des Reiches 
vertraut find. Infolgedeſſen wäre die Konferenz gezwungen gemejen, fich 
über die verſchiedenen Geſichtspunkte in der zur Beratung ftehenden Frage 
zu verbreiten. Der Minifter erachtete es deshalb für nötig, Die grumd- 
legenden Prinzipien fofort feftzuftellen, nach denen die Einberufung von 
Volksvertretern erfolgen joll; er wird dieſe Grundlagen dem Minifterrate 
unterbreiten und dann enbgittig in der auf Grund des Erlaſſes vom 
3. März gejchaffenen befonderen Konferenz darüber beraten lafjen. Unter 
diefen Umftänden würden alle vorbereitenden Arbeiten in zwei oder drei 
Monaten beendet fein. Die Frage, auf welhem Wege die Verwirklichung 
de3 kaiſerlichen Willens am beten zu erreichen ift, hätte ihre Löſung zu 
finden auf der Grundlage der gleichen Berüdfichtigung der allgemeinen 
Intereſſen des Staates und der örtlichen Bedürfniſſe der verjchiedenen Teile 
des Neiches. Der Minifter unterbreitete dem Kaijer diefe Vorjchläge. Diefer 
gab ihnen am 29. März feine Zuftimmung. 


Ende März. In der Krim brechen Unruhen aus; dag faifer- 
liche Schloß in Yalta wird geplündert. Militär und Kriegsſchiffe 
jtellen die Ordnung wieder her. In Cajeno (Gouv. Jekaterinos— 
law) werden die deuifchen Anfiedler bedroht. In Livland wird 
der Zuftand des verftärkten Schußes verhängt. Im Gouvernement 
Warſchau wird der Verkauf von Schießwaffen verboten. 

Ende März. (Betersburg.) Der Heilige Synod bejchließt 
gegen dad Votum Pobjedonoszews, den Kaiſer um die Genehmigung 
zur Einberufung eines Sobor zu erjfuchen, in welchem die Wahl 
eined Patriarchen vorgenommen werden foll. 

Ende März. Der „Ruſſti Invalid“ jchreibt über die mili- 
tärischen Anftrengungen Rußlands, die Verlufte und die augenblid- 
liche Stärke der mandjchurifchen Armee: 
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Seit dem Beginn der militärischen Operationen im Februar vorigen 
Sahres bis zum 27. Februar dieſes Jahres wurden auf der jibirijchen 
Bahn nad) Eharbin befördert: 13087 Offiziere, 761467 Untermilitärs, 
146408 Pferde, 1521 Geichüge und 19524977 Pud Fracten. Rechnet 
man dazu, daß jeit dem 27. Februar noch mindeftens 25000 Mann Ber- 
ftärfungen hinzugefommen find und daß unjere Streitkräfte in der Man- 
dichurei, Wladimoftof und Bort Arthur zu Beginn des Krieges auf 100000 
Mann geihägt werden dürfen, jo gelangen wir Er den folofjalen Ziffern 
von 900000 Mann mit 1800 Geſchützen und 150000 Pferden. Die mo- 
derne Kriegsgeichichte fennt nur ein Beijpiel, wo noch größere Maſſen 
während eines Feldzuges in Bewegung gejegt wurden, das war der deutjch- 
franzöfische Krieg, ın dejjen jechd Monate dauerndem Berlaufe 1150000 
deutjche Krieger die franzöfiiche Grenze überichritten. Auf die Frage, wie- 
viel von Diele aufgebotenen gewaltigen Streitmacht zurzeit noch Dis- 
ponibel ift, läßt ſich in Ermangelung völlig zuverläfliger Angaben über 
die Verlufte in den Kämpfen und dur Krankheiten feine bejtimmte Ant- 
wort geben. Aber man wird mit Hilfe de3 vorhandenen Materiald doc) 
zu Annäherungsmwerten gelangen, die nicht allzuweit von der Wirklichkeit 
entfernt bleiben dürften. Die Berlufte unjerer Truppen an Toten, Ber- 
wundeten und Gefangenen betrugen am Jalu 3000 Mann, bei Wafangfou 
4000, bei Liaojang 26000, am Schaho 44000, in Port Arthur 55000, 
am Hunho 15000, bei Mufden 120000, bei Tjeling 2000, in fleineren 
Gefehten und Scharmüßeln 10000, insgejamt etwa 280000 Mann. Die 
Bahl der aus der Mandjchurei evafuierten Kranken wird mit 100000 
wohl nicht zu hoch gegriffen fein, ebenjo der Kranfenbeitand in den Feld- 
lazaretten mit 30000. Auf der Bahnlinie im Anzuge könnten 60000 
Mann verteilt und mit dem Schuge der Bahn 50000 Dann betraut fein. 
Die Bejagung von Wladimwoftof kann gleichfalls auf 50000 geſchätzt werden. 
Es blieben, wenn dieje Zahlen ungefähr jtimmen, für die auf dem Rüd- 
zuge nad Charbin befindliche Yeldarmee unter Linewitſch immer noch 
330000 Mann übrig, die binnen Monatöfrift faft auf 400000 Mann kom— 
plettiert jein könnten. Gelingt e3, in diefer impojanten Maſſe die durch 
die furdtbaren Tage von Mukden gejtörte Ordnung wieder herzuftellen 
und den Geift der Truppen an den Gedanken des Gieged zu gewöhnen, 
jo könnten die gleichfall3 gelichteten Reihen des Feindes noch auf Wider- 
ftände ftoßen, deren Ueberwindung mit außerordentlichen Schwierigkeiten 
verfnüpft wäre. 

1. April. Zugeftändnifje an Finnland. 

Im finnländifchen Senat wird ein Manifeft verlefen, nach welchem 
die Ausjchreibung der Wehrpflichtigen eingeftellt wird. Nach einer Aller- 
höchften Verordnung ſoll die finnische Landeskaffe jährlih 10 Millionen 
Mark an die Reichskafje zu Kriegszwecken zahlen. Die Beitimmungen über 
die Ubjegung finnischer Juftizbeamten werden aufgehoben. 


7.41. April. (Betersburg.) Allruffiiche Kongrefje von Ad— 
vofaten und Profefforen fordern eine Berfafjung auf demofratijcher 
Grundlage. 

11. April. (Petersburg) Die amtliche Preffonferenz be= 
jchließt mit 17 gegen 2 Stimmen die Aufhebung der Zenjur über 
Privattelegramme der Zeitungen. 

15. April. Veröffentlichung über die Staatäfinanzen 1904. 
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Nach den bisher veröffentlichten vorläufigen Kaſſenausweiſen über 
die Ausführung des Staat3budget3 für 1904 gingen an ordentlichen Ein- 
nahmen ein 2 Milliarden 17 Millionen Rubel, aljo 37 Millionen mehr 
als veranschlagt war, 14 Millionen weniger als 1903 und 111 Millionen 
mehr al3 1902. Die ordentlichen Einnahmen überjtiegen die ordentlichen 
Ausgaben, die 1 Milliarde 910 Millionen betrugen, um 107 Millionen. 
Im Ertraordinarium waren für bi re 641 Millionen, für Eijen- 
bahnbau und Darlehen an Eijenbadngejellichaften 162 Millionen ange- 
wiejen, zuſammen 803 Millionen. Zu deren Dedung wurde verwandt der 
erwähnte Einnahme-Ueberihuß von 107 Millionen, der Ertrag der 1904 
realijierten fünfprozentigen Schagicheine und Bond der Reichsrente in 
Höhe von 431 Millionen, ferner andere außerordentliche Einnahmen in 
Höhe von 3 Millionen und die Neftbeftände früherer Jahre in der Höhe 
von 381 Millionen, zufammen 922 Millionen. Zu Beginn des Jahres 
1905 verblieben an freien Neftbeftänden 119 Millionen, wobei der Ertrag 
der 4!/a prozentigen Anleihe nicht mitgerechnet ift. 

15. April. Verfügung über die Reform der bäuerlichen Ver— 
hältniſſe. 

Ein kaiſerliches Reffript an den früheren Miniſter des Innern, 
Goremkin, ordnet die Bildung einer Spezialkommiſſion unter feinem Vorfig 
an, die fich mit der gejeglichen Feititellung der Beitimmungen zur Regelung 
der Berhältniffe de3 bäuerlichen Grundbefiges, der eine Hauptgrundlage 
des nationalen Wohles bedeute, befallen joll. Es ſoll Borjorge getroffen 
werden, un den Bauern befjere Mittel zur Benugung ihrer Ländereien 
an die Hand zu geben und folchen, die einen zu geringen Beſitz haben, 
die Möglichkeit der Auswanderung nad anderen Gebieten Rußlands oder 
der Erweiterung ihres Befiges mit Hilfe einer Bank zu gewähren. Ebenjo 
foll der bäuerliche Befiß von dem Grund und Boden anderer Befiger ab- 
gegrenzt werden, um das Vertrauen des Bolfes in die Unverleglichkeit 
des Privateigentumg zu ſtärken. 


29. April. Folgende Bejchlüffe über Toleranz in Glaubens— 
jachen werden veröffentlicht: 


Der Abfall von dem orthodoren Glauben zu einem anderen chrift- 
lihen Glauben zieht feine Verfolgung oder irgendwelche für Die perjön- 
lihen und bürgerlichen Rechte nachteiligen Folgen nad) fi. Dabei werden 
die als Volljährige Abgefallenen zu der Konfeifion zugehörig anerkannt, 
zu der fie übergetreten find. Bei dem Webertritt eines Ehegatten zu einem 
anderen Glauben verbleiben die minderjährigen Kinder dem zu dieſem 
Glauben nicht übergetretenen Teil. Bei dem Uebertritt des Ehepaares 
nehmen die Kinder bis zu 14 Jahren den Glauben der Eltern an, Die 
älteren Rinder verbleiben dem früheren Glauben. Den Chrijten jeder 
Konfeilion ift es gejtattet, aufgenommene, ungetaufte Findlinge und Kinder 
unbefannter Herkunft nach dem Ritus de3 eigenen Glaubens taufen zu 
lafjen. Die Raſtkolniken (Schismatifer) werden fortan in drei Gruppen 
geteilt, nämlich: Altgläubige, Seftierer und Belenner von Srrlehren, deren 
Befolgung den gerichtlichen Strafen unterliegt. Die erften beiden Gruppen 
erhalten das Recht de3 öffentlichen Gottesdienfte8 und bejtimmte bürger- 
fihe Rechte. Die Raſkolniken jeder Art werden Altgläubige genannt, wenn 
fie die Grunddogmen der orthodoren Kirche oder einige Gebräuche der- 
jelben nicht anerfennen und den Gottesdienft nad) eigenen, alten Büchern 
verrichten. Religiöſe Altgläubige und Geftierergemeinden erhalten das 
Neht für den Befis von Mobilien und Immobilien und für den Bau 
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von Gebethäuiern. Für die Altgläubigen und Seltierer treten die für die 
Kirchen andersgläubiger Konfejjionen erlaffenen Beitimmungen in Kraft. 
Die Altgläubigen und Sektierer erhalten das Recht zur Gründung von 
Einfiedeleien und Klöftern. Die Geiftlichen der Altgläubigen und Seftierer 
werden in Borfteher und Lehrer geteilt. Den Altgläubigen und Seftierern 
ift die Errichtung von Schulen geftattet, wo eine bedeutende altgläubige 
oder Seftierer-Bevölferung vorhanden if. Die Schulen unterliegen der 
Kontrolle des Kultusminifteriums. Das Verbot der Drudlegung und Ein- 
führung altgläubiger und religiöjer Bücher ift aufgehoben. Bezüglich der 
Mijchehen werden die Altgläubigen, Sektierer und Andersgläubigen gleich- 
geftellt. Die Führung der Geburt3-, Ehe- und Todesregifter wird den 
Geiftlihen der Altgläubigen und Sektierer unter obrigfeitliher und kom— 
munaler Beaufjihtigung übertragen. Für die Wiedereröffnung der ver- 
fiegelten Bethäufer wird die Allerhöchſte Genehmigung eingeholt, ebenjo für 
die Aufhebung des Berbot3 der Eröffnung von Stundiftenbethäujern und 
de3 Eintrittes der Raſkolniken in die Junfer- und Militärjchulen, ſowie 
für die Beförderung zu Offizieren. Außerdem werden mit faijerlicher Ge- 
nehmigung die Beihränfungen aufgehoben, betreffend den Zivildienft und 
die Belohnung mit der Tapferfeitsmedaille für die Molofanen, Ducho- 
borzen und andere Seftierer. Der Verweſer des Yuftizminifteriums wird 
beauftragt, rechtzeitig Maßnahmen zu treffen zur Erleichterung des Schid- 
ſals der wegen religiöjer Vergehen verurteilten Berjonen, deren Strafen 
gemildert oder ganz aufgehoben werden können. Bezüglich der Konfejjionen 
Andersgläubiger hat das Minifterfomitee beichlofjen, die beftehenden Be- 
ihränfungen zu bejeitigen. Für die Eröffnung von Bethäujern ift nur die 
Buftimmung der betreffenden geiftlichen Obrigkeit erforderlid. Die obli- 
atoriihe Schließung der römiſch-katholiſchen Klöfter im Königreich Polen 
ört auf, joweit die neuen Beftimmungen in Kraft treten. Der Religions- 
unterricht Andersgläubiger erfolgt in allen Lehranſtalten in der Mutter- 
ſprache. 

April. Der Zar erwidert auf ein Geſuch des Heiligen Synod, 
ein Konzil zur Wahl eines Patriarchen und zur Vornahme von 
Reformen einzuberufen: 

Ich halte es für unmöglich, in der gegenwärtigen unruhigen Zeit 
eine ſo große Sache zu vollbringen, die Ruhe und Ueberlegung erfordert. 
Ich behalte mir vor, bei Eintritt des dafür günſtigen Momentes nach 
altem Beiſpiel der rechtgläubigen Kaiſer die große Sache in Gang zu 
bringen und ein Konzil der altruſſiſchen Kirche u r fanonijchen Erörterung 
von Glaubensangelegenheiten einzuberufen.“ en Antrag der H. Synode 
hatte der Oberprofurator Pobjedonovszeff heftig befämpft. 


29. April. Es wird verfügt, daß an allen Hochſchulen, two 
infolge von Unruhen die Kurſe unterbrochen wurden, feine Prüs 
fungen jtattfinden follen. 

30. April. Ein Faiferlicher Ukas erläßt den Bauern in meh 
teren Gouvernements Steuerrüdjtände jeit 1867 in der Höhe von 
75 Millionen Rubeln. 

Ende April. Anfang Mai. (Warſchau.) In mehrtägigen 
Kämpfen zwijchen Militär und Aufjtändifchen werden über 100 Per— 
jonen getötet. Es bricht ein allgemeiner Streik aus. 


Bufland. (Mai 5.—AYuni Anfang.) 267 


5. Mai. (Mmoskau.) Die Monarchiftenpartei fordert nach 
Befiegung der Japaner innere Reformen unter Stärkung der Auto— 
fratie und der orthodoren Kirche. 

6. Mai. (Moskau.) Eine Berfammlung liberaler Semſtwo— 
mitglieder verlangt eine Berfaffung unter Einführung des geheimen 
allgemeinen Wahlrechts und der Preß- und Verſammlungsfreiheit. 

7. Mai. In Schitomir in Wolhynien finden blutige Juden 
verfolgungen ftatt. 

Mitte Mai. In den neun wejtlichen Gouvernement3 werden 
die Beichränkungen der perjönlichen, wirtjchaftlichen, politifchen und 
religiöfen Freiheit gemildert: 

1. Berfonen polnischer Abftammung haben das Hecht, innerhalb der 
neun wejtlichen Gouvernements ohne bejondere Begrenzung der Pachtdauer 
Ländereien zu pachten und auf jedem gejeglich zuläffigen Wege von Per— 
fonen, die ebenfall® polnischer Abftammung find, Grundeigentum oder 
Hhpothefeneigentum zu erwerben; 2. die Polen haben das Recht, mit Er- 
laubniS der Generalgouverneure oder der Gouverneure der betreffenden 
Gouvernement3 in Polen außerhalb von Städten und Dörfern zur Be- 
jeitigung von Enflaven und zum Zwed der Abrundung ihres Grundbejiges 
Grundeigentum zu erwerben. Es fteht ihnen auch das Recht zu, in dem 
von dem Geſetze vorgejehenen Falle Grundeigentum auszutauſchen; 3. auf 
derjelben Grundlage find fie berechtigt, zu induftriellen Zweden Grund 
und Boden von weniger al3 60 Depjätinen zu erwerben; 4. der vom Kaiſer 
am 8. Februar 1901 genehmigte Beſchluß des Minifterfomitees, welcher das 
Recht der Fatholiichen Bauern zum Erwerb von Grundeigentum in den 
neun weſtlichen Gouvernements bejchränfte, wird abgejchafft; 5. die Adels— 
wahlen werden wieder eingeführt. Der Minifter des Innern, Hat fobald 
als möglich dem Staatsrat feine Vorjchläge bezüglich der Adelöverjamm- 
lungen, Grenzen der Rechte und Pflichten der Führer des Adels zu unter- 
breiten; 6. der Unterricht in polnischer und Titauifcher Sprache wird in 
den Schulen der neun Gouvernements, welche das Programm von Elementar- 
jhulen Haben, und in Mittelſchulen an den Orten geftattet, wo die Mehr- 
zahl der Schüler Polen oder Litauen find. Der Unterrichtsminifter hat 
die Mittel zur jofortigen Verwirklichung Der eier 5 zu prüfen. 
Außerdem find aud die übrigen vom Kaiſer genehmigten Bejchlüffe des 
Minifterfomitees bezüglich der neun weftlichen Gouvernement3 durchzuführen. 


24. Mai. (Baku.) Der Gouverneur wird durch ein Bomben- 
attentat getötet. 

Mai. (Kaufafus.) Seit dem 23. liefern ſich in Nachitfchewan 
Armenier und Tataren heftige Kämpfe. 

Ende Mai. (Warſchau.) Große blutige Schlägereien, in 
denen namentlich jüdijche Arbeiter eine Rolle fpielen. Viele Straßen, 
bejonder3 die öffentlichen Käufer, werden geplündert und zerftört. 

Anfang Juni. Aufnahme der Niederlage Roſchdeſtwenskys. 


Die meiften Blätter betonen, daß die friegeriichen Unfälle durch die 
ichlechten Buftände im Innern hervorgerufen jeien. Einige verlangen 
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ichleunigen Friedensichluß; Rußland müffe durch Kulturarbeit fein Preftige 
wiederherſtellen („St. Petersburger Ztg.“, „Rußkoje Slowo“). Andere 
fordern Einberufung der Vollsvertretung, damit ſie über Krieg und Frieden 
entſcheide („Ruß“, „Now. Wremja“). Der „Smwijet“ verlangt Fortſetzung 
des Krieges; er müſſe zu Lande entſchieden werden. — Eine trotz polizei— 
lichen Verbots in Moskau zuſammengetretene Verſammlung von Semſtwo— 
mitgliedern und Stadthäuptern richtet eine Adreſſe an den Zaren, worin 
es heißt: Majeſtät! Befehlen Sie unverzüglich, ehe es zu ſpät wird für 
das Heil Rußlands, daß zur Feſtigung der Ruhe und des Friedens im 
Innern von allen Ihren Untertanen, ohne Unterſchied, mit gleichem Recht 
zu wählende Volksvertreter einberufen werden, die im Einvernehmen mit 
Ihnen die Lebensfrage entſcheiden, ob Krieg, ob Frieden, die über die 
Friedensbedingungen entſcheiden oder den Frieden ablehnen und damit den 
gegenwärtigen Krieg in einen nationalen Krieg umwandeln, die allen 
Völkern ein Rußland zeigen, das aufgehört hat, von inneren Kämpfen 
zerriſſen und erſchöpft zu ſein, ſondern im Gegenteil geheilt und mächtig 
in ſeiner Wiedergeburt, um eine einzige nationale Fahne geſchart iſt, und 
die im Einvernehmen mit Ihnen die neue Organiſation des Staates 
herbeiführen. 


4. Juni. Der Generalgouverneur von Petersburg, General 
Trepow, wird zum Gehilfen des Miniſters des Innern ernannt. 

4. Juni. GPetersburg.) Demonſtrationen von etwa 15000 
Arbeitern führen zu Kämpfen mit dem Militär. 


14. Juni. Das Miniſterium des Auswärtigen veröffentlicht 
folgende Mitteilung über die Friedensverhandlungen: 


„Der Präſident der Vereinigten Staaten hat den Botſchafter der 
Nepublif am Faiferlihen Hofe beauftragt, um eine Privataudienz nachzu— 
juchen, um direft an den Kaifer das Zeugnis der unveränderlichen Gefühle 
der Freundſchaft der Vereinigten Staaten für Rußland gelangen zu laſſen 
und den perjönlihen Wunſch des Präfidenten Roojevelt zum Ausdrud zu 
bringen, im Intereſſe der ganzen Welt jo viel al3 möglich zur Einftellung 
der eindfefiäteiten in Oftafien beizutragen. Der Botichatter hatte den 
Befehl hinzuzufügen, daß Präfident Roojevelt gleichzeitig denjelben Schritt 
bei der japanijchen Regierung getan Habe. Der Kaijer hatte darauf geruht, 
den Botichafter der Vereinigten Staaten zu empfangen und mit Geneigt- 
— die Initiative des — aufzunehmen, welche übrigens bei den 

ußland befreundeten Mächten vollkommene Sympathie gefunden hatte. 
Präſident Rooſevelt hat, nachdem er ſich alsbald überzeugt hatte, daß Japan 
gleichfalls geneigt ſei, den Vorſchlag anzunehmen, durch die Vertreter der 
Republik in Petersburg und Tokio der kaiſerlichen Regierung wie der 
japaniſchen Regierung eine offizielle Mitteilung über dieſen Gegenſtand 
zugehen laſſen, die dann in Waſhington veröffentlicht worden iſt. In 
Beantwortung dieſer Mitteilung hat der Miniſter des Auswärtigen 
auf höchſten Befehl den amerikaniſchen Botſchafter durch eine Note benach— 
richtigt, daß der Kaiſer ſehr empfänglich für die von dem Präſidenten zum 
Ausdruck gebrachten Gefühle iſt und gern einen neuen Beweis der traditio— 
nellen Freundichaft zwiichen Rußland und den PBereinigten Staaten ge- 
jehen habe, jowie eine Bekundung des Wertes, den Präfident Rooſevelt 
im völligen Einflang mit den Anfichten des Kaijerd der allgemeinen Be— 
ruhigung beilegte, welche jo wejentlicy für das Wohl und den Fortjichritt 
der ganzen Menjchheit if. Was eine eventuelle Zujammenkunft von 
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ruſſiſchen und japanischen Bevollmächtigten betrifft, welche die Aufgabe 
hätten zu prüfen, bis zu welchem Punkte es den beiden Mächten möglid) 
wäre, die Friedensbedingungen auszuarbeiten, jo hätte die faijerliche Re— 
gierung im Prinzip nichts gegen einen derartigen Verſuch einzumenden, 
wenn Japan den Wunſch darnach ausdrücdte.“ 

19. Juni. (PBeterhof.) Der Zar empfängt eine Abordnung 
des Moskauer Semftwofongrefje3 und der Stadt Petersburg. Auf 
die Anjprache des Fürſten Trubetzkoy, der Verwaltungsreformen 
fordert, erwidert der Bar: 

Ich bin erfreut, Sie gehört zu haben. ch zweifle nicht, daß Sie 
geleitet find von einer glühenden Vaterlandsliebe, indem Sie ſich direft an 
Mich wandten. Ich bin mit Ihnen und dem ganzen Volke aufs tieffte 
betrübt gemwejen, und bin es noch über das Unglüd, welches der Krieg 
über Rußland brachte und über die Drangjale, welche noch eintreten fünnen, 
ſowie über alle Wirrnifje im Innern. Zerſtreuen Sie Ihre Bedenken. Mein 
Wille ift ein fouveräner Wille, ein unerjchütterlicher. Die Zulafjung von 
Ermwählten zu den Arbeiten des Staates wird ordnungsgemäß durchgeführt. 
Jeden Tag wache ch über diefem Werke und widme Jh Mid) ihm. Sie 
fönnen dies allen, die Ihnen naheftehen, mitteilen, mögen fie auf dem Lande 
oder in Städten wohnen. ch bin feft überzeugt, daß Rußland aus den 
Prüfungen, die es überfteht, verjüngt hervorgehen wird, und daß jich, wie 
dies früher der Fall war, eine Einigung zwiichen dem Kaiſer und ganz 
Rußland bilden wird, eine Webereinftimmung zwiſchen Mir und den 
Männern der ruffischen Erde, eine Einigung und Uebereinftimmung, melde 
al3 Grundlage für die Ordnung der Dinge in einer den urjprünglichen 
ruſſiſchen Grundfägen entiprechenden Weiſe dienen ſoll. Ich Habe Vertrauen 
zu Ihrem aufrichtigen Wunjche, Mich in dieſer Aufgabe zu unterjtügen! 

21.—25. Juni. (Lod z.) Große Straßenfämpfe, bei denen 
561 Perjonen getötet werden. 60000 Arbeiter kämpfen auf Barri- 
faden, die von den Truppen geftürmt werden. In Warſchau und 
Gzenjtohau herrſchen Ausſtände. 

26. Juni. Die offiziöſe Telegraphenagentur veröffentlicht die 
Grundzüge der vom Minifter des Innern Bulygin entworfenen 
Verfaſſung. 

Die Goſſudarſtwennaja wird 500 Vertreter umfaſſen, die auf fünf 
Jahre gewählt werden. Die Plenarverſammlung des Parlaments wird von 
einem Präſidenten geleitet, der vom Kaiſer ernannt wird. Die Duma wird 
eingeteilt in zehn Abteilungen, jede mit eigener Kompetenz über Land— 
wirtſchaft, Finanzen, Juſtiz, Handel, öffentliche Arbeiten, Marine u. ſ. w. 
Die Abteilungspräſidenten werden von der Plenarverſammlung ernannt. 
Die Mitglieder des Parlaments erhalten eine jährliche Entſchädigung von 
2500 Rubeln. Die Abgeordneten genießen abſolute parlamentariſche 
Immunität. Die Verſetzung eines Deputierten in Anklagezuſtand kann nur 
mit Zuſtimmung des Parlaments geſchehen. Die Kompetenzen der Goſſu— 
darſtwennaja Duma ſind die gleichen wie diejenigen des Reichsrates, dazu 
wird ihr die Aufſicht über die Tätigkeit der Regierung übertragen. Ferner 
erhält die Plenarverſammlung der Nationalvertretung das Recht der Ini— 
tiative für die Ausarbeitung neuer Geſetze, die ihr notwendig erſcheinen. 
Die Duma wird berechtigt, die Regierung über alle ihre Geſchäfte zu inter— 
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velieren Jedes Gehäft wird durch 
un Tr Tas le gelangt es ver die Blenamer- 
ianımlung und von dort vor beu Reickörat. Bezüglich dei Bahlverfahrens 
it noch nichts endgültig beiimmt, da im Schoße der Regiernag MReinungs- 
verichiebenheiten zutage getreten And. 

23.29. Zumi. (Sheila) Unruben unter der Hafenbevölfe- 
rung arten zu großen Kämpfen mit den Truppen aus. Biele 
Packhäuſer und mehrere Schiffe werden durch euer zerftört. 
Mehrere Hundert Menichen fommen um. 

Ende Zuni. Der „Kukfi Invalid“ berechnet die Stärke der 
japanijchen Armeen auf 550—600000 Mann. 

Ende Zuni. (Kaukaſus. Im ganzen Gouvernement er— 
heben fich bie Zataren gegen die Armenier. Die Regierung ver- 
hängt den Kriegszuftand. 

Ende Juni. Anfang Juli. Meutereien auf der Schwarzen 
Meer⸗Flotte. 

Auf dem Panzer „Fürſt Potemkin“ der Schwarzen Meer⸗Flotte 
meutert die Befagung, meil ein Offizier einen beichwerdeführenden Soldaten 
erichießt, und tötet die meiften Offiziere. Das Schiff ericheint mit zwei 
Torpedos am 27. vor Ddefja und erzwingt dur Drohungen mit Bont- 
bardement die Lieferung von Kohlen und Lebensmitteln. In den folgen- 
ben Zagen ſucht Vizeadmiral Krieger mit mehreren Linienihiffen und 
Kreuzern den „Potemkin“ zur Ergebung zu zwingen. Da ſich der „Botem- 
fin” weigert, fehrt Krieger nad) Sebaftopol zurüd. — Der „Botemfin“ dampft 
nad Sonftanza, (2. Zuli), verläßt aber nad) Aufforderung der rumäniſchen 
Behörden den Hafen. Am 8. kehrt er mit einem Torpedoboot zurüd; die 
Mannſchaften ergeben fi den rumäniihen Behörden. Sie werden ala 
politiiche Verbrecher betrachtet und nicht ausgeliefert. 

7. Juli. (Beterhof.) Der Zar empfängt fonjervative Ab- 
ordnnungen, die die Feithaltung der altruffiichen Grundjäße fordern. 

13. Juli. Vizeadmiral Birilew wird zum Marineminiſter 
ernannt. 

14. Juli. Der Präfident des Minifterfomitees dv. Witte wird 
zum Bevollmächtigten für die Frriedensunterhandlungen ernannt. 

20. Juli. (Moskau) Eine Verfammlung von 200 Ver— 
tretern von Semſtwos und Städten protejtiert gegen die Willfür 
der Verwaltung und verwirft den Entwurf der Reichsduma. — 
Die Berfammlung war vergeblich von der Regierung verboten 
worden, 

23. Juli. Nifhny Nomwgorod.) Der Pöbel verübt große 
Plünderungen. 

23.124. Juli. Der Zar und der Deutjche Kaifer haben eine 
Zuſammenkunft bei Bjoerkoe in den Schaeren. Sie jtatten fich 
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Beſuche auf ihren Yachten „Polarſtern“ und „Hohenzollern“ ab. — 
Die Prefje beichäftigt fich lebhaft mit der Zufammenfunft. 

1. Auguft. (Noworoſſisk.) Streikende Arbeiter verjuchen 
die Eifenbahn lahmzulegen; beim Einjchreiten der Truppen gibt 
e3 viele Tote und Verwundete. 

13.14. Auguft. Bei revolutionären Demonjtrationen in Bia= 
lyſtok und Riga werden über 100 Menjchen getötet. 

19. Auguft. Veröffentlichungen über Einführung einer Ver— 


faſſung. 

Der Zar erläßt folgendes Manifeſt: 

Das ruſſiſche Reich iſt gebildet und gefeſtigt durch die unerſchütter— 
liche Solidarität des Kaiſers mit dem Volke und des Volkes mit dem 
Kaiſer. Eintracht und Einigkeit des Kaiſers und des Volkes ſind die große 
moraliſche Kraft, die Rußland im Lauf der Jahrhunderte geſchaffen und 
es in allen Unglücksfällen und gegen alle Angriffe beſchützt hat und ſo bis 
zum heutigen Tage ein Unterpfand der Einigkeit, der Unabhängigkeit, der 
Integrität, des materiellen Wohlſtandes und der geiſtigen Entwickelung für 
Gegenwart und Zukunft bildet. Durch unſer Manifeſt vom 26. Februar 
1903 haben wir alle getreuen Söhne de3 Baterlandes zu innigem Zuſammen— 
|. aufgerufen, um die Organijation de3 Staates dadurd) zu vervoll- 
omnmen, daß wir das innere Leben auf eine jolide Grundlage ftellten. 
Sodann haben wir und bemüht, die durch öffentliche Wahl geichaffenen 
Einrihtungen mit den beftehenden Regierungsbehörden in Einklang zu 
bringen und die zwiſchen ihnen beftehende Nichtübereinftimmung zu be- 
feitigen, die auf den normalen Gang de3 Staatölebens in jo verhängnis- 
voller Weile zurüdwirkte. Die felbjtherrlichen Kaijer, unjere Borfahren, 
hatten beftändig an dieſes Ziel gedacht. Die Zeit ift nunmehr gekommen, 
ihren guten Abjichten nachzugehen und die Abgeordneten des ganzen rujji- 
ihen Reiches einzuberufen, welche an der beftändigen und tätigen Aus— 
arbeitung der Gejege teilnehmen jollen. Zu diefem Zwecke wird den höheren 
ftaatlichen Behörden eine bejondere beratende Körperjichaft zur Seite geftellt 
werden, welche die Aufgabe hat, die Geſetzesvorſchläge vorläufig auszu- 
arbeiten und zu beraten und das Staatsbudget zu prüfen. Aus dieſem 
Grunde haben wir für gut befunden, unter Wahrung des Grundgejeßes 
betreffend die jelbjtherrliche Gewalt, eine Reichsduma einzujegen und das 
Reglement für die Wahlen zu diefer Duma zu genehmigen, indem wir die 
Gültigkeit diefer Geſetze über das ganze Reich ausdehnten, mit einigen 
Ausnahmen, welche für einzelne Gegenden, für bie außergewöhnliche Ver— 
hältnifje in Frage fommen, notwendig erjchienen. Was die Teilnahme der 
Abgeordneten des Großherzogtums Finnland an den Arbeiten der Gofju- 
darftwennaja Duma für die Fragen anbetrifft, die das Kaiſerreich im all- 
gemeinen und jenes Landes im bejonderen betreffen, werden wir bejondere 
Maßnahmen anordnen. Zu gleicher Zeit haben wir dem Minifter des 
Innern befohlen, uns jofort das Wahlreglement zu den Wahlen für die 
Goffudarftwennajfa Duma vorzulegen, jo daß die Abgeordneten der 50 
Gouvernement3 und der Militärprovinz am Don fich ſpäteſtens Mitte 
Sanuar 1906 verfammeln. Wir halten uns vor, dafür zu forgen, daß die 
DOrganifation der Gofjudarftwennaja Duma vervolllommmet werde, und 
wenn im Laufe ihres Beftehens fich die Notwendigkeit zeigen jollte, Ab— 
änderungen vorzunehmen, wie fie den Anforderungen der Zeit und dem 
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Wohle des Reiches entſprechen, ſo werden wir nicht verfehlen, zu gegebener 
Zeit die nötigen Anweiſungen zu erteilen. Wir hegen die Ueberzeugung, 
daß die Gewählten, die durch das Vertrauen des ganzen Volkes dazu berufen 
ſind, an den geſetzgeberiſchen Arbeiten der Regierung teilzunehmen, ſich vor 
ganz Rußland des kaiſerlichen Vertrauens würdig zeigen werden, durch das 
ſie zur Mitarbeit an dieſem großen Werke eingeladen worden ſind, und 
daß ſie in vollkommenem Einvernehmen mit den anderen Inſtitutionen 
und Behörden des Kaiſerreiches, die durch uns eingerichtet ſind, in nutz— 
bringender Weiſe und mit Eifer an unjeren Arbeiten zum Wohle Rußlands, 
unjerer gemeinjamen Mutter, zur Stärkung der Einigkeit, Sicherheit und 
Größe des KHaiferreiches, jowie zur Beruhigung und zum Gedeihen des 
Bolfes teilnehmen werden. Wir rufen den Gegen des Herrn auf die 
Arbeiten der von ung gejchaffenen Einrichtung herab und vertrauen un— 
erjchütterlih auf die Gnade Gottes und auf die Unfehlbarfeit der Hohen 
geichichtlichen Beitimmungen, die dur die göttliche Vorjehung unjerem 
teuren Baterlande vorbehalten find. Wir hoffen zuverfichtlich, daß mit des 
allmäcdhtigen Gottes Hilfe und durch die vereinten Anftrengungen aller feiner 
Söhne Rußland fiegreih aus den jchweren Prüfungen hervorgehen wird, 
die ed gegenwärtig durchzumachen hat, und daß es ald Macht in der Größe 
und dem Ruhme jeiner taufendjährigen Gejchichte würdig neu erftehen wird. 
Gegeben Beterhof, 19. Auguft, im Sabre des Herren 1905 und dem elften 
Sabre unjerer Regierung. 

Don der Berordnung über die Einrichtung der Duma lauten 
die wichtigjten Sätze: 

Urt. 1. Die Gofjudarftwernnaja Duma wird eingejegt, um in vor— 
läufiger Beratung Gejegentwürfe durchzuarbeiten, die gemäß ben be- 
—— Grundgeſetzen durch den Reichsrat gehen und der Beſtätigung 
urch den Kaiſer unterworfen find. Art.2. Die Goſſudarſtwennaja Duma 
jegt ji aus Mitgliedern der Bevölkerung des Kaiſerreichs zufammen, die 
gemäß der Sondervorjchrift für die Wahlen zur Duma nad den darin 
enthaltenen Bejtimmungen auf einen Zeitraum von 5 Jahren gemählt 
werden. Art.3. Durch kaiſerlichen Ukas kann die Duma vor Ablauf ihrer 
fünfjährigen Amtszeit aufgelöft werden; durch denjelben Ukas muß aber 
auch der Zeitpunft für die Abhaltung der neuen Wahlen feitgejegt werden. 
Art.4. Die Dauer der jährlichen Sigungsperioden, jowie die Dauer der 
Serien werden durch Faijerlichen Ufas feitgejegt. Art.8. Die durch den 
Unterhalt der Duma erwachjenden Ausgaben werden aus dem Staatsſchatze 
gededt. Art.9. Der Präfident und der Vizepräfident der Duma werden 
durch diefe aus der Zahl ihrer Mitglieder für die Dauer eines Jahres 
gewählt. Nach Ablauf diejes Zeitraums können diejelben Perjonen wieder- 
gewählt werden. Der Präfident erfüllt jeine Pflichten bis zur Wahl eines 
neuen Präfidenten, ausgenommen in dem in Art. 3 vorgejehenen Falle. 
Der für das legte Jahr der Amtsdauer der Duma gewählte Präfident er- 
füllt jeine Pflichten bi8 zum Ablauf des Luftrums. Der Präfident und 
in deſſen Abmwejenheit der Vizepräfident haben dem Kaijer über die Ar- 
beiten der Duma Bericht zu erftatten. Art. 10. Der Präfident der Duma 
hat dem Kaifer jeine Berichte über die Arbeiten der Duma zu überreichen. 
Art. 13. Bei der Uebernahme ihrer Obliegenheiten leiften die Mitglieder 
der Duma einen feierlihen Eid nad; der vorgejchriebenen Formel. 
Urt. 14. Die Mitglieder der Duma befigen unumjchränkte Meinungs- und 
Nedefreiheit in allen ihrer Mactvolltommenheit unterworfenen Fragen. 
Art. 15. Die Mitglieder der Duma fönnen ihre Freiheit nur durd) richter- 
fihen Beſchluß einbüßen und fönnen wegen Schulden nicht verhaftet 
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werden. Urt. 17. Jedes Mitglied der Duma geht feines Amtes verluftig: 

1. bei Berluft der bürgerlihen Rechte; 2. bei Eintritt in den aktiven 
Militärdienft oder in ein Staatdamt, mit dem eine feite Bejoldung ver- 
bunden ijt, 3. bei Verluft des Zenfus, der das Recht zur Teilnahme an 
der Wahl gibt. Art. 20. Die Mitglieder der Duma find verantwortlich 
für Vergehen, Die begangen wurden, während oder in Verbindung mit der 
Ausübung ihres Amtes als Mitglieder in derjelben Weife und auf der- 
jelben Grundlage wie die Mitglieder des Staatsrates. Art.23. Die Mit- 
glieder der Duma erhalten aus dem Staatsjchage täglich 10 Rubel während 
der Dauer der Sitzungen, außerdem jährlich zweimal als Neifefoften von 
ihrem Wohnjige nad St. Petersburg und zurüd die Summe von 5 Ko— 
pefen pro Werft. Art. 24. Minifter und Reſſortchefs können nicht Mit- 
glieder der Duma werden, doch ift es ihnen geftattet, den Sitzungen bei- 
zumohnen und in Angelegenheiten, die ihre Dienftzwweige betreffen, Auf- 
Härungen entweder perjönlic, oder durch andere Beamte abzugeben. Art. 25. 
Wenn die im Plenum tagende Duma oder eine Abteilung derjelben e3 für 
nötig erachtet, von den Miniftern oder Nefjortchefs Aufklärungen zu ver- 
langen, jo find dieje verpflichtet, über die verlangten Punkte Erklärungen 
abzugeben. Art. 33. Der Machtvollkommenheit der Duma werden unter- 
ftellt: 1. Alle Fragen, die fi) auf die Vorlage neuer Gejege, ſowie die 
Abänderung, Erweiterung, zeitweife Aufhebung oder gänzlide Abſchaffung 
von bejtehenden Gejegen beziehen. Ferner die Einjegung, Einſchränkung 
oder Abſchaffung von Behörden mit ihren Budgets. 2. Die Budget der 
Minifterien und ihrer Reſſorts, da8 Budget de3 Kaiſerreichs, ſowie jede 
Art von Zahlungsanweijungen, die durch ihre Budgets nicht vorgejehen 
jind. 3. Der Beriht des Kontrollrefjorts über die Durchführung des 
Staatöbudget3. 4. Alle Fragen, die Veräußerung eines Teiles der Staats- 
einfünfte, welcher Art fie auch jein mögen, betreffen. 5. Staatägüter. 
6. Bau von Eijenbahnen dur den Staat. 7. Gründung von Aftiengejfell- 
ihaften für den Fall, daß die Gründer den Ausſchluß irgend eines der 
zurzeit bejtehenden Gejege verlangen. 8. Fragen, die durch Faijerliche 
Spezialerlaffe der Duma vorgelegt werden. Art.34. Die Duma hat das 
Recht, zu veranlafjen und auszugeben Gejegentwürfe, betreffend Abſchaffung 
oder Umänderung der bejtehenden oder Ausgabe neuer Gejege. Dieje 
Gejegentwürfe dürfen aber nicht die Grundlagen der Staatdordnung ver- 
legen, die durch die beitehenden Staatögrundgejege feitgelegt find. Art. 35. 
Die Duma hat das Recht, ſich an die Minifter und Chef3 der verſchie— 
denen Refjort3 zu wenden, um Auskünfte und Erläuterungen zu fordern 
über Amtshandlungen von Beamten, von denen die Duma glaubt, daß 
fie die beſtehenden Gejege verlegt Haben. Art. 39. Der Präfident der 
Duma hat das Recht, ein Mitglied der Duma, das die Ordnung ftört oder 
die dem Gejeg jchuldige Achtung verlegt, zu unterbrechen; der Präfident 
hebt die Sigung für eine Zeit auf oder jchließt fie. Art. 42. Der Prãſi⸗ 
dent der Duma hat das Recht, den Mitgliedern der Preſſe, aber nicht 
mehr als einem Vertreter eines Blattes, zu erlauben, den gemeinſamen 
Sitzungen beizuwohnen, ausgenommen, wenn dieſelben bei geſchloſſenen 
Türen ftattfinden. Art. 43. Der Ausſchluß der Oeffentlichkeit wird von 
der Plenarverjammlung oder dem Präjidenten der Duma angeordnet. Es 
jteht dem legteren das Recht zu, die Deffentlichfeit in dem Falle auszu- 
ichließen, 9 der Miniſter, deſſen Machtbefugnis die beſprochene Angelegen— 
heit unterſtellt iſt, erklärt, daß dieſe Angelegenheit ein Staatsgeheimnis in 
ſich ſchließt. Art. 48. Geſetzesvorlagen, welche von der Duma beraten 
worden ſind, werden mit dem Beſchluſſe derſelben dem Reichsrat einge— 
reicht und nach der Beratung durch dieſen mit beiden Entſcheidungen dem 
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Wohle des Reiches entiprechen, jo werden wir nicht verfehlen, zu gegebener 
Zeit die nötigen Anweifungen zu erteilen. Wir hegen die Ueberzeugung, 
daß die Gewählten, die durch das Vertrauen des ganzen Volkes dazu berufen 
find, an den gejeßgeberifchen Arbeiten der Regierung teilzunehmen, ſich vor 
ganz Rußland des faiferlichen Vertrauen würdig zeigen werden, durch das 
jie zur Mitarbeit an diefem großen Werke eingeladen worden find, und 
daß fie in vollfommenem Einvernehmen mit den anderen Inſtitutionen 
und Behörden des Kaiferreiches, die durch uns eingerichtet find, in nuß- 
bringender Weife und mit Eifer an unjeren Arbeiten zum Wohle Rußlands, 
unjerer gemeinfamen Mutter, zur Stärkung der Einigkeit, Sicherheit und 
Größe des Kaiferreiches, jomwie zur Beruhigung und zum Gebeihen bes 
Bolfes teilnehmen werden. Wir rufen den Gegen des Herrn auf Die 
Arbeiten der von ung gejchaffenen Einrichtung herab und vertrauen un— 
erſchütterlich auf die Gnade Gottes und auf die Unfehlbarfeit der Hohen 
gejchichtlichen Beftimmungen, die durch die göttliche Vorſehung unſerem 
teuren Vaterlande vorbehalten find. Wir hoffen zuverfichtlich, daß mit des 
allmächtigen Gottes Hilfe und durch die vereinten Anftrengungen aller jeiner 
Söhne Rußland fiegreih aus den jchweren Prüfungen hervorgehen wird, 
die es gegenwärtig durchzumachen hat, und daß es ald Macht in der Größe 
und dem Ruhme jeiner taufendjährigen Geſchichte würdig neu erjtehen wird. 
Gegeben Peterhof, 19. Auguft, im Jahre des Herren 1905 und dem elften 
Jahre unjerer Regierung. 

Don der Verordnung über die Einrichtung der Duma lauten 
die wichtigjten Sätze: 

Art. 1. Die Goſſudarſtwennaja Duma wird eingejeßt, um in vor— 
fäufiger Beratung Geſetzentwürfe durchzuarbeiten, die gemäß den be- 
on Grundgejegen durch den Reichsrat gehen und der Beftätigung 
urch den Kaiſer unterworfen find, Art.2. Die Gofjudarftwennaja Duma 
jegt fi) aus Mitgliedern der Bevölferung des Kaiferreich! zuſammen, die 
gemäß der Sondervorfchrift für die Wahlen zur Duma nad den darin 
enthaltenen Beitimmungen auf einen Beitraum von 5 Jahren gemählt 
werden. Art.3. Durch Faijerlichen Ufas kann die Duma vor Ablauf ihrer 
fünfjährigen Amtszeit aufgelöft werden; durch denjelben Ufas muß aber 
auch der Zeitpunkt für die Abhaltung der neuen Wahlen feitgejeßt werden. 
Urt. 4. Die Dauer der jährlichen Sigungsperioden, ſowie die Dauer der 
Ferien werden durch kaiſerlichen Ufas feſtgeſetzt. Art.8. Die durch den 
Unterhalt der Duma erwachjenden Ausgaben werden aus dem Staatzjchaße 
gededt. Art. 9. Der Präfident und der Bizepräfident der Duma werden 
durch diefe aus der Zahl ihrer Mitglieder für die Dauer eines Yahres 
gewählt. Nach Ablauf diejes Zeitraums können diejelben Perjonen wieder- 
gewählt werden. Der Präſident erfüllt feine Pflichten bis zur Wahl eines 
neuen Präfidenten, ausgenommen in dem in Art. 3 vorgejehenen Falle. 
Der für das Iegte Jahr der Amtsdauer der Duma gewählte Präſident er- 
füllt jeine Pflichten bi8 zum Ablauf des Luſtrums. Der Präfident und 
in defjen Abmwejenheit der Vizepräfident haben dem Kaiſer über die Ar- 
beiten der Duma Bericht zu erjtatten. Art. 10. Der Präfident der Duma 
hat dem Kaiſer jeine Berichte über die Arbeiten der Duma zu überreichen. 
Art. 13. Bei der Uebernahme ihrer Obliegenheiten leiften die Mitglieder 
der Duma einen feierlichen Eid nad) der vorgejchriebenen Formel. 
Art. 14. Die Mitglieder der Duma befigen unumjchräntte Meinungs- und 
Nedefreiheit in allen ihrer Machtvollkommenheit untertworfenen Fragen. 
Art. 15. Die Mitglieder der Duma können ihre Freiheit nur durch richter- 
fihen Beſchluß einbüßen und können wegen Schulden nicht verhaftet 
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werden. Urt. 17. Jedes Mitglied der Duma geht feine Amtes verluftig : 
1. bei Berluft der bürgerlihen Rechte; 2. bei Eintritt in den aktiven 
Militärdienft oder in ein Staatsamt, mit dem eine feite Bejoldung ver— 
bunden ift, 3. bei Verluſt des Zenjus, der das Recht zur Teilnahme an 
der Wahl gibt. Art.20. Die Mitglieder der Duma find verantwortlich 
für Vergehen, die begangen wurden, während oder in Verbindung mit der 
Ausübung ihres Amtes als Mitglieder in derjelben Weile und auf der- 
jelben Grundlage wie die Mitglieder des Staatsrates. Art.23. Die Mit- 
glieder der Duma erhalten aus dem Staatsjchage täglich 10 Rubel während 
der Dauer der Sigungen, außerdem jährlich zweimal al3 Reifefoften von 
ihrem Wohnjige nach St. Peterdburg und zurüd die Summe von 5 Ko— 
pefen pro Werft. Art. 24. Minifter und Reſſortchefs können nicht Mit- 
glieder der Duma werden, doc) ift e3 ihnen geftattet, den Sitzungen bei» 
zumohnen und in Angelegenheiten, die ihre Dienftzweige betreffen, Auf- 
Härungen entweder perjönlich oder durd, andere Beamte abzugeben. Art. 25. 
Wenn die im Plenum tagende Duma oder eine Abteilung derjelben es für 
nötig erachtet, von den Miniftern oder Nefjortchefs Aufklärungen zu ver- 
langen, jo find dieje verpflichtet, über die verlangten Punkte Erklärungen 
abzugeben. Art. 33. Der Madtvolllommenheit der Duma werden unter- 
ftellt: 1. Alle Fragen, die fih auf die Vorlage neuer Gejeße, ſowie die 
Abänderung, Erweiterung, zeitweife Aufhebung oder gänzlihe Abſchaffung 
von beftehenden Gejegen beziehen. Ferner die Einjegung, Einſchränkung 
oder Abichaffung von Behörden mit ihren Budgets. 2. Die Budget3 der 
Minifterien und ihrer Reſſorts, das Budget des Kaiſerreichs, ſowie jede 
Art von Zahlungsanmweifungen, die durch ihre Budget nicht vorgejehen 
find. 3. Der Bericht des Kontrolfreffort3® über die Durchführung des 
Staat3budgets. 4. Alle Fragen, die Veräußerung eines Teiles der Staatö- 
einfünfte, welcher Art fie auch fein mögen, betreffen. 5. Staatsgüter. 
6. Bau von Eijenbahnen durch den Staat. 7. Gründung von Aftiengejell- 
ichaften für den Fall, daß die Gründer den Ausſchluß irgend eines der 
zurzeit bejtehenden Gejege verlangen. 8. Fragen, die durch Faijerliche 
Spezialerlafje der Duma vorgelegt werden. Art.34. Die Duma hat das 
Recht, zu veranlafjen und auszugeben Gejegentwürfe, betreffend Abſchaffung 
oder Umänderung der bejtehenden oder Ausgabe neuer Geſetze. Dieje 
Gejegentwürfe dürfen aber nicht die Grundlagen der Staat3ordnung ver- 
legen, die durch die beitehenden Staatögrundgejege feitgelegt find. Art. 35. 
Die Duma hat das Recht, ſich an die Minifter und Chefs der verjcie- 
denen Reſſorts zu wenden, um Auskünfte und Erläuterungen zu fordern 
über Amtshandlungen von Beamten, von denen die Duma glaubt, daß 
fie die beftehenden Geſetze verlegt Haben. Art. 39. Der Präfident der 
Duma hat das Recht, ein Mitglied der Duma, das die Ordnung jtört oder 
die dem Geſetz jchuldige Achtung verlegt, zu unterbrechen; der Präfident 
hebt die Sigung für eine Zeit auf oder jchließt fie. Art. 42. Der Präfi- 
dent der Duma hat das Recht, den Mitgliedern der Prefje, aber nicht 
mehr al3 einem Vertreter eine Blattes, zu erlauben, den gemeinjamen 
Sigungen beizumohnen, ausgenommen, wenn diejelben bei gejchlojjenen 
Türen ftattfinden. Art.43. Der Ausschluß der Deffentlichfeit wird von 
der Plenarverfammlung oder dem Präfidenten der Duma angeordnet. Es 
jteht dem leßteren das Recht zu, die Deffentlichfeit in dem Falle auszu- 
jchließen, daß der Minifter, deſſen Machtbefugnis die bejprochene Angelegen- 
heit unterftellt ift, erklärt, daß dieje Angelegenheit ein Staatsgeheimnis in 
ſich ſchließt. Art. 48. Gejegesvorlagen, welche von der Duma beraten 
worden find, werden mit dem Beichlufje derjelben dem Neichsrat einge- 
reicht und nach der Beratung durch diefen mit beiden Entjcheidungen dem 
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Kaifer unterbreitet, mit Ausnahme des in Art. 49 angeführten Falles. 
Urt. 49. Gejegesvorlagen, welche mit Zweidrittelmehrheit in Plenarfigungen 
der Duma und des Reichsrats abgelehnt worden find, gehen an den zu— 
ftändigen Minifter zurüd, um einer ergänzenden Beratung unterzogen und 
jodann von neuem unter Zuftimmung des Kaijerd zur legislativen Be- 
ſchlußfaſſung geftellt zu werden. Art. 50. Sollte der Reichsrat einem Be— 
ſchluſſe der Duma nicht zuftimmen können, jo kann die in Frage ftehende 
Angelegenheit vermöge einer Entjcheidung einer Plenarfigung des Reichs— 
rats einer bejonderen Kommiſſion unterbreitet werden, die fi) aus der 
gleihen Zahl von Mitgliedern der Duma und des Reichsrats zuſammen— 
jeßt. Diefe Mitglieder werden in Plenarfigungen der beiden $törper- 
ichaften gewählt. Die Kommiſſion, die unter dem Vorſitze des Präjidenten 
des Reichsrats oder des Präfidenten einer der Abteilungen des Reichs— 
rat3 tagt, hat den Zweck, eine Uebereinftimmung zwiſchen der Anficht des 
Neichsrat3 und dem Beihhluffe der Duma zu erzielen. Art. 51. Das von 
der Kommiffion ausgearbeitete Abkommen wird zunächſt einer Plenar- 
figung der Duma, dann einer Plenarfigung des Reichsrats unterbreitet. 
Wenn eine Einigung nicht erreicht werden kann, würde die Angelegen- 
heit wieder einer Blenarjigung des Reichsrats unterbreitet werden. Art. 52. 
In dem Fall, daß eine Duma-Sigung nicht abgehalten werden fann, weil 
eine ausreichende Zahl von Mitgliedern nicht zugegen ift, wird die Be— 
ratung der zur Diskuffion geftellten Angelegenheit auf eine nächite Sigung 
verijchoben, welche fjpäteftens nach zwei Wochen ftattfinden muß. Wenn 
nach Ablauf dieſes Termin die Angelegenheit wegen ungenügender An— 
zahl der anmejenden Duma-Mitglieder abermald nicht erörtert werden 
fann, ift der Minifter dazu berechtigt, die Angelegenheit dem Reichsrat zu 
unterbreiten, ohne daß ein Dumabejchluß notwendig if. Art.53. Wenn 
der Kaiſer findet, daß die Eröterung der der Duma unterbreiteten An- 
gelegenheit zu langjam vor fich geht, hat der Neichsrat einen äußerjten 
Beitpunft zu bejtimmen, bis zu dem der Beſchluß der Duma formuliert 
jein muß. Wenn die Duma bis zu dem bejtimmten Zeitpunkt ihren Be- 
ſchluß nicht mitgeteilt hat, kann der Reichsrat die Angelegenheit beraten, 
ohne daß ein Dumabejchluß vorliegen muß. Art. 58. Eine Interpella— 
tion, die auf einer Mitteilung oder Ausführung von Tatſachen beruht, 
nach denen die Minifter oder Reffortschef3 oder die ihnen unterftellten 
Behörden die beftehenden Gejege verlegt zu haben jcheinen, muß durch die 
Mitglieder der Duma ihrem Präfidenten vorgelegt werden. E3 muß darin 
angegeben jein, welches Gejeß und in welcher Beziehung diejes verlegt zu 
jein jcheine. Wenn dieſe AInterpellation durch mindeſtens dreißig Mit- 
glieder unterzeichnet ift, jo legt fie der Präfident zur Beratung in Pleno 
vor. Art. 59. Wenn die Snterpellation von der Duma mit Stimmen- 
mehrheit angenommen wird, jo wird fie dem betreffenden Minifter oder 
Nefjortchef mitgeteilt. Art. 60. Die Minifter oder Reſſortchefs haben jpä- 
teftend einen Monat nad) Mitteilung der nterpellation der Duma ihre 
zn oder Ausführungen vorzulegen oder mitzuteilen, aus welchem 
Grunde Ausführungen oder Mitteilungen unmöglich find. Art. 61. Wenn 
die Mehrheit der Duma, zwei Drittel der Plenarfigungsftärfe, durch die 
Mitteilung des Minifterd oder Neffortchef3 nicht befriedigt ift, jo ift die 
Angelegenheit durch den Staat3rat Seiner Majeftät dem Kaiſer vorzulegen. 


Im Wahlreglement wird bejtimmt: 


Wahlen zur Reichsduma finden ftatt: 1. in den Provinzen und 
Territorien; 2. in folgenden Städten: St. Petersburg, Moskau, Baku, 
Aſtrachan, Warſchau, Wilna, Woroneſch, Jekaterinoslaw, Irkutsk, Kaſan, 
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Kijem, Kifchinem, Kursk Lodz, Niſchni-Nowgorod, Odeſſa, Orel, Riga, 
Noftom am Don, Samara, Saratow, Tajchkent, Tiflis, Tula, Charkow und 
Saroslaw. In Polen, Sibirien, Kaufafien, Turkeftan und einigen Pro- 
vinzen werden die Wahlen auf Grund von bejonderen Reglements ftatt- 
finden. Die Anzahl der Dumamitglieder für jedes Gouvernement, jede 
Provinz und jede Stadt ift in einer bejonderen Tabelle verzeichnet. Die 
Gejamtzahl beträgt 412 Mitglieder, von denen 28 durch Städte gewählt 
werden. Die Wahl der Dumamitglieder in den Provinzen und Territorien 
wird von einer Provinzialwählerverfammlung vollzogen, weldye zujammen- 
gejegt ift aus: 1. den Grundeigentümern der betreffenden Bezirke; 2. aus 
ftädtiichen Wählern; 3. aus Bevollmächtigten der Amtsbezirke und Stanizen. 
Die Gejamtzahl der Wähler in jeder Provinz ift in einer befonderen Tabelle 
verzeichnet. Die Wählverfammlungen zählen 160 Mitglieder in den beiden 
Hauptftädten und 80 Mitglieder in den übrigen vorher erwähnten Städten. 
Bom Wahlrecht ausgeichloffen find Frauen und die Männer unter 25 Jahren, 
Böglinge der militärischen Unterrichtsanftalten, aktive Angehörige des Heeres 
und der Marine, ebenjo Nomaden und fremde Untertanen. Berjonen, 
welche wegen Konkursvergehen oder Dejertion verurteilt find, nehmen an 
den Wahlen nicht teil, ebenjo Gouverneure, Vizegouverneure und Polizei— 
präfeften mit ihren Beigeordneten in den Orten, in denen fie ihr Amt 
ausüben. Frauen dürfen im Auftrage ihrer Gatten und Söhne wählen, 
Väter können dad Recht zu wählen an ihre Söhne abtreten, welche das 
Recht Haben, an den Wählerverfammlungen der Grundbefiger im Bezirke 
teilzunehmen. Die Minenunternehmer find der Anzahl nach in einer be— 
jonderen Tabelle verzeichnet, ebenjo die Inhaber induftrieller Etablifjements 
im Werte von mindeftens 15000 Rubel, und die Mitglieder des Klerus, 
welche in den betreffenden Bezirken Kirchenländereien inne haben. An den 
ftädtiihen Wählerverfammlungen nehmen teil PBerjonen, welche ſtädtiſche 
Immobilien im Werte von 1500 Rubel bejigen, jowie die Induſtriellen 
der erften Kategorie. In den am Anfang des Reglement3 erwähnten 
Städten nehmen an den Wählerverfammlungen teil: die Beſitzer ftädtifcher 
Smmobilien im Werte von mindeftens 3000 Rubel in den beiden Haupt- 
ftädten und 1500 Aubel in den anderen Städten, die Anduftriellen der 
erften Kategorie und Perjonen, welche Steuer auf Mietshäufer der zehnten 
Kategorie in jedem Bezirk zahlen. Niemand darf mehr als eine Stimme 
abgeben. Die Wahlen finden unter der allgemeinen Aufjicht der Minifter 
des Innern, der Gouverneure und der Polizeipräfeften ftatt. Bei den 
Wahlen in den vorftehend erwähnten Städten wird in jedem Wahlfreis 
eine Kommijfion gebildet, die aus einem PBräfidenten und zwei Mitgliedern 
beiteht, und die durch den Bürgermeifter unter den das Wahlrecht befigen- 
den Berjonen ausgewählt wird. Die Wahl findet vermittelft geheimer 
Abftimmung durch Kugeln ftatt. Die übrigen ftädtiichen und ländlichen 
Wahlfreife wählen gleichfall$ in geheimer Abftimmung duch Kugeln eine 
durch eine Tabelle feitgejegte Anzahl von Mitgliedern in die Duma. Zu 
Mitgliedern in die Duma können nur Perjonen, die ihr Einverftändnis 
dazu erklären, gewählt werden. Zivilbeamte dürfen die Wahl nur dann 
annehmen, wenn jie auf ihr Amt verzichten. Man darf ſich als Kandidat 
für die Duma nur in einem Wahlverfammlungsorte, gleichgültig ob in 
der Stadt oder auf dem Lande aufjtellen laſſen. Zu Mitgliedern der 
Duma können ferner nur Perfonen gewählt werden, die der ruffifchen 
Sprache mädtig jind. 


Auguft. Die meiften Zeitungen äußern fich zuftimmend zu 
der Verordnung über die Duma; einige erklären, daß fie erſt den 
18* 
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Anfang einer Entwidelung bilde und tadeln, daß fie nichts über 
die Preßfreiheit enthalte. 

Auguft. (Oftfeeprovinzen.) In Livland und vor allem 
in Kurland erheben fich die Ländlichen Arbeiter und die Kleinen 
Bauern gegen die Großgrumdbefiger. Der Gouverneur ergreift feine 
Maßregeln, um, wie behauptet wird, fich Hierdurch perjünliche 
Sicherheit zu erfaufen. 

22. Auguft. Warjchau.) Infolge eines Generalitreif3 und 
neuer großer Unruhen wird über ganz Polen der Kriegszuſtand 
verhängt. 

Auguft. Der Notjtand nimmt großen Umfang an. In den 
Goudernement3 Saratow, Samara, Tambow, Rjäſan, Woroneſch, 
Zula, Penſa, Simbirsf, Orel ift der Viehſtand gefährdet. 

25. Auguft. (Libau.) Das Kriegägericht verurteilt wegen 
Meuterei 8 Matrofen zum Tode, 19 zu mehrjähriger Zwangsarbeit 
und 35 zu leichteren Strafen. 


27. Auguft. Ein faiferlicher Ukas veröffentlicht neue provi— 
jorifche Reglements für die Hochſchulen. 


Danach wird in Zukunft der Rektor von den Defanen und der 
Fafultätsjefretär von der Fakultät gewählt. Die Wahlen haben vor Beginn 
des Schuljahres ftattzufinden. Die Aufrechterhaltung der Ordnung und des 
regelmäßigen Ganges des Unterricht liegt dem Rate der Dekane ob, der 
auch bei DOrdnungsftörungen die Ausjegung des Unterrichts zu beantragen 
hat. Die Schlihtung von Zwiftigfeiten, welche die Studenten betreffen, 
wird einem aus Profejloren gebildeten Disziplinarrate übertragen. 

29. Auguft. Einigung über die Friedensbedingungen. (Vgl. 
Nordamerika.) Die Regierung veröffentlicht über die Verhand— 
lungen: 

Ende Mai de3 laufenden Jahres geruhte der Kaijer, den Vorſchlag 
des Präfidenten der Vereinigten Staaten anzunehmen, betreffend Die 
Zuſammenkunft ruſſiſcher und japanischer Bevollmächtigter zu dem Zwecke, 
die Frage Harzuftellen, inmieweit e3 für die beiden Mächte möglich wäre, 
jich über die Friedensbedingungen zu einigen. Dieſe wichtige Mifjion wurde 
vom Kaijer den Präjidenten des Minifterfomitees Staatsjefretär v. Witte 
und dem ruſſiſchen Botjichafter in Wajhington Baron Rojen übertragen, 
welche weitgehende Bollmachten empfingen, kraft deren fie in der Lage jein 
jollten, fall3 die japanischen Borjchläge annehmbar wären, zu dem Abjichluß 
des Triedensvertrages nach erzielter beiderjeitiger Einigung zu jchreiten. 
Die Verhandlungen jollten auf amerifanijchem Gebiete geführt werden. 
Die erjte Zujammenfunft der Bevollmächtigten der beiden friegführenden 
Barteien fand in Oyfterbay am 25. Juli (7. Auguft n. St.) jtatt. Die 
Konferenzen in Portsmouth wurden am 27. Juli (9. Auguft n. St.) er— 
öffnet. In der zweiten Sigung überreichten die japanischen Deligierten die 
in Tokio ausgearbeiteten Friedensbedingungen. In Anbetracht defien, daß 
mehrere Ddiejer Bedingungen auf Grund der den ruffiichen Delegierten er— 
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teilten Inſtruktionen vollſtändig unannehmbar waren und daß die Abfaſſung 
anderer Bedingungen zum Nachteil der Intereſſen Rußlands ausgelegt werden 
konnte, ſchlug v. Witte den japaniſchen Delegierten vor, in eine eingehende 
Erörterung eines jeden Punktes einzeln einzutreten. Nachdem mehrere Sit— 
zungen dieſer Arbeit gewidmet waren, kamen die ruſſiſchen Bevollmächtigten 
zu dem Schluß, daß eine Einigung über vier Punkte der japaniſchen Vor— 
ſchläge nicht erzielt werden könne. Infolgedeſſen erklärten ſich die japani— 
ſchen Delegierten bereit, von ihrer Regierung ergänzende Inſtruktionen ein— 
zuholen, zu dem Zwecke, einen verſöhnlichen Ausweg aus den Schwierig— 
keiten, die ſich eingeſtellt hatten, zu finden. Nachdem die Delegierten nach 
Tokio berichtet Hatten, erklärten fie, daß fie zunächſt auf die von ihnen 
geftellte Bedingung der Beſchränkung der ruffischen Seeſtreitkräfte im Stillen 
Ozean, ferner auf die Auslieferung der in neutralen Häfen internierten 
rufjiihen Schiffe verzichteten, daß fie aber ebenjowohl auf der Abtretung 
Sachalins wie bejonders auf der Zahlung einer Kriegsentihädigung beftehen 
müßten. Es entſpräche dies den ihnen erteilten Weifungen. Die Ruſſen 
lehnten die Teßteren Vorjchläge unbedingt ab und erklärten, daß fie die 
Prüfung der Friedensbedingungen nicht Mortfehen fünnten, folange Japan 
auf der Erftattung von Kriegskoſten beſtehe. Mit Rüdjicht darauf, daß 
eine jolche Wendung der Dinge den Abbruch der Verhandlungen zwifchen 
den Bevollmächtigten beider Mächte herbeiführen könnte, beichloß der Präfi- 
dent der Vereinigten Staaten, auf dejien Anregung die Verhandlungen in 
Portsmouth geführt wurden, fi) durch die Vermittlung des Vertreters der 
Vereinigten Staaten in St. Petersburg an den Kaiſer von Rußland zu 
wenden, um diefen im Namen der Menjchlichkeit zu bitten, zur Vermeidung 
weiteren Blutvergießend dem neuen Borjchlage der —— Regierung 
ſeine Zuſtimmung zu geben. Dieſer Vorſchlag beſtand darin, daß Rußland 
mit Rückſicht auf den durch die Landung japaniſcher Truppen auf Sachalin 
de facto gejchaffenen Stand der Dinge jich bereit erklärte, Japan die Herr- 
ichaft über den jüdlichen Teil der Inſel, melde ihm bis 1875 gehört Hatte, 
zu überlaffen, und den nördlichen Teil gegen eine Entſchädigung von einer 
Milliarde und 200 Millionen Men (2400 Millionen — zurückzukaufen. 
Der Kaiſer ſprach dem Präſidenten Rooſevelt ſeinen Dank für den von ihm 
bekundeten Wunſch aus, an der Wiederherſtellung des Friedens mitzuwirken, 
hielt es aber gleichwohl nicht für möglich, den genannten Vorſchlag an— 
zunehmen, der ſeinem Weſen nach auf die Zahlung einer Kriegsentſchädigung 
an Japan hinauslaufe. Von dieſer Entſcheidung durch die ruſſiſchen Be— 
vollmächtigten in Kenntnis geſetzt, erklärten die japaniſchen Delegierten in 
der Sitzung am 16. Auguſt (29. Auguft n. St.), entſprechend dem ihnen 
zugegangenen Auftrage ihrer Regierung, daß Japan auf jede bare Kriegs— 
entihädigung verzichte, aber den von ihm tatjächlich bejegten ſüdlichen Teil 
Sachalins zurüdzuerhalten wünjche mit der Verpflichtung, auf diefem Teil 
der Inſel feine militärifhen Maßnahmen zu treffen und feine Feitungs- 
werfe zu errichten, ferner auch die Meerenge von La Perouje offen zu 
lafjen. Nachdem die genannte Erklärung in dem genannten Protofoll auf- 
genommen worden war, einigten fi) die Bevollmächtigten auf die vor- 
läufigen riedensbedingungen, die ald Grundlage für den endgültigen 
Friedensvertrag zwijchen Rußland und Japan dienen könnten. 


31. Auguft. Der Zar telegraphiert an Roojevelt über den 
Friedensſchluß: 

Empfangen Sie meine Glückwünſche und aufrichtige Erkenntlichkeit 
für Ihre perſönlichen und energiſchen Bemühungen, welche die Friedens— 
verhandlungen einem erfolgreichen Ausgang zugeführt haben. Mein Land 
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ichleunigen Friedensihluß; Rußland müfje durch Kulturarbeit jein Preftige 
wiederheritellen („St. Peteröburger Ztg.“, „Rußfoje Slowo“). Andere 
fordern Einberufung der Volkövertretung, damit fie über Krieg und Frieden 
enticheide („Ruß“, „Now. Wremja”). Der „Smwjet” verlangt Fortjegung 
des Krieges; er müſſe zu Lande entjchieden werden. — Eine troß polizei- 
lihen Berbot3 in Moskau zujammengetretene Berfammlung von Semftiwo- 
mitgliedern und Stadthäuptern richtet eine Adreſſe an den Zaren, worin 
e3 heißt: Majeftät! Befehlen Sie unverzüglich, ehe e3 zu jpät wird für 
das Heil Rußlands, daß zur Feſtigung der Ruhe und des Friedens im 
Innern von allen Ihren Untertanen, ohne Unterjchied, mit gleichem Recht 
zu wählende Volfövertreter einberufen werden, die im Einvernehmen mit 
Ihnen die Lebensfrage enticheiden, ob Krieg, ob Frieden, die über die 
Friedensbedingungen entjcheiden oder den Frieden ablehnen und damit den 
gegenwärtigen Krieg in einen nationalen Krieg umwandeln, die allen 
Völkern ein Rußland zeigen, das aufgehört hat, von inneren Kämpfen 
zerriffen und erichöpft zu jein, jondern im Gegenteil geheilt und mächtig 
in jeiner Wiedergeburt, um eine einzige nationale Fahne gejchart ift, und 
die im Einvernehmen mit Ihnen die neue Organijation des Staates 
herbeiführen. 


4. Juni. Der Generalgouverneur don Peteröburg, General 
Trepow, wird zum Gehilfen des Minifter® des Innern ernannt. 

4. Juni. (Betersburg.) Demonjtrationen von etwa 15000 
Arbeitern führen zu Kämpfen mit dem Militär. 


14. Juni. Das Minifterium des Auswärtigen veröffentlicht 
folgende Mitteilung über die Friedensverhandlungen: 


„Der Präfident der Vereinigten Staaten hat den Botjchafter der 
Republif am faiferlihen Hofe beauftragt, um eine Privataudienz nachzu— 
juchen, um direft an den Kaiſer das Zeugnis der unveränderlichen Gefühle 
der Freundſchaft der Vereinigten Staaten für Rußland gelangen zu lafjen 
und den perjönlicen Wunjch des Präfidenten Roojevelt zum Ausdrud zu 
bringen, im Intereſſe der ganzen Welt jo viel al3 möglich zur Einftellung 
der Feindfeligkeiten in DOftafien beizutragen. Der Botichafter hatte den 
Befehl hinzuzufügen, daß Präfident Rooſevelt gleichzeitig denjelben Schritt 
bei der japanijchen Regierung getan habe. Der Kaiſer hatte darauf geruht, 
den Botichafter der Vereinigten Staaten zu empfangen und mit Geneigt- 
2. die Initiative des Präſidenten aufzunehmen, welche übrigens bei den 

ußland befreundeten Mächten vollfommene Sympathie gefunden Hatte. 
Präfident Roojevelt hat, nachdem er ſich alsbald überzeugt hatte, daß Japan 
gleichfall3 geneigt jei, den Vorſchlag anzunehmen, durch die Vertreter der 
Nepublif in Petersburg und Tokio der Faijerlichen Regierung wie der 
japanijchen Regierung eine offizielle Mitteilung über diejen Gegenftand 
angehen lafjen, die dann in Wafhington veröffentliht worden ıft. In 

eantwortung diefer Mitteilung hat der Minifter des Auswärtigen 
auf höchſten Befehl den amerikanischen Botjichafter durch eine Note benach— 
rihtigt, daß der Kaiſer jehr empfänglich für die von dem Präfidenten zum 
Ausdrud gebrachten Gefühle ift und gern einen neuen Beweis der traditio- 
nellen Freundichaft zwiſchen Rußland und den Vereinigten Staaten ge- 
jehen habe, jowie eine Bekundung des Wertes, den Präfident NRoojevelt 
im völligen Einflang mit den Anfichten des Kaiferd der allgemeinen Be- 
ruhigung beilegte, welche jo wejentlich für das Wohl und den Fortichritt 
der ganzen Menjchheit ift. Was eine eventuelle Zuſammenkunft von 
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ruffiichen und japanischen Bevollmächtigten betrifft, welche die Aufgabe 
hätten zu prüfen, bis zu welchem Punkte es den beiden Mächten möglich 
wäre, die FFriedensbedingungen auszuarbeiten, jo hätte die Faijerliche Re— 
gierung im Prinzip nichts gegen einen derartigen Verſuch einzumenden, 
wenn Japan den Wunſch darnad) ausdrüdte.“ 

19. Zuni. (PBeterhof.) Der Zar empfängt eine Abordnung 
de3 Moskauer Semjtwofongrefje und der Stadt Peterdburg. Auf 
die Anſprache des Fürſten Trubetzkoy, der Verwaltungsreformen 
fordert, erwidert der Zar: 

Ich bin erfreut, Sie gehört zu haben. Ich zweifle nicht, daß Sie 
geleitet ſind von einer glühenden Vaterlandsliebe, indem Sie ſich direkt an 
Mich wandten. Ich bin mit Ihnen und dem ganzen Volke aufs tiefſte 
betrübt gewejen, und bin e3 noch über das Unglüd, welches der Krieg 
über Rußland brachte und über die Drangjale, welche noch eintreten können, 
ſowie über alle Wirrnifje im Innern. Zerſtreuen Sie Ihre Bedenken. Mein 
Wille ift ein fouveräner Wille, ein unerjchütterlicher. Die Zulafjung von 
Ermählten zu den Arbeiten des Staates wird ordnungsgemäß durchgeführt. 
Seden Tag mache Ich über diefem Werke und widme Jch Mic ihm. Gie 
fönnen dies allen, die Ihnen naheftehen, mitteilen, mögen fie auf dem Lande 
oder in Städten wohnen. Ich bin feſt überzeugt, daß Rußland aus den 
Prüfungen, die e3 überfteht, verjüngt hervorgehen wird, und daß jich, wie 
dies früher der Fall war, eine Einigung zwiichen dem Kaifer und ganz 
Rußland bilden wird, eine Mebereinjtimmung zwijhen Mir und den 
Männern der ruffiihen Erde, eine Einigung und Uebereinftimmung, welche 
als Grundlage für die Ordnung der Dinge in einer den urjprünglichen 
ruſſiſchen Grundjägen entiprechenden Weife dienen ſoll. Ich habe Vertrauen 
zu Ihrem aufrichtigen Wunfche, Mich in diefer Aufgabe zu unterftügen! 

%1.—25. Juni. (Kodz.) Große Straßenfämpfe, bei denen 
561 Perjonen getötet werden. 60000 Arbeiter fämpfen auf Barri= 
faden, die von den Truppen gejtürmt werden. In Warſchau und 
Czenſtochau Herrjchen Ausſtände. 

26. Juni. Die offiziöſe Telegraphenagentur veröffentlicht die 
Grundzüge der vom Miniſter des Innern Bulygin entworfenen 
Verfafſſung. 

Die Goſſudarſtwennaja wird 500 Vertreter umfaſſen, die auf fünf 
Jahre gewählt werden. Die Plenarverſammlung des Parlaments wird von 
einem Präſidenten geleitet, der vom Kaiſer ernannt wird. Die Duma wird 
eingeteilt in zehn Abteilungen, jede mit eigener Kompetenz über Land— 
wirtjchaft, Finanzen, Juſtiz, Handel, öffentliche Arbeiten, Marine u. j. w. 
Die Abteilungspräfidenten werden von der Plenarverjammlung ernannt. 
Die Mitglieder des Parlaments erhalten eine jährliche Entichädigung von 
2500 Aubeln. Die Abgeordneten genießen abjolute parlamentarijche 
Immunität. Die Verfegung eines Deputierten in Anklagezuftand kann nur 
mit Buftimmung des Parlaments gejchehen. Die Kompetenzen der Gofju- 
darftwennaja Duma find die gleichen wie diejenigen des Reichsrates, dazu 
wird ihr die Aufjicht über die Tätigkeit der Regierung übertragen. Ferner 
erhält die Plenarverfjammlung der Nationalvertretung das Recht der Ini— 
tiative für die Ausarbeitung neuer Gejeße, die ihr notwendig erjcheinen. 
Die Duma wird berechtigt, die Regierung über alle ihre Gejchäfte zu inter- 
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pellieren. Die Geſchäftsordnung ift folgende: Jedes Geſchäft wird durch 
eine Abteilung der Duma geprüft, dann gelangt es vor die Plenarver- 
jammlung und von dort vor den Reichrat. Bezüglich des Wahlverfahrens 
ift noch nichts endgültig beftimmt, da im Schoße der Regierung Meinungs- 
verfchiedenheiten zutage getreten find. 

28.129. Juni. (Odejfa.) Unruhen unter der Hafenbevölfe- 
rung arten zu großen Kämpfen mit den Truppen aus. Diele 
Padhäufer und mehrere Schiffe werden durch Feuer zerftört. 
Mehrere Hundert Menjchen fommen um. 

Ende Juni. Der „Rußki Invalid” berechnet die Stärke der 
japanijchen Armeen auf 550—600000 Mann. 

Ende Juni. (Kaukaſus.) Im ganzen Gouvernement er= 
heben fich die Tataren gegen die Armenier. Die Regierung ver— 
hängt den Kriegszuftand. 

Ende Juni. Anfang Juli. Meutereien auf der Schwarzen 
Meer⸗Flotte. 

Auf dem Panzer „Fürft Potemkin“ der Schwarzen Meer-Flotte 
meutert die Beſatzung, weil ein Offizier einen bejchwerdeführenden Soldaten 
erichießt, und tötet die meiften Offiziere. Das Schiff erjcheint mit zwei 
Torpedo3 am 27. vor Odeſſa und erzmwingt durch Drohungen mit Bom— 
bardement die Lieferung von Kohlen und Lebensmitteln. In den folgen- 
den Tagen jucht Vizeadmiral Krieger mit mehreren Linienjchiffen und 
Kreuzern den „Potemkin“ zur Ergebung zu zwingen. Da fi) der „Potem- 
fin“ weigert, fehrt Krieger nach Sebaftopol zurüd. — Der „Potemkin“ dampft 
nad Konftanza, (2. Juli), verläßt aber nad) Aufforderung der rumänijchen 
Behörden den Hafen. Am 8. fehrt er mit einem Torpedoboot zurüd; Die 
Mannſchaften ergeben ſich den rumänifchen Behörden. Sie werden als 
politiiche Verbrecher betrachtet und nicht ausgeliefert. 

7. Juli. (PBeterhof.) Der Zar empfängt fonjervative Ab— 
ordnungen, die die Felthaltung der altruffiichen Grundfäße fordern. 

13. Juli. Vizeadmiral Birilem wird zum Marineminifter 
ernannt. 

14. Juli. Der Präfident des Minifterfomitees dv. Witte wird 
zum Bevollmächtigten für die Friedensunterhandlungen ernannt. 

20. Zuli. (Moskau) Eine Verfammlung von 200 Ver— 
tretern von Semſtwos und Städten protejtiert gegen die Willkür 
der Verwaltung und verwirft den Entwurf der Reichsduma. — 
Die Berfammlung war vergeblich von der Regierung verboten 
worden. 

23. Juli. (Riſchny Nowgorod.) Der Pöbel verübt große 
Plünderungen. 

23.124. Juli. Der Zar und der Deutjche Kaifer haben eine 
Zuſammenkunft bei Bjoerkoe in den Schaeren. Sie ftatten fich 
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Beſuche auf ihren Yachten „Bolarftern” und „Hohenzollern“ ab. — 
Die Prefje beichäftigt fich Tebhaft mit der Zuſammenkunft. 

1. Auguft. (Noworojfigf.) Streikende Arbeiter verfuchen 
die Eifenbahn lahmzulegen; beim Einjchreiten der Truppen gibt 
e3 viele Tote und Verwundete. 

13.114. Auguft. Bei revolutionären Demonftrationen in Bia= 
lyſtok und Riga werden über 100 Menſchen getötet. 

19. Auguft. DVeröffentlichungen über Einführung einer Ver— 
faſſung. 

Der Zar erläßt folgendes Manifeſt: 

Das ruſſiſche Reich iſt gebildet und gefeſtigt durch die unerſchütter— 
liche Solidarität des Kaiſers mit dem Volke und des Volkes mit dem 
Kaifer. Eintracht und Einigkeit des Kaiſers und des Volkes find die große 
moralijche Kraft, die Rußland im Lauf der Jahrhunderte gejchaffen und 
e3 in allen Unglüdsfällen und gegen alle Angriffe beijhügt hat und jo bis 
zum heutigen Tage ein Unterpfand der Einigkeit, der Unabhängigkeit, der 
Antegrität, de materiellen Wohlſtandes und der geiftigen Entwidelung für 
Gegenwart und Zukunft bildet. Durch unjer Manifeit vom 26. Februar 
1903 haben wir alle getreuen Söhne de3 Baterlandes zu innigem Zuſammen— 
halten aufgerufen, um die Organijation des Staates dadurch zu vervoll- 
fomnınen, daß wir das innere Leben auf eine jolide Grundlage ftellten. 
Sodann haben wir uns bemüht, die durch öffentliche Wahl geichaffenen 
Einrihtungen mit den beftehenden Regierungsbehörden in Einklang zu 
bringen und die zwijchen ihnen bejtehende Nichtübereinftimmung zu be- 
feitigen, die auf den normalen Gang des Staat3leben3 in jo verhängnis- 
voller Weije zurüdwirkte Die jelbjtherrlichen Kaiſer, unjere Vorfahren, 
hatten beftändig an diejes Ziel gedadht. Die Zeit ift nunmehr gefommen, 
ihren guten Abfichten nachzugehen und die Abgeordneten des ganzen rujji- 
ſchen Reiches einzuberufen, welche an der beftändigen und tätigen Aus- 
arbeitung der Gejege teilnehmen jollen. Zu diefem Zwecke wird den Höheren 
ftaatlichen Behörden eine bejondere beratende Körperichaft zur Seite geftellt 
werden, melde die Aufgabe Hat, die Geſetzesvorſchläge vorläufig auszu- 
arbeiten und zu beraten und das Staatsbudget zu prüfen. Aus diejem 
Grunde haben wir für gut befunden, unter Wahrung des Grundgejeßes 
betreffend die jelbjtherrliche Gewalt, eine Reichsduma einzujeßen und das 
Neglement für die Wahlen zu diefer Duma zu genehmigen, indem wir die 
Gültigkeit diefer Gejege über das ganze Neid; ausdehnten, mit einigen 
Ausnahmen, welche für einzelne Gegenden, für die außergewöhnliche Ver— 
hältnifje in Frage fommen, notwendig erjchienen. Was die Teilnahme der 
Abgeordneten des Großherzogtums Finnland an den Arbeiten der Gofju- 
darjtwennaja Duma für die Fragen anbetrifft, die das Kaiferreich im all- 
gemeinen und jenes Landes im bejonderen betreffen, werden mir befondere 
Maßnahmen anordnen. Zu gleicher Zeit haben wir dem Minifter des 
Innern befohlen, und jofort das Wahlreglement zu den Wahlen für bie 
Gofjudarftwernnaja Duma vorzulegen, jo daß die Abgeordneten der 50 
Gouvernements und der Militärprovinz am Don ich fpäteftend Mitte 
Sanuar 1906 verfammeln. Wir halten uns vor, dafür zu jorgen, daß die 
DOrganijation der Gofjudarftwennaja Duma vervollfonımnet werde, und 
wenn im Laufe ihres Beſtehens fich die Notwendigkeit zeigen jollte, Ab— 
änderungen vorzunehmen, wie fie den Anforderungen der Zeit und dem 
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Wohle des Reiches entiprechen, jo werden wir nicht verfehlen, zu gegebener 
Beit die nötigen Anmweifungen zu erteilen. Wir hegen die Ueberzeugung, 
dat die Gewählten, die durch das Vertrauen des ganzen Volkes dazu berufen 
jind, an den gejeßgeberifchen Arbeiten der Regierung teilzunehmen, ſich vor 
ganz Rußland des faijerlichen Vertrauend würdig zeigen werden, durd das 
jie zur Mitarbeit an diefem großen Werke eingeladen worden find, und 
dab fie in vollfommenem Einvernehmen mit den anderen Inſtitutionen 
und Behörden des Kaiferreiches, die durch uns eingerichtet find, in nutz- 
bringender Weife und mit Eifer an unferen Arbeiten zum Wohle Rußlands, 
unferer gemeinjamen Mutter, zur Stärkung der Einigkeit, Sicherheit und 
Größe des Kaiferreiches, fowie zur Beruhigung und zum Gebeihen des 
Volkes teilnehmen werden. Wir rufen den Segen des Herrn auf Die 
Arbeiten der von uns gejchaffenen Einrichtung herab und vertrauen un 
erfchütterlih auf die Gnade Gottes und auf die Unfehlbarkeit der Hohen 
geichichtlihen Beftimmungen, die dur die göttliche Vorſehung unjerem 
teuren Baterlande vorbehalten find. Wir hoffen zuverfichtlich, daß mit des 
allmächtigen Gottes Hilfe und durch die vereinten Anftrengungen aller feiner 
Söhne Rußland fiegreih aus den fchweren Prüfungen hervorgehen wird, 
die e3 gegenwärtig durchzumachen hat, und daß es als Macht in der Größe 
und dem Ruhme jeiner taufendjährigen Geſchichte würdig neu erjtehen wird. 
Gegeben Peterhof, 19. Auguft, im Jahre des Herren 1905 und dem elften 
Jahre unjerer Regierung. 

Don der Verordnung über die Einrichtung der Duma lauten 
die wichtigjten Sätze: 

Art. 1. Die Gofjudarftwennaja Duma wird eingejegt, um in vor- 
fäufiger Beratung Gejegentwürfe durchzuarbeiten, die gemäß den be— 
jtehenden Grundgejegen durch den Reichsrat gehen und der Beftätigung 
durch den Kaiſer unterworfen find. Art.2. Die Gofjudarftwennaja Duma 
jegt fi aus Mitgliedern der Bevölkerung des Kaiferreichd zujammen, die 
gemäß der Sondervorichrift für die Wahlen zur Duma nad den darin 
enthaltenen Bejtimmungen auf einen Zeitraum von 5 Jahren gemählt 
werden. Art.3. Durch faijerlichen Ufas kann die Duma vor Ablauf ihrer 
fünfjährigen Amtszeit aufgelöft werden; durch denjelben Ufas muß aber 
auch der Zeitpunkt für die Abhaltung der neuen Wahlen feftgejegt werden. 
Art.4. Die Dauer der jährlichen Sigungsperioden, ſowie die Dauer der 
Ferien werden durch Faijerlichen Ukas fejtgejegt. Art.8. Die durch den 
Unterhalt der Duma erwacdjjenden Ausgaben werden aus dem Staatsſchatze 
gededt. Art. 9. Der Präfident und der BVBizepräfident der Duma werden 
durch diefe aus der Zahl ihrer Mitglieder für die Dauer eines Jahres 
gewählt. Nach Ablauf diejes Zeitraums können diejelben Perſonen wieder- 
gewählt werden. Der PBräjident erfüllt feine Pflichten bis zur Wahl eines 
neuen Präjidenten, ausgenommen in dem in Art. 3 vorgejehenen Falle. 
Der für das Iegte Jahr der Amtsdauer der Duma gewählte Präſident er- 
füllt jeine Pflichten bi8 zum Ablauf des Luftrums, Der Präfident und 
in defjen Abmwejenheit der Vizepräfident haben dem Kaiſer über die Ar- 
beiten der Duma Bericht zu erftatten. Art. 10. Der Präfident der Duma 
hat dem Kaiſer jeine Berichte über die Arbeiten der Duma zu überreichen. 
Urt.13. Bei der Uebernahme ihrer Obliegenheiten leiften die Mitglieder 
der Duma einen feierlichen Eid nad) der vorgeichriebenen Formel. 
Art. 14. Die Mitglieder der Duma befigen unumjchränfte Meinungs- und 
Nedefreiheit in allen ihrer Mactvolllommenheit unterworfenen Fragen. 
Urt. 15, Die Mitglieder der Duma können ihre Freiheit nur durch richter- 
fihen Beſchluß einbüßen und können wegen Schulden nicht verhaftet 
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werden. Art. 17. Jedes Mitglied der Duma geht ſeines Amtes verluftig:: 
1. bei Berluft der bürgerlichen Rechte; 2. bei Eintritt in den aktiven 
Militärdienft oder in ein Staatdamt, mit dem eine fejte Bejoldung ver- 
bunden ift, 3. bei Verluft des Zenjus, der das Recht zur Teilnahme an 
der Wahl gibt. Art. 20. Die Mitglieder der Duma find verantwortlich 
für Vergehen, die begangen wurden, während oder in Verbindung mit der 
Ausübung ihres Amtes als Mitglieder in derjelben Weile und auf der- 
jelben Grundlage wie die Mitglieder des Staatsrates. Art. 23. Die Mit- 
glieder der Duma erhalten aus dem Staatsichage täglich 10 Rubel während 
der Dauer der Situngen, außerdem jährlich zweimal als Reiſekoſten von 
ihrem Wohnjige nach St. Peteröburg und zurüd die Summe von 5 Ko— 
pefen pro Werft. Art. 24. Minifter und Refjortchef3 können nicht Mit- 
glieder der Duma werden, doc) ift es ihnen geftattet, den Sitzungen bei— 
zumohnen und in Angelegenheiten, die ihre Dienftzweige betreffen, Aufe 
Härungen entweder perjönlich oder durch andere Beamte abzugeben. Art. 25. 
Wenn die im Plenum tagende Duma oder eine Abteilung derjelben e3 für 
nötig erachtet, von den Miniftern oder Nefjortchefs Aufflärungen zu ver- 
langen, jo find dieje verpflichtet, über die verlangten Punkte Erklärungen 
abzugeben. Art. 33. Der Machtvolllommenheit der Duma werden unter- 
ftellt: 1. Alle Fragen, die ſich auf die Vorlage neuer Geſetze, jowie die 
Abänderung, Erweiterung, zeitweife Aufhebung oder gänzliche Abſchaffung 
von bejtehenden Gejegen beziehen. Ferner die Einjegung, Einſchränkung 
oder Abichaffung von Behörden mit ihren Budgetd. 2. Die Budget3 der 
Minifterien und ihrer Refjort3, das Budget des Kaiſerreichs, ſowie jede 
Art von Zahlungsanmweifungen, die durch ihre Budgets nicht vorgefehen 
jind. 3. Der Bericht des Kontrollrefjorts über die Durchführung des 
Staatöbudget3. 4. Alle Fragen, die Veräußerung eines Teiles der Staats- 
einfünfte, welcher Art fie auch fein mögen, betreffen. 5. Staatsgüter. 
6. Bau von Eijenbahnen durd den Staat. 7. Gründung von Aftiengejell- 
ichaften für den Fall, daß die Gründer den Ausſchluß irgend eines der 
zurzeit bejtehenden Gejege verlangen. 8. Fragen, die durch Faijerliche 
Spezialerlaffe der Duma vorgelegt werden. Art. 34. Die Duma hat das 
Recht, zu veranlafjen und auszugeben Gejegentwürfe, betreffend Abjchaffung 
oder Umänderung der bejtehenden oder Ausgabe neuer Geſetze. Dieje 
Gejegentwürfe dürfen aber nicht die Grundlagen der Staat3ordnung ver- 
legen, die durd, die beitehenden Staatögrundgejeße feitgelegt find. Art. 35. 
Die Duma Hat das Recht, ſich an die Minifter und Chefs der verjchie- 
denen Refjort3 zu wenden, um Auskünfte und Erläuterungen zu fordern 
über Amtshandlungen von Beamten, von denen die Duma glaubt, daß 
fie die bejtehenden Gejege verlegt haben. Art. 39. Der Präfident der 
Duma hat das Recht, ein Mitglied der Duma, das die Ordnung ftört oder 
die dem Geſetz jchuldige Achtung verlegt, zu unterbrechen; der Präfident 
hebt die Situng für eine Zeit auf oder jchließt fie. Art. 42. Der Präſi— 
dent der Duma hat das Recht, den Mitgliedern der Preſſe, aber nicht 
mehr als einem Vertreter eine3 Blattes, zu erlauben, den gemeinjamen 
Situngen beizumohnen, ausgenommen, wenn bDiejelben bei gejchlojjenen 
Türen ftattfinden. Art.43. Der Ausschluß der Deffentlichfeit wird von 
der Plenarveriammlung oder dem Präjidenten der Dunta angeordnet. Es 
jteht dem leßteren das Recht zu, die Deffentlichkeit in dem Falle auszu- 
ichließen, daß der Minifter, deſſen Machtbefugnis die bejprochene Angelegen- 
heit unterftellt ift, erklärt, daß dieje Angelegenheit ein Staat3geheimnis in 
ſich ſchließt. Art. 48. Gejeßesvorlagen, welche von der Duma beraten 
worden find, werden mit dem Beſchluſſe derjelben dem Reichsrat einge- 
reicht und nach der Beratung durch diefen mit beiden Entjcheidungen dem 
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Kaiſer unterbreitet, mit Ausnahme des in Art. 49 angeführten Falles. 
Art. 49. Geſetzesvorlagen, welche mit Zweidrittelmehrheit in Plenarſitzungen 
der Duma und des Reichsrats abgelehnt worden ſind, gehen an den zu— 
ſtändigen Miniſter zurück, um einer ergänzenden Beratung unterzogen und 
ſodann von neuem unter Zuſtimmung des Kaiſers zur legislativen Be— 
ſchlußfaſſung geſtellt zu werden. Art. 50. Sollte der Reichsrat einem Be— 
ſchluſſe der Duma nicht zuſtimmen können, ſo kann die in Frage ſtehende 
Angelegenheit vermöge einer Entſcheidung einer Plenarſitzung des Reichs— 
rats einer beſonderen Kommiſſion unterbreitet werden, die ſich aus der 
gleichen Zahl von Mitgliedern der Duma und des Reichsrats zuſammen— 
jet. Diefe Mitglieder werden in Plenarfjigungen der beiden Körper— 
ichaften gewählt. Die Kommilfion, die unter dem Vorſitze des PBräfidenten 
des Reichrat3 oder de3 Präjidenten einer der Abteilungen des Reichs— 
rat3 tagt, hat den Zwed, eine Webereinftimmung zwijchen der Anficht des 
Reichsrats und dem Beſchluſſe der Duma zu erzielen. Art.51. Das von 
der Kommiffion ausgearbeitete Ablommen wird zunächft einer Plenar- 
figung der Duma, dann einer Plenarfigung des Reichsrats unterbreitet. 
Wenn eine Einigung nicht erreicht werden kann, würde die Angelegen— 
heit wieder einer Plenarfigung des Reichsrats unterbreitet werden. Art. 52. 
In dem Fall, daß eine Duma-Sigung nicht abgehalten werden kann, weil 
eine ausreichende Zahl von Mitgliedern nicht zugegen ift, wird die Be- 
ratung der zur Diskuffion geftellten Angelegenheit auf eine nächſte Sigung 
verjchoben, welche jpäteftens nad) zwei Wochen ftattfinden muß. Wenn 
nad) Ablauf dieje8 Termin die Angelegenheit wegen ungenügender An- 
zahl der anmejenden Duma-Mitglieder abermald nicht erörtert werden 
fann, ift der Minifter dazu berechtigt, die Angelegenheit dem Reichsrat zu 
unterbreiten, ohne daß ein Dumabejchluß notwendig ift. Art.53. Wenn 
der Kaiſer findet, daß die Eröterung der der Duma unterbreiteten An- 
gelegenheit zu langjam vor fich geht, hat der Reichsrat einen äußerjten 
Beitpunft zu bejtimmen, bi3 zu dem der Beſchluß der Duma formuliert 
fein muß. Wenn die Duma bi8 zu dem beftimmten Zeitpunkt ihren Be- 
ſchluß nicht mitgeteilt Hat, kann der Reichsrat die Angelegenheit beraten, 
ohne daß ein Dumabeihluß vorliegen muß. Art. 58. Eine Interpella- 
tion, die auf einer Mitteilung oder Ausführung von Tatſachen beruht, 
nach denen die Minifter oder Reſſortschefs oder die ihnen unterjtellten 
Behörden die beftehenden Gejege verlegt zu haben jcheinen, muß durch die 
Mitglieder der Duma ihrem Präfidenten vorgelegt werden. E3 muß darin 
angegeben jein, welches Gejeg und in welcher Beziehung diejes verlegt zu 
jein jcheine. Wenn dieſe Interpellation durch mindeſtens dreißig Mit- 
glieder unterzeichnet ift, jo legt fie der Präfident zur Beratung in Pleno 
vor. Art. 59. Wenn die Snterpellation von der Duma mit Stimmen- 
mehrheit angenommen wird, jo wird fie dem betreffenden Minifter oder 
Nefjortchef mitgeteilt. Art. 60. Die Minifter oder Refjortchef3 haben jpä- 
teftend einen Monat nad) Mitteilung der Snterpellation der Duma ihre 
Erflärungen oder Ausführungen vorzulegen oder mitzuteilen, aus welchem 
Grunde Ausführungen oder Mitteilungen unmöglich find. Art. 61. Wenn 
die Mehrheit der Duma, zwei Drittel der Plenarfigungsftärfe, durd die 
Mitteilung des Minifterd oder Refjortchef3 nicht befriedigt ift, jo iſt die 
Angelegenheit durch den Staatsrat Seiner Majeftät dem Kaiſer vorzulegen. 


Im Wahlreglement wird bejtimmt: 


Wahlen zur Reichsduma finden ftatt: 1. in den Provinzen und 
Territorien; 2. in folgenden Städten: St. Peteröburg, Moskau, Baku, 
Aitrahan, Warſchau, Wilna, Woroneſch, Jekaterinoslaw, Irkutsk, Kajan, 
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Kijem, Kiſchinew, Kursk Lodz, Niſchni-Nowgorod, Ddefja, Drel, Riga, 
Roftom am Don, Samara, Saratow, Tajchkent, Tiflid, Tula, Charkow und 
Saroslaw. In Polen, Sibirien, Kaufafien, Turfeftan und einigen Pro— 
vinzen werden die Wahlen auf Grund von bejonderen Reglements jtatt- 
finden. Die Anzahl der Dumamitglieder für jedes Gouvernement, jede 
Provinz und jede Stadt ift in einer bejonderen Tabelle verzeichnet. Die 
Sejamtzahl beträgt 412 Mitglieder, von denen 28 durd Städte gewählt 
werden. Die Wahl der Dumamitglieder in den Provinzen und Territorien 
wird von einer Provinzialwählerverfammlung vollzogen, welche zuſammen— 
gejegt ift aus: 1. den Grundeigentümern der betreffenden Bezirke; 2. aus 
jtädtiichen Wählern; 3. aus Bevollmächtigten der Amtsbezirke und Stanizen. 
Die Gejamtzahl der Wähler in jeder Provinz ift in einer bejonderen Tabelle 
verzeichnet. Die Wählverfammlungen zählen 160 Mitglieder in den beiden 
Hauptftädten und 80 Mitglieder in den übrigen vorher erwähnten Städten. 
Bom Wahlrecht ausgeichloffen find Frauen und die Männer unter 25 Fahren, 
Böglinge der militäriichen Unterrichtsanftalten, aktive Angehörige des Heeres 
und der Marine, ebenjo Nomaden und fremde Untertanen. Perſonen, 
welche wegen Konkursvergehen oder Dejertion verurteilt find, nehmen au 
den Wahlen nicht teil, ebenjo Gouverneure, Vizegouverneure und Bolizei- 
präfeften mit ihren Beigeordneten in den Orten, in denen fie ihr Amt 
ausüben. Frauen dürfen im Auftrage ihrer Gatten und Söhne wählen, 
Väter fünnen das Recht zu wählen an ihre Söhne abtreten, welche das 
Recht haben, an den Wählerverfjammlungen der Grundbejiger im Bezirke 
teilzunehmen. Die Minenunternehmer find der Anzahl nad) in einer be— 
jonderen Tabelle verzeichnet, ebenjo die Inhaber induftrieller Etablifjements 
im Werte von mindeftens 15000 Rubel, und die Mitglieder des Klerus, 
welche in den betreffenden Bezirken Kirchenländereien inne haben. An den 
ftädtiichen Wählerverfammlungen nehmen teil Perfonen, welche ſtädtiſche 
$mmobilien im Werte von 1500 Rubel befigen, ſowie die Induſtriellen 
der erften Kategorie. An den am Anfang des Reglement3 erwähnten 
Städten nehmen an den Wählerverfammlungen teil: die Beſitzer ftädtifcher 
Immobilien im Werte von mindeftens 3000 Rubel in den beiden Haupt- 
ftädten und 1500 Rubel in den anderen Städten, die Jnduftriellen der 
erften Kategorie und Perjonen, welche Steuer auf Miet3häufer der zehnten 
Kategorie in jedem Bezirk zahlen. Niemand darf mehr als eine Stimme 
abgeben. Die Wahlen finden unter der allgemeinen Aufjicht der Minifter 
des Innern, der Gouverneure und der Polizeipräfeften ftatt. Bei den 
Wahlen in den vorftehend erwähnten Städten wird in jedem Wahlkreis 
eine Kommijfion gebildet, die aus einem Präfidenten und zwei Mitgliedern 
befteht, und die durch den Bürgermeifter unter den das Wahlrecht befigen- 
den Perſonen ausgewählt wird. Die Wahl findet vermittelft geheimer 
Abftimmung durch Kugeln ftatt. Die übrigen ftädtijchen und Ländlichen 
Wahlfreife wählen gleichfall$ in geheimer Abftimmung durch Kugeln eine 
durch eine Tabelle feitgejegte Anzahl von Mitgliedern in die Duma. Zu 
Mitgliedern in die Duma können nur Perfonen, die ihr Einverftändnis 
dazu erflären, gewählt werden. Bivilbeamte dürfen die Wahl nur dann 
annehmen, wenn fie auf ihr Amt verzichten. Man darf fi als Kandidat 
für die Duma nur in einem Wahlverfammlungsorte, gleichgültig ob in 
der Stadt oder auf dem Lande aufjtellen laſſen. Zu Mitgliedern der 
Duma können ferner nur Perjonen gewählt werden, die der ruffiichen 
Sprade mädtig find. 


Auguft. Die meiften Zeitungen äußern fich zuftimmend zu 
der Verordnung über die Duma; einige erflären, daß fie erjt den 
18* 
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Anfang einer Entwidelung bilde und tadeln, daß fie nichts über 
die Preßfreiheit enthalte. 

Auguft. (Dftfeeprovinzen.) In Livland und vor allem 
in Kurland erheben fich die Ländlichen Arbeiter und die Kleinen 
Bauern gegen die Großgrumdbefiger. Der Gouverneur ergreift feine 
Maßregeln, um, wie behauptet wird, fich Hierdurch perjönliche 
Sicherheit zu erkaufen. 

22. Auguſt. Warjchau.) Infolge eines Generalitreif3 und 
neuer großer Unruhen wird über ganz Polen der Kriegszuftand 
verhängt. 

Auguft. Der Notjtand nimmt großen Umfang an. In den 
Goudernements Saratow, Samara, Tambow, Rjäfan, Woronejch, 
Tula, Penja, Simbirst, Orel ift der Viehftand gefährdet. 

5. Auguft. (Xibau.) Das Kriegsgericht verurteilt wegen 
Meuterei S Matrojen zum Tode, 19 zu mehrjähriger Zwangsarbeit 
und 35 zu leichteren Strafen. 

N. Auguft. Ein kaiſerlicher Ukas veröffentlicht neue provi— 
ſoriſche Reglements für die Hochichulen. 

Dana wird in Zukunft der Rektor von den Delanen und der 
Fakultätsſekretär von der Fakultät gewäblt. Die Wahlen haben vor Beginn 
des Schuljahres ftattzufinden. Die Aufrechterbaltung der Ordnung und des 
vegelmäßigen Ganges des Unterrichts liegt dem Kate der Dekane ob, der 
auch bei Ordrungsftörungen die Ausiegung des Unterrichts zu beantragen 


bat. Die Schlichtung von Zwiſtigkeiten. welche die Studenten betreten, 
wird einem aus Proieioren gebildeten Disziplinarrate übertragen. 


29. Auguft. Einigung über die riedensbedingungen. (Bal. 
Nordamerita.) Die Regierung veröffentlicht über die Berband- 
lungen: 


Ente Wui des laufenden Jabres gerubte der Kaiter, den Berkt!2z 

Di Wrüüdenter der ®ereinigten Staaten anzunehmen, betreffend die 
Sulammenkunft rmiticber und tanantiber Wevoümäcrigter zu dem Imede, 
die Frage Marzuüelen, inwieweit es für die beiden Kit: mög.ıh märz, 
“u oͤder die Friedensndingenien ze einigen. Dieie misrge Mañnoa wurde 
vom Kerer Na Wcdenten des Wiriiterfemirees Stasssietrerär v. re 
ur) a reiten Wordeter iz Nuidinzton Beron Reien üdertregez. 
WEN weisen eimadrz men rast deren Re in der lo iz 
var: * ans Pe tasten Wortiin aezesetur müree. ze em Ani 
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teilten Inftruftionen vollftändig unannehmbar waren und daß die Abfaffung 
anderer Bedingungen zum Nachteil der Intereffen Rußlands ausgelegt werden 
fonnte, ſchlug v. Witte den japanijchen Delegierten vor, in eine eingehende 
Erörterung eines jeden Punktes einzeln einzutreten. Nachdem mehrere Sit— 
zungen diejer Arbeit gewidmet waren, famen die ruffischen Bevollmächtigten 
zu dem Schluß, daß eine Einigung über vier Punkte der japanijchen Vor— 
jchläge nicht erzielt werden könne. Infolgedeſſen erklärten fich die japani- 
ichen Delegierten bereit, von ihrer Regierung ergänzende Inſtruktionen ein- 
zuholen, zu dem Bmwede, einen verjöhnlichen Ausweg aus den Schtwierig- 
feiten, die fich eingeftellt hatten, zu finden. Nachdem die Delegierten nad 
Tokio berichtet hatten, erklärten fie, daß fie zunächſt auf die von ihnen 
geitellte Bedingung der Beichränfung der ruffischen Seeftreitfräfte im Stillen 
Ozean, ferner auf die Auslieferung der in neutralen Häfen internierten 
ruſſiſchen Schiffe verzichteten, daß fie aber ebenſowohl auf der Abtretung 
Sachalins wie bejonders auf der Zahlung einer Kriegsentſchädigung beftehen 
müßten. Es entſpräche dies den ihnen erteilten Weifungen. Die Rufen 
lehnten die Teßteren Vorjchläge unbedingt ab und erklärten, daß fie die 
Prüfung der Friedensbedingungen nicht fortjegen Fönnten, folange Japan 
auf der Erftattung von Kriegskoſten beftehe. Mit Rüdjicht darauf, daß 
eine jolche Wendung der Dinge den Abbruch der Verhandlungen zwiſchen 
den Bevollmächtigten beider Mächte herbeiführen könnte, bejchloß der Präfi- 
dent der Vereinigten Staaten, auf dejien Anregung die Verhandlungen in 
Portsmouth geführt wurden, fich durch die Vermittlung des Vertreters der 
Vereinigten Staaten in St. Peteröburg an den Kaiſer von Rußland zu 
wenden, um diefen im Namen der Menjchlichkeit zu bitten, zur Vermeidung 
weiteren Blutvergießend dem neuen Vorjchlage der japanischen Regierung 
jeine Zuftimmung zu geben. Diejer Vorſchlag bejtand darin, daß Rufland 
mit Rüdjicht auf den durch die Landung japanischer Truppen auf Sadalin 
de facto gejchaffenen Stand der Dinge 4 bereit erklärte, Japan die Herr— 
ſchaft über den ſüdlichen Teil der Inſel, welche ihm bis 1875 gehört hatte, 
zu überlaſſen, und den nördlichen Teil gegen eine Entſchädigung von einer 
Milliarde und 200 Millionen Yen (2400 Millionen Mark) zurückzukaufen. 
Der Kaiſer ſprach dem Präſidenten Rooſevelt ſeinen Dank für den von ihm 
bekundeten Wunſch aus, an der Wiederherſtellung des Friedens mitzuwirken, 
hielt es aber gleichwohl nicht für möglich, den genannten Vorſchlag an— 
zunehmen, der ſeinem Weſen nach auf die Zahlung einer Kriegsentſchädigung 
an Japan hinauslaufe. Von dieſer Entſcheidung durch die ruſſiſchen Be— 
vollmächtigten in Kenntnis geſetzt, erklärten die japaniſchen Delegierten in 
der Sitzung am 16. Auguſt (29. Auguft n. St.), entſprechend dem ihnen 
zugegangenen Auftrage ihrer Regierung, daß Japan auf jede bare Kriegs— 
entjchädigung verzichte, aber den von ihm tatjächlich bejegten jüdlichen Teil 
Sachalins zurüdzuerhalten wünjche mit der Verpflichtung, auf diefem Teil 
der Inſel feine militärischen Maßnahmen zu treffen und feine Feitungs- 
werfe zu errichten, ferner auch die Meerenge von La Perouje offen zu 
fafjen. Nachdem die genannte Erflärung in dem genannten Brotofoll auf- 
genommen worden war, einigten ſich die Bevollmächtigten auf die vor- 
läufigen Friedensbedingungen, die ald Grundlage für den endgültigen 
Friedensvertrag zwijchen Rußland und Japan dienen könnten. 


31. Auguft. Der Zar telegraphiert an Roojevelt über den 
Friedensſchluß: 

Empfangen Sie meine Glückwünſche und aufrichtige Erkenntlichkeit 
für Ihre perſönlichen und energiſchen Bemühungen, welche die Friedens— 
verhandlungen einem erfolgreichen Ausgang zugeführt haben. Mein Land 
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wird dankbar den hervorragenden Anteil gebührend jchägen, den Sie an 
der Friedensktonferenz in Portsmouth genommen haben. 


Ende Auguft. (Finnland.) Der finnländijche Militärbezirk 
wird aufgelöft. Die in Yinnland jtehenden Truppen bilden fortan 
das 22. Armeekorps, das nach ruffischem Muſter organifiert ift. 

Ende Auguft. Neue Mobilifierung zur Berftärfung der 
Truppen in Dftafien. 

Die Mobilifierung betrifft einige Diftrikte der Gouvernements Wilna, 
Grodno, Kowno, Kurland, Livland, Perm, Wiatla, Simbisrt, Saratom, 
DOrenburg, Aſtrachan, Ufa und die donischen Koſaken. Eine Aushebung von 
— ſoll vorgenommen werden in einigen Diſtrikten des Gouvernements 

t. Petersburg, Nowgorod, Pſkow, Livland, Tambow, Warſchau, Siedletz, 


Lublin, Radom, Grodno, Kijew, Poltawa, Kursk, Tichernigom, Wolhynien, 
Podolsk, Cherjon, Jekaterinoslaw, Befjarabien und Taurien. 

Augujt. September. Die meijten Zeitungen begrüßen das 
Ende de3 Kriege mit Genugtuung und betonen, daß eine diplo— 
matijche Niederlage vermieden jei. „Swjet“ und „Nowoje Wremja” 
glauben nicht an die Dauer des Friedens. 

1. September. Der Zar telegraphiert an Lenewitjch über den 
Friedensſchluß: 

Die Verhandlungen in Portsmouth führten am 19. Auguſt zur Ab— 
lehnung der Forderungen der japaniſchen Regierung bezüglich der Abtretung 
Sachalins, der Zahlung einer Kriegsentſchädigung, der Auslieferung der 
in neutralen Häfen liegenden Schiffe und der Beſchränkung der Streitkräfte 
in den Gewäſſern des Stillen Ozeans. Bei den weiteren Berhandlungen 
gab Japan am 29. Auguſt gegenüber allen unjeren Bedingungen nach, bat 
aber um Rückgabe de3 von den japanischen Truppen bejegten Teiles von 
Sadalin, der 1875 von Japan durch Vertrag an Rußland abgetreten wurde. 
Die jelbftaufopfernde, mir treue Armee hielt den Anjturm des an Zahl 
überlegenen Feindes in der Mandſchurei 19 Monate hindurch Schritt für 
Schritt auf, indem fie Hartnädig jeinen Vormarſch zurüdwarf. Unter 
Ihrer Leitung organifierte fie jich und wurde verftärft durch aus Rußland 
eingetroffene Truppen. Gegenwärtig zahlreicher und ftärfer denn zuvor, 
ift jie nicht nur bereit, den Feind abzuwehren, fondern auch ihm einen 
mwuchtigen Schlag beizubringen. ch und ganz Rußland glauben an die 
Kraft der ruhmreichen Armee und an ihre Bereitjchaft, fich für das Wohl 
des Vaterlandes zu opfern. Uber meine Pflicht vor meinem Gewiffen und 
dem mir von Gott anvertrauten Volke befiehlt mir, die meinem Herzen 
Teuren nicht länger den endlojen Schreden des Krieges auszujegen, um 
die Hälfte einer entfernten Inſel zu behalten, welche uns Japan 1875 be- 
ſonders im Hinblid auf die in Betreff diejer Anjel übernommenen Ber- 
pflichtungen abtrat. Die PBräliminarfriedensbedingungen wurden von mir 
angenommen. Die rufjiihen Truppen bewieſen wiederholt während der 
blutigen Kämpfe Mannhaftigkeit und Selbftaufopferung. Uebermitteln Sie 
dieje8 meiner teuren Armee. Mag fie wifjen, daß ich und Rußland ihre 
in dieſem jchweren Kriege gebrachten Opfer jchäßen. 


2. September. (Petersburg.) Der Schah von Perfien be= 
jucht den Zaren. 
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2. September. Unruhen in Baku. 


E3 brechen blutige Kämpfe zwifchen Tataren und Armeniern aus; 
die Polizei ift machtlos. Der Stragentompf dehnt ich auf das Naphtha- 
gebiet aus; der größte Teil der Bohrtürme und Gruben wird zerjtört, 
über 1000 Menſchen fommen um. Die Unruhen richten ſich zum Zeil 
gegen die Regierung; das Haus des Gouverneurs wird beſchoſſen. Da 
wenig Militär vorhanden ift und erft nach einigen Tagen größere Mafjen 
eintreffen, vermuten europäijche Blätter, die ruffische Polizei habe die Tataren 
gegen die Armenier aufgehest. Auch in anderen Gebieten des Kaukaſus 
finden folche Kämpfe ftatt; bei Schuſch werden mehrere Armenierdörfer 
zerftört. Der Schaden der Naphthainduftrie wird auf mehrere Hundert 
Millionen Mark berechnet. 

7. September. (Petersburg.) Admiral Nebogatoff und 
mehrere Kapitäne werden ihrer Stellen entjeßt. 

7. September. Ein unbekannter mit Waffen und Munition 
beladener Dampfer geht im Finnifchen Meerbufen unter. Es wird 
vermutet, daß die Ladung für eine bewaffnete Erhebung in Finn» 
land bejtimmt war. 

9. September. (Sebaftopol.) Nach zehntägiger Verhand- 
lung gegen 75 Matrojen des Panzerjchiffes „Georgi Pobjedonofzeff“ 
werden vom Militär- und Marinegericht drei Angeklagte zum Tode, 
19 zur Zwangsarbeit und 33 zur Einreihung in die Arreftanten= 
fompanie verurteilt. 20 werden freigefprochen. 

Mitte September. Die „Nowoje Wremja” jchreibt über die 
fünftige Politik Rußlands: 

„Wenn man uns den Weg für unſere natürliche Entwickelung nach 
dem Oſten hin verlegt hat, ſo werden wir mit logiſcher Notwendigkeit nach 
dem Weſten oder richtiger nach dem Südweſten ſtreben. Das bedeutet nicht, 
daß wir einen Zwiſt mit Deutſchland in der ſlawiſchen Frage predigen 
wollen. Es dürfte wirklich ein Fehler ſein, zwiſchen Deutſchland und Ruß— 
land in einem ſolchen Moment Mißverſtändniſſe zu ſchaffen, wo uns Jahre 
des Friedens nötig ſind (die „Mißverſtändniſſe“ Ölen natürlich erft jpäter 
fommen). Aber wir können nicht umhin, daran zu erinnern, daß jeßt 
150 Millionen Slawen gezählt werden gegen 89 Millionen Deutiche, daß 
mithin in der dee des Slawentums ein großer Duell der Macht und der 
Erneuerung liegt. Wir dürfen nicht vergejjen, daß die Reformen des 
6. (19.) Auguft (Goffudarftwennajaduma) den mwohltätigiten Einfluß auf die 
Beſſerung der ruffiich-flawiichen Beziehungen Haben müſſen. Viele Berjuche 
der Annäherung find ja bis jet nur deshalb nicht gelungen, weil man 
unjer Regime Frchtet, weil man den Stanowoi und Isgrawnik fürchtete 
(höhere Beamte der ländlichen Adminiſtration). Wenn diefer Wirrwarr 
endgültig verſchwunden fein wird, wird fi) der Boden für die Feſtigung 
der allſlawiſchen Verbindungen als gut vorbereitet erweijen, und vielleicht 
werden dann auch jene Zwijtigfeiten aufhören, welche bis jegt das Slawen— 
tum entfräftet haben. 

18. September. Der Zar beauftragt den unter dem Vorſitz 
des Grafen Sollffy tagenden Sonderausſchuß, folgenden Entwurf 


für das Minifterfabinett zu prüfen: 
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Das Minifterfabinett wird den Zweck haben, die Wirkungskreiſe aller 
Minifterien zu vereinigen. Das Kabinett, das den Namen Minifterrat 
führen wird, wird unter dem Vorſitze des Premierminifterd arbeiten, der 
allein neben dem SKriegsminifter, dem Marineminifter, dem Minijter des 
Auswärtigen und dem Minifter des Kaijerlichen Hofes das Recht haben 
wird, dem Kaiſer perjönlich Vortrag zu halten. Die Ernennung der Minifter 
erfolgt durch Bermittelung des Premierminifterd, durch Betätigung durch 
den Knifer. Keine die Berwaltung betreffende Maßregel kann ohne Beichluß 
des Minifterrates und die Genehmigung durch den Baier in Kraft treten. 


23. September. Die Kaijerin-Mutter und die Auffifigierung 
Finnlands. 


Das däniſche Regierungsblatt Dannebrog veröffentlicht einen Artikel, 
in welchem unter Anführung von Beweiſen dargelegt wird, daß die Kaiſerin 
Maria Feodorowna während der letzten Jahre die gegenüber Finnland 
befolgte Politik zu hindern geſucht hat, und daß durch ihr Eingreifen die 
Entfernung des Generalgouverneurs Bobrikoff bereits beſchloſſen und Fürſt 
Swiatpolk-⸗Mirſki zu jeinem Nachfolger auserſehen war; daß ferner infolge 
ihrer Unftrengungen eine Außerfraftjegung des Ukas über die Wehrpflicht 
geplant war, und daß es ihr über ein Jahr hindurch gelang, die Ein- 
räumung der Diktaturgewalt an Bobrikoff zu verhindern, daß aber ihre 
Beftrebungen von Plehwe und Bobrifoff durchfreuzt wurden. 


26. September. (Moskau) Ein Kongreß von Delegierten 
der Semſtwos und Städteverwaltungen erflärt.die geplante Duma 
für ungenügend, wünfcht aber den Eintritt der Liberalen, um die 
bürgerliche Freiheit und Gleichheit zu entwideln. Die Nationali- 
täten jollen volle Freiheit ihrer Sprache haben, nur ſoll die Sprache 
von Armee und Flotte rufftich fein. 

6.11. Oktober. Moskau.) Streits und Straßenunruhen 
führen zum Einjchreiten der Polizei und des Militär, Mehrere 
blutige Zujammenftöße finden jtatt. 


Mitte Oktober. Die Eifenbahner beginnen einen allgemeinen 
Ausftand. Bald werden faft jämtliche Bahnen Rußlands lahm— 
gelegt. Eine Delegiertenverfammlung der Streifenden in Peters— 
burg richtet folgende Vorftellung an Graf Witte (24. Oftober): 


Die Delegierten find die wahren Vertreter der Forderungen ber 
Eifenbahnangeftellten und »Wrbeiter, fie vertreten das gefamte Eijenbahn- 
perjonal gegenüber den Stellen, von denen Entiheidungen über Fragen 
von vitaler Bedeutung auf dem Verwaltungswege entjchieden werben könnten. 
Alle Forderungen der arbeitenden Klaſſen müfjen aber durch Geſetze ge- 
regelt werden, die mit dem Willen des Volkes gegeben und von ganz Ruß— 
land genehmigt jind. E3 gibt nur eine einzige Löſung, nämlich die jo- 
fortige Erflärung der politiichen Garantien und Freiheiten, jowie die Ein- 
— — einer auf dem Wege des allgemeinen, direkten Wahlrechtes ge— 
wählten konſtitutionellen Verſammlung. Das Land darf nicht zur bewaffneten 
Revolution getrieben und es darf fein neues Blutvergießen geftattet werden. 
Das Bolf hat in der Mandjchurei und jegt in den Städten, Dörfern und 
Ortichaften Rußlands genug Blut geopfert. Wenn an dem Rechte der Dele- 
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gation, ſich die Vertreterin des gejamten Eijenbahnperjonald zu nennen, 
gezweifelt werden jollte, behält jich die Delegation das Recht vor, ihre 
Auftraggeber über die Mittel zur Erfämpfung einer befjeren Zukunft zu 
belehren. — Graf Witte empfängt die Deputation und erflärt, das Memo— 
randum enthalte zahlreiche unerfüllbare Forderungen, mährend andere 
Aufmerkſamkeit verdienten. Gegenwärtig jei eine Eonjtituierende Verſamm— 
lung unmöglid. Das allgemeine Stimmrecht gebe den Reichen das Ueber- 
gewicht durch die Möglichkeit des Stimmenfaufes. Das allgemeine Stimm- 
recht jei übrigens fein wejentliches Bedürfnis der Eifenbahner; Verſamm— 
Iung3freiheit und Preßfreiheit würden dagegen bald gewährt werden. Er 
jei Gegner jeden Drudes und Blutvergießens und Verfechter der weiteſten 
Freiheit, könne aber nicht vorher jagen, wie man den Ausftand beendigen 
werde. Er werde mit dem Fürften Chilkow Eonferieren und jein Möglichites 
tun. Der Ausftand müſſe aber beendet werden und man jollte daher auf 
friedliche Bedingungen Hinarbeiten. 


20. Dftober. (Bolen.) Ein Ufas erklärt den Gebrauch des 
Polnifchen und des Lithauifchen als Unterrichtsiprache in den 
Privatichulen des Zartums Polen vorläufig für zuläffig. Nur für 
den Unterricht in der Gejchichte und Geographie ift das Rujfilche 
obligatorijch. 

Dftober. (Moskau.) Infolge des Eiſenbahnſtreiks ift Moskau 
abgejchnitten. 

28. Oktober. (Warſchau.) Der Generalftreit wird erklärt. 
Die Regierung verhängt den dritten Grad des Kriegszuſtandes, 
nad 8 Uhr abends darf fich niemand mehr auf der Straße zeigen. 


30. Oktober. Der Zar erläßt folgendes Manifeſt über Wahl- 
recht und Kompetenz der Duma: 


Wir, Nikolaus der Zweite, von Gottes Gnaden Kaiſer und Gelbit- 
herricher aller NReußen, Zar von Polen, Großfürjt von Finnland u. j. w., 
erffären allen treuen Untertanen, daß die Wirren und die Erregung in 
Unjeren Hauptftädten und in zahlreichen anderen Orten Unjeres Reiches 
Unſer Herz mit großer und jchmerzlicher Trauer erfüllen. Das Glüd des 
ruſſiſchen Herrſchers ift unlöslich verfnüpft mit dem Glüd des Volkes. Der 
Schmerz de3 Volkes ift der Schmerz de3 Herrſchers. Aus den gegenwärtigen 
Unruhen fann eine tiefe nationale Zerrüttung und Bedrohung für die Un- 
verleglichfeit und Einheit Unjeres Reiches —— Die hohe, durch Unſeren 
Herrſcherberuf Uns auferlegte Pflicht befiehlt uns daher, Uns mit all 
Unſeren Sinnen und mit Unſerer ganzen Kraft zu bemühen, um das Auf— 
hören der für den Staat ſo gefährlichen Wirren zu beſchleunigen. Nach— 
dem wir den in Betracht kommenden Behörden befohlen haben, Maßregeln 
u treffen, um die unmittelbaren Kundgebungen, die Unordnung, die Aus— 
Felt and die Gemwalttätigfeiten abzuftellen, damit die friedlichen Leute, 
die das Beitreben haben, ruhig ihre Pflicht zu erfüllen, gejchügt werden, 
haben Wir es für unentbehrlid erfannt, um mit Erfolg die auf die Be- 
ruhigung des öffentlichen Lebens abzielenden allgemeinen Maßnahmen zu ver- 
wirklichen, die Aktion der oberften Regierung zu vereinheitlichen. Wir Tegen 
ferner der Regierung die Pflicht auf, wie folgt Unjeren unbeugjamen Willen zu 
erfüllen: 1. Der Bevölkerung die unerjchütterlihen Grundlagen der bürger- 
lihen Freiheit zu verleihen, die gegründet ift auf die wirkliche Unverleß- 
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lichkeit der Perjonen, die Freiheit der Gemiljen, der Rede, der Verſamm— 
lungen und Vereinigungen. 2. Ohne die früher angeordneten Wahlen für 
die Staatsduma aufzuſchieben, zur Teilnahme an der Duma in dem Maße, 
als es die Kürze der bis zur Einberufung der Duma noch ablaufenden 
Beit geftattet, auch jene Klafjjen der Bevölkerung, welche jet de3 Wahl- 
rechtes völlig entbehren, wobei jodann die weitere Entwidlung des Grund- 
ſatzes des allgemeinen Wahlrechtes der neuerdings begründeten gejeßgebe- 
riſchen Ordnung der Dinge überlaffen wird. 3. Als unerjchütterliche Regel 
aufzuftellen, daß fein Gejeg in Kraft treten fann ohne Genehmigung der 
Staatsduma und daß den Ermwählten des Volkes die Möglichkeit der wirk— 
lihen Teilnahme an der Ueberwahung der Gejeglichkeit der Handlungen 
der von Uns ernannten Behörden gewährleiftet wird. Wir laffen den Ruf 
ergehen an alle treuen Söhne Rußlands, jich ihrer Pflicht gegen das Vater- 
land zu erinnern, bei der Beendigung diejer Wirren und Widermwärtigfeiten 
zu helfen und gemeinjam mit Uns alle ihre Kräfte an die Wiederherftellung 
der Ruhe und des Friedens auf dem mütterlichen Boden zu jegen. 

Gegeben zu Beterhof am 17./30. Oktober im elften Jahre Unjerer 
Regierung. Nikolaus. 

Ende Oktober. In Reval, Kaſan, Roftow, Odeffa und an- 
deren Städten finden blutige Kämpfe ftatt. Am jchlimmften find 
die Kämpfe in Odeſſa, wo große Judenmekeleien mehrere Tage lang 
veranjtaltet werden. Die Polizei joll die Menge auf die Juden 
gehetzt haben. 

Ende Oktober. In Odeſſa gibt es blutige Straßenfämpfe. 
Zeitweilig beherrjcht der Mob die Stadt. Nach Zeitungsberichten 
find mehrere Taufend getötet. — Große Ausjchreitungen finden in 
Roftow, Kajan und Kiew jtatt. Überall werden die Juden 
niedergemeßelt. 


Anfang November. Graf Witte wird zum Minifterpräfidenten 
ernannt, zum Minifter des Innern an Stelle Bulygins defjen bis- 
beriger Gehilfe Durnowo. 

Anfang November. In Moskau gibt e& blutige Straßen- 
fämpfe, zum Teil hervorgerufen durch jogenannte patriotifche Mani— 
fejtanten. In Baku, Tiflis, Wladitamfas wird ebenfalls 
gekämpft. 

1.November. Der Oberprofurator des Heiligen Synod Pob- 
jedonogzew tritt zurüd. Sein Nachfolger wird Fürft Obolensky. 

November. 3 bildet fich eine politifche Vereinigung „Allianz 
vom 30. Oktober” zur Unterjtüßung des Regierungsprogramms 
vom 30. Oftober. 

3. November. Der Kaifer unterzeichnet eine Amneftie; viele 
politifche Gefangene werden freigegeben und politifche Prozeſſe 
niedergefchlagen. 
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6. November. (Finnland.) Ein kaiſerliches Manifeft ver- 
Ipricht die Berufung eine außerordentlichen Landtags. — Die 
revolutionäre Agitation läßt infolgedeflen nach. 

8.110. November. (Kronjtadt.) Eine große Matroſenrevolte, 
an der fich der Pöbel beteiligt, wird durch Petersburger Truppen 
unterdrüdt. 

9. November. (Petersburg.) General Trepow wird feiner 
Stellung als Generalgouverneur enthoben und zum Palaiskomman— 
danten ernannt. 

11. November. Graf Witte lehnt die Yorderung einer pol= 
nijchen Deputation, den Kriegszuftand aufzuheben und Polen eine 
Autonomie zu gewähren, jchroff ab. Der Aufhebung des Kriegs— 
zuftandes müfje die Beruhigung des Landes vorhergehen. — Am 
13. jpricht ein amtliche® Communiqu- dasjelbe aus. 

Mitte November. Nach Nachrichten europäijcher Blätter über- 
jchreiten türkische Kurden und türkifche Soldaten die Grenze, um 
an den Kämpfen im Kaufafusgebiet teilzunehmen. 

15.120. November. Generaljtreit in Petersburg. Bei der 
Wiederaufnahme der Arbeit kommt es zu vielen Angriffen auf 
Arbeitswillige. 

19.124. November. (Moskau.) Ein Kongreß von Vertretern 
von Städten und Semjtwos faßt folgenden Bejchluß: 


Der Kongreß erflärt feine vollfommene Solidarität mit den im 
Manifeft vom 30. Oktober proflamierten fonftitutionellen Prinzipien und 
hält ihre unverzügliche Verwirflihung und fernere alljeitige Ausbildung 
für die unerläßlihe Vorbedingung einer wirflihen Beruhigung des 
Landes. Die Mitwirkung der Gejellihaft an der Schaffung geordneter 
Verhältnifje könnte erfolgreiher jein, wenn Die Regierung jelbjt Die 
— Entſchloſſenheit und nt ei Durchführung der verheißenen 

Reformen offenbaren würde. — kann auf Mitwirkung 
und Unterſtützung der weiten Fe der Städte und Semjtwovertreter 
injoweit rechnen, als e3 die Fonftitutionellen Prinzipien des Manifeftes 
ehrlich und Fonjequent realifieren wird. Jedes Abweichen von diejen 
Prinzipien wird jedoch in jtädtiichen und landichaftlichen Sphären auf ent- 
jhiedenen Widerftand ftoßen. Der Kongreß erachtet ed für notwendig, 
möglichft bald eine Volfövertretung nad) dem allgemeinen, direkten, gleichen 
und geheimen Wahlrecht einzuberufen und der erften Berfammlung der 
Volksvertreter formell Lonftituierende Funktionen zuzueignen behufs Aus- 
arbeitung einer vom Kaiſer zu genehmigenden Konftitution für das ruffiiche 
Reich, behufs Demokratifierung der ftädtiihen und landſchaftlichen Selbit- 
verwaltung, der Arbeitsgejeggebung und Feitlegung einer neüen NRechts- 
ordnung. Noch vor Einberufung der Bolkövertreter find folgende Maß— 
nahmen unverzüglich zu ergreifen: 1. legislatorifhe Normierung der im 
Manifejt vom 30. Oktober proffamierten politijchen und bürgerlichen Grund- 
rechte, Aufhebung jämtliher Ausnahmegejege und Repreſſivmaßnahmen, 
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Abſchaffung des Kriegszuſtandes, des verſtärkten Schutzes und aller die 
nationalen Rechte beichränfenden Gejege und Verfügungen; 2. Einleitung 
einer gerichtlichen Unterfuchung bezüglich der blutigen Wirren und Gewalt- 
taten, welche kurz nach Veröffentlichung des Manifeites ftattgefunden haben; 
Unterfuhung unter Beteiligung von Vertretern der Gejellichaft, Dienjt- 
entjeßung und gerichtliche Verfolgung der adminiftrativen und Polizei— 
behörden der Orte, wo Heben und Gewalttaten ftattfanden; 3. Ergreifung 
von Maßnahmen, damit die vom Manifeft fejtgelegten Prinzipien ſämt— 
lichen Organen der Adminiftration bei der Verwaltung des Landes zur 
Richtſchnur dienen jollen; jämtliche Mitglieder der Regierung, audgenommen 
der Minifter des Faiferlichen Hofes, find dem Minifterrat unterzuordnen ; 
4. Verantwortlichkeit der Behörden vor Straf» und Zivilgericht; 5. Er- 
weiterung der Rechte der Städte und Semftwos dahin, daß jie für die 
öffentliche Sicherheit zu jorgen befugt find; 6. vollftändige Amneftie; 7. Ab- 
ſchaffung der Todesitrafe. 


27.28.Novdember. (Sewajtopol.) Das Kriegsſchiff „DOticha= 
fow“ und einige Küftenbatterien meutern. Sie werden durch ge= 
meinfame Angriffe von See- und Landtruppen vernichtet. Die 
Hälfte der Stadt wird dabei zeritört. 

29. November. Beginn eines allgemeinen Streiks der Poit- 
und Telegrapbenbeamten. Allein Petersburg ſteht noch im tele= 
grapbiichen Kabelverfehr mit Kopenhagen. In den folgenden Tagen 
verjagt auch diejer Verkehr. 

30.November. In Jeliſſabetpol im Kaukaſus liefern fich 
Armenier und Tataren blutige Gefechte. 

Anfang Dezember. Durch die europäijche Preffe geben Ge- 
rüchte von einer geplanten Palaftrevolution; ein Großfürſt habe 
ſich mit Hilfe der Soztaliften zum Diktator aufwerfen wollen; der 
Zar jei perjönlich bedroht worden. 

Anfang Dezember. (Polen) Der Kriegdzuftand wird auf- 
gehoben. Angefündigt werden ferner Aufhebung der Beichränfungen 
für die Juden, Erleichterungen im Militärdienft und bei der Er— 
werbung von Grundbeit& durch die Polen, Bejeitigung aller Glaubens- 
beichränfungen und Berüdfihtigung der polniichen Wünjche bei 
Beiegung der Amtäftellungen. 

3. Dezember. (Kiew) Wegen einer Meuterei wird der 
Kriegszuſtand verhängt. 

4. Dezember. (Finnland) Der Senat beichlieft, die Ra= 
tionaliprache in den Staatsſchulen anftatt der ruiftichen anzumendenr 
und die Ruſfiftzierungsgeietze der legten Jahre durch neue Gelege 
aufzuheben. 

8 Tezember. Ein faiterliher Ukas bebt die TFräventivgentur 
gegen die periodikhe Tree auf. 
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Dezember. Aus vielen Provinzialjtädten fommen Meldungen 
über Meuterei der Garnifonen. 

10. Dezember. (Petersburg.) Die Regierung verhaftet die 
BZentralleitung der Arbeiterparteien, was unter den Revolutionären 
große Beſtürzung hervorruft. 

10. Dezember. 23 Bahnftreden find für den deutjch-ruffiichen 
Güterverkehr gejperrt. 


15. Dezember. Minijterpräfident Graf Witte verwirft die 
Horderung des Moskauer Semſtwokongreſſes, Ausnahmemaßregeln 
aufzuheben und Zugeftändniffe zu machen, die über dag Manifeſt 
vom 30. DOftober hinausgehen. 


Mitte Dezember. Der Streik der Poſt- und Telegraphen— 
beamten geht allmählich zu Ende, da fich viele Hilfskräfte melden. 


Dezember. In den Oſtſeeprovinzen juchen die Letten die 
Deutfchen zu vertreiben. Da nicht genügend Militär zur Bekämp— 
fung der auf 60000 gejchäßten Infurgenten vorhanden ijt, werden 
viele Deutjche ermordet, Güter verwüjtet, Mitau und Riga zeit: 
weilig von den Letten terrorifiert. Viele Deutjche entfliehen nach 
Deutjchland. In der zweiten Hälfte des Monats liefern fich Truppen 
und Aufjtändifche förmliche Schlachten. 

20. Dezember. Ein neuer Generalausftand wird proflamiert, 
findet aber in Petersburg wenig Anklang, in Moskau ijt die Be- 
teiligung ſtärker. 


22. Dezember. (Zinnland.) Der außerordentliche Landtag 
wird eröffnet. 

22.—28. Dezember. In Moskau werden die Revolutionäre 
in einer großen Straßenfchlacht befiegt. Gardetruppen müfjen aus 
Petersburg zu Hilfe gefandt werden. 


26. Dezember. Durch kaiſerlichen Ukas wird das Wahlrecht 
zur Reichsduma folgenden Kategorien gewährt: 


1. Den Befigern von Jmmobilien, die der Befteuerung unterworfen 
find, fofern fie mindeftens ein Jahr im Beige derjelben find; 2. den 
Eigentümern von induftriellen Unternehmungen, die der Beſteuerung unter- 
liegen; 3. den Perſonen, die eine Wohnungsfteuer bezahlen; 4. den Per— 
jonen, die eine Gewerbefteuer u. ſ. w. zahlen; 5. den Perfonen, die eine 
Wohnung auf eigenen Namen haben; 6. den Perjonen, die ein Gehalt 
vom Staat, den Semftwos und Gemeindebehörden oder den Eijenbahnen 
beziehen; dieſe Perjonen Haben auch das Recht, an den Konferenzen 
der ftädtifchen Wähler teilzunehmen. Die Arbeiter von Yabrifen, deren 
Gejamtarbeiterzahl nicht weniger als fünfzig beträgt, haben das Recht, 
Beauftragte in die Wahlverfammlungen zu entjenden, und zwar entjenden 
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die Arbeiter von Fabriken, die wenigſtens fünfzig und bis taufend Arbeiter 
beichäftigen, einen beauftragten Arbeiter und von Fabriken, die über taufend 
Arbeiter bejchäftigen, einen Beauftragten auf je taufend Arbeiter. Die 
eigentlihen Wähler werden von den Beauftragten gewählt. Die erfte 
Sitzung der Duma kann eröffnet werden, nachdem der Senat die Lifte 
veröffentlicht Haben wird, welche zum minbdeften die Hälfte der Geſamtzahl 
der Mitglieder der Duma enthält. 


Ende Dezember. In Niihni-Nomwgorod gibt e3 Straßen— 
kämpfe zwijchen gemäßigten und extremen Parteien. 


XVI. 
Die Türkei und ihre Vaſallenſtaaten. 


1. Türfei. 


20. Januar. (Konftantinopel.) Der ruffiiche und dfter- 
reichiſch-ungariſche Botjchafter fordern in einem Projekt über die 
mafedonijche Finanzreform eine europäijche Kontrolle über die Bud— 
get3 der drei Vilajets. 

Anfang Februar. (Arabien) In PVemen erringen die 
Truppen Erfolge gegen die Aufftändijchen. 

Anfang März. (Mafedonien.) Die inneren Unruhen wer— 
den infolge von Einfällen bulgarifcher Banden wieder ftärker. 

März. (Mafledonien.) Ein faiferliches Iradé beftimmt, 
daß don dem am 14. März beginnenden Finanzjahr an alle Zivil- 
und Militärfunftionäre diejer Bilajet3 regelmäßige Gehaltszahlungen 
erhalten jollen und zwar durch die VBermittelung der drei Filialen 
der Ottomanbantf. 

Mitte März. (Konftantinopel.) Mehrere Hohe türkifche 
MWürdenträger entfliehen auf engliiche Dampfer aus Furcht vor 
der geheimen Polizei. 

Ende März. Anfang April. (Kreta.) Es bilden ſich Banden, 
die eine Nationalverfammlung berufen und die Vereinigung Kretas 
mit Griechenland proflamieren. Die internationalen Bejagungs- 
truppen müfjen die Gendarmerie gegen die Banden unterftügen. 

Ende März. Anfang April. (Mafedonien.) Größere grie- 
chiſche und bulgarische Banden Liefern fich Treffen bei Salonichi. — 
Die Ententemächte erheben Borftellungen. 

April. In Kreta wird lebhaft für eine Vereinigung mit 
Griechenland agitiert. Die Kammer fordert einftimmig die Ver- 
einigung und erfucht den Prinzen Georg, den Mächten den Be- 
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ichluß mitzuteilen. Der Prinz mahnt zur Ruhe. — Es fommt zu 
vielen Zujammenftößen zwijchen der erregten Mafje und der Gen— 
darmerie. 

Mai. Streit mit Rumänien. 


Beichwerden der Kutzowalachen führen zu einem diplomatiichen 
Bwilchenfall mit Rumänien; am 23. Mai gewährt eine Irade der rumä— 
nischen Bevölkerung das Recht, Gottesdienfte in rumäniſcher Sprade zu 
zelebrieren, das Recht der Errichtung rumäniſcher Schulen mit eigenen 
Sculinjpeftoren und Lehrern, das Recht der Gründung von Gemeinden 
unter eigenen Bürgermeijtern und das Recht der Entjendung von Dele- 
gierten in die Verwaltungsräte der Vilajets. Die rumäniſche Regierung 
jpricht dem Sultan Dank für dies Entgegenfommen aus. 


Ende Mai. Rinderdiebftähle von Montenegrinern führen 
ju beftigen Kämpfen zwijchen türkifchen Truppen und Montes 
negrinern an der Grenze. 

21. Zuli. (Konjtantinopel.) Auf den Sultan wird ein 
Bombenattentat unternommen, als er nach dem Gelamlif die 
Mojchee verläßt. Biele Menjchen werden getötet und verwundet. 

31. Juli. (Kreta) Die Generallonjuln der Schugmächte 
verfünden das Standrecht, da die Inſurgenten die Unterwerfung 
verweigern. 

1. Auguft. (Konjtantinopel.) Die ſechs Großmächte for- 
dern in einer Kolleftivnote die Annahme der mafedonifchen Yinanz= 
reform. — Die Pforte lehnt die internationale Finanzkontrolle ab 
(30. Auguft). 

Mitte Auguft. (Smyrna.) Eine große armenijche Ver— 
ſchwörung wird entdedt. An 150 Perſonen werden verhaftet. An— 
fang September werden bei Armeniern größere Dynamitdorräte 
beichlagnahmt. 

Auguft. September. (Makedonien) Die Kämpfe zwijchen 
bulgarifchen Banden und türkifchen Truppen nehmen wieder zu. 

Anfang September. Im Roten Meer nimmt das Piraten- 
wejen zu. Die italienifche Regierung erhebt Bejchwerde beim Sultan. 

2. September. (Adrianopel.) Durch einen Brand werden 
1350 Häuſer zerjtört. 

15. Oktober. Die Pforte lehnt die Einjegung einer inter- 
nationalen Yinanzlommijfion für Makedonien ab al eine Ver— 
minderung der Souveränität de8 Sultans. — Hſterreich-Ungarn 
und Rußland regen eine Ylottendemonjtration an. 

Mitte November. Bei Prizren ftoßen türkifche Truppen 
und Albanefen zufammen; die Albanejen erleiden Verluſte. 
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Mitte November. (Kreta.) Der Aufjtand geht zu Ende. 

16. November. (Konftantinopel.) Die Botjchafter der 
Großmächte fordern in einer Kolleftivnote die Annahme des make— 
donifchen Reformprogramm?. 

22. November. Die Pforte lehnt die Yorderungen über die 
Finanzkontrolle ab; fie will nur in eine Verlängerung de Man— 
dat3 der Zivilagenten auf zwei Jahre willigen. 

27. November. Die internationale Demonftrationsflotte be= 
jegt Mytilene; am 5. Dezember wird Lemnos bejegt. 

Ende November. Die Mächte erlaffen eine Kollektivnote über 
die mafedonifche Frage an Serbien, Bulgarien und Griechenland. 


Da3 Memorandum bejagt, daß die bisherigen Bemühungen, die 
Pforte zur Annahme der makedonſchen Finanzfontrolle zu bewegen, erfolg- 
los geblieben find und die Mächte gezwungen waren, Prejjionsmaßregeln 
anzuwenden. Hieran trügen jedoch nicht nur die Verzögerungen der Pforte 
die Schuld, fondern aud die Rivalität zwiſchen den verjchiedenen Natio- 
nalitäten, die zu blutigen Konflitten und Attentaten gegen die friedliche 
Bevölkerung führte. Die Mächte erklären, daß jie ſich durch die Be- 
mühungen revolutionärer Elemente in ihrem Verhalten nicht ftören laſſen 
werden und entjchloffen find, nicht3 zu verzögern, was das Wohlergehen 
der mafedonischen Bevölkerung befjern fünne. Sie würden jedoch feinen 
Berjuh zur Störung des Status quo auf der Balfanhalbinjel geftatten, 
alfe darauf bezüglichen Verjuche hindern und hoffen, daß die Balkanſtaaten 
ihre Bemühungen unterftügen und unverzüglich alle Maßregeln ergreifen 
werben, um eine Ermutigung und Nährung der revolutionären Bewegung 
in den türkiſchen Provinzen zu hindern. 


16. Dezember. (Konftantinopel.) Da eine Einigung in 
der mafedonijchen Finanzkontrolle erzielt wird, werden Mytilene 
und Lemnos wieder geräumt. 


2. Bulgarien. 


7. Februar. Die Sobranje genehmigt ein Gejeß auf Ein— 
führung des Staat3monopol3 auf Salz, Zündhölzer und Zigaretten- 
papier. — Das Gejeh findet bei der Oppofition und im Lande 
heftigen Widerjpruch. 

Februar. März. Fürſt Ferdinand befucht Berlin, London, 
Paris. Die Reife gilt als Vorbereitung einer politijchen Aktion. 

Dftober. November. Die Regierung verbietet die Tagung 
des mafedonijchen revolutionären Kongreſſes. Der Kongreß tagt 
daher auf türkifchem Gebiet und befchließt eine neue Organifation 
unter Heranziehung aller revolutionären Parteien. 

20. Dezember. (Sofia.) Kongreß national-mafedonijcher 
Delegierten. 
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Er beſchließt die Schaffung einer Organijation für das ganze 
Fürftentum mit dem Zwecke der Sammlung von Geldmitteln zur Unter- 
ſtützung der Mafedonier und unter Leitung eines fünfzehngliedrigen Ver— 
waltungsausichufles, zufammengejegt aus Bertretern aller bulgariihen Bar- 
teien. Der Kongreß Stellt als Bedingung für die Tätigkeit der neuen 
Drganifation auf, daß fich die makedoniſchen Revolutionäre jeglicher Banden- 
bildung und Waffenanihaffung im Fürjtentume, überhaupt jeglicher Bul- 
garien beunruhigenden oder fompromittierenden Tätigkeit enthalten. Die 
Drganijation, welche eine fonzentriiche Hilfsaktion der gefamten bulgariihen 
Gejellihaft zugunften der Mafedonier vorftellt, wird auch das zulegt ge- 
wählte neue mafedonijche Revolutionsfomitee unterftügen, jolange diejes die 
geeinigten Revolutionäre repräjentiert. 


3. Egypten. 


Anfang März. Eine Straferpedition gegen die Nyam-Nyamı 
im Gebiet Bahr el Ghazal, die im November 1904 von 2500 Mann 
begonnen wurde, wird fiegreich beendet. 

15. Dezember. Zwiſchen England und Egypten wird das 
Briefporto von einem Penny eingeführt, das im Verkehr zwijchen 
England und feinen meijten Kolonien gültig ift. 


XVII. 
Rumänien. 


3. Januar. Es wird ein konſervatives Kabinett Cantacuzene 
gebildet; am 5. wird die Kammer aufgelöft. 

19. Februar. Schluß der Kammerwahlen. Die Regierung 
erhält eine große Mehrheit (157 gegen 15). 

10. März. Der König eröffnet dag Parlament und jagt in 
der Thronrede über die mafedonijche Frage: 

Numänien nehme lebhaftes Intereſſe an den in der Türkei lebenden 
Mafedo-Rumänen. Die Regierung wolle, um ihre aktuelle Politik, die fie 
in dieſer Frage einzufchlagen beabjichtige, durd einen erften Schritt zu 
marfieren, die unter dem Minifterium Sturdza auf 300000 Franken redu- 
zierte Subvention für die rumäniſchen Schulen in der Türkei auf 600000 
Franken und nach Befinden auf noch mehr erhöhen. Die in Salonik mit 
einer Agentur in Bitolia zu errichtende Rumänische Bank joll vorläufig 
mit einem Kapital von 200000 Franken ausgeftattet werden. 

2. April. (Deputiertentammer.) Günftige Finanzlage. 

Yinanzminifter Jonesco legt das Budget 1905/6 vor. Danach be- 
faufen fi die Ausgaben auf 2321/. Millionen Franken; das bedeutet eine 
Vermehrung um 5 Millionen gegen das Budget des vorhergehenden Jahres. 
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Hiervon entfallen 2 Millionen auf den Dienft des Kriegsminifteriums und 
1! Millionen auf den Dienft der Staatsjhuld. Die Einkünfte aus den 
alten Steuern, die im Finanzjahr 1904/5 auf 235 Millionen veranjchlagt 
waren, find im Budget 1905/6 wegen des jchlechten Ausfall3 der Ernte im 
vergangenen Jahre um 7! Millionen niedriger mit 227 Millionen an- 
geiegt. Zur Ausgleihung werden neue Geldquellen erichlofjen, die ins— 
gejamt 5 Millionen bringen jfollen, von denen 4 Millionen auf die neue 
Weinſteuer entfallen. Trotz der Mißernte des — Jahres iſt 
immerhin noch die Realiſierung des Voranſchlages für 1904/5 zu erwarten, 
jo daß der Minderanfag von 7! Millionen im neuen Budgetanjchlage 
von großer Vorſicht zeugt. Der Finanzminifter legt ferner einen Gejeß- 
entwurf dor, der auf die Schaffung eines Nejervefonds abzielt, welcher 
durch Zuweiſung von 15 Prozent der Budgetüberjchüffe gefpeift werden joll. 
Für den Augenblid wird der Rejervefonds 6 Millionen betragen, von 
denen 3 Millionen den unverändert gebliebenen Ueberſchüſſen von 1903 
und die anderen 3 Millionen den Ueberſchüſſen von 1903/4 entnommen 
werden. 

September. Rumänien und Griechenland brechen die diplo= 
matijchen Beziehungen ab wegen Differenzen über die Behandlung 
von Griechen in der Walachei. 

14. Dezember. (Kammer) Der Minijter de Auswärtigen 
erklärt über den Konflift mit Griechenland: 

Er Habe e3 nicht unterlaffen, den rumänifchen Gejandten im Aus- 
lande alle von den Griechen an den Rumänen in Makedonien begangenen 
Berbrechen telegraphiich mitzuteilen, worauf von den Großmächten durch 
die Botjichafter in Konftantinopel und durch die Vertreter in Athen Kollektiv- 
jchritte zugunften der Rumänen unternommen wurden. Die Pforte habe 
darauf Truppen aufgeboten und mehrere griechiſche Mörderbanden auf- 
gehoben. Griechenland jcheine fich jedod nicht entjchließen zu fünnen, die 
Lage zu verbefjern. Rumäniens Beziehungen zu Griechenland feien nicht 
offiziell abgebrochen. Der Höflichkeitsbejuch, der zwilchen dem rumänijchen 
Gejandten und dem König von Griechenland in Wien ausgetaujcht worden 
jei, habe an der Lage nichts geändert. Solange griehijhe Mörderbanden 
die Rumänen in der Türfei plünderten, werde es feinen Frieden zmwijchen 
Rumänien und Griechenland geben. 


XVII 
Serbien. 


30. Januar. Dffizielle Erklärung über die Haltung der 
Königamdrder und ihre Tat. 

Die Regierung erklärt in einer Belanntmadhung, fie bejige nicht 
anzuzmweifelnde Verficherungen, daß die an der Tat vom 11. Juni 1903 
beteiligten Offiziere zu dem von dem früheren Chef der Preßverwaltung 
Balugeio ins Werf gejegten Zeitungsfeldzuge gegen die Regierung in feiner 
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12. Auguft. Es wird ein neues cms angradifalen beftehendes 
Rabinett unter dem PFrähdium von Sube € jenowitich gebildet. 

%. September. An der türfiichen Grenze fommt es infolge 
von Grenzüberichreitungen türfiiher Soldaten zu blutigen Zu= 
ammenftößen zwifchen den Grenztruppen. 

24. Oktober. Die Sfupihtina debattiert über die auswär— 
tige Politit, wobei einige Abgeordnete Iharfe Angriffe auf Die 
Aönigsmörber richten und fie für die traurige Sage der inneren 
und auswärtigen Politik verantwortlich machen. 

4. November, (Stupidgtina.) Minifterpräfident Stojano- 
witſch führt aus, Serbien und Bulgarien müßten fich verjtändigen, 
um bie Politit „der Balfan den Balfanbewohnern“ durchführen 
zu können. 

Ende Dezember, Zn Altjerbien gibt eg blutige Kämpfe 
swifchen Albanefen und ferbifchen Truppen. 

Ende Dezember. Zwiſchen Serbien und Bulgarien finden 
Danbelsvertragsverhandlungen ftatt, die zu einer Zollunion führen 
Jollen. Es wirb ein Proteft Oſterreich · Ungarns dagegen erwartet. 


— — — 
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XIX. 
Griechenland. 


4. Januar. Die Kammer wird aufgeldit. 

5. März. Das Kabinett Delyannis erhält bei den Kammer— 
wahlen eine Mehrheit von 160 Deputierten gegen 76 oppofitionelle. 

21. Mai. (Rammer.) Debatte über Kreta. 

Mit Bezug auf die Agitation in Kreta (S. 288) und die Aeuße— 
rungen Tittonis (S. 231) erklärt der Minifter des Auswärtigen, Die 
einzig logijche und praktiſche Löſung der Frage fei die Vereinigung Kretas 
mit Griechenland. Die Befürchtungen, daß dieſe Verbindung auf die Ver- 
hältniffe auf dem Balfan zurüdwirfen könnte, jeien ficherlich unbegründet. 
Minifterpräjident Delyannis: Die griechiiche Regierung wünſche, daß 
die proviforische Negierungsform auf Kreta ihr Ende finde, Dies hänge 
aber von dem Willen der Garantiemächte ab. Griechenland müfje Geduld 
und Vertrauen zu der Regierung bei der Behandlung diejfer Frage haben. 
Die Perfon des Prinzen Georg gebe die Sicherheit dafür, daß die Ver— 
einigung mit Griechenland jchlieglich erfolgen werde. Wenn in der oberjten 
Leitung der Gejchäfte in Kreta ein Wechjel eintreten jollte, würde jich die 
Rage daſelbſt verjchlimmern. Eine Beſſerung in Kreta wäre wohl jchon 
eingetreten, wenn die Bewegung in Therifjo, die er mißbillige, nicht zum 
Ausbruch gefommen wäre. Er hoffe, daß die außerordentlichen Maßnahmen 
aufgegeben werden und daß Europa die Frage in günftiger Weije Löjen 
werde, jobald die Umjtände es geftatteten. 


13. Zuni. (Athen.) Der Minifterpräfident Delyannis wird 
ermordet. — Infolgedeſſen tritt das Kabinett zurüd und e& wird 
ein Kabinett Ralli gebildet (26. Juni). 

23.November. (Piräus) Eine internationale Flotte, beitehend 
aus Schiffen Öfterreich-Ungarns, Rußlands, Englands, Italiens, 
Frankreichs vereinigt fich unter dem Kommando eines öfterreichijch- 
ungariſchen Admirals, um gegen die Pforte zu demonjtrieren. 

11. Dezember. Die Kammer tritt zufammen. Da dad Mi— 
nijterium bei der Präfidentenwahl feine abjolute Mehrheit erhält, 
tritt e8 zurüd und es wird ein Kabinett Theotokis gebildet. 


XX. 
Montenegro. 


7. Auguft. Fürſt Nikolaus verſpricht eine Zonjtitutionelle 
Regierung und Preßfreiheit. 

19. Dezember. Der Fürft eröffnet eine Skupfchtina, die eine 
Verfafjung beraten joll. 


XXI. 
Kord-Amerifa. 


4. Januar. Förderung der Handelsmarine. 

Der dem Repräjentantenhaufe vorgelegte Bericht über die Handels- 
marine jhlägt vor, daß Jahresjubventionen von fünf Dollard_für Die 
Bruttotonne gewährt, ferner Poftdienftfubventionen bewilligt, eine Tonnage- 
befteuerung fir ausländiihe Schiffe eingeführt und ein reimilligenbienft 
für die Kriegsflotte gejchaffen werden joll. Im einzelnen wird vorgeichlagen, 
Subventionen für zehn neue Poftlinien zu gewähren, von denen aber feine 
ihren Endpunkt in europäijchen Häfen Bat. Der Bericht empfiehlt ferner, 
Maßregeln zu treffen, die geeignet find, den Seehandel der Vereinigten 
Staaten mit Süd- und Mittelamerika, Südafrifa und dem Orient zu heben 
und endlich den Mannjchaften der Handelsmarine, die fich verpflichten, in 
Kriegszeiten bei der Kriegäflotte zu dienen, Prämien zu zahlen. 


6. Januar. Das Repräjentantenhaus genehmigt das 
Geſetz über die Befeftigung von Häfen. — Es wird fejtgejtellt, daß 
augenblidlih 31 Häfen gejchüßt find. 

13. Februar. Da der Senat die Schied3gerichtsverträge (vgl. 
1904) abändert, erklärt der Präfident NRoofevelt, fie den auswär— 
tigen Mächten nicht vorlegen zu wollen. 

21. Gebruar. (Kanada). Die Regierung jchlägt ein Geſetz 
vor, twonach zwei neue jelbjtändige Provinzen, Alberta und Sas— 
fatchevan, mit fonfeffionellem Schuliyjtem gebildet werden jollen. — 
Diefer Vorſchlag wird in proteftantifchen Kreifen heftig angegriffen. 

I. März. Ein Gejeß über die Einwanderung wird vollzogen. 


Das Geſetz, da3 am 1. Juli 1905 in Kraft treten joll, bejtimmt, 
daß jeder Schiffsfapitän den Zollbeamten eine genaue beſchworene Paſſagier— 
lifte vorzulegen Hat. Der Sekretär für Handel und Gewerbe joll befugt 
fein, von Zeit zu Zeit Vorjchriften über die Angaben, die die Lifte zu ent- 
halten hat, zu machen. Allgemein joll fie dag Alter, das Gejchlecht, ſowie 
eine Anzeige darüber enthalten, ob der Paſſagier verheiratet und Bürger 
der Vereinigten Staaten ift, wie viel Gepädjtüde und welche Kabine er 
bei der Ueberfahrt Hatte. Auch die Pafjagiere, die auf der Reife gejtorben 
find, jollen aufgeführt werden. 
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13. März. (New-York.) Präfident Roofevelt hält auf dem 
Nationaltongreß der Mütter eine Rede über Rafjenjelbjtmord und 
Mutterpflichten: 


Welche wahre Mutter würde ihre Area in Freud und Leid 
austaujchen gegen ein Leben in Falter Selbſtſucht, in ftetem Vergnügen, 
und nur um der Vermeidung jeder Sorge willen, gegen ein Leben, das 
die höchſte Bequemlichkeit und Luxus bietet, aber buchftäblich feinen Raum 
für Kinder übrig hat? Die Männer und Frauen, die abjichtlich auf den 
höchften Kinderfegen verzichten, ſei e8 aus Berdorbenheit, Oberflächlichkeit, 
Kälte, zügellojer Genußjucht, oder aus der bloßen Unfähigkeit, Wichtiges 
von Unmichtigem zu unterfcheiden, jolche Menjchen verdienen nur tiefe 
Verachtung, wie man fie für den Soldaten empfindet, der in der Schlacht 
davonläuft, oder für den Mann, der nicht arbeiten will für den Unterhalt 
derer, die von ihm abhängig find. Daß e3 einen ſolchen Frauentypus im 
amerifanijchen Leben gibt, zeigt die durch die GStatiftif bewieſene Tatjache, 
daß in einigen Gegenden die Familien abnehmen, und die erichredend große 
Bahl der Scheidungen. Die Leichtigkeit der Scheidung ift ein Verderben 
für ein Volk, ein Fluch für die Gefellichaft, eine Bedrohung des Heims, 
eine Quelle des Unglüds für Verheiratete und ein Anreiz zur Unjittlich- 
feit, ein jchlimmes Ding für die Männer und ein noch jchlimmeres für 
die Frauen. 

Anfang April. Wafhington.) Neutralität Chinas. 

Das Staatödepartement publiziert die Korreipondenz über den Bei- 
tritt der Mächte zu dem Programm des Staatsjefretärd Hay, durd das 
die friegführenden Parteien in DOftafien bewogen wurden, die Neutralität 
Chinas zu rejpeftieren. Die diplomatiiche Aktion war von Amerifa auf 
Anregung Deutjchlands unternommen worden. 


4. April. Wajhington.) Präfident Roofjevelt wird feier- 
ih in feine zweite Amtsperiode eingeführt. Er erläßt eine Bot» 
ichaft an das amerikanische Volk: 


Kein Volk der Erde habe mehr Grund zur Dankbarkeit gegen Gott 
als das amerifanijche, da e3 vor allem in die Lage verjegt war, feiner 
Wohlfahrt und feinem Glüde leben zu können. Amerika habe e3 nicht 
nötig gehabt, für feine Eriftenz gegen eine fremde Rafje zu fämpfen, aber 
doch Habe das Leben Kraftanftrengungen herausgefordert. Der Erfolg, den 
das amerikanische Volk in der Vergangenheit Hatte und vorausſichtlich aud) 
zulünftig haben wird, ſollte fein Gefühl eitlen Ruhmes erweden, fondern 
das der Berantwortlichkeit und der Entichloffenheit; auch jollte es zeigen, 
daß unter einer freien Regierung ein mächtiges Volk am bejten gedeihen 
fann. . . . „Wir find eine große Nation geworden und müſſen ung be- 
nehmen, wie e3 einem Volke mit fo großen Verpflichtungen geziemt; gegen 
alle anderen Nationen, große wie fleine, muß unſere Haltung die einer 
herzlichen und aufrichtigen Freundichaft fein. Während wir ſtets darauf 
bedacht find, anderen Fein Unrecht zuzufügen, müſſen wir nicht weniger 
darauf beftehen, daß uns jelbjt fein Unrecht geſchieht. Wir wünjchen den 
Frieden der Geredhtigfeit; wir wünjchen ihn, weil wir es für richtig Halten, 
nicht weil wir und fürchten. Seine ſchwache Nation, die mannhaft und 
gerecht handelt, würde jemals Grund haben, uns zu fürchten; feine ftarfe 
Macht würde jemals fähig fein, uns ſich auszufuchen als Gegenftand eines 
frehen Angriffs. Wichtiger noch als unfere Beziehungen zu den übrigen 
Mächten find unfere Beziehungen unter uns ſelbſt. Die Bedingungen, Die 
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17. April. Ter Chberite Gerichtshor erklärt ein Geiez, das 
bie Arbeitszeit in ben Bäckereien auf zehn Stunden täglih und 
auf 5 wöchentlich feftiegt, für verfaffungswidrig, weil es der freien 
Ausübung ber Kontraftrechte wiberftreite. 

April. Mai. (Ehicago.) Bei Ausftänden der Fubrleute und 
Holzarbeiter fommt e3 zu großen Unruhen. 

%. Juni. Präfident Roojevelt richtet nach einigen Beipre- 
Hungen mit dem ruifiichen und japaniichen Geichäftäträger folgen- 
ben ?yriebensvorichlag nach Petersburg und Zofio: 

3 halte bie Zeit für gelommen, daß ich mich im Jutereſſe der 
—— Menſchheit bemühen muß, wenn möͤglich, den ſchrecklichen und 

lagenöwerten Kampf zu Ende zu bringen. Die PBereinigten Staaten 
find mit Japan und Kußland durch Bande der Freundichait und des gegen- 
feitigen Wohlwollens verbunden und find daher für beide in gleicher Weiſe 
intereffiert. Der Fortſchritt der Welt wird durch den Krieg zwiſchen zwei 
großen Böllern gehemmt. ch bitte die ruſſiſche und die japaniſche zye 
rung dringend, nit nur um ihrer jelbit willen, jondern im Intereſſe der 
anzen zivilifierten Welt in Direfte Friedensverhandlungen einzutreten. 
km Ar e vor, daß dieſe Friedensverhandlungen direkt und ausſchließlich 
zwiſchen ben triegfüßrenben Ländern geführt werden; mit anderen Worten, 
Daß ruffiihe und japanische Bevollmädtigte ohne Bermittler zufammen- 
treten und fehen, ob es nicht möglich ift, daß die beiden Mächte Friedens— 
bebingungen eingehen. Ich bitte die ruſſiſche und die japaniſche Regierung 
ernftlih, jet einer ſolchen ———— uzuſtimmen, und bin bereit, 
alles zu tun, was ich lann, falls die beiden in Frage kommenden Machi⸗ 
meine Dienfte bei ber Vereinbarung der Präliminarien, was den Ort und 
bie Zeit betrifft, für nüglih halten. Aber audy wenn diefe Präliminarien 
zwiſchen ben beiden Mächten direft oder auf anderem Wege vereinbart 
werben, werde ich hoderfreut fein. Mein einziger Zweck ıft, eine Zu— 
fammenfunft zuftande zu bringen, welche, wie die ganze zivilifierte Welt 
von Herzen wünſcht, den Frieden herbei ühren möge. 


Auni, Der Gefandte in Venezuela, Bowen, wird entlaffen, 
weil er unerlaubte Geldgejchäfte betrieben hat. Der Hilfsfekretär 
bes Auswärtigen Loomis erhält aus demjelben Grunde einen jcharfen 
Verweis. 

1. Juli, Staatsfelretär des Auswärtigen John Hay in New: 
bury (New⸗Hampfhire) F. Geboren 1838, im Bürgerfriege Adjutant 
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Lincolns, 1897 Botjchafter in London, 1898 Staatsſekretär. — Sein 
Nachfolger wird der Advokat Elihu Root. 

7. Juli. (Ranada.) BZollpolitif. 

Bei der Vorlegung des Budgets erflärt Finanzminiſter Fielding es 
als Abficht der Regierung, bei der Revijion der Bolltarife eine Vorzugs— 
behandlung Englands gegenüber allen anderen Staaten vorzunehmen, einen 
Minimaltarif den Staaten gegenüber zu jchaffen, die den Handel mit 
Kanada begünftigen, und einen Marimaltarif für jene, deren Tarifgejeg- 
gebung geeignet jei, den Handel mit Kanada auszufchließen. 


21. Juli. Durch eine Erplofion auf einem Kriegafchiff in 
San Diego (Kalifornien) fommen gegen 50 Menjchen um. 

Yuli. Über die Einwanderung in die Vereinigten Staaten 
vom 1. Juli 1903 bis 30. Juni 1904 wird mitgeteilt: 


Die Gejamteinwanderung betrug 1026499 Köpfe, gegen 812870 
im Vorjahre. Davon lieferte Defterreich im legten Jahre 111990, Ungarn 
163703, das Deutjche Reich 40574, Italien 221479, Rußland und Finn- 
land 184897, England 64709, Irland 52945 und Schottland 16977. 
Am Vergleich zum Borjahre hat die Einwanderung aus dem Deutjchen Reich 
um 5806 Perjonen abgenommen, hingegen die Einwanderung aus Defter- 
reih-Ungarn um 98537 Berfonen zugenommen. Die Einwanderung aus 
Stalien weift im legten Fisfaljahre eine Zunahme von 28183 Perjonen 
auf. Die Einwanderung aus Rußland hat um 39756 zugenommen, die 
von England um 26083 und die von Srland um 16803 Berjonen. Die 
nädjftgrößte Zunahme weift Schottland mit 5888 Perſonen auf. 


Auguft. September. (Portsmouth.) Verhandlungen und 
Friedensſchluß zwijchen Rußland und Japan. 


Am 5, Auguft beginnen die Bevollmädtigten — für Rußland Witte 
und Rojen, für Japan Komura und Takahira — die Verhandlungen, am 
29. einigen fie fich über die Bedingungen, am 5. September unterzeichnen 
fie den Friedensvertrag. 

Urt. 1 ftellt die Wiederherftellung des Friedens und der Freund- 
ihaft zwijchen den Herrichern, Staaten, Untertanen und Ländern der bis- 
herigen Kriegführenden feft. 

Urt. 2. Rußland anerkennt, daß von politiichem, militärijchem und 
verwaltungsrechtlichdem Standpunft aus die Anterefien Japans in Korea 
borherrichend find und wird fich nicht den Maßnahmen der Leitung des 
Schuges und der Aufjicht mwiderjegen, die Japan in Korea in Ueberein- 
ftimmung mit der foreanischen Regierung anzuordnen für nötig erachtet. 
Die rufjischen Unternehmungen in Korea genießen die gleichen Rechte wie 
die Unternehmungen der Staatsangehörigen anderer Länder. „ES wird 
vereinbart, daß, um allen Anlaß zu Mißverftändniffen zu vermeiden, die 
beiden vertragsjchließenden Parteien an der ruſſiſch-koreaniſchen Grenze, ſich 
jeder militäriſchen Maßnahme enthalten werden, die die Sicherheit des 
ruſſiſchen oder foreanifchen Territoriums bedrohen könnten.“ 

Art. 3. „Japan und Rußland verpflichten ſich gegenfeitig 1. die 
Mandſchurei gleichzeitig zu räumen, ausgenommen das Pachtgebiet auf der 
Liautung-Halbinjel, gemäß den Beftimmungen de3 erften Zuſatzartikels des 
Friedendvertrages; 2. vollftändig wieder an China zur ausjchließlichen 
Verwaltung alle Zeile der Mandichurei zurüdzugeben, die jetzt bejegt oder 
im Machtbereich der japanischen oder ruſſiſchen Truppen find, mit Aus- 
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nahme de3 oben erwähnten Gebieted. Die kaiſerlich ruſſiſche Regierung 
erklärt, daß ſie in der Mandſchurei feine territorialen Vorteile, Vorzugs— 
kommifſionen oder ausſchließliche Konzeſſionen beſitzt, die die chineſiſche 
Souveränität beeinträchtigen oder unvereinbar mit dem Grundſatz der 
Gleichberechtigung ſind.“ 

Art. 4. Rußland und Japan verpflichten ſich gegenſeitig, den alle 
Nationen im gleichen Maße berührenden Maßnahmen, die China zur 
Hebung des Handel3 und der Induſtrie in der Mandſchurei treffen könnte, 
feinerlei Hindernifje in den Weg zu Tegen. 

Art. 5. Die ruſſiſchen achtgebiete von Port Arthur und die an 
Dalny angrenzenden Gebiete und Gewäſſer gehen gänzlich auf Japan über; 
aber alle von privaten Perjonen oder Gejellichaften erworbenen Rechte 
jollen unberührt bleiben. 

Urt. 6 trifft Beitimmungen über die Teilung der mandſchuriſchen 
Eifenbahn und fegt feit, daß Japan für feine Teilftrede Gruben erwirbt 
und verwaltet, ferner daß beiden Parteien gänzliche Hanbelsfreiheit auf 
dem erpropriiertem Gebiet eingeräumt wird. Es fehlt der im früheren 
Auszug erwähnte Paſſus, in dem es hieß, daß die Rechte von privaten 
Parteien oder Privatunternehmungen durch die Abmachungen nicht berührt 
würden; es wird aber bejtimmt, daß die Bejigrechte ruſſiſcher Untertanen 
unberührt bleiben. Wiederholt wird Rußlands und Japans Verpflichtung 
anerfannt, Chinas Zuftimmung zu den Abmachungen zu erlangen. Die 
in früheren Berfionen des Artifeld 6 aufgeführte Beitimmung, daß beide 
Parteien die Freiheit haben jollen, in dem erpropriierten Eijenbahngebiet 
alle ihnen wünjchenswert erjcheinenden Maßnahmen zu treffen, fehlt in dem 
offiziellen Text des Artikels. 

Art. 7. „Zapan und Rußland verpflichten fich, ihre Eifenbahnen 
in der Mandjchurei ausschließlich zu fommerziellen und induftriellen, aljo 
in feiner Weiſe zu ftrategiichen Zwecken zu benugen. Dieje Einjchränfung 
betrifft aber nicht die Eijenbahn im Pachtgebiete auf der Liautung- 
Halbinfel.“ 

Art. 8. Die japanische und ruffiiche Regierung werden, um ben 
Berfehr zu fördern und zu erleichtern, jobald al3 möglich ein Separat- 
Abkommen treffen über die Regulierung des Verkehrs auf den Berbindungs- 
ftreden ihrer Eijenbahnen in der Mandichurei. 

Art. 9 behandelt die Abtretung des füdlichen Teiles von Sadalin 
an Japan. In dem legten Abſatz dieſes Artifeld wird gejagt: „Japan 
und Rußland fommen überein, in ihren Gebieten auf Sadalin oder den 
angrenzenden Inſeln feine Befeftigung oder andere militäriiche Werke an— 
zulegen. Sie verpflichten ſich auch gegenjeitig, feine militärischen Maß— 
nahmen zu treffen, die die Freiheit der Schiffahrt in der La Perouſe— 
Straße und der Tartaren-Straße beeinträchtigen können.“ 

Art. 10 präzifiert das Verhältnis der ruffiichen Untertanen im ſüd— 
fihen Zeil von Sadalin, ferner behandelt er die Gerechtfame in den 
ruſſiſchen Zerritorial-Gewäflern und im Japaniſchen und Ochoglifchen 
Meere, jowie in der Behring-See. E3 wird ftipuliert, daß diefe Abmach— 
ungen die Gerechtjame nicht berühren jollen, die ruſſiſchen oder anderen 
Staatdangehörigen in diefem Gebiete bereit3 gehören. 

Urt. 12. „Da der Handels- und Schitahrtövertrag zwijchen Japan 
und Rußland durch den Krieg annulliert worden ift, verpflichtet ſich Die 
faiferlich ruſſiſche und die faiferlich japanijche Regierung als Grundlage 
ihrer Handelebeziehungen bis zum Abjchlufe eines neuen Handels- und 
Schiffahrtövertrages, der auf der Baſis des bis zum Kriege in Kraft ge- 
wejenen erfolgen ſoll, die gegenjeitige Meiftbegünftigung anzunehmen, in 
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welche eingejchlofjen werden die Einfuhr- und Ausfuhrzölle, die Tranfit- 
Formalitäten, die Tonnengelder, jowie die Zulafjung und Behandlung von 
Beamten und Staatsangehörigen, ſowie die Schiffe des einen Landes in 
dem Gebiet des anderen.“ 

Art. 13 behandelt die gegenfeitige Nüdgabe der Kriegdgefangenen 
und die Bezahlung der durch deren Unterhalt entjtandenen Koften. 
Rußland verpflichtet ſich an Japan jo bald als möglidy die Differenz 
zwijchen den von Japan und den von Rußland dafür ausgegebenen fak— 
tiichen Betrag zurüdzuerftatten. 

Urt. 14 trifft Beftimmungen über die Natifizierung des Friedens- 
vertrages. 

Art. 15 fieht vor, daß, da der Vertrag in franzöfiicher und englischer 
Sprache abgefaßt ıft, in denjenigen Fällen, in denen bezüglich der Aus- 
legung des Vertragsterted Zweifel entjtehen möchten, der franzöjiiche Wort- 
laut al3 maßgebend gelten foll. 

E3 folgen zwei Zufaßartifel. 

Der erſte jeßt fejt, Daß die Heere der beiden Länder im Verlauf 
von achtzehn Monaten nad) dem Inkrafttreten des Bertrages aus der 
Mandſchurei zurüdgezogen werden jollen, natürlicd; abgejehen vom Padıt- 
gebiet auf der Liautung-Halbinjel. Die Zahl der Soldaten, die zur Be- 
wachung der Eijenbahn pro Kilometer für beide Parteien zugelaffen werden, 
ift noch nicht feitgejeßt. Die Kommandeure der beiden Heere haben dieje 
Bahl jo niedrig zu normieren, wie ed unter Wahrung der Sicherheit der 
betreffenden Streden irgend erforderlich ift. Die Zahl 15 wird lediglich 
al3 Marimalzahl angegeben. Der zweite Zufaßartifel, der Sachalin be— 
trifft, jieht vor, daß die Abgrenzungskommiſſion, jomweit die topographijchen 
Berhältnifje es geſtatten, den fünfzigften Breitegrad ald Grenze feitjegen 
ſoll und daß, fall Abweichungen von diejer Linie für notwendig befunden 
werden, gemeinjam ein in allen Punkten der Abmachung entjprechender 
Ausgleich vorzunehmen ift. Die Arbeit der Abgrenzungsfommijfion foll 
der Zuftändigfeit der vertragjchließenden Parteien unterliegen. 


September. Die New-Yorker Handelsfammer fordert die 
Handelsfammern und ähnliche Körperjchaften in allen größeren 
Städten auf, einmütig auf den Abſchluß von Gegenfeitigfeitsver- 
trägen mit Deutjchland, Frankreich und Rußland hinzuwirken. 

14. Oktober. Wafhington.) ZTelegramme aus Petersburg 
und Tokio melden, daß die Kaifer von Rußland und Japan den 
Hriedendvertrag unterzeichnet haben. Der Krieg ift damit offiziell 
beendet. 

Dftober. Zwifchen den Vereinigten Staaten und der Regie- 
rung von Neufundland brechen Differenzen aus, weil Neufundland 
die Fiſcherei der Amerikaner in der Bay of Islands nicht ge— 
jtatten will. 

18. Oktober. Atlanta.) Präfident Roojevelt erklärt in 
einer Rede, die Vereinigten Staaten müßten die Ordnung im 
Karaibiichen Meer aufrecht erhalten, aber fie würden fich nur in 
Angelegenheiten eines Nachbarn einmifchen, wenn fie ihm damit 
einen Dienst erwieſen. 


290 Gayplen. (März Anf. Dez. 15.) — Rumänien. (Jan. 3.— April 2.) 


Er bejchließt die Schaffung einer Organifation für das ganze 
Fürftentum mit dem Zwecke der Sammlung von Geldmitteln zur Unter- 
jftügung der Mafedonier und unter Leitung eines fünfzehngliedrigen Ver— 
waltungsausschuffes, zufammengejegt aus Vertretern aller bulgariihen Par— 
teien. Der Kongreß ftellt als Bedingung für die Tätigkeit der neuen 
DOrganifation auf, daß fich die mafedonischen Revolutionäre jeglicher Banden- 
bildung und Waffenanihaffung im Fürftentume, überhaupt jeglicher Bul- 
garien beunruhigenden oder fompromittierenden Tätigkeit enthalten. Die 
Drganifation, welche eine fonzentrijche Hilfsaktion der gefamten bulgarifchen 
Gejellihaft zugunften der Mafedonier vorftellt, wird auch das zulegt ge- 
wählte neue mafedonifche Revolutionsfomitee unterjtügen, jolange diejes die 
geeinigten Revolutionäre repräfentiert. 


3. Egypten. 


Anfang März. Eine Straferpedition gegen die Nyam-Nyam 
im Gebiet Bahr el Ghazal, die im November 1904 von 2500 Mann 
begonnen wurde, wird fiegreich beendet. 

15. Dezember. Zwijchen England und Egypten wird das 
Briefporto von einem Penny eingeführt, das im Verkehr zwifchen 
England und jeinen meijten Kolonien gültig ift. 


XVII 
Rumänien. 


3. Januar. Es wird ein fonjervatives Kabinett Gantacuzene 
gebildet; am 5. wird die Kammer aufgelöft. 

19. Februar. Schluß der Kammerwahlen. Die Regierung 
erhält eine große Mehrheit (157 gegen 15). 

10. März. Der König eröffnet das Parlament und jagt in 
der Thronrede über die mafedonijche Frage: 

Rumänien nehme Tebhaftes Interefje an den in der Türkei lebenden 
Makedo-Rumänen. Die Regierung wolle, um ihre aktuelle Politik, die fie 
in dieſer Frage einzufchlagen beabjichtige, durch einen erften Schritt zu 
markieren, die unter dem Minifterium Sturdza auf 300000 Franken redu- 
zierte Subvention für die rumäniſchen Schulen in der Türkei auf 600000 
Franken und nad Befinden auf noch mehr erhöhen. Die in Salonif mit 
einer Agentur in Bitolia zu errichtende Rumäniſche Bank ſoll vorläufig 
mit einem Kapital von 200000 Franken ausgeftattet werden. 

2. April. (Deputiertentammer.) Günftige Finanzlage. 

Sinanzminifter Jonesco legt das Budget 1905/6 vor. Danach be- 
laufen ji die Ausgaben auf 2321/. Millionen Franken; das bedeutet eine 
Vermehrung um 5 Millionen gegen das Budget des vorhergehenden Jahres. 
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Hiervon entfallen 2 Millionen auf den Dienft des Kriegsminifteriums und 
1! Millionen auf den Dienft der Staatsjhuld. Die Einkünfte aus den 
alten Steuern, die im Finanzjahr 1904/56 auf 235 Millionen veranjchlagt 
waren, jind im Budget 1905/6 megen des jchlechten Ausfall3 der Ernte im 
vergangenen Jahre um 7! Millionen niedriger mit 227 Millionen an— 
gejegt. Zur Ausgleihung werden neue Geldquellen erichlojjen, die ins— 
gejamt 5 Millionen bringen follen, von denen 4 Millionen auf die neue 
Weinfteuer entfallen. Trotz der Mißernte des vergangenen Jahres ift 
immerhin noch die Realifierung des Voranjchlages für 1904/5 zu erwarten, 
jo daß der Minderanfag von 7!/s Millionen im neuen Budgetanjchlage 
von großer Vorficht zeugt. Der Finanzminifter legt ferner einen Geſetz- 
entwurf vor, der auf die Schaffung eines — abzielt, welcher 
durch Zuweiſung von 15 Prozent der Budgetüberſchüſſe geſpeiſt werden ſoll. 
Für den Augenblick wird der Reſervefonds 6 Millionen betragen, von 
denen 3 Millionen den unverändert gebliebenen Ueberſchüſſen von 1903 
und die anderen 3 Millionen den Ueberſchüſſen von 1903/4 entnommen 
werden. 

September. Rumänien und Griechenland brechen die diplo— 
matijchen Beziehungen ab wegen Differenzen über die Behandlung 
von Griechen in der Walachei. 

14. Dezember. (Kammer.) Der Minifter de Auswärtigen 
erklärt über den Konflilt mit Griechenland: 

Er Habe e3 nicht unterlafjen, den rumänijchen Gejandten im Aus- 
lande alle von den Griechen an den Rumänen in Makedonien begangenen 
Verbrechen telegraphiich mitzuteilen, worauf von den Großmächten durch 
die Botjchafter in Konftantinopel und durch die Vertreter in Athen Kollektiv- 
ichritte zugunften der Rumänen unternommen wurden. Die Pforte habe 
darauf Truppen aufgeboten und mehrere griechiſche Mörderbanden auf- 
gehoben. Griechenland jcheine fich jedoch nicht entjchließen zu können, die 
Lage zu verbejjern. Rumäniens Beziehungen zu Griechenland jeien nicht 
offiziell abgebrochen. Der Höflichkeitöbejuch, der zwiichen dem rumänifchen 
Gejandten und dem König von Griechenland in Wien ausgetaufcht worden 
jei, habe an der Lage nicht8 geändert. Solange griehijche Mörderbanden 
die Rumänen in der Türkei plünderten, werde e3 feinen Frieden zwijchen 
Rumänien und Griechenland geben. 


XVII. 
Serbien. 


30. Januar. Offizielle Erklärung über die Haltung der 
Königsmörder und ihre Tat. 

Die Regierung erflärt in einer Belanntmahung, jie befiße nicht 
anzuzweifelnde Verficherungen, daß die an der Tat vom 11. Juni 1903 
beteiligten Offiziere zu dem von dem früheren Chef der Preßverwaltung 
Balugeio ind Werf gejegten Zeitungsfeldzuge gegen die Regierung in feiner 
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Beziehung ftehen, und daß dieſe Offiziere dieſes Treiben jogar verurteilen, 
weil e3 das Vertrauen in die Eonftitutionelle Ordnung untergrabe und auf 
die großen, durch die Tat vom 11. Juni erworbenen Errungenjchaften 
einen Schatten werfe. Die Offiziere mijchten fich bisher weder in poli- 
tiiche Fragen noch in die Verwaltung des Landes und würden dies auch 
in Zukunft nicht tun. Indem fie ihr Leben für Serbiens Rettung vor 
Anarchie und Untergang einfegten, hätten fie ein von ganz Serbien ge- 
billigtes Wert vollbradht. Sie Hätten nad) der Tat die Verwaltung des 
Landes einer aus allen Parteien gebildeten Regierung übergeben und fich 
weiter in feine Staatsangelegenheit eingemijcht. 


Ende Januar. Anfang Februar. Das Kabinett Pafitich reicht 
jeine Entlaffung ein, zieht fie aber nach längeren Verhandlungen 
mit dem König wieder zurüd. 

25. Mai. Das Kabinett Pafitjch tritt zurüd. Es wird ein 
radikales Minifterium Stojanowitjch gebildet. — Die Skupjchtina 
wird aufgeldft. 

25. Juli. Bei den Wahlen zur Skupſchtina erhält die Re— 
gierung3partei der jelbjtändigen Radifalen die Mehrheit. 

30. Zuli. Nach Abſchluß der Wahlen befteht die Skupſchtina 
aus 80 Gelbjtändig-Radifalen, 55 Gemäßigt-Radifalen, 14 Natio— 
naliften, 3 Liberalen, 4 Yortjchrittlern, 2 Sozialiften und 1 Bauern- 
parteiler. 

12. Auguſt. Es wird ein neues aus Jungradifalen bejtehendes 
Kabinett unter dem Präfidium von Ljuba Stojanowitjch gebildet. 

8. September. An der türkifchen Grenze fommt e3 infolge 
von Grenzüberfchreitungen türkifcher Soldaten zu blutigen Zu— 
ſammenſtößen zwifchen den Grenztruppen. 

24. Dftober. Die Skupſchtina debattiert über die auswär— 
tige Politik, wobei einige Abgeordnete jcharfe Angriffe auf die 
Königsmörder richten und fie für die traurige Lage der inneren 
und auswärtigen Politif verantwortlich machen. 

4. November. (Skupſchtina.) Minijterpräfident Stojano- 
witjch führt aus, Serbien und Bulgarien müßten fich verjtändigen, 
um die Politit „der Balkan den Balfanbewohnern“ durchführen 
zu können. 

Ende Dezember. In Altjerbien gibt es blutige Kämpfe 
zwijchen Albanejen und ferbifchen Truppen. 

Ende Dezember. Zwijchen Serbien und Bulgarien finden 
Handelövertragsverhandlungen ftatt, die zu einer Zollunion führen 
ſollen. Es wird ein Proteft Öfterreich-Ungarng dagegen erwartet. 
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XIX. 
Griechenland. 


4. Januar. Die Sammer wird aufgelöft. 

5. März. Das Kabinett Delyanniz erhält bei den Kammer— 
wahlen eine Mehrheit von 160 Deputierten gegen 76 oppofitionelle. 

21. Mai. (Kammer.) Debatte über Kreta. 

Mit Bezug auf die Agitation in Kreta (5. 288) und die Aeuße— 
rungen Tittonis (S. 231) erklärt der Minifter des Auswärtigen, die 
einzig logische und praktiſche Löſung der Frage fei die Vereinigung Kretas 
mit Griechenland. Die Befürchtungen, daß dieje Verbindung auf die Ver- 
hältniffe auf dem Balkan zurüdwirken könnte, feien ficherlic unbegründet. 
Minifterpräjident Delyannis: Die griechifche Regierung wünſche, daß 
die provijorische Regierungsform auf Kreta ihr Ende finde. Dies hänge 
aber von dem Willen der Garantiemächte ab. Griechenland müfje Geduld 
und Vertrauen zu der Regierung bei der Behandlung dieſer Frage haben. 
Die Perjon des Prinzen Georg gebe Die ende dafür, daß die Ver— 
einigung mit Griechenland jchließlich erfolgen werde. Wenn in der oberjten 
Leitung der Gejchäfte in Kreta ein Wechjel eintreten jollte, würde fich die 
Lage daſelbſt verjchlimmern. Eine Befjerung in Kreta wäre wohl jchon 
eingetreten, wenn die Bewegung in Therifjo, die er mißbillige, nicht zum 
Ausbruch gefommen wäre, Er hoffe, daß die außerordentlihen Maßnahmen 
aufgegeben werden und daß Europa die Frage in günjtiger Weije löſen 
werde, jobald die Umftände e3 geftatteten. 

13. Juni. (Athen) Der Minifterpräfident Delyannia wird 
ermordet. — Infolgedeſſen tritt das Kabinett zurüd und es wird 
ein Kabinett Ralli gebildet (26. Juni). 

23.November. (Piräus.) Eine internationale Flotte, beſtehend 
aus Schiffen Öfterreich-Ungarns, Rußlands, Englands, Italiens, 
Frankreichs vereinigt fich unter dem Kommando eines öfterreichtjch- 
ungarifhen Admirals, um gegen die Pforte zu demonjtrieren. 

11. Dezember. Die Sammer tritt zufammen. Da dad Mi- 
nijterium bei der Präfidentenwahl feine abjolute Mehrheit erhält, 


tritt es zurüd und es wird ein Kabinett Theotokis gebildet. 


XX. 
Montenegro. 
7. Auguft. Fürſt Nikolaus verjpricht eine Zonjtitutionelle 
Regierung und Preßfreiheit. 
19. Dezember. Der Fürjt eröffnet eine Skupjchtina, die eine 
Verfafjung beraten fol. 





XXI. 
Kord-Amerifn. 


4. Januar. Förderung der Handeldmarine. 

Der dem Repräjentantenhaufe vorgelegte Bericht über die Handels- 
marine jchlägt vor, daß Sahresjubventionen von fünf Dollard für Die 
Bruttotonne gewährt, ferner Boftdienftjubventionen bewilligt, eine Tonnage- 
befteuerun Ar ausländiiche Schiffe eingeführt und ein Freiwilligendienſt 
für die Kriegsflotte gejchaffen werden joll. Im einzelnen wird vorgejchlagen, 
Subventionen für zehn neue Poftlinien zu gewähren, von denen aber feine 
ihren Endpunft in europäiſchen Häfen dat. Der Bericht empfiehlt ferner, 
Maßregeln zu treffen, die geeignet find, den Geehandel der Vereinigten 
Staaten mit Süd- und Mittelamerika, Südafrifa und dem Drient zu heben 
und endlich den Mannjchaften der Handeldmarine, die fich verpflichten, in 
Kriegszeiten bei der Hriegsflotte zu dienen, Prämien zu zahlen. 

6. Januar. Das Repräjentantenhaug genehmigt das 
Gejeß über die Befeftigung von Häfen. — Es wird feftgejtellt, daß 
augenblidlich 31 Häfen geſchützt find. 

13. Februar. Da der Senat die Schiedögerichtsverträge (vgl. 
1904) abändert, erklärt der Präfident Roofevelt, fie den auswär— 


tigen Mächten nicht vorlegen zu wollen. 

21. Februar. (Kanada). Die Regierung jchlägt ein Gejet 
vor, wonach zwei neue jelbjtändige Provinzen, Alberta und Sas— 
fatchevan, mit fonfeffionellem Schulſyſtem gebildet werden jollen. — 
Diejer Vorſchlag wird in proteftantifchen Kreifen heftig angegriffen. 


I. März. Ein Gejeß über die Einwanderung wird vollzogen. 


Das Gejeß, das am 1. Juli 1905 in Kraft treten joll, beftimmt, 
daß jeder Schiffsfapitän den Zollbeamten eine genaue beſchworene Bajjagier- 
lifte vorzulegen hat. Der Sekretär für Handel und Gewerbe joll befugt 
fein, von Zeit zu Zeit Vorfchriften über die Angaben, die die Lifte zu ent- 
halten hat, zu machen. Allgemein joll jie das Alter, das Gejchlecht, jowie 
eine Anzeige darüber enthalten, ob der Paſſagier verheiratet und Bürger 
der Vereinigten Staaten ift, wie viel Gepädjtüde und welche Kabine er 
bei der Ueberfahrt hatte. Auch die Pajjagiere, die auf der Reife geftorben 
find, follen aufgeführt werden. 


* 
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13. März. (New-York.) Präfident Roojevelt hält auf dem 
Nationalkongreß der Mütter eine Rede über Rafjenjelbftmord und 
Mutterpflichten: 


Welche wahre Mutter würde ihre Er kr in Freud und Leid 
austauschen gegen ein Leben in Falter Selbftjucht, in ftetem Vergnügen, 
und nur um der Vermeidung jeder Sorge willen, gegen ein Leben, das 
die höchſte Bequemlichkeit und Luxus bietet, aber buchftäblich feinen Raum 
für Kinder übrig hat? Die Männer und Frauen, die abjichtlih auf den 
höchſten Kinderfegen verzichten, ſei e8 aus Berdorbenheit, Oberflächlichkeit, 
Kälte, zügellofer Genußſucht, oder aus der bloßen Unfähigkeit, Wichtiges 
von Unwichtigem zu unterjcheiden, ſolche Menjchen verdienen nur tiefe 
Verachtung, wie man fie für den Soldaten empfindet, der in der Schlacht 
davonläuft, oder für den Mann, der nicht arbeiten will für den Unterhalt 
derer, die von ihm abhängig find. Daß e3 einen ſolchen Frauentypus im 
amerifanijchen Leben gibt, zeigt die durch die Statiftif bewieſene Tatjache, 
daß in einigen Gegenden die Familien abnehmen, und die erichredend große 
Bahl der Sceidungen. Die Leichtigkeit der Scheidung ift ein Verderben 
für ein Volk, ein Fluch für die Gejellichaft, eine Bedrohung des Heimg, 
eine Quelle des Unglüds für Berheiratete und ein Anreiz zur Unjittlich- 
feit, ein jchlimmes Ding für die Männer und ein noch jchlimmeres für 
die Frauen. 

Anfang April. Wajhington.) Neutralität Chinas. 

Das Staatödepartement publiziert die Korreſpondenz über den Bei- 
tritt der Mächte zu dem Programm des GStaatsjefretärd Hay, durch das 
die friegführenden Parteien in DOftafien bewogen wurden, die Neutralität 
Chinas zu refpeftieren. Die diplomatiiche Aktion war von Amerifa auf 
Anregung Deutſchlands unternommen worden. 


4. April. (Waſhington.) Präfident Roofevelt wird feier- 
lich in jeine zweite Amtsperiode eingeführt. Er erläßt eine Bot— 
ichaft an das amerikanische Volk: 


Kein Volk der Erde habe mehr Grund zur Dankbarkeit gegen Gott 
als da3 amerikanische, da es vor allem in die Lage verjeßt war, feiner 
Wohlfahrt und jeinem Glüde leben zu können. Amerika habe e3 nicht 
nötig gehabt, für feine Eriftenz gegen eine fremde Rafje zu fämpfen, aber 
doc Habe das Leben Kraftanftrengungen Herausgefordert. Der Erfolg, den 
das amerikanische Volk in der Vergangenheit hatte und vorausfichtlicy auch 
zukünftig haben wird, follte fein Gefühl eitlen Ruhmes erweden, jondern 
das der Verantwortlichkeit und der Entichloffenheit; auch jollte e3 zeigen, 
daß unter einer freien Regierung ein mächtige Volk am beften gedeihen 
fann. . . . „Wir find eine große Nation geworden und müfjen uns be- 
nehmen, wie es einem Volke mit jo großen Verpflichtungen geziemt; gegen 
alle anderen Nationen, große wie kleine, muß unſere Haltung die einer 
herzlichen und aufrichtigen Freundſchaft ein. Während mir ſtets darauf 
bedacht find, anderen fein Unrecht zuzufügen, müſſen wir nicht weniger 
darauf beftehen, daß uns jelbft fein Unrecht gefchieht. Wir wünjchen den 
Frieden der Gerechtigkeit; wir wünſchen ihn, weil wir es für richtig halten, 
nicht weil wir uns fürchten. Steine ſchwache Nation, die mannhaft und 
gerecht handelt, würde jemald Grund haben, uns zu fürchten; feine ftarfe 
Macht würde jemals fähig fein, uns fich auszufuchen als Segenftand eines 
frechen Angriffs. Wichtiger noch als unfere Beziehungen zu den übrigen 
Mächten find unjere Beziehungen unter uns jelbjt. Die Bedingungen, Die 
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zu unſerer wunderbaren materiellen Wohlfahrt beigetragen haben, haben 
aber auch eine Sorge mit fich gebracht, die untrennbar ift von der An— 
häufung großer Neichtümer in den Jnduftriezentren. Wir haben daher 
eine große Verantwortlichkeit uns jelbjt, der heutigen Welt und den kom— 
menden Geſchlechtern gegenüber. Wir brauchen die Zukunft nicht zu fürchten, 
dürfen ung aber den Ernft der unjer harrenden Probleme nicht verhehlen. 
Dazu müffen wir die Eigenjchaften der praftiichen Klugheit, des Mutes, 
der Kühnheit und der Ausdauer zeigen und vor allem die Ergebenheit für 
die erhabenen Ideale, die die Gründer und Erhalter unjerer Republik 
groß machten.” 


17. April. Der Oberjte Gerichtshof erklärt ein Geſetz, das 
die Arbeitszeit in den Bädereien auf zehn Stunden täglich und 
auf 60 wöchentlich fejtjeßt, für verfaffungswidrig, weil e3 der freien 
Ausübung der Kontraktrechte widerftreite. 

April. Mai. (Chicago.) Bei Ausftänden der Fuhrleute und 
Holzarbeiter fommt e3 zu großen Unruhen. 


8. Juni. Präfident Roojevelt richtet nach einigen Bejpre- 
ungen mit dem ruffiichen und japaniſchen Gejchäftsträger folgen- 
den Friedensvorjchlag nach Petersburg und Tokio: 

Ich Halte die Zeit für gefommen, daß ich mich im Intereſſe der 
geſamten Menjchheit bemühen muß, wenn möglich, den jchredlichen und 
beflagenöwerten Kampf zu Ende zu bringen. Die Vereinigten Staaten 
find mit Japan und Rußland durch Bande der Freundjchaft und des gegen- 
jeitigen Wohlwollend verbunden und find daher für beide in gleicher Weije 
intereffiert. Der Fortichritt der Welt wird durch den Krieg zwiſchen zwei 
großen Bölfern gehemmt. Sc) bitte die ruffiiche und die japanijche Regie- 
rung dringend, nit nur um ihrer ſelbſt willen, jondern im Intereſſe der 
ganzen zivilijierten Welt in direkte Friedensverhandlungen einzutreten. 
Ich ſchlage vor, daß dieſe Friedensverhandlungen direft und ausſchließlich 
zwiſchen den kriegführenden Ländern geführt werden; mit anderen Worten, 
daß ruſſiſche und japaniſche Bevollmächtigte ohne Vermittier zuſammen⸗ 
treten und ſehen, ob es nicht möglich iſt, daß die beiden Mächte Friedens— 
bedingungen eingehen. Ich bitte die ruſſiſche und die japaniſche Regierung 
ernſtlich, jetzt einer ſolchen Zuſammenkunft zuzuſtimmen, und bin bereit, 
alles zu tun, was ich kann, falls die beiden in Frage kommenden Mächte 
meine Dienſte bei der Vereinbarung der Präliminarien, was den Ort und 
die Zeit betrifft, für nützlich halten. Aber auch wenn dieſe Präliminarien 
zwiſchen den beiden Mächten direkt oder auf anderem Wege vereinbart 
werden, werde ich hocherfreut ſein. Mein einziger Zweck iſt, eine Zu— 
ſammenkunft zuſtande zu bringen, welche, wie die ganze ziviliſierte Welt 
von Herzen wünſcht, den Frieden herbeiführen möge. 


Juni. Der Geſandte in Venezuela, Bowen, wird entlaſſen, 
weil er unerlaubte Geldgeſchäfte betrieben hat. Der Hilfsſekretär 
des Auswärtigen Loomis erhält aus demſelben Grunde einen ſcharfen 
Verweis. 

1. Juli. Staatsſekretär des Auswärtigen John Hay in New— 
bury (New-⸗Hampſhire) F. Geboren 1838, im Bürgerkriege Adjutant 
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Lincolns, 1897 Botjchafter in London, 1898 Staatzjefretär. — Sein 
Nachfolger wird der Advokat Elihu Root. 
7. Juli. (Ranada.) Zollpolitif. 


Bei der Borlegung des Budgets erflärt Finanzminifter Fielding e3 
als Abficht der Regierung, bei der Reviſion der Zolltarife eine Vorzugs- 
behandlung Englands gegenüber allen anderen Staaten vorzunehmen, einen 
Minimaltarif den Staaten gegenüber zu jchaffen, die den Handel mit 
Kanada begünftigen, und einen Marimaltarif für jene, deren Tarifgejeß- 
gebung geeignet jei, den Handel mit Kanada auszujchließen. 


21. Juli. Durch eine Erplofion auf einem Kriegafchiff in 
San Diego (Kalifornien) fommen gegen 50 Menſchen um. 

Yuli. Über die Einwanderung in die Vereinigten Staaten 
vom 1. Juli 1903 bis 30. Juni 1904 wird mitgeteilt: 


Die Gejomteinwanderung betrug 1026499 Köpfe, gegen 812870 
im Vorjahre. Davon lieferte Oeſterreich im legten Jahre 111990, Ungarn 
163703, das Deutjche Reich 40574, Stalien 221479, Rußland und Finn- 
land 184897, England 64709, Srland 52945 und Schottland 16977. 
Am Vergleich zum Sorjahre hat die Einwanderung aus dem Deutjchen Reid) 
um 5806 Berjonen abgenommen, hingegen die Einwanderung aus Defter- 
reich-Ungarn um 98537 Berfonen zugenommen. Die Einwanderung aus 
Italien weit im legten Fisfaljahre eine Zunahme von 28183 Perſonen 
auf. Die Einwanderung aus Rußland hat um 39756 zugenommen, die 
von England um 26083 und die von Irland um 16803 Berjonen. Die 
nächſtgrößte Zunahme weilt Schottland mit 5888 Perſonen auf. 


August. September. (Port3mouth.) Verhandlungen und 
Friedensſchluß zwijchen Rußland und Japan. 


Am 5. Auguft beginnen die Bevollmädtigten — für Rußland Witte 
und Rojen, für Japan Komura und Tafahira — die Verhandlungen, am 
29. einigen fie fi über die Bedingungen, am 5. September unterzeichnen 
fie den Friedensvertrag. 

Urt. 1 ftellt die Wiederherjtellung des Friedens und der Freund— 
ichaft zwifchen den Herrfchern, Staaten, Untertanen und Ländern der bis- 
herigen Kriegführenden feit. 

Urt. 2. Rußland anerkennt, daß von politifchem, militäriichem und 
verwaltungsrechtlicdem Standpunkt aus die Antereffen Japans in Korea 
vorherrichend find und wird fich nicht den Maßnahmen der Leitung des 
Schußes und der Aufficht mwiderfegen, die Japan in Korea in Ueberein- 
ftimmung mit der foreanijchen Regierung anzuordnen für nötig erachtet. 
Die ruffiihen Unternehmungen in Korea genießen die gleichen Rechte wie 
die Unternehmungen der Staatdangehörigen anderer Länder. „ES wird 
vereinbart, daß, um allen Anlaß zu Misverftändniffen zu vermeiden, Die 
beiden vertragsjchliegenden Barteien an der ruſſiſch-koreaniſchen Grenze, fich 
jeder militäriihen Maßnahme enthalten werden, die die Sicherheit des 
ruſſiſchen oder koreanischen Territoriums bedrohen könnten.“ 

Urt. 3. „Japan und Rußland verpflichten fich gegenfeitig 1. die 
Mandichurei gleichzeitig zu räumen, ausgenommen das Bachtgebiet auf der 
Liautung-Halbinjel, gemäß den Beitimmungen des erſten Zujaartifel3 des 
Friedendvertrages; 2. vollftändig wieder an China zur ausfchließlichen 
Berwaltung alle Teile der Mandjchurei zurüczugeben, die jet bejegt oder 
im Machtbereich der japanischen oder ruſſiſchen Truppen find, mit Aus» 
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nahme de3 oben erwähnten Gebietes. Die kaiſerlich ruiniche Regierung 
erflärt, da fie in der Wandichurei feine territorialen Borteile, Borzugs- 
fommiifionen oder ausſchließliche Konzeifionen befigt, die die chineſiſche 
Souveränität beeinträchtigen oder unvereinbar mit dem Grundiag der 
Gleihberehtigung find.“ 

Art. 4. Rußland und Japan verpflichten ſich gegenieitig, den alle 
Nationen im gleihben Maße berührenden Maßnahmen, die China zur 
—— des Handels und der Induſtrie in der Mandſchurei treffen könnte, 
einerlei Hindernifie in den eg zu legen. 

Art. 5. Die ruffiihen Pachtgebiete von Port Arthur und die an 
Dalny angrenzenden Gebiete und Gewäfler gehen gänzlich auf Japan über; 
aber alle von privaten Berjonen oder Geiellihaften erworbenen Rechte 
jollen unberührt bleiben. 

Art. 6 trifft Beitimmungen über die Teilung der mandſchuriſchen 
Eifenbahn und jest feit, da Japan für feine Teilftrede Gruben erwirbt 
und verwaltet, ferner daß beiden Parteien gänzlidhe Handelsfreiheit auf 
dem erpropriiertem Gebiet eingeräumt wird. Es fehlt der im früheren 
Auszug erwähnte Bafjus, in dem es hieß, daß die Rechte von privaten 
Parteien oder Privatunternehfmungen durch die Abmachungen nicht berührt 
würden; es wird aber beftimmt, daß die Bejigrechte rufiticher Untertanen 
unberührt bleiben. Wiederholt wird Ruflands und Japans Berpflihtung 
anerfannt, Chinas Zuftimmung zu den Abmachungen zu erlangen. Die 
in früheren Berfionen des Artıfel 6 aufgeführte Beitimmung, da beide 
Parteien die Freiheit haben jollen, in dem erpropriierten Eijenbahngebiet 
alle ihnen wünjchenswert ericheinenden Maßnahmen zu treffen, fehlt in dem 
offiziellen Text des Artifels. 

Art. 7. „Japan und Rufland verpflichten ich, ihre Eijenbahnen 
in der Mandichurei ausjchließlih zu fommerziellen und induftriellen, alſo 
in feiner Weije zu ftrategiihen Zweden zu benugen. Dieje Einjchränfung 
betrifft aber nicht die Eifenbahn im Pachtgebiete auf der Liautung- 
Halbinſel.“ 

Urt. 8. Die japaniſche und ruſſiſche Regierung werden, um den 
Verkehr zu fördern und zu erleichtern, jobald al3 möglich ein Separat- 
Ablommen treffen über die Regulierung des Verkehrs auf den Berbindungs- 
ftreden ihrer Eifenbahnen in der Mandichurei. 

Urt. 9 behandelt die Abtretung des füdlichen Teiles von Sadalin 
an Japan. In dem legten Abſatz diejes Artifel3 wird gejagt: „Japan 
und Rußland fommen überein, in ihren Gebieten auf Sadhalin oder den 
angrenzenden Inſeln feine Befeftigung oder andere militärische Werfe an— 
zulegen. Sie verpflihten ſich auch gegenfeitig, feine militärischen Maß- 
nahmen zu treffen, die die Freiheit der Schiffahrt in der La Perouje- 
Straße und der Tartaren-Straße beeinträchtigen können.“ 

Urt. 10 präzifiert das Verhältnis der ruffischen Untertanen im ſüd— 
lihen Zeil von Sadalin, ferner behandelt er die Gerechtſame in den 
ruffischen Zerritorial-Gemwäfjern und im Japaniſchen und Ochogkifchen 
Meere, ſowie in der Behring-See. E3 wird ftipuliert, daß diefe Abmad)- 
ungen die Gerechtjame nicht berühren follen, die rujfifchen oder anderen 
Staatdangehörigen in diefem Gebiete bereitö gehören. 

Urt. 12. „Da der Handeld- und Schifahrtövertrag zwiſchen Japan 
und Rußland durch den Krieg annulliert worden ift, verpflichtet fich die 
faiferlich ruffiiche und die Faiferlich japanische Regierung als Grundlage 
ihrer — — bis zum Abſchluſſe eines neuen Handels- und 
Schiffahrtövertrages, der auf der Bafis des bis zum Kriege in Kraft ge- 
wejenen erfolgen joll, die gegenjeitige Meiftbegünftigung anzunehmen, in 
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welche eingejchlofjen werden die Einfuhr- und Ausfuhrzölle, die Tranfit- 
Formalitäten, die Tonnengelder, jowie die Zulaffung und Behandlung von 
Beamten und Gtaatdangehörigen, jowie die Schiffe des einen Landes in 
dem Gebiet des anderen.“ 

Art. 13 behandelt die gegenjeitige NRüdgabe der Kriegsgefangenen 
und die Bezahlung der durd deren Unterhalt entftandenen Koften. 
Rußland verpflichtet ji, an Japan jo bald al3 möglich die Differenz 
zwiichen den von Japan und den von Rußland dafür ausgegebenen fal- 
tiihen Betrag zurüdzuerftatten. 

Art. 14 trifft Beftimmungen über die Natifizierung des Friedens— 
vertrages. 

Art. 15 fieht vor, daß, da der Vertrag in franzöfiicher und englifcher 
Sprache abgefaßt ıft, in denjenigen Fällen, in denen bezüglich der Aus- 
legung des Vertragstertes Zweifel entjtehen möchten, der franzöjiiche Wort- 
laut al3 maßgebend gelten foll. 

E3 folgen zwei Zuſatzartikel. 

Der erite jeßt feft, daß die Heere der beiden Länder im Berlauf 
von achtzehn Monaten nad) dem Inkrafttreten des Vertrages aus der 
Mandſchurei zurücdgezogen werden jollen, natürlich abgejehen vom Pacht— 
gebiet auf der Liautung-Halbinjel. Die Zahl der Soldaten, die zur Be- 
wadhung der Eijenbahn pro Kilometer für beide Parteien zugelafien werden, 
ift noch nicht feitgefeßt. Die Kommandeure der beiden Heere haben dieſe 
Bahl jo niedrig zu normieren, wie es unter Wahrung der Sicherheit der 
betreffenden Streden irgend erforderlich if. Die Zahl 15 wird Tediglid) 
al Marimalzahl angegeben. Der zweite Zufagartifel, der Sadalin be- 
trifft, jieht vor, daß die Abgrenzungsfommillion, ſoweit die hen 
Berhältnifje es geftatten, den Hin zigften Breitegrad als Grenze feitfegen 
fol und daß, falld Abweichungen von diejer Linie für notwendig befunden 
werden, gemeinjam ein in allen Punkten der Abmachung entjprechender 
Ausgleich vorzunehmen ift. Die Arbeit der Abgrenzungskommiſſion joll 
der Zuftändigfeit der vertragjchließenden Parteien unterliegen. 


September. Die New-Yorker Handeläfammer fordert die 
Handeldfammern und ähnliche Körperjchaften in allen größeren 
Städten auf, einmütig auf den Abſchluß von Gegenfeitigfeitöver- 
trägen mit Deutjchland, Franfreih und Rußland hinzuwirken. 

14. Oktober. (Waſhington.) ZTelegramme aus Petersburg 
und Tokio melden, daß die Kaiſer von Rußland und Japan den 
Friedensvertrag unterzeichnet haben. Der Krieg ift damit offiziell 
beendet. 

Dktober. Zwiſchen den Vereinigten Staaten und der Regie— 
rung don Neufundland brechen Differenzen aus, weil Neufundland 
die Filcherei der Amerikaner in der Bay of Islands nicht ge- 
jtatten will. 

18. Oktober. (Atlanta.) Präfident Rooſevelt erklärt in 
einer Rede, die Vereinigten Staaten müßten die Ordnung im 
Karaibiichen Meer aufrecht erhalten, aber fie würden ſich nur in 
Angelegenheiten eines Nachbarn einmijchen, wenn fie ihm damit 
einen Dienjt erwiejen. 
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9./20. November. (New-York.) Bejuch eines britiichen Ge— 
ſchwaders unter dem Prinzen von Battenberg. Ein Zeil der Preſſe 
und des Publikums zeigt Abneigung gegen den Beſuch. 

29. November. Der deutjche Botjchafter fündigt das deutfch- 
amerifanifche Handel3abfommen vom 10. Juli 1900 zum 1. März 
1906. 

4. Dezember. Wafhington.) Der Kongreß wird eröffnet. 
Botjchaft des Präfidenten Roojevelt über die Wirtjchaftspolitik, 
Truſts, Verficherungswejen, Yinanzen, Monroedoftrin. 

Die wirtſchaftliche Lage jei jehr günftig. Hinſichtlich der wirtichaft- 
fihen Korporationen müſſe durchaus anerfannt werden, daß fie in einem 
Lande wie Amerifa ungeheuer viel Gutes geleiftet. Jede jollte deshalb 
begünftigt werden, jolange jie Gutes wirft, aber jcharf angefaßt werden, 
ſobald jie gegen Gejeg und Gerechtigkeit handelt. Die die Korporationen 
betreffende Gejeggebung dürfe nicht von den einzelnen Staaten, jondern 
müfle von der nationalen Regierung ausgehen. Er — der Präfident — 
glaube, daß eine Regelung ihrer Berhältnijje und die Aufjicht über diejelben 
durch einen Geſetzgebungsakt des Kongreſſes erreicht werden fünne. Wenn 
das jich aber als unmöglich erweijen jollte, jo würde e3 nötig jein, daß der 
nationalen Regierung weiteftgehende Vollmacht durch eine entjprechende 
Uenderung der Verfafjung erteilt werde. Bon den Mißbräuchen, die bei 
den Korporationen vorfämen, jei vielleicht der Hauptjädhlichite, wenn auch 
ficherlich nicht der einzige, die Weberfapitalifierung, die gewöhnlich da3 
Nefultat unredlihen Vorgehens if. Das erjte, was gejchehen müfje, jei, 
wie jchon in der Botſchaft vom legten 6. Dezember ausgeführt, eine gejeb- 
fihe Regelung einer wirkſamen Aufſicht der Zentralregierung über die 
Transportgejellichaften, welche ihren Betrieb über mehrere Einzelitaaten 
erjtreden. Am beten würde der Kongreß dieje Auflicht einer adminiftrativen 
Behörde übertragen, welche über die Höhe der Raten zu entjcheiden und 
einen Minimal- und einen Marimaltarif fejtzujegen hätte. Schwere Strafen 
müßten auf die Umgehung diejer VBorjchriften gejeßt werden. Ferner jei 
eine Beauflihtigung der Rechnungsführung der Eijenbahnen ins Leben zu 
rufen, ähnlich der beftehenden Aufficht über die Nationalbanften. Nach 
einigen Andeutungen über wünjchenswerte joziale Maßregeln zum Schuße 
von Arbeitern jomwie Frauen und Kindern in der Induſtrie geht die Bot- 
ichaft auf das Verficherungsmwejen über. Hier hätten die neueften Ereignifje 

ezeigt, daß unter manchen führenden Perſonen jehr fragliche Ehrbegriffe 
hi und daß gegen deren Gebaren das Publikum durch eine ange- 
mefjene Auflicht jeitens der Nationalregierung in Schuß zu nehmen jei; 
denn der Einzeljtaat jei unfähig, diefe Aufficht über eine Gejellichaft zu 
führen, die nad) den Gejegen eines anderen Staates gegründet ſei und den 
größeren Teil ihrer Gejchäfte in anderen Staaten betreibe. Webergehend 
auf die Finanzlage des Landes jagt der Präfident: Wenn unjere Ausgaben 
nicht innerhalb der Grenzen unjerer Einnahmen gehalten werden fünnen, 
müſſen die Gejege, welche die Einnahmen feftjegen, geändert werden. Doc) 
ift Diefe Angelegenheit noch nicht jpruchreif. Es jollte in Erwägung gezogen 
werden, ob es nicht wünſchenswert wäre, daß die Zollgejeßgebung die An— 
wendung von Marimal- und Minimaltarifen gegen oder zugunften von 
anderen Nationen gejtattet, um eine gewiſſe Gegenjeitigfeit der Behandlung 
zwiſchen anderen Nationen und ung zu ermöglichen. In Hinſicht auf weitere 
als rein wirtichaftliche Nüdjichten würde es mwünjchenswert fein, engere 
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Handelöbeziehungen mit den anderen Völkern dieſes Kontinentes herbeizu- 
führen. Eine Bolitit der Sparjamfeit ſei ernjtlich zu empfehlen, doc nicht 
am faljchen Plage. Un der Marine Abſtriche zu machen, wäre ein Ver— 
brechen gegen die Nation, oder nicht alle Arbeiten am PBanamafanal zu 
fördern, eine große Torheit. In betreff der Monroedoltrin erklärt die 
Botjchaft, die Vereinigten Staaten hätten Feine Annerionsgelüfte gegenüber 
den jüdlichen Republifen, jondern hätten nur die Wohlfahrt aller im Auge. 
Wenn eine füdliche Nepublif z.B. einen Bürger einer fremden Nation 
verlegt Hätte, nötige die Doktrin die Vereinigten Staaten nicht zum Ein- 
jchreiten, um fie vor Beitrafung zu jhügen. Im Falle, daß ed nur um 
Schuldverhältnifje ſich handle, jei die Sache jchwieriger. Der befte Ausweg 
jei dann, daß die Vereinigten Staaten durch Vermittelung ein Einjchreiten 
fremder Mächte zu verhüten juchten. Beſonders geht fie auf den Fall von 
San Domingo ein. Hier habe die Regierung, um ein gewaltſames Vor- 
gehen europäischer Negierungen zu vermeiden, ein Ablommen in die Wege 
geleitet, da8 San Domingo inftand jegen ſolle, den gerechten Forderungen 
der Schuldner zu genügen. Diejes Abkommen liege dem Senate vor. Die 
Armee, fo Hein fie jei, und die Marine jeien bei höchiter Leiftungsfähigfeit 
zu erhalten. In der Einwandererfrage — die Zahl der Einwanderer hatte 
vom 30. Juni 1904 bi3 30. Juni 1905 die enorme Höhe von 1028000 
Perjonen — wünſcht die Botſchaft verjchärfte Gejege und regt eine inter- 
nationale Konferenz zur Regelung diejer Frage von mehr als nationaler 
Bedeutung an. Weiter wird der befriediegende Zuftand der Philippinen 
hervorgehoben und die Befeftigung von Hawaii energiſch befürmortet. 
Schließlich empfiehlt der Präſident dem Kongreß aufs entjchiedenfte, ohne 
Verzug eine genügende Summe zu bewilligen, um die laufenden Ausgaben 
für den Panamafanal zu deden. 


XXI. 
Mittel: nnd Süd-Amerika. 


Anfang Januar. Chile dementiert das Gerücht, dak es mit 
Rußland über den Verkauf von Kriegsſchiffen unterhandle. 


22. Januar. Bertrag zwijchen Santo Domingo und den 
Vereinigten Staaten. 


Die Regierung und der Gefandte der Vereinigten Staaten unter- 
zeichnen ein PBrotofoll, worin die Vereinigten Staaten die Unverjehrtheit 
des Gebiete® von San Domingo garantieren und morin fie die Verant- 
wortung übernehmen, die innere und die äußere Schuld der Republik zu 
ordnen. Sie werden die Bedingungen der Bezahlung feftiegen, unrecht- 
mäßige Anjprüche zurüdweifen, über Die Rechtögültigkeit und den Betrag 
der jchwebenden Forderungen entjcheiden und die Zollverwaltung übernehmen. 
Die Beamten derjelben ſind aber den Gefegen von San Domingo unter- 
worfen. Die Vereinigten Staaten werden ferner für notwendige Ausgaben 
45 Proz. der Zolleinnahmen der Regierung von San Domingo zujtellen 
und die Beamten der Zoll-e und Steuerverwaltung und die Zinjen der 


302 Mittel: und Süd-Amerike. (Februar Anf.— Dezember Ende.) 


äußeren und inneren Schuld bezahlen. Der ganze Ueberſchuß verbleibt 
bi8 zum Sahresende in der Staatsfaffe und wird von der Negierung von 
San Domingo zur Bezahlung der Schulden verwandt werben. 

Anfang Februar. (Argentinien) Der Minijterrat ver- 
hängt wegen Unruhen den Belagerungszuftand über das ganze Land 
für einen Monat. 

März. (Benezuela.) Frankreich droht mit Gewaltmaßregeln, 
fall3 die Forderungen der franzöfifchen Kabelgefellichaft, deren Kon— 
zeſſion Präfident Eaftro Faffieren will, nicht erfüllt werden. 

6. Mai Kuba fchliekt mit England einen Freundichafts- 
und Handelövertrag. — England erhält die Meiftbegünftigung nicht, 
da dieje allein die Vereinigten Staaten genießen jollen. 

1. Auguft. (Ehile.) Bildung eines Miniſteriums DOrrega. 

Anfang September. Revolution in Kolumbien. 

Mitte September. Panama und Eofta Rica verhandeln 
nah Meldungen New-Yorker Blätter über eine Bereinigung beider 
Staaten. 

8. Oktober. (Argentinien.) Wegen Unruhen während eines 
Streif3 wird der Belagerungszuftand auf drei Monate verhängt. 

22. Dftober. (Chile) Es wird ein Minifterium Cruchaga 
gebildet. — Am 24. bricht in Santiago ein großer Tumult aus, 
weil die Regierung den Zoll auf argentinijches Vieh nicht befeitigen 
will. Polizei und Militär müſſen einfchreiten; gegen 60 Perjonen 
werden getötet. 

Mitte Dezember. (Benezuela.) In den Berhandlungen 
mit Frankreich läßt fich Präfident Gajtro eine Beleidigung Frank— 
reich® zu jchulden fommen. Er zieht auf Vorftellung der Ver— 
einigten Staaten die Note zurüd, da Frankreich mit Abjendung 
eines Gejchwaders droht. 

Ende Dezember. (Britiſch-Guyana.) Ausftändige Dod- 
arbeiter in Georgetown plündern Läden und bedrohen die Regie— 
rungsgebäude. Marinemannjchaften ftellen die Ordnung ber. 


Dezember. Aufftand und Bürgerkrieg in Santo Domingo. 
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XXIII. 
Auftralien und Südſee. 


Anfang Februar. (Auſtralien.) Da die auſtraliſche Re— 
gierung verlangt, daß auf den Poſtdampfern lediglich weiße Arbeits— 
fräfte angejtellt werden jollen und feine Schiffägejellichaft fich hier— 
auf einläßt, jo wird der regelmäßige Poſtverkehr zwijchen Auftralien 
und Europa unterbrochen. 

30. Juni. (Auftralien.) Das Bundesparlament fpricht der 
Regierung jein Mißtrauen aus. — Am 6. Juli tritt das Mini- 
jterium Neid zurüd und es wird ein Kabinett Deakin gebildet. 





XXIV. 
Afrika. 


Ende Dezember 1904. Anfang Januar. (Marokko.) Die 
Truppen ded Sultans werden vom Prätendenten Bu Hamara bei 
Udjida an der algerifchen Grenze gejchlagen. — Der Sultan zieht 
die gegen die fremden Beamten angekündigten Maßregeln zurüd. 
(Bgl. 1904.) 

I. Januar. (Deutſch-Togo.) Eine Verordnung beftimmt, 
daß in allen Schulen des Schußgebiete® als Unterrichtäiprache 
außer der Landesſprache vom 1. Januar 1906 ab nur die deutjche 
Sprache zugelaſſen tft. 

Ende Januar. (Deutih-Südmwejtafrifa.) Nach Mittei- 
lungen der englijchen Regierung haben fi) bis Ende November 
mehrere Häuptlinge und 1800 Hereros auf englifches Gebiet ge= 
flüchtet. 

12. Februar. (Abejfinien.) Die deutjche Gejandtichaft langt 
in Adi3 Abeba an und wird am 19. vom Negus empfangen. 

7. März. (Abeffinien.) Ein Handelövertrag mit Deutjch- 
land wird in Adis Abeba unterzeichnet. Die deutjche Miſſion 
fehrt Hierauf zurüd. 

19. März. (Marokko) Der Rebell Raifuli wird zum 
Gouverneur einiger Stämme ernannt. 
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31. März. (Marokko.) Bejuch des Deutjchen Kaiſers in Tanger. 


Der Kaijer wird begrüßt von dem Oheim und Vertreter des Sultans, 
Abdel-Malet; auf der deutihen Gejandtichaft empfängt der Kaiſer die 
fremden Diplomaten und die Bertreter der deutjchen Kolonie. — Auf die 
Begrüßungsaniprache de3 marroffan. Vertreterd im Hafen erwidert der 
Kaiſer, er erjuche, dem Sultan für die Entjendung der außerordentlichen 
Sejandtichaft, ſowie für die großartigen Vorbereitungen, die für den Em- 
pfang getroffen wurden, den Dank auszuſprechen. Er habe großes Intereſſe 
an dem Wohlergehen und Gedeihen des marokkaniſchen Reiches, bejuche den 
Sultan al3 unabhängigen Herricher und Hoffe, daß unter der Herrichaft 
des Sultans ein freies Maroffo der friedlichen Konkurrenz aller Nationen 
ohne Monopole und ohne Ausichliegung eröffnet werden würde. 

Auf der deutjchen Gejandtichaft verlieft Abd-el-Malek ein Schreiben 
des Sultans, in welchem gejagt wird: Der Sultan bleibe eingedenf der 
Freundjchaft, die immer zwijchen feinen Vorfahren und Deutjchland be- 
jtanden Habe; er fei von dem Wunjche bejeelt, dieje freundjchaftlichen Be- 
ziehungen in jeder Weije zu erweitern und zu befräftigen. Kaiſer Wil- 
heim danft in der Ermwiderung für die Ausdrüde der aufrichtigen Freund- 
ihaft, die die Botjchaft enthalte: Er teile die Gefühle des Sultans und 
ftimme den Worten Abd-el-Malef3 über die göttlihe Allmacht und Weis- 
heit, die das Scidjal der Völker lenke, zu und hege aufrichtige Wünſche 
für die Entwidelung und die Wohlfahrt des maroffanischen Reiches ebenſo 
jehr zum Beſten jeiner Untertanen wie dem der anderen europäijchen 
Nationen, die dort Handel treiben, und zwar, wie er hoffe, auf dem Boden 
völliger Gleichberechtigung. 

Nach drei Stunden Aufenthalt geht der Kaiſer nach Gibraltar in See. 


März. April. (Deutſch-Südweſtafrika.) In PBatrouillen- 
gefechten unweit Bethanien und Padriem fallen 1 Offizier und 
9 Unteroffiziere und Reiter (Ende März). — Am 7. April jtürmt 
eine Kompanie ſüdlich von Nurudas nach fiebenftündigem Kampfe 
eine von 200 Dann gehaltene Stellung. — Am 27. April fallen 
in einem fiegreichen Gefecht mit Morenga 6 Deutjche. 

25. April. (Britiih- Südafrika.) Für Trandvaal wird 
eine neue Verfaſſung erlafjen. 


Die neue Berfaffung fieht eine gefeßgebende Verfammlung vor, welche 
aus dem Gouverneur-Stellvertreter, 6 bi 9 von der Regierung ernannten 
und 30 bis 35 gewählten Mitgliedern beftehen joll. Jedermann, der Burgher 
der früheren Republif und für den erſten Volksrat mwahlberechtigt war, 
ebenjo die weißen englischen Untertanen, weldhe Grundjtüde im Werte von 
10 Pfund Sterling jährlicher Rente oder ein Kapital im Werte von 
100 Pfd. St. bejigen, find zur Stimmabgabe berechtigt. Das Wahlrecht 
ift alfo nur den Weißen gejichert, doch muß der Gouverneur für jeden 
Gejegentwurf, welcher die politiichen Rechte der Schwarzen einjchränft, die 
Genehmigung der Neichöregierung einholen. Die Berhandlungen jollen 
engliich geführt werden. Der Präfident joll jedoch berechtigt fein, den 
einzelnen Mitgliedern den Gebrauch der holländijchen Sprache zu geftatten. 


11. Mai. (Marokko) Der deutjche Gejandte Graf Tatten- 
bach langt in Tanger an und wird feierlich empfangen. Am 16. 
empfängt ihn der Sultan. 
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19. Mai. (Deutjch- Südwejtafrifa.) Der Hottentotten= 
häuptling Morenga wird über die englifche Grenze gejagt. 

Mai. (Deutſch-Kamerun.) Zwiſchen den Flüffen Njong 
und Djah brechen Unruhen aus. 

3. Juni. (Marokko) Die Gejandten erhalten folgende Ein- 
ladung der Mächte zu einer Konferenz: 

Seine ſcherifiſche Majeftät befiehlt mir, alle Mächte einzuladen, in 
Zanger eine Konferenz abzuhalten, an der die geehrten Vertreter diejer 
Mächte und die Vertreter des Maghzen teilnehmen jollen, um über die 
Art und Weije zu verhandeln, in der Reformen zur Durchführung gelangen 
jolfen, die Seine jcherifiiche Majeftät in feinem Reiche einzuführen beſchloſſen 
hat. Dieje Konferenz joll wichtige Tagesfragen erwägen und auch Die 
Trage der Koften, welche die Einführung der Reformen notwendigerweije 
herbeiführen wird, in Betracht ziehen. Wir laden Sie demgemäß hierdurch 
ein, Ihrer Regierung von dem Inhalte diejer Worte Kenntnis zu geben 
und um Autorijierung zu bitten, an gejagter Konferenz teilzunehmen. Wir 
bitten Sie und nad) Empfang des Beſcheides Antwort zu geben. 

Gegeben am Hofe von Fez, den 25. Ribia Cloul 1325 (30. Mai 1905). 

Mahomed Belel Arbi Torres. 

Im Laufe des Juni und Juli nehmen die Mächte die Einladung an. 


4. Juli. (Britifh- Südafrika.) In Pretoria proteftiert 
eine Deputation don Buren gegen die neue Verfafjung, weil fie 
den englifchen Soldaten Wahlrecht verleihe, die holländiſche Sprache 
benachteilige und weil die Wählerliften parteiifch aufgeftellt feien. 

14.117. Juli. (Deutſch-Südweſtafrika.) Die Hottentotten 
werden in zwei Gefechten gejchlagen. Dabei fallen 15 Deutiche. 

18. Juli. (Togo.) Die Küftenbahn Lome-Anecho wird dem 
Derfehr übergeben. 

Anfang Auguft. (Südafrika) Nach englifchen Berichten 
befindet jich der Hererooberhäuptling Samuel Maharero mit 
730 Flüchtlingen im englifchen Polizeigewahrjam. 

Auguft. (Deutſch-Oſtafrika.) In den Matumbibergen 
und in den Bezirken Donda und Liwale brechen Unruhen aus. 
Mehrere Händler und Anfiedler und fünf katholiſche Miffionare, 
darunter der Bifchof Spies, werden ermordet. — Ein Kreuzer landet 
Mannjchaften und aus Deutjchland wird ein Detachement See— 
joldaten zu Hilfe gejchidt. 

21. Auguft. (Deutih-Südweftafrifa.) Der Kaifer ge— 
währt dem Gouverneur Oberjt Leutwein den Abjchied und ernennt 
den Generalfonful v. Lindequift zum Gouverneur. 

24. Auguft. (Maroffo.) Da die maroffanijche Regierung 
algerijche Untertanen feitgenommen hat, fordert Frankreich unter 
Androhung militärifcher Demonftrationen ihre Freilafjung. — Am 
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mern, Zie maroflanııde Hegierung erkauft die Freilaffung durdh 
bie Mäuber mit ber Freigebung mehrerer verhafteter Infurgenten. 

24. Oltober, (fortugieiiih-Weftafrifa., Einige Truppen» 
abteilungen Ichlagen aufftändiiche Eingeborene bei Quiſſange. 

3, November. (Zeutih-Sübmweftafrifa.) Hendrik Wıtboi 
ftirbt an einer unbe. 

19, November, (Deutih-Südweitafrifa.) Generalleutnant 
v, Zrotha verläßt bas Schubgebiet. 

24, November, (Algier) In Bijerta fommt e3 zu einer 
groben Schlägerei zwilchen zwei Negimentern; es gibt mehrere Tote 
unb vlele Werwunbete, 

&nbe November. (Deutfh-Südweftafrifa.) Der Hotten= 
tottenfapitän Iſaal Witboi und der Kapitän der Veldſchoendragers 
unterwerfen ſich. Auch der Wiberftand der Hereros gilt ala gebrochen. 
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8. Dezember. (Deutich- Südweftafrifa.) In Gefechten 
mit Hottentotten fallen 5 Deutjche. 

Mitte Dezember. Grenzjperre zwifchen dem englijchen Sudan 
und Kongojtaat. 


Die Regierung de3 Sudan erließ eine Bekanntmachung, wonach fein 
Fahrzeug die Barre auf dem Weißen Niel ohne bejondere Erlaubnis pajjieren 
darf mit dem ausgejprocdhen Zwede, dad vom Kongofreiſtaate gepachtete 
Gebiet von jedem Verkehr mit dem Norden abzuſchneiden. Beranlaft ift 
diefe Maßnahme durch die durch Truppen de3 SKongofreiftaates erfolgte 
Bejegung eines Teiles de3 Gebietes zwiichen der Kongo-Nil-Wafjerjcheide 
und dem fünften Grad nördlicher Breite, über deſſen Zugehörigkeit zwiſchen 
den beiden Regierungen Meinungsverfchiedenheiten beſtehen. Da e3 nicht 
gelungen ift, auf diplomatiichem Wege die Zurüdziehung der kongoleſiſchen 
Belegung zu erreichen, bejchloß die judanefiiche Regierung, den Nil für 
den Berfehr mit dem Kongoftaat gänzlich zu jperren. 


Dezember. (Deutſch-Südweſtafrika.) Opfer des Krieges. 


Das „Militär-Wochenblatt“ bringt folgende Zufammenftellung: 
Offiziere Unteroffiziere Gemeine Summe 


MBEIRHEN: ©. 5.5. 2 100.438 54 86 380 520 
Den Wunden erlegen . . 5 2 21 28 
Bermißt -. -. 2 20. 1 9 57 67 
Lebend verwundet. . . . 68 132 461 661 
Summe 128 229 919 1276 
An Krankheit geftorben . . 20 71 436 627 
Verunglüdt tt . . . . 3 7 39 49 
Summe 23 78 475 576 
Summe der Toten . . . 83 175 933 1191 
Gefamtverluft . . . . . 181 307 1394 1852 
26. Dezember. (Deutſch-Südweſtafrika.) Einziehung von 
Vermögen. 


Eine faiferlihe Verordnung beftimmt, daß das Stammesvermögen 
jolher Eingeborenen, welche gegen die Regierung, gegen Nichteingeborene 
oder gegen andere Eingeborene friegerijch-feindjelige Handlungen begangen 
oder bei diejen Handlungen mittelbaren oder unmittelbaren Beiftand ge- 
leiftet haben, einjchließlich der nad) Verordnung, betreffend die Schaffung 
von Eingeborenen-Rejervaten vom 10. April 1898 gebildeten Wejervate, 
ganz oder teilweije eingezogen werden fann. Die Einziehung wird durd) 
den Gouverneur verfügt. 


Aſien. 


2. Januar. Port Arthur kapituliert. 


Um 4. Januar ift die Uebergabe beendet. Nach japanijchen An— 
gaben werden gefangen: 8 Generale, 4 Admirale, 57 Oberften, Oberjt- 
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Antızg Yanscr. (Arcelien: Ber Exiııı Wh 1:06 
Mann sur Belimzfung bes Ariendes iu Yemen. 

Antıng Izauat. (Krieg, MRegeere miride Iretslone 
entlommuen aus Port Artur uch Tızztcu und Tichia web wer- 
ben besarmient. 

11.13. Januar, (Krieg, Generel Miikrichenfs unternimmt 
mit einer ftarlen Kavalleriecbteilung einen Vorſtoß längs des 
Hunho und Zaitizehe. 

25. Januar bis 2, Februar. (Krieg, Eriolgloier Angriff 
Auropatlins, 

Ende Januar, Rußland und Japan über die Berlegung der 
chineſiſchen Reutralität. 

Mublanb richtet eine Kote an bie Mächte, worin es China einer 
Verlegung ber Neuttaliät in 7 Punkten beihuldigt: 1. die Geftattung des 
Gehrauches ber Miaotaoinfeln als japaniihe lottenbafis; 2. der Trans- 

ort japaniihen Militärmaterial auf ber Eiſenbahn Schanhaitwan-Riut- 
hmang; 3. Zie Lieferung von Sriegämaterial an die Japaner aus den 
Eiſenwerlen von Honglow; 4. bie Einſtellung chineſiſcher Soldaten in die 
japanifche Armee; 5. bie Anftellung — Offiziere zum Einexerzieren 
hineliicher Truppen an ber Grenze; 6. bie Organifierung von Tſchuntſchuſen 
zum Stampfe gegen bie Hufien und 7. bie attung der Wegnahme des 
——— —* itelni in Tſchifu— 

Die japaniſche Regierung erwidert mit einer Erklärung, worin es 
Dein: I, Die Wegnahme bes ruffiihen Zorpebobootäzerftörerd Rejchitelmi 
m Hafen von Zichifu war eine natürliche und unvermeidliche Verteidigungs- 
mahnahme, bie durch frühere Mißachtung ber chineſiſchen Neutralität von 
feiten uflanbe ——— wurde. 2. Die Behauptungen, daß a) Tihun- 
Hanfen-Wanben in neutralem Gebiet unter japanischen Offizieren tätig jeien, 
bay b) berartige Detadhements im bie japanijche Armee eingejtellt jeien 
und von ber japanlihen Regierung bezahlt würden, und daß c) japanijche 
Militärinftruftoren permamenten * zum chineſiſchen Militär an der 
Nordgrenze von Ban hätten, find fämtlich ohne jede Begründung. 3. Die 
Werfiherung, dah Japan die Miaotao-Anfeln als Flottenbafis bei feinen 
Kperationen benupt habe, widerfpricht der Wahrheit. In Wirklichkeit wurden 
biefe Inſeln bis zur Erflärung ber Blodade für die Halbinjeln Liaotung 
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von den Aufjen ala Flottenbafis benußt und nach diefer Zeit bis zum Falle 
von Port Arthur als ein Pla gebraucht, an dem die Dichunfen, die von 
den Rufen zum Schmuggel militärijcher Vorräte benugt wurden, anzulaufen 
pflegen. 4. Die japanijche Regierung leugnet nicht, daß die Japaner aus 
Tichifu und anderen chineſiſchen Häfen ohne Schwierigkeit eine große Duanti- 
tät von Kriegsfonterbande nad) Dalny beförderten. Die Regierung meift 
aber darauf hin, daß der Handel in Kriegsfonterbanden durch das inter- 
nationale Gejeß nicht unterjagt ift. Sie macht ferner darauf aufmerkjam, 
daß die Ruſſen, jolange fie Port Arthur bejaßen, einen großen Teil ihrer 
militärischen Vorräte von China bezogen. 5. Die Behauptung, daß die 
Negierungsmwerkftätten von Hanjang Gußeifen an die japanijche Armee 
lieferten, läßt fih in gleicher Weile beantworten. 6. Es wird behauptet, 
daß die Chinefen ernite Vorbereitungen treffen mit der augenjcheinlichen 
Abſicht, an den militärischen Operationen tätigen Anteil zu nehmen, und 
daß unter der chinefischen Bevölkerung eine ftet3 gejchürte, fieberhafte Er- 
regung herrjche, die für alle Europäer gefährlich jei. E3 wird ferner ver- 
fihert, daß dieſer Zuftand dem Verhalten der Japaner und deren ein— 
Ichüchternden Einfluß auf die Regierung in Peking zuzufchreiben jei. Man 
fann ſich faum eine bösartigere Anfjchuldigung, die weniger den Tatjachen 
entipricht wie die obige, vorſtellen. Es iſt nicht wahr, daß die Chinefen 
Borbereitungen treffen, mit den Japanern an den Yeindjeligfeiten teil- 
zunehmen. Es ift ebenſo unbegründet, daß augenblidiih in China eine 
gegen die Fremden gerichtete Bewegung ftattfindet oder ein fremdenfeind- 
liches Gefühl im Wachjen begriffen ift. Die Behauptung, daß Japan ver- 
fucht habe, China in den Streit zu ziehen oder eine fremdenfeindliche Gefin- 
nung in China wachzurufen, fteht zu den Tatſachen in entjchiedenftem 
Gegenjag und die japanijche Regierung ift überzeugt, daß jämtliche Mächte 
dies —— Die japaniſche Regierung hat die chineſiſche in der deutlichſten 
Weiſe verſchiedentlichſt erſucht, eine ſtreng neutrale Haltung zu bewahren 
und alle notwendigen Schritte zum Schutze des Lebens und des Eigentums 
der Ausländer zu tun. 

Anfang Februar. Der „Figaro“ jchreibt über die Bezie— 
hungen der indifchen Regierung zu Afghanijtan: 

„Es ift nit nur ein freundnachbarlidher Bejuch, den Mr. Dane 
im Namen des Bizefönigd von Indien dem Emir von Kabul abzuftatten 
fich anjchidt: es ift eine Gejchäftsreife und dabei handelt e3 ſich um nicht 
mehr und nicht weniger al3 um das Ende der Iſolierung Afghaniftans. 
Die Verhandlungen erjtreden fich in der Tat anf vier Punkte: Ausbau der 
Eijenbahnen und der Telegraphen, Ausbildung der afghaniftanifchen Truppen 
durch englifche Offiziere, Ankauf der Waffen durch England und Bewilligung 
eines Hafens für Afghaniftan. Diejer Hafen würde an der Küſte von 
Beludichiitan Tiegen. Der Emir würde einen Zugang zu ihm Durch einen 
Zandftreifen erhalten, der ihm von feiner Grenze bis zur Küſte des Meeres 
von Oman zugeteilt werden würde. Und ein ganz afghaniſcher Schienen- 
tweg würde den Hafen über Kandahar mit feiner Hauptjtadt verbinden. 

24. Februar bis 10. März. (Krieg) Schlacht bei Mufden, 
eröffnet durch den Angriff der Japaner. Am 10. März beginnt 
die Verfolgung, die bei KHaigim zum Stehen kommt. Die Japaner 
verlieren 40—50000 Mann, die Ruffen außer zahlreichem Material 
allein an Gefangenen 40000 Mann, nach japanijcher Nachricht an 


90000 Tote und Verwundete. 
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15. März. (Krieg) An Stelle Kuropatkins, der die erfte 
Armee übernimmt, wird General Lenewitich zum Oberbefehlöhaber 
ernannt. 

26. März. (Japan.) Die vierte innere Anleihe wird ge= 
zeichnet. Das Faiferliche Haus zeichnet allein 20 Millionen Den. 

Anfang April. (Turkeſtan.) Indiſche Zeitungen berichten 
von ruffiichen Truppenverjchtebungen in Turkeſtan und don Ver— 
ftärfungen der Truppen im Pamirgebiet. 

4. April. (Britifh-Indien.) Ein Erdbeben richtet von 
Agra bis Simla große VBerheerungen an. 

April. (Indien) Nah Mitteilungen des Indiſchen Amtes 
find an der Peſt gejtorben im Januar 126526, im Februar 125041 
und im März ungefähr 150000 Berfonen. 

April. Mai. (Krieg) Herannahen der ruffiichen Flotte. 

Die rufliihe Flotte unter Roſchdeſtwensky paffiert Singapore. — 
Bom 12. April bis 8. Mai Hält fie fich in den franzöfifchen Territorial- 
gewäffern, der Kamrah- und Honkohebucht, auf; am 9. vereinigt fie ſich 
mit dem zweiten Geſchwader unter Nebogatom Bei Saigon. 

Anfang Mai. (Japan.) Die öffentliche Meinung proteftiert 
ſcharf gegen den Aufenthalt der ruffifchen Flotte in der Kamrah— 
bucht. Handeläfreife erwägen den Abbruch der Handelöbeziehungen 
zu Frankreich. 

%6. Mai. (Yapan.) Der Minifter des Auswärtigen Baron 
Komura erklärt, der Krieg werde noch lange dauern und er rechne 
auf den Patriotismus der Gejchäftswelt. Nach dem Kriege müſſe 
man das Einftrömen fremden Kapitals erleichtern. 

27.128. Mai. Niederlage der Ruſſen in der Geejchlacht bei 
Zihufima. Die ruffiiche Flotte, die 11 Linienjchiffe, 5 große und 
4 kleine Kreuzer ſtark ift, verliert alle Linienjchiffe, 3 große und 
2 kleine Kreuzer. 

Mai—Auguft. (Krieg) Auf dem Kriegsfchauplage in der 
Mandichurei finden zahlreiche Keine Scharmüßel ftatt; die Fronten 
der Armeen bleiben im allgemeinen unverändert. 

12. Juni. (Japan.) Die Regierung antwortet auf den 
Friedensvorſchlag Ropjevelts: 


Da die faijerliche Regierung im Intereſſe ſowohl der ganzen Welt 
wie auch Japans die Wiederherftellung des Friedens mit Rußland auf 
Grund von Bedingungen, die jeine Dauer durchaus gewährleiſten fönnen, 
mwünjcht, wird fie dem Vorſchlag des Präfidenten Rooſevelt folgen und 
Bevollmäcdhtigte ernennen, welche mit den rufjiihen Bevollmächtigten an 
einem Ort und in einer geit, die beiden Parteien angenehm und gelegen 
find, zufammentreffen jollen, um die Friedensbedingungen direft und aus— 
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ſchließlich zwiſchen den friegführenden Mächten zu verhandeln und ab- 
zuſchließen. 

Juni —Auguſt. (China) In Schanghai und Nagaſaki 
bejchließen die chinefifchen Händler, die amerikanischen Waren zu 
boyfottieren, jolange die Vereinigten Staaten die hinefifche Ein- 
wanderung erjchweren. Der Vizefönig von Schanghai verbietet den 
Boykott; der Präfident der Vereinigten Staaten verbietet willfür- 
liche Beläftigung der Chinejen. 

Anfang Juli. Perfien tritt der englifch-indifchen Tele— 
graphengejellichaft ein Stüd der Inſel Cherdſchama im Perfischen 
Golf ab. Bon da wird das Kabel nad) Bender-Abbas geführt. 

7. Juli. (Oftafiatifcher Krieg.) Die Japaner landen auf 
Sadalin füdlih von Korſakowsk. Die Ruffen ziehen fich nad) 
Norden zurüd. 

Suli. China und die Friedensverhandlungen. 

Die chineſiſche Regierung erhebt in St. Petersburg und Tokio die 
Forderung, von dem Verlaufe der Friedendverhandlungen, infofern fie die 
Souveränität und die territorialen Rechte Chinas berühren, unterrichtet zu 
werden und knüpft daran die bejtimmte Erflärung, fie werde die Aner- 
fennung verjagen, fall zwiihen Rußland und Japan die Souveränität 
und die territorialen Rechte Chinas betreffende Vereinbarungen ohne die 
vorherige Zuftimmung Chinas getroffen würden. — Japan lehnt die Forde- 
rung ab, Rußland ermwidert, die Verhandlungen fönnten Fefbftverftändtich nur 
zwiihen den friegführenden Parteien geführt werden, doch werde fie es 
nicht außer acht laffen, daß China bei vielen Fragen an der Entjcheidung 
intereffiert ei. 

Ende Juli. Arabien.) Die türkifchen Truppen jchlagen 
die Aufftändifchen in Yemen und nehmen eine Anzahl Führer 
gefangen. 

3. Auguft. (China.) Ein faijerliches Edikt hebt die Prügel- 
jtrafe auf. Dafür werden Geldjtrafen oder die Verweifung in ein 
Arbeit3haus eingeführt. Statt 10 Hieben ift eine Strafe von einem 
halben Tael zu zahlen, bis zu 100 Hieben eine folche von 15 Taels. 
Im Unvermögenzfalle fommen auf einen Tael vier Tage Gefängnis. 

Mitte Auguft. (Türkiſch-Aſien.) Die türkifchen Truppen 
Ichlagen die Aufftändifchen in Yemen. 

Auguft. (Japan.) Große Regengüffe bringen der Reigernte 
großen Schaden. 

31. Auguft. Anfang September. (Japan.) Die öffentliche 
Meinung ift im allgemeinen unzufrieden mit den Friedensbedin— 
gungen; viele Zeitungsgebäude flaggen Halbmajt, die Oppofition 
fordert einen Kabinettöwechfel. 
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1. September. (China.) Ein faiferliches Edikt erfucht das 
Volt, den Boykott amerikanischer Waren aufzuheben, da die Ver— 
einigten Staaten die chineſiſchen Reifenden höflich aufzunehmen 
verjprochen hätten. 


Geptember. (Zapan.) Unzufriedenheit mit dem Friedens— 
ſchluß. 


In Tokio, Yokohama und anderen Städten führt die Unzufrieden— 
heit mit dem Frieden zu Unruhen. Der Pöbel ſtürmt das Gebäude des 
Regierungsblattes „Kokumin“, das Miniſterium des Innern und verbrennt 
ehn chriſtliche Kirchen. Es kommt zu blutigen Zuſammenſtößen mit der 
Polizei, ſo daß der Belagerungszuſtand verhängt wird. In Tokio werden 
die meiſten Zeitungen unterdrückt, am 11. wieder freigegeben. Der Mi— 
niſter des Innern tritt zurück. 

12. September. (Japan.) Das Panzerſchiff „Mikaſa“ ſinkt 
infolge einer Exploſion. Die Urſache iſt unbekannt. 600 Mann 
werden getötet oder verwundet. — Mitte September werden Unter— 


ſchleife in der Marineverwaltung entdeckt. 


13. September. GKrieg.) Ruſſiſche und japaniſche Bevoll— 
mächtigte treten bei Tſchantufu zur Regelung des Waffenſtillſtandes 
zuſammen. 


18. September. (China.) Mehrere mandſchuriſche Häfen 
werden den Fremden geöffnet. 

September. Gritiſch-Indien.) Nach Zeitungsnachrichten 
macht ſich eine ſtarke Bewegung der Hindus gegen die geplante 
adminiſtrative Teilung Bengalens geltend. Mehrere tauſend Hindus 
verkünden einen Boykott der engliſchen Waren. 


September. (PBerfien.) Eine engliſche Kommiſſion nimmt 
eine Regulierung der Grenze gegen Afghaniſtan vor. Die perſiſche 
Preſſe iſt unzufrieden mit dem Reſultat. 


5. Oktober. (Japan.) In einer Verſammlung der Handels— 
kammern erklärt Graf Okuma über die japaniſchen Finanzen: 


Nach der vollſtändigen Zurückziehung der japaniſchen Truppen werde 
die Schuld Japans ſich auf 2500 Millionen Yen belaufen, deren Ver— 
zinjung die runde Summe von 150 Millionen erfordern werde, nahezu 
dad Doppelte der Staatdeinnahmen vor zehn Sahren. Der Steuerbetrag 
auf den Kopf der Bevölkerung fei vor dem Kriege vier Men geweſen, jetzt 
betrage er zwölf Pen; die Nationaljchuld Habe vor dem Kriege zwölf Yen 
pro Kopf betragen, nach dem Kriege betrage fie fünfzig Yen. Indeſſen 
beurteile er die Lage nicht pejfimiftifch; er betone die Notwendigkeit, daß 
die Gejchäftswelt ihre Tatkraft zur Entwidelung produftiver Unternehmen 
aller Art verboppele. 

Andere Stimmen, u.a. der japanifche Finanzdelegierte in London, 
jehen die Finanzlage günftiger an. 
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13. Oftober. (Japan.) Befuch des englischen oftafiatifchen 
Geſchwaders in Tokio. 

16. Dftober. (Japan.) Der Mikado erläßt ein Manifeft 
über den Frieden und die neuen Aufgaben: 

Nach zwanzig Monaten des Krieges ift Japans Stellung gefräftigt 
und feine Intereſſen find gefördert... . Wir finden die Friedensbedin- 
gungen in vollftändiger Uebereinftimmung mit unjeren Wünjchen und haben 
deshalb den Friedensvertrag ratifiziert. Rußland ift wieder der Freund 
Japans, und wir wünſchen aufrichtig, daß die wiederhergeftellten Bezie- 
hungen guter Nachbarſchaft ſich zu nahen und herzlichen geftalten mögen. 
In diefem Beitalter, wo e3 fein Stoden im FFortichritt der Welt gibt, 
follte auch feine Verzögerung eintreten in dem Bemühen, die Verwaltung 
der Staatsgeſchäfte unjered Volkes ſowohl nad innen wie nad außen zu 
vervollfommnen. Während die militärifche Tüchtigfeit bei vollen Kräften 
jelbft in Friedenzzeiten aufrecht erhalten werden joll, joll unfer ernftes 
a darauf gerichtet fein, Erfolge auf friedlichem Gebiete zu erzielen, 
jo daß in gleihem Make das Glüd des Landes erhalten werden fan, 
mie auch jein andauernded Vorwärtsjchreiten gefichert wird. Wir warnen 
unfere Untertanen ernitlih vor Kundgebungen prahleriichen Stolzes und 
befehlen ihnen, ihren Gejchäften nachzugehen und alles zu tun, was in 
ihrer Macht liegt, um das Reich zu Fräftigen. 


25. Oktober. Miederländiſch-Indien.) Der Fürft von 
Boni auf Gelebes wird gejchlagen. 


17. November. Bertrag zwiſchen Japan und Korea. 

Sapan übernimmt die Bejorgung der auswärtigen Angelegenheiten 
Koreas, bis Korea ftarf genug ift, jeine Unabhängigkeit zu wahren. Ferner 
wird die Verwaltung der inneren Angelegenheiten unter die Ueberwachung 
eines japanischen Generalgouverneurs geftellt, der gemäß den Anordnungen 
de3 Kaijerd von Korea handelt. — Rejident in Korea wird Marquis Sto. 

25. November. (Japan.) Nah Mitteilungen des Armee- 
medizinaldepartement3 betragen die japanischen Verlufte des Krieges 
an Toten und Berwundeten 218429, an Franken 221136 Mann. 

November. Dezember. (Ruſſiſch-Aſien.) Unter den Truppen 
in Charbin und Wladiwoſtok finden große Meutereien ftatt, die 
zu fürmlichen Gefechten führen. 

Mitte Dezember. (China.) Wegen Unruhen in Schanghai, 
wobei Europäer bedroht werden, landen mehrere europäifche Kriegs— 
ſchiffe Mannfchaften. 

20. Dezember. (Japan) Dad Hauptquartier der Man- 
dichurei wird aufgelöft. 

22. Dezember. Vertrag zwifchen China und Japan. 


Nach Meldungen amerikanischer Blätter mwilligt China in die Ber- 
pachtung der Liautunghalbinjel an Japan und gefteht Japan die Kontrolle 
der Eijenbahn auf der Halbinfel bis Tſchangtſchitung zu, welcher Ort wahr- 
iheinlich den Scheidepunft zwijchen dem japanischen und dem ruffischen 
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1. September. (China.) Ein faiferliches Edikt erfucht das 
Volk, den Boykott amerifanifcher Waren aufzuheben, da die Ver- 
einigten Staaten die chinefifchen Reifenden Höflih aufzunehmen 
veriprochen hätten. 


Geptember. (Japan.) Unzufriedenheit mit dem Friedens— 
ſchluß. 


In Tokio, Yokohama und anderen Städten führt die Unzufrieden— 
heit mit dem Frieden zu Unruhen. Der Pöbel ſtürmt das Gebäude des 
Regierungsblattes „Kokumin“, das Miniſterium des Innern und verbrennt 
zehn chriſtliche Kirchen. Es kommt zu blutigen Zuſammenſtößen mit der 
Polizei, ſo daß der Belagerungszuſtand verhängt wird. In Tokio werden 
die meiſten Zeitungen unterdrückt, am 11. wieder freigegeben. Der Mi— 
niſter des Innern tritt zurück. 

12. September. (Japan.) Das Panzerſchiff „Mikaſa“ ſinkt 
infolge einer Exploſion. Die Urſache iſt unbekannt. 600 Mann 
werden getötet oder verwundet. — Mitte September werden Unter— 


ſchleife in der Marineverwaltung entdeckt. 


13. September. GKrieg.) Ruſſiſche und japaniſche Bevoll— 
mächtigte treten bei Tſchantufu zur Regelung des Waffenſtillſtandes 
zuſammen. 


18. September. (China.) Mehrere mandſchuriſche Häfen 
werden den Fremden geöffnet. 

September. GBritiſch-Indien.) Nach Zeitungsnachrichten 
macht ſich eine ſtarke Bewegung der Hindus gegen die geplante 
adminiſtrative Teilung Bengalens geltend. Mehrere tauſend Hindus 
verkünden einen Boykott der engliſchen Waren. 


September. (Perſien.) Eine engliſche Kommiſſion nimmt 
eine Regulierung der Grenze gegen Afghaniſtan vor. Die perſiſche 
Preſſe iſt unzufrieden mit dem Reſultat. 


5. Oktober. (Japan.) In einer Verſammlung der Handels— 
kammern erklärt Graf Okuma über die japaniſchen Finanzen: 

Nach der vollſtändigen Zurückziehung der japaniſchen Truppen werde 
die Schuld Japans ſich auf 2500 Millionen Ven belaufen, deren Ver— 
zinjung die runde Summe von 150 Millionen erfordern werde, nahezu 
dad Doppelte der Staatseinnahmen vor zehn Jahren. Der Gteuerbetrag 
auf den Kopf der Bevölkerung fei vor dem Kriege vier Yen gewefen, jegt 
— er zwölf Yen; die Nationalſchuld habe vor dem Kriege zwölf Yen 
pro Kopf betragen, nach dem Kriege betrage fie fünfzig Den. Indeſſen 
beurteile er die Lage nicht pejjimiftiich; er betone die Notwendigkeit, daß 
die Gejchäftswelt ihre Tatkraft zur Entwidelung produftiver Unternehmen 
aller Art verdoppele. 

Andere Stimmen, u.a. der japanijche Finanzdelegierte in London, 
jehen die Finanzlage günftiger an. 
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13. Oktober. (Zapan.) Beſuch des englischen ojtafiatijchen 
Geſchwaders in Tokio. 

16. Dftober. (Japan.) Der Mikado erläßt ein Manifeft 
über den Frieden und die neuen Aufgaben: 

Nach zwanzig Monaten des Krieges ift Japans Stellung gefräftigt 
und feine Intereſſen find gefördert... . Wir finden die Friedensbedin- 
gungen in vollftändiger Uebereinftimmung mit unjeren Wünfchen und haben 
deshalb den Friedensvertrag ratifiziert. Rußland ift wieder der Freund 
Japans, und wir wünſchen aufrichtig, daß die wiederhergeftellten Bezie- 
hungen guter Nachbarichaft fich zu nahen und Herzlichen geftalten mögen. 
In diefem Beitalter, wo e3 fein Stoden im Fortichritt der Welt gibt, 
follte auc feine Verzögerung eintreten in dem Bemühen, die Verwaltung 
der Staatögefchäfte unjeres Volkes ſowohl nach innen wie nad außen zu 
vervollfommnen. Während die militärische Tüchtigfeit bei vollen Kräften 
jelbft in Friedenszeiten aufrecht erhalten werden joll, ſoll unjer ernftes 
Bemühen darauf gerichtet fein, Erfolge auf friedlichem Gebiete zu erzielen, 
jo daß in gleihem Make das Glüd des Landes erhalten werden kann, 
mwie auch fein andauerndes Vorwärtsſchreiten gefichert wird. Wir warnen 
unfere Untertanen ernjtlid) vor Kundgebungen prahlerifchen Stolzes und 
befehlen ihnen, ihren Gejchäften nachzugehen und alles zu tun, was in 
ihrer Macht liegt, um das Reich zu Träftigen. 


25. Oktober. (Niederländifh-Indien.) Der Fürft von 
Boni auf Gelebes wird gejchlagen. 


17. November. Bertrag zwijchen Japan und Korea. 

Sapan übernimmt die Bejorgung der auswärtigen Angelegenheiten 
Koreas, bis Korea ftark genug ift, feine Unabhängigkeit zu wahren. Ferner 
wird die Verwaltung der inneren Angelegenheiten unter die Ueberwachung 
eines japanifchen Generalgouverneurs geftellt, der gemäß den Anordnungen 
des Kaijerd von Korea Handelt. — Rejident in Korea wird Marquis Ito. 

25. November. (Japan.) Nach Mitteilungen des Armee- 
medizinaldepartements betragen die japanifchen VBerlufte des Krieges 


an Toten und Verwundeten 218429, an Kranken 221136 Mann. 

November. Dezember. (Ruffifch-Afien.) Unter den Truppen 
in Charbin und Wladiwoſtok finden große Mteutereien jtatt, die 
zu fürmlichen Gefechten führen. 

Mitte Dezember. (China.) Wegen Unruhen in Schanghai, 
wobei Europäer bedroht werden, landen mehrere europäifche Kriegs— 
ſchiffe Mannjchaften. 

20. Dezember. (Japan.) Das Hauptquartier der Man— 
dſchurei wird aufgelöft. 

22. Dezember. Bertrag zwifchen China und Japan. 


Nah Meldungen amerikanischer Blätter willigt China in die Ber- 
pachtung der Liautunghalbinjel an Japan und gefteht Japan die Kontrolle 
der Eijenbahn auf der Halbinfel_ bis Tſchangtſchitung zu, welcher Ort wahr- 
jheinlich den Scheidepunft zwifchen dem japaniſchen und dem ruſſiſchen 
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3. März. Marokko.) Bejuch des Deutjchen Kaiſers in Tanger. 


Der Kaijer wird begrüßt von dem Oheim und Vertreter des Sultans, 
Abdel-Malek; auf der deutſchen Gejandtichaft empfängt der Kaifer die 
fremden Diplomaten und die Bertreter der deutjchen Kolonie. — Auf die 
Begrüßungsanſprache des marrolfan. Vertreters im Hafen erwidert der 
Kaifer, er erjuche, dem Sultan für die Entjendung der außerordentlichen 
Gejandtichaft, jorwie für die großartigen Vorbereitungen, die für den Em- 
pfang getroffen wurden, den Dank auszuſprechen. Er habe großes Intereſſe 
an dem Wohlergehen und Gedeihen des maroffanischen Reiches, bejuche den 
Sultan ald unabhängigen Herriher und Hoffe, daß unter der — 
des Sultans ein freies Marokko der friedlichen Konkurrenz aller Nationen 
ohne Monopole und ohne Ausſchließung eröffnet werden würde. 

Auf der deutſchen Geſandtſchaft verlieſt Abd-el-Malek ein Schreiben 
des Sultans, in welchem geſagt wird: Der Sultan bleibe eingedenk der 
Freundſchaft, die immer zwiſchen ſeinen Vorfahren und Deutſchland be— 
ſtanden habe; er ſei von dem Wunſche beſeelt, dieſe freundſchaftlichen Be— 
ziehungen in jeder Weiſe zu erweitern und zu bekräftigen. Kaiſer Wil- 
heim danft in der Erwiderung für die Ausdrüde der aufrichtigen Freund- 
ichaft, die die Botjchaft enthalte: Er teile die Gefühle des Sultans und 
jftimme den Worten Abdeel-Malel3 über die göttlihe Allmacht und Weis- 
heit, die das Scidjal der Völker Ienfe, zu und hege aufrichtige Wünjche 
für die Entwidelung und die Wohlfahrt de maroffanischen Reiches ebenjo 
jehr zum Beften jeiner Untertanen mie dem der anderen europäifchen 
Nationen, die dort Handel treiben, und zwar, wie er hoffe, auf dem Boden 
völliger Gleihberechtigung. 

Nach drei Stunden Aufenthalt geht der Kaifer nach Gibraltar in See. 


März. April. (Deutih-Südwejtafrifa.) In Patrouillen- 
gefechten unweit Bethanien und Padriem fallen 1 Offizier und 
9 Unteroffiziere und Reiter (Ende März). — Am 7. April jtürmt 
eine Kompanie ſüdlich von Nurudas nach fiebenftündigem Kampfe 
eine von 200 Mann gehaltene Stellung. — Am 27. April fallen 
in einem fiegreichen Gefecht mit Morenga 6 Deutjche. 

25. April. (Britiih- Südafrika.) Für Trandvaal wird 
eine neue Verfaſſung erlafjen. 


Die neue Verfafjung jieht eine gejeggebende Verſammlung vor, welche 
aus dem Gouverneur-Gtellvertreter, 6 biß 9 von der Regierung ernannten 
und 30 bis 35 gewählten Mitgliedern bejtehen jol. Jedermann, der Burgher 
der früheren Republif und für den erften Volksrat mwahlberechtigt war, 
ebenjo die weißen englijchen Untertanen, welche Grundftücde im Werte von 
10 Pfund Sterling jährlider Rente oder ein Kapital im Werte von 
100 Pd. St. bejigen, find zur Stimmabgabe berechtigt. Das Wahlrecht 
ift aljo nur den Weißen gefichert, doch muß der Gouverneur für jeden 
Gejeßentwurf, welcher die politiichen Rechte der Schwarzen einjchränft, die 
Genehmigung der Neichöregierung einholen. Die Verhandlungen follen 
engliichh geführt werden. Der Präfident joll jedoch berechtigt fein, den 
einzelnen Mitgliedern den Gebrauch der holländiichen Sprache zu geftatten. 


11. Mai. (Marokko) Der deutjche Gejandte Graf Tatten= 
bach langt in Tanger an und wird feierlich empfangen. Am 16. 
empfängt ihn der Sultan. 
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19. Mai. (Deutjch- Südwejtafrita.) Der Hottentotten= 
häuptling Morenga wird über die englifche Grenze gejagt. 

Mai. (Deutjh-Kamerun.) Zwiſchen den Flüffen Njong 
und Djah brechen Unruhen aus. 

3. Juni. (Marokko) Die Gefandten erhalten folgende Ein- 
ladung der Mächte zu einer Konferenz: 

Seine jcherifiiche Majeftät befiehlt mir, alle Mächte einzuladen, in 
Tanger eine Konferenz abzuhalten, an der die geehrten Vertreter diejer 
Mächte und die Vertreter des Maghzen teilnehmen jollen, um über die 
Art und Weile zu verhandeln, in der Reformen zur Durchführung gelangen 
jollen, die Seine jcherifiiche Majeftät in feinem Reiche einzuführen bejchlojjen 
hat. Dieje Konferenz joll wichtige Tagesfragen erwägen und auch die 
Frage der Koften, welche die Einführung der Reformen notwendigerweife 
herbeiführen wird, in Betracht ziehen. Wir laden Sie demgemäß hierdurd) 
ein, Ihrer Regierung von dem Inhalte diefer Worte Kenntnis zu geben 
und um Autorijierung zu bitten, an gejagter Konferenz teilzunehmen. Wir 
bitten Sie und nad) Empfang des Beicheides Antwort zu geben. 

Gegeben am Hofe von Fez, den 25. Ribia Eloul 1325 (30. Mai 1905). 

Mahomed Belel Arbi Torres, 

Im Laufe des Juni und Juli nehmen die Mächte die Einladung an. 


4. Juli. (Britiih- Südafrika.) In Pretoria proteftiert 
eine Deputation don Buren gegen die neue Verfaffung, weil fie 
den englifchen Soldaten Wahlrecht verleihe, die holländiſche Sprache 
benachteilige und weil die Wählerliften parteiifch aufgeftellt ſeien. 

14.117. Juli. (Deutfh-Südweftafrifa.) Die Hottentotten 
werden in zwei Gefechten gejchlagen. Dabei fallen 15 Deutfche. 

18. Juli. (Zogo.) Die Küftenbahn Lome-Anecho wird dem 
Derfehr übergeben. 

Anfang Auguft. (Südafrika) Nach englifchen Berichten 
befindet fic) der Hererooberhäuptling Samuel Maharero mit 
730 Flüchtlingen im englifchen Polizeigewahrſam. 

Auguft. (Deutich- Dftafrika.) In den Matumbibergen 
und in den Bezirken Donda und Liwale brechen Unruhen aus. 
Mehrere Händler und Anfiedler und fünf katholiſche Miffionare, 
darunter der Bilchof Spies, werden ermordet. — Ein Kreuzer landet 
Mannichaften und aus Deutjchland wird ein Detachement See— 
joldaten zu Hilfe gejchidt. 

21. Auguft. (Deutih-Südweftafrifa.) Der Kaifer ge= 
währt dem Gouverneur Oberſt Leutwein den Abfchied und ernennt 
den Generalkonſul dv. Lindequift zum Gouverneur. 

24. Auguſt. (Marokko) Da die maroffanifche Regierung 
algerifche Untertanen feftgenommen hat, fordert Frankreich unter 
Androhung militärischer Demonftrationen ihre Freilaffung. — Am 
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7. September werden die Berhafteten unter Entjchuldigungen frei= 
gelaſſen. 

September. (Britiih- Südafrika.) Unter den Baſutos 
bricht eine Bewegung aus. Nach der „Daily Mail” ift fie zurüd- 
zuführen auf von der fapländifchen Preffe erfundene und verbreitete 
Nachrichten von großen Niederlagen der Deutjchen. 

13. September. (Deutih- Südwejtafrifa.) Die Hotten= 
totten werden bei Haruchad gejchlagen und verlieren 60 Tote. 

September. (Deutſch-Oſtafrika.) Die Wangoni fchließen 
fih dem Aufſtand an. 

September. (Deutſch-Südweſtafrika.) In Gefechten gegen 
ftreifende Herero werden 250 getötet, 767 gefangen. 1 Deutjcher 
fällt, 2 werden verwundet. 

Dftober. November. Dezember. (Deutſch-Oſtafrika.) In 
vielen Gefechten erleiden die Inſurgenten große VBerlufte, die Deut- 
fchen verlieren nur einige Tote und Verwundete. 

4. Dftober. (Marokko.) Der Bertrag über einen beutjchen 
Vorſchuß von 10 Millionen Mark wird unterzeichnet. 

12. Dftober. (Deutih-Südweftafrifa.) Eine Hottentotten= 
bande wird überfallen und verliert 50 Tote. — Ein deutjcher Poſten 
bei Schuitdrift wird überfallen und verliert 1 Offizier und 7 Mann 
(7. Dftober). 

23. Oktober. (Marokko) Ein englifcher Kreuzer erzwingt 
nach längerer Verhandlung die Auslieferung zweier englifcher Offi— 
ziere, die von Eingeborenen bei Ceuta überfallen und weggejchleppt 
waren. Die maroffanijche Regierung erfauft die Freilafjung durch 
die Räuber mit der Freigebung mehrerer verhafteter Infurgenten. 

25. Oktober. (Bortugiejifh-Weftafrifa.) Einige Truppen 
abteilungen fchlagen aufftändijche Eingeborene bei Quiſſange. 

3. November. (Deutih-Südweftafrifa.) Hendrik Witboi 
jtirbt an einer Wunde, 

19. November. (Deutih-Südwejitafrifa.) Generalleutnant 
v. Trotha verläßt das Schußgebiet. 

28. November. (Algier) In Biferta fommt es zu einer 
großen Schlägerei zwilchen zwei Regimentern; es gibt mehrere Tote 
und viele Verwundete. 

Ende November. (Deutfh-Südmweftafrifa.) Der Hotten- 
tottenfapitän Iſaak Witboi und der Kapitän der Veldjchoendragers 
unterwerfen fich. — Auch der Widerjtand der Hereros gilt ala gebrochen. 
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8. Dezember. (Deutjch- Südweftafrifa.) In Gefechten 
mit Hottentotten fallen 5 Deutjche. 

Mitte Dezember. Grenziperre zwifchen dem englijchen Sudan 
und Kongojtaat. 


Die Regierung des Sudan erließ eine Bekanntmachung, wonach fein 
Fahrzeug die Barre auf dem Weißen Niel ohne befondere Erlaubnis pafjieren 
darf mit dem ausgejprochen Zmwede, das vom Kongofreiſtaate gepachtete 
Gebiet von jedem Verkehr mit dem Norden abzujchneiden. Beranlaft ift 
diefe Maßnahme durch die durch Truppen des Stongofreiftaates erfolgte 
Bejegung eines Teiled des Gebietes zwiichen der Kongo-Nil-Wafferjcheide 
und dem fünften Grad nördlicher Breite, über defjen Zugehörigkeit zwiſchen 
den beiden Regierungen Meinungsverjchiedenheiten bejtehen. Da es nicht 
—— iſt, auf diplomatiſchem Wege die Zurückziehung der kongoleſiſchen 

elagung zu erreichen, beichloß die judanefische Regierung, den Nil für 
den Berfehr mit dem Kongoftaat gänzlich zu jperren. 


Dezember. (Deutſch-Südweſtafrika.) Opfer des Krieges. 


Das „Militär-Wochenblatt” bringt folgende Zujammenftellung: 
Offiziere Unteroffiziere Gemeine Summe 
54 86 380 520 


Gefallen . . 2 2... 
Den Wunden erlegen . . 5 2 21 28 
Bernit 1 9 57 67 
Lebend verwundet. . . . 68 132 461 661 
Summe 128 229 919 1276 
An Krankheit geftorben . . 20 71 436 527 
Verunglüdt tt . . . . 3 7 39 49 
Summe 23 78 475 576 
Summe der Toten . . . 83 175 933 1191 
Gejamtverlut . ». . . . . 161 307 1394 1852 
26. Dezember. (Deutſch-Südweſtafrika.) Einziehung von 
Vermögen. 


Eine faiferliche Verordnung bejtimmt, daß dad Stammesvermögen 
folher Eingeborenen, welche gegen die Regierung, gegen Nichteingeborene 
oder gegen andere Eingeborene Friegerijch-feindjelige Handlungen begangen 
oder bei diefen Handlungen mittelbaren oder unmittelbaren Beiftand ge- 
leiftet haben, einjchließlich der nach Verordnung, betreffend die Schaffung 
von Eingeborenen-Rejervaten vom 10. April 1898 gebildeten Rejervate, 
ganz oder teilweije eingezogen werden kann. Die Einziehung wird durch 
den Gouverneur verfügt. 





XXV. 
Aſien. 


2. Januar. Port Arthur kapituliert. 


Um 4. Januar ift die Uebergabe beendet. Nach japanischen An— 
gaben werden gefangen: 8 Generale, 4 Admirale, 57 Oberften, Oberft- 
20* 
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leutnant3 und Majore, 100 Schiffsfapitäne, bezw. Kommandanten, 531 
Hauptleute und Leutnants de Landheeres, 200 Sciffsleutnant® und 
Marinebeamte, 99 Heeresbeamte, 109 Stabsärzte, 20 Kapitäne und ca. 
22,450 Unteroffiziere und Gemeine de3 Landheeres, 4500 Marinemann— 
ichaften, 3645 Nichtfombattanten des Landheeres und 500 joldhe von der 
Marine, insgefamt 32,000 Berjonen. Die Freiwilligen find der Mehrzahl 
nach bei den Nichtfombattanten mit eingejchloffen. Außerdem befinden fich 
15,000 oder 16,000 Kranke und Berwundete in den Hofpitälern. An 
Pferden werden 100 GSattelpferde und 1870 Zugpferde übergeben. 

Un Material werden ausgeliefert: 59 permamente Befeftigungen, 
546 Geichüte, 82,670 Granaten, 3000 Kilogramm Pulver, 35,282 Gewehre, 
1920 Pferde, 4 Schlachtichiffe, ohne die Sebaftopol, die vollftändig gejunfen 
ift, 2 Kreuzer, 14 Kanonenboote und Torpedobootszerftörer, 10 größere 
Dampfer, die nach unerheblichen Reparturen noch brauchbar find. 


Anfang Januar. (Arabien) Der Sultan jchidt 18000 
Mann zur Bekämpfung des Aufjtandes in Yemen. 

Anfang Januar. (Krieg) Mehrere ruffifche Torpedoboote 
entfommen aus Port Arthur nach Tfingtau und Tſchifu und wer— 
den dedarmiert. 

11.15. Januar. (Krieg) General Mifchtichento unternimmt 
mit einer ftarfen SKavallerieabteilung einen Vorſtoß längs des 
Hunho und ZTaitjzehe. 

25. Januar bi 2. Februar. (Krieg.) Erfolglojer Angriff 
Kuropatkins. 

Ende Januar. Rußland und Japan über die Verletzung der 
chineſiſchen Neutralität. 


Rußland richtet eine Note an die Mächte, worin es China einer 
Verletzung der Neutraliät in 7 Punkten beſchuldigt: 1. die Geſtattung des 
Gebrauches der Miaotaoinſeln als japaniſche Flottenbaſis; 2. der Trans— 
port japaniſchen Militärmaterials auf der Eiſenbahn Schanhaikwan-Niut— 
ſchwang; 3. Die Lieferung von Kriegsmaterial an die Japaner aus den 
Eiſenwerken von Hongkow; 4. die Einſtellung chineſiſcher Soldaten in die 
japaniſche Armee; 5. die Anſtellung japaniſcher Offiziere zum Einexerzieren 
chineſiſcher Truppen an der Grenze; 6. die Organiſierung von Tſchuntſchuſen 
zum Kampfe gegen die Ruſſen und 7. die Geſtattung der Wegnahme des 
Zerſtörers Reſchitelni in Tſchifu. 

Die japaniſche Regierung erwidert mit einer Erklärung, worin es 
heißt: 1. Die Wegnahme des ruſſiſchen Torpedobootszerſtörers Reſchitelni 
im Hafen von Tſchifu war eine natürliche und unvermeidliche Verteidigungs— 
maßnahme, die durch frühere Mißachtung der chineſiſchen Neutralität von 
ſeiten Rußlands notwendig wurde. 2. Die Behauptungen, daß a) Tſchun— 
tſchuſen-Banden in neutralem Gebiet unter japaniſchen Offizieren tätig ſeien, 
daß b) derartige Detachements in die japaniſche Armee eingeſtellt ſeien 
und von der japaniſchen Regierung bezahlt würden, und daß c) japaniſche 
Militärinftruftoren permamenten Zutritt zum chinefishen Militär an der 
Nordgrenze von Betichili Hätten, find jämtlich ohne jede Begründung. 3. Die 
Berfiherung, daß Japan die Miaotao-Anjeln als Flottenbafis bei feinen 
Operationen benußt habe, widerjpricht der Wahrheit. In Wirklichkeit wurden 
dieje Inſeln bis zur Erflärung der Blodade für die Halbinjeln Liaotung 
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von den Ruſſen als Flottenbafis benugt und nach diefer Zeit bis zum Falle 
von Port Arthur als ein Pla gebraucht, an dem die Dichunfen, die von 
den Rufen zum Schmuggel militärischer Vorräte benugt wurden, anzulaufen 
pflegen. 4. Die japanische Regierung leugnet nicht, daß die Japaner aus 
Tichifu und anderen hinefischen Häfen ohne Schwierigkeit eine große Quanti- 
tät von Kriegsfonterbande nad; Dalny beförderten. Die Regierung weiſt 
aber darauf hin, daß der Handel in Kriegsfonterbanden durch das inter- 
nationale Gejeg nicht unterjagt ift. Sie macht ferner darauf aufmerkjam, 
da die Ruſſen, folange jie Port Arthur bejaßen, einen großen Teil ihrer 
militärifchen Vorräte von China bezogen. 5. Die Behauptung, daß die 
Negierungsdwerkftätten von Hanjang Gußeifen an die japanische Armee 
lieferten, läßt fich in gleicher Weije beantworten. 6. Es wird behauptet, 
daß die Ehinefen ernfte Vorbereitungen treffen mit der augenjcheinfichen 
Abjicht, an den militärischen Operationen tätigen Anteil zu nehmen, und 
daß unter der chinefischen Bevölkerung eine ſtets gejchürte, fieberhafte Er— 
regung berrjche, die für alle Europäer gefährlich jei. Es wird ferner ver- 
fihert, daß diefer Zuftand dem Verhalten der Japaner und deren ein— 
ihüchternden Einfluß auf die Regierung in Peking zuzufchreiben je. Man 
fann ſich kaum eine bösartigere Anjchuldigung, die weniger den Tatjachen 
entjpricyt wie die obige, vorftellen. Es iſt nicht wahr, daß die Chinejen 
Borbereitungen treffen, mit den Japanern an den TFeindjeligfeiten teil- 
zunehmen. Es ift ebenjo unbegründet, daß augenblidlich in China eine 
gegen die Fremden gerichtete Bewegung ftattfindet oder ein fremdenfeind- 
liches Gefühl im Wachjen begriffen ift. Die Behauptung, daß Japan ver- 
jucht habe, China in den Streit zu ziehen oder eine fremdenfeindliche Gefin- 
nung in China wachzurufen, fteht zu den Tatjachen in entichiedenftem 
Gegenjag und die japanijche Regierung ift überzeugt, daß jämtlihe Mächte 
died wiſſen. Die japanische Regierung hat die chinejische in der deutlichiten 
Weiſe verjchiedentlichit erjucht, eine Era neutrale Haltung zu bewahren 
und alle notwendigen Schritte zum Schuge des Lebens und des Eigentums 
der Ausländer zu tun, 

Anfang Februar. Der „Figaro“ fchreibt über die Bezie- 
hungen der indilchen Regierung zu Afghaniftan: 

„Es ift nicht nur ein freundnadhbarlicher Bejuh, den Mr. Dane 
im Namen des Bizefönigs von Indien dem Emir von Kabul abzuftatten 
ſich anjchidt: es ift eine Gejchäftsreife und dabei handelt es ſich um nicht 
mehr und nicht weniger als um das Ende der Iſolierung Afghaniftang. 
Die Verhandlungen erjtreden fich in der Tat anf vier Punkte: Ausbau der 
Eijenbahnen und der Telegraphen, Ausbildung der afghaniftanischen Truppen 
durch englijche Offiziere, Ankauf der Waffen durch England und Bewilligung 
eines Hafens für Afghaniftan. Diefer Hafen würde an der Küſte von 
Beludſchiſtan Liegen. Der Emir würde einen Zugang zu ihm durch einen 
Zandftreifen erhalten, der ihm von feiner Grenze bis zur Küſte des Meeres 
von Oman zugeteilt werden würde. Und ein ganz afghanischer Schienen- 
tweg würde den Hafen über Handahar mit feiner Hauptjtadt verbinden. 

24. Februar bis 10. März. (Krieg) Schlacht bei Mukden, 
eröffnet durch den Angriff der Japaner. Am 10. März beginnt 
die Verfolgung, die bei Kaigim zum Stehen fommt. Die Japaner 
verlieren 40— 50000 Mann, die Ruffen außer zahlreichem Material 
allein an Gefangenen 40000 Mann, nach japanifcher Nachricht an 
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15. März. (Krieg) An Stelle Kuropatkins, der die erfte 
Armee übernimmt, wird General Lenewitſch zum Oberbefehlshaber 
ernannt. 

236. März. (Zapan.) Die vierte innere Anleihe wird ge= 
zeichnet. Das faiferliche Haus zeichnet allein 20 Millionen Pen. 

Anfang April. (Turkeſtan.) Indiſche Zeitungen berichten 
von ruffiichen Truppenverjchtebungen in Turkeſtan und von Ber: 
ftärfungen der Truppen im Pamirgebiet. 

4. April. (Britifh-Indien.) Ein Erdbeben richtet von 
Agra bis Simla große Verheerungen an. 

April. (Indien) Nah Mitteilungen des Indifchen Amtes 
find an der Peſt geftorben im Januar 126526, im Februar 125041 
und im März ungefähr 150000 Berfonen. 

April. Mai. (Krieg) Herannahen der ruffiichen Flotte. 

Die ruffiiche Flotte unter Roſchdeſtwensky pafliert Singapore, — 
Bom 12. April bis 8. Mai hält fie ſich in den franzöfiichen Territorial- 
gewäfjern, der Kamrah- und Honkohebucht, auf; am 9. vereinigt fie ſich 
mit dem zweiten Gejchwader unter Nebogatom bei Saigon. 

Anfang Mai. (Japan.) Die öffentliche Meinung protejtiert 
ſcharf gegen den Aufenthalt der ruffiichen Flotte in der Kamrah— 
bucht. Handelskreiſe erwägen den Abbruch der Handelsbeziehungen 
zu Frankreich. 

236. Mai. (Japan.) Der Minifter des Auswärtigen Baron 
Komura erklärt, der Krieg werde noch lange dauern und er rechne 
auf den Patriotismus der Gejchäftswelt. Nach dem Kriege müſſe 
man das Einftrömen fremden Kapital3 erleichtern. 

27.28. Mai. Niederlage der Ruſſen in der Geefchlacht bei 
Tihufima. Die ruffiiche Flotte, die 11 Linienjchiffe, 5 große und 
4 Leine Kreuzer ſtark ift, verliert alle Linienfchiffe, 3 große und 
2 kleine Kreuzer. 

Mai—Auguft. (Krieg) Auf dem Kriegsfchauplate in der 
Mandjchurei finden zahlreiche Kleine Scharmüßel ftatt; die Fronten 
der Armeen bleiben im allgemeinen unverändert. 

12. Juni. (Japan.) Die Regierung antwortet auf den 
Friedensvorſchlag Rooſevelts: 


Da die kaiſerliche Regierung im Intereſſe ſowohl der ganzen Welt 
wie auch Japans die ge ars des Friedens mit Rußland auf 
Grund von Bedingungen, die jeine Dauer durchaus gemwährleiften können, 
wünſcht, wird fie dem Vorſchlag des Präfidenten Rooſevelt folgen und 
Bevollmäcdtigte ernennen, welche mit den rujfiihen Bevollmächtigten an 
einem Ort und in einer Zeit, die beiden Parteien angenehm und gelegen 
find, zufammentreffen jollen, um die Friedensbedingungen direft und aus— 
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ſchließlich zwiſchen den Friegführenden Mächten zu verhandeln und ab- 
zuſchließen. 

Juni —Auguſt. (China) In Schanghai und Nagaſaki 
beſchließen die chineſiſchen Händler, die amerikaniſchen Waren zu 
boykottieren, ſolange die Vereinigten Staaten die chineſiſche Ein— 
wanderung erſchweren. Der Vizekönig von Schanghai verbietet den 
Boykott; der Präſident der Vereinigten Staaten verbietet willkür— 
liche Beläſtigung der Chineſen. 

Anfang Juli. Perſien tritt der engliſch-indiſchen Tele— 
graphengeſellſchaft ein Stück der Inſel Cherdſchama im Perſiſchen 
Golf ab. Von da wird das Kabel nach Bender-Abbas geführt. 

7. Juli. (Oſtaſiatiſcher Krieg.) Die Japaner landen auf 
Sadalin füdlih von Korſakowsk. Die Ruffen ziehen fih nad 
Norden zurüd. 

Suli. China und die Friedensverhandlungen. 

Die chinefische Regierung erhebt in St. Petersburg und Tokio die 
Forderung, von dem Verlaufe der Friedensverhandlungen, infofern fie die 
Souveränität und die territorialen Rechte Chinas berühren, unterrichtet zu 
werden und knüpft daran die beftimmte Erklärung, fie werde die Aner- 
fennung verjagen, falls zwiſchen Rußland und Japan die Souveränität 
und die territorialen Rechte Chinas betreffende Vereinbarungen ohne die 
vorherige Zuftimmung Chinas getroffen würden. — Japan lehnt die Forde- 
rung ab, Rußland erwidert, die Verhandlungen könnten felbftverftändlich nur 
zwiichen den friegführenden Parteien geführt werden, doch werde jie es 
nicht außer acht laſſen, daß China bei vielen Fragen an der Entjcheidung 
intereffiert fei. 

Ende Juli. Arabien.) Die türkichen Truppen jchlagen 
die Aufftändifchen in Yemen und nehmen eine Anzahl Führer 
gefangen. 

3. Auguft. (China.) Ein faiferliches Edikt hebt die Prügel- 
ftrafe auf. Dafür werden Gelditrafen oder die Verweifung in ein 
Arbeitshaus eingeführt. Statt 10 Hieben ift eine Strafe von einem 
halben Tael zu zahlen, bis zu 100 Hieben eine jolche von 15 Taelß. 
Im Unvermögensfalle fommen auf einen Tael vier Tage Gefängni2. 

Mitte Auguft. (Türkiſch-Aſien.) Die türkifchen Truppen 
jchlagen die Aufjtändifchen in Yemen. 

Auguft. (Yapan.) Große Regengüffe bringen der Reigernte 
großen Schaden. 

31. Auguft. Anfang September. (Japan.) Die öffentliche 
Meinung ift im allgemeinen unzufrieden mit den Friedensbedin— 
gungen; viele Zeitungsgebäude flaggen Halbmaft, die Oppofition 
fordert einen Kabinettswechſel. 
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1. September. (China) Ein faiferliches Edikt erfucht das 
Volk, den Boykott amerikanischer Waren aufzuheben, da die Ver— 
einigten Staaten die chinefifchen Reijenden höflich aufzunehmen 
veriprochen hätten. 


September. (Japan.) Unzufriedenheit mit dem Friedens— 
ſchluß. 


In Tokio, Yokohama und anderen Städten führt die Unzufrieden— 
heit mit dem Frieden zu Unruhen. Der Pöbel ſtürmt das Gebäude des 
Regierungsblattes „Kokumin“, das Miniſterium des Innern und verbrennt 
zehn chriſtliche Kirchen. Es kommt zu blutigen Zuſammenſtößen mit der 
Polizei, ſo daß der Belagerungszuſtand verhängt wird. In Tokio werden 
die meiſten Zeitungen unterdrückt, am 11. wieder freigegeben. Der Mi— 
niſter des Innern tritt zurück. 

12. September. (Japan.) Das Panzerſchiff „Mikaſa“ finkt 
infolge einer Exploſion. Die Urſache iſt unbekannt. 600 Mann 
werden getötet oder verwundet. — Mitte September werden Unter— 


jchleife in der Marineverwaltung entdedt. 


13. September. (Krieg.) Ruſſiſche und japanifche Bevoll- 
mächtigte treten bei Tſchantufu zur Regelung des Waffenftillitandes 
zujammen. 


18. September. (China.) Mehrere mandjchurifche Häfen 
werden den Fremden geöffnet. 


September. (Britiih- Indien.) Nach Zeitungsnachrichten 
macht fich eine jtarfe Bewegung der Hindus gegen die geplante 
adminiftrative Teilung Bengalens geltend. Mehrere taufend Hindus 
verkünden einen Boykott der englifchen Waren. 


September. (Perfien.) Eine englifche Kommiffion nimmt 
eine Regulierung der Grenze gegen Afghaniſtan vor. Die perfijche 
Preſſe ift unzufrieden mit dem Refultat. 


5. Oftober. (Zapan.) In einer Berfammlung der Handel3- 
fammern erklärt Graf Ofuma über die japanischen Finanzen: 

Nach der vollftändigen Zurüdziehung der japanischen Truppen werde 
die Schuld Japans fi) auf 2500 Millionen Yen belaufen, deren Ver— 
zinjung die runde Summe von 150 Millionen erfordern werde, nahezu 
da3 Doppelte der Staat3einnahmen vor zehn Fahren. Der Steuerbetrag 
auf den Kopf der Bevölkerung fei vor dem Kriege vier Men gemwejen, jebt 
betrage er zwölf Yen; die Nationalihuld Habe vor dem Kriege zwölf Yen 
pro Kopf betragen, nach dem Kriege betrage fie fünfzig Pen. Indeſſen 
beurteile er die Lage nicht pejfimiftiich; er betone die Notwendigkeit, daß 
die Geichäftswelt ihre Tatkraft zur Entwidelung produftiver Unternehmen 
aller Art verdoppele. 

Andere Stimmen, u.a. der japaniiche Finanzdelegierte in London, 
jehen die Finanzlage günftiger an. 
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13. Oktober. (Japan.) Beſuch des englischen oſtaſiatiſchen 
Geſchwaders in Tokio. 

16. Oktober. (Japan.) Der Mikado erläßt ein Manifeft 
über den Frieden und die neuen Aufgaben: 

Nach zwanzig Monaten des Krieges ift Japans Stellung gefräftigt 
und feine Interefien find gefördert... .. Wir finden die Friedensbedin— 
gungen in vollftändiger Uebereinftimmung mit unjeren Wünfchen und haben 
deshalb den Friedensvertrag ratifiziert. Rußland ift wieder der Freund 
Japans, und wir wünſchen aufrichtig, daß die wiederhergeftellten Bezie- 
dungen guter Nachbarſchaft ji zu nahen und herzlichen gejtalten mögen. 
In dieſem Zeitalter, wo e3 fein Stoden im Fortſchritt der Welt gibt, 
jollte auch feine Verzögerung eintreten in dem Bemühen, die Verwaltung 
der Gtaatögejchäfte unjered Volkes ſowohl nach innen wie nach außen zu 
vervollflommnen. Während die militärische Tüchtigfeit bei vollen Kräften 
felbft in Friedenszeiten aufrecht erhalten werden joll, fol unjer ernftes 
Bemühen darauf gerichtet jein, Erfolge auf friedlichem Gebiete zu erzielen, 
jo daß in gleihem Maße das Glüd des Landes erhalten werden kann, 
wie auch fein andauerndes Vorwärtsichreiten gejichert wird. Wir warnen 
unfere Untertanen ernftlih vor Kundgebungen prahlerijchen Stolzes und 
befehlen ihnen, ihren Gejhäften nachzugehen und alles zu tun, was in 
ihrer Macht fiegt, um das Reich zu Fräftigen. 


25. Oktober. (Niederländifh- Indien) Der Fürft von 
Boni auf Gelebes wird gejchlagen. 


17. November. Vertrag zwijchen Japan und Korea. 

„Japan übernimmt die Vejorgung der auswärtigen Angelegenheiten 
Koreas, bis Korea ſtark genug ift, feine Unabhängigfeit zu wahren. Ferner 
wird bie Verwaltung der inneren Angelegenheiten unter die Ueberwachung 
eine3 japanifchen Generalgouverneurs geftellt, der gemäß den Anordnungen 
des Raijer von Korea handelt. — Refident in Korea wird Marquis to. 

25. November. (Japan) Nah Mitteilungen des Armee- 
medizinaldepartement3 betragen die japanifchen VBerlufte des Krieges 


an Toten und VBerwundeten 218429, an Kranken 221136 Mann. 

November. Dezember. (Ruſſiſch-Aſien.) Unter den Truppen 
in Charbin und Wladiwoſtok finden große Meutereien ftatt, die 
zu förmlichen Gefechten führen. 

Mitte Dezember. (Ehina.) Wegen Unruhen in Schanghai, 
wobei Europäer bedroht werden, landen mehrere europäifche Kriegs— 
ſchiffe Mannjchaften. 

20. Dezember. (Japan.) Das Hauptquartier der Man 
dichurei wird aufgeldit. 

22. Dezember. Vertrag zwiſchen China und Japan. 


Nah Meldungen amerikanischer Blätter milligt China in die Ver— 
pachtung der Liautunghalbinjel an Japan und gefteht Japan die Kontrolle 
der Eijenbahn auf der Halbinjel bis Tſchangtſchitung zu, welder Ort wahr- 
iheinli den Scheidepunft zwijchen dem Topanliden und dem ruffifchen 
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Kontrollbereich bilden wird. Ferner gewährt die chinefiische Regierung der 
japanischen das Recht, eine Bahnlinie von Antung am Jalu bis Mufden 
zu bauen, was wahrſcheinlich längs der alten Heerftraße, der Karawanen- 
itraße, geichehen wird. Dabei ift vorgejehen, daß China nad) Ablauf einer 
gewiffen Frift die Bahn zurüdfaufen fann. China erflärt ſich bereit, dem 
Handel der Welt jechzehn der hauptjädhlichften Häfen und Städte in der 
Mandichurei zu öffnen, unter leßteren ijt auch Charbin. 


28. Dezember. (Yapan.) Der Kaiſer eröffnet den Reichätag. 


In der Thronrede dankt der Kaifer dem Volke für die vereinten 
Anjtrengungen, die die ruhmreiche Beendigung des Kriege ermöglichten 
und erwähnt ſodann, daß freundichaftliche Beziehungen mit Rußland wieder- 
hergeftellt feien und bemerft weiter, daß die Haltung der Vertragsmächte 
gegenüber Japan in zunehmendem Maße freundlich jei. Die Thronrede 
erwähnt jodann das Bündnis mit England, durch welches die freundicaft- 
fihen Beziehungen der beiden Länder auf eine feſte Grundlage geitellt 
würden, betont die Notwendigkeit, daß Japan Korea jeine Führung an— 
gedeihen laſſe, und ermahnt jchließlich die Mitglieder des Parlaments, 
einen einmütigen Geijt bei der Beratung der Maßnahmen und Aufwen— 
dungen zu zeigen, die durch die erhöhte Stellung der Nation erforderlich 
gemacht worden jeien. 


Überjigt 
der politischen Entwikelung des Jahres 1905. 


Wie im lebten Jahrgang jo haben wir auch in diejem bie 
Überficht mit dem japanifch-ruffifchen Kriege zu beginnen: es 
iſt das Ereignis, das der internationalen Lage vornehmlich die 
Signatur gegeben hat. — Fortjegung und Schluß des Krieges 
zeigen denjelben Charakter wie der Beginn: eine andauernde mili- 
tärifche Überlegenheit der Japaner, die aber nicht bis zur völligen 
Überwältigung Rußlands ausreicht. Das Jahr begann mit einem 
großen Erfolg der Japaner, mit der Kapitulation des fo heftig 
beftürmten Port Arthur, wodurch fich ihre militärische Lage be= 
deutend verbefjerte; fie fonnten jebt im Beſitze diefer Seefeſtung 
darauf rechnen, jelbjt im alle eines Rüdjchlagd zu Lande eine 
Pofition auf der Halbinfel Liautung und damit einen Zugang zur 
Mandſchurei zu behaupten. Für den Feldzug jelbft bedeutete der 
Tall Port Arthurs die Verftärkung des Marſchalls Oyanıa durch 
den größten Zeil der Belagerungstruppen. Aber ehe die jo ver- 
ftärkte Hauptarmee zur Offenfive übergehen konnte, wurde fie jelbjt 
von den Ruſſen angegriffen. Seit der lebten Schlacht (Dftober 
1904) Hatten fich beide Armeen gegenübergeftanden und fich nur 
durch Feine Vortruppengefechte beunruhigt. Mitte Januar unter: 
nahm eine ruffiiche Kavallerieabteilung unter General Meſchtſchenko 
einen größeren Vorftoß, am 25. Januar folgte der Angriff Kuro— 
patkins felbft, der zu heftigen Gefechten bei Sandepu und Hofutai 
(am Hunho) führte, aber am 3. Februar eingeftellt werden mußte. 
Auch die Japaner Hatten nicht mehr erreicht als den Angriff der 
Rufen abgefchlagen zu haben, eine Verfolgung vermochten fie nicht 
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zu unternehmen. Der Schlacht folgte wiederum eine mehrwöchige 
Paufe, am 23. Februar Hatten dann die Japaner ihre Vorberei— 
tungen beendet, um eine große Offenfive auf die ſtark befeftigte 
Stellung der Ruſſen bei Mufden wagen zu fünnen. Wie ftet3 
errangen die Japaner ihren Sieg durch ihre größere Frontausdeh- 
nung; troßdem fie der ruſſiſchen Armee an Zahl nicht gleich waren, 
umgingen fie unter bejtändigen Gefechten den rechten Flügel Kuro— 
patkins und zwangen ihn Hierdurch zum Rüdzuge Am 10. März 
war die Schlacht entjchieden; die Ruffen gaben Mufden auf und 
zogen fich über den Yiluho zurüd. Die Berlufte an Toten und 
Perwundeten waren auf beiden Seiten enorm, die Ruſſen verloren 
außerdem viele taujfend Gefangene und ungeheuren Kriegövorrat; 
der Eindrud, den das Elend der Schlacht und des Rückzugs auf 
den Führer bervorbrachte, war derart, daß Kuropatkin an feiner 
Fähigkeit, den Krieg weiter zu führen, verzweifelte, den Zaren um 
jeine Abberufung bat und durch Lenewitich erjeßt werden mußte. 
Aber troß der gewaltigen Einbußen war das ruſſiſche Heer nicht 
zerftört, und die Japaner waren jelbjt vom Kampfe zu jehr mit- 
genommen, um die Rufen in raftlofer Verfolgung aus der Man— 
dicehurei binaustreiben und die Armee auflöjen zu fönnen. Wie 
nach den früheren Schlachten konnten fich die Ruſſen einige Meilen 
vom Schlachtfelde wieder feitjeßen, einen großen Teil der Mans 
dichurei behaupten und Berjtärfungen aus Europa heranziehen. 
So ift die Lage bis zum Schluß des Krieges geblieben; zu einer 
erneuten großen Aktion fühlte fich feine Partei ſtark genug, jo daß 
größere Gefechte nicht mehr jtattgefunden haben. Nicht einmal die 
Belagerung Wladiwoſtoks konnte Oyama unternehmen, weil er 
bejorgen mußte, durch Abgabe von Belagerungätruppen das Feld— 
beer zu jehr zu ſchwächen und den Ruſſen Gelegenheit zu erfolg- 
reichen Angriffen zu geben. Trotz der ruhmvollen Siege war ſo— 
mit die Lage der Japaner keineswegs glänzend; noch war das 
Schickſal des Krieges nicht entichteden, und wenn gar die heran— 
nabende ruiftiche Flotte Erfolge hatte, konnte, wie im Borjahre 
ſchon dargelegt, die von der Heimat abgeichnittene Armee Oyamas 
fh in der Mandichurei nicht halten. Auch Port Arthur bätte, 
falls die Ruſſen die Überlegenheit zur See errangen, einem Angriff 
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zu Waſſer und zu Lande nicht widerjtehen fünnen. Alle dieje Ge— 
fahren find abgewendet worden durch die ungeheure Überlegenheit 
der japanifchen Seemacht über die ruffifche. 

Das ruffische Gejchwader Roſchdeſtwenski hielt fich zu Beginn 
des Jahres in den Gewäflern von Madagaskar auf, jteuerte dann 
langjam nad) DOften, während eine zweite Erjaßflotte unter Admiral 
Nebogatomw Libau verließ (19. Februar), um fich mit Roſchdeſtwenski 
zu vereinigen. Um fie zu erwarten, hielt fich Rojchdeitwenzfi län— 
gere Zeit in der Bucht von Kamrah, an der Küfte von Indo— 
china, auf, Hier wie bei Madagaskar die Gaftfreundfchaft des ver— 
bündeten Frankreich benußend. Wenn jchon die Duldung der 
ruffifchen Flotte in Madagaskar in Japan als Bruch der Neu- 
tralität durch Frankreich empfunden wurde, jo verftärkte fich dies 
Gefühl, als die ruſſiſche Flotte die oftafiatifchen Gewäſſer erreicht 
hatte und die von ihr drohende Gefahr dringender wurde. Pro— 
tefte in der Prefje und in Volksverfammlungen wurden laut, Agi— 
tationen auf Abbruch der Handel3beziehungen zu Frankreich wurden 
eingeleitet, und in Paris jelbjt lenkte der japanifche Gejandte die 
Aufmerkjamkeit der franzöfiichen Regierung auf die Frage, aller- 
dings ohne geradezu einen formellen Proteft gegen Roſchdeſtwenskis 
Aufenthalt zu erheben (April). Ungeachtet diefer Erregung blieb 
Roſchdeſtwenski unangefochten in den franzöfifchen Gewäſſern bis 
die Vereinigung mit Nebogatow ficher gejtellt war, dann erſt brach 
er nach Norden auf (Ende April), um Wladiwoſtok zu erreichen. 
63 war fein Zweifel, daß die Japaner alles daranfegen mußten, 
die ruffische Flotte unterwegs anzugreifen: ungefährdet nach Wladi- 
woſtok gelangt, Hätte fie fich dort von den GStrapazen der Reife 
erholt und jo jpäter einen viel gefährlicheren Gegner darjtellen 
fönnen. Die allgemeine Erwartung auf eine baldige Seejchladht 
ging in Erfüllung: Admiral Togo verlegte der ruſſiſchen Flotte in 
der Straße von Korea den Weg und vernichtete fie in einer Schlacht 
bei der Inſel Tſchuſchima (27. und 28. Mai) vollitändig. Ein 
Artilleriegefecht der großen Linienjchiffe leitete das Gefecht ein; 
nachdem hierdurch die Rufjen mürbe gemacht worden waren, fanden 
mehrere Zorpedoangriffe ftatt, die nach anfänglichem Scheitern 
ſchließlich die Kataftrophe vollendeten. Sämtliche ruffifche Linien- 
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ichiffe wurden genommen oder zum Ginfen gebracht, nur einige 
Kreuzer und Torpedo retteten fich nach Wladiwoſtok oder in neu— 
trale Häfen, die Japaner büßten drei Torpedoboote ein. Roſchdeſt- 
wenski ſelbſt geriet jchwer verwundet in Gefangenjchaft; an Mann— 
ichaften verloren die Ruſſen mehrere taujend tot und verwundet, 
die Japaner nur 537 Mann. Mehrere Umftände haben zuſammen— 
gewirkt, um dieſes Rejultat herbeizuführen. Die Japaner waren 
artilleriftiich überlegen, fie erzielten auf Entfernungen Treffer, wo 
die Ruffen das Feuer nicht erwidern konnten, auch die japanijchen 
Schiffe werden in befjerem Zuftande als die ruffiichen gewejen fein. 
Vor allem war die japanische Mannfchaft der ruffifchen qualitativ 
weit überlegen. Jeder Japaner mußte, daß jebt dad Heil des 
Vaterlandes auf dem Spiele ftehe, daß Sieg und Niederlage zu— 
gleich über die Landarmee und die jo heiß erjtrebte Großmachtöpolitif 
entjcheide; die ruffiichen Seeleute hatten, wie die ganze Nation, 
nur geringes Intereſſe am Kampf und waren zum Zeil aus uns 
disziplinierten Elementen zufammengefeßt und wenig geneigt, das 
Außerfte zu Ieiften. Daher haben fie anfcheinend jchneller als not= 
wendig den Widerftand aufgegeben, jobald fie einmal die Über- 
legenheit der japanifchen Artillerie erfannt Hatten. Auch vielen 
Dffizieren und dem Admiral Nebogatow werden ſchwere Vorwürfe 
gemacht, indeffen fteht eine unparteiifche Unterfuchung noch aus. 
Der Sieg ficherte den Japanern definitiv die Überlegenheit 
zur See, und damit war die Möglichkeit einer völligen Verdrängung 
vom oftaftatifchen Feſtlande jelbjt bei einer Niederlage Oyamas 
abgewendet. Sogleich ſchickten fie fich an, die frei gewordene Flotte 
zu neuen Eroberungen zu verwenden; Wladiwoſtok wurde blodiert, 
auf der Inſel Sadalin im Süden eine Landung unternommen 
und die Schwache ruſſiſche Beſatzung ohne Mühe nach Norden ver= 
trieben. Aber auf dem Hauptkriegsfchauplage in der Mandfchurei 
blieben die Dinge aus den angeführten Urfachen in der Schwebe; 
jede Bartei fühlte fich unfähig, etwas Entjcheidendes zu wagen und 
juchte die Kräfte des Gegners durch Ausdauer zu erfchöpfen. Der 
Krieg konnte ſich jomit noch unabjehbar Hinziehen. Die Löfung 
aus diefer Spannung hat auswärtige Vermittelung gebracht. Alle 
Mächte Hatten mit Rücdficht auf den oftafiatifchen Handel großes 
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Antereffe an der Beendigung des Krieges, am meijten aber Eng» 
land und Frankreich. Beide waren ja verbündet mit je einer der 
friegführenden Parteien; bei unerwarteten Komplikationen, die bei 
langer Dauer eines Krieges nie außgejchloffen find, fonnten fie ge— 
jwungen werden einzugreifen, und da fie, wie im Vorjahre aus— 
geführt, gerade beftrebt find, ein enge8 Einvernehmen herauftellen, 
jo lag ihnen daran, mit dem oftaftatifchen Kriege jede Konflikts— 
gefahr zu bejeitigen. Eine Beforgnis, daß Rußland feine frei ge- 
wordene Armee nad Süden, etwa gegen Perfien, wende, um fein 
verlorenes Prejtige wiederzugeiwinnen, brauchte England jeit dem 
Ausbruch der Revolution nicht zu hegen, und überdies hatte es 
gegen eine jolche Bedrohung, wie wir noch jehen werden, ein Gegen 
mittel in Bereitfchaft. Die Ententemächte bemühten fich daher um 
eine DVBermittelung, aber ehe fie Erfolg Hatten, war bereit3 der 
Vorſchlag des Präfidenten Rooſevelt, auf amerikaniſchem Boden 
Verhandlungen zu beginnen, in Peteräburg und Tokio angenommen 
worden (Juni). Japan wie Rußland waren mit Rüdficht auf ihre 
Finanzen des Friedens bedürftig und ergriffen gern die Gelegen- 
heit, mit Ehren aus der fchwierigen Lage herauszufommen. Unter- 
jtüßt wurde Roojevelt3 Vorfchlag auch vom Deutjchen Kaifer, doch 
find Einzelheiten nicht darüber befannt geworden. 

In den Verhandlungen, die in Portsmouth (New-Hamp— 
fhire) zwijchen Witte, dem erften Manne Rußlands, und Komura, 
dem japanifchen Minijter des Auswärtigen, geführt wurden (jeit 
Anfang Auguft), trat Japan zuerjt mit weitgehenden Forderungen 
hervor: Auslieferung Koreas, Übertragung des ruffiichen Pacht- 
vertrag mit China über Liautung an Japan, Abtretung von 
Sadalin, Auslieferung aller ruffiichen Kriegsfchiffe in neutralen 
Häfen Dftafiens, Beſchränkung der ruffiichen Macht zu Waſſer und 
zu Lande in Oftafien, Zahlung einer Kriegsentſchädigung von 
mehreren Milliarden Mark. Die Mandjchurei jollte von beiden 
gleichzeitig geräumt und der chinefifchen Regierung zurüdgegeben 
werden. Dieje Bedingungen hätten Rußland aus der Reihe der 
ojtaftatifchen Mächte geftrichen. Rußland wollte dagegen nicht mehr 
gewähren, al3 was die Japaner wirklich erobert hatten, die übrigen 
Horderungen lehnte es ala jchimpflich ab. Das Begehren nach den 
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ruffiichen Kriegsſchiffen und der Beichränfung der ruffiichen Macht 
ließ Komura bald fallen, längere Differenzen erhoben fich aber 
über die Kriegsentſchädigung und Sachalin. Die Inſel ijt ein 
Stüd altjapanifchen Beſitzes und die Öffentliche Meinung jah ihre 
Wiedererwerbung als Ehrenpunft an; die Kriegsentſchädigung be— 
deutete für die ſtark angejpannte Steuerkraft Japans eine erheb- 
liche Erleichterung. Indeſſen Rußland war nicht zu bewegen, über 
den status quo hinaus einen Schritt entgegenzufommen, und jo 
mußte Komura jchließlich auf die Entjchädigung verzichten und fich 
mit dem Beſitz Koreas, Liautungs und der eroberten jüdlichen Hälfte 
Sachalins (bis zum 50. Breitengrade) begnügen. Über die Man- 
dichurei wurde fejtgejeßt, daß fie beide Parteien gleichzeitig binnen 
18 Monaten räumen jollen; Liautung bleibt jelbjtverjtändlich in 
den Händen Japans, des Rechtönachfolgers Rußlands im Pacht— 
vertrag mit China. Die von Rußland gebaute Eifenbahn Charbin— 
Port Arthur und die zum Nuten der Eifenbahn angelegten Kohlen— 
gruben fommen von Port Arthur bis Kuan-Tſcheng-Tſu (250 Kilo— 
meter jüdlich Charbin) an Japan, die nördliche Strede verbleibt 
Rußland. Zum Schute der Eifenbahn jollen beide Mächte nur 
geringe Wachen zurüdlaffen, nicht mehr als 15 Mann pro Kilometer, 
und ausdrüdlich ift fejtgejett, daß die Bahn nicht ftrategifchen, 
jondern wirtfchaftlichen Zweden dienen fol. Da Rußland fo nur 
das faktifch Verlorene preisgab, ift e8 noch eine oftafiatifche Groß— 
macht geblieben, wie namentlich die Beftimmung über die man 
dichurifche Bahn beweift. Im Befibe der Strede bis Kuan-Tſcheng— 
Tſu fann die ruffiiche Armee bei einem neuen Konflikt den wich— 
tigen Knotenpunkt Charbin und die Strede nach Wladiwoſtok 
fichern und bei Charbin eine ftarfe Armee verfammeln, ehe die 
Sapaner don Port Arthur aus Charbin erreichen und die Bahn 
nah Wladiwoſtok unterbrechen können. Wiederum Hat aljo die 
Größe des ruffiichen Landgebietes, die den Japanern die Krieg— 
führung fern von der Heimat erjchwerte, Rußland vor einem 
völligen Zufammenbruch gerettet (vgl. 1904 ©. 354). Es iſt ver- 
ftändlih, daß in Japan die Nation die militärische Unmöglichkeit, 
die Rufen niederzufchlagen, nicht erfannte, und daß deshalb die 
gelinden Friedenäbedingungen eine große Unzufriedenheit hervor— 
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riefen. Ebenſo hatte die Liberale Öffentliche Meinung Europas an 
eine völlige Zertrümmerung der ihr unſympathiſchen ruffischen 
Macht geglaubt. Sie konnte fich die Milde der Bedingungen meift 
nur durch weile Mäßigung oder Großmut des Mikado und feiner 
Unterhändler erflären, womit fie freilich, ohne es zu bemerken, 
einen eben fo jchweren wie ungerechten Vorwurf gegen die Leiter 
der japaniſchen Politik ausſprach. 

Obgleich Rußland ſomit ein ſtarker und drohender Nachbar 
Japans geblieben iſt, hat ſich die japaniſche Poſition durch den 
Frieden dennoch gewaltig verſtärkt. Einmal Liegt die Erneuerung 
des Krieges bei den augenblidlichen Zuftänden in Rußland in 
weiter Ferne, Japan Hat alfo Muße, fich finanziell wie militärisch 
zu fräftigen und fich häuslich in dem eroberten Gebiet einzurichten. 
Sodann hat fich die japanische Regierung durch dag zehnjährige 
Bündnis mit England (vom 12. Auguft, ©.197 und lebte ©.) ge= 
fichert. Beide Mächte garantieren fich darin ihren Befitz und ver- 
Iprechen gemeinjfame Berteidigungämaßregeln gegen jeden Angriff. 
Hierdurch gewinnt Japan erhöhte Sicherheit gegen einen baldigen 
Angriff Rußlands, und vor allem wird das durch dad Bündnis 
gefteigerte Vertrauen in die Zukunft Japans beim Abjchluß von 
Anleihen, befonder3 in England, von Wirkung fein. Der Borteil 
Englands, bei einem Zujfammenftoß mit Rußland auf Japans 
Hilfe rechnen zu dürfen, braucht nicht erſt erläutert zu werden. 
In der ficheren Erwartung dieſes Bündnifjes konnte England ohne 
Sorge der Rüdberufung der ruffiichen Armee aus der Mandjchurei 
entgegenjehen. — Außer dem Schuß des japanischen und englifchen 
Befites hat der Bund noch den Zweck, die Integrität Chinas und 
der Gleichberechtigung aller Mächte dort aufrecht zu erhalten; der 
Horm nach ftrebt er aljo die Verhütung neuer Berwidelungen im 
Dften an. 


Die durch den oftafiatifchen Krieg bejchleunigte franzöſiſch— 
englijhe Entente war im vorigen Jahre durch das Kolonial- 
abfommen vom 8. April bezeichnet worden. Darin war nament- 
lich ein Punkt von internationaler Wichtigkeit: die Beftimmung 


über Maroffo. England erklärte fich einverftanden, daß Frank— 
Europäifcher Gefchichtsfalender. XLVI. 21 
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reich als Nachbar Marokkos den Beruf habe, dort für Aufrecht- 
erhaltung der Ruhe zu forgen und den Gultan in den notwen- 
digen militärifchen und finanziellen Reformen zu unterjtüßen, 
d.h. e8 erkannte das ſchon Lange hervorgetretene Bejtreben Franf- 
reihe an, Marokko allmählich unter fein Proteftorat zu ftellen. 
Frankreich verpflichtete fich, in den nächften dreißig Jahren Eng» 
Yand kommerziell in Marokko auf gleichem Fuße mit Frankreich 
zu behandeln. Beide Mächte verfügten alſo einfeitig über die 
Zukunft eines jouveränen Staates und damit über die Rechte der 
anderen Nationen, denn nach Durchführung des franzöfifchen Pro— 
teftorat3 müßten die Beziehungen zwifchen Marokko und dem Aus— 
lande von Frankreichs Politif abhängig fein. Die in dem Ver— 
trag enthaltene Formel, daß Frankreich nicht beabfichtige, den 
geltenden Zuftand in Marokko zu ändern, enthielt feine Verpflich— 
tung und bedeutete daher nichts. So wenig wurde auf die übrigen 
Mächte Rüdficht genommen, daß ihnen der Vertrag nicht einmal 
offiziell mitgeteilt wurde; nur mit der anderen Nachbarmacht, 
Spanien, ſchloß Frankreich nachträglich noch ein Abkommen (1904 
©. 249). Alles das geſchah, obgleich die größeren europätjchen 
Staaten und Nordamerifa im Jahre 1880 in einer Konvention 
in Madrid ausdrüdlich den Grundjaß der fommerziellen Gleich- 
berechtigung in Marokko proflamiert Hatten. Bon befonderer 
Wichtigkeit war das Aprilabfommen für Deutjchland, defjen 
Handel mit Maroffo im Steigen begriffen ift und das feiner 
ganzen Politik nach danach ftreben muß, die noch freien Gebiete 
vor der Beichlagnahme durch eine einzelne Macht zu ſchützen. Um 
jo bedenflicher wurde die Ausficht für die deutichen Beziehungen 
zu Marokko, ala Frankreich bald feinen Zweifel ließ, wie e3 feine 
Rolle ald Ratgeber und Helfer des Sultans auszulegen gedachte. 
Zu Beginn des Jahres überreichte der Gefandte Rene Taillandier 
in Fez mehrere Forderungen, deren Ausführung die Autonomie 
Marokkos beendet hätte: in der Armee jollten zahlreiche Franzojen 
und Muhamedaner aus Algier al3 Inſtruktoren und Offiziere an- 
gejtellt werden, ebenfo in der Polizeitruppe, jo daß faftijch die 
jtädtifche Berwaltung in franzöfifche Hände gekommen wäre; ein 
Zeil der Zölle ſollte an Frankreich fallen für Verbeſſerungen, die 
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es in den Häfen vornehmen wollte, eine franzöfilche Bankgruppe 
endlich follte weitgehende wirtjchaftliche und politifche Privilegien 
erhalten, die praftifch jeden fremden Wettbewerb ausfchloffen. Der 
Gejandte motivierte die Forderungen mit der Notwendigkeit, durch 
Heritellung von Ruhe und Ordnung in Maroffo die franzöfifche 
Grenze vor Angriffen maroffanifcher Banden zu jchüßen; er ftellte 
fih dem Sultan als Mandatar jämtlicher Großmäcdhte dar und 
drohte bei Ablehnung feiner Forderungen mit Gewalt: er fuchte 
aljo eine moralifche und militärische Preſſion auszuüben. 

Die deutjche Regierung erfuhr durch ihren Gejchäftsträger 
nicht jogleich alle Einzelheiten der franzöfifchen Forderungen, aber 
was fie davon erfuhr, genügte zufammen mit den Außerungen 
der franzöfifchen Preffe, die laut die bevorftehende „Zunififation“ 
Marokkos verfündete, um den Charakter der franzöfiichen Politik 
erkennen zu laflen. Um die dem deutjchen Handel drohende Gefahr 
zu befämpfen, war das erjte Mittel, den Sultan in feinem natür= 
lichen Widerftande gegen das Begehren Frankreich! zu ftärken: der 
deutjche Gefandte erhielt den Auftrag, gegen die Prätenfion des 
franzöfifchen Geſandten, als Mandatar Europas aufzutreten, zu pro= 
tejtieren, ba er von Deutfchland feine Ermächtigung erhalten habe. 
Ferner galt e8 deutlich zu bezeugen, daß Deutjchland troß des 
franzöfifch-englifchen Vertrage® Maroffo als jouveränen Staat ans 
erkenne, der feine innere und äußere Politik fjelbjtändig regeln 
fönne: diefem Zwed diente die Reife des Kaiſers nach Tanger 
(©. 304). Im Vertrauen auf diefe Haltung Deutſchlands Leiftete 
der Sultan dem franzdfifchen Drängen nachhaltigen Widerjtand 
(März, April). 

Als Deutjchland jo die franzöſiſche Politik durchkreuzte, kam 
ihm zuftatten, daß e3 fich auf die Madrider Abkunft berufen und 
ausführen konnte, daß es nicht für fich befondere Privilegien, ſon— 
dern nur die Erhaltung des ſeit 1880 geltenden Rechtszuftandes 
der „offenen Tür” für alle Nationen erjtrebe. Der Einführung 
von Reformen in Marokko widerjprach es keineswegs, aber es be= 
tonte, daß darüber nicht Frankreich allein, ſondern ſämtliche Unter: 
jeichner der Madrider Konvention zu entjcheiden hätten, damit die 


Rechte aller gewahrt blieben. Frankreich mußte fih aljo not» 
21* 
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gedrungen mit Deutjchland über feine Maroffopolitif verjtändigen, 
wenn e3 nicht einen Bruch provozieren wollte. In den Verhand- 
lungen, die Hierüber begonnen wurden (feit April), verjuchte der 
franzöfifche Minifter des Auswärtigen Delcaſſé, unterjtüßt von 
einem Zeil der Preffe, die Berufung auf die Madrider Konvention 
zu beftreiten und die deutfche Regierung in Widerjpruch mit fich 
jelbft zu bringen: fie habe den Vertrag zwijchen England und 
Frankreich jtillfchtweigend gebilligt, und es jei nicht loyal, jet nach 
Sahresfrift, wo Frankreich die Konfequenzen daraus ziehen wolle, 
dagegen aufzutreten. Die deutjche Regierung fonnte erwidern, daß 
fie weder eine Billigung noch Verwerfung des Vertrags aus— 
geiprochen habe, weil er ihr nie offiziell mitgeteilt fei, daß fie erjt 
Anlaß zu Erklärungen gefunden Habe, nachdem Frankreich den im 
Dertrage aufgejtellten Sab, die geltenden Zuftände nicht ändern zu 
wollen, durch jeine Zumutungen an den Sultan umgeftoßen und 
die Rechte aller Madrider Bertraggmächte verlebt habe. Lange 
Zeit fand diefer Standpunkt in Paris fein Verſtändnis. Der 
franzöfiſche Minifter und die meijten franzöfifchen Zeitungen hatten 
fih in den Gedanken, Marokko müfje ein zweites Tunis werden, 
jo eingelebt, daß fie in der deutjchen Politik fein berechtigtes 
Intereſſe, jondern nur Übelwollen gegen Frankreich entdeckten. Die 
Lage ſpitzte ſich zu, als der Sultan jchlieglich die Franzöfifchen For— 
derungen ablehnte und im Einklang mit dem deutjchen Standpunft 
den Unterzeichnern der Madrider Konvention vorjchlug, eine Kon— 
ferenz in Zanger abzuhalten, um über die unvermeidlichen admini— 
jtrativen Reformen in feinem Reiche zu beraten (27. Mai). Deutjch- 
land jtimmte natürlich fofort zu, aber die Frage war, ob Frank: 
reich die Befragung der Mabdrider Signatarmächte zugeben und 
damit feinen bisherigen Standpunkt verleugnen werde. Dem An— 
jchein nach hat Delcafjs die Abficht gehabt, den maroffanifchen 
Vorſchlag abzumweifen und dem Sultan, dem deutjchen Einjpruch 
zum Trotz, die franzöfiichen Vorjchläge aufzuzwingen. Gejtüßt auf 
dad Einvernehmen mit England, auf deffen Mitwirkung gegen 
Deutichland er weitgehende Hoffnungen ſetzte, mag er geglaubt 
haben, Deutjchland würde vor einer entſchloſſenen kriegsbereiten 
Politit Frankreich! feinen Widerjpruch aufgeben und fo eine ſchwere 
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diplomatifche Niederlage erleiden. Aber diefe Politit fand nicht 
die Billigung des Minifterrats. Eine Kriegsgefahr mit Deutjch- 
land wollten die Minifter Marokkos wegen nicht heraufbeichtwören, 
Delcafje wurde daher von feinen Kollegen zum Rüdtritt gezwungen 
(6. Juni). Der Sturz Delcaffes ließ erkennen, daß Frankreich 
feinen grundjäßlichen Widerfpruch gegen die Konferenz fallen Tieß, 
und es handelte fich nun darum, die Bedingungen zu finden, unter 
denen Frankreich feine Zuftimmung auzfprechen konnte. Verhand— 
lungen in Paris und Berlin führten bald zur Einigung. Deutjch- 
land erkannte an, daß Frankreich als Nachbar Marokkos beſonders 
an ber Herjtellung der Ruhe im öftlichen Maroffo intereffiert fei, 
und daß ihm deshalb gewiſſe polizeiliche Befugniffe im Grenz— 
bezirk einzuräumen jeien unter der Vorausfegung, daß die Sou— 
veränität und Integrität Marokkos jowie die wirtjchaftliche Gleich- 
berechtigung aller übrigen Nationen gewahrt bleibe. Über die 
Ausdehnung der Franzöfifchen Rechte und die fonftigen in Maroffo 
einzuführenden Reformen follte die Konferenz entjcheiden. Als 
man hierüber einverjtanden war, wurde ein offizielles Abkommen 
geichloffen, in dem Frankreich die Einladung zur Konferenz an— 
nahm und beide Mächte fich verpflichteten, jene Vorjchläge dem 
Sultan gemeinjchaftlih al® Programm für die Konferenz zu em— 
pfehlen (8. Juli, erweitert am 28. September). Hiermit waren bie 
Zwiftigfeiten, die einen Augenblid den europäifchen Frieden be= 
droht Hatten, vorläufig erledigt. Die Verhandlungen, die noch 
weiter geführt wurden, betrafen nur einige fpezielle wirtjchaftliche 
Unternehmungen in Maroffo, die Feſtſtellung des Konferenzortes 
und den Zeitpunkt ihres Beginnd. Man kam überein, fie zu Be— 
ginn des Jahres 1906 in Algeciras in Südſpanien zu eröffnen. — 
Die Spannung zwifchen Deutjchland und Frankreich ift damit frei- 
lich noch nicht beendet worden. Allerdings hat die Franzöfifche 
Preſſe im allgemeinen Delcaffes Politit geopfert, und über den 
gejtürzten Minifter find auch von Blättern, die eine Zunififation 
Marokko befürwortet hatten, herbe Urteile gefällt worden, aber 
gegen Deutjchland ift bis zum Jahresichluß ein unfreundlicher Ton 
beibehalten worden. Der Argwohn, daß Deutjchland den marokka— 
niſchen Streit provoziert Habe, um Frankreich zu demütigen und 
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zu überfallen, ift noch lebendig und wie jede Leidenjchaft nicht zu 
widerlegen. 

Ein Nachſpiel zur Maroffoangelegenheit brachte der Parijer 
„Matin”, das Drgan Delcaffes. Er fuchte nachträglich Delcafjes 
Politif zu rechtfertigen mit dem Hinweije auf eine von England 
angeblich verfprochene Kriegshilfe: nicht nur mit der Flotte, ſon— 
dern durch eine Landung mit hunderttaufend Mann habe England 
Frankreich im alle eines deutjchen Krieges beiftehen wollen (S. 220). 
Trotz diefer Bundesgenofjenfchaft jei der Minifterrat vor Deutjch- 
land zurüdgewichen. Die Meldung wurde zwar offiziöß von der 
franzöſiſchen Regierung dementiert, aber das Dementi fand wenig 
Glauben. Die Parifer Prefje vertrat im allgemeinen die Auf— 
faffung, daß Delcafje durch unverbindliche Außerungen von Ver— 
tretern Englands büpiert und fo im Bertrauen auf eine faktijch 
nicht dverfprochene Bundeshilfe feinen jchroffen Ton gegen Deutjch- 
land angefchlagen Habe. Für die Beziehungen zwijchen Deutjch- 
land und Frankreich hatte dieſe Veröffentlichung feine Folge; in 
ihrem Wortlaute wurde fie in Deutjchland faum ernjt genommen, 
da man eine Landung englifcher Truppen für unausführbar hielt. 
Dagegen glaubte man in Deutjchland fo viel daraus entnehmen 
zu können, daß England den Konflikt zwijchen Deutjchland und 
Frankreich geſchürt habe, zumal feine Öffentliche Meinung in der 
Marofkofrage auf der Seite Frankreichs geftanden hatte und die 
englifche Preſſe allerlei Berdächtigungen der deutjchen Politik ver- 
breitet hatte: bald jollte fie den Plan haben, jeder fremden Flotte 
den Zutritt zur Oftfee zu verbieten, bald jollte fie den Krieg in 
Dftafien zu verlängern juchen, bald ein Bündnis mit Rußland 
gegen England anjtreben, bald eine Einmiſchung in die inneren 
Angelegenheiten Rußlands beabfichtigen u. dgl. Auch Mahnungen 
an die Regierung, vor der Ylottenpolitif des Kaiſers auf der Hut 
zu fein, und verlegende Urteile über die deutjche Seemacht fehlten 
nicht. Der Befuch der englifchen Flotte in der Dftfee und ihre 
gaftliche Aufnahme durch Behörden und Bevölkerung vermochten 
das gegenjeitige Mißtrauen nicht zu bejeitigen; es fand auch feinen 
Ausdrud in der Thronrede des Kaiſers bei Eröffnung des Reichs— 
tags. Erſt am Schluß des Jahres begann ein Umſchwung ein— 
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zufegen. Die englifche Regierung verficherte der deutfchen, daß fie 
jolche Erklärungen, wie der „Matin“ behauptete, niemals abgegeben 
habe, und auf beiden Seiten machte man fich das Ungeheuerliche 
eines deutjch-englifchen Krieges immer mehr klar. In beiden Län- 
dern begannen private Kreife Agitationen, um den gehäffigen Ton 
in der Preffe zu bejeitigen und die gemeinfamen fulturellen Inter— 
effen zu betonen. Beide Regierungen Haben dieſe Bejtrebungen 
wohlwollend gefördert. Alles in allem jcheinen fich fo die englijch- 
deutfchen Beziehungen im abgelaufenen Jahre etwas gebeffert zu 
haben. 

Eine andere internationale Frage von Bedeutung, die jchon die 
legten Jahre bejchäftigt hat, ift die mafedonifche Berwaltungs- 
reform. Sie ijt im Jahre 1905 infofern ein Stüd vorwärts ge- 
bracht worden, al3 der Sultan gezwungen wurde, eine europäifche 
Kommiffion zur Überwachung der Finanzverwaltung in den male 
donifchen Vilajets einzufegen. Das Mandat der Bevollmächtigten 
der Großmächte ift einjtweilen auf zwei Jahre bemeffen, um durch 
diefe Bejchränfung die Souveränität des Sultans zu wahren. Der 
Sultan verfuchte — offenbar beeinflußt durch den Zuſammenbruch 
der ruffiichen Macht — dem europäifchen Konzert zu widerftreben 
und Eonnte erjt durch eine Ylottendemonftration zur Annahme der 
Kontrolllommiffion beivogen werden. An der Demonftration be- 
teiligte fich Deutfchland nicht, aber es war mit der Forderung ſelbſt 
einverjtanden und riet im Konftantinopel dringend zur Nachgiebigfeit. 


Deutjchland Hatte, wie aus dem oben Gejagten hervorgeht, 
in der auswärtigen Politik ein unruhiges Jahr zu überjtehen, aber 
e8 fcheint, daß fich beim Jahresſchluß feine Stellung, die fich im 
Jahre 1904 durch den ruffiich-japanifchen Krieg und die englifch- 
franzöſiſche Entente verjchlechtert Hatte, wieder etwas gehoben hat. 
Bemerkenswert ift, daß die Öffentliche Meinung während der ma— 
roffanifchen Streitfrage durchaus begriff, daß es fich hier nicht nur 
um die Rettung eines deutjchen Ausfuhrgebiet3 vor franzöſiſcher 
Okkupation Handle, jondern daß auch die nationale Ehre engagiert 
jei, da England und Frankreich den Verfuch gemacht hatten, ohne 
Befragung Deutjchlandg über feine Rechte in Marokko zu ent— 
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icheiden. Alle Parteien außer den Sozialdemokraten Haben daher 
im wefentlichen die Regierung unterſtützt. Ebenſo hat die öffent 
liche Meinung fi) mehr und mehr davon überzeugt, daß die Re— 
gierung im oftafiatifchen Kriege eine durchans unparteiiſche Haltung 
bewahrt hat, und der Argwohn, daß fie Rußland zu begünftigen 
geftrebt Habe, beginnt zu jchwinden. 

Naturgemäß beichäftigte fich die Öffentlichkeit während der 
unficheren äußeren Lage mit der Frage, ob Deutjchland einem 
Kriege mit den Ententemächten gewachjen jei. Wie ed nicht anders 
fein fonnte, fühlte man fich einem folchen Kriege zur See nicht 
gewachien, und die fchon Länger gejtellte Forderung einer neuen 
Slottenverftärfung wurde daher mit größerem Nachdrud er— 
hoben (©. 92). Unabhängig hiervon hatte die Regierung bereits 
angekündigt, daß fie in der Seſſion 1905/6 die im Jahre 1900 
geftrichenen Kreuzer nachfordern würde; im Herbſt brachte fie in 
der Tat eine folche Vorlage ein und verlangte überdies weitere 
Mittel, um den zu bauenden Linienjchiffen und Kreuzern größere 
Dimenfionen, ftärferen Panzer und fchwerere Artillerie geben zu 
fünnen. Es find Vorjchläge, die durch die Erfahrungen des oſt— 
afiatifchen Krieges und durch die Beobachtung, daß ſämtliche Staaten 
ihre Schiffe vergrößern und verftärfen, veranlaßt worden find. 
Eine Entjcheidung ift über dieſe Frage noch nicht getroffen, aber 
grundjägliche Gegnerjchaft hat fich bei den maßgebenden Parteien 
nicht gezeigt, vielmehr haben fich ſogar einige Mitglieder der bisher 
ftet3 ablehnenden freifinnigen Volkspartei günftig ausgefprochen. — 
Weniger als die Ylottenverftärfung hat die zu Beginn des Jahres 
verhandelte Heeresverftärfung die Öffentliche Teilnahme erregt. 
Man hat die Überzeugung, daß Deutfchland zu Lande jedem Gegner 
überlegen ift, und daß der Keichdtag die wefentlichen Forderungen 
bewilligen wird. Das Argument, das zur Zeit Bismarcks und big 
Mitte der neunziger Jahre eine große Rolle jpielte, daß Deutjch- 
land die Koſten für jeine Armee und Flotte nicht aufbringen fünne, 
findet heute bei dem anhaltend gejtiegenen Wohlitand faum noch 
Beachtung. Man rechnet daher faſt gar nicht mehr mit der Mög- 
lichkeit, daß militärische Differenzen zu einer Reichstagsauflöſung 
führen fünnten, wie e8 bis 1893 wiederholt gejchehen ijt. Deshalb 
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zweifelte man bei den anfänglichen Meinungsverjchiedenheiten über 
die Verftärfung der Kavallerie (©. 55, 62) von vornherein nicht 
an einer Verſtändigung, und fie ift ja in der Tat durch geringe 
Konzejfionen der Regierung gefunden worden. Wichtig ift, daß die 
zweijährige Dienftzeit für Feldartillerie und YFußtruppen, die bis- 
her proviforifch angenommen war, nun endgültig feſtgeſetzt ift. 

Eng verknüpft mit den Ausgaben für Heer und Flotte ift 
die Reichafinanzreform. Wie jchon in den früheren Jahren 
erwähnt, reichen die Einnahmen des Reiches bei weiten nicht aus, 
die Erhöhung der Matrifularbeiträge in entjprechendem Maße ijt 
mit Rüdficht auf die Finanzen der Einzelftaaten untunlich, jo daß 
zur Dedung des Defizit? nur Anleihen übrig blieben. Trotz der 
gefteigerten Steuerfraft hat jo das Reich im letzten Mtenjchenalter 
eine Schuldenlaft von 3’. Milliarden angehäuft. Zur Dedung 
des Fehlbetrags, der auf faſt eine Viertelmilliarde berechnet wird, 
hat nun die Regierung eine Anzahl Steuern auf Bier, Tabaf, 
Verkehrsmittel und Erbichaften vorgejchlagen (S. 135), die freilich 
in der Öffentlichkeit und in der Reichstagskommiſſion lebhafte An- 
griffe erfahren haben. Es it einjtweilen noch ganz unklar, ob die 
Vorſchläge in veränderter Form oder gar nicht Geje werden und 
ob die Finanznot des Reiches gehoben wird. — Weniger Schwierig- 
feiten haben die Handeldverträge verurfacht. Ohne Zwiſchen— 
fälle find fie in der Kommiffion wie im Plenum angenommen 
worden, da jeit der Genehmigung des Zolltarif3 die prinzipielle 
Frage abgejchloffen war, und die Parteien, die im vorigen Reich®- 
tag den Zolltarif durchgejeßt Hatten, auch im jegigen die Mehrheit 
behalten haben. Der Handelsvertrag mit Öfterreich-Ungarn, der 
wegen der Überwachung der Bieheinfuhr große Schwierigkeiten ge— 
funden hatte, war noch rechtzeitig abgejchloffen worden, um mit 
den übrigen beraten werden zu fünnen. Gegen Schluß des Jahres 
wurde über die Neugeftaltung der Handelsbeziehungen zu England 
und den Vereinigten Staaten verhandelt. 

Sn der Kolonialpolitif war das wichtigjte Stüd die 
weitere Bekämpfung des füdweltafrifanifchen Aufftandes. Es ift — 
freilich nicht ohne harte Berlufte (S. 307) — fo viel erreicht, daß 
die Kampfkraft der Hereros jchon gegen Ausgang des Sommers ge= 
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brochen war und die Hottentotten erhebliche Verlufte erlitten haben ; 
u.a. it ihr Hauptführer Hendrik Witbooi gefallen und fein Tod 
hat viele feiner Leute zur Ergebung bewogen. VBornehmlich zwei 
Hottentottenhäuptlinge, Morenga und Cornelius, führen noch einen 
Bandenfrieg mit mehreren hundert Mann weiter. Die Hoffnung 
auf baldige völlige Niederwerfung des Aufjtandes jpricht fi) aus 
in der Abberufung des bisherigen Oberfommandeurd und in der 
Einrichtung einer oberjten Zivilverwaltung, die den Aufftändifchen 
mit weitgehender Ammejtie entgegengefommen ijt. Die wichtige 
Frage der Entjchädigung der vom Aufftand betroffenen Anftedler 
it nicht zur vollen Befriedigung der Anftedler geregelt tworden, 
aber es iſt doch fein Zweifel, daß die Zukunft des Schubgebietes 
gefichert if. Der Bau von Eifenbahnen, die erfte Bedingung zu 
feiner Entwidelung, ijt gefördert worden; jo Hat die Otavi-Minen- 
gejellichaft eine Eijenbahn von Swakopmund nach Nordoften be= 
gonnen, und der Reichstag hat am Jahresſchluß die Strede Lüderih- 
bucht-Kubub bewilligt. VBorläufig aus militärischen Rüdfichten zur 
Sicherung der Verpflegung der im Süden operierenden Truppen 
angelegt, wird fie nach Beilegung der Unruhen einen hohen wirt— 
jchaftlichen Wert Haben und nach der Anficht mancher Kenner eine 
Verlängerung bis in die englijchen Kolonien erhalten und jo 
güderigbucht zu einem wichtigen Hafenplaß erheben. — Auch in 
anderen Kolonien gab e3 Unruhen. In Kamerun und Neu-Guinea 
waren fie lofaler Natur und konnten von den Polizeitruppen leicht 
unterdrüdt werden, in Oftafrifa waren fie ernjter. Etwa ein 
Drittel des Schußgebiet3 ift hier vom Aufruhr ergriffen. Seine 
Urſache iſt im mwefentlichen die Unzufriedenheit der Barbaren mit 
der Kulturarbeit der Weißen: die Einſchränkung der Sklaverei, die 
Einführung von Zwangsarbeit bei Wegebauten u. dgl., die Auf- 
erlegung regelmäßiger Steuern haben viele Intereſſen verlekt; ala 
Nebenurfachen fommen einige Ausschreitungen farbiger Unter— 
beamten und die Furcht vor Verſchuldung an indifche und euro— 
päifche Händler Hinzu. Die Schwäche der vorhandenen Militär: 
macht mag dazu ermutigt haben, den bewaffneten Aufftand zu 
unternehmen. Bezeichnend iſt, daß faſt ausfchlieklich die heidnifchen 
Bujchneger am Aufjtande teilnehmen, die fultivierteren mohame- 
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danifchen Stämme, die die deutjche Macht beffer beurteilen können, 
haben dagegen bei feiner Befämpfung mitgewirkt. Die Inſurrek— 
tion Eoftete einigen Miffionaren das Leben, aber im übrigen vers 
lief fie weniger blutig als die füdweltafrifanifche, da die Stämme 
ichlecht bewaffnet und jchlecht organifiert find. In der Hauptjache 
war fie an der Jahreswende jchon unterdrüdt. Die wirtjchaftliche 
Entwidelung des Schubgebiet3 zeigt einige Fortjchritte: der Außen 
handel ift um fünf Millionen Mark geftiegen; die Eingeborenen=- 
Kulturen don Kautſchuk und Ölfrüchten, die Pflanzungen von 
Sijalhanf und Baummwolle find vergrößert worden. Die Ujambara= 
eifenbahn ijt bis Mombo geführt und die Bahn Dar es Salaam- 
Mogoro begonnen worden. Auch in Togo ift der Eifenbahnbau 
gefördert worden. — Die Vergrößerung ber folonialpolitifchen Auf: 
gaben und die jüdweftafrifaniichen Unfälle haben die Abficht her- 
borgerufen, dag Kolonialamt umgugeftalten. Es ſoll in ein Reichs— 
amt mit größerer Gelbjtändigfeit und zahlreicherem Hilfsperfonal 
verwandelt werden, aber einftweilen ift außer einem Perſonen— 
wechjel in der leitenden Stellung noch nichts durchgeführt worden. — 
Einige Angriffe, die von einem Abgeordneten gegen die Kolonial- 
verwaltung gerichtet wurden, betrafen, foweit bisher erfennbar, nur 
untergeordnete Punkte und haben feine Folgen gehabt. Eine andere 
viel erdrterte Frage betrifft die Bedeutung der privilegierten Gejell- 
Ihaften in den Kolonien; fie ſoll durch eine Kommiffion von 
Reichdtagsmitgliedern und Regierungsvertretern unterfucht werden. 

Bei einem Rüdblid auf die Sozialpolitif fällt vor allen 
Dingen eine Reihe Streil3 ins Auge: außer einigen Eleineren der 
Bergarbeiterftreif im Ruhrgebiet, der 200000 Arbeiter brotlos machte, 
den Arbeitern fajt 20 Millionen Lohn koſtete und ber Kohlen- 
induftrie für 70 Millionen Mark Schaden zufügte; der Streik der 
fächfiich-thüringifchen Tertilarbeiter, der 40000, der Streik in ber 
Berliner Metallindustrie, der 30000 Arbeiter betraf. Alle dieje 
Ausftände find von den Arbeitern verloren worden. Der Berg: 
arbeiterjtreif hat den Arbeitern nur durch das Eingreifen der öffent— 
lichen Meinung und der preußifchen Regierung einige Erfolge ge= 
bracht. Die Novelle zum Berggejet ermöglicht e8 der Regierung, 
übermäßige Arbeitszeiten herabzuſetzen; fie bringt eine Reihe ſani— 
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tärer Borichriiten, ĩetzt Arbeiteransicbüfe ein, um bie Binihe Der 
Arbeiteridati den Beſitzern vorzutragen und reformieri des Sıraf- 
iuftem. Tas Gele wurde anfänglich von der Mehrheit des Ab- 
georbnetenhaufes mit Abneigung aufgenommen; die Semmilften 
veränderte einige arbeiterfreunbliche Paragraphen der Borlage, aber 
im Plenum bat jchlieblich eine Mehrheit von Zentrum, Natiozcl- 
liberalen und Freifoniervativen in der Hauptiadde die Regierung®- 
vorlage wieber hergeftellt. Ser fategoriiche Wiberipruch der Regie- 
rung, bie Kommiſſionsbeſchlüfſe zu afzeptieren, die Beiorgniz, durch 
die Ablehnung eine Krifis in der Regierung oder die überweiſung der 
Angelegenheit an ben Reichötag zu veranlaffen, mögen die Einigung 
der Parteien erzwungen haben. In der Ablehnung bebarrten allein 
die Konfervativen des Abgeordnetenhaufes, aber ihre Parteigenofien 
im Herrenhaufe haben fie — offenbar aus denſelben Motiven — 
paffieren Iafien. — Außer dem Berggeieß bat der preußiiche Yand- 
tag endgültig die Kanalvorlage in der jchon im Vorjahr geichil- 
berten Geitalt genehmigt. Beichränfung des Mittellandfanala auf 
die Strede Dortmund Hannover, Schleppmonopol und Einführung 
von Schiffahrtsabgaben auf den Strömen charafterifieren dag Geieß, 
das derjelben Parteiftombination wie das Berggeieh feine Annahme 
verdankt. Beide Male wird dem freifonjervativen Abgeordneten 
v. Zeblig ein großes Verdienſt zugejchrieben, daß etwas zuitande 
gefommen if. — An der am Jahresſchluß begonnenen neuen 
Landtagsſeſſion ift ala wichtigfte Vorlage das Volksſchulunter— 
haltungsgeſetz eingebracht worden. Es Iehnt ſich eng an das 
früher (1904 ©. 365) erwähnte Kompromiß der Rechten und 
Nationalliberalen an und ftellt als Prinzip die Konfejfionzichule 
auf, ohne die Simultanfchule, wo fie befteht, zu bejeitigen. Gegen 
biefe Gedanken war unter den Liberalen ſtark agitiert worden, aber 
es fcheint, daß die Agitation gegen diefe Beitimmungen allmählich 
nachläßt und fich mehr gegen die in der Vorlage enthaltene Bes 
ſchränkung der kommunalen Rechte wendet. Über dieſe Dinge wird 
fpäter, wenn bie Beratungen abgejchlofjen find und die Stellung 
der Öffentlichen Meinung deutlicher erkennbar ift, noch ein Wort 
zu fagen fein. — Biel verhandelt ift in Preußen und in anderen 
Bundesftaaten die Reform des Perſonentarifs, aber ein Abſchluß 
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ift noch nicht erreicht. Ein Unglüdsfall gab PVeranlafjung, die 
Vorſichtsmaßregeln, wie Verkürzung der Arbeitszeit, Einjchränfung 
des Alkoholgenuffes während des Dienftes, zu diskutieren. 

Don den übrigen größeren Einzeljtaaten haben Bayern, 
Baden und Sachſen Landtagswahlen erlebt. In Bayern wurde 
im Sommer die jeit 1903 beratene Anderung des Wahlgejeßes 
durch die Liberalen und Agrarier vereitelt, weil die Oppofition 
darin eine einjeitige Bevorzugung des Zentrums erblidte. Bei den 
Neuwahlen gingen wie im Jahre 1899 Zentrum und Sozial— 
demofratie zufammen, und die Folge war, daß troß des Zuſammen— 
ſchluſſes aller Liberalen Gruppen das Zentrum eine Zweidrittel- 
mehrheit erhielt und nun die Möglichkeit hatte, ein neue Wahl- 
gejeß durchzubringen. Das neue Wahlgejeß, das wejentlich das 
im Sabre 1903 eingebrachte ift, nähert fich dem Reichstagswahlrecht. 
Eine Veränderung der politifchen Richtung hat der Sieg des 
Zentrums noch nicht bewirkt, obwohl es dem Leiter der inneren 
Politik feierlich fein Mißtrauen ausgeſprochen bat. — Wenn in 
Bayern Zentrum und Sozialdemokratie Bundesgenofjen find, jo 
haben in Baden die Kiberalen und Sozialdemofraten durch ein 
Zufammengehen bei den Stichwahlen eine Zentrumsmehrheit ver- 
hindert. In Sachſen haben die partiellen Wahlen eine merkbare 
Verſchiebung der Parteiverhältniffe nicht gebracht, aber ein aber— 
maliges Anjchwellen der jozialdemofratijchen Stimmen gezeigt. 
Die Frage der Wahlrechtsreform, die jchon feit mehreren Jahren 
diskutiert worden ift, ift daher wiederum aufgeworfen; alle Bar- 
teien außer der begünftigten Tonjervativen haben ein Intereſſe 
daran und Hoffen durch Beleitigung der drüdenditen Härten der 
Sozialdemokratie ihr beſtes Agitationsmittel zu entziehen. In 
einigen Städten Haben jogar die Sozialdemokraten verjucht, nach 
ruſſiſchem und öſterreichiſchem Mufter Straßendemonftrationen für 
das allgemeine Stimmrecht einzuleiten, aber außer vorübergehenden 
Unordnungen haben fie feine Folgen gehabt. — Bon den Ereig- 
niffen in den übrigen Einzeljtaaten ift hervorzuheben, daß der 
Thronftreit in Lippe-Detmold jetzt endgültig geregelt iſt (©. 126), 
und daß in Lübeck eine Wahlrechtsänderung zu ungunften der 
niederen Schichten durchgeführt und in Hamburg vorgefchlagen 
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worden ift. Beide Anderungen werden motiviert mit der Not- 
wenbigfeit, der Arbeitermafje nicht einen übermächtigen Einfluß auf 
die Regierung einzuräumen. 

innerhalb der Parteien find Verſchiebungen nicht eingetreten. 
Die Streitigkeiten in der fozialdemofratifchen Fraktion nahmen 
ihren Fortgang und endeten äußerlich mit dem Siege der Radi— 
falen: mehrere Revifioniften wurden gewaltfam aus der Redaktion 
des „Vorwärts“ entfernt und durch Vertreter der radikalſten Rich— 
tung erjeßt. In der Praris hat aber die gemäßigte Anſchauung 
die Oberhand: fo hat die Parteileitung von Straßendemonftrationen 
in Preußen abgeraten, und die Gewerkjchaften vollends haben den 
aufgeworfenen Gedanken, durch Generalftreif und Umzüge eine Ande- 
rung der Landtagswahlrechte erzwingen zu wollen, verhöhnt. — 
Die Differenzen, die im Zentrum zu Beginn de3 Jahres aus— 
brachen, haben tiefere Bedeutung nicht gehabt. Die Polenpolitik 
iſt wie alljährlich lebhaft diskutiert worden (vgl. v. Dewitz, Deutjche 
Monatsschrift 1905, Dezember). — Das Wirtjchaftgjahr war im 
allgemeinen günjtig. 

Wenn jomit Deutfchland im Innern einige wichtige Ereig— 
niffe aber doch feine Erjchütterung erlebt Hat, fo fteht dagegen 
Dfterreich-Ungarn mitten in einer großen Krifis, die ebenfo die 
Natur des Gejamtreiched wie die Struktur der beiden Zeile zu 
verändern droht. Der Streit der Reichshälften um die Höhe der 
Beiträge zu den gemeinfamen Laften hat fich jeit einigen Jahren 
befanntlich zu einem Kampf um den Fortbeitand der gemeinfamen 
Einrichtungen überhaupt erweitert. Die Mehrheit der magyarifchen 
Parteien ftrebt eine Aufhebung des Zoll- und Handelsbündniffes 
und der gemeinfamen Armee an; nur eine Perfonalunion fol 
übrig bleiben, damit die Herrjchaft der Magyaren über die anderen 
Nationen in Ungarn defto fejter begründet werben fann. Die Taktik 
ijt verjchieden; die einen hoffen binnen kurzem zum Ziele zu fommen, 
die anderen glauben erſt noch mehrere Etappen zurüdlegen zu 
müſſen: das Biel ift dasſelbe. Am Schluß des vorigen Jahres 
war es zwijchen der gemäßigten Regierungspartei und den Radi— 
falen zu erbitterten parlamentarifchen Kämpfen gekommen, weil 
den Radilalen die dem König abgeprekten Zugeftändnifje nicht 
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genügten, zu Beginn des neuen Jahres wurde daher das Abgeord— 
netenhaus aufgeldöjt. Die vereinigten radifalen Parteien (die Koa— 
lition) erhielten eine große Mehrheit, und das liberale Kabinett 
Tisza mußte zurüdtreten. Aber eine neue parlamentarifche Regie— 
rung konnte nicht gebildet werden, da der König den weitgehenden 
Horderungen der Koalition in der Armee- und Zollfrage nicht 
zuftimmen fonnte. Es blieb ihm ſchließlich nicht? anderes übrig 
ala ein außerparlamentarijches Kabinett zu ernennen, deſſen Vor— 
fig der unbedingt föniglich gefinnte frühere Honvedminifter Fejer— 
vary übernahm. Celbjtverjtändlich wurde das neue Minijterium 
im Parlament mit unverhohlener Feindichaft begrüßt. Da es 
feine Bewilligung erhielt, vertagte es den Reichstag wiederholt, 
vermochte freilich weder die Erhebung von Steuern noch die Ein- 
ziehung don Refruten durchzufeßen. Fejervary rechnete darauf, 
daß die loyale Bevölkerung binreichend Steuern und Refruten 
freiwillig liefern würde, um die Verwaltung zu fichern, und daß 
daher die Koalition des fruchtlofen Widerjtandes müde werden 
würde; die Koalition bearbeitete dagegen die Selbjtverwaltungs- 
behörden, ihre Mitwirkung bei folchen freiwilligen Leiftungen zu 
verfagen. Ehe dieje auf gegenfeitige Ermattung berechnete Kampfes— 
weile eine Entjcheidung erzielen konnte, griff die Regierung zu 
einer neuen, für die Magyaren höchit gefährlichen Waffe: fie drohte 
mit der Einführung des allgemeinen Wahlrecht, um den herrjchen- 
den magyarifchen Hlaffen ihren dominierenden Einfluß zu rauben. 
Man ermißt leicht, wie jehr dieje Neuerung den ungarifchen Staat 
umgeftalten müßte: die Nichtmagyaren, insbeſondere die bisher fajt 
von der Wahl ausgejchlofjenen Rumänen, würden Einfluß auf die 
Gejeßgebung erhalten und Berüdfichtigung ihrer Intereſſen er— 
zwingen, während bisher Regierung und Parlament einjeitig der 
Befeftigung der magyarijchen Herrſchaft dienten; die ſtärkere Be— 
teiligung der unteren Volksklaſſen würde zu fozialpolitifchen Re— 
formen führen und vermutlich die nationalen Kämpfe abjchwächen. 
Daher wurde der Gedanke der Regierung von den magyarifchen 
Führern heftig angefeindet und ihr Verrat am eigenen Bolfe vor— 
geworfen: fie erwiderte, bei dem numerischen Verhältnis der Nationen 
müſſe den Magyaren auch beim allgemeinen Stimmrecht das Über- 
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gewicht bleiben. Das geltende Wahlrecht, dad der Gewalt umb 
Korruption Tor und Tür öffne, müfle verichwinden. Bielleicht 
ift auch Fejervary, ein überzeugter Magyare, der Meinung, ba 
eö gut ift, der nationalen Selbitjucht der Magyaren einen geieg- 
lichen Zügel anzulegen, um nicht einen gewaltjamen Ausbruch ber 
unterdrüdten Stämme oder gar einen Konflift mit Öfterreich zu 
provozieren. — Am Jahresſchluß hat die Regierung dann einen 
derartigen Gejegeövorjchlag eingebracht, aber über jeine Durch— 
jegung, die bei bem bisherigen Parlament nicht erreichbar ift, iſt 
noch nichts erkennbar. Es braucht nicht erſt erwähnt zu werden, 
da die Nationalitäten und die allerdings ſchwache Sozialdemo- 
fratie die Wendung in der Politif mit Freude begrüßten. Auch 
die Deutjchen hoffen dabei ihre Rechnung zu finden. 

Diefe ungarischen Vorgänge haben auch die Geſchichte Ofter- 
reichs entjcheidend beeinflußt. Die Anfprüche der Magyaren auf 
eine gefonderte ungarifche Armee unter magyarijcher Zeitung konnten 
Öfterreich nicht unberührt Laffen, weil Öfterreich zu den gemein- 
jamen Ausgaben mehr beifteuert und jo zum Zeil auch die in 
Ungarn ftehende Armee miterhält. Seit Jahren fordern daber 
Parteien der verjchiedenften Richtung, daB bei weiterer Trennung 
der Armee auch eine Änderung in den Beiträgen der beiden Reichs— 
bälften eintreten müſſe. Der neue Minifterpräfident v. Gautjch 
betonte ſtärker als fein Vorgänger, dat Öfterreich den Ausgleich 
von 1867 aufrechterhalten oder bei einer Anderung feine Rechte zu 
wahren wiflen werde, und das Abgeordnetenhaus beichloß ein= 
ftimmig, eine bejondere Kommiſſion zur Vertretung der Rechte 
Gizleithanieng zu wählen (S. 159). So trat zum erjten Male die 
weitliche Hälfte der öftlichen gejchloffen gegenüber. Das Intereſſe 
an den ungarifchen Dingen wuchs, ald dann in Ungarn die dee 
des allgemeinen Wahlrechts auftauchte: jogleich ſetzte eine ftarfe 
Agitation der radikalen Parteien ein, um für Öfterreich dasjelbe 
zu erreichen; die Sozialdemokraten juchten dabei, ermutigt dur 
die ruffiiche Revolution, die Regierung durch Straßendemonftrationen 
einzufchüchtern. Die Öfterreichifche Regierung ftand anfangs jolchen 
Wünſchen höchſt rejerviert gegenüber; es wurde ihr fogar vor— 
geworfen, daß fie den Kaiſer bejtimmt Habe, mit Rüdficht auf die 


x » 


Heberficht der politischen Entwirelung des Jahres 1905. 337 


cißleithanifchen Verhältniffe dem allgemeinen Wahlrecht in Ungarn 
zu widerjtreben. Aber nach einigen Parlamentsdebatten, bei denen 
fi) die meiften Parteien grundjäglih für die Wahlreform aus— 
Iprachen, verhieß Gautjch die Vorlegung eines Wahlgejeges binnen 
einigen Monaten. Allerdings wünſchen weder die Regierung noch 
die Parteien einfach das deutjche Reichdtaggwahlrecht nachzuahmen; 
e3 jollen gewifje Kautelen gejchaffen werden, damit jede Nationalität 
im Reich&rat die ihr zulommende Vertretung erhält, wie in Mähren 
bereit3 für den Landtag verjucht worden ift (S. 176). Den Deut- 
jchen wird die Neuerung vielleicht eine geringe Minderung ihrer 
Mandate bringen, aber man rechnet darauf, daß die fchwachen 
Nationen, wie Italiener und Ruthener, ſobald fie erſt grundfäßlich 
mit den Deutjchen gleichberechtigt find, in den Deutichen ihre 
natürlichen Führer und Schüßer gegen die übermächtigen Slaven— 
jtämme erkennen und jo den bdeutjchen Einfluß verjtärfen werben. 
Auf diefe Weife ſoll die kulturelle Überlegenheit der Deutjchen 
mehr als bisher zur Geltung fommen. Die führenden deutjchen 
Parteien haben daher feinen grundfäßlichen Widerfpruch erhoben, 
bloß die wenigen Alldeutjchen wollen ihre Zuftimmung von Privi— 
legien für die Deutjchen abhängig machen. (Dal. über das Wahl- 
recht Korodi, Preuß. Jahrbücher Bd. 122 ff.) 

Der Reichrat Hat mehrere wichtige Vorlagen wie Handel3- 
verträge und Refrutierungsgefeg ohne Obftruftion erledigt. Von 
den Nationalitätenftreitigfeiten ift der deutjch-italienifche Hader 
über die italienifche Fakultät in Innsbruck noch nicht gefchlichtet; 
die Fakultät Hat nicht ins Leben treten können. In Mähren 
wurde ein Schuljtreit zwifchen Deutjchen und Tſchechen ausgefochten ; 
in Böhmen vermijchten ſich mit den Demonjtrationen für das all- 
gemeine Wahlrecht Angriffe gegen die Deutjchen, weil die Deutjchen 
als privilegierte Nation für grundjägliche Gegner der Reform 
galten. 

In Spanien haben wieder mehrere Kabinettsmwechjel jtatt- 
gefunden, aber feine Regierung hat bisher ein Mittel gefunden, 
um die früher gejchilderten Schäden zu heilen. Die fozialen, 
jeparatiftifchen und antiflerifalen Tendenzen haben wieder zahlreiche 
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Zeilung Bengalens in zwei Provinzen Unzufriedenheit erregt und 
Iogur zu einem Boykott ber engliſchen Waren geführt; es heißt 
ſagat, bie Siege ber Japaner, die das afiatiſche Selbitgefühl ge- 
fteiaert hätten, Hätten Hoffnungen auf Befreiung vom engliichen 
Joch erwedt, Überdies mußte in Indien ein Konflitt zwijchen 
Militär: und Zivilgewalt, ber zum Gouverneurwechjel führte, über- 
mwunben werben, Uber bie Politit, die Nachbarftaaten zu beein= 
ftuflen, ift, wie bie Miſſionen nach Perfien und Afghaniſtan zeigen, 
baburd nicht beeinträchtigt worden. — Im Hinterlande von Aden 
hat der Sultan ein Stil ftreitigen Gebiet? abtreten müſſen. — 
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Bemerkenswert ift endlich, daß die englifche Regierung die Kriegs— 
häfen Esquimouth und Halifar der kanadischen Regierung überlaffen 
und jeit dem Bündnis mit Japan einige Linienjchiffe aus Oſtaſien 
zurüdgezogen bat, um jeine Kraft in Europa zu konzentrieren. 
Der großen Tätigkeit, die England in den leten zehn Jahren 
nad außen entfaltet hat, entjpricht die Sorge für die Wehrkraft: 
in diefer Zeit hat fi) da Budget für Heer und Marine ver— 
doppelt, von 36,4 Millionen Pfund im Jahre 1895 auf 73,8 Mil- 
lionen im Jahre 1905. Im letzten Jahre insbeſondere iſt die 
Flotte durch eine Neueinteilung, die die meiſten Schlachtſchiffe im 
Kanal und in der Nordſee verſammelt, außerordentlich geſtärkt 
worden. Die Bemühungen um Vermehrung und Organiſierung 
der Armee haben dagegen noch zu feinem abſchließenden Reſultat 
geführt, und militärifche Autoritäten, wie Lord Roberts, haben 
wiederholt ſcharfe Kritif geübt. — Im Innern war die Gefeß- 
gebung des lebten Yahres unfruchtbar. Das einzige Geſetz von 
Bedeutung war das Einwanderungsgejeh (©. 192), das ein Teil 
der Nation freilich mit lebhaften Widerſpruch aufnahm Ohne 
Zweifel ijt die parlamentarifche Unfruchtbarkeit dadurch mitherbor- 
gerufen worden, daß die Regierung erkannte, das Bertrauen des 
Landes verloren zu haben. Der Umjchwung in der politifchen 
Stimmung wird zumeift auf die Schußzollagitation Chamberlains 
zurüdgeführt, die den Liberalen einen zugkräftigen Agitationzjtoff 
lieferte und die fonjervative Partei felbjt entzweite, da der Haupt— 
führer Balfour Chamberlaind Ideen nur zögernd annahm und 
andere fie überhaupt ablehnten. In faft allen Nachwahlen wurden 
die Konjervativen gejchlagen oder fiegten nur mit jchwachen Mehr- 
heiten. Obgleich fich jo die Mehrheit beftändig verringerte, fträubte 
fi die Regierung lange Zeit zurüdzutreten oder das Parlament 
aufzulöfen. Die meiften Mitglieder der herrjchenden Partei waren 
überzeugt, nicht wiedergewählt zu werden, und wünjchten deshalb 
die Macht folange auszuüben, wie ihr Mandat geftattete; vielleicht 
begte auch Balfour feine Neigung, mit der Wahlparole der Zoll- 
erhöhung in den Wahlfampf zu ziehen, weil er fich feinen Erfolg 
davon verjprach, oder weil ein Sieg unter diefem Zeichen Cham— 


berlain, den Vater der Schußzollpolitif, zum Führer gemacht und 
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brochen war und die Hottentotten erhebliche VBerlufte erlitten haben; 
u.a. tft ihr Hauptführer Hendrik Witbooi gefallen und fein Tod 
hat viele feiner Leute zur Ergebung bewogen. VBornehmlich zwei 
Hottentottenhäuptlinge, Morenga und Cornelius, führen noch einen 
Bandenfrieg mit mehreren Hundert Mann weiter. Die Hoffnung 
auf baldige völlige Niederwerfung des Aufitandes fpricht fich aus 
in der Abberufung des bisherigen Oberfommandeurd und in ber 
Einrichtung einer oberften Zivilverwaltung, die den Aufftändifchen 
mit weitgehender Amneſtie entgegengefommen ijt. Die wichtige 
Trage der Entjchädigung der vom Aufſtand betroffenen Anfiedler 
ift nicht zur vollen Befriedigung der Anfiedler geregelt worden, 
aber es ijt doch fein Zweifel, daß die Zukunft des Schubgebietes 
gefichert ift. Der Bau don Eifenbahnen, die erjte Bedingung zu 
feiner Entwidelung, ijt gefördert worden; jo hat die Otavi-Minen- 
gejellichaft eine Eifenbahn von Swakopmund nach Nordoften be- 
gonnen, und der Reichstag hat am Jahresſchluß die Strede Lüderitz— 
bucht-Kubub bewilligt. Borläufig aus militärischen Rüdfichten zur 
Sicherung der Verpflegung der im Süden operierenden Truppen 
angelegt, wird fie nach Beilegung der Unruhen einen hohen wirt— 
ichaftlichen Wert haben und nach der Anficht mancher Kenner eine 
Verlängerung bis in die englifchen Kolonien erhalten und fo 
güderigbucht zu einem wichtigen Hafenpla erheben. — Auch in 
anderen Kolonien gab es Unruhen. In Kamerun und Neu-Guinea 
waren fie lofaler Natur und konnten von den Polizeitruppen Leicht 
unterdrüdt werden, in Oftafrifa waren fie erniter. Etwa ein 
Drittel des Schußgebiet3 ift hier vom Aufruhr ergriffen. Seine 
Urſache ift im wefentlichen die Unzufriedenheit der Barbaren mit 
der Kulturarbeit der Weißen: die Einfchränfung der Sklaverei, die 
Einführung von Zwangsarbeit bei Wegebauten u. dgl., die Auf— 
erlegung regelmäßiger Steuern haben viele Intereſſen verlekt; als 
Nebenurfachen fommen einige Ausjchreitungen farbiger Unter— 
beamten und die Furcht vor Verſchuldung an indifche und euro- 
päifche Händler Hinzu. Die Schwäche der vorhandenen Militär- 
macht mag dazu ermutigt haben, den bewaffneten Aufſtand zu 
unternehmen. Bezeichnend ift, daß fast ausfchließlich die heidnifchen 
Bujchneger am Aufftande teilnehmen, die fultivierteren mohame- 
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danischen Stämme, die die deutjche Macht befjer beurteilen können, 
haben dagegen bei jeiner Befämpfung mitgewirkt. Die Inſurrek— 
tion E£oftete einigen Miffionaren das Leben, aber im übrigen ver- 
lief fie weniger blutig als die füdweltafrifanifche, da die Stämme 
ichlecht bewaffnet und jchlecht organifiert find. In der Hauptfache 
war fie an der Jahreswende jchon unterdrüdt. Die wirtjchaftliche 
Entwidelung des Schubgebiet3 zeigt einige Yortichritte: der Außen 
handel ift um fünf Millionen Mark gejtiegen; die Eingeborenen— 
Kulturen von Kautſchuk und Ölfrüchten, die Pflanzungen von 
Stjalhanf und Baumwolle find vergrößert worden. Die Ujambara= 
eifenbahn ift bi8 Mombo geführt und die Bahn Dar es Salaam— 
Mogoro begonnen worden. Auch in Togo ift der Eifenbahnbau 
gefördert worden. — Die Vergrößerung ber folonialpolitijchen Auf: 
gaben und die jüdweftafrifanifchen Unfälle haben die Abficht her- 
vorgerufen, da3 Kolonialamt umzugeſtalten. Es ſoll in ein Reichs— 
amt mit größerer Gelbjtändigfeit und zahlreicherem Hilfsperjonal 
verwandelt werden, aber einftweilen ijt außer einem Perſonen— 
wechjel in der leitenden Stellung noch nicht3 durchgeführt worden. — 
Einige Angriffe, die von einem Abgeordneten gegen die Kolonial— 
verwaltung gerichtet wurden, betrafen, foweit bisher erkennbar, nur 
untergeordnete Punkte und haben feine Folgen gehabt. Eine andere 
viel erörterte Frage betrifft die Bedeutung der privilegierten Gefell- 
ichaften in den Kolonien; fie fol durch eine Kommiffion von 
Reichdtagsmitgliedern und Regierungsvertretern unterfucht werden. 

Bei einem Rüdblid auf die Sozialpolitik fällt vor allen 
Dingen eine Reihe Streiks ins Auge: außer einigen Eleineren der 
Bergarbeiterftreif im Ruhrgebiet, ber 200000 Arbeiter brotlos machte, 
den Arbeitern faſt 20 Millionen Lohn fojtete und der Kohlen 
induftrie für 70 Millionen Mark Schaden zufügte; der Streik der 
jächfiich-thüringischen Textilarbeiter, der 40000, der Streik in der 
Berliner Metallinduftrie, der 30000 Arbeiter betraf. Alle dieje 
Ausftände find von den Arbeitern verloren worden. Der Berg: 
arbeiterjtreit hat den Arbeitern nur durch das Eingreifen der öffent— 
lichen Meinung und der preußifchen Regierung einige Erfolge ge— 
bradt. Die Novelle zum Berggejeg ermöglicht es der Regierung, 
übermäßige Arbeitszeiten herabzujegen; fie bringt eine Reihe ſani— 
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tärer Vorſchriften, jet Arbeiterausfchüfie ein, um die Wünſche der 
Arbeiterjchaft den Beſitzern vorzutragen und reformiert das Straf- 
ſyſtem. Das Gejeg wurde anfänglich von der Mehrheit des Ab- 
geordnetenhaufes mit Abneigung aufgenommen; die Kommijfion 
veränderte einige arbeiterfreundliche Paragraphen der Vorlage, aber 
im Plenum hat jchließlich eine Mehrheit von Zentrum, National- 
liberalen und Freifonfervativen in der Hauptjache die Regierung? 
vorlage wieder hergeftellt. Der fategorifche Widerjpruch der Regie— 
rung, die Kommiffionsbefchlüffe zu akzeptieren, die Beſorgnis, durch 
die Ablehnung eine Krifis in der Regierung oder die Übermweifung der 
Angelegenheit an den Reichdtag zu veranlaffen, mögen die Einigung 
der Parteien erzwungen haben. In der Ablehnung beharrten allein 
die Konfervativen des Abgeordnetenhaufes, aber ihre Parteigenoſſen 
im Herrenhauje haben fie — offenbar aus benjelben Motiven — 
paffieren laſſen. — Außer dem Berggeſetz bat der preußifche Land- 
tag endgültig die Kanalvorlage in der ſchon im Vorjahr gejchil- 
derten Geftalt genehmigt. Bejchränfung des Mittellandfanals auf 
die Strede Dortmund=Hannover, Schleppmonopol und Einführung 
von Schiffahrtsabgaben auf den Strömen charafterifieren dag Gejeb, 
das derſelben Parteifombination wie das Berggejeß jeine Annahme 
verdankt. Beide Male wird dem freifonjervativen Abgeordneten 
v. Zedlitz ein großes Verdienſt zugejchrieben, daß etwas zujtande 
gefommen if. — In der am Jahresſchluß begonnenen neuen 
Landtagzjeifton ift ala wichtigjte Vorlage das Volksſchulunter— 
haltungsgejeß eingebracht worden. Es lehnt fi) eng an das 
früher (1904 ©. 365) erwähnte Kompromiß der Rechten und 
Nationalliberalen an und ftellt als Prinzip die Konfeſſionsſchule 
auf, ohne die Simultanfchule, wo fie bejteht, zu bejeitigen. Gegen 
diefe Gedanken war unter den Liberalen ſtark agitiert worden, aber 
es jcheint, daß die Agitation gegen dieſe Beftimmungen allmählich 
nachläßt und ſich mehr gegen die in der Vorlage enthaltene Be— 
ichränfung der fommunalen Rechte wendet. Über diefe Dinge wird 
jpäter, wenn die Beratungen abgejchlofjen find und die Stellung 
der Öffentlichen Meinung deutlicher erkennbar ift, noch ein Wort 
zu jagen fein. — Biel verhandelt ift in Preußen und in anderen 
Bundesjtaaten die Reform des Berfonentarifs, aber ein Abjchluß 
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ift noch nicht erreicht. Ein Unglüdsfall gab Beranlafjung, die 
Borfihtsmaßregeln, wie Verkürzung der Arbeitszeit, Einſchränkung 
des Altoholgenufje während des Dienftes, zu diskutieren. 

Bon den übrigen größeren Einzeljtaaten haben Bayern, 
Baden und Sachſen Landtagswahlen erlebt. In Bayern wurde 
im Sommer die ſeit 1903 beratene Anderung des Wahlgefehes 
durch die Liberalen und Agrarier vereitelt, weil die Oppofition 
darin eine einjeitige Bevorzugung des Zentrums erblidte. Bei den 
Neuwahlen gingen wie im Jahre 1899 Zentrum und Sozial— 
demofratie zufammen, und die Yolge war, daß troß des Zuſammen— 
ſchluſſes aller Liberalen Gruppen das Zentrum eine Zweidrittel- 
mehrheit erhielt und nun die Möglichkeit hatte, ein neues Wahl- 
geſetz durchzubringen. Das neue Wahlgejeß, das wejentlich das 
im Sahre 1903 eingebrachte ift, nähert fich dem Reichsſtagswahlrecht. 
Eine Veränderung der politifchen Richtung hat der Sieg des 
Zentrums noch nicht bewirkt, obwohl es dem Leiter der inneren 
Politik feierlich fein Mißtrauen ausgejprocdhen Hat. — Wenn in 
Bayern Zentrum und Gozialdemofratie Bundesgenofjen find, jo 
haben in Baden die Liberalen und Sozialdemofraten durch ein 
Zuſammengehen bei den Gtichwahlen eine Zentrumdmehrheit ver- 
hindert. In Sachſen haben die partiellen Wahlen eine merfbare 
Verſchiebung der Parteiverhältniffe nicht gebracht, aber ein aber- 
malige® Anjchwellen der jozialdemofratiichen Stimmen gezeigt. 
Die Frage der Wahlrechtäreform, die jchon jeit mehreren Jahren 
diäfutiert worden ift, ift daher wiederum aufgeworfen,; alle Par— 
teten außer der begünftigten konſervativen Haben ein Intereſſe 
daran und hoffen durch Beleitigung der drüdendften Härten der 
Sozialdemokratie ihr beſtes Agitationgmittel zu entziehen. In 
einigen Städten haben jogar die Sozialdemokraten verjucht, nach 
ruffifchem und öſterreichiſchem Mufter Straßendemonjtrationen für 
da3 allgemeine Stimmrecht einzuleiten, aber außer vorübergehenden 
Unordnungen haben fie feine Folgen gehabt. — Bon den Ereig- 
niffen in den übrigen Einzelftaaten iſt Hervorzuheben, daß der 
Thronftreit in Lippe-Detmold jet endgültig geregelt iſt (S. 126), 
und daß in Kübel eine Wahlrechtsänderung zu ungunften der 
niederen Schichten durchgeführt und in Hamburg vorgejchlagen 
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tärer Vorſchriften, jet Arbeiterausſchüſſe ein, um die Wünfche der 
Arbeiterfchaft den Befikern vorzutragen und reformiert das Straf: 
ſyſtem. Das Gejeg wurde anfänglich von der Mehrheit des Ab- 
geordnetenhaufes mit Abneigung aufgenommen; die Kommilfion 
veränderte einige arbeiterfreundliche Paragraphen der Vorlage, aber 
im Plenum Hat jchließlich eine Mehrheit von Zentrum, National- 
liberalen und Freilonjervativen in der Hauptjache die Regierung? 
vorlage wieder hergeftellt. Der fategorifche Widerfpruch der Regie— 
rung, die Kommiffionsbejchlüffe zu alzeptieren, die Beſorgnis, durch 
die Ablehnung eine Krifis in der Regierung oder die Überweifung der 
Angelegenheit an den Reichdtag zu veranlaffen, mögen die Einigung 
der Parteien erzwungen haben. In der Ablehnung beharrten allein 
die Konjervativen des Abgeordnetenhaufes, aber ihre Parteigenofjen 
im Herrenhaujfe haben fie — offenbar aus denfelben Motiven — 
pajfieren laffen. — Außer dem Berggejeß hat der preußijche Land— 
tag endgültig die Ranalvorlage in der jchon im Vorjahr geichil- 
derten Gejtalt genehmigt. Beſchränkung des Mittellandfanal3 auf 
die Strede Dortmund=-Hannovder, Schleppmonopol und Einführung 
von Schiffahrtsabgaben auf den Strömen charakterifieren das Geſetz, 
das derjelben Parteifombination wie das Berggejeß feine Annahme 
verdankt. Beide Male wird dem freifonjervativen Abgeordneten 
v. Zedliß ein großes DVerdienft zugejchrieben, daß etwas zuftande 
gefommen if. — In der am Jahresſchluß begonnenen neuen 
Landtagsſeſſion ift als wichtigſte Vorlage das Volksſchulunter— 
haltungsgeſetz eingebracht worden. Es lehnt fich eng an das 
früher (1904 ©. 365) erwähnte Kompromiß der Rechten und 
Nationalliberalen an und ſtellt ala Prinzip die Konfeſſionsſchule 
auf, ohne die Simultanjchule, wo fie bejteht, zu bejeitigen. Gegen 
dieſe Gedanken war unter den Liberalen ftarf agitiert worden, aber 
es jcheint, daß die Agitation gegen diefe Beitimmungen allmählich 
nachläßt und fi) mehr gegen die in der Vorlage enthaltene Be— 
ſchränkung der fommunalen Rechte wendet. Über diefe Dinge wird 
jpäter, wenn die Beratungen abgejchlofjen find und die Gtellung 
der Öffentlichen Meinung deutlicher erfennbar ift, noch ein Wort 
zu jagen fein. — Biel verhandelt ift in Preußen und in anderen 
Bundesjtaaten die Reform des Perſonentarifs, aber ein Abſchluß 
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ift noch nicht erreiht. Ein Unglüdsfall gab Beranlaffung, die 
Vorſichtsmaßregeln, wie Verkürzung der Arbeitszeit, Einjchränkung 
des Alkoholgenuſſes während des Dienftes, zu diskutieren. 

Don den übrigen größeren Einzelftaaten haben Bayern, 
Baden und Sachſen Landtagswahlen erlebt. In Bayern wurde 
im Sommer die ſeit 1903 beratene Anderung des Wahlgefehes 
durch die Liberalen und Agrarier vereitelt, weil die Oppofition 
darin eine einfeitige Bevorzugung des Zentrums erblidte. Bei den 
Neuwahlen gingen wie im Jahre 1899 Zentrum und Gozial- 
demofratie zufammen, und die Yolge war, daß troß des Zuſammen— 
ſchluſſes aller Liberalen Gruppen das Zentrum eine Zweidrittel- 
mehrheit erhielt und nun die Möglichkeit hatte, ein neues Wahl- 
gejeß durchzubringen. Das neue Wahlgeſetz, das wejentlich das 
im Jahre 1903 eingebrachte ift, nähert fich dem Reichſtagswahlrecht. 
Eine Veränderung der politifchen Richtung hat der Sieg de3 
Zentrums noch nicht bewirkt, obwohl es dem Leiter der inneren 
Politik feierlich fein Miktrauen ausgeſprochen Hat. — Wenn in 
Bayern Zentrum und Sozialdemokratie Bundesgenofjen find, jo 
haben in Baden die Kiberalen und Sozialdemofraten durch ein 
Zufammengeben bei den Stichwahlen eine Zentrumsmehrheit ver— 
hindert. In Sachſen haben die partiellen Wahlen eine merfbare 
Verſchiebung der Parteiverhältniffe nicht gebracht, aber ein aber- 
malige® Anjchwellen der ſozialdemokratiſchen Stimmen gezeigt. 
Die Frage der Wahlrechtsreforin, die jchon feit mehreren Jahren 
diskutiert worden ift, ift daher wiederum aufgeworfen; alle Bars 
teien außer der begünftigten konſervativen haben ein Intereſſe 
daran und Hoffen durch Beleitigung der drüdenditen Härten der 
Sozialdemokratie ihr beſtes Agitationsmittel zu entziehen. In 
einigen Städten haben jogar die Sozialdemokraten verjucht, nad) 
ruffiichem und öſterreichiſchem Mufter Straßendemonftrationen für 
das allgemeine Stimmrecht einzuleiten, aber außer vorübergehenden 
Unordnungen haben fie feine Folgen gehabt. — Bon den Ereig- 
niffen in den übrigen Einzelſtaaten ift hervorzuheben, daß ber 
Thronftreit in Lippe-Detmold jet endgültig geregelt ift (©. 126), 
und daß in Lübeck eine Wahlrechtsänderung zu ungunften ber 
niederen Schichten durchgeführt und in Hamburg vorgejchlagen 
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worden ift. Beide Anderungen werden motiviert mit der Not« 
wendigfeit, der Arbeitermafje nicht einen übermächtigen Einfluß auf 
die Regierung einzuräumen. 

Innerhalb der Parteien find Verfchiebungen nicht eingetreten. 
Die Streitigkeiten in der fozialdemofratifchen Fraktion nahmen 
ihren Fortgang und endeten äußerlich mit dem Siege der Radi— 
falen: mehrere Revifionijten wurden gewaltfam aus der Redaktion 
des „Vorwärts“ entfernt und durch Vertreter der radikalſten Rich- 
tung erjeßt. In der Prariß hat aber die gemäßigte Anjchauung 
die Oberhand: jo hat die Parteileitung von Straßendemonftrationen 
in Preußen abgeraten, und die Gewerkichaften vollends haben den 
aufgeworfenen Gedanken, durch Generalftreif und Umzüge eine Andes 
rung der Landtagswahlrechte erzwingen zu wollen, verhöhnt. — 
Die Differenzen, die im Zentrum zu Beginn des Jahres aus— 
brachen, haben tiefere Bedeutung nicht gehabt. Die Polenpolitik 
iſt wie alljährlich Iebhaft diskutiert worden (vgl. dv. Dewitz, Deutfche 
Monatzjchrift 1905, Dezember). — Das Wirtjchaftzjahr war im 
allgemeinen günſtig. 

Wenn jomit Deutjchland im Innern einige wichtige Ereig- 
niffe aber doch feine Erjchütterung erlebt Hat, jo jteht dagegen 
Ofterreich-Ungarn mitten in einer großen Kriſis, die ebenjo die 
Natur des Gefamtreiche® wie die Struktur der beiden Teile zu 
verändern droht. Der Streit der NReichshälften um die Höhe der 
Beiträge zu den gemeinjamen Laften hat fich jeit einigen Jahren 
befanntlich zu einem Kampf um den Fortbeitand der gemeinfamen 
Einrichtungen überhaupt erweitert. Die Mehrheit der magyarijchen 
Parteien ftrebt eine Aufhebung des Zoll- und Handelsbündnifjes 
und der gemeinfamen Armee an; nur eine Perfonalunion fol 
übrig bleiben, damit die Herrichaft der Magyaren über die anderen 
Nationen in Ungarn defto fejter begründet werden kann. Die Taktik 
it verfchieden; die einen hoffen binnen kurzem zum Ziele zu fommen, 
die anderen glauben erjt noch mehrere Etappen zurüdlegen zu 
müfjen: das Ziel ift dasſelbe. Am Schluß des vorigen Jahres 
mar es zwijchen der gemäßigten Regierungspartei und den Radi— 
falen zu erbitterten parlamentarifchen Kämpfen gefommen, weil 
den Radikalen die dem König abgepreften Zugeftändniffe nicht 
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genügten, zu Beginn des neuen Jahres wurde daher das Abgeord- 
netenhaus aufgelöft. Die vereinigten radifalen Parteien (die Koa— 
lition) erhielten eine große Mehrheit, und das Liberale Kabinett 
Tisza mußte zurüdtreten. Aber eine neue parlamentarifche Regie- 
rung konnte nicht gebildet werden, da der König den weitgehenden 
Horderungen der Koalition in der Armee und Zollfrage nicht 
zuftimmen fonnte. Es blieb ihm jchließlich nichts anderes übrig 
als ein außerparlamentarijches Kabinett zu ernennen, deffen Vor— 
fig der unbedingt föniglich gefinnte frühere Honvedminifter Fejer— 
vary übernahm. Gelbjtverftändlich wurde das neue Minifterium 
im Parlament mit unverhohlener Feindjchaft begrüßt. Da es 
feine Bewilligung erhielt, vertagte es den Reichstag wiederholt, 
vermochte freilich weder die Erhebung von Steuern noch die Ein— 
jiehung von Refruten durchzufeen. Fejervary rechnete darauf, 
daß die Loyale Bevölkerung hinreichend Steuern und Refruten 
freiwillig liefern würde, um die Verwaltung zu fichern, und daß 
daher die Koalition des fruchtlofen Widerſtandes müde werben 
würde; die Koalition bearbeitete dagegen die Selbftverwaltungs- 
bebörden, ihre Mitwirkung bei ſolchen freiwilligen Leiftungen zu 
verfagen. Ehe dieje auf gegenfeitige Ermattung berechnete Kampfes— 
weije eine Entjcheidung erzielen konnte, griff die Regierung zu 
einer neuen, für die Magyaren höchit gefährlichen Waffe: fie drohte 
mit der Einführung des allgemeinen Wahlrechts, um den herrjchen- 
den magyariſchen KHlaffen ihren dominierenden Einfluß zu rauben. 
Man ermißt Leicht, wie jehr diefe Neuerung den ungarischen Staat 
umgejtalten müßte: die Nichtmagyaren, insbejondere die bisher faft 
von der Wahl ausgejchlofjenen Rumänen, würden Einfluß auf die 
Gejeßgebung erhalten und Berüdfichtigung ihrer Intereſſen er— 
jwingen, während bisher Regierung und Parlament einjeitig der 
Befeftigung der magyarifchen Herrjchaft dienten; die ftärkere Be— 
teiligung der unteren Volksklaſſen würde zu fozialpolitifchen Re— 
formen führen und vermutlich die nationalen Kämpfe abjchwächen. 
Daher wurde der Gedanke der Regierung von den magyarijchen 
Führern heftig angefeindet und ihr Berrat am eigenen Volke vor= 
geworfen: fie erwiderte, bei dem numerijchen Verhältnis der Nationen 
müſſe den Magyaren auch beim allgemeinen Stimmrecht das Über: 
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gewicht bleiben. Das geltende Wahlrecht, das der Gewalt und 
Korruption Tor und Tür öffne, müfle verfchiwinden. Vielleicht 
ift auch ejervary, ein überzeugter Magyare, der Meinung, daß 
es gut ift, der nationalen Selbitjucht der Magyaren einen gejeß- 
lichen Zügel anzulegen, um nicht einen gewaltjamen Ausbruch der 
unterdrüdten Stämme oder gar einen Konflikt mit Öfterreich zu 
provozieren. — Am Jahresſchluß hat die Regierung dann einen 
derartigen Gejeßesvorjchlag eingebracht, aber über feine Durch- 
jeßung, die bei dem bisherigen Parlament nicht erreichbar ift, tft 
noch nicht? erfennbar. Es braucht nicht erjt erwähnt zu werden, 
daß die Nationalitäten und die allerdings ſchwache Sozialdemo- 
fratie die Wendung in der Politif mit Freude begrüßten. Auch 
die Deutjchen hoffen dabei ihre Rechnung zu finden. 

Diefe ungarischen Vorgänge haben auch die Gefchichte Öfter- 
reich3 entjcheidend beeinflußt. Die Anfprüche der Magyaren auf 
eine gefonderte ungarifche Armee unter magyarifcher Leitung konnten 
Öfterreich nicht unberührt laſſen, weil Öfterreich zu den gemein- 
famen Ausgaben mehr beijteuert und jo zum Zeil auch die in 
Ungarn ftehende Armee miterhält. Seit Jahren fordern daher 
Parteien der verjchiedenjten Richtung, daß bei weiterer Trennung 
der Armee auch eine Änderung in den Beiträgen ber beiden Reichs: 
bälften eintreten müſſe. Der neue Minifterpräfident v. Gautjch 
betonte jtärfer als fein Vorgänger, daß Öfterreich den Ausgleich 
von 1867 aufrechterhalten oder bei einer Anderung feine Rechte zu 
wahren wifjen werde, und das Abgeordnetenhaus bejchloß ein— 
jtimmig, eine bejondere Kommiffion zur Vertretung der Rechte 
Gisleithaniens zu wählen (S. 159). So trat zum erſten Male die 
wejtliche Hälfte der Öftlichen gefchloffen gegenüber. Das Intereſſe 
an den ungarifchen Dingen wuchs, al3 dann in Ungarn die dee 
de3 allgemeinen Wahlrecht? auftauchte: jogleich ſetzte eine ſtarke 
Agitation der radikalen Parteien ein, um für Ofterreich dasſelbe 
zu erreichen; die Sozialdemokraten juchten dabei, ermutigt durch 
die ruffiiche Revolution, die Regierung durch Straßendemonftrationen 
einzufchüchtern. Die Öfterreichifche Regierung jtand anfangs ſolchen 
Wünſchen höchſt rejerviert gegenüber; e3 wurde ihr fogar vor— 
geworfen, daß fie den Kaijer beftimmt habe, mit Rüdficht auf die 
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cisleithanifchen Verhältniffe dem allgemeinen Wahlrecht in Ungarn 
zu widerftreben. Aber nach einigen Parlamentsdebatten, bei denen 
fi die meiften Parteien grundfäglich für die Wahlreform aus— 
iprachen, verhieß Gautjch die Vorlegung eines Wahlgejeßes binnen 
einigen Monaten. Allerdings wünſchen weder die Regierung noch 
die Barteien einfach das deutjche Reichſtagswahlrecht nachzuahmen; 
e3 jollen gewifje Kautelen gefchaffen werden, damit jede Nationalität 
im Reichgrat die ihr zufommende Vertretung erhält, wie in Mähren 
bereit3 für den Landtag verjucht worden ift (S. 176). Den Deut: 
jchen wird die Neuerung vielleicht eine geringe Minderung ihrer 
Mandate bringen, aber man rechnet darauf, daß die jchwachen 
Nationen, wie Italiener und Ruthener, jobald fie erjt grundfäßlich 
mit den Deutjchen gleichberechtigt find, in den Deutjchen ihre 
natürlichen Führer und Schüßer gegen die übermächtigen Slaven- 
jtämme erfennen und fo den deutjchen Einfluß verjtärfen werden. 
Auf diefe Weile ſoll die kulturelle Überlegenheit der Deutjchen 
mehr al3 bisher zur Geltung fommen. Die führenden deutjchen 
Parteien haben daher feinen grundfäßlichen Widerfpruch erhoben, 
bloß die wenigen Alldeutjchen wollen ihre Zuftimmung von Privi- 
legien für die Deutjchen abhängig machen. (Bol. über das Wahl- 
recht Korodi, Preuß. Jahrbücher Bd. 122 ff.) 

Der Reichgrat hat mehrere wichtige Vorlagen wie Handelö- 
verträge und Refrutierungsgefeg ohne Obftruftion erledigt. Don 
den Nationalitätenftreitigfeiten ift der deutſch-italieniſche Hader 
über die italienifche Fakultät in Innsbruck noch nicht gejchlichtet; 
die Fakultät Hat nicht ind Leben treten können, In Mähren 
wurde ein Schuljtreit zwifchen Deutfchen und Tſchechen ausgefochten; 
in Böhmen vermijchten fich mit den Demonjtrationen für daß all- 
gemeine Wahlrecht Angriffe gegen die Deutjchen, weil die Deutjchen 
ala privilegierte Nation für grundjägliche Gegner der Reform 
galten. 

An Spanien haben wieder mehrere Kabinettswechſel jtatt- 
gefunden, aber feine Regierung bat bisher ein Mittel gefunden, 
um die früher gejchilderten Schäden zu heilen. Die jozialen, 
feparatiftifchen und antikleritalen Tendenzen haben wieder zahlreiche 


Tumulte und Attentate hervorgerufen. — Einige Reifen, die der 
Europäischer Gejchichtsfalender. XLVI. 22 
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König aus Anlaß feiner Regierungsübernahme ins Ausland unter- 
nahm, jtellten Höflichkeitsbefuche in befreundeten Staaten dar und 
dienten zugleich Heirat3plänen. 

England ijt feinem Beftreben der legten Jahre fich durch Bünd- 
niffe zu fichern auch im Jahre 1905 treu geblieben. Wie erwähnt hat es 
da3 japanifche Bündnis erneuert und das Einverftändnis mit Franf- 
reich durch gegenjeitige Flottenbeſuche betont. Die englifche Regie- 
rung bat jogar, wie aus einigen Prekäußerungen hervorgeht, einen 
Ausgleich mit feinem größten afiatifchen Rivalen, mit Rußland, 
angeftrebt, aber es ift noch nicht Elar, wie weit die Beſprechungen 
gediehen find. Der englifch-rujfiiche Zwifchenfall, der am Schluß 
des vorigen Jahres die Welt in Erregung verjebte, die Bejchießung 
englijcher Filcherboote durch die Flotte Roſchdeſtwenskys, ift ohne 
weitere Schwierigfeit durch einen Schiedsſpruch beendet worden 
(S. 205). — In der Kolonialpolitif find viele Einzelereignifje zu 
erwähnen. In Transvaal wurde eine Verfafjung eingeführt, die 
freilich auf den Widerfpruch der Buren wegen Begünftigung der 
Schwarzen geftoßen ift. Überhaupt macht die Bevölkerungsfrage 
in Südafrika je länger je mehr Schwierigkeiten. Die Neger be— 
ginnen ſich ſeit einigen Jahren gegen die dominierende Stellung 
der Weißen zu erheben, und eine „äthiopiſche Bewegung“ mit dem 
Schlagwort „Afrika den Afrikanern“ iſt im Entſtehen begriffen; 
die aus China eingeführten Minenarbeiter bilden ein ſchwer zu 
behandelndes Element, und endlich erregt die ſteigende Konkurrenz 
der indiſchen Händler die Beſorgnis der europäiſchen Geſchäftsleute. 
Auch in Indien gibt es ähnliche Schwierigkeiten. Hier hat die 
Teilung Bengalens in zwei Provinzen Unzufriedenheit erregt und 
ſogar zu einem Boykott der engliſchen Waren geführt; es heißt 
ſogar, die Siege der Japaner, die das afiatiſche Selbſtgefühl ge— 
ſteigert hätten, hätten Hoffnungen auf Befreiung vom engliſchen 
Koch erweckt. Überdies mußte in Indien ein Konflikt zwiſchen 
Militär: und Zivilgewalt, der zum Gouverneurwechjel führte, über- 
wunden werden. Aber die Politik, die Nachbarftaaten zu beein= 
fluffen, ift, wie die Miffionen nach Perfien und Afghanijtan zeigen, 
dadurch nicht beeinträchtigt worden. — Im Hinterlande von Aden 
hat der Sultan ein Stüd jtreitigen Gebiets abtreten müſſen. — 
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Bemerkenswert ift endlich, daß die englifche Regierung die Kriegs: 
bäfen Esquimouth und Halifar der fanadifchen Regierung überlaffen 
und jeit dem Bündnis mit Japan einige Linienſchiffe aus Oftafien 
zurüdgezogen hat, um feine Kraft in Europa zu konzentrieren. 
Der großen Tätigkeit, die England in den legten zehn Jahren 
nach außen entfaltet hat, entjpricht die Sorge für die Wehrkraft: 
in diefer Zeit hat ſich das Budget für Heer und Marine ver- 
doppelt, von 36,4 Millionen Pfund im Jahre 1895 auf 73,8 Mil- 
lionen im Jahre 1905. Im lebten Jahre insbefondere iſt bie 
Flotte durch eine Neueinteilung, die die meijten Schlachtfchiffe im 
Kanal und in der Nordjee verfammelt, außerordentlich gejtärkt 
worden. Die Bemühungen um Bermehrung und Organifierung 
der Armee Haben dagegen noch zu feinem abjchließenden Refultat 
geführt, und militärifche Autoritäten, wie Lord Roberts, haben 
wiederholt jcharfe Kritik geübt. — Im Innern war die Gejeh- 
gebung des letzten Jahres unfruchtbar. Das einzige Geſetz von 
Bedeutung war dag Einwanderungsgejeh (S. 192), das ein Teil 
der Nation freilich mit lebhaften Widerfpruh aufnahm. Ohne 
Zweifel ijt die parlamentarifche Unfruchtbarkeit dadurch mitherbor- 
gerufen worden, daß die Regierung erfannte, das Vertrauen des 
Landes verloren zu Haben. Der Umfchwung in der politischen 
Stimmung wird zumeift auf die Schußzollagitation Chamberlains 
zurüdgeführt, die den Xiberalen einen zugfräftigen Agitationzftoff 
lieferte und die fonjervative Partei ſelbſt entzweite, da der Haupt- 
führer Balfour Chamberlains Ideen nur zögernd annahın und 
andere fie überhaupt ablehnten. In fajt allen Nachwahlen wurden 
die Konfervativen gejchlagen oder fiegten nur mit ſchwachen Mehr- 
heiten. Obgleich fich jo die Mehrheit beftändig verringerte, fträubte 
fih die Regierung lange Zeit zurüdzutreten oder das Parlament 
aufzulöjen. Die meijten Mitglieder der Herrjchenden Bartei waren 
überzeugt, nicht wiedergewählt zu werden, und wünjchten deshalb 
die Macht folange auszuüben, wie ihr Mandat geftattete; vielleicht 
begte auch Balfour feine Neigung, mit der Wahlparole der Zoll: 
erhöhung in den Wahlkampf zu ziehen, weil er fich feinen Erfolg 
davon verjprach, oder weil ein Sieg unter diefem Zeichen Cham- 


berlain, den Vater der Schußzollpolitif, zum Führer gemacht und 
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damit die fonjervative Partei in ganz neue Bahnen getrieben hätte. 
Es ift möglich, daß Balfour gehofft Hat, irgend ein unerwartetes 
Ereignis fönne bei längerem Zögern die Aufmerfjamfeit von der 
Zarifpolitit ablenfen und eine günftigere Wahlparole gewähren 
(Dec Kenna, Kevue politique et parlementaire Bd. 45). Indeſſen 
am Zahresihluß mußte die Regierung fi) doch zum Rüdtritt ent- 
ichließen, und wie erwartet, haben die Reuwahlen nad Reujahr 
dem Liberalen Kabinett Gampbell-Bannermann eine Mehrheit ver- 
ſchafft. Eine Anderung der auswärtigen Politik fol der Kabinett3- 
wechjel nicht bedeuten, der neue Minifter des Auswärtigen Grey 
bat vielmehr der Politik jeines Vorgängers Lansdowne ausdrüd- 
lich zugeftimmt. In der inneren Bolitit werden dagegen manche 
Neuerungen erwartet, insbeſondere jozialpolitifche Vorlagen zur 
Abhilfe eines im legten Jahre ſtark aufgetretenen Arbeiternotftandes. 

Frankreichs innere Politik ift wejentlich durch das Geſetz 
über Trennung von Kirche und Staat beeinflußt worden. Das 
Gejeg war in den Augen der radikalen Kammermehrheit eine Kon— 
fequenz der Differenzen mit der Kurie, die wir früher gejchildert 
haben. Der eigentliche Träger der antiklerifalen Politik, Combes, 
jtürzte zwar zu Beginn des Jahres infolge des im Jahre 1904 
ausgefochtenen Armeeftreites, aber jein Nachfolger Rouvier mußte 
das Berjprechen der Regierung einlöfen. Sein Projekt, dad von 
Kammer und Senat unter einigen Modififationen angenommen ift, 
geht von dem Grundja aus, daß die Religion Gewifjensfache und 
daher ausschließlich perjönliche Angelegenheit der Gläubigen ift; 
der Staat muß von jeder Leiftung für die religiöfen Handlungen 
befreit fein und Hat nur darüber zu wachen, daß durch fie das 
ftaatliche Intereſſe nicht gefährdet wird. Don diefem Grund- 
gedanfen aus ftellt der Staat vom 1. Januar 1906 jede Zahlung 
für Gehälter an Geiftliche wie für Erhaltung der kirchlichen Ge- 
bäude ein; nur den bisher im Dienjt gewejenen Geiftlichen wird 
eine nach ihrem Alter verjchieden bemefjene Penfion gewährt. 
Andererfeit3 verzichtet der Staat dafür auf jede Einwirkung auf 
die Wahl der künftigen Kirchendiener, überläßt diefe vielmehr aus— 
ichließlich den Gemeinfchaften, die fich zur Ausübung eines Kultus 
jufammentun. Dieje Gemeinden, denen das bisherige Kirchen: 
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vermögen zufällt, Haben für die Befoldung ihrer Geiftlichen und 
die Erhaltung der Kirchen zu forgen. — Das Gejeh hat Heftige 
parlamentarische Kämpfe entfeflelt, und es find keineswegs nur 
Hlerifale Elemente, die ihm wibderftrebt haben. Wenn fich die Kle— 
tifalen gegen die Zerftörung des Konkordats und die einjeitige 
Regelung der kirchlichen Fragen durch den Staat wendeten, fo be— 
zweifelten viele Liberale, daB das Geſetz feinen Zweck, den Einfluß 
des Klerus zu brechen, erfüllen werde. In den SHultgemeinden, 
fagten fie, würden natürlich die ftreng firchlich Gefinnten domi- 
nieren, Pfarrer und Bifchöfe würden daher ftet3 im engjten Ein— 
vernehmen mit der Kurie gewählt werden und jo den Einfluß des 
Papftes und der Hierarchie ftärken anftatt ſchwächen. Der Staat 
babe ja fein gejegliches Mittel mehr, die Wahlen der Geiftlichen 
zu beeinfluffen oder ihren Zufammenhang mit Rom zu kontrollieren. 
Es jcheint, daß die antiflerifale Mehrheit der Kammer dieje Mög- 
lichkeit ebenfalla befürchtet und zu beſchwören verjucht hat: es 
wurden harte Strafen für Angriffe der Geiftlichen gegen den Staat 
feitgefeßt; e8 wurde den Kultgemeinden verboten, Bermächtnifje an— 
zunehmen; dem Staatsrat wurde vorbehalten, Ausführungsbejtim- 
mungen zum Gejeg zu treffen, um die Kultgemeinden nach Mög- 
lichkeit zu beauffichtigen, aber die Gegner des Geſetzes ließen fich 
hierdurch nicht Überzeugen: fie fanden, daß ſolche Ausnahmemaß- 
regeln die firchlich Gefinnten vollends zu engem Zufammenjchluß 
treiben und der Kirche billige Märtyrer verjchaffen würden. (Meh— 
rere Aufjäße hierüber in der Revue politique et parlementaire 
Bd. 4446.) 

Bon den übrigen parlamentarifchen Arbeiten ift die Voll— 
endung de Geſetzes über die zweijährige Dienftzeit hervorzuheben 
(©. 207). Die Mehrzahl der Militärs hat fich jeptifch über feine 
Wirkungen ausgeſprochen. — Einige Streiks, bei denen Militär 
einjchreiten mußte, gaben Gelegenheit zu erregten Kammerdebatten 
und zu antimilitariftifchen Kundgebungen der Sozialisten, Hatten 
aber feine tieferen Folgen. 

Stalien hat eine Neuordnung feines Eiſenbahnweſens be— 
gonnen. Im Jahre 1885 Hatte der Staat den größten Teil feiner 
Bahnen einigen Privatgefellichaften übertragen, gegen deren Ge- 
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ihäftsführung in den lebten Jahren manche Klage laut wurde. 
Die Regierung insbefondere wünjchte Einfluß auf die Tarife zu 
befommen, um Güter: und PBerjonentarif der Handels- und Sozial: 
politif dienftbar zu machen. Man entjchloß fich daher den Betrieb 
einiger Linien zurüdzufaufen und brachte eine Borlage ein, die die 
Zahlung von 457 Millionen Lire an die Gejellichaften vorjah. 
Nach mancherlei Zwijchenfällen wurde die Vorlage mit einer 
Herabjegung der Summe auf 420 Millionen genehmigt und der 
Betrieb am 1. Zuli vom Staate wieder übernommen. Eine andere 
gleichzeitig eingebrachte Vorlage, die den Betrieb auf den Staats— 
bahnen vegelte, führte wegen einiger gegen die Ausſtände von 
Eifenbahnern gerichteten Bejtimmungen zu Streit und Obftruftion 
der Bahnbeamten (S. 230), aber diefe Oppofition fand bei der 
Öffentlichen Meinung feine Sympathie und brach rajch zufammen. — 
Außer diefen Neuerungen bat die Regierung erhebliche Bewilli- 
gungen für neue Panzerjichiffe und für die Erhöhung der Präfenz- 
ftärfe der Armee durchgejegt. — Minifterwechjel haben mehrfach 
jtattgefunden. Zu Beginn des Jahres trat das Ntinifterium Giolitti 
zurüd, weil der Präfident frank war, und hierdurch die Vertretung 
der Eifenbahnvorlage behindert wurde; das nach einigen Schtwierig- 
feiten gebildete Kabinett Fortis mußte dann wegen handels— 
politifcher Differenzen mit der Kammer umgeformt werden. — Die 
Beziehungen zwifchen QDuirinal und Vatikan find unverändert 
geblieben, aber die Beteiligung der Katholifen am öffentlichen 
Leben ift wieder tärfer geworden und hat zu beachtenswerten Er- 
folgen der rechtöftehenden Parteien bei Kommunalwahlen geführt 
(vgl. Zendrini, Die religidfe Frage in Stalien. Preuß. Jahrbücher 
Bd. 120). — In der auswärtigen Politik hat Stalien fich lebhaft 
an der Regelung der mafedonifchen Frage beteiligt und eifrig 
darüber gewacht, daß feine Privilegien in Tripolis nicht mikachtet 
werden. Biel ift die angebliche Erfaltung feiner Beziehungen zu 
den anderen beiden Dreibundsmächten diskutiert worden; jelbjt 
während des Beſuchs des Deutjchen Kaiferd in Italien wurden 
jolche Erörterungen nicht eingeftellt. Differenzen mit Ofterreich- 
Ungarn in der Balfanpolitit bilden die Urfache diefer Erwä— 
gungen. 
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Die Schweiz hat Neuwahlen für den Nationalrat vollzogen, 
die die Herrichaft der radikalen Partei unberührt gelaffen haben. 
Eine vernichtende Niederlage haben die Sozialdemokraten erlitten, 
die bei den Wahlen eine Kraftprobe veranjtalten wollten und eine 
große Agitation entfaltet hatten. — In Belgien führte der im 
Anſchluß an den deutſchen Bergarbeiterjtreit unternommene Aus— 
ftand zu einer Niederlage der FKohlenarbeiter, und eine jozial- 
politifche Gefeßgebung wie in Preußen Inüpfte fi) daran nicht. 
Sozialpolitiſch ift nur ein Gefeg über Sonntagsruhe bemerkenswert. 
Eine Vorlage über Erweiterung des Hafens von Antwerpen, Regu— 
lierung der Schelde und Vergrößerung der Feſtungsanlagen ver— 
anlaßte lebendige Agitationen und Spaltungen in der Regierungs- 
partei, ohne daß bis Jahresſchluß eine Entjcheidung getroffen werden 
fonnte. — In den Niederlanden haben Neuwahlen eine Mehrheit 
der Linken ergeben und einen SKabinettöwechjel erzwungen. Die 
Parteibildungen, die fi durch die Verquickung von religiöfen und 
politifchen Gegenjägen fomplizieren, haben fich hierdurch nicht ver- 
einfacht. Ein Entwurf über eine Berfaffungsänderung ift noch nicht 
abgeſchloſſen. — Dänemark Hat in der auswärtigen Politik die 
freundfchaftlichen Beziehungen zu Deutjchland und England weiter- 
gepflegt, wie der Bejuch des Kaiſers und des englifchen Geſchwaders 
beweifen, aber die Möglichkeit eine® Bündniſſes mit einer der 
Mächte wies die Regierung in der Kammer weit ab, da Dänemark 
jeine Neutralität nicht gefährden dürfe. Im Innern find Kämpfe 
um die Einführung des allgemeinen Wahlrecht3 bei den Gemeinde» 
wahlen entjtanden; in der Regierungspartei ift darüber eine Spal- 
tung ausgebrochen. 

Die Auflöfung der ſchwediſch-norwegiſchen Union hat 
ein jchon lange unerträgliches Verhältnis befeitigt. Die Norweger, 
die ſich 1814 der Union mit Schweden hatten fügen müſſen, ohne 
wirklich befiegt zu fein, hatten von Anfang an in dem gemeinfamen 
König einen fremden Herrjcher erblidt und nach völliger Auto— 
nomie gejtrebt. In der inneren Politik jelbjtändig forderten 
fie jeit 1885 bebarrlich ein eigenes Konjulatswejen, um im Aus— 
land nicht ala Anner Schwedens zu erjcheinen. Nach fchwedijcher 
Anſchauung ließ es fich praftifch nicht rechtfertigen, jondern zielte 
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nur auf die Zoderung der Unionsbande ab. Nach langen Ber: 
handlungen lehnte es deshalb der König ab (©. 246). Cogleich 
reichten die norwegiſchen Minifter ihre Entlaffung ein, ein neues 
Kabinett ließ fich nicht bilden, da das Storthing feine Regierung, 
die das Konjulatswejen preisgab, geduldet hätte, und jo erflärte 
da3 Storthing die Union für aufgelöft, weil mit ihre eine Regie= 
rung nicht möglich ſei. Dieſe Handlung war formell ungeſetzlich, 
da der König nur von einem verfaffungsmäßigen Rechte Gebrauch 
gemacht hatte und die Union nicht einfeitig gelöjt werden kann, 
aber fie entfprach dem Willen der ganzen Nation. In Schweden 
empfand man zwar die Rechtöverlegung und die wenig rüdfichts- 
volle Behandlung des Königs bitter, aber man ſah feinen Vorteil 
bei einem Verſuche, die Union mit Gewalt aufrechtzuerhalten, und 
Vieß fich deshalb zu einer friedlichen Löſung herbei. Die Verhand- 
lungen hierüber betrafen vornehmlich die Schleifung norwegiſcher 
Grenzbefeftigungen. Solange die Union bejtand, Hatten fie nichts 
Bedrohliches für Schweden, aber im Beſitz eines unabhängigen 
Norwegen Eonnten fie bei einer etwaigen VBerwidelung gefahrvoll 
werden. Nach einigem Sträuben mußte daher Norwegen ihre Be— 
feitigung zugeftehen. — Die Staatsform des neuen jelbftändigen 
Norwegen machte feine Schwierigkeiten; es zeigte fich bald, daß die 
große Mehrheit bei der Monarchie bleiben wollte. Auch die Wahl 
de3 neuen König wurde rajch erledigt. Einem ſchwediſchen Prinzen, 
den das Storthing — wohl jchwerlic” im Ernjt — urjprünglich 
vorgejchlagen Hatte, verwehrte König Oskar die Annahme der 
Krone, e8 war daher naheliegend, daß man feinen Blid nach 
Kopenhagen richtete. Hier hatten die Verhandlungen fchnell Erfolg. 

Wenden wir und nun zu dem Lande, das die größten innern 
und äußeren Erjehütterungen im lebten Jahre durchgemacht hat, 
zu Rußland, fo ift e8 fchlechthin unmöglich, auf engem Raume 
die Ereigniffe auch nur annähernd erfchöpfend aufzuzählen, geſchweige 
denn jie in Urſache und Wirkung darzuftellen. Wir müffen ung 
deshalb mit einer ganz knappen Skizze begnügen. — Die revolu— 
tionäre Stimmung der Mafjen, deren Urfachen wir im lebten 
Sahrgang angedeutet haben, fand zu Beginn des Jahres dank der 
Unentjchloffenheit der Regierung und der Skrupellofigfeit der revo- 
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Iutionären Führer neue Nahrung. E2 wurde von der ftreifenden 
Arbeiterjchaft Petersburg bejchloffen, dem Zaren durch eine Mafjen- 
deputation eine Bittfchrift mit ſozialen und politifchen Forderungen 
zu überreichen, an 30000 Arbeiter follten nach dem Winterpalais 
ziehen. Obgleich die Führer wiffen mußten, daß eine jolche Maſſe 
nicht durchgelafien werben könne, beftanden fie doch auf dem Bor» 
haben, vermutlich, um einen Zufammenftoß mit Polizei und Truppen 
herbeizuführen und jo vortreffliches Agitationgmaterial zu gewinnen. 
Die Regierung, die die Abficht der Demonftration kannte, tat 
nichts, um fie friedlich, etwa durch die Erklärung, der Zar werde 
eine Kleine Abordnung empfangen, zu vereiteln. Sie begnügte 
fi, die Demonftranten nach der herfümmlichen Praxis mit Waffen: 
gewalt blutig außeinanderzujagen, und nun war, wie die revolu- 
tionären Führer gewünfcht, dad Vertrauen der Maffe in den 
Zaren erfchüttert. Überall proteftierten die Arbeiter durch Streits 
gegen die Ermordung ihrer Brüder; der Großfürft Sergiuß, be- 
fonderd verhaft als Hauptführer der Reaktion, wurde ermordet; 
bürgerliche Verfammlungen, wie Semjtwomitglieder, Arzte, Advo- 
faten und andere beftürmten den Zaren mit VBorjchlägen zur Re— 
formierung der Beamtenſchaft und Einführung einer Verfaffung: 
hierin ſah man ja jeit Jahren dag Allheilmittel, da der Abfolutig- 
mus in Mißkredit geflommen war. Die Prefje ſchloß fich dieſen 
Forderungen an und führte eine weit freiere Sprache ala früher. 
Eine Unterdrüdung diefer Oppofition mit Gewalt war nicht mehr 
möglich; es war eben ausgeſchloſſen, Taufende und Abertaufende 
nad Sibirien zu ſchicken oder einzuferfern. Je mehr Hiobspoſten 
aus Dftaften kamen, deſto dreifter wurden die populären Forde— 
rungen und deſto zaghafter die Regierung, im der fich dverjchiedene 
Richtungen befämpften. Sie mochte auch das unbedingte Zutrauen 
in die Zuverläffigfeit des Militärs verloren haben, da die Mann— 
ihaften durch die Agitatoren bearbeitet wurden und manche fich 
ichon der Abjendung nach Dftafien widerſetzt hatten. Der Zar 
iparte die Reformverfprechungen nicht: er erleichterte die Zenfur, 
verhieß agrarifche Reformen, Religionsfreiheit und die erjehnte 
Volksvertretung, aber diefe Konzeffionen genügten den Un— 
zufriedenen nicht und verminderten den Reſpekt vor der Regierung, 
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da fie als durch die Furcht erpreßt galten. Demonftrationen und 
Streiks, in denen die Maffe immer mehr fozialiftifchen und anarchi= 
jtifchen Tendenzen zuneigte, hörten nicht mehr auf. Hierzu traten 
nationale Bewegungen: die Armenier und Tataren im Kau— 
kaſus befehdeten fi, die Polen verlangten Autonomie, die Finnen 
ichüttelten das ruſſiſche Regiment faktiſch ab, die Letten drohten 
fich gegen die deutjchen Gutsbefitzer zu erheben: alles Gegenjäte, 
die bisher von den ruffiichen Waffen niedergehalten worden waren, 
jet, nachdem dieſe ihr Preftige verloren hatten, in hellen Flammen 
emporloderten. 

Zu Beginn des Sommers verjchärften fich die Tumulte unter 
dem Eindrud der Niederlage Roſchdeſtwenskys; in Odeſſa brach ein 
Straßenfampf aus und ſetzte die Stadt zum Zeil in Flammen, 
und um bdiejelbe Zeit gab das Militär das erjte große Zeichen der 
Unbotmäßigfeit: die Befagung eines Panzerjchiffes im Schwarzen 
Meer revoltierte, tötete die Offiziere, und die übrige Flotte war 
nicht zu bewegen, die Meuterei zu unterdrüden. Die Anführer 
fonnten unangefochten nach Rumänien dampfen und fich dort als 
politische Gefangene ergeben. Dieſer Vorgang und weitere Dteutereien 
in der Flottenmannjchaft des Schwarzen Meeres und der Dftjee 
machen begreiflich, daß die ruffifche Flotte in Oftafien jo wenig 
geleiftet hat. Gleichzeitig fteigerten fich die Unruhen in jtädtifchen 
und ländlichen Diftrikten zu großen Plünderungen, und als end— 
lich der vom Miniſter des Innern Bulygin herrührende Berfaffungs- 
entwurf veröffentlicht wurde, erbitterte er aufs neue, anftatt zu 
beruhigen. Sie brachte den unteren Klafjen fein Wahlrecht für 
die Volkövertretung (Duma) und der Duma feine bejchließende, 
fondern nur eine beratende Stimme. Dur den Mafjenftreit 
fuchte man daher die Erweiterung der Volksrechte zu erzwingen 
und ber Erfolg blieb wiederum nicht aus: ein neues Manifejt des 
Zaren, anfcheinend inspiriert von Witte, verfprach liberales Wahl- 
recht, beichließende Stimme, Freiheit der Preffe, der Verſamm— 
lungen und ähnliche Dinge, die den Eonftitutionellen Staat charaf- 
terifieren (30 X). Wie natürlich trat Hierdurch eine Beruhigung 
nicht ein. Die durch die fortwährenden Streiks und Kämpfe erregten 
Maſſen forderten bald mehr, bald Garantien für die Ausführung 
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der Verſprechungen; die fremden Bölker, voran die Bolen, lehnten ein 
gemeinfames Parlament für die gefante Monarchie ab. So gingen 
die inneren Kämpfe in den lebten beiden Monaten des Jahres 
weiter. Insbeſondere wurden die baltifchen Provinzen von einer 
Empörung de3 lettifchen Bauernvolf3 gegen die deutjchen Ritter— 
gut3befiger heimgejucht, die vielen Menjchen das Leben Eojtete, 
viele Güter verwüſtete und einen unermeßlichen wirtjchaftlichen 
Schaden anrichtete. Ohne Zweifel trägt die ruffiiche Regierung 
die moralifche Verantwortung für die Zerjtörung diejer deutſchen 
Kultur; fie hat feit Jahren die Letten ſyſtematiſch gegen die Deut— 
chen aufgehett, ja es ift wahrjcheinlich, daß fie ihre bewaffnete 
Erhebung begünftigt hat. Ihr Einfchreiten geſchah wenigſtens 
ſpät und ſaumſelig genug, um dieſen Verdacht entjtehen zu Taffen 
(vgl. Denkſchrift des Livländifchen Adelskonvents, Preuß. Jahrbücher 
Bd. 123). Im Kaufafus ift die ruffiiche Regierung ähnlich ver— 
fahren: bier jpielt fie die Tataren gegen die Armenier aus, da 
diefe, wie die Deutjchen, eine dem Ruſſentum überlegene Kultur 
darftellen. Daß Letten wie Tataren auch dunkle Ideen von natio- 
naler Autonomie vorjchwebten, ift wahrjcheinlich. 

Wenn fich jo in den angegliederten Ländern Bewegungen 
erhoben, geleitet teil von rohen, barbarifchen Trieben, teild von 
den Streben nach nationaler Unabhängigkeit und hierdurch in 
Gegenſatz zur Regierung traten, jo erhob ſich in der Mitte des 
Reichs eine nicht weniger barbarifche Bewegung, aber mit ent= 
gegengejeßtem politifchen Inhalt: Bauern und Kleinbürger, die 
noch in den überlieferten Ideen lebten, rotteten fich zufammen, um 
im Namen de3 heiligen Rußland, die Feinde de Zaren, die Revo- 
Iutionäre, niederzumwerfen. Da die Judenſchaft einen großen Zeil 
der revolutionären Führer geftellt Hatte, jo richtete fich ihr Angriff 
in erjter Linie gegen dieſe ohnehin verhaßte Nation: in vielen 
Städten, vor allem in Odeſſa, wurden entſetzliche Maſſakres unter 
den Yuden und daran anjchließend Plünderungen und fonjtige 
Gewalttaten gegen alle Verdächtigen verübt. Auch Hier fpricht die 
innere MWahrjcheinlichkeit dafür, daB die Polizei diefe Erhebung 
begünftigt hat. Am Jahresſchluß fchien eine relative Beruhigung 
einzutreten, nachdem eine große fozialiftifche Revolution in Moskau 
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durch eine mehrtägige Straßenjchlacht niedergefämpft worden war. 
Aber überall ftanden die Truppen noch unter den Waffen, um 
größere oder Eleinere Tumulte niederzufchlagen, und für das Früh— 
jahr find neue Ausbrüche prophezeit worden. Die Truppen haben im 
allgemeinen ihre Schuldigfeit getan, während der lebten Monate 
famen allerdings viele Nachrichten über Meutereien, und vollends 
schlimm ſoll es in der Mandfchureiarmee ftehen. 

Mieviel Taufende das Leben verloren haben in diejen 
ewigen Gefechten, läßt fich einftweilen nicht feitftellen, ebenjowenig 
der wirtjchaftliche Schaden, den die Umwälzung angerichtet hat. 
Der agrarifche Notftand Hat abermals eine Verſchärfung erfahren, 
und man vechnet in Europa bereit3 vielfach mit der Möglichkeit, 
daß Rußland die VBerzinfung feiner Staatsjchulden nicht mehr auf- 
bringen fann. 

Auf dem Balkan hat die mafebonijche Frage außer dem 
Einjchreiten der Mächte einen Bruch zwijchen Griechenland und 
Rumänien hervorgerufen. Da griechifche Banden die türkifche Grenze 
überjchritten und in Makedonien Rumänen mißhandelten, erhob 
die rumänijche Regierung, unterftügt von den Großmächten, Bor» 
jtellungen in Athen und brach, als dieſe erfolglos blieben, die Be- 
jiehungen ab. — Offenbar fehlt es einftweilen an jeder Möglichkeit, 
die auf nationalen und religidfen Gegenfägen beruhenden Banden 
kämpfe zu Jchlichten. Um fie nicht noch mehr anzufachen, verhindern 
die Großmächte vorläufig die Annerion Kreta durch Griechenland, 
denn fie würde eine Belohnung für weitere Inſurrektionen gegen 
die türkifche Regierung darftellen. An Menfchenleben haben die dies- 
jährigen mafedonifchen Kämpfe nach türkifcher, alfo unzuverläffiger 
Statiftit gegen taufend erfordert. 

In der auswärtigen Politit der Vereinigten Staaten 
ftanden im Jahre 1905 die oftafiatifchen Dinge im Vordergrunde. 
Neben der Friedensvermittlung bejchäftigte die Regierung die Aus— 
einanderjegung mit einem chinefifchen Boykott amerifanijcher Waren, 
hervorgerufen durch Erjchwerung der chinefiichen Einwanderung. 
Der Streit endete mit einem Kompromiß, aber e3 ift fraglich, ob 
er wirklich durchgeführt wird. Daneben verfolgte Roofevelt, wie 
früher, fonfequent den Plan, die mittelamerifanifchen Staaten unter 
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nordamerifanifche Bormundichaft zu jtellen. Zu dem Zwecke hatte 
er mit San Domingo einen Vertrag gejchloffen, der der Union die 
Finanzverwaltung übertrug, um Mittel zur Befriedigung europäi- 
cher Gläubiger zu jchaffen und jo dad Eingreifen europäifcher 
Mächte in dominikaniſche Staatsangelegenheiten zu Hindern. In— 
defien Iehnte der Senat den Vertrag ab, und Roojevelt jchloß 
daher einen neuen, deſſen Schidjal noch nicht entjchieden ift. In 
der Förderung de mit dieſer Politif eng zufammenhängenden 
Kanalbaus hat der Senat dem Präfidenten ebenfall3 Schwierig: 
feiten gemacht. Er verwarf ein Gejeß über die Umgejtaltung der 
Bauleitung, die nicht zur Zufriedenheit funktioniert hatte, aber Rooſe— 
velt Hat troßdem die Kommiſſion aufgeldft und Einen Mann an die 
Spitze gejtellt. Auch die Beziehungen zum Ausland hat der Senat 
durchkreugt. Den Handelövertrag mit Reufundland und Schied3gerichtö= 
derträge mit mehreren Mächten modifizierte er fo, daß Neufundland 
die Ratifilation des Handelsvertrags ablehnte und Roojevelt die 
Schied3gerichtöverträge den Kontrahenten nicht mehr vorlegte. In 
der inneren Politik gab e3 nicht weniger Differenzen; bier Hat der 
Senat namentlich einen vom Repräjentantenhaufe gutgeheißenen 
Plan Roojevelts, die Eijenbahntarife unter jtaatliche Kontrolle zu 
bringen, zu Yal gebracht. — Der Feldzug Rooſevelts gegen bie 
Truſts hat eine Unterfuchung gegen den Fleifchtruft, aber noch fein 
abjchließendes Refultat gebracht. Lebhaft wurde die öffentliche 
Meinung erregt durch die Aufdelung mehrerer großer Unterjchleife 
bei jtaatlichen Landverfäufen im Weiten, in anderen jtaatlichen 
Zweigen und in mehreren großen Stadtverwaltungen. Daneben 
find mehrere große Streiks zu verzeichnen, insbeſondere ein Aus— 
ftand der Holzarbeiter und Fuhrleute in Ehifago, der zu blutigen 
Kämpfen der Organifierten und Nichtorganifierten führte und mit 
einer Niederlage der Arbeiter endete. 

In Mittel-e und Südamerika Haben in den Kleinen 
Staaten die herfömmlichen Aufjtände ftattgefunden. Am meijten 
hat Venezuela die Aufmerkjamfeit auf fich gezogen, da der von früher 
befannte Präfident Caſtro einen Konflilt mit Frankreich begann, 
der noch nicht ausgetragen ift. — Über Afrika ift noch nach— 
zutragen, daß der „tolle Mullah”, der jeit mehreren Jahren ver: 
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geblih von England und Italien befämpft worden tft, von beiden 
Mächten als jelbftändiger Herrfcher unter italienifcher Oberhoheit 
anerfannt worden ift und feine Refidenz in Jllig, füdlich von 
Dbbia, aufgeichlagen hat. 

Was dad Yahr 1905 für Aſien bedeutet, ift ſchon mehrfad) 
angedeutet worden. In Europa wird vielfach von dem Siege 
Japans die Entjtehung einer Art Banafiatismus befürchtet, eine 
Erhebung gegen alles Europäifche, bejonders in China, dem Japan 
als Führer dienen könnte. Indeſſen liegt eine jolche Gefahr zum 
mindeften noch in weiter ferne. inftweilen bat das fiegreiche 
Japan fchwer unter den Folgen des Krieges zu tragen. Nach 
einer Berechnung hat es für den Krieg faſt 2’. Milliarden Mark 
aufgewendet, mehr als das Fünffache einer Jahreseinnahme; zur 
Dedung der Koften Hat e3 die meiften Steuern um faſt 100 Prozent 
erhöht und Kriegsanleihen in der Höhe von 2676 Millionen Marf 
aufgenommen, die zur Verzinjung 136 Millionen Mark erfordern. 
Das gejchlagene Rußland dagegen hat für feine Kriegdanleihen 
von 2768 Millionen Mark nur 129 Millionen Zinjen zu entrich- 
ten: jo viel größer war das Vertrauen des Geldmarftes in die 
Leiftungsfähigfeit Rußlands (vgl. Helffrih, Marine-Rundſchau 1904 
und 1905). Man ermißt leicht, wie jchwer Japan die Wieder- 
berjtellung feiner Finanzen werden muß, und wie bitter es das 
Ausbleiben einer ruſſiſchen Kriegsentfchädigung empfinden muß. 
Erjchwert mag die Ordnung der Finanzen noch werden durch eine 
Mißernte und Hungersnot, die das Jahr 1905 einigen Provinzen 
gebracht hat. Aber e3 ift fein Zweifel, daß ausländifches Kapital 
nach der fejten Konfolidation der Macht leichter ala früher in 
Japan einftrömen und das finanzielle NRetabliffement erleichtern 
wird; Schon die ſpäteren Kriegsanleihen find unter günjtigeren 
Bedingungen als die früheren abgejchloffen worden. 


Alpbabetifches Regiſter. 
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310 — Schlacht bei Tſchuſima 
310 — Scharmützel 310 — Lan— 
dung auf Sachalin 311 — Waffen— 
ftillftand 312. 

Perſien. Bau eines englischen 
Telegraphen 311 — Grenzregu- 
lierung gegen Afghaniftan 312. 

Ruſſiſch-Aſien. Truppenver- 
ſchiebungen 310 — Meutereien in 
Transbaifalien 313. 

Türkiſch-Aſien. Kämpfe in 
Yemen 308, 311. 


Anftralien und Südjee 303. 


Belgien 237—239. 
Ueberſ. 343. 


Dänemark 241, 242. 
Ueberj. 343. 


Dentjches Reich 1—155. 
Ueberj. 322, 327, 


Auswärtiges. 


Austauſch von Profeſſoren mit 
Amerika 1, 109 — Deforierung 
Stöſſels und Nogis 1 — Handels- 
berträge 6, 20, 24—34, 39, 41, 
42, 44, 46, 50 — Mgitation zu- 
gunjten Gorfis 24 — Prefje zum 
Aufftand in Ruffiih- Polen 43 — 
Berhältnis zu Rußland, Ausliefe- 
rung 4, 64 — der Kaiſer über die 
deutſche Weltpolitift 67 — Reiſe 
des Kaiſers ind Mittelmeer 69, 
Aufenthalt in Liffabon 181, Beſuch 
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Alxhabetiſches Kegifter. 


in Tanger 304, in Italien 230, 
Rückkehr 82 — Marokkofrage im 
Reichstag 73, 74 — Preßdiskuſ⸗ 
ſion über Marokko, die Kaiſerreife 
und die deutſche Politik 76—79 
— angebliche Kritik der ruſſiſchen 
Armee durch den Kaifer 82° — 
angebliche Einwirkung des Königs 
von England auf den Kaiſer 92 
— Rüdfehr der Gejandtichaft aus 
Ubejjinien, Bericht 92 — Jaurès 
wird gehindert, in Berlin über den 
Weltfrieden zu jprechen 104, 148 
— Bujammenfunft de3 Kaifers 
und de3 Baren 107 — Kund— 
gebungen über den ruffiich-japa- 
niſchen Frieden, Depejchenmwechjel 
des Kaiſers mit Roojevelt 112° — 
jozialdemofratifcher Parteitag über 
auswärtige Politik 117 — Em- 
pfang Wittes 119 — Bufammen- 
funft Bülows mit Tittoni 120 — 
Prefje über Delcafjes Enthüllungen 
122—124 — bayerijcher Landtag 
über auswärtige Politif 124 — 
Burüdziehung der Belagungs- 
truppen aus China 127 — an- 
gebliche Abficht, die Zarenfamilie 
abzuholen 127 — Rangerhöhung 
de3 deutjchen und japanischen Ge- 
jandten 129 — angeblihe Be- 
mühungen in Peteröburg gegen 
Polen 129 — Thronrede über 
auswärtige Politik 131, 135 — 
Bülow über Dreibund, Maroffo, 
DOftajien, Rußland, Friedenspolitif 
de3 Kaijerd, Sozialdemokratie und 
auswärtige Politik 138—152 — 
Abholung von Reichdangehörigen 
aus Rußland 154 — Ankunft 
ruſſiſcher Flüchtlinge 154 — der 
Kaiſer und Bülow in der Maroffo- 
frage 154 — Zwiſchenfall mit 
Brafilien 154. 

Beziehungen zu England, 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
über Spannung am Zahresanfang 
3 — Oſtſeefahrt der englijchen 
Flotte 109, 113 — englifche Mit- 
teilungen über Delcafies Enthül- 
lungen 123 — Reichstagsdebatte 
über Beziehungen zu England, 
angeblihe Mobilmahung gegen 
England 138 ff, 152 — Sym- 


Aufralien und Südſee — Jeniſches Reich. 


pathiekundgebungen für England 
154. 


Baden. 

Wechſel im Minifterpräjidium 59 
— ber Raifer in Karlsruhe 82 — 
Generalverfjammlung de3 Vereins 
für Sozialpolitit 119 — Zuſam— 
menfunft Bülows und Tittonis 
120 — Landtagswahlen 124 — 
Landtagseröffnung, Thronrede 153 
— BPräfidentenwahl 154. 


Bayern. 

Bereinigung der liberalen Par— 
teien 1, 19, 127 — Sozialdemo- 
fratie und Zentrum 3, 110 — 
Wirtihaftsprogramm der Regie- 
rung 20 — Streit zwiſchen Hert- 
ling und Heim 79 — Wechjel im 
Kriegsminifterium 80 — neue 
Wahlfreiseinteilung 96, 104 — 
Konflikt zwischen Bentrum und 
Minifter des Innern 104, 106, 
122 — Ausſtand in der Metall- 
ai 105 — Landtagswahlen 

— Eröffnung des Landtags 
119 — Präfidentenwahl der Kam— 
mer, Budget 119, 124 — Kam— 
mer über Fleiſchnot 120 — Kam— 
mer über Wahlreform 121, 135 
— fammer über Hocjchulen und 
auswärtige PVolitif 124 — Ber- 
ftaatlihung der pfälziichen Eijen- 
bahnen 127 — Enthüllung eines 
Kaiferdenfmals in Nürnberg 128 
— Gtaatöbetriebe und Löhne 129 


— Rammer über Prügelftrafe 153 | 


— Diäten an Geſchworene 154. 


Braunfhweig. 
Beratung über Taljperren 5. 


Bremen. 


Nede des Kaijerd über Welt- | 


politit, Denkmalsenthüllung 67. 


Elfaß-fothringen. 
Reform des Vereind- und Ver- 
jammlungsredht3 62, 81 — Fam— 


eder Kirchhofsſtreit 831 — GStel- | 
fung zum Reiche 63, 81 — Beſuch 
Generalver- | 


des Kaiſers 83 — 
ſammlung der Katholiken 109. 


Erangeliſche Kirche. 


Konflikt zwiſchen Berliner Geiſt⸗ 
Eu ropäiſcher Geſchichtskalender. XLVI. 
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lichen und Oberkirchenrat 11, 99 
— — * auf den voch⸗ 
ſchulen 24, 45, 61 — Einweihung 
des Berliner Adler 48 — firdy- 
lich-joziale Konferenz 83 — Bus 
funft der evangelifchen Kirche in 
Württemberg 82° — TFeuerbeftat- 
tungen A — evangelijch-fozialer 
Kongreß 9 


Finanzen. 
Preußifcher Etat für 1905 3, 
76 — Nachtragsetats für Südmwet- 
afrika, Koften der Erpedition 5, 
11, 76 — Berzinfung der Reichs- 
poft 11 — Hiberniavorlage 19, 
41 — Entſchädigung der füdwelt- 
afrifanischen Anhebler 22 — Holl- 
erhöhung und Finanzen 24 ff. - 
Abgaben auf Binneniwafferftraßen 
37 — Lotterieverträge Preußens 

47 — Koften der Heeresverftär- 
fung 51 — Miniftergehalt und 
Penfionsordnnung in — 63 
— Reichsetat 73 — Einfommen- 
jtener in Württemberg80 — Reich3- 
anleihe 831 — Warenhausfteuer 82, 
94 — Berjonentarifreform 86, 102, 
103 — Ergebnis des Reichhaus- 
haltsetats 1904 111 — baye- 
riſches Budget 119, 124 — Koften 
der Marinevorlage 129 — Reicdh3- 
etat 135 — Reform der preußi- 
ihen Einfommenfteuer 153 — 
badijche Finanzen 153 — heſſiſche 
Finanzen 155. 

Debatten über NReichsfinanz- 
reform, your und BETT gi 
4, 63, 74, 75, 95, 119, 127 — 
Geöfaftshener 63 — Thronrede 
über Finanzreform 131 — Reichs— 
finanzvorlagen 135 — Reichstags- 
debatten 138, 144, 150 — Be- 
Ihtußeiner Zentrumsverfammtung 


Hamburg. 
gi des Wahlrechts 83, 


Handel, Berkehr und Wirtfhaftspolitik. 

Betriebömittelgemeinichaft der 

deutſchen Eijenbahnen 3, 7, 121 

— Talfperren im Harz 5 — Xer- 

zinfung der Reichspoſt 11 — 
23 
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Hiberniavorlage 19, 41 — innere 
Kolonijation ın Preußen 21 — 
Auszeichnung preußiicher Eijen- 
bahner 21 — Novelle zum preu- 
ßiſchen Berggejeg 21, 59, 65, 69, 
73, 82, 

100 — wafjerwirtichaftliche Vor— 
lage in Preußen 34, 43, 79 — Ab— 
gaben auf Waſſerſtraßen 34, 37 — 
Ueberjicht über die preußifche Eiſen— 
bahnverwaltung 55 — Vorlage 
über preußifche Nebenbahnen 75 


85, 88, 92, 93, 94, 9, | 


— Auszeihnung Buddes 80 — | 


Map- und Gewichtordnung 80 — 
Berjonentarifreform 58, 86, 102, 


103 — yo mit Abejfinien 92 


— Eijenbahnverbindung zwijchen 


Bayern und Württemberg 104 — 


BufammenjchlußfüddeuticherEijen- | 


bahner 106 — Fleiſchteuerung, 
Grenzöffnung und Zwifchenhandel 
107, 120, 130, 133, 134 — Eifen- 
bahnnunglüd in Spremberg 108, 
138 — Choleragefahr und Be- 
fümpfung 113 — neunftündige 
Arbeitszeit der württembergiſchen 
Eijenbahner 120 — Gutsverkäufe 
im preußiichen Often 120 — 
Wechjel im preußiichen Handels- 
minifterium 124 — Berftaatlihung 
der pfälzischen Eifenbahnen 127 — 
Verbot des Alfoholgenufjes für 
preußiiche Eifenbahner 135 — 
Handel mit Maroffo 141 — heſ— 
jiiche Eifenbahnen 155 — meib- 
liche AUngeftellte in der Boft 21 — 
Boftüberjegungsftellen 21. 
Handelsverträge. Debatte 
im preußiichen Abgeordnetenhaufe 
7 — Handelövertrag mit Defter- 





Alphabetilhes Begiker. 


fung, Bedeutung der Kavallerie 
50, 62, 65 — Feitlegung Der zwei—⸗ 
jährigen Dienftzeit 66 — Miß— 
Handlungen, Reform des Straf- 
prozejjes 66 — Neuaugrüftung der 
Artillerie 69 — Verſammlung des 
Flottenvereins 92° — Dftjeefahrt 
der englifchen Flotte 109, 113 — 
Kaifermanöver 114—116 — Ent- 
büllung des Moltfedentmals 126 
— Marinevorlage 129, 144 — 
Sinken eines Torpedobootes 129 
— friegführung und Truppen- 
leiftungen in Südmweftafrifa 138. 


Helen. / 


Bermählung des Großherzogs 
24 — Wahlreform 125 — Land» 
tag3eröffnung 155. 


Juſtij. 


Freiheit der Schwurgerichte 4 
— Auslieferungsverträge 4 — Ver⸗ 
mehrung der Richter 23 — Richter⸗ 
ſtellen und Parität 60 — Vereins— 
und Verſammlungsrecht in Elſaß— 
Lothringen 62, 81 — Reform des 
Nilttärttrafprögeffes 67 — Diäten 
für Schöffen und Geſchworene 81, 
154 — Entlaftung des Reichs— 
gericht3 84, 88 — Wechſel im 
Präfidium des Reichsgerichts 87 
— Menderung des Gerichtöverfaj- 
ſungsgeſetzes 87 — Budgetrecht 
des Neichdtagd 108 — Rechts— 
fähigfeit der Berufövereine 121 — 
Wechſel im preußiſchen Juſti 
Trank 129 — Brügetitrate 
153. 


‘ Sathelifhe Kirche. 


reich-Ungarn 20, 50 — Borlegung | 
im Neichdtage 24 — Landwirt 


ihaftsrat für Annahme 39 — 
erjte Beratung 39 — Urteil des 
Bundes der Landwirte 41 — 
Handelstag für Annahme 42 — 
Annahme in der Kommiffion 42 
— zweite Beratung 44 — dritte 
Beratung, Annahme 46. 


Heer und Flotte. 

Deforierung Stöfjels und Nogis 
1 — Flottenverein und Marine- 
verftärfung 48 — SHeeresverftär- 


Konfeffionsftreit auf den Hoch— 
ichulen 24, 45, 61 — Toleranz- 
antrag 35 — Schülerkongrega— 
tionen 44 — Parität im Beamten- 
tum 61 — Famecker Kirchhofs— 
ftreit 81 — der faijer erhält den 
Orden des Heiligen Grabe? 83 — 
der Kaiſer über die sei ee in 
Poſen 108 — Generalverfammlung 
der Katholiken 109 — Sprade 
und Beichte 113. 


Koburg: Gotha. 


Minifterwechjel 80° — Negie- 
rungsantritt des Herzogs 107. 


Deuniſches Reid. 


Kolsnialyslitik. Vgl. Afrika. 


Südweſtafrika: Nachträge für 
Siübdweftafrifa, Indemnitätsfrage 
5, 11, 22 — Stärke der Schuß- 


truppe, Koften 5 — Behandlung 


der — 5 — Eiſenbahn Wind- 
hut-Rehoboth 11 — Entihädigung 
der Anfiedler 22 — Dtavibahn 
23 — Nachſendung und Budget» 
recht 108 — Kriegführung, Lei— 
ftungen der Truppen 132, 147 
— Eijenbahn Lüderitzbucht-Kubub 
136, 145, 158. 

Hermann v. Wißmann F 97 — 
Wechjel in der Leitung des Ko— 
Ionialamt3 113, 129 — Angriffe 


auf die Kolonialverwaltung 117, 


153 — Rolonialtongreß 120 — 
Umwandlung des SKolonialamts 
135, 145 — Rameruner Eijenbahn 


83 — Mifhandlung Eingeborener 
153. 


Kunf, Wiſſenſchaft, Unterricht. 


Profeſſorenaustauſch mit Ame- 


rifa 1,109 — ga 3 in 
Württemberg 10, 94 — Kund- 
gebungen für Marim Gorki 24 — 


Bewegung auf den Hochjichulen um 


akademiſche Freiheit und konfeſſio— 
nelle Verbindungen 24, 44, 61, 84 
— Adolf v. Menzel 39 — Gym— 
nafiaften und Kongregationen 44 
— polnischer Unterriht 44 — 
Boltsjchulfrage in Preußen 44, 
SSOEEI MIRKIECHEUNDOEDER 84, 
136,153 — Stubdententag 61 — 
Schillerfeier 82 — Unfittlichkeit 
in Literatur und Kunſt 8 — 
preußifche Rektorenkonferenz 84 
— Dichter R. Baumbah F 119 
— Berein für Sozialpolitit 119 


— Prof. v. Rihthofen F 121 — 


bayerijhe Kammer über Hoch— 
ichulen 124 — Belämpfung der 
Cholera 113. 
Jippe· Detmold. 

Tod des Fürſten Alexander 6 
— Thronfolgeordnung im Land— 


tag 62 — Schiedsſpruch über die 


Thronfolge 126. 
ſũben 


Alenderung des Wahlrechts 105. 
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Mehlenburg. 


Berfafjungsfrage 19. 


Varteiweſen. 


Wahlrechtsfragen 3, 59, 83, 95, 
96, 104, 105, 122, 125, 128, 130, 
135, 136 — Wahlbündnifje 1, 3, 
19, 124, 127 — medlenburgifche 
Berfaffungsfrage 19 — konfeſſio— 
nelle Verbindungen 24, 44, 61 — 
Flottenverein 48, 92 — Paritäts- 
frage 61 — Belämpfung der Un- 
fittlichfeit 83 — bayeriihe Wahlen 
106 — Wahlen in Schwarzburg- 
Rudolſtadt 114 — Angrife auf 
die Kolonialverwaltung 117 — 
Budgetrecht, Indemnität 5, 108 
— Gutsverkäufe im DOften 120 — 
Städtetag 130 — Parteien und 
ren A 150. 

Urbeiterbewegung. Berg— 
arbeiterjtreif im Ruhrrevier 6, 8, 
12, 21, 59, 65, 69, 73, 82, 85, 
88, 93, 95, 100 — neue Unruhe 
dort 121 — Delegiertentag der 
Bergarbeiter 73 — hriftlich-natio- 
nale Urbeiterjchaft 83 — Ausſtand 
der Dresdener Zigarrettenarbeiter 
104 — Ausſtand in der Miün- 
chener Metallinduftrie 105° — 
Streik im weftfälifchen Baugewerbe 
113 — NAusftand in der Berliner 
Elektrizitätsinduftrie 120. 

Bund der Landwirte. Han— 
delöverträge 41. 

Chriftlib-Soziale. Bartei- 
tag 119. 

Deutſche Volkspartei gegen 
die Sozialdemokratie 1. 

Freiſinnige gegen Sozial— 
demokratie und Zentrum in Bayern 
1, 127 — Parteitag der freiſin— 
nigen Volkspartei 119 — Partei— 
tag der freifinnigen Vereinigung 
41. . 

National-Soziale Bind- 
ni3 mit den Liberalen 127. 

Nationalliberale gegen So- 
zialdemofratie und Zentrum in 
Bayern 1, 19, 127 — Parteitag 
87 — Bund mit der Sozialdemo- 
fratie in Baden 124. 

Polen. Preſſe über Ruſſiſch— 
Polen 43 — über die deutjchen 

23* 
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Tai 111 — Spradenerlafie | 


Parteitag 121. 
Sozialdemokratie. 


Streit 


um Befteuerung der Konjumver- 
eine 83 — Streit um Mafjenftreif 


106, 111, 117, 121 — Polemik 
gegen Barteigegner 111 — Bartei- 
tag 117 — Streit in der „Vor— 
warts“Redaktion 125 — Straßen- 
demonftrationen 128 — zur aus— 
wärtigen Bolitif 148. 
Zentrum. Bund mit den 
Sozialdemofraten in Bayern 3, 
111 — Toleranzantrag 37° — 
Parität und Zentrum 61 — Streit 


ge Heim 79 — dameder | 
—— sſtreit 81 — Verhältnis 
zur bayeriſchen Regierung 104, 


122 — Generaverſammiung 


der Katholiken 109 — zur dieiche 
fteuerreform 154. 


Yerfonalien. 

Kaifer Wilhelm II. Schlägt 
einen deutſch-amerikaniſchen Pro- 
feffjorenaustaufh vor 1, 109 — 
verleiht den Orden pour le merite 
an Stöffel und Nogi 1 — Dom- 
einweihung in Berlin 48 — Aus- 
zeihnungen für die Handelsver- 
träge 50 — Telegramm an den 
Studentenfongreß 62 — Enthül- 
lung eines Kaiſer-Friedrich-Denk— 
mal3 in Bremen, Rede über die 
Weltpolitit 67 — Reife ins Mittel- 
meer 69, Aufenthalt in Liſſabon 
181, Beſuch in Tanger 304, Rück— 
fehr 82 — Annahme des Ordens 
vom Heiligen Grabe, Rede 83 — 
Slottenverein 92 — Rede bei der 
Vermählung des Kronprinzen 96 
— Teilnahme an der Regatta, 
Rede 99 — Nordlandsreife 106 
— Zuſammenkunft mit dem Zaren 
107 — Beſuch Gneſens, Rede über 
Aufgaben der Deutjchen und reli- 
giöje Toleranz 108 — Depejchen- 
mwechjel mit NRoojevelt über den 
Frieden in Oftafien 112 — Trinf- 
ſpruch auf das 18. Korps 114, 
auf die Provinz Hefjen-Nafjau 115, 
auf das 8. Korps 116, auf die 
Nheinprovinz 116 — Empfang 
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Alphabetifhes Regiſter. 


Wittes 119 — Beſuch in Dresden 
125 — Enthüllung des Moltke— 
denkmals 126 — Enthüllung 
eines Kaiſer⸗Wilhelm⸗Denkmals in 
Nürnberg 128 — Eröffnung des 
Reichstags, Thronrede 131. 

Kronprinz Wilhelm von Preu— 
Ben. Bermählung 96. 

Prinzregent Zuitpold von 
Bayern. Eröffnung des Landtags 
119 — Enthüllung eines Kaijer- 
denfmals in Nürnberg 128. 

Großherzog Ernſt Ludwig 
von Heſſen. Berheiratung 24. 

deräog Karl Eduard von 
Koburg-Gotha. Mebernahme der 
Regierung 107. 

Fürft Alerander von Lippe- 
Detmold F 6. 

Grafleppo n a Lippe thron⸗ 
folgeberecdhtigt 1 

Fürſt — von Hohen- 
zollern F 9 

ae Karoline von 
Weimar 7 11. 

Abg. Ablaß. Mißhandlungen 
in den Kolonien 153. 

Abg. Albrecht. Kündigung des 
Auslieferungsvertrages mit Ruß— 
land 65. 


Minifterialdireftor Dr. Althoff. 
Akademiſche Freiheit 44, 45. 

Abg. Arendt. Kanalvorlage 
und Finanzen 34. 

Abg. v. Arnim. Beamte und 
Sozialdemokraten 46. 

Bayer. Kriegsminifter v. Ai ch. 
Nüdtritt 80. 

Ubg. Bachem. Toleranzantrag 
Sa Entlafrung de3 Reichsgerichts 

Abg. Bachmann. Unterſuchung 
der Bere 21. 

Abg. Graf Balleftrem. Schluß 
der Gejjion 94. 

Abg. Bajjermann. Rede auf 
dem nationefüiberolen Parteitag 
.. — Deutſchland und die Mächte 


Ficter Rudolf Baumbad F 
og. Bebel. Budgetreht 22 — 


foloniale Fragen 22 — Flotten- 
verein und Marine 48 — Heeres- 


Deuniſches Reid. 


verjtärfung 65 — Berggejeß, Ma- | 
roffofrage 73 — auswärtige Politik | 


auf dem Barteitage 117 — Mafjen- 


ftreit 118 — kriegeriſche Politik 
der Regierung, Friedensliebe des 
Proletariats 144. 


Oberbürgermſtr. Beder. Berg- 


gejegnovelle 95. 
Abg. Bernftein. Handelöver- 
träge 39. 


Preuß. Zuftizmin. Dr. Befeler. | 


Ernennung 129. 
Oberpräj.vd.BethHmann-Holl- 

weg. Ernennung zum preußifchen 

Minifter des Innern 65. 


Abg. Beumer. Bergarbeiter- 


ftreit 17 — SHandelöverträge 40. 
Abg. Bödler. Weibliche Poſt— 
beamte 21. 


Bad. Minifterpräf. v. Brauer. | 


Rücktritt 59. 
Württ. Minifterpräj. v. Breit- 
u 9. Berfafjungsrevifion 80, 97, 


Abg. Bruft. Vergarbeiteraus- 


ftand 10. 


Preuß. Minifter der öffentlichen | 


Arbeiten v. Budde. Kanalvorlage 








34, 80 — Ueberſicht über das | 
Eifenbahnmwejen 55—59 — Ub- 


gaben auf Waflerftraßen 80 — 
erhält den Schwarzen Adlerorden 


80 — Berfonentarifreform 103 


—— Eiſenbahnunglück 


dieichskanzler Graf Bülom. | 


Handelöverträge 7, 24—34 — 
Bergarbeiterausftand 8, 13, 74 — 


Kanalvorlage 43 — Vertretung | 
Elfaß-Lothringens im Bundesrat 
64 — Neutralität im oftafiatiichen 
Kriege 64 — Bolenpolitif 65 — 


Berggejeßnovelle 69, 74, 89, 94, 
101 — Marokkopolitik 74 — Er- 
hebung in den Fürftenftand 96 — 
Note über Jaurès' Auftreten in 


Berlin 105 — Empfang Wittes 
119 — Zuſammenkunft mit Tit- | 


toni 120 — Eröffnung des preu- 
Bifchen Landtags 136 — Begrün- 
dung der Finanzreform 138 — 
Rede im Reichstag über die aus- 
wärtige Politik: Marokko, Dft- 
alien, Koloniales, Friedenspolitif 
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138—150, 152 — angebliche Mo- 
bilmachung gegen England 152. 

Schr. dv. Burgsdorff. Wir- 
fungen der Goztalpolitif 95 — 
Rejolutionen zum Berggejeß 101. 

Abg. Büſing. Verfaſſung in 
Medlenburg 19. 

Oberſt v. Deimling. Feldzug 
gegen die Hottentotten 136. 

Abg. Dies. Sozialdemofratifche 
Preßfehden 118. 

Fürft Dohna-Schlobitten. 
Kanalvorlage 80. 

Sehr. dv. Durant. 
lage 80. ' 

Bad. Minifterpräfident Frhr. 
v. Duſch. Ernennung 59. 

Prof. Ehrhard. Bapfttum, 
Religion, Kultur 110. 

Abg. Eickhoff. Handelöver- 
träge 44. 


Preuß. Kriegsmin. v. Einem. 
Begründung der Neuforderungen 
51,66 — Soldatenmißhandlungen, 
Militärftrafprogeß 66. 

Abg.v. Elm gegen die Revo- 
lutionsromantif 128. 
ee Ernft. Zulagen für Lehrer 


Abg. Erzberger. Entjichädi- 
gung der Anfiedler in Südweſt— 
afrifa 23 — zehnftündiger Arbeits- 
tag 39 — Angriffe auf die Kolonial- 
verwaltung 117, 137, 153. 

Fürft Eulenburg. Berggejeß- 
novelle 101. 

Abg. v. Eynern. Akademiſche 
Freiheit 45. 

Bayer. Minifter des Innern 
Graf Feilitzſch. Bayern und 
Handelöverträge 40 — Fleiſch— 
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120, 133, 134 — Streit im weft- 
lichen Baugewerbe 113 — Verein 
für Sozialpolitit 119 — Gtreif 
in der Berliner Üleftrizitäts- 
induftrie 120 — neunftündige 
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Arbeitszeit auf der wiürttember- | 


ischen Eijenbahn 120 — neue 
ie im Nuhrrevier 121 — 
bayerische Kammer über Löhne 
und Arbeitäzeit in Staatöbetrieben 
129 — deutſcher Städtetag 130. 


@odeofälle. 
Fürft von Lippe-Detmold 6 — 
Großherzogin von Weimar 11 — 


Adolf v. Menzel 39 — Minifter 
v. Hammerftein 65 — Fürft Leo» 
pold von Hohenzollern 97 — Her | 
mann dv. Wißmann 97 — Rudolf 
Baumbah 119 — Wrofeffor 


v. Richthofen 121. 


Weimar. 
Großherzogin Karoline F 11 — 
Studententag 61 — fozialdemo- 
fratiicher Parteitag 117. 


Württemberg. 
Zuſammenſchluß der Linken 


außer Sozialdemokratie 1 — | 


Bolksichulgefegentwurf 10, 94 — 


Berfafjungsrevifion 24, 80, Vor- 


legung 97, Beratung 102, 107 — 
Gemeindeordnung 39 — Grenz- 
berihtigung mit Bayern 39 — 
Kammer über Staat3- und Reichs— 
finanzen 75 — neues Einfommen- 
fteuergejeg 80 — Diäten für 
Schöffen und Gejchworene 82 — 
Kammer über Zukunft der evan- 
gelischen Kirche 82 — evangelifche 
Kirche und Feuerbeftattung 84 — 
Kammer über Berfonentarifreform 

86 — Berfammlung des Flotten— 
vereind 92 — Kammer gegen fon- 
feſſionsloſe Volksſchulen 94 — 
Eiſenbahnverbindung mit Bayern 

04 — neunſtündige Arbeitszeit 
der Eiſenbahner 120. 


Frantreich 203—224. 
Ueberſ. 317, 321, 340. 


Auswärtiges und Koloniales. 


Kommiffion über die Hullfrage | 


203, 205 — Genatsbebatte über 


Marofto 211 — Raiferreife nah 
Tanger 213 — Beſuch des Königs 


von England in Paris 213, 214 
— Berteidigung der Kolonien 213 


— Sammerdebatte über Marokko 
213 — Beitungsangriffe auf 
era wegen Marokko 213, 

214 — Beſuch des Königs von 
Spanien in Paris 214 — Preſſe 
und Marokkokonferenz 214 — 
NRüdtritt Delcafjes 214, Urjache 
217 — „Temps“ über Deutich- 
land, England und Frankreich 214 
— Haurds’ Reife nach Berlin 215 
— Beſuch einer engliihen Flotte 
215 — Verhandlungen und Ver- 
träge mit Deutichland über Ma- 
roffo 215, 216, 218, 219 — 
Friede in DOftafien 218 — deutich- 
rujfiiche Annäherung 218 — Grau- 
jamfeiten am Kongo 219 — Ent- 
hüllung des „Matin“ über einen 
englifch- franzöfiihen Kriegsplan 
gegen Deutichland 219 — Beſuch 
des Königs von Portugal in Baris 
222 — Bund mit Rußland 222 
— fritif von Bülows Maroffo- 
rede 222 — Maßregeln gegen 
Sklavenhandel 222 — Gelbbud 
über Maroflo, Roudier über Ma- 
roffo, Kammerbdebatte 222. 


Heer und Flotte. 


Ungeberei im Heere 203, 204, 
211 — Annahme der Wehrvorlage 
205, 207 — Stärke der deutichen 
und franzöfiihen Flotte 205 — 
Stärke des deutſchen und franzö— 
fifchen Heeres 206 — Verteidigung 
der Kolonien 213 — militäriſches 
Eingreifen bei Streils 213 — 
—* im Kriegsminiſterium 221 
— antimilitariſtiſche Kundgebun— 
gen 221. 


Inneres. 


Wahlniederlage der Regierung 

203 — Kabinettswechſel 203 — 
Streit der Porzellanarbeiter in 
Limoges 213 — Ausſtand der 
Poliziften in Lyon 214 — Wechſel 
im Slnangmintberium 215 — Be- 
gnadigung politifcher Verbrecher 
218, 221 — Konflikt zwiſchen 
Regierung und NRadifalen 221 — 
Umbildung des Kabinetts 221 — 
Streif der Arfenalarbeiter 221 — 
Kirchenfrage j. Kammern. 


Frankreich ⸗ Großbritannien. 


Senat. 
Delationsfrage in der Armee 211 
— Marokkodebatte 211 — Ver— 
teidigung der Kolonien 213 — 


Wehrvorlage 205 — | 


Trennung von Staat und Kirche 


221, 222. 
Deputiertenfammer. 
fiventenwahl 203 — Ungeberei im 
Heere, Mißtrauensvotum 203 — 
Programm Rouvierd 203 — Kir— 
chenpolitif Rouvierd 204 — Ma- 
rinebauplan 205 — die deutjche 


Prä- | 


und franzöfiihe Armee 206 — 


Annahme der Wehrvorlage, Prä- 
jenzftärfe 207 — Entwurf 
Gerehes über Trennung von Staat 


des 


und Kirche 207 — Beratung ded 


Kirchengejeges 213, 214, 215 — 
Amneftie — Verbrecher 218, 


221 — Politik gegen Arjenal- | 
ebatte über | 


arbeiter 221 — 
Marofto 213, 216, 222—224 — 
Organifierung von Beamten und 
Staat3arbeitern 221 — ruffisches 
Bündnis 222 — Arbeitsbörſe 222 
— Proletariat und auswärtige 
Politik 222. 


Verſonalien. 


Präſident Loubet. Reiſe nach 
Portugal und Spanien 181, 183 
— —————— mit dem König 
von England 213, 214 — mit 
dem König von Spanien 214 — 
mit dem König von Portugal 222. 

Abg. d'Alſace. Das deutjche 
und franzöfifche Heer 206. 

Abg. Ungagneur. Gejundheit 
im Heere 206. 

Kriegsmin. Berteaur. Wehr- 
vorlage 207 — Rücktritt 221. 

Kultusmin. Bienvenu-Mar- 
tin. Vakante Diözefen 204. 


Godefroy Cavaignac F 218. 


Min. des Ausw. Delcajie. 
Erklärung im Senat über Ma- 
roffo 211 — in der Kammer 213 
— Rücktritt 214, 217 — Ent- 


hüllungen „Kriegäplan gegen 


Deutihland 

Abg. ne Wahl zum 
Kammerpräfidenten 211. 

Abg. Sauthier de Clagny. 


= 
- 


365 


Trennung von Staat und Kirche 
204 


Nens Goblet F 218. 
bg. Jaurès. Deutichland, 
Franfreih und Maroffo 213 — 
Berliner Reife 215 — Delcafies 
Rücktritt und Enthüllungen 220 
— Broletariat und Patriotismus 
222 


Ubg. Leroy. Trennung von 
Staat und Kirche 204. 

Abg. Magniande gegen Rou- 
vier 204. 

Abg. de Montebello. Wehr- 


borlage 207. 
Abg. Morlot. Vakante Diö- 
Ka⸗ 


zeſen 204. 

Miniſterpräſ. Rouvier. 
binettsbildung, Programm 203 — 
Uebernahme des Auswärtigen 215 
— Verhandlungen mit Deutſch— 
land 216 — Organiſierung von 
Staatsbeamten 221 — ie 
der Maroflofrage 22 

Marinemin. ont on. Bau- 
plan 205 


eſſe. 

Wiederherſtellung des Blocks 205 
— Kaiſerreiſe nach Tanger, Del— 
cajies Politik 213, 214 — „Ma- 
tin“ gegen Deutihland 214 — 
Marokkokonferenz 214 — „Temps“ 
über Deutjchland, England, Franf- 
reich 214 — Kriegäbejorgnis 215 
— Billigung von Rouviers Po- 
titit 217 — „Gaulois“ über Del- 
caſſes Rüdtritt 217 — oftafia- 
tiſcher Friede 218 — „Temps“ 
über eine — Annähe⸗ 
rung 218 — Grauſamkeiten am 
Kongo 219 „Matin“ über 
—**8* gegen Deutfchland 219 
— Bülows Maroftorede 222. 


Griehenland 293. 
Ueberj. 348. 


Großbritannien 184—202. 
Ueberj. 321, 326, 338. 


' Auswärtiges und Koloniales. 


Balfour über die Möglichkeit 
von Konfliften 184 — Blaubuch 
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über Tibet 185 — Angriffe auf 
die deutiche Flottenpolitif 185, 
187, 192 — Kritik der deutjchen 
inneren Zuftände 185 -- Thron» 
rede über Auswärtiged 185 — 
Dberhaus über Dftafien, Tibet, 
Makedonien, Afghanijtan 186 — 
Unterhaus über Ditafien, vr 
land, Afghaniftan 188 — Ent- 
ihädigung der Huller Fiicher durch 
Rußland 189, 205 — Oberhaus 
über Makedonien 190 — Brejie 
und Unterhaus über Maroffo und 
Deutichland 190, 191 — 


Brefie 


über Rußland, Japan und Frank» 


reich 192 — 
Indien und Afghaniftan 192 — 
Lansdowne über Japan und Franf- 
reich 193, 198 — Beſuch des Kö— 
nigd von Spanien 194 — Land» 
downe über Maroffofonferenz 194 
— Preſſe über baltijche Pläne des 
Deutſchen Kaiferd 195 — Unter 
haus über Oſtaſien, Deutichland, 
Kongoftaat, Kreta 195 — Beſuch 
eined® franzöjiihen Gejchwaders 
196 — Reiſe des Königs Durch 
Deutijchland, Beziehungen zum 
Kaiſer 197, 200 — Gouverneur- 
wechjel in Indien 196 — Beur- 
teilung des oftafiatiichen Friedens 
196 — Dftfeefahrt der Kanalflotte 
196 — Bündnis mit Japan 197 
— „Times“ über Deutjchland und 
Rußland 197 — Balfour über die 
auswärtige Bolitit 198 — Bureau 
Neuter über England und Ruß— 
land 200 — Scriftwecdjel über 
KRolonialtonferenz 200 — Sym- 
pathiefundgebungen für Deutſch— 
land 201 — Campbell Banner- 


Unterhaus über 


mann über die auswärtige Politik 
201. | 


Finanzen, Handel und Mirtfdaft. 
Kiberaler Antrag über Finanzen 
188 — Entihädigung der Huller 
Fiſcher 189 — Armeelieferungen 
189 — Budget für 1905 191 — 
Berfauf von Kohlenfeldern an 
Ausländer 195 — Handel im 


Kongoftaat und in Schantung 195 


ampbell Bannermann über 
Handelspolitif 187, 202. 


Alphabetiſches Kegiker. 


Heer und Eistie. 


Balfour über die Gtreitfraft 
Englands 184 — englihe und 
deutiche Flotte 185, 189, 192, 196 
— Flottenbudget 188 — Beſei— 
tigung alter Schiffe 189 — ſchlechte 
Armeelieferungen im Burenfriege 
189, 194 — Berteidigung Indiens 
193 — Heeresetat 194 — Bejuch 
einer franzöjiichen Flotte 196 — 
Ditjeefahrt der Kanalflotte 113, 
196 — Ausbau Singapore 197 
— Untergang der „Hilda” 200. 


Inneres. 


Arbeitsloſe, Notftandsarbeiten 
185 — NRüdgang der Geburten- 
ziffer 185 — Differenzen in der 
Regierungäpartei über $rland 188 

Urbeitzzeit im Kohlenbergbau 
189 — Unterſchleife bei Armee- 
lieferungen 189, 194 — Erſchwe— 
rung der Einwanderung 192, 194 
— Wahlreformentwurf 194 — 
Berfauf von Kohlenfeldern an 
— 195 — Niederlage des 

abinetts 194 — Kongreß der 
Trade Unions 197 — Empfang 
von Arbeitsloſen durch Balfour 
198 — Kabinettswechſel 200, 201. 


Irland. 


Entgegentommen der Regierung 
in Bermwaltungsfragen 188 — 
Budget und Landakte 194 — Yor- 
derungen der Nationaliften 201. 


Yerfonalien. 


König Eduard VII. Barla- 
mentseröffnung 185 — Empfang 
des Königs von Spanien 194 — 
Empfang franzöfijcher Seeleute 196 
— Reije ind Ausland, Beziehungen 
zum Deutjchen Kaifer 196, 200. 

Lord Avebury. —— mpathie⸗ 
fundgebung für Deutſchland 201. 

Minifterpräf. Balfour. Wehr- 
macht, Möglichkeit von Konflikten 
184, 189 — Afghaniftan, Fiskal- 
politif 188 — Sicherheit Indiens, 
Afghaniſtan 191 — Niederlage im 
Parlament 194 — Empfang Ar— 
beitälofer 198 — Rede in Guilbd- 
Hall 198 — Rücdtritt 201. 
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Staatsſekr. Brodrid. Bolitif 


gegen Deutſchland 198. 

Abg. Campbell Banner- 
mann. Tadel der Regierung 187 
— Kabinettöbildung 201 — aus- 
mwärtige Bolitif 201. 

—— 3 I bamber- 
lain. Budget 191. 

BVizelönig — urzon. Rück— 
tritt 196. 

Abg. Dilke. Kabinettswechſel 
und auswärtige Politik 195. 


Vizeadmiral Fitzgerald gegen 


die deutſche Flotte 192. 

Abg. Labouchère. Deutſch— 
EN ; England, Marokko 
191. 


Min. des Ausw. Lord Lans— 


downe. Oſtaſien, Makedonien, 


Tibet, —— 186 — Ma— 
fedonien 190 Japan und 
— 193, 198 — Maroffo 


Roillord ber Admiralität Lee 
gegen die deutſche Flotte 186. 

Earl Minto. Gouverneur von 
Indien 196. 

Unterſtaatsſekr. Earl of Perey. 
Entente und Deutſchland 191 — 
Deutichland, Dftafien, Kongoftaat, 
Kreta 195. 

Abg. Walton. Deutichland in 
China 195. 

Staat3jefr. für Irland Wynd- 
ham. NRücdtritt 188. 

Abg. Derburgh über die 
deutſche Flotte 189. 


Irefle. 





„Times“ und „Empire Review“ | 
über deutjche BZuftände 185 — ı 


Deutſchland und Maroffofrage 190 


— Krieg zwiichen Deutjchland und | 


England 192 — Roſchdeſtwensky, 
Japan und Frankreich 192° — 
Kaijer Wilhelm und Norwegen 
195 — Freundſchaft mit Franf- 
reih 196 — Beziehungen des 
Königs zum Deutſchen Katjer 196, 
200 — Friedensſchluß in DOftafien 
196 — „Dutlod“ über die beutjche 
Weltpolitit 196 — „Times“ über 
a Rußland "und Deutjch- 
197 — Bureau Reuter über 





England und Rußland 200 — 
Kabinettswechſel 200. 


Aalien 225—234. 
Meberj. 341. 
Auswärtiges. 

Tittoni über die Beziehungen 
zum Auslande 225 — internatio- 
nales Inſtitut zum Schutze des 
Ackerbaus 225, 227 — Abkommen 
mit dem Mullah 228 — Beſuch 
des Deutſchen Kaiſerpaares 228, 
230 — Zuſammenkunft Tittonis 
mit Goluchowski 230 — Senats- 
debatte über Tripolis 230 — Kam— 
merdebatte über Kreta, Dreibund, 
Balfanfragen 231 — Berhand- 
lungen mit Defterreih-Ungarn über 
Tirol 233 — Handelövertrag mit 
Spanien 233, 234. 


Inneres. 

Eijenbahnfrage: Gejeßent- 
wurf über Staatöbetrieb und Er- 
werb von Bahnlinien 226, Oppo- 
fition der Eifenbahner, Obftruftion 
226, Streit 230, Annahme der 
Vorlage 230, 233. 

Bildung einer fatholiichen Partei 
225 — Enthüllung eines Erispi- 
denfmal3 225 — Aderbauinftitut 
225 — Rücktritt Giolittis 227 — 
Kabinett Tittoni 227 — Kabinett 
Fortis 228 — Programm Fortis’ 
228 — Marinebauprogramm 231 
— Budget 19045 233 — Kom— 
munal- und Provinzialwahlen 233 
— Tumult in Granmidjele 233 — 
Erdbeben in Süpditalien 233 — 
Erweiterung des Hafens in Genua 
233 — Umbildung des Kabinett3 
Fortis 233 — Tumult in Apulien 
234 — Gewerkſchaftskongreß 225. 


Kammern. 

Senat. Beziehungen zum Aus- 
lande 225 — Eijenbahnerftreif 
227 — Fortis’ Programm 228 
— Eifenbahnvorlage 230 — De- 
batte über Tripolis 230. 

Deputiertenfammer. Ber- 
trauensvotum für Tittoni 228 — 
Fortis’ Programm 228 — Eijen- 
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bahnerjtreift 230 — Eifenbahn- | 
vorlage 230 — auswärtige Bolitif | 
231 — Budget 1904/5 233 — 
Erwerb von Eifenbahnen 233 — 
Handeldvertrag mit Spanien 233. 


Yerlonalien. 
König Biltor Emanuel II. 
Errichtung eines landwirtichaft- 
fihen Snjtitut3 225 — Ermweite- 
rung des Hafens Genua 233. 

Schagmin. Sarcano. Budget 
1904/5 233. 

Minifterpräf. Fortis. Verſuch 
der Kabinett3bildung 227 — Ka— 
binett3bildung 228 — Programm 
228 — Eijenbahnerftreif 230 — 
Umbildung des Kabinett3 233. 

Minifterpräj. Giolitti. Rück— 
tritt 227. 

Kammerpräj. Marcora. Irre— 
dentiftiiche Aeußerungen 233. 

Min. der öffentlichen Arbeiten 
J desco. Eiſenbahnerobſtruktion 





Min. des Ausw. Tittoni. 
Beziehungen zum Auslande 225 — 
Kabinettsbildung 227 — Zuſam— 
menkunft mit Goluchowski 230 — 
Erklärung über Tripolis 230 — 
Kreta, Dreibund, Balkan 231. 


Luxemburg 241. 


Mittel: und Süd⸗Amerika 
301, 302. 
Ueberj. 349. 


Montenegro 293. 


Niederlande 239, 240. 
Ueberj. 343. 


Nord:Amerila 294— 301. 
Ueberj. 348. 
Auswärtiges. | 
Schiedögericht3verträge 294 — | 
Neutralität Chinas 295 — Frie- 
denövermittlung in Dftafien 296 | 
— Maßregelung Bowens 296 — 





Alphabetifches Kegifer. 


Wechſel im Staatsſekretariat des 
Auswärtigen 296 — FFriedens- 
verhandlungen 297, 298 — Dif- 
ferenzen mit Neufundland 299 - 
Roofevelt über das Staraibifche 
Meer 299 — Beſuch eines eng- 
liſchen Geſchwaders 300 — Bot- 
ichaft über Monroedoftrin 300 — 
hinefiiche Einwanderung 311, 312. 


Finanzen, Handel und Wirtfgaft. 

Förderung der Handel3marine 
294 — Handelskammern über 
Handel3verträge299 — Kündigu 
des deutjchen Handelsvertrags 300 
— Botſchaft über Trufts, Finanzen, 
Zarif 300 — Handel mit China 
311, 312. 


Heer und Flotte. 
Schuß von Häfen 294 — Er- 
ploſion auf einem Kriegsſchiff 297. 


Inneres. 

Gejeg über Einwanderung 294 
— Gtatiftif der Einwanderung 
297 — Botichaft über Einwan- 
derung 301 — Rooſevelt über 
Rafjenjelbfimord und Meutter- 
pflichten 295 — zweite Amt3periode 
Roofevelts, Botichaft 295 — Xr- 
beit3zeit in Bädereien 296 — Aus- 
ftand in Chicago 296 — Gelb- 
eihäfte von Beamten 296 — 
: ai bei Kongreßeröffnung 


Kanada. 
Streit um RKonfeſſionsſchulen 
294 — Zollpolitik 297. 


Kongreh. 

Repräjentantenhaug. För- 
derung der Handeldmarine 294 — 
Befeftigung von Häfen 294 — 
Senat über Schiedögerichtäverträge 
294 — Eröffnung, Botichaft 300. 


Verſonalien. 

Präſident Rooſevelt. Ableh— 
nung der Schiedsgerichtsverträge 
294 Raſſenſelbſtmord und 
Mutterpflichten 295 — Beginn 
der zweiten Amtsperiode, Bot- 
ihaft 295 — Friedensvermittlung 
296 — Aufrechterhaltung der Ord- 


£uzemburg— Orferreid- Ungarn. 


nung im Karaibiſchen Meer 299 
— Botichaft an den Kongreß 300. 

Gejandter Bowen. Entlafjung 
296 


Staatsſekr. Kohn Hay f 296. 
Staatsjefr. Elihu Root. Er- 
nennung 297, 


Norwegen 254. 
Ueber). 343. 


Defterreih: Ungarn 156— 180. 
Ueberj. 334. 
Auswärtiges. 

Polenklub über Rußland 158 — 
Polenfrage zwiſchen Deutichland 
und Defterreihh 158 — Abwehr 
irredentiftiicher Beftrebungen 161 
— SHandelöverträge im Reichsrat 
165 — Zuſammenkunft des Kaijerd 
mit dem König von England 166 
— Hanbdelöbeziehungen zu Stalien 
167 — Ungarn und die Hohen- 
zollern 167 — Angebliche Ein- 
miſchung Deutjchlands in den öſter⸗ 
reichiich-ungarifchen Streit 172 — 
Fremdenblatt über mafedonijche 
Finanzkontrolle 174 — Beſuch 
des Königs von Spanien 176. 


Böhmen und Mähren. 

Einftellung der Objtruftion im 
böhmijchen Landtag 162 — Streit 
um tichechifche Univerfitätin Brünn 
172 — Demonftration für das all- 
gemeine Wahlrecht in Prag 174 
— neue Wahlordnung für Mähren 
176 — Unruhen in Prag 179. 


Gisleithanien. 

Ernennungen zum Minifter des 
Innern und der Juſtiz 156 — 
Wechſel des Landesverteidigungs- 
miniſters 159 — Wechſel des 
Eiſenbahnminiſters 160, 161 — 
Papſt über „Los von Rom“ 161 


— Ernennung von Herrenhaus 


mitgliedern 166 — Wechſel im 
Kultus- und Handeldminifterum 
167 — Sozialdemokratie für all- 
gemeine® Wahlreht 169 — Er- 
Öffnung der Tauernbahn 169 — 
Demonftration für allgemeines 


Europäifcher Gejchichtstalender. XLVI. 
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Wahlrecht 175 — offiziöje Kund- 
gebung über da3 allgemeine Wahl- 
recht 175 — Opbjftruftion der 
Eijenbahner 176 — Beziehungen 
zu Ungarn 156, 157, 159, 161, 
169, 170, 177 — ©. Reichsrat, 
die einzelnen Landſchaften. 


Finanzen, Handel, Wirtfhaft. 


Refundierung in Eigleithanien 
157 — Budgetproviforium und 
$ 14 159 — lUeberjchreitung des 
Eijenbahnbudgets in Eisleithanien 
160 — Bolltarif in Eisleithanien 
161 — ungarijcher Bolltarif 162 
— Handelöverträge in Eisleitha- 
nien 165 — Quotenfrage 165 — 
Steuerfrage in Ungarn 165, 174 
— Budget Eisleithaniens 171. 


Heer und Flotte, 


Refrutierungsvorlage in Cis— 
leithanien 157 — Mechiel bes 
Zandesverteidigungsminifters 159 
— Kroatiſche Kommandoſprache 
verlangt 161 — der Kaiſer über 
die ungariſche Armee 163 — Re— 
krutierungsfrage in Ungarn 166, 
166, 174 — Banffys Armeeforde- 
rungen 166 — Armeeforderungen 
der ungarifchen Koalition 170 — 
Burüdhaltung des 3. Jahrgangs 
in Ungarn 173 — Fejervarys 
Armeeprogramm 174 — Berftär- 
fung der Prager Garnifon 179. 


Kun, Wiſſenſchaft, Unterricht. 


Errichtung nationaler Univerfi- 
täten in Gisleithanien 162 — 
nationale Schulfragen in Eiglei- 
thanien 163 — italienische Faful- 
tät 165 — tichechifche Unterricht3- 
anftalten in Schleſien 166 — 
magyarijcher Unterricht 167, 174 
NEN in Mähren 
172. 


Yerfonalien. 


Raijer Franz Joſeph. Auf- 
löfung des ungariichen Abgeord- 
netenhaujes 156 — Verhandlungen 
mit der Koalition 160, 170 — 
Verhandlungen mit Andraſſy 162 
— Gcreiben an Fejervary 163 
— Beſuch des Königs von Eng- 
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